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Vorwort 


1997 feiert der Lutherische Weltbund (LWB) sein goldenes Jubiläum. Um diesen Jah- 
restag angemessen zu begehen, gab der LWB-Rat ein Buch über die Geschichte der 
Organisation in Auftrag. Die Herausgeber/innen führten mit Hilfe vieler engagierter, 
jüngerer und älterer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen das Projekt dann durch. 


Die Herausgeber/innen des Buches, das Ihnen jetzt vorliegt, erheben auf Vollständig- 
keit keinen Anspruch. Es ist ihnen aber gelungen, eine lesbare Übersicht über den 
erlebnisreichen Weg zur innerlutherischen Einheit auszuarbeiten. Sie haben sich auf 
spezifische Themen und Entwicklungen in einem Zeitraum von ungefähr fünfzig 
Jahren konzentriert. In diesen Zeitraum fällt alles, was zum menschlichen Leben 
gehört: Höhe- und Tiefpunkte, Umwege und Verzögerungen, Ängstlichkeit und Mut, 
theologische Spannungen, Streitigkeiten, Befürchtungen, freiwilliger Rückzug und 
Suspendierung der Mitgliedschaft, inneres Wachstum in bezug auf das Selbstver- 
ständnis, geleistete und noch nicht geleistete Arbeit, Feiern, Momente der Vergebung 
und der Versöhnung. 





Das Jahr 1947 war das Gründungsdatum des LWB und seiner Vision einer weltweiten 
lutherischen Bewegung. Diese Gründung war angesichts der politischen Zeitumstände 
ein mutiger Schritt. Es war eine komplexe Aufgabe, Menschen und Gemeinschaften 
zusammenzubringen, die zwar das gleiche Bekenntnis und das gleiche theologis 
Erbe hatten, zwischen denen jedoch kulturell und politisch große Unterschiede bestan- 
den. Die 1947 in Lund versammelten Delegierten kamen aus Nationen, die gegenein- 
ander gekämpfi hatten, und es war nicht einfach für die von einem verheerenden Krieg 
geprägten Menschen, ihre Erfahrungen hinter sich zu lassen. Angesichts dieser 
Umstände war die Bildung einer weltweiten Bewegung wie der Lutherische Weltbund 
eine große Leistung. 








Die Themen der Vollversammlungen zeigen, daß sich die Vision des Weltluthertums 
nicht auf innerlutherische Angelegenheiten beschränkte, Der LWB verstand und ver- 
steht sich als Bewegung innerhalb der einen ökumenischen Bewegung um der einen 
universalen Kirche willen. Die lutherischen Kirchen führen selbst und über den LWB 
mit anderen weltweiten christlichen Gemeinschaften, deren Ziel ebenfalls sichtbare 
Kirchengemeinschaft ist, bilaterale Gespräche. 


Die Beiträge dieses Buches lassen erkennen, daß das, was als euroamerikanische Be- 
wegung begann, nach und nach weit mehr geworden ist als eine Initiative derer in den 
nördlichen Breitengraden. Die Kirchen in anderen Teilen der Welt haben ebenfalls 
geistliche, theologische und strukturelle Ansprüche auf diese Bewegung angemeldet. 
Diese Ansprüche beziehen sich auf viele Bereiche des Lebens und der Arbeit des 
LWB, etwa die Forderung, daß alle theologische Arbeit kontextuell bedingt ist. Frauen 
und Jugendliche haben auf die Struktur der LWB-Mitgliedskirchen und der 
Entscheidungsgremien einen Einfluß ausgeübt. In den Verfassungsänderungen und 
Strukturreformen innerhalb des LWB schlägt sich der Wunsch nach nicht nachlassen- 








der Erneuerung nieder. Daß aus anderen Teilen der Welt diese Ansprüche angemeldet 
wurden, zeigt sich zum Beispiel in dem von der Äthiopischen Evangelischen Kirche 
Mekane Yesus dem LWB vorgelegten Dokument: „Über die Wechselbeziehung zwi- 
schen der Verkündigung des Evangeliums und der menschlichen Entwicklung“, Die- 
ses Dokument meldete unüberhörbar den Anspruch einer Kirche im Süden an, einen 
Beitrag zum Leben und zur Arbeit des LWB zu leisten. Die Diskussion über den Status 
Confessionis und die darauffolgenden Beschlüsse sind ein weiteres Beispiel im Leben 
und der Arbeit des LWB, wie sich die Mitgliedskirchen gemeinsam eines Problems 
angenommen haben. 





Das Kapitel „Bestätigung der Gemeinschaft: Ekklesiologische Reflexion im LWB“ 
beschreibt, wie die lutherischen Kirchen über die Jahre zusammengewachsen sind. Sie 
arbeiteten ja bei der Verkündigung und in Dienstprogrammen zusammen in dem 
Bewußtsein, daß die Gabe der Gemeinschaft mit Gott in Christus ein Leben gegen- 
seitiger Interdependenz erforderlich macht. Von Kanzel- und Abendmahlsgemein- 
schaft zu sprechen heißt jedoch, daß das Konzept des „Bundes“ dieser weltweiten 
Bewegung nicht mehr gerecht wird. Seit 1947 stellen sich die lutherischen 
Mitgliedskirchen immer wieder der Frage nach dem Wesen des LWB. Ist der LWB 
mehr als eine konfessionelle Bewegung? Wie stellt er sich in den Dienst der universa- 
len Kirche? Wie verhält es sich mit dem kirchlichen Charakter dieser Organisation? In 
den letzten Jahren hat sich der LWB als eine Gemeinschaft verstanden, die sich in 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft befindet. Wird damit aber nicht die Frage nach 
einer Umbenennung des LWB aufgeworfen? Wäre es nicht angebrachter, von 
„Lutherischer Gemeinschaft“ zu sprechen als vom „Lutherischen Weltbund‘“? Das 
Communio-Konzept ist nicht nur biblisch und theologisch begründet, sondern es for- 
dert die Christen auch auf, ein Leben zu leben, das dazu beiträgt, die gegenwärtige von 
Rassismus, Nationalismus, Ethnizität und Geschlechterunterdrückung geprägte 
gesellschaftliche Realität zu überwinden. 


Ich bin überzeugt, daß dieses Buch in theologischen Ausbildungsstätten, an theologi- 
schen Fakultäten, auf Pfarrerkonferenzen und Gemeindeversammlungen ein wertvol- 
ler Anstoß zur Diskussion sein kann, Allen, die am interkonfessionellen Dialog inter- 
essiert sind, steht mit diesem Buch eine wichtige Informationsquelle zur Verfügung. 





Ishmael Noko 
Generalsekretär 


Genf, im Juli 1996 











Einführung 


Die Herausgeber freuen sich, diesen Band über die Geschichte des Lutherischen Welt- 
bundes (LWB) vorlegen zu können. Das geschieht zum 50. Jahrestag der Gründung 
des LWB. Dieses Jubiläum, kurz vor dem Anbruch des dritten Jahrtausends gelegen, 
ist nicht nur eine Gelegenheit, historische und theologische Überlegungen über das 
Erbe der letzten fünfzig Jahre anzustellen. Es ist auch ein Anstoß über die Aussichten 
und Herausforderungen des LWB nachzudenken. Für uns als Herausgeber ergab sich 
daraus die Aufgabe, ein Buch zu gestalten, das von historischen und theologischen 
Fragestellungen geprägt sein sollte. 


Bei der Vorbereitung des vorliegenden Sammelbandes wurden mündliche, dokumen- 
tarische und archivarische Quellen benutzt. Die Unterstützung durch zahlreiche enga- 
gierte Kollegen und Kolleginnen war hilfreich. Bevor aber die eigentliche Arbeit 
beginnen konnte, mußte ein Konzept für dieses Buch ausgearbeitet werden. Was dabei 
herausgekommen ist, erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, aber es ist ein wich- 
tiger Schritt bei der Aufzeichnung der Geschehnisse, deren Erinnerung für den LWB 
auch in seiner noch vor ihm liegenden Geschichte von Bedeutung ist. 


Wenn man die Geschichte einer Organisation wie des LWB schreibt, muß man sich 
entweder für einen Ansatz entscheiden, der die Institution und ihre Entwicklung in den 
Blick nimmt oder für einen, der die grundlegenden Themen, die immer wieder auf der 
Tagesordnung des Weltbundes gestanden haben, aufgreift. Wir haben uns für den 
zweiten Ansatz entschieden und darum auch keine rein chronologische oder den ein- 
zelnen Abteilungen folgende Darstellung gewählt. Wir haben vielmehr versucht, die 
Entwicklung der wichtigsten Themen oder Fragestellungen im Leben des Weltbundes 
nachzuzeichnen, nämlich Diakonie, Mission, Theologie, Ekklesiologie, Ökumenis- 
mus, Inklusivität und öffentliches Zeugnis. Diese Themen sind zwar in bestimmten 
Abteilungen bzw. Büros angesiedelt, doch gehen ihre Implikationen weit darüber bi 
aus. Eine wichtige Folge dieser Entscheidung besteht darin, daß dieser Band selektiv 
ist, daß er also nicht alles aufzeichnet, was der LWB in den letzten fünf Jahrzehnten 
getan hat oder welche Ereignisse sich mit ihm verbinden. Für ein funktionsfähiges 
„Organisationsgedächtnis“ bedarf es vielmehr kohärenter, selektiver und relevanter 
Prinzipien kritischer Wahrnehmung. Die vorliegenden Untersuchungen sind unser 
Beitrag dazu. 





Bei unserer Arbeit mußten wir über eine weitere entscheidende Frage beschließen: 
wieweit sollte dieses Werk eine kritische Studie der Geschichte des LWB sein? Daß 
der LWB-Rat dieses Projekt gebilligt hat, haben wir nie als Auftrag verstanden, eine 
lutherische Erfolgsstory zu schreiben. Bei der Beschreibung dessen, womit sich der 
LWB thematisch auseinandergesetzt hat, konnten wir der Verpflichtung, Fragen zu 
stellen und Urteile abzugeben, nicht ausweichen, weil sonst dem Buch eine grundle- 
gende Integrität gefehlt hätte, wie sie treffend der griechische Geschichtsschreiber 
Polybios (200-280 v. Chr.) gefordert hat: 

















„Daß Historiker mit ihrem eigenen Land glimpflich umgehen, geht an; es darf aber nicht 
so weit gehen, daß den Tatsachen Widersprechendes gesagt wird. Autoren machen aus 
reiner Ignoranz schon viele Fehler, und das ist auch nur schwer zu vermeiden. Wenn wir 
aber bewußt etwas schreiben, von dem wir wissen, daß es falsch ist, sei es um unseres 
Landes oder unserer Freunde willen oder einfach um gefällig zu sein, was unterscheidet 
uns dann von einem Schreiberling? Die Leser sollten Historikern gegenüber sehr kritisch 
sein, und sie wiederum sollten immer auf der Hut sein.“ 








Da die Geschichte noch sehr frisch ist und die Autoren dem LWB vielfach nahestehen 
und gar verpflichtet sind, war ein wirklich kritischer Ansatz schwierig. Es entsteht 
leicht die Versuchung zu schweigen, wenn man urteilen sollte, und zu nörgeln, wenn 
Vorurteile oder persönliche Voreingenommenheit den Fragen zugrunde liegen. Wir 
haben uns bemüht, diesen „Versuchungen“ aus dem Wege zu gehen, obgleich wir 
zugeben müssen, daß es uns in einigen der folgenden Kapitel nur beschränkt gelun- 
gen ist. 


Es ist uns auch wichtig hervorzuheben, daß dieser Band, der doch nur eine sehr kurze 
Zeitspanne der Geschichte des Luthertums beschreibt, selbst darin nur einen Aspekt 
thematisiert. Es ist nicht eine Geschichte der einzelnen Kirchen oder bestimmter 
Regionen. Außerdem haben sich fast unvermeidlich die Spannungen, die im LWB 
zwischen dem Sekretariat in Genf und den Mitgliedskirchen, zwischen den tonange- 
benden Kirchen und Hilfswerken des Nordens und den neueren, kleineren und weni- 
ger wohlhabenden Kirchen des Südens bestehen, in diesem Buch niedergeschlagen. 
Die Geschichte des LWB ist nicht einfach die Geschichte des Genfer Sekretariats und 
auch nicht die Geschichte der Hegemonie der europäischen und nordamerikanischen 
Kirchen. Ob die Beiträge unseres Buches dem Rechnung tragen, mögen der Leser und 
die Leserin entscheiden. 





Die neun Hauptkapitel beschreiben aus verschiedenen Blickwinkeln, wie sich der 
Lutherische Weltbund in fünf Jahrzehnten zu einer echten Ausprägung von Com- 
munio entwickelt hat. Dabei geht es unserer Meinung nach nicht nur um Verfassungs- 
änderungen, theologische Formulierungen oder administrative Regelungen. Die 
Beziehungen zwischen Diakonie und Mission, das Verhältnis zwischen Norden und 
Süden sowie neue Formen gemeinsamer Verantwortung sind Ausdruck dafür, daß im 
LWB ein neues kirchliches und ökumenisches Verständnis der Gemeinschaft heran- 
gewachsen ist. Dieses Verständn aus streitbaren und kontroversen Debatten her- 
vorgegangen, doch zeigt die Geschichte des LWB, daß es jetzt eine lebendige Wirk- 
lichkeit geworden ist. Der Titel dieses Buches „Vom Weltbund zur Gemeinschaft“ ist 
weder als Provokation noch als persönliches Plädoyer gedacht. Er wurde lange vor 
den im Vorwort des Generalsekretärs enthaltenen Vorschlägen formuliert. Er soll 
lediglich die Entwicklung im Selbstverständnis des Weltbundes aufzeigen. 











Auf die neun thematischen Kapitel folgen kürzere Darstellungen mit handbucharti- 
gem Charakter. Hier finden sich Zusammenfassungen über die acht LWB-Vollver- 
sammlungen, die Tagungsorte, die Begleitumstände, die Programme und die wichtig- 
sten Beschlüsse sowie biographische Skizzen der Präsidenten und Generalsekretäre 
des Weltbundes. Auch wenn in diesen Kurzbiographien aus Platzgründen nur die ober- 
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sten Funktionsträger des LWB beschrieben werden, so ist doch deutlich, daß viele 
andere Personen — Männer und zunehmend auch Frauen und Jugendliche - im Leben 
des LWB eine wichtige Rolle gespielt haben und noch spielen. Im übrigen wurde, um 
der geschichtlichen Erinnerung gerecht zu werden, auch beschlossen, bei den Bei- 
trägen über Personen und bei der Beschreibung von Ereignissen den ersten Jahrzehn- 
ten des LWB größeres Gewicht zukommen zu lassen als der jüngeren Vergangenheit. 


Am Ende eines jeden Kapitels sind bibliographische Hinweise auf archivarische wie 
auch gedruckte Quellen sowie auf bereits vorliegende Veröffentlichungen zu finden. 
Es braucht wohl kaum gesagt zu werden, daß diese Hinweise selektiv sind; es ging uns 
keineswegs darum, alles existierende Quellenmaterial wie auch die Sekundärliteratur 
vollständig anzuführen. Gleichwohl wurde bei der Ausarbeitung dieses Buches Ge- 
ision angestrebt. Wir hoffen, daß es bei vielen Leserinnen und 
Lesern auf Interesse stoßen wird. 








Der Vorschlag, über die ersten fünfzig Jahre des LWB einen historischen Überblick zu 
verfassen, wurde erstmals 1990 nach der Achten Vollversammlung des Weltbundes 
geäußert und später vom Rat des Weltbundes gebilligt. Die Verantwortung für das 
Projekt wurde der Abteilung für Theologie und Studien und ihrem Direktor, Viggo 
Mortensen, anvertraut. Eine erste Konsultation über das Projekt konnte dank der groß- 
zügigen Unterstützung des Deutschen Nationalkomitees des LWB vom 14.- 17. Juni 
1993 im Kloster Wennigsen bei Hannover, Deutschland, abgehalten werden. Zu die- 
ser Sitzung waren etwa dreißig Personen zusammengekommen, die sozusagen das 
„Gedächtnis“ des LWB verkörperten. Die auf dieser Konsultation vorgetragenen Re- 
ferate und die auf sie folgenden Diskussionen haben wesentlich dazu beigetragen, den 
Ansatz und die Gestalt des Buches zu klären. In der Folge fanden noch kleinere Kon- 
sultationen mit speziellen Themenstellungen statt. 





Die Manuskripte wurden von der diese Einleitung unterzeichnenden Redaktions- 
gruppe bearbeitet. Es wurden aber auch zahlreiche andere Personen konsultiert, und 
viele steuerten aus ihren Erfahrungen und ihrem Wissen einen Beitrag zu den Nach- 
forschungen und der Abfassung des Buches bei. Bei dieser Mitarbeit handelt es sich 
in einigen Fällen um die Ausarbeitung eines ganzen Kapitels oder eines Teilkapitels, 
in anderen Fällen um Nachforschungen, die Entwicklung eines Konzepts oder die 
inhaltliche Gestaltung. Eine weitere Unterstützung war die kritische Lektüre, die oft 
dazu führte, daß entsprechende Teile revidiert wurden. So ist es nicht übertrieben zu 
sagen, daß dieses Buch das Ergebnis einer weitgefächerten, kollegialen Zusammen- 
arbeit ist. Die Namen dieser Kollegen und Kolleginnen stehen am Ende der Kapitel 
oder Sektionen des Handbuchs. Eine vollständige Liste von Personen und Gremien, 
die großzügig zu der Veröffentlichung beigetragen haben, findet sich in den „Dank- 
sagungen“. Alle diese Personen zusammen illustrieren das weltweite Luthertum. Jeder 
einzelnen dieser Personen und all den anderen, die uns schriftlich und mündlich unter- 
stützt und neue Ideen beigesteuert haben, schulden wir tiefen Dank. 


Besondere Erwähnung verdient Jens Holger Schjorring, Professor für Theologie und 
Kirchengeschichte an der Universität Ärhus, Dänemark. Im Verlauf eines längeren 
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Sabbathurlaubs, der von der Universität Ärhus gewährt und vom Dänischen Zwi- 
schenkirchlichen Rat unterstützt wurde, war er nicht nur der Koordinator der Redak- 
tionsgruppe, sondern auch für eigene Forschungsarbeit und die Überarbeitung der 
Manuskripte verantwortlich. Seine Kollegin und seine Kollegen in der Redaktions- 
gruppe möchten Professor Schjørring für seine geleistete Arbeit und für seinen wis- 
senschaftlichen Einsatz ebenso Dank sagen wie auch der Universität Ärhus und der 
dänischen Kirche für ihre Unterstützung, die sie ihm und damit dem Zustandekommen 
dieses Buches gewährt haben. 


Die Redaktionsgruppe hatte freie Hand bei ihrer Arbeit, doch wurde sie von der LWB- 
Abteilung für Theologie und Studien tatkräftig unterstützt. Dr. Mortensen übernahm 
die Funktion eines „Projektmanagers“. Ihm gebührt Dank für seine engagierte 
Unterstützung und für seine Beharrlichkeit bei der Vollendung des Projektes. Seine 
Kolleginnen in der Abteilung, Inge Klaas und Iris Benesch, stellten ihr Können und 
ihr Engagement in den Dienst dieses Buches. Dorothea Millwood vom LWB-Büro für 
Kommunikationsdienste verbrachte zahllose Stunden mit der Übersetzung der eng- 
lischen Manuskripte ins Deutsche. Professor Heinrich Holze, Kirchengeschichtler an 
der Theologischen Fakultät der Universität Rostock und ehemaliger Kollege in der 
Abteilung für Theologie und Studien, hat die Endfassung der deutschen Ausgabe über- 
arbeitet, inhaltlich an einigen Stellen ergänzt und sprachlich vereinheitlicht. Und 
schließlich war Birgitta Kok, die Archivarin des LWB, eine immer bereite, kompe- 
tente Auskunftsquelle. Zusammen mit Katarina Unell vom Büro für Kommunika- 
tionsdienste war sie behilflich bei der Auswahl der Fotografien in diesem Buch. All 
diesen Mitgliedern des Genfer Stabs ist die Redaktionsgruppe zu Dank verpflichtet. 


Auch wenn das vorliegende Buch nicht eine „offizielle“ Veröffentlichung des Luthe- 
rischen Weltbundes ist, so haben doch die Leitung des Weltbundes und der Genfer 
Stab das Projekt engagiert begleitet. Besonderer Dank gebührt dem Präsidenten und 
dem Generalsekretär, Dr. Gottfried Brakemeier und Dr. Ishmael Noko, für ihre Ermu- 
tigung sowie ihre anregenden Aussagen im Vorwort und im Nachwort. 





Auch wenn viele andere Personen mit gutem Willen und Engagement an der Aus- 
arbeitung dieses Buches mitgearbeitet haben, so ist allein die Redaktionsgruppe für 
alle Irrtümer verantwortlich. 


Eine neuere Studie der amerikanischen Gruppe für Faith und Order nennt eine Reihe 
von Grundsätzen für die Aufzeichnung der ökumenischen Geschichte (Timothy Wen- 
ger und Charles Brockwell, Hg., Telling the Churches’ Stories: Ecumenical Perspec- 
tives on Writing Christian History, Grand Rapids 1995, S. 3-20). Drei der 14 Grund- 
sätze seien hier zitiert: 





„Eine ökumenische Geschichte des Christentums hilft christlichen Gruppen, in den 
Gesprächen zwischen den Glaubensgemeinschaften ihre eigene Stimme zu artikulieren 
und das eigene Anliegen diesen Gemeinschaften gegenüber zu formulieren (9. Grund- 
satz). 


Eine ökumenische Geschichte des Christentums geht die Aufgabe in einem Geist der 
Buße und der Vergebung an und vermeidet eine Verteidigungshaltung in bezug auf die 











eigene gesellschaftliche Stellung oder auf besondere theologische, methodische oder 
kirchliche Traditionen (12. Grundsatz). 


Eine ökumenische Geschichte des Christentums ist sich dessen bewußt, daß kein histo- 
rischer Bericht Anspruch auf Objektivität erheben kann. Sie versucht darum, die je- 
weiligen Geschichten, die die ökumenische Geschichte des Christenvolkes ausmachen, 
fair und einfühlend darzustellen (14. Grundsatz).“ 


Vom Weltbund zur Gemeinschaft wurde als die Geschichte einer weltweiten christli- 
chen Gemeinschaft verfaßt und folgte den oben zitierten Grundsätzen. Die Geschichte 
ist natürlich in globaler wie in regionaler Hinsicht viel umfassender. Die Haltung der 
Autoren dieses Buches ist unvermeidlich vom jeweiligen Kontext geprägt. Wenn es 
diesem Buch aber gelingt, andere dazu zu ermutigen, ihre Geschichte zu erzählen, 
wenn es ihm gelingt, zu der Schaffung eines brauchbaren geschichtlichen Gedächt- 
nisses beizutragen, dann hat es einen Beitrag geleistet. Unser Ziel ist, durch die Bei- 
träge dieses Buches einen Studien- und Reflexionsprozeß einzuleiten, der in den 
lutherischen Kirchen der Welt heute ein theologisch begründetes Bewußtsein ihrer 
gemeinsamen Geschichte schafft. Ein solches Bewußtsein ist für das Leben und die 
Sendung der lutherischen Gemeinschaft und der ganzen Ökumene von grundlegender 
Bedeutung. 


Jens Holger Schjorring 
Prasanna Kumari 
Norman A. Hjelm 


Ärhus, Madras und Philadelphia 
Zu Allerheiligen 
1. November 1996 
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Zahlreiche Menschen unterschiedlichen Alters und unterschiedlicher Herkunft haben 
an dieser Geschichte des Lutherischen Weltbundes mitgearbeitet. Sie haben die Ent- 
stehung mit ihrem Rat begleitet, Nachforschungen unternommen, Abschnitte des 
Buches geschrieben oder persönliche Erinnerungen beigesteuert. Unter denen, die zur 
Fertigstellung dieses Buches beigetragen haben, ist folgenden besonderer Dank zu 
sagen: 
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Hansen, Béla Harmati, Wolf-Dieter Hauschild, Gunar Heiene, Christa Held, Steward 
Herman, Volker Herntrich, Eva von Hertzberg, Michel Hoeffel, Heinrich Holze, 
Howard Hong, Andrew Hsiao, Anneli Janhonen, Mikko Juva, Musimbi Kanyoro, 
Peter Kjeseth, Inge Klaas, Gottfried Klapper, Birgitta Kok, Georg Kretschmar, Günter 
Krusche, Erasto Kweka, Per Larsson, William Lazareth, Risto Lehtonen, Anza A. 
Lema, Eckehart Lorenz, Käte Mahn, Friedrich Manske, Dorothy Marple, Robert 
Marshall, Daniel F. Martensen, Carl H. Mau (t), Harding Meyer, Dorothea Millwoo, 
Viggo Mortensen, Amani Mwenegoha, Gyula Nagy, Brian Neldner, Clifford Nelson, 
Todd Nichol, Karsten Nissen, Ishmael Noko, Hans Otte, Mika Palo, George Posfay, 
David Preus, Kunchala Rajaratnam, Eugene Ries, Michael Root, William Rusch, 
Björn Ryman, James Scherer, Emmanuel Gebre Silassie, Henrik Smedjebacka, Bodil 
Sølling, Gunnar Stålsett, Margret Stasius, Anita Stauffer, Lloyd Svendsbye, Stephen 
Sykes, László Terray, Lars Thunberg, Katarina Unell, Vilmos Vajta, Per Vokse, Vítor 
Westhelle 

Ohne großzügige finanzielle Unterstützung wäre die Veröffentlichung nicht möglich 

gewesen. Dank gilt den Nationalkomitees des Lutherischen Weltbundes in Dänemark, 
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Theodore Bachmann (+) und Carl H. Mau, Jr. (+) und Bischof i.R. Herbert Chilstrom. 
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1. KAPITEL 


Die lutherischen Kirchen in der Welt von heute: 
Die Gründung des Lutherischen Weltbundes 


GESCHICHTLICHER HINTERGRUND 


Die weltweite Zusammenarbeit lutherischer Kirchen steht in enger Verbindung mit 
den Nachwirkungen zweier Weltkriege. Es ist der Nachkriegskontext, der die wichti- 
gen Geschehnisse der Jahre 1923 und 1947 geprägt hat. 


Die Gründungsversammlung des Lutherischen Weltkonvents wurde 1923 abgehalten, 
nur fünf Jahre nach Ende des Ersten Weltkriegs. Sie fand in Eisenach statt, einem 
für die deutsche Geschichte wichtigen Ort. Hier hatte sich Martin Luther, um der 
kaiserlichen Gefangennahme zu entgehen, nach dem Reichstag zu Worms im 
April 1521 auf der Wartburg versteckt und das Neue Testament ins Deutsche übersetzt. 
Die Aufmerksamkeit der Teilnehmer an der Versammlung wurde dadurch direkt 
auf geschichtliche Ereignisse gelenkt, die im Mittelpunkt des lutherischen Erbes 
stehen. 


Gleichzeitig aber fühlten sich die Delegierten den Brüdern und Schwestern verpflich- 
tet, die an den Folgen des noch nicht lange zurückliegenden Krieges schwer zu tragen 
hatten, Zu den materiellen Verlusten kamen die politischen Hypotheken. Aus deut- 
scher Sicht war der Versailler Vertrag ungerecht und unehrenhaft. Er verletzte die 
nationalen Gefühle tief. Die aus Deutschland kommenden Lutheraner zweifelten 
daran, daß eine christliche Gemeinschaft mit früheren Feinden gebildet werden könne, 
die nicht nur den Achsenmächten Deutschland und Österreich-Ungarn strikte 
Friedensbedingungen auferlegten, sondern ihnen auch die Alleinschuld für den 
Ausbruch des Krieges zuschoben. Diese Zweifel wurden noch verstärkt, als nur ein 
paar Monate vor der Versammlung von Eisenach die Franzosen in das Ruhrgebiet ein- 
marschierten, um Deutschland zur Abzahlung seiner Kriegsschuld zu zwingen - ein 
Vorgang, der auf große Empörung stieß, weil sich die deutsche Wirtschaft in einem 
desolaten Zustand befand, die Arbeitslosigkeit hoch war und in breiten Schichten des 
deutschen Volkes der Hunger grassierte. 








Diese dunklen Schatten lagen über der Zweiten Vollversammlung des Lutherischen 
Weltkonvents im Jahre 1929 in Kopenhagen. Die Deutschen hatten in diesem Jahr des 
zehnten Jahrestages der „Schande von Versailles“ gedacht, und viele Teilnehmer der 
Vollversammlung forderten eine gemeinsame Protestresolution gegen den Vertrag. 
Auf der Dritten Vollversammlung im Jahre 1935 in Paris war noch mehr Konfliktstoff 
vorhanden, denn zu jener Zeit zog der Kirchenkampf in Deutschland die Aufmerk- 
samkeit der gesamten ökumenischen Kirchengemeinschaft auf sich. Die für das Jahr 
1940 in Philadelphia geplante Vierte Vollversammlung mußte abgesagt werden, da 
inzwischen der Zweite Weltkrieg begonnen hatte. 
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Lutherischer Weltkonvent, Gründungstagung, 19. bis 24. August 1923, Eisenach, Deutschland. 


Trotz aller Konflikte und Auseinandersetzungen in der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg 
war jedoch bei den Lutheranern die Überzeugung vorhanden, daß man zur Abwehr der 
gemeinsamen Gegner zusammenarbeiten müsse. Lutheraner aus aller Welt wollten als 
Reaktion auf den Atheismus des sowjetischen Kommunismus ihre Einheit demon- 
strieren. Darüber hinaus bestand angesichts der inzwischen in europäischen Ländern 
zu beobachtenden Rekatholisierungsbestrebungen unter den Protestanten der Versuch, 
eine solidarische Front bilden zu wollen. 











Man könnte an das Bild vom Phönix anknüpfen, um dieses bemerkenswerte Neu- 
erwachen zu versinnbildlichen. Der Vogel der Schönheit, anscheinend im Feuer zer- 
stört, wird wie durch ein Wunder neu geboren, ersteht aus der Asche und schwingt sich 
mit der gleichen Herrlichkeit wie früher zum Himmel. Etwas von diesem Bild er- 
scheint im Zusammenhang mit der Gründung des Lutherischen Weltbundes im Jahre 
1947 vor unseren Augen. Diejenigen, die sich nach dem Ersten Weltkrieg unter so 
schwierigen Umständen für das weltweite Zusammengehen von Lutheranern einge- 
setzt hatten, hatten erleben müssen, daß ihre Hoffnungen mit dem Ausbruch des 
Zweiten Weltkriegs zerbrachen, und doch fand eine Wiedergeburt wie die des Phönix 
statt. 


Nachdem sich 1945 der Bombenregen gelegt hatte, war die Situation zum Verzwei- 
feln. Unendliche Menschenströme hatten nicht das Geringste zum Leben; es herrsch- 
te Bitterkeit und Haß; die nach dem Ersten Weltkrieg geschaffenen Strukturen, mit 
denen zukünftige Katastrophen verhindert werden sollten, hatten sich als illusorisch 
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herausgestellt. Wie konnten selbst die durch einen gemeinsamen Glauben verbunde- 
nen Lutheraner noch einmal versuchen, Gemeinschaft zu schaffen? Solche Fragen 
müssen gestellt werden, will man die Atmosphäre zur Zeit der Gründung des Luthe- 
rischen Weltbundes verstehen. Sie führen zu den Hauptüberlegungen dieses Kapitels: 
Wie verhalten sich Kontinuität und Diskontinuität in bezug auf die beiden Versuche, 
zuerst 1923 und dann 1947 eine lutherische Gemeinschaft zu schaffen, zueinander? 


Selbst wenn es zutrifft, daß die allgemeine politische Lage den unmittelbaren 
geschichtlichen Hintergrund für Bestrebungen nach internationaler Gemeinschaft 
zwischen lutherischen Kirchen im frühen zwanzigsten Jahrhundert bildet, wäre es 
irreführend, diese Bestrebungen allein als Reaktion gegen politische Entwicklungen 
zu beschreiben. Lutherische Zusammenarbeit entstand vor allem aus dem Wunsch, 
das Glaubenserbe über alle Schranken von Nationalität, Sprache und Kultur hinweg 
gemeinsam auszulegen, den Gottesdienst als wesentlichen Bestandteil einer konfes- 
sionellen Gemeinschaft gemeinsam zu feiern, eine Missionsstrategie gemeinsam zu 
entwickeln in einer Zeit, in der der Krieg den Kirchen auf den „Missionsfeldern“ arg 
zugesetzt hatte; theologische Forschung gemeinsam voranzubringen und schließlich 
ein Netz aufzubauen zur Unterstützung derer, die als Flüchtlinge unter den Entbeh- 
rungen des Krieges — Hunger, Heimatlosigkeit, Behinderung — litten. Alle diese sich 
aus dem Leben der Kirchen ergebenden Aufgaben erhellen — zumal im internationa- 
len Kontext den Hintergrund für die Gründung des Lutherischen Weltbundes. 





Insgesamt zeigt sich, daß der zweite Versuch im zwanzigsten Jahrhundert, die inter- 
nationale lutherische Zusammenarbeit voranzubringen, mit den Auswirkungen des 
Zweiten Weltkrieges zu tun hat. Das erklärt auch die Parallelen zur Ausgangslage im 
Jahr 1923, als der Lutherische Weltkonvent gegründet wurde. So kann man beide Er- 
eignisse als Bestrebungen deuten, sich dem vorherrschenden Nationalismus zum Trotz 
zusammenzuschließen und über die Grenzen hinweg gemeinsame Visionen zu ent- 
wickeln, und dies in einer Zeit, in der von der Lebensfähigkeit solcher Visionen noch 
nicht eine Spur zu merken war. Doch gab es 1947 auch eine Reihe von Faktoren, die 
mit der Vorgeschichte des LWB nicht in Kontinuität standen. Davon soll im folgenden 
die Rede sein. 





DREI LUTHERISCHE GRUPPEN: 
DEUTSCHE, AMERIKANISCHE UND 
NORDEUROPÄISCHE LUTHERANER 


Der LWB ruhte seit seiner Gründung auf vier Säulen. Diese Säulen gaben der gemein- 
samen Vision Gestalt. Bei ihnen handelt es sich um folgendes: (/) Hilfe für Menschen 
in Not, (2) gemeinsames Handeln in der Mission, (3) gemeinsame Studien in der Theo- 
logie und (4) eine gemeinsame Reaktion auf die ökumenische Herausforderung. Auf 
diesen vier Säulen basiert das Konzept der Kirchen, die den Weltbund gründeten. 
Auch wenn sie aufgrund unterschiedlicher Erfahrungen nicht immer der gleichen 
Meinung waren, teilten sie doch das Engagement für die Errichtung eines neuen 
Organs für internationale lutherische Zusammenarbeit. 
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Bevor wir darauf eingehen, welchen Beitrag die deutschen, amerikanischen und nor- 
deuropäischen lutherischen Kirchen zur Gründung des LWB geleistet haben, müssen 
wir uns einer vierten Gruppe zuwenden. Wir meinen die osteuropäischen „Minder- 
heitskirchen“, die freilich ein so disparates Erscheinungsbild geben, daf kaum von 
einem Block die Rede sein kann. Deren Situation war seit Generationen außerordent- 
lich und schwierig. Vor allem die lutherischen Kirchen in Rußland und Osteuropa 
waren so arm, daß die wohlhabenderen Kirchen sich seit langer Zeit zur materiellen 
Hilfeleistung verpflichtet wußten. Überdies befanden sie sich ausnahmslos in Span- 
nung zu der Mehrheitskirche des jeweiligen Landes, meistens der römisch-katholi- 
schen Kirche, die oft auch enge Verbindungen mit den Regierungsbehörden unterhielt. 
Wenn wir uns im folgenden auf die drei Hauptgruppen nationaler Kirchen konzen- 
trieren, heißt das nicht, daß wir die Bedeutung dieser Minderheitskirchen unterschät- 
zen. Und in jedem Fall wird das, was hier verallgemeinernd gesagt wird, in späteren 
Teilen dieses Bandes ergänzt. 


Die lutherischen Kirchen Deutschlands 


Deutschland galt und verstand sich als die „Heimat der Reformation“. Allerdings ist 
seine führende Rolle bei der Gründung internationaler lutherischer Kooperation weni- 
ger der Geschichte zuzuschreiben als vielmehr Beiträgen jüngeren Datums. So haben 
die deutschen Universitäten als Ort theologischer Reflexion und Forschung einen über 
nationale Grenzen gehenden Einfluß gehabt. Jahrhundertelang haben Theologen aus 
der ganzen Welt im Laufe ihrer akademischen Ausbildung an deutschen Universitäten 
studiert. Das spezifische Wesen lutherischer Theologie in der Ausprägung von 
Wissenschaft und Forschung ist weitgehend der deutschen Universitätstradition zuzu- 
schreiben. Darüber hinaus sind natürlich auch andere Aspekte der deutschen Kultur 
von Bedeutung, wie Lyrik und Hymnodie — Bereiche, in denen sich Paul Gerhard aus- 
zeichnete — oder Musik, besonders die von Johann Sebastian Bach. Zu diesen Ein- 
flüssen aus Deutschland kommen schließlich Elemente des praktischen kirchlichen 
Lebens: Liturgie, Gemeindeunterweisung und die Entwicklung von christlichen 
Wohltätigkeitsinstitutionen und der Dienst in der Gesellschaft. 


Das deutsche Luthertum hat viel zum konfessionellen Bewußtseinsstand des Luther- 
tums auf der ganzen Welt beigetragen. Da ist vor allem das Erbe der Reformation 
zu nennen, aber auch der Widerstand gegen die vom preußischen König 1817 einge- 
führte und von der nationalen Erneuerung nach der napoleonischen Invasion inspi- 
rierte „Konfessionsunion“. Das, was „konfessionelles Luthertum“ ist, gewann dann 
noch deutlichere Gestalt in der Reaktion auf den liberalen Protestantismus des neun- 
zehnten und frühen zwanzigsten Jahrhunderts. 


Was den politischen Kontext des frühen zwanzigsten Jahrhunderts betrifft, befanden 
sich die lutherischen Kirchen auf ihrem Weg zu internationaler lutherischer Zu- 
sammenarbeit in einem schwierigen Übergangsstadium. Bis zu der Bildung der Wei- 
marer Republik im Jahre 1919 waren sie eng mit dem Staat verbunden (‚Thron und 
Altar“ und „landesherrliches Kirchenregiment“) und hatten danach ihre Rolle und ihr 
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Selbstverständnis neu zu definieren. Dazu kam, daß die lutherischen Kirchen so wenig 
wie Deutschland allgemein sich mit Geist und Buchstaben des Versailler Vertrags 
anfreunden konnten. 


Die lutherischen Kirchen Deutschlands haben viele Persönlichkeiten hervorgebracht, 
die in der Bewegung für internationale lutherische Gemeinschaft aktiv gewesen sind. 
Bischof Ludwig Ihmels (1858-1933) aus der Kirche Sachsens leistete auf der Ver- 
sammlung von Eisenach im Jahre 1923 Pionierdienste und nahm bis zu seinem Tod 
Führungspositionen ein. Der Bischof der hannoverschen Kirche, August Marahrens 
(1875-1950) hat lange Zeit eine ähnliche Bedeutung gehabt. Er mußte aber, als nach 
dem Zweiten Weltkrieg die internationale lutherische Zusammenarbeit neu in Gang 
kam, von seinem Amt als Präsident des Lutherischen Weltkonvents zurücktreten, da 
sein Verhalten in der Zeit des Kirchenkampfes kontrovers beurteilt wurde. Sein Nach- 
folger als Bischof Hannovers wurde Hanns Lilje (1899-1977; vgl. S. 379ff.), der spä- 
ter auch zum zweiten Präsidenten des Lutherischen Weltbundes gewählt wurde. 


Die lutherischen Kirchen Nordamerikas 


Die lutherischen Kirchen Deutschlands waren als Landeskirchen organisiert. Das be- 
deutete jahrhundertelange territoriale Autonomie. Im Gegensatz dazu entwickelten 
sich die nordamerikanischen Kirchen in Abhängigkeit von ihren jeweiligen Her- 
kunftsländern. Gewiß gab es bereits seit 1918 den wichtigen und einflußreichen Natio- 
nalen lutherischen Rat, doch ändert dies nichts daran, daß regionale, sprachliche und 
kulturelle Trennungen der lutherischen Einheit in Amerika noch lange im Wege stan- 
den. Gleichwohl waren die amerikanischen Kirchen tief von der gemeinsamen Ver- 
pflichtung geprägt, die auch für das Leben des Lutherischen Weltkonvents und später 
des Lutherischen Weltbundes kennzeichnend war. 


Im amerikanischen Luthertum gab es zu jener Zeit konservative Bewegungen, die so 
deutlich hervortraten, daß es im Blick auf konfessionelle Integrität zu ernsten internen 
Spannungen kam. Es gab eine konservative Tendenz, die Bibel streng orthodox, ge- 
radezu fundamentalistisch auszulegen und jede liberale Interpretation der Glaubens- 
bekenntnisse zu verwerfen. Diese Tendenz zeigte sich auch in der zögerlichen Haltung 
gegenüber der ökumenischen Gemeinschaft. Spuren dieses Konservatismus, der in der 
separatistischen Lutherischen Kirche — Missouri-Synode lebendig ist, spielen im 
Leben der lutherischen Kirchen noch heute eine Rolle. 





Es gelang diesem Konservatismus aber nicht, die Solidarität zwischen den amerikani- 
schen Lutheranern und denen in anderen Ländern abzublocken. Im Gegenteil muß 
betont werden, daß die Amerikaner von Anfang an eine führende Rolle in der Hilfe- 
leistung an notleidenden Brüdern und Schwestern übernahmen. Die Amerikaner 
waren nicht nur bereit, beträchtliche Geldsummen für die Hilfsprogramme zur Ver- 
fügung zu stellen, sondern sie waren auch bei der Organisation sehr effizient. Ame- 
rikanische Persönlichkeiten profilierten sich hier in besonderer Weise. Einer der füh- 
renden „Gründerväter“ des Lutherischen Weltkonvents war der Amerikaner John 
Morehead (1867-1936), der während seiner Amtszeit als Vorsitzender des Exekutiv- 
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Exekutivkomitee des Lutherischen Weltkonvents mit Gästen, 24. bis 26. Juli 1946, Uppsala. 
1. Reihe (v.l.n.r); Sylvester Michelfelder, USA; Sten Rodhe, Schweden; Abdel Ross Wentz, 
USA; Erling Eidem, Schweden; Olaf Moe, Norwegen; J. A. Aasgaard, USA. 

2. Reihe o La. rt Franklin Clark Fry, USA; Anders Nygren, Schweden; Harry Johanson, 
Schweden; Ernst Newman, Schweden; Schwester Martha, Schweden; Alfred Jørgensen, Däne- 
mark; Julius Bodensick, USA. 

3. Reihe (v. La. rt Carl Rasmussen, USA; Clifford Ansgar Nelson, USA; Sigurd Karlstrand, 
Schweden; Max von Bonsdorff, Finnland. 











komitees allgemein als „Mr. Lutheran“ bekannt war. Nicht weniger bedeutend war 
Sylvester C. Michelfelder (1889-1951; vgl. S. 426ff.), der nach 1945 erster Gene- 
ralsekretär des Lutherischen Weltbundes von Genf aus die Organisation der Hilfs- 
programme übernahm. Der Nachfolger von Michelfelder war mit Carl Lund-Quist 
(1908-1965; vgl. S.433 ff.) ein weiterer Amerikaner. 






Die nordeuropäischen lutherischen Kirchen 





Mit guten Gründen kann man die Kirchen der nordeuropäischen Länder als homoge- 
ne Gruppe beschreiben, auch wenn es durchaus Unterschiede zwischen ihnen gibt. 
Aus internationaler Perspektive überwiegen jedoch die Gemeinsamkeiten. Die nor- 
deuropäischen lutherischen Kirchen sind alle in gleicher Weise Volkskirchen, die eine 
seit der Reformation ungebrochene lutherische Tradition aufweisen und in enger 
Verbindung mit dem Nationalstaat stehen. Außerdem sind diese Kirchen auf interna- 
tionaler Ebene meistens als ein Block aufgetreten, besonders innerhalb des Luthe- 
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rischen Weltbundes. In den innernordischen Beziehungen gab es aber eine Reihe von 
Konflikten. Zu nennen sind die Spannungen zwischen Island und Dänemark, der 
früheren Kolonialmacht; der Anstoß, den Norwegen an der politischen Beherrschung 
durch seine Nachbarn Schweden und Dänemark nahm; die bitteren Gefühle Nor- 
wegens gegenüber Schweden wegen der fehlenden Solidarität während des Zweiten 
Weltkrieges. Was Finnland betrifft, war natürlich das wichtigste Element seiner po- 
litischen Orientierung seine Beziehung zum mächtigen Nachbarn im Osten, der 
Sowjetunion. 


Innerhalb der internationalen Gemeinschaft lutherischer Kirchen war es den nord- 
europäischen Kirchen bestimmt, eine Vermittlerrolle zu spielen. Daß sie sich während 
des Ersten Weltkrieges politisch neutral verhalten hatten, war eine Tatsache, die 1923 
in Eisenach ins Gewicht fiel. Keines der Länder hatte besondere oder einseitige 
Verbindungen zu Deutschland gehabt. Wäre es anders gewesen, dann hätten die nord- 
europäischen Kirchen ihre enge Beziehung zu der angelsächsischen Welt verloren. In 
der Tat war es für das Selbstverständnis der nordeuropäischen lutherischen Kirchen 
wesentlich, sowohl zu dem europäischen Kontinent als auch zu der englischsprachi- 
gen Welt offene Beziehungen zu unterhalten. 








Diese Weltoffenheit verkörperte sich eindrücklich im Erzbischof von Uppsala 
(Schweden) Nathan Söderblom (1866-1931). Er war eine ökumenische Führungs- 
persönlichkeit von besonderer Bedeutung, was mit seiner bedeutenden Rolle auf 
der Weltkonferenz für Praktisches Christentum in Stockholm im Jahre 1925 zusam- 
menhängt. Wie später noch zu schen ist, standen ihm konservative Lutheraner arg- 
wöhnisch gegenüber, da er ihnen als „liberaler“ Theologe verdächtig war. Ähnlich, 
wenn auch mit geringfügigen Unterschieden, verhält es sich mit Anders Nygren 
(1890-1978; vgl. S. 369ff.), der auf der Vollversammlung in Lund zum ersten Prä- 
sidenten des LWB gewählt wurde: auch er war ein Kirchenführer von internationaler 
Statur, 


Aus der Norwegischen Kirche kam mit Eivind Berggrav (1884—1959) eine Führungs- 
persönlichkeit ähnlichen Zuschnitts, der Söderblom und Nygren sehr nahe stand. 
Berggrav war nicht nur ein prominenter Theologe, sondern als Bischof von Oslo lei- 
tete er auch seine Kirche im Widerstand gegen die Quisling-Regierung während der 
deutschen Besetzung von Norwegen 1940-1945. Außerdem hatte er noch vor dem 
Zweiten Weltkrieg zahlreiche ökumenische Kontakte mit Kirchen sowohl in Deutsch- 
land als auch in der englischsprachigen Welt geknüpft. 


In der Dänischen Kirche haben Theologen oder Bischöfe keine den genannten Per- 
sonen vergleichbare internationale Position eingenommen. Es sollte allerdings er- 
wähnt werden, daß mit Alfred Theodor Jørgensen (1874-1953) von Anfang an ein 
Däne zum Exekutivkomitee des Lutherischen Weltkonvents gehörte. Bis zur Grün- 
dung des LWB spielte Jorgensen eine führende Rolle bei der Organisation sowie bei 
Struktur- und Identitätsfragen. Auf der Vollversammlung in Lund wurde er als der ein- 
zige „überlebende Gründervater“ ins erste Exekutivkomitee gewählt, in dem er auch 
bis zu seinem Tod mitarbeitete. 
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DIE ERSTE SÄULE: NOTHILFE 


Die Geschichte der lutherischen Zusammenarbeit im zwanzigsten Jahrhundert ist vor 
dem Hintergrund der beiden Weltkriege zu sehen. Hilfsarbeit war eine Notwendigkeit 
— vielleicht die Notwendigkeit. 


Nach dem Ersten Weltkrieg 


In den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg befanden sich die lutherischen Minder- 
heitskirchen in Osteuropa in einer besonderen Notlage. Nahrungsmittel und Kleidung 
wurden dringend benötigt. Gleichzeitig mußten diese Kirchen um ihr Überleben 
kämpfen. An einigen Orten standen sie unter massivem Druck von seiten der Mehr- 
heitskirchen, an anderen war der Druck mehr politisch und ideologisch begründet. 


Vor diesem Hintergrund ist der Beitrag von John A. Morehead, dem ersten Präsiden- 
ten des Lutherischen Weltkonvents, zu verstehen. Seine Begegnungen mit Osteuro- 
päern überzeugten ihn von der Notwendigkeit der Hilfsarbeit, und es war nicht zu- 
letzt seinem Wirken zuzuschreiben, daß es zur Bildung des Lutherischen Weltbundes 
kam. 


Auszüge aus Moreheads Berichten über Hilfsarbeit in Rußland nach dem Ersten 
Weltkrieg geben ein lebendiges Bild von der Atmosphäre dieser Zeit sowie von den 
enormen Schwierigkeiten, die überwunden werden mußten. Nicht nur die weitver- 
breitete Dürre, die in Osteuopa in den zwanziger Jahren zu Hungersnöten und Ent- 
behrung führte, war für diese Schwierigkeiten verantwortlich. Ebenso oft standen die 
Kirchen unter politischer Pression, die bis zu systematischer Verfolgung reichte und 
ihre öffentlichen Strukturen, ihre Schulen, diakonischen Einrichtungen und Verwal- 
tungsgremien bedrohte. Besonders schwierig war es, die Seminare für die Pfarrer- 
ausbildung zu erhalten. Sowohl materielle als auch andere Unterstützung war dabei 
nötig, z.B. in dem 1924 in St. Petersburg gegründeten Predigerseminar. In dieser 
Situation war es eine elementare Notwendigkeit, daß die Hilfe auch in den oftmals 
abgelegenen Gebieten, wo die Not am größten war, ankam. Gleichzeitig mußte auf 
politische und kirchliche Umstände Rücksicht genommen werden. 











Morehead sprach im Exekutivkomitee des Lutherischen Weltkonvents diese Fragen 
an und entwickelte Strategien zum weiteren Vorgehen. Im April 1925 schrieb er an 
Alfred Theodor Jørgensen und bat um größere Beiträge zur Unterstützung der 
Lutheraner in Rußland. 


Unterdessen geriet Morehead mit den Geberkirchen in den USA in einen Konflikt. 
Diese waren nicht damit einverstanden, die in gottesdienstlichen Kollekten gesam- 
melten Gelder so benutzen zu lassen, wie er es wollte. Führende Kräfte in den Kirchen 
wollten die Hilfe vielmehr mit kirchlich-konfessionellen Bedingungen verbinden, um 
sicherzustellen, daß die Unterstützung nur den Angehörigen der eigenen konfessio- 
nellen Familie zugute kam. Morehead sprach dieses Problem in einem Brief an 
Jørgensen vom 7. Juli 1925 offen an: 
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„Eine Tatsache, die wir nicht ändern können, selbst wenn wir es wollten, ist, daß die 
lutherischen Kirchen in Amerika ein theologisches Seminar mit einem unierten Element 
nicht zu unterstützen bereit sind. Die einzige Art und Weise, wie wir die herzliche und 
großzügige Unterstützung der amerikanischen Lutheraner für diese lebenswichtige 
Pfarrerausbildungsstätte in Leningrad sichern Können, ist, daß wir diese als eine ein- 
deutig lutherische Institution unter dem Dach der lutherischen Kirche Rußlands und in 
Übereinstimmung mit dem historischen Erbe der lutherischen Kirche aufbauen“, 





In diesem Punkt gingen die Meinungen der amerikanischen Lutheraner und der Mehr- 
heit der Europäer deutlich auseinander. In Europa wurde ein großer Teil der Hilfe über 
gesamteuropäische und interkonfessionelle Dienste verteilt, wie die von Adolf Keller 
(1872-1963), dem Gründer der Europäischen Zentralstelle für kirchliche Hilfsaktio- 
nen, in der Schweiz organisierten Dienste zeigen. Was emark betrifft, war die 
Hilfsarbeit nach dem Ersten Weltkrieg auf nationaler Basis organisiert, wobei die 
Vertreter der dänischen Kirche den gleichen Ausschüssen angehörten wie die Vertreter 
anderer Hilfsorganisationen. So war diese Meinungsverschiedenheit zwischen den 
Amerikanern und den Europäern ein schwieriger Konfliktpunkt für die Arbeit im 
Lutherischen Weltkonvent und blieb dieses auch noch für eine beträchtliche Zeit. 








Eine Herausforderung anderer Art ergab sich aus der Haltung des Konvents gegenü- 
ber anderen Konfessionen und der interkonfessionellen Arbeit. Auch hier war der 
Unterschied zwischen denen, die eine streng lutherische Linie verfolgten, und denen, 
die für den Dialog offen waren, deutlich. Was die Haltung des Konvents gegenüber 
dem Katholizismus betraf, herrschte allerdings weitgehende Übereinstimmung. Sie 
war von der Überzeugung geprägt, daß der aggressiven „Rekatholisierung“ der zwan- 
ziger Jahre entgegengewirkt werden müsse. 


Nach dem Zweiten Weltkrieg 


Nur wenige Monate, nachdem der Krieg im Mai 1945 in Europa zu Ende gegangen 
war, wurde eine umfängliche lutherische Hilfsoperation zur Unterstützung derer, die 
im Krieg am meisten gelitten hatten, eingeleitet. Das Sekretariat war in Genf, doch 
spielten die Amerikaner bei der Organisation der Arbeit die Hauptrolle. Ihr Beitrag 
bestand nicht nur aus beträchtlichen Geldbeträgen, sondern sie entsandten auch hoch- 
qualifizierte Mitarbeiter zur Leitung der Operationen wie Sylvester Michelfelder, 
Stewart Herman (geb. 1909) und Howard Hong (geb. 1911), der 1945 unter den 
Auspizien des YMCA zum ersten Mal nach Europa ging und dann nochmals 1947, um 
mit Michelfelder zu arbeiten. 





Die Bedürfnisse waren enorm und beschränkten sich nicht nur auf einzelne Gebiete in 
Europa. Viele lutherische Kirchen brauchten dringend Hilfe, und viele waren bereit zu 
helfen. Zu den Bedürfnissen gehörten ärztliche Versorgung, Umsiedlung von Ver- 
triebenen, Nahrungsmittel für die Hungernden und Unterkunft für die, die Haus und 
Heim verloren hatten. Um einen Eindruck vom Ausmaß der Not zu geben, muß man 
sagen, daß von über 70 Millionen lutherischer Christen und Christinnen 10 Millionen 
Flüchtlinge waren, die ihre Heimat hatten verlassen müssen. Was sich daraus an 
Hilfsbedarf ergab, konnte nicht von den Regierungen allein gedeckt werden, sondern 
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machte die Unterstützung von privaten Organisationen einschließlich der Kirchen 
erforderlich. 


Auch hier waren die Länder Osteuropas am schlimmsten betroffen. Nach den Zer- 
störungen durch die nationalsozialistische Besetzung führte die Machtübernahme 
durch die Kommunisten zu neuen Flüchtlingsströmen sowie Verfolgung und Unter- 
drückung der Zurückgebliebenen. Die Verzweiflung machte sich ebensosehr unter den 
Flüchtlingen als auch unter den in ihren Heimatländern Zurückgebliebenen breit — es 
herrschte materielle und geistliche Not. 








Auch in anderen Ländern wurde Hilfe gebraucht. Länder wie Norwegen und Finnland, 
die bis dahin zu den reichsten der Welt gehört hatten, litten ebenfalls unter den 
Kriegsfolgen und brauchten dringend Auslandshilfe. Dänemark etwa war zwar nicht 
so sehr wie die anderen von den Deutschen besetzten Länder in Mitleidenschaft gezo- 
gen worden, stand dennoch vor einer riesigen Herausforderung, als es entschied, eine 
große Anzahl von Flüchtlingen, besonders aus dem Osten, aufzunehmen. Zwischen 
dem Herbst 1945 und dem Sommer 1947 kamen 250.000 Flüchtlinge nach Dänemark, 
einem Land mit einer Bevölkerung von nur 4 Millionen. Die Anwesenheit von so vie- 
len Flüchtlingen führte zu neuen Konfrontationen. Die durch die deutsche Besatzung 
verursachte Bitterkeit der Dänen wandte sich jetzt oftmals gegen die Flüchtlinge, 
zumal wenn diese Deutsche oder ethnisch Deutsche waren, als wenn sie für die Misse- 
taten der Nazis verantwortlich wären. In dieser Spannungssituation gab eine Gruppe 
dänischer Pfarrer, die sich für die Unterstützung der Flüchtlinge einsetzte, eine öffent- 
liche Erklärung ab: „Wir kämpften gegen den Nazismus, weil er einen Juden nicht als 
Mitmenschen anerkannte. So wollen wir gegen den neuen Nazismus ankämpfen, der 
einen Deutschen nicht als Mitmenschen anerkennen will.“ Dies zeigt, daß die Kirche 
einen deutlichen Beitrag zur Lösung der Spannungen leisten konnte. Doch im allge- 
meinen ließ sich die Priorität bei der Hilfsarbeit in Dänemark und andern Ländern in 
dem Slogan zusammenfassen: „Zuerst kommt das Brot und dann der Katechismus.“ 





In dieser historischen Situation waren sich die nordeuropäischen Kirchen bewußt, daß 
ihnen eine besondere Verpflichtung zukam. Nicht nur hatten sie sich allen Hilfs- 
anstrengungen gegenüber denen, die es am meisten nötig hatten, anzuschließen, son- 
dern es war ebenso erforderlich, Initiativen zur Wiederherstellung des Vertrauens in 
frühere Feinde in die Wege zu leiten und dadurch friedliche Beziehungen zwischen 
Nachbarn wiederherzustellen. Dem dänischen Theologen Kristen Ejner Skydsgaard 
(1922-1990), der später einer der herausragenden lutherischen Beobachter beim 
Zweiten Vatikanischen Konzil war, schwebte so etwas vor, als er von der Not- 
wendigkeit der Zusammenarbeit zwischen den nordeuropäischen lutherischen Kir- 
chen sprach. Skydsgaard erklärte, daß die Kirchen nur gemeinsam der Versuchung 
widerstehen könnten, „einen eisernen Gürtel der Isolierung und des Hasses um 
Deutschland herum“ zu legen. Solch ein Unternehmen erforderte aber, wenn die 
Hilfsarbeit wahrhaft konstruktiv sein und eine neue Periode echter Gemeinschaft ent- 
stehen sollte, mehr als finanzielle Unterstützung und persönlichen guten Willen. Es 
war nötig, daß die ehemaligen Feinde Deutschlands sich bewußt wurden, daß viele 
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Deutsche Gefühle tiefer Enttäuschung hegten, weil sie den Eindruck hatten, unge- 
rechtfertigt Opfer der Vergeltungsmaßnahmen seitens der Siegermächte zu sein. Viele 
Menschen in Deutschland fühlten sich gedemütigt und sahen keine Aussicht auf eine 
bessere Zukunft. 





Ohne Zweifel ist die berühmte „Stuttgarter Erklärung“ vom Oktober 1945 eines der 
wichtigsten ökumenischen Ereignisse in der Geschichte des zwanzigsten Jahrhun- 
derts. In dieser Erklärung wurde von den Führungspersönlichkeiten der Bekennenden 
Kirche in Deutschland vor Vertretern zahlreicher ökumenischer Organisationen die 
Verantwortung für „unendliches Leid“, das „durch uns über viele Völker und Län- 
der gebracht worden“ ist, übernommen. „Im Namen der ganzen Kirche“ wird von 
den Unterzeichnenden, zu denen auch der spätere Präsident des LWB Hanns Lilje ge- 
hörte, die „Schuld“ für das Geschehen bekannt: „Wir klagen uns an, daß wir nicht 
mutiger bekannt, nicht treuer gebetet, nicht fröhlicher geglaubt und nicht brennender 
geliebt haben.“ An dieses Bekenntnis schließt sich die Bitte um „einen neuen Anfang 
in unseren Kirchen“, und der Dank wird laut, daß man sich darin „mit den ande- 
ren Kirchen der ökumenischen Gemeinschaft herzlich verbunden wissen dürfe“ 
(G. Besier, G. Sauter, Wie Christen ihre Schuld bekennen, Göttingen 1985, S. 62). 

















So wichtig und wesentlich das Schuldbekenntnis auch war, es muß doch gesagt wer- 
den, daß im Jahre 1945 wie auch später viele Christen und Kirchenvertreter in 
Deutschland eine einseitige und kollektive Schuld abgelehnt haben. Sie waren zwar 
bereit, ihre eigenen Sünden und ihre eigene Schuld zu bekennen, aber sie betrachteten 
den Ausdruck von kollektiver Schuld als unangebrachte Verallgemeinerung, die zu 
dem bereits erfahrenen Leid noch Schande brachte. Dazu kam ein großes Maß von 
Bitterkeit im Blick auf die Haltung der Besatzungsmächte nach der deutschen 
Kapitulation. Aus diesem Grunde betrachtete es die internationale Gemeinschaft 
lutherischer Kirchen als besonders wichtig, sich gemeinsam für gegenseitige Versöh- 
nung einzusetzen, so daß der ganze Argwohn und die Bitterkeit ein für allemal begra- 
ben werden konnten. 





Sylvester Michelfelder zeigte großes Verständnis für die Notwendigkeit eines solchen 
seelsorgerlichen Ansatzes. Es ist wichtig, dies hier zu sagen, denn es wurde oft be- 
hauptet, daß es den in der Hilfsarbeit nach dem Zweiten Weltkrieg engagierten Ame- 
rikanern an Einfühlungsvermögen für europäische Traditionen und Denkweisen ge- 
fehlt habe. Das genaue Gegenteil ist richtig, wie wir aus einem Bericht ersehen, den 
Michelfelder nach einer Reise durch Deutschland im November und Dezember 1945 
in Begleitung von amerikanischen Kollegen ausarbeitete. Die Gruppe traf sich mit 
Martin Niemöller, dem international bekannten Mitglied der Bekennenden Kirche, der 
selbst acht Jahre in einem Konzentrationslager gewesen war. Bei dieser Begegnung 
versuchte Niemöller, die Gefühle der Deutschen gegenüber der aktuellen Lage und 
nicht zuletzt gegenüber der Stuttgarter Schulderklärung zu erklären. Er sagte folgen- 
des zu seinen amerikanischen Gästen: 








„Das Echo von Pfarrern und Gemeinden war eher gering, denn es zeigten sich zahlrei- 
che Widersprüche, Noch größer war der Einspruch von seiten derjenigen, die der Kirche 
nicht so nahe standen. Das weitaus größte Hindernis aber ist, daß jedem Schuldbekennt- 
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nis entgegengehalten wird: ‚Gewiß waren Hitler und seine Bande Verbrecher, aber die 
neue Situation ist noch schlimmer, und alle wissen das ganz genau.‘ Die Menschen lei- 
den Hunger, und jedermann weiß, daß die Menschen in den Ostgebieten am Verhungern 
sind; die Menschen leiden unter der Kälte, aber vor allem haben sie die Hoffnung verlo- 
ren, daß in der nahen Zukunft oder selbst in den kommenden Jahren etwas besser wer- 
den würde; die wirtschaftliche Situation lähmt Geist und Seele, um so mehr als das 
Familienleben zusammengebrochen ist; einige sind grundlos verhaftet worden, andere 
sind eingesperrt worden, ohne zu wissen, warui konnten sich nicht mit ihren 
Familien in Verbindung setzen — nichts hat sich geändert, sagen die Leute, es ist wie 
unter den Nazis. 









Wenn die Kirche ihren Auftrag wahrnehmen und unsere Nation zur Umkehr und zu 
einem Neubeginn nach christlichen Regeln und Grundsätzen führen will, dann müssen 
die Besatzungsmächte mit Deutschland anders umzugehen beginnen. Sonst ist es unver- 
meidlich, daß sich die Seelen verhärten, was immer die Kirche tut und sagt. Zu Beginn 
der Besatzung war die Atmosphäre völlig anders. Damals herrschte ein Gefühl der 
Befreiung, der Hoffnung, selbst der Schuld und der Dankbarkeit, Die Leute wußten, daß 
die Alliierten für unsere Befreiung gekämpft und gelitten hatten und daß wir für immer 
in ihrer Schuld stehen! Dieses Gefühl findet sich heute nirgends mehr, und die Seelen 
haben sich bis zur Verzweiflung verhärtet: ‚alle Menschen sind Lügner‘.“ 









Schon in der Zeit, als sich die außereuropäischen Geberkirchen um die elementarsten 
Bedürfnisse zum täglichen Überleben kümmerten, wurde es möglich, sich auch dem 
Wiederaufbau der Kirchengebäude zu widmen. Angesichts der oben beschriebenen 
Spannungen zwischen den Deutschen und ihren Befreiern war es von großer 
Bedeutung, daß kirchenleitende Persönlichkeiten aus dem neutralen, wohlhabenden 
Schweden sich um Spenden zum Wiederaufbau der Kirchen im ausgebombten 
Deutschland an die schwedischen Gemeinden wandten. Hinter dieser Initiative liegt 
gleichermaßen Sensibilität für die zerrütteten Nerven der Deutschen, Respekt für die 
Zeichen kirchlicher Erneuerung in Deutschland und die Erkenntnis, daß die schwedi- 
schen Kirchen nur ein wenig von ihrem Überfluß abgeben mußten, um den Glaubens- 
brüdern und -schwestern zur Hilfe zu kommen, 





„Trotz der jämmerlichen äußeren Umstände ist das gottesdienstliche Leben in Deutsch- 
land jetzt von einer bemerkenswerten Erneuerung gekennzeichnet. Niemand geht routi- 
nemäßig zur Kirche, sondern die Leute gehen, weil sie ein echtes Bedürfnis nach ge- 
meinsamem Gebet und Lobpreis mit anderen Christen und gemeinsamer Beteiligung an 
Wort und Gemeinschaft haben. Es wird von vielen Orten berichtet, daß die Gemeinden 
trotz der widrigen Umständen oft größer und nicht kleiner geworden sind“ (Nachlaß 
Anders Nygren, Lund, Universitätsbibliothek). 





DIE ZWEITE SÄULE: 
GEMEINSAME MISSIONSSTRATEGIEN 


Die Bedingungen des Versailler Vertrages machten es den Deutschen schwer, sich 
nach 1919 den veränderten Realitäten der Weltpolitik anzupassen. Es war ein wesent- 
liches Element dieses Vertrages, daß Deutschland seine Kolonien unter ein internatio- 
nales, vom Völkerbund verwaltetes Mandatsgebiet stellen mußte. In der Folge waren 
deutsche Missionare gezwungen, ihre Arbeit in dem jeweiligen Missionsgebiet aufzu- 

















geben. Da den, wie man sagte, „verwaisten Missionen“ aber sowohl die Orientierung 
als auch finanzielle Ressourcen fehlten, war es unbedingt notwendig, neue Missions- 
werke zu finden, die die Verantwortung übernehmen konnten. Durch diese und andere 
Vorgänge fühlten sich die Deutschen gedemütigt und in ihrer nationalen Würde ver- 
letzt. Oft wandte sich ihre Bitterkeit gegen diejenigen, die an ihre Stelle traten, vor 
allem gegen die Amerikaner, aber auch gegen die Schweden. Es liegt auf der Hand, 
daß die Spannungen in der Mission auch beim Aufbau einer globalen Zusammenarbeit 
lutherischer Kirchen nach dem Ersten Weltkrieg im Wege standen. 


In dieser Situation wurden sich Lutheraner aus vielen Ländern ihrer Verpflichtung 
bewußt, den ernsthaften Versuch zu unternehmen, trotz deutlicher Meinungsverschie- 
denheiten in der Mission zusammenzuarbeiten, Bereits die erste Weltmissionskonfe- 
renz im Jahre 1910 in Edinburgh hatte die Kirchen aufgefordert, um der Mission und 
der Glaubwürdigkeit der aussendenden Kirchen und ihrer Missionswerke willen die 
Zusammenarbeit zu fördern. Etwas vom Geist dieser Resolution war auch unter den 
Lutheranern nach dem Ersten Weltkrieg nötig. 





In den zwanziger Jahren war eine Lösung für die unmittelbaren Bedürfnisse der ver- 
waisten Missionen gefunden, doch gelang es nicht, nach der Versammlung des Luthe- 
rischen Weltkonvents in Eisenach weitere Schritte auf dem Weg zu einem echten 
Verständnis und zu echter Zusammenarbeit zu gehen. Das läßt sich an zwei Beispielen 
illustrieren. Einmal schlug der Versuch fehl, in Indien ein theologisches Seminar auf- 
zubauen. Wäre das gelungen, hätte es vielleicht bewiesen, daß es möglich war, über 
die sehr allgemeinen Empfehlungen der Versammlung von Eisenach hinwegzukom- 
men. Zweitens gab es innerhalb des Ausschusses, der die zweite Vollversammlung 
des Konvents in Kopenhagen im Jahre 1929 vorbereitete, hinsichtlich der Frage, ob 
zu dieser Versammlung die missionarischen Kirchen als vollberechtigte Delegierte 
eingeladen werden sollten, deutliche Meinungsverschiedenheiten. Sie zeigten die 
Schwierigkeit, angemessen mit der Frage der Zusammenarbeit in der Mission um- 
zugehen. 


Solche Spannungen waren noch nicht vergessen, als sich die lutherischen Kirchen 
1947 in Lund trafen. Deswegen wurde es notwendig, eine gründliche Diskussion der 
Missionsaufgabe der Kirchen auf die Tagesordnung der Gründungsversammlung des 
LWB zu setzen. Daß diese Diskussion dann sehr ernsthaft geführt wurde, zeigt sich im 
Bericht von Kommission II in Lund und in einigen der Plenarbesch . Die 
Atmosphäre hatte sich seit den zwanziger Jahren radikal geändert. Es herrschte nun 
der feste Wille, die deutschen Missionsgesellschaften wieder einzugliedern. Mit deut- 
lichen Formulierungen in verschiedenen Resolutionen wurden außerdem alle lutheri- 
schen Kirchen aufgefordert, aufrichtig auf dem Feld der Mission zusammenzuarbei- 
ten, und dies nicht nur unter sich, sondern auch mit dem Internationalen Missionsrat 
(IMR). Ernsthafte Zusammenarbeit mit dem IMR wurde nunmehr als Bestandteil des 
gemeinsamen lutherischen ökumenischen Engagements betrachtet. 

















Diese Aufforderung wurde mit dem missionarischen Wesen des Evangeliums begrün- 
det. Im offiziellen Bericht von Lund ist der Bericht der Kommission II überschrieben: 
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„Die Lutherische Kirche erfüllt ihre Sendung in einer zerstörten Welt“. Dort steht fol- 
gendes: „Die Notwendigkeit, jedem Menschen das Evangelium zu bringen, liegt als 
eine heilige Verantwortung auf allen Christen“ (S. 57). Das bedeutet praktisch, trotz 
der Verschiedenheiten in den Heimatgebieten und unter den Missionsgesellschaften 
einen „einheitlichen Einsatz zu fördern“ (S. 60). Mehr noch: Die Entschlossenheit, 
Rivalität unter den Missiongesellschaften zu vermeiden und Zusammenarbeit in den 
Heimatgebieten zu fördern, solle einmünden in die Bildung vereinigter Kirchen: 
„[Dlie unter dem Einfluß der verschiedenen Missionsgesellschaften gegründeten 
nationalen Kirchen [können] sich jeweils in jedem Gebiet zu selbständigen Kirchen 
entwickeln“ (S. 60). 





Die Forderungen in bezug auf Mission im Bericht von Lund sind noch ganz im 
Horizont kolonialen Denkens formuliert. Man kann dies aus der Tatsache ersehen, daß 
es 1947 noch nicht üblich war, von „jüngeren Kirchen“ zu sprechen. Allerdings gab es 
auch Stimmen, sich auf „einheimische, selbständige“ Kirchen (Proceedings, Lund, 
S. 31) zu zu bewegen. Ebenfalls wurde empfohlen, die verwaisten Missionen den 
urspünglichen Mis gesellschaften zurückzugeben, Dies solle geschehen, „damit 
alle lutherischen Missionsgebiete trotz des jetzigen Notstandes erhalten blieben“ 
(ebd., S. 30f.). Es wurde in bezug auf die Mission in Lund aber auch klar ausgedrückt, 
daß der Antrieb „über nationale Grenzen hinausreichen“ solle (S. 67) und daß in 
der Evangelisation „Glaube und Handeln“ untrennbar verbunden sein müßten. Somit 
wurden Wiederaufbau und Wiederherstellung ins Zentrum der missionarischen Auf- 
gabe der lutherischen Kirchen gerückt. 











Es wird später noch die Rede davon sein, wie diese neue Vision der Zusammenarbeit 
in der Mission sich in der Praxis auswirkte. 


DIE DRITTE SÄULE: 
GEMEINSAME THEOLOGISCHE REFLEXION 


Am Ende des Zweiten Weltkriegs war das primäre theologische Anliegen der lutheri- 
schen Kirchen eine kritische Neubewertung der lutherischen Identität. Der Krieg hatte 
in dieser Hinsicht weitreichende Konsequenzen sowohl mit Blick auf kirchliche 
Identität und ethische Urteile über Gesellschaft und Nation als auch mit Blick auf die 
durch den bewaffneten Konflikt und das damit verbundene Leiden hervorgerufene 
menschliche Isolation. Es waren tiefe Wunden entstanden, deren Heilung für die 
Kirchen eine vordringliche Aufgabe darstellte. Es galt persönliche Freundschaften zu 
bestätigen und organisatorische Strukturen wiederaufzubauen. 


Erst als die Heilung abgeschlossen war, konnte man sich auch der Vergangenheit 
zuwenden. Doch brachte die kritische Konfrontation mit der jüngsten Vergangenheit 
neue Probleme mit sich. In vielen Ländern kam es zu Auseinandersetzungen über die 
Rolle, die die Regierungen wie auch die Bevölkerung im Krieg gespielt hatten. Oft- 
mals endeten sie vor dem Gericht. Verständlicherweise warfen diese Geschehnisse 
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auch einen Schatten auf die Kirchen, besonders wenn kirchliche Führungspersönlich- 
keiten angeklagt wurden, ihre christliche Verantwortung durch allzu große Willfährig- 
keit gegenüber den Nazibehörden aufs Spiel gesetzt zu haben. 


Die lutherischen Kirchen Deutschlands wurden von dieser Untersuchung der Ge- 
schehnisse unter Hitler sehr erschüttert. Es war ein schmerzlicher Prozeß - nicht nur 
für die Angeklagten, sondern auch für die, die über sie zu urteilen hatten. In einer 
Reihe spektakulärer Fälle hatten solche Untersuchungen, wenn es sich um lutherische 
Kirchenführer und Theologen handelte, die in vertraulicher Stellung gewesen waren, 
sogar ökumenische Bedeutung. Die Auswirkungen waren besonders auf der Grün- 
dungsversammlung des Lutherischen Weltbundes spürbar. Wir wollen im folgenden 
einzelne Fälle näher betrachten. 


August Marahrens 


Schon in den ersten Monaten nach Kriegsende wurde unter den Führungspersön- 
lichkeiten des Weltluthertums, die mit der Hilfsarbeit in Deutschland zu tun hatten, die 
Forderung laut, daß August Marahrens (1875- 1950), Landesbischof der hannover- 
schen Kirche und Präsident des Lutherischen Weltkonvents unter keinen Umständen 
in seinen verantwortungsvollen Positionen verbleiben dürfe. Sylvester Michelfelder 
äußerte sich in diesem Sinn, und auch die Haltung des schwedischen Erzbischofs 
Erling Eidem (1880-1972) wies in die gleiche Richtung. Eidem war in diesem 
Zusammenhang besonders wichtig, da er nicht nur eine wichtige Rolle im deutschen 
Kirchenkampf gespielt hatte, sondern als Erzbischof von Uppsala und Nachfolger 
Nathan Söderbloms hohes ökumenisches Ansehen genoß. Darüber hinaus war Eidem 
Vizepräsident des Lutherischen Weltkonvents. 





Als sich das Exekutivkomitee des Lutherischen Weltkonvents im Dezember 1945 in 
Kopenhagen traf, zeigte es sich, daß die Vertreter der nordamerikanischen und der 
nordeuropäischen Mitglieder in bezug auf Bischof Marahrens eine einheitliche 
Haltung einnahmen. Zwar war Marahrens in der Zwischenzeit von seinem Amt 
zurückgetreten, doch wollte er diesen Schritt nicht als Antwort auf die gegen ihn 
geäußerte Kritik verstanden wissen, daß sein Verhalten als Bischof in der Zeit des 
Nationalsozialismus es ihm unmöglich mache, innerhalb des Weltluthertums weiter- 
hin eine Führungsrolle einzunehmen. Das Exekutivkomitee stellte mit Bedauern fest, 
daß er bei der Ankündigung seines Rücktritts keinen zufriedenstellenden Grund für 
seinen Entschluß angegeben habe, doch wurde der Rücktritt angenommen und Erz- 
bischof Eidem vorläufig zum Präsidenten ernannt. 





Der Rücktritt war auf der Sitzung von Kopenhagen ein äußerst heikles Thema, auch 
wenn diejenigen, die darauf bestanden, es zu behandeln, so behutsam und taktvoll wie 
möglich vorzugehen versuchten. Marahrens selbst reagierte mit Bitterkeit und ver- 
suchte wiederholt, sich zu rechtfertigen. Überdies wurde er in seiner Haltung von vie- 
len, die ihm nahegestanden hatten, unterstützt, was sich aus der besonderen Lage 
lutherischer Kirchen in Deutschland erklärt. Der „Fall Marahrens“ sagt darum nicht 
allein etwas über seine Person, sondern auch über die Kirche, deren Bischof er war, 
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aus. Mehr als anderes beleuchtet er zentrale theologische Fragen im Zusammenhang 
mit lutherischer Identität und politischer Ethik. 


Marährens gehörte zu den ersten Mitgliedern der „Bekennenden Kirche“ in Deutsch- 
land, die 1933/34 aus Protest gegen das Eindringen nationalsozialistischer Ideologie 
in Lehre und Leben der Kirchen entstanden war. Im Widerstand gegen die von den 
„Deutschen Christen“ ausgehende Bedrohung zögerte Marahrens keinen Augenblick, 
unter Berufung auf die Prinzipien der lutherischen Reformation zum kirchlichen 
Widerstand aufzurufen. Diesen konfessionell begründeten Widerstand hielt er in sei- 
ner eigenen Landeskirche und auch als Vertreter der „Bekennenden Kirche“ aufrecht, 
Doch Marahrens nahm diese Widerstandsposition nur in bezug auf die konfessionelle 
Identität der Kirche ein, vertrat aber gleichzeitig eine positive Haltung gegenüber der 
politischen Autorität der Regierung. Wiederholt äußerte er sich in der Öffentlichkeit 
positiv über den nationalsozialistischen Aufbruch seit 1933. 





Ein Beispiel dafür ist sein Besuch in Kopenhagen im Jahre 1936 zum 400. Jubiläum 
der Reformation in Dänemark. Als Präsident des Lutherischen Weltkonvents war er 
bei den Feierlichkeiten ein prominenter Gast. Er wurde in einem Zeitungsinterview 
von einem dänischen Journalisten über die Situation der Bekennenden Kirche in 
Deutschland befragt und sollte auch die allgemeine politische Situation in seinem 
Land kommentieren. In seiner Antwort sagte er unter anderem: 


„In Sowjetrußland können wir die Säkularisation in vollem Gange sehen; aus diesem 
Grund stehen das ganze deutsche Volk und insbesondere die lutherische Kirche voll hin- 
ter Hitler und seinem mutigen Kampf gegen den Bolschewismus. Die Mitglieder der 
Bekennenden Kirche achten darauf, ihren Bürgerpflichten nachzukommen und sind 
Hitler zutiefst dankbar dafür, daß er Deutschland zu einem Bollwerk gegen den Kom- 
munismus gemacht hat. Wir werden Hitler und dem deutschen Volk auf der Grundlage 
des Evangeliums helfen, aber wir können natürlich nur soweit gehen, wie es unser christ- 
liches Gewissen erlaubt“ (aus der dänischen Zeitung Kristeligt Dagblad, jetzt unter den 
Papieren des Dänischen Nationalen Komitees des Lutherischen Weltkonvents, Kopen- 
hagen Rigsarkivet). 






An dieser Überzeugung hielt Marahrens auch dann noch fest, als Rassismus und 
Judenverfolgung — nicht zuletzt für kritische Beobachter im Ausland — immer deut- 
licher als die eigentliche Antriebskraft hinter der Ideologie des nationalsozialistischen 
Staates hervortraten. Darüber hinaus betonte er während des Krieges seinen nationa- 
len Patriotismus und lobte in den ersten Jahren des Konfliktes begeistert die Erfolge 
der Streitkräfte. Nach dem mißglückten Attentat vom 20. Juli 1944 brachte Marahrens 
seine Erleichterung darüber zum Ausdruck, daß Hitler dem „Angriff unpatriotischer 
Kräfte“ entgangen war. 


Daß die Auseinandersetzung mit Marahrens im Jahre 1945 sowohl in Deutschland als 
auch im internationalen Zusammenhang so unangenehm war, hing vor allem mit sei- 
nem öffentlichen Verhalten während des Krieges zusammen. Dieses muß freilich vor 
dem Hintergrund einer bestimmten Tradition im Luthertum gesehen werden, die durch 
ein unkritisches, patriarchalisches Verständnis der Autorität und ein wenig entwickel- 
tes Gespür für die schwierige Verbindung von konfessioneller Treue und angemesse- 
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nem Gehorsam gegenüber der politischen Autorität gekennzeichnet ist. Im Deutsch- 
land des Zweiten Weltkrieges zeichnete sich der Staat so umfassend durch totalitäre 
Ideologie, fanatischen Rassismus und Militarismus aus, daß er nicht das geringste 
Recht darauf hatte, als christliche Autorität angesehen zu werden. 


Hanns Lilje, der Marahrens als Landesbischof in Hannover nachfolgte und sehr bald 
auch zum führenden Sprecher einer neuen Generation deutscher Lutheraner wurde, 
hatte eine spürbar andere Einstellung zu politischer Autorität. Allerdings versuchte 
Lilje bis zu einem gewissen Grad Marahrens zu schützen, um ein übereiltes gerichtli- 
ches Verfahren zu verhindern. Gleichwohl überzeugte sein Handeln kirchenleitende 
Persönlichkeiten der Ökumene von seiner Fähigkeit, die lutherische Kirche in 
Deutschland in einen neuen Zeitabschnit zu führen. Dieses Vertrauen schlägt sich auf 
bemerkenswerte Weise in einem Brief von Michelfelder an Lilje vom 3. Oktober 1946 
nieder: 








„Ich bin sehr gespannt darauf zu erfahren, was mit dem Programm der lutherischen 
Kirche in Deutschland geschieht. Ich hoffe, daß nichts passiert, was dem Programm der 
EKiD [der Evangelischen Kirche in Deutschland] schaden könnte. Ich hoffe auch, daß 
Pastor Niemöller nicht darauf bestehen wird, daß die EKiD eine Kirche im vollen Sinn 
wird, sondern ein Bund bleibt. Es ist jetzt nicht der Augenblick, eine Sache ins Wanken 
zu bringen, und ich möchte es dringlich sagen, es ist jetzt auch für Sie nicht der Augen- 
blick, das Boot zu verlassen. Bitte bleiben Sie, und helfen Sie diesem Schiff durch die 
gefährlichen Wogen. Wir wissen jetzt, was Byrnes [James Byrnes, der amerikanische 
Staatssekretär] dem deutschen Volk gesagt hat; wir haben auch vom Wirken des 
Kriegsgerichts in Nürnberg gehört. Uns wird jeden Tag deutlicher, wie sehr wir Ihnen 
den Rücken stärken müssen, und Sie können auf mich und den Lutherischen Weltbund 
zählen, daß wir Ihnen soviel Hilfe leisten werden, wie wir können. Ich habe jetzt die 
Position des Exekutivsekretärs des Lutherischen Weltbundes angenommen und werde 
alles geben, was ich habe, aber allein vermag ich nicht sehr viel. Ich werde getreue 
Geister wie Sie brauchen, um mich zu stärken. Deutschland wird ein wichtiger Teil die- 
ses Lutherischen Weltbundes sein, und wir brauchen jeden einzelnen. Ich weiß jetzt aber 
nicht, wer Ihre Delegierten ernennen wird oder wer den Nachfolger von Bischof Mar- 
ahrens im Exekutivkomitee bestimmen wird. Das Exekutivkomitee hat seinen Rücktritt 
— nicht nur als Präsident des Lutherischen Weltkonvents, sondern auch als Mitglied des 
Exekutivkomitees - einstimmig angenommen. Uns allen ist bewußt, daß dies ein heikles 
Thema ist, und ich weiß, wie Ihnen dabei zumute ist, aber wir müssen uns mit der Sache, 
nicht mit einer Einzelperson abgeben“ (LWB-Archiv, Lund Assembly Correspondence. 
Drafts and manuscripts, Box I). 





Carl Stange 


Ebenso schmerzlich wie der „Fall Marahrens“ verlief eine weitere Auseinanderset- 
zung, die ebenfalls von internationaler Bedeutung war: der Konflikt um Carl Stange 
und seiner Lutherakademie in Sondershausen/Thüringen. Stange (1870-1959) war 
Professor für systematische Theologie an der Universität Göttingen und ein aner- 
kannter Lutherforscher. 


Der dänische Theologe A.T. Jørgensen war 1923 und 1929 bei den Vollversamm- 
lungen des Lutherischen Weltkonvents wiederholt dafür eingetreten, daß internatio- 
nale Zusammenarbeit erst zustande käme, wenn eine internationale „fliegende luthe- 
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rische Fakultät“ eingerichtet würde. Der Gedanke konnte in der Weise, wie es Jorgen- 
sen vorgeschwebt hatte, nicht verwirklicht werden, wurde aber in modifizierter Form 
von Carl Stange aufgenommen. Stange setzte sich seit vielen Jahren an leitender Stelle 
dafür ein, für das konfessionelle Luthertum Deutschlands eine hochqualifizierte theo- 
logische Einrichtung zu schaffen. 1932 eröffnete er in Sondershausen eine Luther- 
akademie, der er selbst als Direktor vorstand. Der wichtigste Teil der Akademiearbeit 
war eine jährliche Sommerkonferenz von international anerkannten Lutherforschern. 
Um dafür auch die offizielle Anerkennung zu gewinnen, überredete er 1934 Erz- 
bischof Eidem aus Schweden, den Vorsitz des Akademierates zu übernehmen. Außer- 
dem pflegte er regelmäßige Kontakte mit führenden Persönlichkeiten des Luthe- 
rischen Weltkonvents. 


Jedes Jahr gehörten zu der internationalen Konferenz auch Vorträge von eingeladenen 
Rednern, Überhaupt war sie ein Treffpunkt für Theologen und Pastoren aus vielen 
Ländern, selbst nachdem der sich immer mehr verschärfende Kirchenkampf in 
Deutschland zu wachsenden Spannungen auch unter den Teilnehmern führte. Stange 
vertrat jedoch die Ansicht, daß die Treffen ohne politische oder ideologische Ein- 
mischung stattfinden sollten, und verbot deshalb nichtdeutschen Teilnehmern jegli- 
chen kritischen Kommentar über die politische Situation in Deutschland. Gleichzeitig 
gab er jedoch mehr oder weniger widerwillig dem Druck seitens der deutschen Behör- 
den nach, was zur Folge hatte, daß die Treffen nun doch nicht mehr ganz politisch neu- 
tral waren. Der Eindruck entstand — besonders auf seiten der nordeuropäischen Teil- 
nehmer —, daß die Arbeit der Lutherakademie von den Nationalsozialisten unterwan- 
dert war, was Stange aber abstritt. 








Nach Kriegsausbruch im Jahre 1939 wurde es immer schwieriger, diese Konferenzen 
abzuhalten, doch wurden sie trotz allem weitergeführt. Nach 1945 war es den nicht- 
deutschen Mitgliedern des Rates der Akademie — vor allem Erzbischof Eidem und sei- 
nem dänischen Kollegen, dem Neutestamentler Frederik Torm — klar, daß das Kon- 
ferenzprogramm ohne eine gründliche Revision der ganzen Institution und ihres Pro- 
grammes, einschließlich des Ausscheidens von Carl Stange als Direktor, nicht fort- 
gesetzt oder wiederaufgenommen werden konnte. 


Diese Konfrontation war schmerzlich und für die Zeit typisch. Dabei zeigte sich 
etwas, das nicht nur auf die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg zutrifft: Strukturen inter- 
nationaler kirchlicher Zusammenarbeit können außerordentlich problematisch wer- 
den, wenn die Teilnehmer konstantem Druck von seiten ihrer Heimatländer ausgesetzt 
sind, besonders wenn diese Länder diktatorisch regiert werden. Unter solchen Bedin- 
gungen stehen auch Theologen bewußt oder unbewußt oft unter Druck als Apologeten 
für ihre Regierungen aufzutreten. Jegliche Kritik gilt als Ausdruck mangelnde Soli- 
darität und wird darum abgelehnt, In Wirklichkeit aber kapituliert man vor dem mas- 
siven Druck von innen. 


Als die Kommission I (Theologie) des neuen Lutherischen Weltbundes 1949-50 ihre 
Arbeit aufnahm, zeigte es sich sehr schnell, daß die Lutherakademie in Sondershausen 
nicht - wie von Carl Stange und anderen vorgesehen — den Status eines theologischen 
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Studienzentrums erhalten konnte. Mehr noch: man war grundsätzlich nicht bereit, der 
Arbeit Stanges im Weltbund einen offiziellen Status zu gewähren. 


Karl Barth — eine kritische Stimme von außen 


Die Beispiele von August Marahrens und Carl Stange machen deutlich, daß am Ende 
des Zweiten Weltkrieges die internationale lutheri-sche Gemeinschaft gefordert und 
auch bereit war, Selbstkritik zu üben. Gleichzeitig wurde aber auch von außen deut- 
liche Kritik laut, die Karl Barth (1886-1968), der bekannte Schweizer reformierte 
Theologe, formulierte. 


Unmittelbar nach dem Krieg veröffentlichte Barth eine Reihe von Schriften über die 
Situation nach dem Zusammenbruch des Nationalsozialismus. In allen diesen Schrif- 
ten ging es um die Sisyphusarbeit des gesellschaftlichen und kirchlichen Wieder- 
aufbaus. Barth zeigte dabei großes Einfühlungsvermögen in die Lage der Deutschen, 
geradezu eine persönliche Solidarität, obgleich einige seiner Schriften besonders 
scharf formuliert waren, z.B. „Wie können die Deutschen gesund werden?“ (1945). 
Für eine Zeitlang gab er sogar seine akademische Arbeit in der Schweiz auf, um mit- 
zuhelfen, das Theologiestudium an den deutschen Universitäten wiederaufzubauen. 
Während dieser ganzen Zeit bestand Barth jedoch immer darauf, daß es einer einge- 
henden kritischen Selbstprüfung bedürfe. Daß sei die unvermeidliche Vorbedingung 
für die Befreiung aus der Gefangenschaft der bösen Mächte, die das Land beherrscht 
hatten und die Deutschen zu Opfern ihrer eigenen Kriegsmaschine hatten werden 
lassen. 





Nach Barths kritischer Diagnose gab es eine verhängnisvolle Linie, die von Luthers 
Haltung gegenüber wichtigen gesellschaftlichen Problemen zu den zeitgenössischen 
Lutheranern führt. Er war der Ansicht, daß sich diese Linie mit genügend Beispielen 
aus dem deutschen Kirchenkampf belegen ließe. Seiner Meinung nach hatten sich 
die Lutheraner aus dem Kirchenkampf weitgehend herausgehalten und nicht wirklich 
mit den Wurzeln des Bösen im Nationalsozialismus auseinandergesetzt. In der Nach- 
kriegssituation erblickte Barth eine Fortsetzung der lutherischen Geringschätzung für 
gesellschaftliche Herausforderungen. Er glaubte, daß die Lutheraner einen Weg des 
restaurativen Wiederaufbaus einschlagen wollten, der sich denjenigen entgegensetzte, 
die unter Martin Niemöller eine radikale Umkehr der früheren Situation und einen 
Neubeginn in einer gesamtprotestantischen „Evangelischen“ Kirche in Deutschland 
(EKiD) befürworteten. Diese Entwicklung verärgerte und schmerzte ihn dermaßen, 
daß er 1945 nicht von der Überzeugung loskam, darin das Luthertum in Reinkultur 
verkörpert zu sehen. Wenn Barth zu jener Zeit mit lutherischen Theologen aus ande- 
ren Ländern zusammentraf, wich er kein Iota von seinem kompromißlosen Urteil ab. 





Während einer ökumenischen Konferenz in Bossey (Schweiz) im Jahre 1947 kam 
Barth jedoch in freundschaftlichen Kontakt mit dem schwedischen Theologen Anders 
Nygren, der noch im selben Jahr der erste Präsident des Lutherischen Weltbundes wer- 
den sollte. Barth schrieb später, daß ihm Nygren „einen ganz anderen Luther“ zeigte 
als den, den er aus Deutschland kannte (Eberhard Busch, Karl Barths Lebenslauf, 
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S. 355). Das hinderte ihn aber nicht, nur zwei Jahre später abzulehnen, als er um einen 
Beitrag zur Festschrift anläßlich Nygrens 60. Geburtstag gebeten wurde — ein Ver- 
halten, das seine charakteristische Fähigkeit, sich zu entrüsten, ebenso zeigt wie seine 
Tendenz, einen besonderen Vorfall immer im Licht prinzipieller Konflikte zu sehen. 
Aus seinem Kontakt mit Nygren wird deutlich, daß Barths Verständnis der lutheri- 
schen Identität ausschließlich durch die Erfahrung Deutschlands zu seiner Zeit ge- 
prägt war. Das zeigt der Brief an Sylvester Michelfelder vom 17. Dezember 1949, in 
dem er klärt, warum er an der Festschrift für Nygren nicht mitwirken könne: 


„Es wird Ihnen verständlich sein, daß ich, wenn ich das Wort ‚Luthertum‘ höre, an das 
mir aus direkter Begegnung bekannte — nur zu gut bekannte — deutsche Luthertum 
denke. Und nun fürchte ich, daß ich es bei der Behandlung jenes Themas doch kaum 
hätte vermeiden können, daß bittere Töne laut geworden wären. Ich habe zu viel gegen 
die deutschen Lutheraner (von Meiser bis zu Schlink, von Althaus bis zu Asmussen, von 
Gogarten bis zu meinem alten Freund Georg Merz — mit Ausnahme einiger Einzel 
wie Iwand, Ernst Wolf und Heinrich Vogel) auf dem Herzen: ihren zähen konfessionel- 
len Romantizismus, ihre hartnäckige Verbindung mit der politischen Reaktion, ihr unge- 
klärtes rituelles Romanisieren, ihre matte Haltung in der Zeit des Kirchenkampfs und 
nun neuerdings: ihre Sabotage der Einheit der EKD durch ihre Separation als VELKD 
[Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands, gegründet 1948].“ (Papiere 
von Anders Nygren; Kopie ebenfalls im Archiv des Lutherischen Weltbundes in Genf) 








Wenn man diese leidenschaftliche und gleichzeitig scharfe Anklage liest, kann man 
nachträglich nur bedauern, daß ihre ernstzunehmende ökumenische Substanz nie in 
einem konstruktiveren Kontext zur Sprache gekommen ist. Natürlich würde man die 
Berechtigung einiger Vorwürfe Barths bedenken müssen, aber man müsste auch seine 
irrigen Aussagen benennen. Barth war unfähig, die Elemente im lutherischen Ver- 
ständnis der Kirche, die mit seinem eigenen unversöhnbar waren, adäquat darzustel- 
len; er war schlicht nicht in der Lage, eine ausgewogene Diskussion über die bischöf- 
liche Kirche oder die sakramentale Feier des Gottesdienstes zu führen. Insgesamt wird 
man sagen müssen, daß die ökumenische Chance, Karl Barths Ansichten über die 
lutherische Identität konstruktiv zu diskutieren, nie wirklich wahrgenommen wurde. 






Dietrich Bonhoeffer 


Der Beitrag Dietrich Bonhoeffers (1906-1945) zu einer Neuformulierung der lutheri- 
schen Identität nach dem Zweiten Weltkrieg ist ganz anderer Art. In den Jahren unmit- 
telbar nach dem Krieg war Bonhoeffer keineswegs allgemein anerkannt, zumal man 
ihn außerhalb eines sehr engen Kreises kaum kannte. Doch im Licht der jüngeren 
Forschung und dank einer umfangreichen Dokumentation wissen wir jetzt, daß auch 
Bonhoeffer sich damit auseinandergesetzt hat, wie das lutherische theologische Erbe 
kritisch neu zu verstehen sei. Im Gegensatz zu Karl Barth waren Bonhoeffers theo- 
logische Wurzeln fest in Luthers Verständnis des Christentums verwurzelt, und er 
suchte die Erneuerung des modernen Luthertums in einer Rückbesinnung auf die 
Ursprünge. 


Im Verlauf seiner ökumenischen Tätigkeit während des Krieges knüpfte Bonhoeffer 
verschiedene Kontakte, die ihm zu einem abgerundeten Bild des internationalen 
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Luthertums verhalfen. Zweimal kam es zu einer Begegnung mit Anders Nygren: zum 
erstenmal 1936 während einer Studienreise nach Schweden zusammen mit Studenten 
aus dem theologischen Seminar der Bekennenden Kirche in Finkenwalde; das zweite 
Mal führte ihn der Weg 1942 nach Schweden, als er versuchte, sich bei ausländischen 
Freunden, besonders dem anglikanischen Bischof George Bell, im Zusammenhang 
mit der geplanten Verschwörung gegen Hitler Gehör zu verschaffen. 


Während seiner zweiten Schwedenreise schrieb Bonhoeffer Nygren einen Brief, in 
dem er den schwedischen Theologen an ihre erste Begegnung und das dabei gefunde- 
ne wechselseitige Verständnis erinnerte. Er sprach mit Dankbarkeit von der Gast- 
freundschaft, die er und seine Studenten bei jener Gelegenheit erfahren hatten, und 
von der grundlegenden Übereinstimmung mit Nygren. In seinem Brief vom 11. April 
1942 fuhr er dann fort: 


„Ich möchte den kurzen Augenblick benutzen, Ihnen zu sagen, daß wir - trotz all dem 
Furchtbaren, was inzwischen geschehen ist — unverändert in derselben Sache und in 
demselben Kampf stehen — was Sie glauben müssen, wenn Sie auch wenig von uns 
hören, — und daß wir uns der Gemein aft mit den Christen aller Länder stärker bewußt 
sind als je zuvor. Es wird nur auf diesem Wege zu einer Überwindung dieser schreckli- 
chen Zeiten kommen können“ (Nachlaß Anders Nygren, Universitätsbibliothek, Lund, 
Schweden; jetzt D. Bonhoeffer Werke, Bd. 16, S. 261f.). 











Wie wir wissen, wurde Bonhoeffer kurz darauf gefangengenommen und am 9. April 
1945 nur wenige Wochen vor Kriegsende hingerichtet. In einem späteren undatierten 
Memorandum hielt Nygren die folgende Erinnerung an Bonhoeffers Besuch in Lund 
im Jahre 1936 fest: 


„Bonhoeffer und seine jungen Freunde gehörten alle der Widerstandsbewegung an. Die 
meiste Zeit diskutierten wir über die Haltung der Kirche. Was mich aber am meisten 
beeindruckte, war, daß Bonhoeffer nicht nur entschieden das Nazisystem ablehnte — das 
taten zu jener Zeit viele —, sondern auch, daß er eine eindeutig positive Antwort auf die 
Fragen der Zeit hatte. Hier haben wir einen Mann, dachte ich, der Verantwortung über- 
nehmen kann, wenn einmal dieses schreckliche System zusammengebrochen ist“ 
(Nachlaß Nygren, Lund). 





Unter Hinweis auf Bonhoeffers oben zitierten Brief von 1942 beschloß Nygren seine 
Notiz mit den Worten: „An dieser Position hielt er bis zum bitteren Ende fest.“ 


„Vorwärts zu Luther“ — eine Neubewertung 


Auf der Gründungsversammlung in Lund herrschte eine Atmosphäre der Freude und 
der Erleichterung darüber, daß das Bemühen um lutherische Einheit nach der Unter- 
brechung durch den Krieg wieder aufgenommen werden konnte. Man war dankbar, 
daß man erneut in Nothilfe und in der Mission gemeinsame Strategien entwickeln, 
konfessionelle Gemeinschaft in Praxis umsetzen und ein theologisches Studienpro- 
gramm zur Neubewertung der Theologie Luthers und des lutherischen Erbes einleiten 
konnte. Wie bereits erwähnt, gab es dabei erhebliche Schwierigkeiten, vor allem in 
bezug auf das zuletzt genannte Programm. 
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Nach den Ereignissen des zurückliegenden Jahrzehnts wäre auf der Vollversammlung 
von Lund durchaus eine defensive Haltung zu erwarten gewesen. Daß es dazu nicht 
kam, ist das Verdienst Anders Nygrens, der zum ersten Präsidenten des neuen Luthe- 
rischen Weltbundes gewählt wurde. Weil er den gegen die deutschen Lutheraner ge- 
richteten Anklagen nicht direkt ausgesetzt war, konnte er kühn feststellen, daß das 
Erbe Luthers auch für die gegenwärtige Ära die Quelle einer lebenswichtigen Bot- 
schaft sei (vgl. S. 374ff.). 


Nygren dachte überhaupt nicht daran, sich für seine Stellungnahme zu rechtfertigen. 
Er war tief davon überzeugt, daß Luther und den lutherischen Reformatoren eine Er- 
neuerungskraft innewohne, die gerade in der Nachkriegszeit zum Tragen kommen 
könne. Für ihn war Luther jemand, der sich an die Gesellschaft als ganze und nicht nur 
an die Kirche und ihre Theologie gewandt hatte. In diesem Sinne vertrat er das Schlag- 
wort: „Vorwärts zu Luther“, um die neue Sicht der lutherischen Solidarität in gemein- 
samem Engagement zum Ausdruck zu bringen. Diese Überzeugung kam besonders 
auf den ersten zwei Vollversammlungen, 1947 in Lund und 1952 in Hannover, zur 
Geltung. 





Nygren stand mit seiner Vision einer lutherischen Erneuerung nicht allein. Drei wei- 
tere Persönlichkeiten bezeugten die gleiche Gesinnung. 


Eivind Berggrav (1884-1959), Leitender Bischof der Norwegischen Kirche, war 
während der Besetzung seines Landes der unerschrockene Leiter der Widerstandsbe- 
wegung gewesen. Dank dieser Vorgeschichte sprach er auf der Vollversammlung in 
Lund mit besonderer Autorität. 


Es lag ihm vor allem daran zu zeigen, daß die Spiritualität Luthers ihm in der Zeit des 
Widerstandes Sicherheit gegeben hatte. Gewiß hatte Berggrav dies bereits auf anderen 
internationalen Treffen vor der Vollversammlung von Lund gesagt, aber es machte 
einen bleibenden Eindruck, als er in Lund von dem geistigen Reichtum, den er von 
Luther empfangen habe, sprach. Das Bild, das er dabei benutzte, war das vom „trun- 
kenen Kutscher“, mit dem Luther das Recht, einem Tyrannen zu widerstehen, 
beschrieben hatte. In den Jahren des Widerstandes hatte ihn eine Neuüberprüfung 
Luthers davon überzeugt, daß man verpflichtet war, gegen Ungerechtigkeit aufzuste- 
hen. Er nahm damit eine radikal andere Haltung ein als die vieler deutscher Luthe- 
raner, die auch während der Hitlerjahre aus Nationalpatriotismus den bedingungslosen 
Gehorsam gegenüber der Obrigkeit forderten. Nach Berggrav sollte man jedoch nicht 
nur von einem Recht auf Widerstand sprechen, sondern auch von einer Verpflichtung 
zum Widerstand. Sie bestehe dann, wenn das Unrecht so offenkundig ist, daß die 
Behörden ihren Auftrag, die Rechtsordnung aufrechtzuerhalten, verspielt haben. In 
ökumenischer Perspektive war Berggravs Argument besonders wichtig, denn er be- 
stand darauf, daß in einer solchen Notsituation — gegenüber einem „trunkenen Kut- 
scher“ — die ganze christliche Gemeinschaft, nicht nur die Orts- oder die National- 
kirche, gefordert sei. 


Berggrav selbst verstand die elementaren rechtlichen Normen im Sinn des einen 
Naturrechts, das für ihn jegliche Autorität in Gesellschaft, Regierung, Schule, Familie 
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und Gemeinde begründete. Für ihn stand ohne Zweifel fest, daß es eines ökumeni- 
schen Einsatzes bedarf, wenn ein einzelnes Glied des Leibes Christi von Unge- 
rechtigkeit betroffen ist. 


In den Nachkriegsjahren brachte Berggrav sein Verständnis von Luther noch in einem 
anderen, geschichtlich nicht weniger bedeutenden Zusammenhang zum Ausdruck. Im 
Jahre 1947 erschien in England ein Buch mit dem Titel Luther Speaks [Luther spricht; 
Die Stimme Luthers]. Es war von Pastoren und Theologen aus Nord- und Westeuropa 
zusammengestellt worden, von denen die meisten während des Krieges nach England 
geflüchtet waren. Das Buch wurde veröffentlicht, um die Relevanz Luthers für die 
Gegenwart zu zeigen und um seines 400. Todestages zu gedenken. Unter den Autoren 
befanden sich auch deutsche Pastoren, die an der ersten Phase des Kirchenkampfs teil- 
genommen, anschließend aber Deutschland entweder freiwillig oder als Flüchtlinge 
verlassen hatten. Andere Autoren stammten aus den nordeuropäischen Ländern. 
Eivind Berggravs Vorwort vom 1. Juni 1946 verlieh der Veröffentlichung besonderes 
Gewicht. Darin heißt es: 

e nicht, daß Luther die einzige Quelle unserer Stärke in unserem Kampf gegen 
smus und allem, was damit einherging, war. Die wichtigste Quelle war das 
Neue Testament. Doch waren Luthers Worte aktuell, sie zeigten uns klar und deutlich, 
was wir tun sollten. Vor allem war er das beste Mittel, um jegliche „lutherische“ Unter- 
würfigkeit dem Staat und den staatlichen Behörden gegenüber auszutreiben und uner- 
schrocken das Hitlertum anzuklagen. 





Es wird darauf auch in einem wichtigen Vortrag Bezug genommen, den Berggrav 1941 
hielt und anschließend illegal verbreitete: „When the Driver is out of His Mind: Luther 
on the Duty of Disobedience [Wenn der Fahrer den Kopf verloren hat: Luther zu der 
Pflicht des Ungehorsams], in: E. Berggrav, Man and State, übersetzt von George Aus, 
Philadelphia 1951, S. 300ff.). 


Der ungarische Bischof Lajos Ordass (1901-1978) war ein weiterer prominenter 
lutherischer Kirchenführer, der mit Autorität die konfessionelle Identität bezeugte. 
Außerdem war er eine Persönlichkeit, die sich denen nicht beugte, die versuchten, ihn 
aus seiner Leitungsposition hinauszumanövrieren und die sich konsequent der politi- 
schen Verfolgung seiner Kirche widersetzte. 


Kurz nach Kriegsende, im Jahre 1946, erhielt Bischof Ordass eine Einladung, die 
Schwedische Kirche zu besuchen. Er war geneigt, die Einladung anzunehmen, ob- 
gleich es ihm bald bewußt wurde, daß sich das Ministerium für Inneres der ungari- 
schen Regierung zu einem Zentrum der Unterdrückung gewandelt hatte. Dieses wurde 
ihm eindrücklich vor Augen geführt, als er erfuhr, daß die politische Behörde sich auf 
raffinierte Art und Weise in die geistliche Sphäre des Lebens der Lutherischen Kirche 
in Ungarn eingeschlichen hatte. Außerdem versuchte das Ministerium für Inneres, 
Ordass die Reiseerlaubnis zu verweigern. Dank der Intervention von Freunden in 
Regierungsstellen konnte er sie schließlich doch antreten. 


Als Ordass bewußt wurde, daß ihm von der Regierung künftig ständig Hindernisse in 
den Weg gelegt werden würden, wagte er es nicht, unmittelbar nach Budapest zurück- 
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zukehren. Er setzte vielmehr seine Reise fort, da er so nicht an der Teilnahme an der 
Vollversammlung von Lund gehindert werden konnte. Auf der Vollversammlung wur- 
de er dann zu einem der Vizepräsidenten des neuen Lutherischen Weltbundes gewählt, 
eine Auszeichnung, die er über zwei Jahrzehnte behielt, selbst dann noch, als er in sei- 
nem eigenen Land im Gefängnis saß. Vielleicht müßte man sagen, daß dies auch ein 
Akt der Solidarität war, weil seine Kollegen in den Führungspositionen des interna- 
tionalen Luthertums ihn und seiner Kirche ihrer Sympathie und ihrer Unterstützung 
versichern wollten. 


In Lund hielt Ordass eine der Hauptpredigten. Ihr Tenor war: „Wir müssen arbeiten, 
solange es Tag ist.“ Diese Predigt bewegte das internationale Auditorium tief, zumal 
man sah, daß Ordass allen Repressalien zum Trotz keine Spur von Wirklichkeitsflucht 
oder Resignation zuließ. Er sagte vielmehr: „Viele, die durch den harten Lebenskampf 
bis an die Grenze ihrer Kräfte und damit auch bis an die Grenze der Verzweiflung 
gekommen sind, fragen heute selbst in der Kirche: Ist es denn noch Tag?“ Ordass ver- 
wies solange auf das Vertrauen, daß der biblischen Mahnung, aus dem Schlaf zu erwa- 
chen, da die Nacht vorbei ist und der Tag anbricht, innewohnt, und er fuhr fort: „So 
laßt uns ablegen die Werke der Finsternis und anlegen die Waffen des Lichts“ (Röm. 
13,12). Die Predigt schloß mit der Mahnung des Bibeltextes: „Laßt uns arbeiten, 
solange es Tag ist“ (gemischt deutsch-englisches MS im Archiv des Lutherischen 
Weltbundes). 





Es trifft zu, daß die Predigt von Bischof Ordass nicht die gleichen politischen Impli- 
kationen enthielt wie die Ansprache von Bischof Berggrav. Doch war in Lund nie- 
mand im Zweifel über seine Intentionen. Daß er keine leeren Worte gesprochen hatte, 
kam drastisch zum Ausdruck, als er nach seiner Rückkehr in Budapest verhaftet und 
anschließend aus dem Bischofamt entlassen wurde. Selbst als ihm gestattet wurde, 
seine Amtspflichten wieder aufzunehmen, erwarteten ihn neue Prozesse und beruf- 
liche Behinderungen. 


Hanns Lilje (1901-1977) ist das dritte Beispiel eines lutherischen Bischofs, der sich 
der Tyrannei aktiv widersetzte. Er war 1936 aufgrund seiner theologischen Kompe- 
tenz und seiner internationalen Erfahrung zum Exekutivsekretär des Lutherischen 
Weltkonvents gewählt worden. In den zwanziger Jahren hatte er an einer Missions- 
konferenz in Indien teilgenommen und war auch längere Zeit als Gastprofessor in den 
Vereinigten Staaten gewesen. Wenn man zu diesen Erfahrungen noch Liljes sprach- 
liche Kompetenz hinzurechnet, wird deutlich, daß er eine Weltoffenheit und Inter- 
nationalität verkörpert, die sich von der früheren Generation deutscher lutherischer 
Kirchenleiter deutlich unterscheiden. Da sein Leben und seine Leistungen in einem 
anderen Kapitel dieses Buches ausführlicher gewürdigt werden, wollen wir hier nur 
auf seinen Beitrag auf der Vollversammlung von Lund eingehen. Dieser Beitrag spie- 
gelt die Erfahrung wider, daß er während des Krieges wegen seiner Zusammenarbeit 
mit aktiven Verschwörern gegen Hitler in Gefangenschaft gewesen war. 


Wie Berggrav und Ordass zeigte Lilje kein Anzeichen von Selbstgerechtheit, was 
seine Rolle während des Krieges betraf, und er versuchte auch nicht, die Haltung sei- 
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ner Kirche zu rechtfertigen. Er betonte jedoch, daß man aus christlicher Sicht nicht 
über eine einzelne Kirche ein Urteil aussprechen dürfe, da ein wahrhaft lutherisches 
Verständnis des Wesens der Kirche von jedem Menschen nüchterne Selbstkritik und 
Erkenntnis der Schuld erfordere. Lilje sagte: 


„Wir erkennen vielmehr die heilsame Wahrheit, daß Gottes Gericht [nicht nur] über dies 
‚oder jenes einzelne Volk [kommt], sondern über alle, in denen einmal der Name Christi 
verkündet ist und in denen es eine christliche Kirche gab, die doch nicht die Vollmacht 
gehabt hat, diesen Weg der Menschheit ins Dunkel und Chaos aufzuhalten. Und wir wis- 
sen, daß lles auch mit unserer persönlichen Schuld zu tun hat, mit unserm eigenen 
Ungehorsam, mit unserer Selbstsucht und Furchtsamkeit, mit unserer Sünde. Das ist 
keine lutherische Kirche, die nicht furchtlos dies Gericht Gottes über die Völkerwelt ver- 
kündet, und sich nicht selbst vor allen anderen in der Welt bußfertig unter dies Gericht 
Gottes beugt“ (MS im Archiv des Lutherischen Weltbundes). 








Auf dem Hintergrund dieser Gerichtsthematik fuhr Lilje dann fort, Gottes Verheißung, 
das Osterevangelium der Auferstehung, zu verkünden, und er schloß seine Ansprache 
mit einem Aufruf zur geistlichen Erneuerung. „Fort mit Defätismus, mit 
Hoffnungslosigkeit und Verzweiflung“. Statt Ausweglosigkeit bedürfe es der Freude: 
„Dienet dem Herrn in Fröhlichkeit“ (der letzte Abschnitt findet sich nicht im deut- 
schen MS im LWB-Archiv, Proceedings, Lund, S. 143). 


DIE VIERTE SÄULE: 
EINE GEMEINSAME ANTWORT AUF DIE 
ÖKUMENISCHE HERAUSFORDERUNG 


Die Vorbereitungen für die Vollversammlung von Lund waren ein Teil der Bestre- 
bungen, Zusammenarbeit und Einheit unter den Lutheranern aufzubauen und zu ver- 
tiefen. Zur gleichen Zeit war aber noch ein weiteres ökumenisches Unternehmen 
im Gang, das aus der Perspektive der Geschichte der modernen Christenheit weiter- 
reichende Konsequenzen hatte: die Gründung des Ökumenischen Rates der Kirchen 
(ÖRK). 


Schon seit Ende der dreißiger Jahre gab es Entwürfe für eine Verfassung des Öku- 
menischen Rates der Kirchen, doch wurde deren Verwirklichung durch den Ausbruch 
des Zweiten Weltkrieges hinausgezögert. Als der ÖRK 1948 in Amsterdam gegründet 
wurde, hatten sich die lutherischen Kirchen 1947 in Lund bereits zusammengeschlos- 
sen und dabei auch die Grundfrage gestellt: Sollten sie eine Politik des „sowohl-als 
auch“ oder des „entweder-oder“ verfolgen? Beide Optionen waren schon in den zwan- 
ziger Jahren bei der Gründung des Lutherischen Weltkonvents diskutiert worden. 
Viele verstanden den Weltkonvent als eine Art konfessionelle Ergänzung, einer ge- 
samtprotestantischen Vereinigung, die zu diesem Zeitpunkt über zehn Jahre lang in 
Vorbereitung war. Andere hingegen standen selbst einer informellen „Koexistenz“ nur 
halbherzig gegenüber. Sie hatten eher eine spezifische Einheit unter allen lutherischen 
Kirchen vor Augen, eine Art konfessionelle Alternative zu der im Entstehen begriffe- 
nen multikonfessionellen Vereinigung. 
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Der Vorschlag des „sowohl-als-auch“ — sowohl der LWB als auch der ORK - fand sei- 
nen stärksten Befürworter in Nathan Söderblom, Erzbischof von Schweden. Er wurde 
darin von solchen unterstützt, die tatsächlich sehr viel konfessioneller dachten als er — 
zum Beispiel von dem Deutschen Wilhelm von Pechmann und dem Dänen Alfred Th. 
Jørgensen, die beide von Anfang an Mitglieder des Exekutivkomitees des Luthe- 
rischen Weltkonvents gewesen waren. Andere Lutheraner forderten hingegen, man 
solle nach dem Prinzip des entweder oder" vorgehen — entweder LWB oder ORK -, 
eine Option, hinter der die Überzeugung stand, daß nur eine deutliche Alternative die 
volle Bindung an das Erbe der lutherischen Konfession gewährleisten würde. Diese 
Haltung vertrat eine Reihe von führenden amerikanischen Theologen, die noch zur 
ersten Generation der internationalen lutherischen Zusammenarbeit gehörten. Der 
Konfessionalismus dieser Amerikaner ging so weit, daß sie Erzbischof Söderblom die 
Solidarität mit dem Argument verweigerten, seine liberale Haltung sei ein Hindernis 
auf dem Weg zu wahrer lutherischer Identität. Aus dem gleichen Grund fühlten sie 
sich nicht in der Lage, auf der zweiten Tagung des lutherischen Weltkonvents in 
Kopenhagen im Jahre 1929 an der Feier des Abendmahls teilzunehmen. 


Diese beiden Grundpositionen zeigen, daß der LWB 1947 vor einer schwierigen 
Entscheidung stand. Als man aber danach fragte, welche Haltung die führenden luthe- 
rischen Persönlichkeiten vertraten, stellte sich heraus, daß die Mehrheit für kon- 
fessionelle Offenheit und ökumenisches Engagement eintrat. Das traf in Lund be- 
sonders auf die Vertreter der schwedischen gastgebenden Kirche zu, vor allem Erz- 
bischof Erling Eidem und Professor Anders Nygren. Eidem war in den zurücklie- 
genden Jahren, während der die Vollversammlung von Lund vorbereitet wurde, 
Präsident des Lutherischen Weltkonvents gewesen; Nygren wurde in Lund zum Präsi- 
denten des neuen Lutherischen Weltbundes gewählt. Die Haltung beider war aus inter- 
nationaler Sicht sehr wichtig, denn die Schwedische Kirche hatte seit Jahrhunderten 
den Ruf eines Bollwerks der lutherischen Tradition. Gleichzeitig aber hatte die 
Schwedische Kirche auch eine wichtige Rolle auf dem Weg zu überkonfessioneller 
Einheit gespielt, In diesem Zusammenhang brauchen wir nur an die Beteiligung 
Schwedens an der Weltkonferenz für Praktisches Christentum in Stockholm im Jahre 
1925 oder an den bilateralen Dialog zwischen der Schwedischen Kirche und der 
Kirche von England zwischen den beiden Weltkriegen zu denken. Auch die Entwick- 
lung der Angloskandinavischen Theologenkonferenz wurde von Eidem wie auch von 
Nygren unterstützt. 





In ähnlicher Weise wollte auch der leitende Bischof der Norwegischen Kirche, Eivind 
Berggrav, Treue gegenüber dem konfessionellen Erbe und ökumenische Offenheit 
miteinander verbinden. In den Jahren 1938/39, als die Kriegsgefahr immer drängen- 
der wurde, stand Berggrav, der zugleich Wortführer einer internationalen Friedens- 
initiative war, in ständigem Kontakt zu Willem A. Visser’t Hooft (1900-1985), dem 
Hauptarchitekten des Ökumenischen Rates der Kirchen. Auch wenn ihre Meinungen 
oft heftig aufeinanderprallten, war Berggrav der Sache der ökumenischen Einheit so 
tief verpflichtet, daß er den Bemühungen um eine spezifisch interlutherische Zusam- 
menarbeit bisweilen zögerlich gegenüberstand. Seine Vorbehalte in dieser Hinsicht 
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verschwanden aber bald, was seine Beteiligung an der Vollversammlung in Lund ein- 
drücklich belegt. 


Die Strategie des „sowohl-als-auch“ hatte noch weitere Befürworter. Zu ihnen gehör- 
ten zwei dänische Kirchenführer, Hans Fuglsang-Damgaard, Bischof von Kopenha- 
gen, und Alfred Th. Jørgensen, das einzige überlebende Mitglied des ersten Exekutiv- 
komitees des Lutherischen Weltkonvents. Außerhalb der nordischen Länder setzten 
sich der ungarische Bischof Lajos Ordass und der hannoversche Bischof Hanns Lilje, 
der sowohl im Ökumenischen Rat der Kirchen als auch im Lutherischen Weltbund 
noch eine prominente Rolle spielen sollte, für diese Position ein. 


Was die amerikanischen Vertreter betrifft, läßt sich eine spürbare Veränderung ihrer 
Haltung beobachten. In der Frühzeit des Lutherischen Weltkonvents befürworteten die 
amerikanischen Kirchenführer eine rein konfessionelle Bewegung. Nach 1945 aber 
traten auch sie für eine umfassende, ökumenisch offene Strategie ein. 






Zusammenarbeit zwischen dem ÖRK und dem LWB war auch aus anderen, ganz 
praktischen Gründen angesagt. Die Sekretariate beider Organisationen waren in Genf 
im gleichen Gebäude, an der route de Malagnou 17 untergebracht. Das entsprach dem 
Willen zur Zusammenarbeit, der besonders von den Amerikanern ausging. So nahm 
Sylvester Michelfelder Aufgaben in beiden Organisationen wahr, ohne dies als einen 
Bruch zu empfinden. Ob er in seiner Eigenschaft als Exekutivsekretär des LWB unter- 
wegs war oder ob er seiner Heimatkirche, der Vereinigten Lutherischen Kirche in 
Amerika, deren Unterstützung auch in finanzieller Hinsicht dringend benötigt wurde, 
Bericht erstattete, immer setzte er sich für die „Doppelstrategie“ ein. Andere promi- 
nente Amerikaner wie Franklin Clark Fry (1900-1968) und Stewart Herman, deren 
Führungsrolle sowohl in der lutherischen als auch in der ökumenischen Gemeinschaft 
unumstritten war, verfolgten die gleiche Linie. 


So selbstverständlich die Haltung des „sowohl-als-auch“ aus heutiger Perspektive 
auch erscheinen mag, eine prinzipielle Schwierigkeit bleibt jedoch bestehen. Der 
Zweifel, ob sich die beiden Interessen auf Dauer und erfolgreich miteinander verbin- 
den ließen, wurde durch Erfahrungen in zwei Kirchenregionen, die in der Meinungs- 
bildung eine entscheidende Rolle spielten, noch verstärkt. Die eine Region war Indien. 
Nach Jahren schwieriger Verhandlungen wurde 1947 eine Einigung im Blick auf die 
Bildung der Kirche von Südindien, einer Union auf gesamtprotestantischer Basis, 
erzielt. Dennoch bestanden die lutherischen Kirchen in der Region auf konfessionelle 
Distanz und schlossen sich der neuen Vereinigung nicht an, eine Entscheidung, die in 
Indien und außerhalb auf Unverständnis stieß. 


Einen nicht weniger kontroversen Verlauf nahm die Kirchenpolitik in Deutschland 
nach 1945. Ursachen dafür waren die Spannungen zwischen der „Altpreußischen 
Union“, der refomierte, lutherische und unierte Kirchen angehörten, und den traditio- 
nellen lutherischen Landeskirchen. Diese Spannungen verschärften sich im Kirchen- 
kampf während des Nationalsozialismus, als sich die Unionskirchen immer tieferen 
staatlichen Eingriffen ausgesetzt sahen (man spricht daher von „zerstörten“ Kirchen), 
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während die lutherischen Kirchen ihre Unabhängigkeit behalten konnten (man spricht 
daher von „intakten“ Kirchen). Aus diesem Grund wurde der Kirchenkampf in den 
„zerstörten“ Kirchen viel kompromißloser geführt als in den „intakten“ — ein Sach- 
verhalt, den die Vertreter der bruderrätlichen Kirchenleitung ihren Kollegen in den 
lutherischen Landeskirchen oft mit viel Bitterkeit vorwarfen. Die Solidarität innerhalb 
der Bekennenden Kirche erhielt einen weiteren Schlag, als die Lutheraner 1936 einen 
eigenen Kirchenrat bildeten, der Verhandlungen mit staatlichen Stellen aufnahm. 
Dieser Konflikt war noch in lebendiger Erinnerung und brach nach dem Krieg erneut 
auf, als die Lutheraner dem neugegründeten Bund protestantischer Kirchen, der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland (EKiD), ihren eigenen konfessionellen Kirchenbund, 
die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands zur Seite stellten. Dieser 
Streit fand große Beachtung, nicht zuletzt weil Theologen und Kirchenleiter wie Karl 
Barth und Martin Niemöller ihre Kritik an den Lutheranern laut und vernehmlich arti- 
kulierten. 


Aus dem Blickwinkel eines weitergespannten internationalen Rahmens gelang es 
jedoch dem deutschen Theologen Hans Ehrenberg (1883-1958), der wegen seiner 
jüdischen Abstammung Ende der dreißiger Jahre nach England ausgewandert war, 
einen konstruktiveren Ausgangspunkt für die Debatte zu schaffen. 1947 veröffentlich- 
te er mehrere offene Briefe an seine deutschen lutherischen Freunde. Stellvertretend 
stand für sie der Heidelberger Theologe Edmund Schlink (1903-1984), der in der 
Bekennenden Kirche durch seine entschlossene Haltung aufgefallen war. Ehrenberg 
gab seinen Briefen den Titel: Luthertum: ökumenisch und deutsch (Gütersloh 1947). 





Ehrenberg ging es darin um zwei Fragen. Einmal war er entschlossen, das Anliegen 
der Bekennenden Kirche, wie es in der Barmer Theologischen Erklärung vom Jahre 
1934 zum Ausdruck gekommen war, zu bewahren. Zum anderen wollte er den Diskus- 
sionshorizont aufgrund seiner Erfahrungen in England ökumenisch erweitern. Im Exil 
hatte Ehrenberg gelernt, im „Warenhaus der Christenheit“, wie er es nannte, zu leben, 
obgleich er von den Traditionen der Kirche von England, der Mehrheitskirche, zutiefst 
beeindruckt war. Hier war er zu der Überzeugung gekommen, daß das auf einem 
gemeinsamen Verständnis von Gottesdienst und Liturgie gegründete Erbe Lutheraner 
und Anglikaner miteinander verbinde. Keine der beiden Kirchen war seiner Ansicht 
nach eine „sakramentale“ Kirche im römisch-katholischen Sinn, und keine war im 
puritanischen Sinn eine „Predigtkirche“. Gleichzeitig aber lag das hervorstechende 
Merkmal des Anglikanismus als via media nach seiner Überzeugung sehr nahe bei 
dem Verständnis lutherischer Ekklesiologie, dem Kern der lutherischen Identität, als 
via centralis. 


Auf der Grundlage seines Verständnisses von Luthertum und der Ökumene erachtete 
Ehrenberg es für unabdingbar, die umfassende ökumenische Herausforderung anzu- 
nehmen. Das bedeutete aber auch, daß er seinen deutschen lutherischen Freunden eine 
Reihe kritischer Fragen stellte, die hauptsächlich mit der Gründung der VELKD zu 
tun hatten. In dieser ganzen Diskussion vertrat er vehement die Auffassung, daß die 
deutschen Lutheraner gut daran täten, etwas mehr Selbstkritik zu üben. 








Für Ehrenberg konzentrierte sich die Frage der konfessionellen Identität auf das 
rechte Verständnis des Wesens der Kirche. Dies war für ihn zugleich der einzige Weg 
zu einem konstruktiven ökumenischen Dialog. Er war davon überzeugt, daß allein 
eine umfassende Ekklesiologie ein enggefaßtes Identitätsverständnis, bei dem es nur 
um einzelne Artikel in den ökumenischen Glaubensbekenntnissen oder nur um die 
Barmer Erklärung ging, verhindern könnte. Als Alternative zu solcher Engführung 
sprach sich Ehrenberg für einen umfassenden Ansatz aus, bei dem eine Gesamt- 
ekklesiologie, einschließlich des Verständnisses des kirchlichen Gottesdienstes, der 
Ausgangspunkt wäre: „Die korporative Ansicht von der Kirche — und damit auch vom 
Glauben ... ist heute der Generalnenner, auf den sich Lutheraner und Nichtlutheraner 
zu vereinigen haben und von dem das Luthertum seine künftige Position ‚ökumenisch 
und deutsch‘ beziehen kann“ (Luthertum, ökumenisch und deutsch, S. 64). Zur Formu- 
lierung dieses ekklesiologischen Ansatzes fand Ehrenberg bei der schwedischen 
Lutherforschung des zwanzigsten Jahrhunderts vor allem bei Gustaf Aulén (1879- 
1977) und Anders Nygren Anregung. Überhaupt hatte er zu der nordeuropäischen 
theologischen Tradition direkte Verbindungen, was sich auch in seiner Mitarbeit an 
der Veröffentlichung von Luther Speaks zeigt. Eine besondere inhaltliche Affinität 
erblickte er darin, daß für die schwedischen Theologen der Kern von Luthers Theo- 
logie die Verbindung zwischen Christologie und Erlösung einerseits und Ekklesio- 
logie andererseits war. Anknüpfend daran formulierte Ehrenberg den ekklesiologi- 
schen Ausgangspunkt sowohl für eine weltweite Vereinigung lutherischer Kirchen als 
auch für ein tiefes ökumenisches Engagement für „die eine, heilige, katholische und 
apostolische“ Kirche, wie es in den Bekenntnisschriften heißt. 





Die Übereinstimmung mit der Theologie Anders Nygrens, des ersten Präsidenten des 
Lutherischen Weltbundes, ist greifbar. Mit seiner enormen Gelehrsamkeit und uner- 
müdlichen Energie war auch Nygren nicht gewillt, seine Vision einfach darauf zu 
beschränken, Kriterien zur Neudefinierung des konfessionellen Erbes zu formulieren. 
Mit seiner Parole „Vorwärts zu Luther“ versuchte er, die lutherische Identität neu zu 
bestimmen und gleichzeitig die berühmte Forderung Luthers, daß die Kirche „die 
ganze Christenheit auf Erden“ umfasse (Kleiner Katechismus, Auslegung des Dritten 
Artikels, BSLK, S. 512, °), nicht zu vernachlässigen. 





RESÜMEE: 
ZWEI AUFBRÜCHE ZUR LUTHERISCHEN EINHEIT 


Wie wir gesehen haben, ist es unmöglich, die Gründung des Lutherischen Weltbundes 
darzustellen, ohne die Gründung seines Vorläufers, des Lutherischen Weltkonvents, 
mit einzubeziehen, Damit stellt sich die Frage: Wie unterschied sich der 1947 gegrün- 
dete Lutherische Weltbund von dem erstmals 1923 zusammengetretenen Lutherischen 
Weltkonvent? 


1. Die 1947 in Lund Versammelten hatten gleichermaßen positive wie auch negative 
Erfahrungen gesammelt, dank derer sie die neue Organisation auf feste Säulen stellen 
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konnten. Sie wußten, was dafür notwendig war und was vermieden werden mußte, 
und hatten damit ein gewisses Maß von Selbstvertrauen. Im Gegensatz dazu hatte der 
Konvent von 1923 einen eher experimentellen Charakter ohne die Gewißheit, daß die 
beabsichtigte Kooperation auch von Dauer sein würde. 


2. Die Arbeit des Lutherischen Weltkonvents wurde im wesentlichen von Einzelper- 
sonen wahrgenommen. Das zog Probleme nach sich: Ungeachtet allen Engagements 
geht ein Lenkungsausschuß, der nur in den Händen von einzelnen liegt, Risiken ein — 
die in mangelnder Entscheidungsfähigkeit, in persönlichen Kontroversen und in nicht 
‚genügender Autorität begründet waren. Darüber hinaus hatte dieser individualistische 
Aufbau des Konvents zur Folge, daß seine Führungskräfte nicht notwendigerweise für 
ihre jeweiligen Kirchen repräsentativ waren. Um so wichtiger war es, daß die 1947 
neu begründete Zusammenarbeit einem Bund von Kirchen und nicht einzelnen Per- 
sonen anvertraut wurde. 


3. Der Lutherische Weltkonvent war eine Gemeinschaft von Kirchenleitern vor allem 
aus Deutschland, Nordamerika und den nordeuropäischen Ländern. Obwohl diese 
Länder auch unter den in Lund Versammelten die große Mehrheit ausmachten, so 
waren doch auch — wenngleich nur in beschränktem Maße — Missionskirchen und 
unabhängige Kirchen aus der, wie wir heute sagen, Zweidrittelwelt vertreten. Diese 
breitere Partizipation hat sich in der Folge als sehr wichtig erwiesen. Zwar waren ei- 
nige der Meinung, daß größere Vielfalt die im Lutherischen Weltkonvent entstandene 
Einheitlichkeit gefährden könnte. Es zeigte sich aber bald, daß der Lutherische 
Weltbund diese breite Basis sowohl für die Wirksamkeit seiner Arbeit als auch für die 
Rechtfertigung seines Anspruchs auf internationale lutherische Einheit brauchte. 


4. Die Situation in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg war deutlich unterschie- 
den von der nach dem Ersten Weltkrieg. In den zwanziger Jahren prägte die Erbit- 
terung über den verlorenen Krieg und die Bedingungen des Versailler Vertrages die 
Lage. Jetzt aber wurde ein Neuanfang gemacht, für den die am 18.-19. Oktober 1945 
vorgelegte Erklärung, das sog. Stuttgarter „Schuldbekenntnis“ steht. Zwar wurde 
diese Erklärung vielerorts kritisiert, weil man eine Kollektivschuld ablehnte. Es muß 
auch gesagt werden, daß durch die Auseinandersetzungen der Nachkriegsjahre die 
Einheit, die während des Kirchenkampfes so teuer erkauft worden war, zu zerbrechen 
drohte. Wenn man aber alles gründlich untersucht, kommt man zu dem Ergebnis, daß 
die für den Lutherischen Weltbund so wichtigen deutschen Kirchen am Ende des 
Zweiten Weltkrieges entschlossen waren, sich den neuen Möglichkeiten internatio- 
naler Zusammenarbeit, einschließlich der Ökumenischen Bewegung, zu öffnen. 


5. In kirchlicher, konfessioneller und theologischer Hinsicht war es wichtig, daß zu 
der Zeit der Gründung des Lutherischen Weltbundes auch international die Bereit- 
schaft bestand, traditionelle Meinungen über Luther und das Erbe der Reformation 
neu zu beleuchten. Nicht zuletzt betraf das die Sozialethik, die oft als die Achillesferse 
des Luthertums bezeichnet wird. In dieser Situation hatten die deutschen lutherischen 
Kirchen viel zu geben und viel zu nehmen; es bedurfte nur einer internationalen 
Einbindung. So geschah es, daß sich der LWB schon in seinen Anfängen als globales 
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Forum für gemeinsame theologische Studien verstand, die den Kirchen lutherischen 
Bekenntnisses neue Orientierungspunkte verschaffen sollten. 


6. Zwischen 1923 und 1947 kam es zu einer tiefgreifenden Veränderung in der öku- 
menischen Bewegung. Die Gründung des Ökumenischen Rates der Kirchen im Jahre 
1948 führte zu zahlreichen Gelegenheiten des Dialogs, der Zusammenarbeit und der 
Gemeinschaft. Und selbst im Verhältnis zur römisch-katholischen Kirche konnte man 
neue Perspektiven erkennen, die sich vom Geist der Konfrontation, der zwischen den 
beiden Weltkriegen geherrscht hatte, spürbar unterschieden. 


7. Der vielleicht schwerwiegendste Unterschied zwischen der Situation im Jahre 1923 
und der im Jahre 1947 war die Bereitschaft, ekklesiologische Fragen neu zu formulie- 
ren. Die Gründung des Lutherischen Weltbundes war von der Bereitschaft geprägt, das 
Wesen der Kirche aus der Sicht eines erneuerten Reformationserbes anzusehen. Das 
hatte sowohl für die lutherische als auch für die ökumenische Einheit Folgen. Zweifel- 
los sind in dieser Hinsicht in Lund einige der wichtigsten Beiträge von Theologen aus 
der gastgebenden schwedischen Kirche gegeben worden. Der erste Präsident des 
LWB, der damalige Professor und spätere Bischof von Lund, Anders Nygren, muß in 
diesem Zusammenhang besonders hervorgehoben werden. Doch lag auch vielen ande- 
ren die Frage nach dem Wesen der Kirche am Herzen. Es waren Theologen, die für 
den Weltbund später von Bedeutung sein sollten: Regin Prenter aus Ärhus (Däne- 
mark), der spätere Vorsitzende der Theologischen Kommission des LWB; deutsche 
Theologen wie Peter Brunner (1900-1981) und Edmund Schlink und schließlich 
Vilmos Vajta (geb. 1918), der aus Ungarn nach Lund kam, um mit Anders Nygren zu 
studieren, und später Direktor der Theologischen Abteilung in Genf sowie der erste 
Direktor des Instituts für ökumenische Forschung in Straßburg wurde. 


So bestand allgemein die Bereitschaft, die Frage nach dem Wesen der Kirche neu auf- 
zugreifen. Schon im Jahre 1947 öffnete sich damit der Weg für eine Zusammenarbeit 
unter den lutherischen Kirchen der Welt, die über rein pragmatische Orientierung hin- 
ausging. Das lutherische Erbe schuf die Grundlage für ein erneuertes Verständnis des 
Gottesdienstes, für eine gemeinsame Erfahrung von örtlichen, regionalen und natio- 
nalen Ausprägungen kirchlichen Lebens und für ein ökumenisches Engagement inner- 
halb der weltweiten Gemeinschaft christlicher Kirchen. Bereits bei der Gründung des 
Lutherischen Weltbundes läßt sich also die Dynamik erkennen, die den Weltbund be- 
fähigte, sich als eine Gemeinschaft von Kirchen zu verstehen und die Hindernisse, die 
einer Verwirklichung dieser Idee entgegenstanden, zu überwinden. 


Jens Holger Schjerring 
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2. KAPITEL 


Vom Weltbund zur Gemeinschaft: 
Fünf Jahrzehnte Lutherischer Weltbund 


EINLEITUNG 


Wie wir bereits gesehen haben, wurde der Lutherische Weltbund zwar in einer Not- 
situation, aber auch mit einer über diesen Anlaß hinausreichenden Perspektive gegrün- 
det. Bestimmend war außerdem der besondere historische Kontext, der die Form ders 
künftigen lutherischen Zusammenarbeit entscheidend prägen sollte. Beide Aspekte 
gilt es zu bedenken. Es wäre ein Fehler, die Gründung des Weltbundes zu idealisieren 
und die Schwierigkeiten, die bei der weiteren Entwicklung auftauchten, zu ignorieren. 
Ebensowenig wäre es hilfreich, die ursprünglichen Beweggründe nicht in ihrem histo- 
rischen Kontext zu sehen. 


Aus diesem Grund werden wir zunächst prüfen, wie sich die Vorstellungen der Grün- 
der und die später auftauchenden Schwierigkeiten zueinander verhalten. Mit dieser 
Übersicht verbinden wir eine Analyse, die es ermöglichen soll, sich ein realistisches 
Urteil über die Leistungen und Mißerfolge des LWB seit seiner Gründung im Jahre 
1947 zu bilden. 





Bevor wir jedoch diese chronologische Reise durch die fünfzig Jahre Geschichte des 
LWB antreten, müssen wir zunächst die besondere Art der Zusammenarbeit innerhalb 
des Weltbundes näher betrachten. Es sind sieben Leitmotive, die die Gemeinschaft der 
lutherischen Kirchen kennzeichneten. In ihnen klingen Fragen und Ereignisse an, die 
in verschiedenen Teilen dieses Bandes immer wieder zur Sprache kommen. Sie haben 
eines gemeinsam: sie gehen über die einzelnen Themenbereiche dieser Studie hinaus, 
sind aber für das Verständnis des Zusammenspiels zwischen der ursprünglichen 
Vision von 1947 und den nachfolgenden Entwicklungen entscheidend. 














DIE BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DEN MITGLIEDSKIRCHEN 


Es war eine bedeutende Leistung der Vollversammlung von Lund, daß es ihr gelang, 
einen Rahmen für die Zusammenarbeit zu schaffen, der die drei wichtigsten Gruppen 
innerhalb des LWB — Deutsche, Nordeuropäer und Nordamerikaner — proportional 
berücksichtigte. Die Herstellung dieser Balance steigerte die Handlungsfähigkeit der 
Vollversammlung beträchtlich. Sie führte dazu, daß die Hauptfragen auf der Tages- 
ordnung direkt angesprochen werden konnten. Wie sich zeigte, erwies sich das Kräfte- 
gleichgewicht auch nicht schädlich für die Rolle der Minderheitskirchen, wenn es 
für diese Kirchen am Anfang auch schwer war, einen nennenswerten Einfluß auszu- 
üben. 
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Gemeinsamer Sitz des LWB und des ÖRK, 1947 bis 1964, 17 Route de Malagnou, Genf. 


Für eine Analyse der fünf Jahrzehnte der Geschichte des LWB ist es wichtig, zunächst 
die Beziehungen zwischen den drei Hauptgruppen ins Auge zu f Natürlich war 
zunächst der Zweite Weltkrieg in den Beziehungen zwischen den Mitgliedskirchen 
entscheidend. Später aber traten mehr und mehr die Spannungen zwischen dem östli- 
chen Block und den westlichen Ländern (Europa — Nordamerika) in den Vordergrund. 
Die Spaltung Deutschlands, symbolisiert durch die Berliner Mauer, war dabei von 
besonderer Bedeutung. In diesem Zusammenhang war es wichtig, daß sich der Welt- 
bund dafür einsetzte, die lutherischen Minderheitskirchen aus Mittel- und Osteuropa 
voll in die eigene Arbeit einzubeziehen. Diese Aufgabe wurde allerdings immer 
schwieriger, nicht nur weil die Ansichten über das Verhältnis zwischen Kirche und 
Staat auseinandergingen, sondern auch weil die östlichen Minderheitskirchen sich 
immer mehr zu „Subregionen“ des Weltbundes verselbständigten, ohne daß es freilich 
zur Bildung von formellen Strukturen gekommen wäre. 








Um zu verdeutlichen, worum es ging, mag das Bild eines Orchesters vergleichend 
herangezogen werden. Beim Zusammenspiel der LWB-Mitgliedskirchen bestand 
anfangs die Gefahr einer permanenten Dissonanz, und dies wegen der vorherrschen- 
den Rolle, die die Amerikaner in den ersten Jahren im Genfer Sekretariat spielten. Ver- 
mittlung war darum nötig, und sie kam aus den nordeuropäischen Kirchen, mit Blick 
auf Osteuropa insbesondere aus Finnland und Schweden. Hinzu kam, daß die drei 
Hauptblöcke in der Gefahr standen, die Klänge der anderen Minderheitskirchen in 
Süd- und Westeuropa und immer mehr auch auf den anderen Kontinenten zu über- 
tönen. 
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Natürlich gab es von Anfang an auch eine Beteiligung von Kirchen außerhalb Europas 
und Nordamerikas. Freilich war ihr Einfluß gering. Außerdem waren diese Kirchen 
in LWB-Kreisen meistens durch die Leiter der Missionswerke und nicht durch ein- 
heimische Personen vertreten. Dieses Muster änderte sich spürbar erst im zweiten 
Jahrzehnt. Die Anfang der sechziger Jahre einsetzende weltweite Entkolonialisierung 
führte zu einem schnellen Anstieg der Anzahl von LWB-Mitgliedskirchen. Dieser 
Prozeß ging nicht ohne Interessenkonflikte vonstatten, denn die Kirchen aus dem 
Süden bedeuteten für die Kirchen aus dem Norden eine wachsende Herausforderung, 
nicht zuletzt weil sie mehr Mitbestimmung in den Entscheidungsgremien des LWB 
forderten. Mit der Fünften Vollversammlung in Evian 1970 erhielten die Kirchen aus 
dem Süden deutliche Anerkennung und ein angemessenes Gewicht innerhalb des 
LWB. 


UNTERSCHIEDLICHE FORMEN DER KIRCHENSTRUKTUR, 
DER ORGANISATION UND DER TRADITION 


Die lutherischen Kirchen unterscheiden sich von den meisten anderen Kirchenge- 
meinschaften darin, daß sie auf die Lehrtradition ein größeres Gewicht legen als auf 
Struktur- und Amtsfragen. Innerhalb der lutherischen Gemeinschaft sind die Kirchen 
mit bischöflicher Tradition in voller Kirchengemeinschaft mit den Kirchen, die eine 
kongregationalistische Verfassung haben. Es gibt also einen deutlichen Strukturen- 
pluralismus. Das führte dazu, daß die lutherischen Kirchen ihre Kooperation vertief- 
ten, organisierte Austauschprogramme entwickelten und gegenseitige Unterstützung 
gewährten. Die Rahmenbedingungen eines solchen Austauschs haben sich in den letz- 
ten fünfzig Jahren deutlich geändert, vor allem die Reise- und die Kommunikations- 
möglichkeiten. Die Aufgabe des LWB bestand und besteht darin, angesichts dieses 
Pluralismus das Ziel der Einheit nicht aus dem Auge zu verlieren. 











DIE STRUKTUR DES LWB: 
VERFASSUNG, SEKRETARIAT UND NATIONALKOMITEES 


In den ersten fünf Jahrzehnten seines Bestehens wurde die Verfassung des Weltbundes 
zweimal geändert (vgl. S. 465ff.). Zur Darstellung dieser Jahrzehnte gehört darum 
auch eine Analyse der unterschiedlichen Verfassungen, der Veränderungen in der 
Arbeitsstruktur und der Neuformulierung der zentralen Aufgaben. 


Zu Beginn wählte man das Modell eines relativ kleinen, aber repräsentativen Exe- 
kutivkomitees, denen Kommissionen mit einem klar definierten Auftrag zugeordnet 
waren. Damit wurde den Mitgliedskirchen eine starke Rolle zugesprochen, und den 
Abteilungen des Sekretariats kam die Aufgabe zu, das Fachwissen in bestimmten 
Programmbereichen zur Verfügung zu stellen. Hinter diesem Modell stand ein dezen- 
tralisierter Ansatz. Es ist deutlich, wie sehr sich die Dinge seither verändert haben. Die 
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Forderung nach neuen Modellen der Repräsentation, in denen die Gesichtspunkte der 
Region, der Ethnizität, des Geschlechtes und des Verhältnisses zwischen Geistlichen 
und Laien besser zur Geltung kommen sollten, wurde laut — Modelle freilich, die neue 
Probleme aufwarfen, weil sie zwar für die einen eine gerechtere Teilnahme am Ent- 
scheidungsprozeß, für die anderen aber eine Einschränkung der Mitgliedskirchen und 
den Verlust theologischer Kompetenz bedeuteten. 





Im Verlauf der fünf Jahrzehnte veränderte sich noch vieles andere in der Organisation 
des LWB. Zur Gründungszeit wurde zwar die Notwendigkeit, ein effizientes Sekre- 
tariat einzurichten, gesehen, doch man wollte vermeiden, eine mächtige Bürokratie, 
die dem Druck von Macht, Finanzen und persönlichen Ambitionen ausgesetzt sein 
könnte, aufzubauen. Man entschied sich für ein Strukturmodell, das ein Sekretariat in 
Genf sowie einheitlich organisierte „Nationalkomitees“ (mit funktionalen Unter- 
ausschüssen) in jedem Land mit mehr als einer Mitgliedskirche vorsah. Es war ein 
Modell, das aus den Vereinigten Staaten kam und mit dem die nordeuropäischen Kir- 
chen und die Kirchen in Deutschland bis dahin nicht vertraut waren. 


Durch diese Struktur sollte ein lebendiges Miteinander und ein offener Gedanken- 
austausch zwischen dem Genfer Sekretariat und den Mitgliedskirchen erreicht wer- 
den. In der ersten Verfassung des Weltbundes wurde das zum Ausdruck gebracht, 
indem die „Autonomie“ der Mitgliedskirchen betont und der Weltbund selbst als eine 
„freie Vereinigung von Kirchen“ beschrieben wurde — Formulierungen, die bis 1990 
unverändert blieben. Zwar blieb das damit angestrebte inhaltliche Ziel fünf Jahrzehnte 
bestehen, auch wenn sich der strukturelle Rahmen und das theologische Bewußtsein 
änderten. Gleichwohl gab es in den Mitgliedskirchen und ihren Nationalkomitees, 
auch im Genfer Sekretariat selbst, sehr unterschiedliche Erwartungen. 


DIE „VIER SÄULEN“ 


Im ersten Kapitel dieser Buches, das über die Gründung des Weltbundes berichtete, 
war davon die Rede, daß die sog. „Vier Säulen“ das Fundament für den Aufbau des 
LWB gewesen sind. 1947 ließen sich die damit angezeigten Aufgaben- und Hand- 
lungsbereiche aber kaum unmittelbar in funktionsfähige Mandate und Strategien für 
die Programme der Kommissionen und Abteilungen umwandeln. Mit der Zeit stellte 
sich außerdem heraus, daß von den Programmeinheiten des Weltbundes, also den 
Kommissionen, den Abteilungen und den Referaten, gar nicht erwartet wurde, daß sie 
die volle Verantwortung für eine einzelne „Säule“ übernehmen sollten. Vielmehr soll- 
te jede dieser sog. „Säulen“ den Weltbund als ganzen und jede seiner Einheiten betref- 
fen. Was nun die vorliegende Studie betrifft, könnte man sagen, daß jedes der ange- 
sprochenen Themen wie ein Fragenkomplex verstanden werden muß, der mit der 
Zielsetzung des Weltbundes zusammenhängt. Es handelt sich bei ihnen also nicht um 
zeitgebundene administrative Strategien. In diesem Sinne wird ein Blick auf die „Vier 
Säulen“ uns helfen, die Wendepunkte in der Geschichte des LWB aufzuzeigen, wenn 
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Das Ökumenische Zentrum. 150 Route de Ferney, Genf, in dem der LWB, der ÖRK und andere 
ökumenische Organisationen untergebracht sind, wurde 1964 eröffnet. 


wir die Handlungszusammenhänge, die das Leben des LWB gestaltet haben, sowie die 
Programme und Aktivitäten des LWB untersuchen. 


MISSION — ENTWICKLUNG - DIENST 


Das gemeinsame Bemühen, nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges Hilfsaktionen 
für die notleidende Bevölkerung Europas in Gang zu bringen, und das Dringen auf 
eine engere Zusammenarbeit in der Weltmission gehören zu den Säulen, auf denen 
der Lutherische Weltbund ruht. Zunächst wurden die Hilfsaktionen als Maßnahmen 
betrachtet, die aus der Not erwachsen seien und sich mit der Zeit erübrigen würden. 
Das aber war nicht der Fall. Der Weltdienst wurde zu einem festen Bestandteil der 
Arbeit des Weltbundes, und der damit gegebene Auftrag mußte langfristigen Per- 
spektiven angepaßt werden. Der Gedanke der „Entwicklung“ und der „Schaffung 
lebensfähiger Strukturen“ bekamen in diesem Zusammenhang Gewicht. Daraus 
wiederum ergaben sich Fragen zum Verhältnis von Dienst, verstanden als Entwick- 
lung und Mission, und Verkündigung des Evangeliums. Diesen Fragen, die den Be- 
reich der einzelnen Programmeinheiten weit überschreiten, gehen die folgenden Kapi- 
tel nach. 
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DAS LUTHERISCHE ERBE IN DER GEGENWART - KONFESSIONELLE 
IDENTITÄT UND ÖKUMENISCHE VERPFLICHTUNG 


Die Gründer des Lutherischen Weltbundes sahen sich in der Pflicht, die mit dem 
Namen Martin Luthers verbundene Tradition an kommende Generationen weiterzu- 
geben. Sie verstanden dies als eine den Rahmen akademischer Wissenschaft spren- 
gende Herausforderung. Das von Anders Nygren, dem ersten Präsidenten des Luthe- 
rischen Weltbundes, geprägte Schlagwort „Vorwärts zu Luther!“ brachte die Über- 
zeugung zum Ausdruck, daß das lutherische Erbe auch für das tägliche Leben aller 
Kirchgänger sinnvoll sei. Dementsprechend sah es der Weltbund von Anfang an als 
seine Aufgabe an, nicht nur die theologische Forschung und die Erneuerung der 
Gemeinde anzuregen, sondern beides auf jeder Ebene des kirchlichen Lebens zusam- 
menzubringen. Der dem Luthertum eigene Pluralismus spielt dabei eine wichtige 
Rolle. Seit seiner Gründung hat der LWB immer wieder Anstöße gegeben, die luthe- 
rische Tradition mit den verschiedenen Formen von Gottesdienst, Frömmigkeit und 
Zeugnis, wie sie in den lutherischen Kirchen der ganzen Welt Gestalt gewonnen 
haben, in Beziehung zu setzen. Nicht zuletzt mit Blick auf die Frage, wie das Zeugnis 
der Kirchen im gesellschaftlichen und politischen Bereich aussieht, steht der LWB 
vor einer großen Aufgabe, die gleichermaßen ökumenische und politische Implika- 
tionen hat. 








In diesem Zusammenhang darf nicht verschwiegen werden, daß die Dynamik der öku- 
menischen Bewegung für den Lutherischen Weltbund immer von Bedeutung gewesen 
ist. Das hat dazu geführt, den Beitrag der lutherischen Tradition bei der Suche nach 
‚größerer und sichtbarer kirchlicher Einheit kritisch zu hinterfragen. Von diesem Leit- 
motiv wird in einem späteren Kapitel ausführlich die Rede sein, doch klingt es bereits 
in unseren einleitenden Erläuterungen mehrfach an. 


SCHLÜSSELFRAGEN IN VERSCHIEDENEN KONTEXTEN 


In seiner relativ kurzen Geschichte ist der LWB wiederholt herausgefordert gewesen, 
sich mit einer Reihe von wichtigen Fragen auseinanderzusetzen, die in unterschiedli- 
chen Zusammenhängen auftauchten. Natürlich wurden diese Fragen theologisch 
angegangen, doch hatten sie, wie sich zeigte, auch konkrete und praktische Implika- 
tionen. Einige Beispiele sollen dies verdeutlichen. 


a. Rechtfertigung und Gerechtigkeit 


Die theologische Aufgabe, die zentralen Artikel des lutherischen Bekenntnisses so zu 
interpretieren, daß sie sich alle lutherischen Kirchen auf der Welt zu eigen machen 
können, hat den LWB durchgängig beschäftigt. Ein zentrales Beispiel dafür ist die 
Frage, wie sich die „Rechtfertigung allein aus Glauben“, der Grundartikel des lutheri- 
schen Bekenntnisses, und die soziale und die politische Gerechtigkeit zueinander ver- 
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halten. Es verwundert nicht, daß sich in der fünfzigjährigen Geschichte des LWB sehr 
unterschiedliche Modelle für eine Verhältnisbestimmung von Rechtfertigung und Ge- 
rechtigkeit beobachten lassen. 


Status confessionis 


Bei diesem schwierigen Thema, das vor etwa zwei Jahrzehnten im Zusammenhang 
der Spannungen zwischen dem Norden und dem Süden im Weltluthertum wiederent- 
deckt wurde, geht es um weit mehr als um unterschiedliche Auslegungen der Zwei- 
Reiche-Lehre oder ekklesiologischer Themen. Die Frage ist nicht nur für die Defini- 
tion dessen, was Gemeinschaft unter lutherischen Kirchen bedeutet, wichtig gewor- 
den, sondern auch für die Erarbeitung von Modellen kirchlichen Lebens in der heu- 
tigen Gesellschaft. 


Säkularisierung 


Schon auf der Vollversammlung von Lund wurde auf die Gefahr der „säkularen 
Mächte unserer Zeit“ aufmerksam gemacht, womit damals vor allem die totalitären 
Ideologien des Nationalsozialismus und des Kommunismus gemeint waren. Anfäng- 
lich betrachteten Theologen und Kirchenführer aus Nordamerika und Nordwest- 
europa die lutherischen Kirchen als sakrale Orte hinter dicken Mauern, die Schutz vor 
den Gefahren säkularer Ideologien boten. Sie mußten sich allerdings von den Minder- 
heitskirchen Mittel- und Osteuropas darauf aufmerksam machen lassen, daß es gera- 
de die liberalen Traditionen der europäischen Volkskirchen und der amerikanischen 
Denominationen waren, die sich recht empfänglich gegenüber dem Virus der Säkula- 
risierung zeigten. In späteren Jahren wurde die Frage in den jüngeren lutherischen 
Kirchen, vor allem des Südens, erneut aufgegriffen, und hier wurde das Problem der 
Bewahrung des reformatorischen Erbes als Ausdruck des Versagens, vielleicht sogar 
der Abtrünnigkeit, der älteren Kirchen gesehen. 

















Diese drei Fragen - leicht ließen sich weitere nennen — lassen erkennen, von welchen 
Spannungen die Entwicklung des LWB seit seiner Gründung gekennzeichnet war. 
Immer wieder ging es um das Mit- und Gegeneinander von Uniformität und Pluri- 
formität, von Kontinuität und Diskontinuität, von Festhalten und Öffnen. Die Frage 
wurde aufgeworfen, wie das Erbe Luthers in einer sich wandelnden Welt bewahrt wer- 
den könne, ob es nicht neu interpretiert werden müsse, um den Menschen der Gegen- 
wart noch etwas zu sagen. Das Ringen um die rechte Antwort war das Grundthema der 
Gemeinschaft der lutherischen Kirchen im LWB. Unsere Untersuchung wird darum 
ein besonderes Augenmerk darauf richten, wie diese Frage diskutiert und welche 
Antworten vorgeschlagen wurden. 











Mit diesen einführenden Bemerkungen soll der Rahmen unserer Untersuchung ange- 
deutet werden. Inhaltlich werden wir immer wieder die ursprüngliche Vision der 
Gründer des Weltbundes mit den Leitmotiven vergleichen, die wir zur Erklärung 
unseres methodischen Ansatzes vorgestellt haben. Vielleicht ist auch das Bild des 
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Orchesters, das wir bereits gebraucht haben, geeignet, unser Vorhaben zu verdeutli- 
chen. Man könnte sagen, daß die Stimme des LWB mit den „Vier Säulen“ im Gleich- 
klang war. Die Geschichte sollte aber schon bald zeigen, daß der Takt nicht immer ein- 
gehalten wurde. Momente der Dissonanz und des schrillen Klangs wechselten ab mit 
unvergeßlichen Melodien und eindrücklicher Harmonie. Das lutherische Erbe, das in 
den Kirchen der ganzen Welt seinen Ausdruck gefunden hat, ist die Partitur, doch ist 
diese Partitur nicht unverändert geblieben. Die Einschnitte der Geschichte sowie neue 
Variationen haben zu einer tieferen Gemeinschaft im Glauben, Leben und Zeugnis 
geführt. 


DAS ERSTE JAHRZEHNT 


Die Aufgabe, der sich das Genfer Sekretariat des Lutherischen Weltbundes unmittel- 
bar nach der Ersten Vollversammlung des Weltbundes 1947 annehmen mußte, bestand 
darin, die organisatorischen Konsequenzen aus den Beschlüssen von Lund zu ziehen. 
Zwar war man durchaus mit den Ergebnissen der Vollversammlung zufrieden, doch 
gab es gleichzeitig spürbare Ängste vor der Nachkriegssituation und den Herausforde- 
rungen, die sich für die lutherischen Kirchen angesichts dieser Situation stellten. 


Sylvester Michelfelder, der erste Exekutivsekretär des LWB (ein Titel, der später in 
Generalsekretär abgeändert wurde), sah es als seine wichtigste Aufgabe an, jede kirch- 
liche Delegation davon zu überzeugen, daß sie nach ihrer Heimkehr den Auftrag habe, 
ein Nationales Komitee des LWB zu gründen. Nur so würden seiner Meinung nach die 
Gemeindeglieder in den Weltbund einbezogen, und nur so könne man verhindern, daß 
die neue Organisation exklusiv und elitär würde. Er machte sich seine ganzen in der 
amerikanischen Heimatkirche erworbenen Erfahrungen zunutze, um den Aufbau eines 
Netzwerks von Laien voranzutreiben, die dem weltweiten Luthertum verpflichtet 
waren. Es ging ihm also darum, im Genfer Sekretariat dauerhafte Arbeitsstrukturen zu 
schaffen und gleichzeitig die Bildung von Nationalen Komitees in den Mitglieds- 
kirchen zu veranlassen. 





In dem 1948 als Nacharbeit zu der Vollversammlung herausgegebenen Handbuch ski- 
zzierte Michelfelder als sein Ziel wechselseitige Beziehungen zwischen dem 
Sekretariat und den Nationalen Komitees. Nur durch solche Zusammenarbeit könne 
der Weltbund auf die Herausforderungen der Zeit angemessen reagieren. Des weite- 
ren schlug er vor, daß innerhalb der Nationalen Komitees Unterausschüsse entspre- 
chend der Genfer Struktur gebildet werden sollten. Er schlug 15 Arbeitsbereiche vor, 
die die Nationalen Komitees, die internationalen Kommissionen und die Zentrale in 
Genf beschäftigen sollten. 


Theologie Ausbildung und Erziehung 
Evangelisation Haushalterschaft 
Weltmission Innere Mission 

Männer in der Kirche Frauen in der Kirche 
Jugend Studierende 
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Ökumenische Beziehungen Internationale Angelegenheiten 
Zwischenkirchliche Hilfe Öffentlichkeitsarbeit 
Publikation 


Mehrere Wochen lang arbeitete Michelfelder unermüdlich an der Durchführung sei- 
nes Planes. Sein ursprünglicher Optimismus war allerdings einer gewissen 
Ernüchterung gewichen, als er ihn zwei oder drei Jahre nach Lund auswertete. Die 
zweite Vollversammlung vor Augen, die für das Jahr 1952 vorgesehen war, schrieb er 
in einem Brief vom 5. September 1950 an Hanns Lilje, der inzwischen Bischof der 
hannoverschen Kirche geworden war und den er für bestens geeignet hielt, zweiter 
Präsident des Weltbundes zu werden, von seiner Enttäuschung. Die Mitglieder des 
LWB-Exekutivkomitees hätten auf ihrer Tagung im Jahre 1950 in Tutzing (Bayern) 
eine Passivität und mangelnde Weitsicht an den Tag gelegt, die er für einen ernsthaf- 
ten Rückschlag hielt. 








Erste Versuche einer Regionalisierung 


Am Schluß des ersten Jahrzehnts steht eine paradoxe Beobachtung, die aber ein wich- 
tiges Kennzeichen dieses Zeitabschnitts erkennen läßt: einerseits stieg die Zahl der 
Mitgliedskirchen des LWB bedeutend an, andererseits entwickelte sich gleichzeitig 
ein starkes regionales Bewußtsein. Der Einfluß der ursprünglich vorherrschenden 
Blöcke - Deutschland, den nordeuropäischen Ländern und den Vereinigten Staaten — 
nahm immer mehr ab, und das führte dazu, daß die Gründung neuer Arbeits- und 
Entscheidungsstrukturen gefordert wurde, in denen die Anliegen der neuen Mitglieds- 
kirchen besser zu Wort kommen konnten. 


Lateinamerika war eine besonders große Herausforderung. Auf der Zweiten Vollver- 
sammlung von Hannover im Jahre 1952 wurde ein Lateinamerikakomitee eingesetzt. 
Stewart W. Herman (* 1909) von der Vereinigten Lutherischen Kirche in Amerika, der 
viele Jahre in Deutschland und Genf gearbeitet hatte, wurde zum ersten Direktor die- 
ses Komitees ernannt. 1957 legte er in dieser Eigenschaft auf der Dritten LWB- 
Vollversammlung in Minneapolis seinen ersten Bericht vor. In diesem Bericht mach- 
te Herman deutlich, daß es erforderlich sei, die sich aus den Entwicklungen unter den 
lutherischen Kirchen in Lateinamerika ergebenden spezifischen Herausforderungen 
zu klären. Er brachte seine Zufriedenheit darüber zum Ausdruck, daß der lateinameri- 
kanische Kontinent in Minneapolis durch zehn Delegierte und 20 offizielle Besucher 
aus elf Ländern anwesend war, „also dreimal soviel Länder und dreimal soviel Ver- 
treter wie in Hannover“ (Minneapolis, S. 154). Herman wies überdies darauf hin, daß 
in diesen Zahlen eine große Ausdehnung der Perspektive des LWB zum Ausdruck 
komme, daß der LWB nämlich durch den Einschluß von Mittel- und Südamerika an 
Länge, mit den Lutheranern in Lateinamerika und ihren vielfältigen Traditionen und 
unterschiedlichen ethnischen Hintergründen an Breite und mit zwei neuen theolo- 
gischen Seminaren in Argentinien und Mexiko an Tiefe gewonnen hätte. Stewart 
Herman zog daraus die Schlußfolgerung, daß der ganze Lutherische Weltbund diese 
Erweiterung der Perspektive anerkennen solle: 

















alle Lutheraner ist dies nicht nur eine in weiter Ferne liegende Herausforderung mit 
anten Möglichkeiten, sondern eine unmittelbare Verantwortung. Wenn uns auch 
völkische Abstammung, Sprache und Lehrgrundsätze trennen, so stellen unsere 750. 000 
Brüder in Lateinamerika — die zum größten Teil ursprünglich aus Europa kommen — die 
größte konfessionelle Gruppe unter den fünf Millionen Protestanten dar. Die Zukunft 
dieses Gebietes liegt uns allen unmittelbar am Herzen. Es wäre jedoch lächerlich zu 
behaupten, daß diese Verantwortung einfach dem Lateinamerikakomitee übertragen und 
damit vergessen werden kann, wie es gleichfalls lächerlich wäre, wenn unser Komitee 
sich die gesamte lutherische Arbeit, so wie wir sie heute sehen, als Verdienst anrechnen 
würde“ (ebd., S. 155-156). 








Herman verschwieg nicht die politischen Realitäten in Lateinamerika und die geist- 
liche Herausforderung, die dieser Kontext für die lutherischen Kirchen bedeute: 


„Lateinamerika ist ein schwach entwickeltes, doch energiegeladenes Land, Große 
Naturschätze bringen ein Übermaß an Wohlstand mit sich, der wiederum alle möglichen 
Verlagerungen des wirtschaftlichen Schwergewichts zur Folge hat, Fast jede südameri- 
kanische Republik kann heute als ein Gebiet des schnellen sozialen Fortschritts bezeich- 
net werden. Die Bevölkerung hst dreimal so schnell an wie die der restlichen Welt, 
Sowohl die katholischi uch die protestantische Kirche bekommen die ungeheuren 
religiösen Anforderungen immer mehr zu spüren“ (ebd., S, 155). 











Auf diesem Hintergrund nannte Herman die anstehenden Aufgaben. Er vermerkte 
mit einem gewissen Stolz, daß es „heute ... keine südamerikanische Republik [gibt], 
wo nicht wenigstens ein Pastor die lutherischen Diasporagemeinden betreut“ (ebd., 
S. 156). Gleichwohl sei aber die Hoffnung, daß das kirchliche Leben der lutherischen 
Gemeinden aufblühen werde, wegen der Schwierigkeiten der Diasporasituation ver- 
fehlt. Herman nannte vier Maßnahmen, die es unmittelbar zu ergreifen gelte, auch 
wenn sie bescheiden aussähen: „Pastoren auszusenden“, eine Aufgabe, die schwie- 
riger sei, als sie auf den ersten Blick erscheine, „den Menschen zu helfen, eine Ge- 
meinde aufzubauen und zu einem Gemeindehaus zu kommen“; dann „die weitzer- 
streuten Pfarrgemeinden enger zusammenzubringen“ und schließlich „die Entwick- 
lung von finanziell selbständigen Synoden zu fördern“ (ebd., S. 156-157). 








Stewart Herman war entschlossen, dem LWB auf der Vollversammlung in Minnea- 
polis die Herausforderung von Lateinamerika so darzustellen, daß sie als ein wichti- 
ger Schritt gesehen wurde für das Selbstverständnis des LWB als einer Organisation 
für weltweite Zusammenarbeit. Da war kein Platz mehr für ein von den Gründerkir- 
chen ausgeübtes Machtmonopol. 





Während dieses ersten Jahrzehnts des LWB standen die lutherischen Kirchen in Afrika 
vor einer ähnlichen Herausforderung wie die in Lateinamerika. Vom 12.-22. Novem- 
ber 1955 hielt die LWB-Abteilung für Weltmission in Marangu (Tanganjika) eine Ge- 
samtafrikanische lutherische Konferenz ab (vgl. „Marangu: A Record of the All- 
Africa Lutheran Conference“, LWB-Abteilung für Weltmission, Genf 1956). Etwa 
150 Delegierte nahmen daran teil, die meisten waren Missionare oder Vertreter von 
Missionswerken. Auch leitende Persönlichkeiten des LWB waren anwesend, unter 
ihnen der hannoversche Bischof Hanns Lilje, damals Präsident des LWB, der Ameri- 
kaner Franklin Clark Fry, zu jener Zeit einer der Präsidenten des Ökumenischen Rates 
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Erste Gesamtafrikanische Luthe e Konferenz, November 1955, Marangu, Tanganjika. 


der Kirchen und Vizepräsident des LWB (vgl. S. 386ff.), der Norweger Fridtjov 
Birkeli (1906-1983), Direktor der Abteilung für Weltmission, sowie der Amerikaner 
Fredrik A. Schiotz, Vorsitzender der Kommission für Weltmission (vgl. S. 393ff.). 


Es war für jene Zeit typisch, daß die Freude unter den afrikanischen Lutheranern von 
Angst und Zweifel getrübt war. Einerseits schöpften sie allein aus der Tatsache Mut, 
daß sie an der Konferenz von Marangu teilnehmen konnten. Andererseits zögerten sie 
aber aus Furcht vor möglichen Reaktionen der Kolonialmächte oder der Missionare 
und ihren Werken, offen und kritisch ihre Position darzulegen. Aus diesem Grund 
bestanden die Delegierten aus Äthiopien, zu jener Zeit einer der wenigen unabhängi- 
gen afrikanischen Staaten, auf einer geschlossenen Sitzung ausschließlich für die ein- 
heimischen afrikanischen Delegierten. Diese geschlossene Sitzung änderte die Atmo- 
sphäre der ganzen Konferenz: ein Klima des Vertrauens entstand, und ein Konsens 
unter den Afrikanen wurde möglich. In ihrem Bericht an das Plenum formulierten sie 
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fünf dringliche Forderungen, die Emmanuel Abraham, Leiter der Äthiopischen Evan- 
gelischen Kirche Mekane Yesus, später in einer Mitteilung an den Kaiser von Äthio- 
pien, Haile Selassie, folgendermaßen zusammenfaßte: 
„I. Die afrikanischen Delegierten sind der Auffassung, daß es wünschenswert ist, so 
schnell wie möglich eine Ausbildungsstätte für fortgeschrittene Theologiestudien in 
Südrhodesien, Liberia oder Äthiopien zu gründen. 


2. Bis zur Eröffnung einer solchen Ausbildungsstätte ist es für die jungen Kirchen von 
großer Bedeutung, wenn an Afrikaner Stipendien zum Studium an europäischen und 
amerikanischen Universitäten vergeben werden. 








iedenen Ländern Afrikas so 
Pastoren und Evangelisten 


Es ist anzustreben, die Ausbildungsstätten in den versi 
ubauen, daß der Ausbildungsstandard der Lehrkräfte 
achsenden Ansprüchen in Afrika besser entspricht. 









4. Wir sind davon überzeugt, daß die jungen Kirchen in Afrika gestärkt werden, wenn 
mehr Afrikaner in verantwortungsvolle Positionen [d.h. in Organisationen wie dem 
LWB] gelangen, damit sie ihre Verantwortung für die Arbeit besser erkennen lernen. 


5. Für die Verbreitung des christlichen Glaubens in Afrika ist es wichtig, daß die 
Missionare in ihren Beziehungen mit afrikanischen Menschen ein Vorbild im Kampf 
gegen alle Arten von Diskriminierung sind (zitiert n: Emmanuel Abraham, 
Reminiscences of My Life, Oslo, Lunde Forlag, 1995, S. 31 e Frage wurde auch in 
Gesprächen von Emmanuel Abraham und Emmanuel Gebre Selassie mit J.H. Schjgrring 
im September 1993 in Addis Abeba diskutiert). 








Wie wir sehen, deuteten sich die Ursachen der späteren kirchlichen Konflikte in 
Südafrika bereits Mitte der fünfziger Jahre an. Das unterstreicht auch der Bericht, den 
Emmanuel Abraham dem äthiopischen Kaiser über die Konferenz von Marangu gab. 
In diesem Bericht bezeichnete er die Rassendiskriminierung in Südafrika als ein Hin- 
dernis für die lutherische Präsenz auf dem ganzen Kontinent. 








‚Grundsätzlich ist das Engagement der Missionare wichtig und fruchtbar, doch wurde 
aus dem, was gesagt, und dem, was nicht gesagt wurde, deutlich, daß die Afrikaner in 
Südafrika unter der Rassendiskriminierung sehr leiden. Sie sprachen nicht gern über ihre 
Unterdrückung, da sie befürchteten, nach ihrer Rückkehr noch schlechter behandelt zu 
werden. Obwohl die Konferenz von einem Geist der Gleichwertigkeit und der Einheit 
bestimmt war und die Gewißheit vorherrschte, daß hier alle wahrhaftige Christen- 
menschen seien, die Luthers Glauben und seinem Vorbild folgten, war es schmerzlich 
festzustellen, daß die Differenzen von Rasse und Hautfarbe oft im Vordergrund standen. 
Der Grund dafür war, daß es zwar für die Afrikaner auf der Konferenz neu war, sich frei 
mit Weißen auch über geistliche Themen zu unterhalten, daß einige der Schwarze: 
offen über die Hindernisse sprechen mußten, die der Verbreitung des Reiches Ch 
Wege stehen. Die Weißen hingegen waren es nicht gewohnt, solche Bemerkungen von 
Schwarzen entgegenzunehmen, und zeigten sich darüber irritiert. Als sie aber merkten, 
daß das Gesagte wahr war, überwanden sie schnell ihr Mißfallen. Die Afrikaner wollten 
oft nicht im Plenum wiederholen, was sie uns draußen deutlich gesagt hatten. Wir schrie- 
ben dies der Tatsache zu, daß sie einander nicht trauten oder die Weißen, die für ihre 
Konferenzkosten bezahlten, nicht vor den Kopf stoßen wollten“ (ebd. S. 315). 






























Auf der gleichen Konferenz in Marangu gab Stefano Moshi, lutherischer Bischof der 
Norddiözese in Tanganjika, eine Erklärung ab. Er äußerte sich über ein anderes wich- 
tiges Anliegen der Afrikaner, das übrigens später der Ausarbeitung von Richtlinien 
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für kirchliche Zusammenarbeit mit der „Zweidrittelwelt“ zugrundeliegen sollte. 
Bischof Moshi plädierte dafür, daß sich der LWB für die Schaffung von Strukturen 
einsetzen sollte, die die afrikanischen Lutheraner zu kirchlicher Autonomie und 
Selbstbestimmung in Fragen der Verwaltung, der Ökonomie und der Spiritualität füh- 
ren würden. 


„Ein wichtiger Schritt für die Ausbildung von einheimischen Führungskräften ist das 
Kirchenamt. Im mittleren Alter einer Kirche ist zwar der Kirchenpräsident noch ein 
Missionar, doch sollten bereits einheimische Kräfte das Amt des Vizepräsidenten, des 
Geschäftsführers und des Schatzmeisters übernehmen. Sie sollten gemeinsam die 
Probleme der Kirche und der Mis angehen und dadurch zu einer guten Beziehung 
zwischen Kirche und Mission beitragen. Die einheimischen Führungskräfte bekämen 
dadurch ein klares Bild der ganzen Kirche“ (vgl. Marangu, S. 56f.). 











Erwähnung verdient, daß gegen Ende des ersten Jahrzehnts des Weltbundes die luthe- 
rischen Kirchen in Afrika eines der wichtigsten Projekte in der Geschichte des 
Weltbundes anlaufen ließen, den Aufbau des Evangeliumssenders „Radio Stimme des 
Evangeliums“. Der Grundsatzbeschluß wurde im Jahre 1957 gefaßt, auch wenn zu- 
nächst offen blieb, wo der Sender angesiedelt werden sollte. Man begann jedoch sofort 
mit den Vorbereitungen und bestimmte später Addis Abeba (Äthiopien) als Sendeort 
(vgl. Kap. 4). Dieser Sender, der dem ökumenischen Zeugnis und der Fortbildung die- 
nen sollte, wurde international bekannt. Bisweilen erreichten seine Ausstrahlungen 
sogar den Fernen Osten. Auf jeden Fall trug er dazu bei, die Identität der lutherischen 
Christen in Afrika zu stärken. Freilich konnte er nur 14 Jahre seinen Aufgaben unab- 
hängig nachgehen. Im März 1977 wurde er vom Provisorischen Militärischen Admini- 
strativrat Äthiopiens nationalisiert (vgl. Manfred Lundgren, Proclaiming Christ to His 
World: The Experience of Radio Voice of the Gospel, 1957- 1977, Genf, Lutherischer 
Weltbund, 1983). 












Wie in Lateinamerika und Afrika befanden sich während dieser Zeitspanne auch die 
lutherischen Kirchen Asiens im Aufbruch. Zwar fanden größere regionale Konsulta- 
tionen in Asien erst im zweiten Jahrzehnt der Geschichte des LWB statt, doch standen 
die Kirchen auch hier vor wichtigen Fragen. Es seien zwei erwähnt. Zum einen wurde 
im Jahre 1947 die Kirche von Südindien gegründet, und zwar ohne lutherische Betei- 
ligung. Das hatte Auswirkungen in ökumenischer Hinsicht, aber auch in bezug auf die 
Identität und das Zeugnis der lutherischen Kirchen in dieser Region. Zum anderen 
wurde 1952 die Huria Kristen Batak Protestan Church (HKBP) auf Sumatra (Indo- 
nesien) in den LWB aufgenommen. Die kirchliche und ökumenische Brisanz dieser 
Entscheidung lag darin, daß die Batak Kirche weder das Augsburger Bekenntnis noch 
eine andere lutherische Bekenntnisschrift als Bekenntnisgrundlage hatte. Das im 
November 1951 von der Batak Kirche angenommene Bekenntnis aber wurde vom 
Lutherischen Weltbund als mit lutherischer Theologie vereinbar erklärt, und so konn- 
te diese Kirche eine Mitgliedskirche des LWB werden (vgl. Kap. 6). 


Im April 1956 fand unter der Schirmherrschaft des LWB in Semmering (Österreich) 
eine Konferenz von Vertretern europäischer Minderheitskirchen statt. Diese Konfe- 
renz hatte insofern Ähnlichkeit mit der Konferenz von Marangu, als sie ein weiteres 
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Beispiel für die Mitte der fünfziger Jahre sichtbar werdende Tendenz war, daß kleine 
lutherische Kirchen in verschiedenen Teilen der Welt zu einem neuen Selbstbewußt- 
sein fanden und die Zusammenarbeit suchten. Die Bildung einer regionalen Organis 
tion war nicht ins Auge gefaßt. Vielmehr sollte die Konferenz von Semmering Pasto- 
ren aus Minderheitskirchen die Gelegenheit geben, sich über Fragen des Pfarramts 
auszusprechen. Zwar waren die dringendsten Bedürfnisse nach dem Zweiten Welt- 
krieg gedeckt, doch lebten viele der in Semmering vertretenen Kirchen unter starkem 
Druck, besonders diejenigen in sozialistischen Einheitsstaaten, aber auch die anderen 
„Diasporakirchen“, die oft der Intoleranz oder gar Feindseligkeit seitens der Mehr- 
heitskirchen anderer Konfessionen, vor allem der römisch-katholischen und der ortho- 
doxen Kirche, ausgesetzt waren. Diese Probleme stellten eine weit größere Herausfor- 
derung dar als die materiellen und finanziellen Bedürfnisse. Unter diesen Umständen 
war es wichtig, daß sich die kleinen lutherischen Kirchen nicht nur so wenig wie mög- 
lich mit inneren Angelegenheiten und der Sorge um das Weiterbestehen beschäftigten, 
sondern ebenso, daß sie sich selbst nicht als makellos ansahen. 














DAS ZWEITE JAHRZEHNT 


Gleichgewicht zwischen den Mitgliedskirchen 


Die wachsende Mitwirkung von Kirchen, die nicht aus den drei Blöcken — den deut- 
schen, nordeuropäischen und amerikanischen Kirchen — kamen, war ein wichtiges 
Thema im zweiten Jahrzehnt der Geschichte des LWB. Es bekam zusätzliches Ge- 
wicht durch die veränderte Zusammensetzung der kirchlichen Delegationen auf den 
LWB-Vollversammlungen. 1957 bestanden diese Delegationen noch weitgehend aus 
Kirchenleitern und Universitätsprofessoren, die meisten von ihnen Männer. 1970 in 
Evian hatte sich die Zusammensetzung der Gruppen radikal verändert: Laien, Frauen 
und Jugendliche traten jetzt viel stärker in Erscheinung. Diese Entwicklung zeigt, daß 
im zweiten Jahrzehnt Kirchen und einzelne Personen aus der südlichen Hemisphäre 
am Leben des Weltbundes immer stärker beteiligt waren (vgl. Kap. 8). 


Von besonderem Gewicht war während dieser Zeitspanne, daß sich die Beziehungen 
zwischen den Kirchen in West- und in Osteuropa spürbar veränderten. 1961 wurde die 
Berliner Mauer erbaut, woraus sich u. a. für die Kirchen in der DDR eine grundlegend 
neue Situation ergab, die die Bildung eines eigenen LWB-Nationalkomitees zur Folge 
hatte. In den folgenden Jahren traten die lutherischen Kirchen in den drei baltischen 
Ländern dem Weltbund bei: Estland und Lettland 1963 und Litauen 1967. Gleichzeitig 
bedeutete Anfang der sechziger Jahre die Gründung der „Christliche(n) Friedenskon- 
ferenz“, einer ökumenischen Organisation, deren Grundsätze von der Ideologie der 
Sowjetunion bestimmt waren, ein ernsthaftes Dilemma für die lutherischen Kirchen in 
Osteuropa. Wo immer es möglich war, entzogen sich der LWB und seine Mitglieds- 
kirchen dem Einfluß der „Christlichen Friedenskonferenz“. Das aber schuf neue Pro- 
bleme für die Arbeit des Weltbundes in Osteuropa, nicht zuletzt im Zusammenhang 
mit den Programmen für zwischenkirchliche Hilfe. Politische Unterdrückung, Ver- 
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haftungen, Zensur und Menschenrechtsverletzungen gehörten zum Alltag der Kir- 
chen. Viele wanderten deswegen aus. Die anderen aber, die im Lande blieben und bei 
ihrer Kirche verharrten, waren großen Risiken ausgesetzt (vgl. Kap. 3). 


Einer der Höhepunkte auf der Dritten Vollversammlung des LWB in Minneapolis 
1957 war die Predigt von Bischof Lajos Ordass von der Lutherischen Kirche in 
Ungarn. Die herzliche Begrüßung, die Bischof Ordass zuteil wurde, der 1947-1952 
Vizepräsident des LWB gewesen war und auf dieser Vollversammlung erneut in die- 
ses Amt gewählt wurde (1957-1963), muß im zeitgeschichtlichen Kontext gesehen 
werden. Nur ein Jahr zuvor war 1956 der Aufstand des ungarischen Volkes von der 
russischen Armee niedergeschlagen worden. Bischof Ordass galt als ein wichtiger 
Führer des Widerstandes und als ein tapferer Zeuge Jesu Christi, der sich den Mächten 
der Finsternis, mit denen die marxistische Regierung Ungarns - tatsächlich ein Instru- 
ment des sowjetischen Expansionismus — gleichgesetzt wurde, entgegengestellt hatte. 








In seiner Predigt sprach Ordass über die Freiheit und die Einheit, die nur in Christus 
gegeben sind. Er stellte keinen direkten Bezug zu politischen Fragen oder zu seiner 
persönlichen Situation her. Die Vollversammlungsgemeinde von mehreren tausend 
Personen aber bezog seine Botschaft auf die Umstände in der Lutherischen Kirche in 
Ungarn, deren Bischof Ordass mutig und ohne Furcht vor politischen oder persönli- 
chen Konsequenzen das Evangelium bezeugte (vgl. Kap. 1 und S. 318ff.). 





Theologie: Konsens und Zersplitterung 


Die Vollversammlung von Minneapolis war ein Meilenstein, was die Rolle der 
Theologie im Leben des LWB betrifft. Die Theologische Kommission und die Theo- 
logische Abteilung betonten in ihrem Bericht, daß seit der Zweiten Vollversammlung 
im Jahre 1952 viel erreicht worden sei. Ein ganzes Spektrum von Themen sei in den 
zurückliegenden Jahren behandelt worden — von der Gründung eines internationalen 
Forums für Lutherforschung bis hin zur Untersuchung von liturgischen Fragen. Bei 
der Berichterstattung über die liturgische Arbeit wurde festgestellt, daß man sich in 
bezug auf Gottesdienstgrundsätze einig sei, daß aber über eine normative Gottes- 
dienstform kein Konsens bestehe. Der Vorschlag, die Kommission für Liturgie und die 
Theologische Kommission zusammenzulegen, wurde folgendermaßen begründet: 


„Eine solche Verschmelzung [bedeutet] nicht eine Unterordnung der liturgischen 
Studien unter andere Aspekte der Theologie... Denn es kann der Anspruch erhoben 
werden, daß die Theologie, die den meisten Gemeinden klar und eindrücklich nahege- 
bracht wird, die Theologie ist, die zu ihnen durch die Form des Gottesdienstes gelangt — 
nämlich durch die Taufe, Konfirmation, Gebete und Lobpreis, durch Beichte und Abend- 
mahl, durch die Feiertage und wöchentlichen Gottesdienste, durch Wort und Lied, durch 
Tat und Haltung und durch den Geist, der im Hause Gottes herrscht. Dies ist das tägli- 
che Brot der Gemeinden Christi, und eine gesunde Kirche wird am besten darin offen- 
bar, was Pastor und Gemeinde in der ‚Gemeinschaft der Heiligen‘ tun. Es mag stärker 
ins Auge fallende Pflichten geben, die die Aufmerksamkeit des Lutherischen Welt- 
bundes auf sich ziehen, aber keine sind grundlegender und eindringlicher als diejenigen, 
die sich auf den Aufbau des Volkes Gottes im Gottesdienst der Gemeinde beziehen“ 
(Offizieller Bericht der Dritten Vollversammlung, Minneapolis 1957, S. 168-169). 














Mit Blick auf die nachfolgende Geschichte ist es an dieser Stelle nicht überflüssig fest- 
zuhalten, daß auf der Dritten Vollversammlung Konsens in theologischen Fragen herr- 
schte. Dies zeigte sich nicht nur in bestimmten Empfehlungen, sondern auch in dem 
Wunsch, in der theologischen Exegese sowie in der liturgischen Praxis eine gemein- 
same lutherische Identität zum Ausdruck zu bringen. Die berühmten Thesen zum 
Thema der Vollversammlung „Christus befreit und eint“, die unter der Leitung von 
Franklin Clark Fry — der im übrigen auf dieser Vollversammlung zum LWB-Präsiden- 
ten gewählt wurde — entstanden waren, sind ein Ausdruck für diesen theologischen 
Konsens. Keiner nachfolgenden LWB-Vollversammlung ist es wieder gelungen, ihr 
Thema in vergleichbarer Weise theologisch und praktisch zu erläutern. 


Die Vierte Vollversammlung des LWB in Helsinki 1963 bildet in dieser Hinsicht einen 
bemerkenswerten, fast schmerzhaften Kontrast zu der von Minneapolis. Bekanntlich 
war der LWB auf dieser Vollversammlung nicht in der Lage, eine gemeinsame 
Erklärung zu dem zentralen lutherischen Lehrtopos von der Rechtfertigung allein aus 
Gnade durch den Glauben anzunehmen. Dieser Kontrast zwischen Konsens und 
Dissens hat, was nicht erstaunlich ist, zu Mißverständnissen, Gerüchten und Legenden 
geführt. Die Notwendigkeit einer gründlichen Analyse der Ereignisse ist um so drin- 
gender. Zweifellos gibt es nicht nur eine Erklärung für den „Mißerfolg von Helsinki“. 
Auf jeden Fall müssen die folgenden Punkte beherzigt werden. 


1. Die für eine Vollversammlung gültigen Verfahrensweisen waren 1963 komplexer 
als bei den vorangegangenen Versammlungen. Ein bekanntes Beispiel ist die Debatte 
über die Erklärung zur Rechtfertigung (Vollversammlungsdokument Nr. 75), als an 
einem bestimmten Punkt im Plenum komplette Verwirrung über die Art der Ab- 
stimmung entstand. Franklin Clark Fry, als Präsident des LWB und aus Erfahrung in 
seiner Heimatkirche mit parlamentarischen Prozeduren gut vertraut, hatte wahrschein- 
lich mit seiner Auslegung der vier Varianten des Themas, über die abgestimmt werden 
sollte, vorschnell gehandelt. Jedenfalls führte das zu Problemen mit der Simultan- 
übersetzung und zu großer Unklarheit unter denen, die abstimmen sollten. 





2. In Helsinki war zu wenig Zeit für Diskussionen und Debatten im Plenum vorgese- 
hen. Bereits vor der Vollversammlung war Kritik über den gedrängten Zeitplan laut 
geworden. Viele bezeichneten die für Gruppen- und Plenumsarbeit vorgesehene Zeit 
als unzureichend. 


3. Die Autorität der Leitung des LWB war nicht mehr unangefochten, und die einge- 
brachten Vorschläge konnten nicht mehr damit rechnen, automatisch angenommen zu 
werden. Die profiliertesten Teilnehmer an der Debatte — Franklin Clark Fry, Hanns 
Lilje, früherer Präsident des LWB und Vilmos Vajta, Direktor der Theologischen 
Abteilung — sahen sich mehr als früher Fragen und Kritik ausgesetzt. 


4. Zur Zeit der Vollversammlung von Helsinki war die theologische und ökumenische 
Gesamtlage in Veränderung begriffen. Innerhalb des LWB nahm die Vorherrschaft der 
drei Blöcke ab; die Vertreter der Minderheitskirchen und der Kirchen aus der Dritten 
Welt erhoben Anspruch auf eine wichtigere Rolle in der Debatte. Außerdem hatte das 
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Zweite Vatikanische Konzil begonnen. Und schließlich machten sich die ersten An- 
zeichen von Befreiungs- und anderen Theologien bemerkbar. Alle diese Faktoren 
zusammen schufen eine theologische Erwartungshaltung- etwa was die Interpretation 
des Verhältnisses von Rechtfertigung und Gerechtigkeit betrifft —, die in der lutheri- 
schen Theologie des 20. Jahrhundert eine tiefe Zäsur markiert. 


Die Probleme, Fragen und Erwartungen, die die Vierte Vollversammlung kennzeich- 
neten, nahmen in den kommenden Jahren noch an Dringlichkeit zu. Was sich Anfang 
der sechziger Jahre abzeichnete, war aber nicht nur das Aufkommen neuer Fragestel- 
lungen, sondern auch der Anfang vom Ende einer bestimmten theologischen Metho- 
dik. Ob der Lutherische Weltbund in der Lage sein würde, sich mit beidem auseinan- 
derzusetzen, war zu diesem Zeitpunkt noch keineswegs deutlich. 


DAS DRITTE JAHRZEHNT 


Verlagerung in den Vollversammlungen 


Die ersten vier Vollversammlungen des Lutherischen Weltbundes zwischen 1947 und 
1963 gaben Anlaß zu Befriedigung — nicht nur weil sie die Möglichkeit eröffneten, 
Gemeinschaft zu erleben, sondern auch weil man spürte, daß es notwendig war, ge- 
meinsam auf neue Herausforderungen, seien sie politischer oder konfessioneller 
Natur, zu reagieren. Diese ersten vier Vollversammlungen hatten in Europa und Nord- 
amerika stattgefunden, in Ländern also, deren Kirchen im Weltbund seit der Gründung 
den Ton angaben. 


Im dritten Jahrzehnt des LWB kam es jedoch zu wichtigen Überlegungen über das 
Wesen einer Vollversammlung. Die Vollversammlung - eigentlich selbst eine Institu- 
tion - erschien unnötig kompliziert; die negativen Urteile überschatteten die positiven 
Einschätzungen. Dies wurde mit außerordentlicher Weitsichtigkeit in einem von 
Generalsekretär André Appel (* 1921) verfaßten Bericht zur Sprache gebracht. Dieser 
Bericht lag dem LWB-Exekutivkomitee auf der Tagung des Jahres 1969 in Kopen- 
hagen vor. Der erste Punkt auf der Agenda für diese Tagung hatte mit Strukturfragen 
zu tun. Unter anderem schrieb Appel folgendes: 


„Will man wie früher eine Vollversammlung als eine Art lutherischen Pfadfindertreffens, 
als ein indisches Ashram oder als einen Kirchentag anschen, gleichzeitig aber auch als 
eine bestimmte Form einer ‚Synode‘, sowie ihr die Pflichten und die Freuden einer Stu- 
dientagung hinzufügen, so ist das einfach veraltet und unmöglich. Überdies sind wir 
mehr als früher dabei, den besonderen Kontext und ganz besonders das Leben unserer 
Gastkirche in Betracht zu ziehen. Haben wir unsere Ziele zu hoch gesteckt?“ (Protokoll, 
Sitzung des Exekutivkomitees, Kopenhagen, Dänemark, 1969, Anlage C, S. 7). 


Man kommt um die Feststellung nicht umhin, daß das Hauptargument dieser An- 
merkungen nie die ihm gebührende Beachtung gefunden hat. Aber auch unabhängig 
davon können wir Anzeichen von Veränderungen im Selbstverständnis des Welt- 
bundes feststellen. 











Der politische Kontext der Vollversammlungen spielte eine wachsende Rolle. Das 
betraf vor allem die Fünfte Vollversammlung, die unter dramatischen Umständen und 
nicht ohne Kontroversen von Weimar (DDR) nach Porto Alegre (Brasilien) und von 
dort nach Evian-les-Bains (Frankreich) verlegt wurde (vgl. Handbuch: Evian). Der 
politische Kontext erwies sich auch bei den folgenden Vollversammlungen als wich- 
tig. Hinzu kommt, daß seit der Vollversammlung in Daressalam 1977 die Vollver- 
sammlungen ausnahmslos außerhalb der ursprünglichen drei „Kirchenblöcke“ statt- 
fanden. Überdies setzten sich die LWB-Vollversammlungen mehr und mehr mit sozi- 
alethischen Fragen auseinander. Das war Ausdruck einer Bereitschaft, sich neuen 
Herausforderungen zu stellen. Es entstand aber auch der Eindruck, daß die Reflektion 
sozialethischer Fragen im Weltbund ohne genügende Verankerung in der lutherischen 
Tradition geschah. 


Während also in den ersten zwei Jahrzehnten der Geschichte des LWB die Theologie 
bei der Auslegung des gemeinsamen Erbes und der Bestimmung der neuen Aufgaben 
die zentrale Rolle spielte, waren es in der Folgezeit Fragen gesellschaftlicher, politi- 
scher und wirtschaftlicher Natur, die die Aufmerksamkeit in Anspruch nahmen, wenn 
nicht überbeanspruchten. Dazu gehören die Studie über Ursachen sozialen und wirt- 
schaftlichen Unrechts, Frauenfragen und die Chinastudie, die alle Anfang der siebzi- 
ger Jahre im LWB aufgenommen wurden. 


Strukturelle Erneuerung 


In den sechziger Jahre wurde im Lutherischen Weltbund ausführlich das Problem 
struktureller Änderungen diskutiert. Diese Diskussion hatte zum Ergebnis, daß auf der 
Tagung des Exekutivkomitees in Kopenhagen im Dezember 1969 ein entsprechender 
Vorschlag angenommen und auf der Vollversammlung in Evian im folgenden Jahr 
gebilligt wurde. 


Bevor es jedoch dazu kam, zirkulierte in den Gremien des LWB ein vorläufiger 
Bericht, der darlegte, daß die Notwendigkeit einer Umstrukturierung bzw. einer struk- 
turellen Erneuerung im Weltbund bereits 1962 zur Sprache gekommen war, als man 
von der „Notwendigkeit einer Klärung der Aufgaben und Kompetenzen“ sprach. Der 
nun folgende Prozeß erwies sich als umfänglicher als zuerst angenommen, denn es 
ging um verschiedene strukturellen Faktoren: 1. die Beziehungen zwischen den Mit- 
gliedskirchen und dem Genfer Sekretariat; 2. das Verhältnis zwischen den Programm- 
kommissionen und dem Exekutivkomitee des LWB; 3. die Interaktion zwischen 
Kommissionen und Abteilungen; 4. die Balance zwischen der nördlichen und der süd- 
lichen Halbkugel; 5. finanzielle Ressourcen und 6. die Neubestimmung des Auftrages 
der einzelnen Kommissionen und Abteilungen. 





Die Umstrukturierung war in erster Linie nötig geworden, weil die Verwaltung des 
LWB vereinfacht werden mußte. Ihr lag darüber hinaus aber der Gedanke zugrunde, 
daß die Strukturen des LWB einem sich wandelnden Selbstverständnis angepaßt wer- 
den sollten. Diese Veränderungen lassen sich in dem Stichwort „Regionalisierung“ 
zusammenfassen. Bereits 1962 wurde, wie die folgende Liste belegt, die Notwen- 
digkeit eines entsprechenden Reformprozesses gesehen: 
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1. Wünschbarkeit einer Dezentralisierung 2. Anerkennung des sich wandelnden kirch- 
lichen Lebens in Afrika und Asien mit einer wachsenden Zahl autonomer Kirchen, 
3. Befreiung der Kommissionen von technischen und funktionellen Aufgaben, damit sie 
sich auf die inhaltlichen Fragen Konzentrieren können, 4. deutlichere Hervorhebung 
einer regionalen Identität innerhalb des Weltbundes, einschließlich eines besseren Ver- 
ständnisses für die Probleme der einzelnen Regionen und die Heranbildung von einhei- 
mischen Führungskräften, 5. besserer Kontakt zwischen den Mitgliedskirchen und dem 
Weltbund sowie Darstellung des LWB als Ganzheit und nicht als einzelne Abteilungen; 
6. besserer Umgang mit aktuellen gesellschaftlichen und politischen Entwicklungen 
(Bericht des Sonderkomitces für Struktur und Arbeitsweise, 14. März 1962). 


Auch die Nachteile des Vorschlags wurden angesprochen: die Gefahr der Überbeto- 
nung einzelner Aspekte der LWB-Arbeit, die Schwierigkeit bei der Koordinierung 
spezieller Forderungen aus den Regionen sowie die Gefahr spezieller Interessen- 
gruppen. 


Der Bericht aus dem Jahre 1962 versuchte, die Vorteile einer funktionalen Struktur, in 
der regionale Berater/Beraterinnen eine wichtige Rolle spielten, mit den sich daraus 
ergebenden Nachteilen auszugleichen. Positiv wurde festgestellt, daß die neue 
Struktur dem Weltbund bei seinem Umgang mit globalen Fragen am besten gerecht 
werde: „Damit könnten die globalen Bedürfniss i zt und das Ziel und 
die Funktion der Kommissi t werden, und die Veränderungen in der Orga- 
nisationsstruktur hielten sich in einem erträglichen Maß.“ Als Nachteile wurden in 
selbstkritischer Offenheit die „ungesunde Konzentration in Genf“, die Schwierigkeit, 
mit allen Gruppen von Mitgliedskirchen gleichermaßen Kontakt aufrechtzuerhalten 
sowie die Gefahr, die besonderen Nöte und Erfordernisse einer bestimmten Region zu 
übersehen, angesprochen. 








Dieser eigens eingerichtete Ausschuß für Strukturfragen setzte seine Arbeit bis 1969 
fort. In diesem Jahr legte er die folgenden Empfehlungen vor: 


(1) „Grundlage der Struktur sei eine weltumspannende Konzeption und Funktion.“ 
In der Erklärung dazu wird gesagt, daß die LWB-Kommissionen eine doppelte Auf- 
gabe hatten, nämlich „den LWB als Ganzes [zu] vertreten und gleichzeitig das erfor- 
derliche Fachwissen [zu] vermitteln,“ 





(2) „Maßgebliche Träger der Arbeit des LWB seien das Exekutivkomitee und die 
Kommissionen für Theologie, Weltdienst und Weltmission.“ Durch diese Verein- 
fachung sollten der Informationsaustausch und die Zusammenarbeit verbessert und 
die Verwaltung effektiver gestaltet werden. Es wurde vorgeschlagen, daß die „Arbeit 
der Kommissionen durch die funktionellen Abteilungen“ mit Verantwortung für fol- 
‚gende Gebiete geschicht: 


Theologie: Gottesdienst und geistliches Leben; Theologie der Haushalterschaft und 
der Evangelisation; Glaube und Kirchenverfassung; Forschung; Vorbereitung der Stu- 
dien für die Vollversammlungen des LWB. 


Weltmission: Missionarische Arbeit [mit Beispielen]; Zwischenkirchliche Hilfe; Ge- 
meindeleben. 
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Weltdienst: Auswanderung und Eingliederung; Katastrophen- und Notstandshilfe; 
Entwicklungshilfe-Projekte; Anstalten der Gesundheits- und Wohlfahrtsfürsorge; 
Selbsthilfe und soziale Eingliederung; Freiwilligendienste. 

Es ist von entscheidender Bedeutung, daß — wie aus dieser Liste hervorgeht — der 
Name der „Abteilung für Weltmission“ umgeändert wurde in „Abteilung für kirchli- 
che Zusammenarbeit“, Zu dieser Namensänderung kam es vor allem wegen des 
Widerstandes der Vertreter der nichtwestlichen Kirchen gegen eine Fortdauer dessen, 
was sie ein historisches Bündnis zwischen der Missionsbewegung und dem westli- 
chen Imperialismus bzw. Kolonialismus nannten. Auch die Vertreter der Mitglieds- 
kirchen aus Osteuropa, die in enger Verbindung mit der neuen Abteilung stehen soll- 
ten, da die zwischenkirchliche Hilfe vom Weltdienst in diese Abteilung verlegt wurde, 
sprachen sich nachdrücklich für die Namensänderung aus. Für Osteuropäer aus sozia- 
listischen Staaten hatte das Wort „Mission“ einen subversiven, westlichen Klang, der 
die Zusammenarbeit zwischen ihren Kirchen und dem LWB komplizieren würde. Auf 
der Vollversammlung in Evian wurde diese Frage lange diskutiert, und es zeigte sich, 
daß die Auffassungen weit auseinandergingen. 














(3) Eine klare Definition der Aufgaben und der Arbeitsmethoden des Genfer Stabes, 
insbesondere eine Stärkung des Amtes des Generalsekretärs. Angesprochen wurde 
auch die Notwendigkeit einer engeren Zusammenarbeit zwischen den Kommissionen 
und den zugeordneten Abteilungen im Genfer Sekretariat sowie die Verantwortung der 
Kommissionen, die Abteilungen hinsichtlich ihrer Grundsätze und Vorgehensweisen 
zu beraten. 


(4) Eine Vergrößerung des Genfer Stabes durch die Ernennung von Regionalberatern, 
um auf diese Weise „die besonderen Interessen und berechtigten Anliegen der geo- 
graphischen Hauptgebiete“ zu vertreten. 


(5) Eine Überprüfung der Zahl und der Aufgaben der Studienkommissionen mit dem 
Ziel, sie zu reduzieren und in bestimmte „funktio-nelle Abteilungen“ einzubinden. 
Gleichzeitig wurde empfohlen, daß je ein Genfer Stabsmitglied die Verbindung mit 
den Studienkommissionen gewährleisten sollte. In diesem Vorschlag wurde übrigens 
das Lateinamerikakomitee als eigenständige Einheit im Weltbund aufgehoben, weil 
man auf diese Weise die programmatische Struktur mit regionalen Initiativen und 
Interessen verbinden wollte. Schließlich wurde empfohlen, daß alle Haushalte konso- 
lidiert und ein „Büro für Information und Werbung“ eingerichtet werden sollte. D 
ser Bericht wurde von einem Ausschuß ausgearbeitet, dem Rudolf Weeber, der aus 
Deutschland kommende Schatzmeister des LWB als Vorsitzender, Etienne Jung, Vize- 
präsident der Kirche Augsburgischen Bekenntnisses in Frankreich, und William D. 
Schaeffer aus den Vereinigten Staaten angehörten (ebd.). 








1972-73: Der Wendepunkt 


Die Umstrukturierung war aus interner Sicht die Vorbedingung für eine umfassende 
Erneuerung des LWB in den siebziger Jahren. Die Rolle der Vollversammlung von 
Evian 1970 in diesem Prozeß wird an anderer Stelle dieses Buches beschrieben (vgl. 
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S. 331ff.). In diesem Kapitel werden wir auf einige Aspekte dieser Umwandlung, die 
etwa 25 Jahre nach der Gründung des Weltbundes stattfand, eingehen. Dazu wollen 
wir einen kurzen Blick auf die Weltlage werfen. 





Die politische Weltlage war Anfang der siebziger Jahre geprägt von mil 
Konflikten: Kriege im Nahen Osten, der Einmarsch von Truppen des Warschauer Pak- 
tes in die Tschechoslowakei und der Vietnamkrieg waren im allgemeinen Bewußtsein 
gegenwärtig. Noch bevor diese Konflikte beigelegt waren, entstanden neue Spannun- 
gen: die Apartheid wurde mit der Besetzung Namibias durch Südafrika ausgedehnt; 
die Erdölkrise von 1973 verkomplizierte die unentschiedene Situation im Nahen 
Osten; der Versuch der „Zweidrittelwelt“, trotz der Unruhen im Prozeß der Dekolo- 
nialisierung und trotz äußerst schwacher Wirtschaft Einfluß zu gewinnen, führte zu 
Instabilität in der „Ersten Welt“; der zumeist in wirtschaftlichen und politischen Kate- 
gorien beschriebene Kontrast zwischen dem Norden und dem Süden wurde nun auch 
in den Wertvorstellungen und im Lebensstil sichtbar. In Europa und Amerika war 
diese Zeit geprägt vom Aufstieg einer „Neuen Linken“ vor allem unter der Jugend. 
Dabei ging es um den Protest gegen die politische, militärische, wirtschaftliche und 
oft auch r: sche Politik vieler Nationen des Nordens. In mehrfacher Hinsicht war 
die Welt Anfang der siebziger Jahre an einem Scheideweg angelangt. 









Mit diesen kurzen Anmerkungen beanspruchen wir nicht, die allgemeine Stimmung 
Anfang der siebziger Jahre umfassend zu beschreiben. Vielmehr geht es uns darum, 
genauer in den Blick nehmen zu können, wie der Lutherische Weltbund auf die Her- 
ausforderungen seiner Zeit reagiert hat. In welchem Maße waren die Beschlüsse d 
LWB von den globalen politischen Tendenzen damals geprägt? Wo gab es Kontinuität 
und wo Diskontinuität zwischen den Zielen des LWB zur Zeit der Gründung und 
denen fünfundzwanzig Jahre später? 





Auch in ökumenischer Hinsicht befand sich die Zeit in einem Gärungsprozeß. Das 
betraf zunächst das Miteinander der Konfessionen. Durch den Erneuerungsprozeß in 
der römisch-katholischen Kirche, der durch das Zweite Vatikanische Konzil eingelei- 
tet worden war, wurde das Verhältnis zwischen Katholiken und Lutheranern auf eine 
neue Grundlage gestellt (vgl. Kap. 7). Nicht minder wichtig war die Neugewichtung 
sozialethischer Themen. Die Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen 
1968 in Uppsala (Schweden) machte eindrücklich deutlich, daß eine glaubwürdige 
Bestimmung des Wesens der Kirche nicht möglich sei ohne eine verantwortliche 
Reflektion aktueller Themen wie Gleichberechtigung, Menschenrechte und Rassis- 
mus. Die Frage, wie das Verhältnis von Ekklesiologie und Sozialethik neu bestimmt 
werden könne, bestimmte auch die Tagesordnung des LWB. Neue theologische 
Ansätze wurden in der Befreiungstheologie, der Schwarzen Theologie, der Theologie 
der Hoffnung wie auch in den verschiedenen Formen eines christlich-marxistischen 
Dialogs sichtbar. 








Der LWB hatte an diesen tiefgreifenden Veränderungen, die den kirchlichen und po- 
litischen Kontext weltweit kennzeichneten, Anteil. Wie sich das auswirkte, soll im 
folgenden an Beispielen aufgezeigt werden. 
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Verkündigung und Entwicklung 


Am 9. März 1971 schrieb Emmanuel Abraham, Präsident der Äthiopischen Evange- 
lischen Kirche Mekane Yesus (ÄEKMY), im Auftrag der Generalversammlung seiner 
Kirche dem LWB-Generalsekretär André Appel einen Brief. Sein Anliegen war, daß 
der LWB seine Mitgliedskirchen und ihre Hilfswerke auffordern solle, in ihre Hilfs- 
kriterien fortan auch direkte Unterstützung für Evangelisation, für die Ausbildung von 
Führungskräften und für die Errichtung von Kirchen aufzunehmen. In der Antwort aus 
Genf wurde angeregt, daß die ÄEKMY eine Studie über ihre wirtschaftliche Situation 
anfertigen solle. Das Exekutivkomitee der Kirche beschloß jedoch, eine theologische 
Analyse dieser Frage vorzunehmen. So wurde ein von acht Amtsträgern der ÄEKMY 
unterzeichnetes Dokument, das den Titel „Über die Wechselbeziehung zwischen der 
Verkündigung des Evangeliums und der menschlichen Entwicklung“ trug, im Mai 
1972 dem Weltbund zugestellt (Lutherische Rundschau, 1973, S. 248ff.). 


Das Dokument sprach davon, daß sich die äthiopische Kirche „ihrer eigenen Unfähig- 
keit bewußt wurde, der schnellwachsenden Gemeindearbeit und den Möglickeiten für 
eine Ausweitung der evangelistischen Arbeit in diesem Lande gewachsen zu sein“ 
(ebd., S. 248). In dieser Notsituation müsse sich die Kirche „immer ernstlicher mit der 
vorherrschenden Unausgewogenheit der ihr von ihren Partnern in Übersee gegebenen 
Hilfe befassen“ (ebd.) Einerseits nehme die ÄEKMY mit Dankbarkeit die Unter- 
stützung für Entwicklungsprojekte, die den Kriterien der Geberorganisationen ent- 
sprächen, an: „Die Kirche konnte es nicht verantworten, Mittel für Entwicklungspro- 
jekte entgegenzunehmen, ohne den bestmöglichen Gebrauch davon zu machen. Wäh- 
rend einer Reihe von Jahren sah es die Kirche deshalb als ihre Verantwortung und 
als ihr Vorrecht an, solche Projektwünsche auszuarbeiten, die den von den Geberorga- 
nisationen bestimmten Kriterien entsprechen“ (ebd.). Zugleich aber wurde „sich die 
Kirche in Treue zu ihrem Herrn ihrer Verpflichtung bewußt, das Evangelium den stän- 
dig wachsenden Massen zu verkünden, die mehr als Brot erwarten“ (ebd.). In dieser 
Situation habe sich die Kirche um Hilfe an ausländische Missionswerke gewandt, da 
sie mit ihren eigenen Ressourcen den Bedürfnissen nicht nachkommen könne. Jedoch 
habe die Mekane Yesus Kirche auf ihre Bitten keine Antwort bekommen. 





Emmanuel Abraham und seine Kollegen in der ÄEKMY machten aus ihrer Verbitte- 
rung, die sie wegen des Ungleichgewichts in der Unterstützung empfanden, keinen 
Hehl, und sie drängten darauf, daß die Frage erneut aufgenommen werde und zwar im 
Kontext der Rolle der Kirche auf dem ganzen afrikanischen Kontinent: „Vom afrika- 
nischen Standpunkt aus gesehen ist es schwer, die aus dem Westen stammende Auf- 
spaltung [zwischen Verkündigung und Entwicklung] und Zweiteilung zu verstehen, 
die sich in den von den Geberorganisationen festgelegten Richtlinien für Hilfe wider- 
spiegelt“ (ebd., S. 249). Die Erklärung aus Äthiopien beschränkte sich jedoch nicht 
darauf, die Herausforderungen und daraus erwachsenen Bedürfnisse aufzuzählen. 
Nicht nur fehlte ihr der übliche ehrerbietige Ton der Hilfsempfänger aus dem Süden, 
sondern sie war auch eine kritische Abrechnung mit den Denkmustern, die den 
Strategien der Hilfswerke im Norden zugrundelagen. Sie bezog sich auf die oft ge- 
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brauchte Unterscheidung zwischen reichen und armen, entwickelten und unterent- 
wickelten Ländern und stellte fest: 


w.. [wir] benützen nur allgemein übernommene sozioökonomische Maßstäbe, um 
zu bestimmen, welche Gesellschaft reich oder arm, entwickelt oder unterentwickelt ist. 
Der Standard menschlichen Lebens und der Gesellschaft wird normalerweise nach 
Begriffen wirtschaftlichen Wachstums und materiellen Wohlstands beziehungsweise 
nach Begriffen der Technik und Produktion eingeschätzt. Es scheint, als ob auf Grund 
dieser materialistischen westlichen Vorstellung von Entwicklung und bei dem Bemühen, 
ein Heilmittel zu finden, zumindest zwei Dinge weitgehend übersehen worden sind: 
a) daß es Werte im menschlichen Leben gibt, die jenseits moderner Technologie und 
wirtschaftlichen Aufstiegs liegen und ohne die die Entwicklung des Menschen niemals 
sinnvoll und beständig sein wird; [und] b) daß der Mensch nicht nur die leidende Kreatur 
ist, die Hilfe braucht, sondern daß er auch selbst der wichtigste Entwicklungsträger ist“ 
(ebd.). 





In den folgenden Kapiteln dieses Buches wird von der Erklärung „Verkündigung und 
menschliche Entwicklung“ und ihren Auswirkungen noch mehrfach die Rede sein. 
Schon an dieser Stelle sollen jedoch drei Gründe genannt werden, warum die Erklä- 
rung in der Geschichte des Weltbundes eine große Bedeutung hat. Einmal brachte sie 
zum Ausdruck, daß das Selbstbewußtsein der LWB-Mitgliedskirchen in der südlichen 
Hemisphäre zugenommen hatte; sie forderten, ihrer Stimme Gehör zu verschaffen, 
Einfluß zu nehmen und ernst genommen zu werden. Zweitens ist die Erklärung ein 
Hinweis auf die unterschiedlichen Kontexte des Lebens und der Arbeit der LWB- 
Mitgliedskirchen im Norden und im Süden. Die jungen und „neuen“ Kirchen, deren 
Leben von dynamischem Wachstum geprägt war, sahen sich mehr und mehr in einem 
Gegensatz zu den „alten“ Kirchen, die sie als in Traditionalismus gefangen ansahen. 
Schließlich führte die Erklärung der lutherischen Gemeinschaft auf markante Weise 
vor Augen, daß es wenig hilfreich ist, ein und dasselbe theologische Konzept - in die- 
sem Fall die lutherische „Zwei-Reiche-Lehre“ — in Situationen zum Tragen zu brin- 
gen, die zeitlich, örtlich und kontextuell verschieden sind. 








Status confessionis 





Obwohl das Problem rassistischer Ungerechtigkeit vom Weltbund bereits auf der 
ersten Gesamtafrikanischen Lutherischen Konferenz im Jahre 1955 als wichtige 
Herausforderung gesehen worden war, bekam dieses Thema erst in den siebziger 
Jahren die ihm angemessene Bedeutung — dies nicht zuletzt deswegen, weil noch 
immer keine Lösung gefunden worden war, sondern die Situation sich noch ver- 
schlimmert hatte. Die Unterdrückung aufgrund von Rassenzugehörigkeit hatte in Süd- 
afrika und in dem besetzten Südwestafrika (Namibia) extreme Formen angenommen. 
Die lutherischen Kirchen in diesen Ländern waren in ihrer Haltung gespalten. Die 
lutherischen Kirchen in aller Welt aber lenkten ihre Aufmerksamkeit mehr und mehr 
auf diese Frage. Die weltweite Diskussion über Rassismus führte zu der Debatte 
über den „Status confessionis“ und gipfelte in den achtziger Jahren in der Suspen- 
dierung der Mitgliedschaft zweier lutherischer Kirchen auf der Vollversammlung in 
Budapest (vgl. S. 346ff. und S. 352ff.). 
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Die Leuenberger Konkordie 


Nach einem langen und komplizierten Dialog wurde 1973 von Vertretern verschiede- 
ner europäischer Konfessionskirchen auf dem Leuenberg bei Basel die „Konkordie 
reformatorischer Kirchen in Europa“ verabschiedet. Sie bedeutete eine grundlegende 
Neubestimmung des Verhältnisses zwischen lutherischen und reformierten Kirchen. 
Seit dem 16. und insbesondere seit dem 19. Jahrhundert hatte ein starrer Konfessio- 
nalismus die Beziehung zwischen den reformatorischen Kirchen gekennzeichnet. 
Jetzt aber wurde ein neues Kapitel aufgeschlagen. Aus der „Übereinstimmung im 
Verständnis des Evangeliums“ folgerte die „Leuenberger Konkordie“ die volle Kir- 
chengemeinschaft in Wort und Sakrament und eine „möglichst große Gemeinschaft in 
Zeugnis und Dienst vor der Welt“. Dahinter stand die Überzeugung, daß die Gründe 
für die Spaltung der Reformation — insbesondere die unterschiedliche Interpretation 
der leiblichen Gegenwart Christi im Abendmahl — nicht mehr kirchentrennend seien. 
In einem gemeinsamen Schreiben begrüßten der Lutherische Weltbund, der Refor- 
mierte Weltbund sowie die Kommission für Glaube und Kirchenverfassung des ÖRK 
am 30, März 1973 diesen neuen ökumenischen Vorstoß, der die Gemeinschaft zwi- 
schen den „lutherischen, reformierten und aus ihnen hervorgegangenen unierten Kir- 
chen sowie die ihnen verwandten vorreformatorischen Kirchen der Waldenser und der 
Böhmischen Brüder“ (Lutherische Rundschau, 23. Jg., Oktober 1973, S. 451) aufzei- 
gen und vertiefen sollte. Mit Ausnahme der skandinavischen Kirchen haben seither 
fast alle reformatorischen Kirchen Europas die „Leuenberger Konkordie“ unterzeich- 
net. Freilich hat sich aus historischen Gründen die Leuenberger Konkordie über den 
hen Kontinent hinaus nur wenig ausgewirkt, 

















Die Rolle der Studienarbeit im LWB 


Die Zeichen des Wandels bzw. der Neuorientierung zeigten sich am deutlichsten in der 
Studienabteilung des LWB. Im 5. Kapitel dieses Buches wird das bemerkenswerte, 
aber umstrittene Studienprojekt „Die Identität der Kirche und ihr Dienst am ganzen 
Menschen“ [The Identity of the Church and Its Service to the Whole Human Being, 
Geneva 1977] eingehend vorgestellt. Dieses Projekt löste damals eine intensive 
Diskussion aus, nicht nur weil es wichtige Anliegen der Kirchen zur Sprache brachte, 
sondern auch weil es eine provokative Fragerichtung hatte. Diese Diskussion be- 
schränkte sich bald nicht mehr auf die Studienkommission und die Studienabteilung. 
Im Gegenteil: Als andere, nicht minder umstrittene Initiativen der Studienabteilung — 
die Chinastudie, die Programme des Frauenreferats und die Arbeit an den Grund- 
ursachen sozialen und wirtschaftlichen Unrechts — hinzutraten, beteiligte sich auch die 
Leitung des Weltbundes an einer kontroversen und leidenschaftlichen Diskussion. 












Die Meinungen im Weltbund standen schroff gegeneinander. Bei vielen entstand der 
Eindruck, daß die Studienabteilung in den siebziger Jahren zu einem Ort einseitiger 
ideologischer Propaganda geworden sei und den in den ersten beiden Jahrzehnten 
bewährten Weg theologischer Arbeit verlassen habe. Andere hingegen rühmten die 
Studienabteilung für ihren Mut, die 1970 in Evian benannten brennenden Probleme 











aufzunehmen und in Studienprojekte umzusetzen. Der in dieser Kontroverse ausge- 
tragene Gegensatz zwischen klassischer und kontextueller Theologie, der sich aus 
dem Streben der Kirchen der südlichen Hemisphäre nach Selbständigkeit geradezu 
zwangsläufig ergab, bestimmte die Debatten des LWB in diesen kritischen Jahren. 


Die Tagung des LWB-Exekutivkomitees im Jahre 1973 


Hält man sich die geschilderten Ereignisse vor Augen, ist es nicht übertrieben, das 
dritte Jahrzehnt als eine „Wendezeit“ im Bestehen des Lutherischen Weltbundes zu 
bezeichnen. Als 1972 das 25. Jubiläum des Weltbundes gefeiert wurde, erinnerte man 
sich nicht nur der Gründung des LWB, sondern dachte auch darüber nach, wie den 
neuen Herausforderungen begegnet werden könne. 





Ein Jahr später fand ein weiterer Gedenktag des Weltbundes statt, nämlich der 50. 
Jahrestag der ersten Tagung des Lutherischen Weltkonvents vom Jahre 1923 in Eisen- 
ach. Die Tagung des Exekutivkomitees des LWB wurde aus diesem Grund in Eisenach 
abgehalten, was auch in anderer Hinsicht ein historisches Ereignis war, da es sich 
dabei um das erste LWB-Treffen in der DDR handelte. Allerdings hatten die Teil- 
nehmer auf dieser Zusammenkunft kaum Gelegenheit, sich in Ruhe der Leistungen 
der Vergangenheit zu erinnern. Dringende Fragen von unmittelbarer Bedeutung erfor- 
derten alle Aufmerksamkeit, auch wenn die Atmosphäre für offene Diskussionen nicht 
gerade günstig war, da staatliche Aufpasser immer mit zugegen waren. 


In den Gesprächen von Eisenach ging es vor allem um die Frage der Beziehungen des 
LWB zu Kirchen in Mittel- und Osteuropa, zu Kirchen also in marxistisch regierten 
Ländern. Daß der LWB die Tagung des Exekutivkomitees in diesem Gedenkjahr in der 
DDR abhielt, sollte seine Entschlossenheit zum Ausdruck bringen, die Beziehungen 
mit den Kirchen hinter dem Eisernen Vorhang zu vertiefen. 





Nicht nur dem LWB stellten sich diese Fragen. Ganz allgemein war die politische 
Atmosphäre Anfang der siebziger Jahre von einer Reorientierung der Ost-West- 
Beziehungen gekennzeichnet. Die „Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa“ (KSZE) erweckte Hoffnungen auf eine formelle Anerkennung des beidersei- 
tigen Willens, sich jedes militärischen Angriffs zu enthalten, Rüstungskontrolle zuzu- 
lassen und die Menschenrechte zu respektieren. Die neue Ostpolitik der westdeut- 
schen Regierung unter Willy Brandt war auch für die Kirchen eine Ermutigung zum 
konstruktiven Dialog. 


Im Kontext dieses „Tauwetters“ in der internationalen Politik hatten viele LWB-Leiter 
den Eindruck, daß die Zeit für eine Neubestimmung der Beziehungen mit Kirchen in 
marxistisch regierten Ländern gekommen sei. Dabei konnte man anknüpfen an frühe- 
re, in dieselbe Richtung weisende Bemühungen, wie sie Paul Hansen (1920-1992), 
Mitarbeiter des LWB zunächst im Weltdienst und dann in der Abteilung für kirchliche 
Zusammenarbeit, vertreten hatte (vgl. Kap. 3) Die Früchte seiner Arbeit, die weitge- 
hend im Verborgenen geschah, können heute deutlicher gesehen weden. Man fragte 
damals, ob nicht eine pragmatische Zusammenarbeit mit den Behörden in den sozia- 
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listischen Ländern das Leben der Kirchen, der Gemeinden, der Pfarrer und Pfar- 
rerinnen und der Kirchenleiter leichter machen würde. Wäre es nicht klug, eine vor- 
sichtige, aber offene Verhandlungspolitik aufzunehmen, ohne jedoch die Treue gegen- 
über der wahren Identität der universalen Kirche aufzugeben? 





Diese Neuorientierung in den Beziehungen zu den Kirchen in den sozialistischen 
Ländern stieß nicht überall im LWB auf Zustimmung. Die Befürworter einer solchen 
Politik setzten sich jedoch durch, darunter die Mehrheit der Vertreter aus den Kirchen 
der südlichen Halbkugel, die neue Generation von Kirchenführern aus Mittel- und 
Osteuropa und nicht zuletzt viele aus dem Westen, für die eine solche Strategie die 
Fortsetzung eines bereits in Evian eingesetzten Durchbruchs bedeutete. André Appel 
sprach von der Verpflichtung, sich der allgemeinen politischen Neuorientierung nicht 
zu entziehen, nannte aber auch seine Zweifel: 





„In kapil hen Gesellschaften ist, sofern sie liberal sind, eine Kritik des herrschen- 
den Systems — in der Regel — mög! Aber in Gesellschaften, wo der Staat alle 
Lebensbereiche und selbst die Kirche kontrolliert, gilt öffentliche Kritik als Gefahr für 
die Sicherheit des Landes. Daraus entsteht für internationale Organisationen, die an 
öffentliche Diskussion aller Probleme gewöhnt sind, ein reales Problem“ (Gedanken 
über Eisenach, Lutherische Rundschau 23, 1973, S. 446). 








In der sich anschließenden Diskussion wurden gewichtige Fragen aufgeworfen. 
Konnte man eine Politik der pragmatischen Kooperation vertreten, ohne die Interessen 
derer zu verraten, die sich in der Vergangenheit der kommunistischen Unterdrückung 
widersetzt hatten wie zum Beispiel Bischof Lajos Ordass aus Ungarn, der noch 1973 
unter Hausarrest stand? Konnte man mit Berechtigung das Prinzip der „unverletzli- 
chen“ Menschenrechte — der individuellen wie der kollektiven — befürworten, wenn 
die marxistischen Regierungen Druck ausübten, um jede offene Kritik ihrer Politik zu 
verhindern? 


Um sich ein klares Bild von dieser Sitzung des Exekutivkomitees im Jahre 1973 
machen zu können, ist es überdies wichtig, die Beziehungen zwischen Norden und 
Süden ebenso wie die zwischen Osten und Westen aufmerksam zu verfolgen. Die 
Debatte über die Erklärung „Verkündigung und menschliche Entwicklung“, die in 
Afrika begann, wurde bereits angesprochen. Es ist auch wichtig festzustellen, daß zu 
jener Zeit ein Aufschwung der Weltmissionsarbeit die Arbeit der Kommission für 
kirchliche Zusammenarbeit prägte. Das geschah unter Kirchenleitern wie Josiah 
Kibira aus Tansania, James Scherer aus den Vereinigten Staaten, Soritua Nababan aus 
Indonesien und Horst Becker aus Westdeutschland. Darüber hinaus sollte eine dem 
Exekutivkomitee in Eisenach durch Manas Buthelezi (*1935) aus Südafrika vorge- 
legte Erklärung zur Sprache kommen, In Eisenach galt Buthelezi, ein Vertreter der 
Studienkommission, als Sprecher für die afrikanischen Kirchen, 






Buthelezi bezog sich in seiner Stellungnahme ausdrücklich auf die seit 1947 im Welt- 
bund geltende theologische Tradition und brachte seine Zweifel zum Ausdruck, ob 
diese Tradition es dem LWB gestatten würde, seine neuen weltweiten Aufgaben wahr- 
zunehmen. Buthelezi argumentierte mit deutlichen Worten: 
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ch denke, daß es für Leute, die um dieses (traditionelle) theologische Profil besorgt 
sind, wichtig ist, anzuerkennen, daß dies alles gar nicht so einfach ist. Reicht es wirk- 
lich, ein paar Theologen — deutsche Theologen, amerikanische Theologen, skandinavi- 
sche Theologen — auszuwählen, die im Theologisieren sicher anspruchsvoller sind als 
Leute aus Asien und Afrika, und dann zu sagen: nun haben wir unsere Arbeit wirklich 
ernsthaft getan? Was nun, wenn ich sage, daß meine Glaubensprobleme ebenso wichtig 
sind? Es kann sein, daß wir keine lange Erfahrung im Theologisieren haben, aber ich 
meine, daß auch wir Mitglieder des LWB sind. Wie wird der LWB unsere Anliegen be- 
antworten?“ (Protokoll, Tagung des Exekutivkomitees, Eisenach, DDR, 1973, Anlage 
G.2, Anhang 5, S. 3). 











Die in Buthelezis Votum zum Ausdruck kommende Forderung der südlichen Kirchen 
traf auf deutlichen Widerstand. Das hatte zum Teil damit zu tun, daß seine Forderun- 
gen mit der Arbeit der Studienabteilung und ihren umstrittenen Projekten in Verbin- 
dung gebracht wurden. Obwohl bekanntlich die Projekte der Abteilung keineswegs 
ausschließlich auf die Nord-Süd-Perspektive beschränkt waren, rief doch die bloße 
Assoziation Widerstand hervor. 





In diesem Zusammenhang wurde vom Exekutivkomitee in Eisenach ein Ad-hoc- 
Ausschuß gebildet, der sich mit dem Spektrum der von der Studienabteilung aufge- 
worfenen Fragen beschäftigen sollte. Diese Gruppe stellte sich unzweideutig hinter 
die zahlreichen Innovationen der Abteilung. Doch wies sie darauf hin, daß die Stu- 
dienabteilung einen Widerstand hervorgerufen habe, der nicht nur unnötig, sondern 
auch untragbar sei. Dieser Widerstand komme nicht nur vom Genfer Sekretariat, son- 
dern auch von außen. 





DAS VIERTE JAHRZEHNT 


Status Confessionis 


Von der Fünften Vollversammlung in Evian 1970 bis zur Sechsten Vollversammlung 
in Daressalam 1977 verliefen die Entwicklungen gleichmäßig. In der vierten Dekade 
stand an erster Stelle die Diskussion über den „Status confessionis“ als Reaktion auf 
die Rassentrennung in Gesellschaft und Kirche in Südafrika und Namibia. 





Der Zusammenhang zwischen Fragen zu Südafrika, die bereits früher gestellt worden 
waren, und dem in den siebziger Jahren vor der Sechsten Vollversammlung eingelei- 
teten Vorgehen bildeten den Hintergrund. Grundlegende Menschenrechtsverletzun- 
gen, wie sie in der von der südafrikanischen Regierung verordneten Politik der Ras- 
sentrennung vorkamen, führten dazu, daß der LWB und die anderen ökumenischen 
Organisationen einschließlich des Ökumenischen Rates der Kirchen das Thema 
Apartheid auf die Tagesordnung setzten. Der Kampf gegen den Rassismus steht, so 
kann man sagen, im Zentrum der sozialethischen Fragen, die die Entwicklung des 
Weltbundes nach 1970 prägten. 


Es wäre aber irreführend anzunehmen, das wachsende Interesse des Weltbundes für 
Sozialethik sei ein Ausdruck dessen, daß der LWB politische Strategien ohne Bezug- 
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nahme auf die klassischen christlichen Glaubenssätze bzw. auf die Konsequenzen der 
Unterscheidung zwischen Gesetz und Evangelium ausgearbeitet hätte. Seit der Voll- 
versammlung des ÖRK in Uppsala 1968, die oft als Vollversammlung des ethischen 
Überschwangs und des ekklesiologisch-theologischen Defizits bezeichnet wurde, 
wurde diese Kritik an der ganzen ökumenischen Bewegung geübt. 





Was den LWB in den siebziger Jahren betrifft, so dürfen solche kritischen Beschrei- 
bungen nicht leichtfertig von der Hand gewiesen werden. Gleichwohl muß daran fest- 
gehalten werden, daß es genau die Verbindung zwischen ekklesiologischer Neuorien- 
tierung und der Anwendung von grundsätzlichen ethischen Normen war, die zu dem 
1977 in Daressalam angenommenen Beschluß führte: 





„Wenn wir hier als Mitgliedskirchen des LWB unter dem Thema ‚In Christus — eine neue 
Gemeinschaft‘ zusammen sind, wissen wir uns solidarisch mit allen, die sich um die 
Menschlichkeit sorgen. Der Lutherische Weltbund sollte seinen Mitgliedskirchen vor- 
schlagen, daß sie in ihrem eigenen Bereich die rechtliche Fassung, die die Menschen- 
rechte in ihrer eigenen nationalen Gesetzgebung gefunden haben, mit den Menschen- 
rechtskonventionen vergleichen und darüber berichten. Besonders ermutigen wir unsere 
Mitgliedskirchen, die von der Sorge Gottes für den Menschen gewiesenen Wege in 
Gehorsam zu gehen“ (Daressalam, S. 210). 








Zu Südafrika äußerte sich die Sechste Vollversammlung ähnlich: 


„Unter normalen Umständen können Christen in politischen Fragen verschiedener Mei- 
nung sein. Jedoch können politische und gesellschaftliche Systeme pervertieren und 
unterdrückend werden, so daß es mit dem Bekenntnis übereinstimmt, sich gegen sie zu 
stellen und für Veränderung zu arbeiten. Wir appellieren besonders an unsere weißen 
Mitgliedskirchen im Südlichen Afrika, zu erkennen, daß die Situation im südlichen 
Afrika einen Status Confessionis darstellt. Das bedeutet, daß Kirchen auf der Basis des 
Glaubens und, um die Einheit der Kirche zu manifestieren, öffentlich und unzweideutig 
das bestehende Apartheid-System ablehnen“ (ebd., S. 212). 


Zum Problem der konfessionellen Integrität wird ausgeführt: 





„Die Zustimmung zu einem Bekenntnis ist mehr als die formale Anerkennung einer 
Lehre. Kirchen, die die Bekenntnisse der Kirche unterschrieben haben, verpflichten sich 
damit, durch ihr tägliches Zeugnis und ihren täglichen Dienst zu bekunden, daß das 
Evangelium sie ermächtigt hat, als Gottes Volk zu leben. Sie verpflichten sich auch dazu, 
in ihrem Gottesdienst und am Tisch des Herrn die Brüder und Schwestern anzunehmen, 
die zu anderen Kirchen gehören, die dasselbe Bekenntnis akzeptieren. Die Zustimmung 
zu einem Bekenntnis sollte zu konkreten Erweisen der Einheit im Gottesdienst und in 
der Zusammenarbeit an den gemeinsamen Aufgaben der Kirchen führen“ (ebd.). 


Die Diskussion über den „Status Confessionis“ in Daressalam führte sieben Jahre 
später zu einem schicksalshaften Beschluß der Siebenten Vollversammlung im Jahre 
1984. In der in Budapest angenommenen „Erklärung über südliches Afrika: Konfes- 
sionelle Integrität“ heißt e 








„Die Siebente Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes nahm ausführliche Be- 

richte über die Situation im südlichen Afrika zur Kenntnis und 

1. BEKRÄFTIGT die Resolution der Sechsten Vollversammlung (Daressalam 1977) 
über ‚Südliches Afrika: Konfessionelle Integrität‘. 

2. RUFT ihre weißen Mitgliedskirchen im südlichen Afrika, die Evangelisch-Luthe- 
rische Kirche im Südlichen Afrika (Kapkirche) und die Deutsche Evangelisch-Luthe- 
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rische Kirche in Südwestafrika/Namibia NACHDRÜCKLICH UND DRINGLICH 
AUF, das Apartheidsystem (getrennte Entwicklung) öffentlich und unzweideutig 
abzulehnen und die aus rassischen Gründen bestehende Spaltung der Kirche zu be- 
enden. 

3. Kommt mit Bedauern zum dem Schluß, daß dieses Ziel noch nicht zufriedenstellend 
erreicht worden ist, und STELLT FEST, daß sich diese Kirchen praktisch aus der 
Bekenntnisgemeinschaft zurückgezogen haben, die die Grundlage der Mitglied- 
schaft im Lutherischen Weltbund bildet. Die Vollversammlung sieht sich deshalb ge- 
zwungen, DIE MITGLIEDSCHAFT der vorstehend genannten Kirchen RUHEN 
ZU LASSEN. Diese Maßnahme soll diesen Kirchen helfen, zu einem klaren Zeugnis 
hinsichtlich der Politik der Apartheid (getrennte Entwicklung) zu gelangen und sich 
auf sichtbare Gemeinschaft der lutherischen Kirchen im südlichen Afrika zuzubewe- 
gen“ (Budapest 1984, S. 187-188). 





1991 setzte der Rat des LWB nach einem langen Prozeß pastoraler Begleitung und 
nach der Feststellung vollzogener Veränderungen im Leben der zwei Kirchen die 
Mitgliedschaft dieser Kirchen wieder in Kraft. 


Fragen des Verhältnisses Nord-Süd und Ost-West 


Die Debatte über den „Status Confessionis“ war für die Mitgliedskirchen des LWB im 
Süden bei ihrem Kampf gegen Rassentrennung ein Symbol der Einheit. Dieser Kampf 
wurde für die Kirchen zum Prüfstein für die Glaubwürdigkeit internationaler lutheri- 
scher Solidarität jenseits der von Rasse und ethnischer Zugehörigkeit gesetzten Gren- 
zen. Die Mitgliedskirchen aus dem Norden waren in dieser Frage jedoch nicht einig. 
Zwar versuchte man nicht, die Frage zu ignorieren, doch bestand keine Überein- 
stimmung über die Anwendung von Sanktionen gegen Südafrika. Rückblickend könn- 
te man es als ein Merkmal dieses Jahrzehnts bezeichnen, daß die Kirchen des Südens 
entschlossen zur Solidarität waren, während sich die Kirchen des Nordens ausein- 
anderbewegten. 


Zur gleichen Zeit lassen sich Anzeichen beobachten, daß sich die Leiter der Kirchen 
des Südens und die aus Mittel- und Osteuropa aufeinander zubewegten. Allein die 
Tatsache, daß es möglich war, Bischof Joshia Kibira aus Tanzania und Bischof Zoltän 
Káldy aus Ungarn — beide waren Wortführer ihrer jeweiligen Region — nacheinander 
zu Präsidenten des LWB zu wählen, spricht dafür eine deutliche Sprache. 


Wenn man alle genannten Gesichtspunkte zusammennimmt und gewichtet, so fällt 
auf, daß die beiden Vollversammlungen dieses Jahrzehnts, 1977 in Daressalam und 
1984 in Budapest, den Eindruck einer vor allem auf nichttheologischen Faktoren beru- 
henden Kontroverse erweckten. Es lag am Zeitgeist, daß das Bewußtsein des verbin- 
denden lutherischen Erbes nicht mehr die Dynamik besaß, die gemeinsamen 
Verpflichtungen gegenüber der Gegenwart ebenso wie die unterschiedlichen 
Interessen zu bestimmen. 


Kommunikation 


1977 trat die wachsende Uneinigkeit unter den LWB-Mitgliedskirchen besonders 
deutlich in Erscheinung, als der Beschluß gefaßt wurde, die Vierteljahrschrift des 
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LWB „Lutherische Rundschau/Lutheran World“ einzustellen. Bis 1977 war diese 
Zeitschrift ein Diskussionsforum für die Mitgliedskirchen über alle möglichen Fra- 
gen, die im Zusammenhang mit dem Leben des Weltbundes standen, gewesen. Es gab 
natürlich bestimmte Gründe für die Einstellung dieses Organs, etwa die Absicht, die 
Kommunikation im Weltbund breiter auszurichten. Außer Frage steht jedoch, daß mit 
der Zeitschrift „Lutherische Rundschau/Lutheran World“ ein wichtiges Forum für 
theologische Überlegungen weggefallen und ein vergleichbares Organ nicht an seine 
Stelle getreten ist. 


Schon vor der Nationalisierung von „Radio Stimme des Evangeliums“ (RVOG) durch 
die äthiopische Regierung im Jahre 1977 hatte der LWB sein Kommunikationspro- 
gramm überprüft. Das Ergebnis war 1975 die Gründung eines Kommunikationsaus- 
schusses und eines ihm zugeordneten Büros innerhalb des Generalsekretariats. 1980 
entstanden eine unabhängige Kommission und Abteilung für Kommunikation. Es ist 
aber bemerkenswert, daß die Wurzeln für die Kommunikationsarbeit des Weltbundes 
weiter zurückreichen: bereits vor Gründung des LWB erschien seit März 1946 auf 
Anregung von Sylvester Michelfelder ein Informationsblatt mit dem Titel „News 
Bulletin/Lutheran World Convention“, 





Die 1980 gebildete Abteilung hatte unterschiedliche Aufgaben. Mit dem neugegrün- 
deten Organ „Lutherische Welt-Information/Lutheran World Information“ wurden 
Nachrichten und Mitteilungen aus der ganzen Welt herausgegeben. Die Beratung in 
Kommunikationsfragen kam zahlreichen Projekten in LWB-Mitgliedskirchen vor 
allem in der Zweidrittelwelt zugute. Dazu kamen Publikationen, Öffentlichkeitsarbeit 
und Studien zum Themenbereich Kommunikation. Die Pflege von Beziehungen zu 
ökumenischen und nicht-kirchlichen Medien zählten ebenfalls zum Aufgabenbereich 
der Abteilung. Zu nennen ist außerdem die Unterstützung von regionalen Kommuni- 
kationsorganen der lutherischen Kirchen. Der Informationsdienst lutherischer Min- 
derheitskirchen in Europa (IDL), zuerst in Budapest, dann in Wien angesiedelt, war zu 
einer Zeit, als nur wenig Kommunikation unter den Kirchen in Mittel- und Osteuropa 
möglich war, ein wichtiger Nachrichtendienst. Auch in Lateinamerika, Asien und 
Afrika wurden Kommunikationsorgane unterstützt. 


Daß Kommunikationsarbeit auch eine ökumenische Dimension hat, zeigt sich an 
der Tatsache, daß der LWB zusammen mit anderen ökumenischen Gruppierungen, vor 
allem dem Ökumenischen Rat der Kirchen, bei der Gründung von Ecumenical News 
International (Ökumenische Nachrichten International) mitgewirkt hat. Seit dem Er- 
scheinen von ENI können sich die Lutherische Welt-Information/Lutheran World 
Information auf Nachrichten und Informationen aus den lutherischen Kirchen konzen- 
trieren, 


Auch nach der Umstrukturierung des Weltbundes im Jahre 1990 wurde die Arbeit wei- 
tergeführt. Allerdings wurde die Kommunikationsberatung, also die Unterstützung 
von Projekten in Mitgliedskirchen, ebenso wie die Kommunikationsforschung in die 
neugegründete „Abteilung für Mission und Entwicklung“ verlegt. Die anderen 
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Aspekte der Arbeit werden weiterhin im Büro für Kommunikationsdienste, das im 
Generalsekretariat angesiedelt ist, wahrgenommen. 


Ökumenischer Fortschritt 


Während die theologische Arbeit als eine spezifische Aufgabe des Weltbundes in die- 
sem Jahrzehnt hinter den oben geschilderten sozialen und politischen Herausforderun- 
gen zurücktraten, blieben sie doch im Rahmen der ökumenischen Arbeit des LWB ein 
wichtiger Faktor. 


Zwei wichtige Ereignisse geschichtlichen Gedenkens sind hervorzuheben: zum einen 
der 450. Jahrestag des Augsburgischen Bekenntnisses im Jahre 1980 und zum anderen 
die 500. Wiederkehr von Martin Luthers Geburstag im Jahre 1983. In beiden Fällen 
wurden auf Weltebene Initiativen ergriffen, die die lutherische und die römisch-katho- 
lische Kirche einander näher bringen sollten. Auf der Sechsten Vollversammlung von 
Daressalam im Jahre 1977 begrüßte der LWB „Bemühungen, die eine römisch-katho- 
lische Anerkennung der Confessio Augustana zum Ziel haben“, und brachte die 
„Bereitschaft des LWB zum Ausdruck, mit der römisch-katholischen Kirche in einen 
Dialog über diese Frage einzutreten“ (Daressalam, 1977, S. 206). Auf der Vollver- 
sammlung in Budapest wurde daran erinnert, daß „einige Stimmen ... sogar von einer 
eventuellen Anerkennung des Bekenntnisses durch die römisch-katholische Kirche 
[sprachen]. Wenn es auch nicht zu einer offiziellen Anerkennung kam, so war es doch 
ein Jahr, in dem römische Katholiken und Lutheraner auf vielen verschiedenen 
Ebenen sich gemeinsam mit diesem wichtigen christlichen Bekenntnis befaßten“ 
(Bericht des Generalsekretärs, Von Daressalam nach Budapest 1977-1984, LWB- 
Report 17/18, April 1984, S. 72). 








Darüber hinaus ist es der Erwähnung wert, daß sich im Gedenkjahr 1983 eine Reihe 
von Konsultationen und Konferenzen mit Leben und Werk Martin Luthers als 
Anregung für eine Erneuerung der Theologie und des kirchlichen Lebens befaßten. 
Meistens fanden diese Veranstaltungen jedoch unter Bedingungen statt, in denen zwi- 
schen der theologischen Forschung und den Fragen der Gemeinde nur wenig 
Verbindung bestand. Die Veranstaltungen im Geburtsjahr des Reformators bewirkten 
gleichwohl, daß der kirchliche Umgang mit zentralen theologischen und kirchlichen 
Anliegen neue Anstöße erhielt. 


In diesem Zusammenhang verdient auch Erwähnung, daß der Dialog zwischen luthe- 
rischen Christen und Juden ein weiterer Bereich war, in dem beträchtlicher Fortschritt 
erreicht wurde. Von großer Bedeutung war es, daß Gerhart M. Riegner, der General- 
sekretär i.R. des Jüdischen Weltkongresses und einer der beiden Vorsitzenden des 
Internationalen Jüdischen Ausschusses für Interreligiöse Konsultationen, auf der 
Vollversammlung von Budapest einen der Hauptvorträge hielt. Es war das erste Mal, 
daß ein Vertreter des jüdischen Volkes offiziell bei einer Zusammenkunft der luthe- 
tischen Christen das Wort ergriff (vgl. S. 352ff.; LWB-Report, Budapest 1984, 
S. 271ff.). 
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DIE FÜNFTE DEKADE 


War die vierte Dekade in der Geschichte des Lutherischen Weltbundes von der Aus- 
einandersetzung um das Problem des Status Confessionis geprägt, so stand im fünften 
Jahrzehnt die Diskussion über das Selbstverständnis des Weltbundes als einer Ge- 
meinschaft von Kirchen im Vordergrund. Sie spielte bei der Vorbereitung und der 
Durchführung der auf der Achten Vollversammlung in Curitiba 1990 gebilligten Um- 
strukturierung eine wichtige Rolle. Die damit in Verbindung stehenden Aspekte wer- 
den ausführlich im 6. Kapitel, in dem das Problem der Identität des Weltbundes zur 
Sprache kommt, sowie im Beitrag über die Vollversammlung in Curitiba, behandelt. 
In diesem Kapitel wollen wir darum nur kurz die Debatte über das Wesen des LWB 
und die Auswirkungen der Umstrukturierung von 1990 zusammenfassen. 


Die auf der LWB-Vollversammlung im Jahre 1990 getroffenen und später vom Rat 
gebilligten Beschlüsse müssen als Teil einer geschichtlichen Entwicklung gesehen 
werden, auch wenn Kritiker darin eine Abweichung vom traditionellen Verständnis 
des Weltbundes zu erkennen glauben. Die Entwicklung des LWB von der Vollver- 
sammlung in Evian 1970 bis zur Vollversammlung in Curitiba 1990 und nachher ent- 
behrt jedoch nicht einer inneren Logik. Diese Kontinuität läßt sich an fünf Faktoren 
veranschaulichen. Sie zeigen, warum und in welcher Weise sich das Miteinander der 
lutherischen Kirchen der Welt „vom Weltbund zur Gemeinschaft“ hin verändert hat. 


1. Seit Evian handelte der Weltbund als Koinonia oder Communio. Entscheidungen 
wie das Ruhenlassen der Mitgliedschaft der zwei weißen Kirchen im südlichen Afrika 
„sind ein eindeutiges Zeugnis für eine Solidarität zwischen Kirchen, die im Interesse 
des Aufbaus der Gemeinschaft selbst eine so schwerwiegende disziplinarische 
Maßnahme zuläßt“ (Bericht des Exekutivkomitees zur LWB-Umstrukturierung, Pro- 
tokoll, Tagung des LWB-Exekutivkomitees, August 1989, Anlage 17, Abs. 7). Dort 
heißt es weiter: „Diese im LWB zu findenden Bekundungen des sich entwickelnden 
Gemeinschaftsgefühls (koinonia) ... könnten noch erweitert werden durch Hinweise 
auf weitere bestehende Praktiken, wie z. B. gemeinsame Erklärungen im Namen aller 
Mitgliedskirchen zu Fragen kirchlichen und öffentlichen Interesses, Vertretung des 
Luthertums bei internationalen ökumenischen Dialogen durch den Weltbund usw. Zu- 
sammengenommen legen solche Elemente in der Geschichte und im Handeln des 
LWB Zeugnis ab von einer Gemeinschaft (koinonia), die jetzt im Bewußtsein ihrer 
selbst weiter wachsen muß, wie dieses im LWB zum Ausdruck gebracht werden könn- 
te“ (ebd., Abs. 8). 


2. Der legitime Wunsch der Kirchen von der südlichen Halbkugel nach mehr Einfluß 
im Entscheidungsprozeß des Weltbundes wies den Weg für ein neues Verständnis der 
grundlegenden Beziehungen zwischen allen Mitgliedskirchen. Argumente gegen die- 
sen Wunsch, die entweder auf die Tradition oder auf finanzielle Gesichtspunkte ver- 
wiesen, traten zurück hinter Argumenten, in denen sich die veränderten gesellschaft- 
lichen Verhältnisse sowie neue ekklesiologische Grundüberzeugungen widerspiegel- 
ten. Der Anspruch einer gleichwertigen und gerechten Repräsentation auf allen 


80 




















Teilnehmende an der LWB-Konsultation für kirchliche Führungskräfte mit dem Rat des LWB 
und dem Stab, Juni 1994 in Gent, 


Ebenen des Weltbundes hat dazu geführt, daß fortan auf ein regionales Gleichgewicht 
und auf die gerechte Vertretung von Frauen und Jugendlichen geachtet wurde (vgl. 
Kap. 8). 


3. Seit Evian befindet sich der Weltbund auf der Suche nach einem Gleichgewicht 
zwischen lehrmäßiger Identität auf der einen und Engagement für Gerechtigkeit, 
Frieden und Menschenrechte auf der anderen Seite. In Budapest und Curitiba war 
diese Suche der Hauptfaktor bei den neuen Formulierungen des Selbstverständnisses 
des LWB, der Annahme einer neuen Verfassung und der Ausarbeitung von Strategien 
für die Programmausschüsse und die Abteilungen. Unter anderem war der Begriff der 
Communio ein Schlüssel zu einer solchen Balance zwischen Fragen des Glaubens und 
der Ekklesiologie einerseits und der Verpflichtung zu Zeugnis und Mission anderer- 
Darüber hinaus hat er zu einem — wenn auch nicht dem einzig möglichen — 
Verständnis neuer Entwicklungen hinsichtlich Struktur und Verwaltung geführt. 








4. Der wachsenden ökumenischen Verpflichtung des LWB — vor allem in der bilate- 
ralen Arbeit, aber auch im Beitrag zur weltweiten konziliaren Bewegung — kommt der 
Begriff der Communio sehr entgegen. Tatsächlich ist die „Communio-Ekklesiologie“ 
ein Hauptthema bei allen ökumenischen Begegnungen gegen Ende des zwanzigsten 
Jahrhunderts, und der LWB hat auf vielen dieser Begegnungen eine wichtige Rolle 
gespielt. Nach der neuen Verfassung kann der Weltbund in ökumenischen Fragen zu- 
nehmend im Namen seiner Mitgliedskirchen sprechen. Außerdem ist in der Ver- 
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fassung eine Lehrgrundlage festgeschrieben, die zwischen konfessioneller Identität 
und ökumenischer Gemeinschaft ein ausgewogenes Gleichgewicht herstellt, indem 
sie beide als wesentlich für das richtige Verständnis der weltweiten Gemeinschaft der 
im Weltbund zusammengeschlossenen lutherischen Kirchen versteht. 


5. Schließlich wird auch die Rolle des Genfer Sekretariats durch den Begriff Com- 
munio deutlicher. Auf der einen Seite wird das Miteinander zwischen Mitglieds- 
kirchen und Sekretariat im Entscheidungsprozeß und in der praktischen Arbeit deut- 
lich zum Ausdruck gebracht. Auf der anderen Seite haben die traditionellen Arbeits- 
felder wie Dienst, Mission, Theologie, Ökumene, Kommunikation sowie Internatio- 
nale Angelegenheiten und Menschenrechte die Möglichkeit, sich dem sich verändern- 
den Kontext anzupassen. 





Als auf der Tagung des LWB-Exekutivkomitees in Viborg (Dänemark) im Jahre 1987 
ein Strukturausschuß mit Bischof James Crumley (* 1925) aus den Vereinigten Staa- 
ten als Vorsitzendem eingesetzt wurde, war deutlich, daß sich seine Arbeit nach 
Beschlüssen des LWB auf den letzten Vollversammlungen richten sollte. So waren die 
Beschlüsse zu Status Confessionis, Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft und zum 
Selbstverständnis des Weltbundes direkt oder indirekt für die Umstrukturierung rich- 
tungweisend: 


„Umstrukturierung sollte somit im Rahmen von Leben und Arbeit des ganzen Welt- 
bundes stattfinden. Es mußten Wege gefunden werden, um den Mitgliedskirchen zu hel- 
fen, ihre Beziehung als Gemeinschaft in Mission und Dienst zum Ausdruck zu bringen. 
Es reicht nicht aus, eine neue Genfer Struktur zu schaffen; wenn der Bedarf befriedigt 
werden soll, ist eine eingehende Umstrukturierung des LWB erforderlich. Das Genfer 
Sekretariat muß natürlich ein wichtiger Bestandteil des Umstrukturierungsprozesses 
sein, da es das von den Kirchen zur Koordination und gegenseitigen Hilfe geschaffene 
Werkzeug ist. 


Weitere Gründe für eine Umstrukturierung des LWB sind: das Erfordernis nach stär- 
kerer Integration der Abteilungen, der Wunsch, das Sekretariat zu einem wirksameren 
Instrument zu machen, sowie finanzielle Zwänge, die eine Beschneidung des LWB- 
Haushalts erfordern“ (Von Budapest nach Curitiba, 1985-1989, LWB-Report 27, 
November 1989, S. 43-44). 


Die 1990 angenommene LWB-Verfassung erscheint als Anhang zu diesem Band. Ein 
Bericht über die Verhandlungen, die zu der Neuformulierung führten, ist im Beitrag 
über die Vollversammlung von Curitiba (Handbuch, Vollversammlung von Curitiba) 
zu finden. Hier sollen darum nur die weitreichenden Implikationen dieses Beschlus- 
ses, der unter der starken, oft aber auch umstrittenen Leitung des damaligen General- 
sekretärs Gunnar Stålsett aus der Norwegischen Kirche (vgl. S. 4521f.) zustande kam, 
angesprochen werden. 





Die Implikationen der Communio werden am deutlichsten in der Struktur und den 
Verfahrensweisen des LWB-Rates. Die Mitglieder des Rates, des nunmehr höchsten 
Entscheidungsorgans des Weltbundes zwischen zwei Vollversammlungen, sind 
gleichmäßig auf Mitgliedskirchen im Süden und im Norden verteilt. Das leitet sich aus 
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der ekklesiologischen Überzeugung ab, daß die Kirchen gleich sind und darum 
geschichtliche, numerische und finanzielle Kriterien nicht den Ausschlag geben dür- 
fen. Folgerichtig entwickelt die Verfassung des LWB vom Jahre 1990 auch ein neues 
Verständnis von Autorität in der weltweiten Gemeinschaft: 


„Autorität in der gesamten Gemeinschaft des LWB muß soweit wie möglich geteilt wer- 
den. Autorität setzt voraus, daß Verantwortung an spezifischen Orten und bei dazu be- 
stimmten Personen oder Gruppen angesiedelt ist und daß diejenigen, denen diese Ver- 
antwortung übertragen wurde, für die Durchführung ihrer Aufgaben rechenschafts- 
pflichtig sind.“ (Bericht des Exekutivkomitees zur LWB-Umstrukturierung, Protokoll, 
Tagung des LWB Exekutivkomitees, August 1989, Anlage 17, Abs. 21). 


Eine weitere wichtige Folge der Umstrukturierung besteht in der Konstituierung von 
Programmausschüssen anstelle der früheren Kommissionen. In der früheren LWB- 
Struktur arbeiteten die Kommissionen unabhängig vom Exekutivkomitee. So war die 
Programmplanung im LWB von den Grundsatzentscheidungen im Weltbund getrennt. 
Jetzt gehören den Programmausschüssen nur Personen an, die von der Vollversamm- 
lung in den LWB-Rat gewählt wurden, sowie solche, die aufgrund ihres Fachwissens 
ernannt worden sind. Dahinter steht das Anliegen, in Grundsatz- und Programmfragen 
einen einheitlichen Ansatz zu gewährleisten. 


Das Generalsekretariat in Genf, die Verwaltung des Weltbundes und seiner Tätig- 
keiten, ist aus finanziellen Gründen in der neuen Struktur kleiner geworden. Die auf- 
fallendste und umstrittenste Neuerung war die Bildung der „Abteilung für Mission 
und Entwicklung“, in der die Tätigkeiten der früheren Abteilung für kirchliche Zusam- 
menarbeit, Elemente der Abteilung Weltdienst (des Gemeinschaftsbezogenen Ent- 
wicklungsdienstes), der Studienabteilung (Frauen-, Jugend- und Ausbildungsrefe- 
rate) sowie der Abteilung für Kommunikation (Kommunikationsberatung) verbunden 
wurden. 


Es darf an dieser Stelle nicht verschwiegen werden, daß die Debatte, die auf der Voll- 
versammlung in Curitiba zur Umstrukturierung führte, oft schmerzlich und bitter war. 
Der Beschluß wurde mit einer äußerst knappen Mehrheit angenommen, und es 
brauchte viel Zeit, bis Verletzungen geheilt und Gräben wieder zugeschüttet waren. 
Noch nie in seiner Geschichte hatte sich der Lutherische Weltbund mit einer Frage 
auseinandergesetzt, die ihn in vergleichbarer Weise gespalten hatte — durchaus eine 
bittere Ironie, da es ja auf dem Papier um die Frage der Einheit, um Communio, ging. 
Die Ironie der Geschichte wird noch deutlicher, wenn wir uns daran erinnern, daß 
1947 die erste Verfassung des LWB einstimmig und 1969/70 die Strukturveränderung 
mit breiter Zustimmung angenommen wurde. 


Hier sollen noch weitere Ambivalenzen zur Sprache kommen. Mit der Umstruktu- 
rierung wird in allen LWB-Entscheidungsgremien ein demokratisches Gleichgewicht 
zwischen Regionen, den Geschlechtern, der ethnischen Zugehörigkeit und der Rasse 
festgeschrieben. Das Ziel der Inklusivität in bezug auf Geschlecht, Laienstatus, 
Jugend, Personen mit Behinderungen wird deutlich hervorgehoben und ist ja auch zu 
loben (vgl. Kap. 8). Dennoch wird immer wieder die Frage gestellt, ob in dem neu- 
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strukturierten LWB genügend Fachkompetenz und Erfahrung als Kriterien bei der 
Beteiligung am Entscheidungsprozeß und im Stab vorhanden sind. Schließlich ist 
nach wie vor offen, ob das Konzept der Communio tatsächlich eine einflußreiche 
ekklesiologische Realität wird oder ob es nur als Argument für administrative Rege- 
lungen dient. 


DIE VIER SÄULEN 


Am Schluß dieser Übersicht über fünf Jahrzehnte der Geschichte des LWB soll noch 
einmal an die „vier Säulen“ erinnert werden, auf denen die Gründung und spätere 
Entwicklung des Weltbundes ruhen: Hilfe für Menschen in Not, gemeinsames Han- 
deln in der M n, gemeinsame Studien in der Theologie und eine gemeinsame 
Antwort auf die ökumenische Herausforderung. Unsere Übersicht hat gezeigt, daß 
sich im Verlauf der fünf Jahrzehnte die vier Säulen in mehrfacher Hinsicht verändert 
haben. Die folgenden Kapitel, in denen die sich aus den „vier Säulen“ ergebenden 
Themen - Dienst, Mission, Theologie, Ekklesiologie, Ökumene, Inklusivität, Inter- 
nationale Angelegenheiten und Menschenrechte - zur Sprache kommen, werden zei- 
gen, daß Veränderung eine dynamische Entwicklung ist, in der sowohl Kontinuität als 
auch Diskontinuität zum Ausdruck kommen, Ist die ursprüngliche Glaubensvision 
verblaßt? Ist das Leben des LWB vom Streben nach Einheit oder von der Gefahr der 
Zersplitterung geprägt? Welche Auswirkungen hatte die Spezialisierung auf der einen 
und die globale Verantwortung auf der anderen Seite? 





Am deutlichsten veränderte sich im Laufe dieser fünfzig Jahre die Rolle der Theo- 
logie. Auch in bezug auf Dienst, Mission und Ökumene mußten Anpassungen an den 
sich wandelnden Kontext vorgenommen werden. Doch wird sich zeigen, daß diese 
drei Themen immer noch deutlich erkennbar sind. Die Theologie aber ist von den 
Stürmen der fünfzig Jahre am meisten erschüttert worden. Sicher gibt es viele Gründe 
für diesen spektakulären Wandel, der einer Reduktion gleichkommt. Diese Gründe lie- 
gen in den veränderten Erwartungen des Weltbundes hinsichtlich theologischer Stu- 
dien und Forschung. Sie hängen zusammen mit dem Rückgang des Interesses an der 
„traditionellen Theologie“, wie sie über Generationen in den Kirchen des Westens und 
Nordens vorherrschte. Möglicherweise sind im Lutherischen Weltbund die Anregun- 
gen der Dogmatik, die lutherische Theologie zum Selbstverständnis des LWB und zu 
einer klaren Vision von Mission beigesteuert hat, verloren gegangen. Um so mehr 
braucht der LWB, wenn er seine Zukunft als eine Bewegung „vom Weltbund zur Ge- 
meinschaft“ im Lichte der Geschichte und einer sich wandelnden Welt bedenkt, das 
theologische Gespräch über Glaube, Identität und Mission. 


Jens Holger Schjorring 
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3. KAPITEL 


Wir wollen einander helfen: 
Dienst im LWB 


„Wir wollen einander helfen“, mit diesen Worten begann John Morehead aus den 
Vereinigten Staaten 1923 seine Eröffnungsansprache auf der Fünften Vollversamm- 
lung des Lutherischen Weltkonvents in Eisenach (Deutschland). Es besteht kein 
Zweifel, daß im ersten Stadium der lutherischen Zusammenarbeit im zwanzigsten 
Jahrhundert diese Zusammenarbeit vor allem die Opfer des Ersten Weltkriegs im Auge 
hatte. 





Nach Ende des Zweiten Weltkriegs wiederholte sich die Szene. Auch jetzt ergriffen 
wieder Lutheraner aus Nordamerika die Initiative. Sie baten Sylvester Michelfelder, 
das Ausmaß der Bedürfnisse in Europa abzuschätzen und denen zu Hilfe zu kommen, 
die der Krieg in eine Notsituation gebracht hatte (vgl. 1. Kap. und S. 428f.). Keine 
Darstellung der Geschichte des Lutherischen Weltbundes darf die wesentliche Rolle 
des Dienstes und der Diakonie am Anfang und im Lauf dieser Geschichte außer acht 
lassen. 


Diese Pionierarbeit nach dem Zweiten Weltkrieg war der Beginn umfangreicher dia- 
konischer Programme, die den Kern des Lebens und der Arbeit des LWB bildeten. 
Ohne konkrete Programme, ohne gegenseitige Hilfe und ohne die Verankerung ver- 
bindlicher Verpflichtungen wären die ersten Versuche internationaler Zusammen- 
arbeit unter Lutheranern im Ozean des Idealismus untergegangen. Der Impuls kam aus 
Nordamerika, wurde aber von den Kirchen in Europa aufgenommen. Der „tätige 
Glaube“ führte also zu ersten Schritten auf dem Weg zu einer weltweiten lutherischen 
Gemeinschaft, In den fünfzig Jahren seines Bestehens hat der Weltbund eine bemer- 
kenswerte Anzahl von Hilfs- und Dienstprojekten durchgeführt, die auf das Elend des 
zwanzigsten Jahrhunderts ein helles Licht werfen. 


Der folgende Bericht ist notgedrungen selektiv. Wie wir sehen werden, lassen sich 
auch kritische Urteile und kontroverse Fragen nicht vermeiden, die noch nicht 
endgültig und vielleicht sogar einseitig sind, die aber doch nicht ausgelassen werden 
dürfen. 


In der Geschichte des Dienstes im LWB lassen sich drei Stadien unterscheiden: 


1. Das erste Stadium war von den Auswirkungen des Zweiten Weltkriegs in Europa 
geprägt und dauerte mindestens bis zum Jahre 1960. Es ging vor allem um Nothilfe, 
Wiederaufbau, Hilfe an Vertriebenen und Umsiedlungsprogramme. Zu der zwischen- 
kirchlichen Hilfe gehörten jedoch auch Seelsorge, Programme über Haushalterschaft 
und Evangelisation. Außerhalb Europas wurden im Nahen Osten, in Hongkong und 
in Lateinamerika LWB-Projekte durchgeführt. Darüber hinaus arbeitete das LWB- 
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Sekretariat und die Kommission für Weltdienst die zugrundeliegenden Aufträge und 
Strategien aus. 


2. Das zweite Stadium ist in den sechziger Jahren anzusiedeln. Im Zentrum der 
Dienstprogramme des Weltbundes stand nicht mehr Europa, sondern der Schwerpunkt 
verlagerte sich in die südliche Hemisphäre. Zur gleichen Zeit entwickelte sich unter 
den Lutheranern eines jeden Kontinents ein regionales Selbstbewußtsein (vgl. 2. 
Kap.). Außerdem fand ein weltweiter Entkolonialisierungsprozeß statt. Neue Natio- 
nen entstanden, denen jedoch noch die nötige Stabilität fehlte und die im Prozeß 
gesellschaftlichen und politischen Wandels fast unvermeidlich in Schwierigkeiten 
‚gerieten. Darüber hinaus entstanden auf der ganzen Welt neue und unabhängige luthe- 
rische Kirchen, die sich außerordentlichen Herausforderungen gegenüber sahen. 





In den sechziger Jahren entstand im LWB mit dem „Gemeinschaftsbezogenen Ent- 
wicklungsdienst“ (Community Development Service/CDS) eine Arbeitseinheit, die 
auf die neue Situation hin konzipiert wurde. Wenig später trat das „Sekretariat für Dia- 
konie und soziale Verantwortung“ als Bindeglied zwischen der Abteilung Weltdienst 
und der Theologischen Abteilung hinzu. Es hatte den Auftrag, die grundlegenden Auf- 
gaben für Kirche und Theologie in der Gesellschaft weltweit zu formulieren. Die 
lutherischen Kirchen Westdeutschlands nahmen unter den „Geberkirchen“ und den 
Hilfswerken, die diese Arbeit förderten, die führende Rolle ein. 


3. Das dritte Stadium beginnt 1970 und reicht bis in die Gegenwart. Die 1969 
entwickelte und 1970 auf der Vollversammlung von Evian gebilligte neue Struk- 
tur bedeutete, daß die Hauptaufgaben des lutherischen Weltdienstes umformuliert 
werden mußten. Auch die 1990 vorgenommene Umstrukturierung des Weltbundes 
machte eine Neudefinierung der Aufgaben und des Zeugnisses des Weltdienstes er- 
forderlich. 





In dieser Periode des Dienstes im LWB geschahen wichtige, bisweilen sogar spekta- 
kuläre Ereignisse. Auf die Veröffentlichung eines aufsehenerregenden Briefes der 
Äthiopischen Evangelischen Kirche Mekane Yesus im Jahre 1972 über „Verkündi- 
gung und menschliche Entwicklung“ folgte eine längere Grundsatzdiskussion. Es 
wurde in diesen Jahren ausgiebig über die sog. „Grundursachen“, über die Einhaltung 
der Menschenrechte und über die angemessenen politischen Maßnahmen im Kampf 
gegen Ungerechtigkeit in der Gesellschaft diskutiert. Die Erfahrungen des Gemein- 
schaftsbezogenen Entwicklungsdienstes führten dazu, daß man sich immer mehr der 
strukturellen Erneuerung in der Gesellschaft und ganzheitlicher Entwicklungsprojekte 
bewußt wurde. Als vor wenigen Jahren der „Eiserne Vorhang“ in Europa riß, das 
Apartheidregime in Südafrika zusammenbrach, der Friedensprozeß im Nahen Osten 
begann und viele andere Veränderungen in der globalen geopolitischen Szene ein- 
setzten, hatte sich der Kontext für die kirchlichen Sozialdienste erheblich gewandelt. 
Das hatte nicht zuletzt zur Folge, daß es auch innerhalb des Weltbundes zwischen der 
Abteilung Weltdienst und der Studienabteilung, in geringerem Ausmaß auch zwischen 
der Abteilung Weltdienst und der Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit zu be- 
trächtlichen Spannungen und Unstimmigkeiten kam. 
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AMBIVALENZ UND KOMPLEXITÄT 


Bei unser Darstellung dieser Geschichte müssen wir uns vor einer verführerischen 
Nostalgie hüten. Immer wieder wird es erforderlich sein, den Kontext und die histori- 
schen Umstände näher zu betrachten, und damit sind bisweilen auch kritische Urteile 
verbunden. Eine solche Auswertung führt dazu, daß auch die Fernwirkungen der 
Hilfsarbeit in Betracht gezogen werden müssen, und das wiederum führt zu Fragen 
nach den Prinzipien und den Methoden der Arbeit, die unweigerlich mit dem Zeugnis 
und Dienst des Weltluthertums Hand in Hand gehen. Es ist wichtig, daß diese Fragen 
hier nicht vermieden werden. 


1. Es würde vielleicht ironisch klingen, wenn man die Arbeit des Weltdienstes als eine 
eindrückliche Leistung bezeichnen würde, denn wohlhabende Geber sind nicht immer 
frei davon, angesichts des Leidens herablassend zu sein. Aufopferung wird jedoch zur 
bloßen Wohltätigkeit, wenn das Leben nach einer kurzen Pause karitativen Tuns un- 
verändert weitergeht. Dann und wann zu geben führt eben zu keinen dauerhaften Ver- 
änderungen und noch weniger zur Anerkennung dessen, daß die Empfänger in der 
Gefahr stehen, etwas von ihrer Menschenwürde zu verlieren. Einzelpersonen und 
Hilfswerke in der nördlichen Hemisphäre neigen dazu, dem Elend der Zweidrittelwelt 
gegenüber abzustumpfen und dies nicht zuletzt deswegen, weil die Medien von die- 
sem Elend so berichten, als handle es sich um einen Krimi zur besten Sendezeit. Es 
bleibt zu fragen, ob sich der Weltdienst trotz seiner zweifellos vorhandenen edlen 
Absichten immer davon freihalten konnte. 


2. Das Verhältnis des diakonischen Dienstes zur politischen Realität ist ein fortdau- 
erndes Dilemma. Kann man zwischen beidem überhaupt unterscheiden? Geht das eine 
unvermeidlich mit dem anderen einher? Bisweilen ist der LWB in bezug auf sein dia- 
konisches Wirken als eine Vielzweckorganisation bezeichnet worden, dessen dienst- 
leistende Einheit, der Lutherische Weltdienst (Lutheran World Service, LWS), sich nur 
mit humanitären und diakonischen Aufgaben befaßt, während sich die anderen Ein- 
heiten im Weltbund für Menschenrechte und/oder soziale Gerechtigkeit einsetzen. 
Wenn der LWB als Arbeitseinheit nicht „transparent“ und von politischen und ideolo- 
gischen Absichten frei ist, dann ist seine Arbeit gefährdet. Das jedenfalls war die 
Ansicht von Bruno Muetzelfeldt (* 1918), LWS-Direktor von 1961 bis 1980, der dar- 
auf bestand, daß die Aufgabe des Weltdienstes mit keinen sozialen und politischen 
Anliegen verknüpft werden dürfe. Die Beziehung zwischen diakonischen und sozia- 
len bzw. politischen Anliegen, die beide für eine Organisation wie den LWB durchaus 
legitim sind, muß darum immer wieder untersucht werden. 








3. Eine dritte Frage zielt darauf, ob der LWB durch seine Arbeit Eigenständigkeit för- 
dert oder ob er — bewußt oder unbewußt — den Empfängern Lebensformen aufdrängt, 
die mit der Integrität ihrer Identität unvereinbar sind. Hat der Dienst, nicht zuletzt im 
Bereich der vom CDS angestrebten langfristigen Entwicklung, Selbstbestimmung er- 
möglicht, oder sind die Empfänger in einem Teufelskreis von Abhängigkeit festgehal- 
ten worden? 
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4. Ob Dienstleistung auf konfessioneller oder ökumenischer Grundlage durchgeführt 
werden sollte, ist eine vierte Frage. Zu Beginn war für den LWB die Arbeit des Dien- 
stes ein Ausdruck konfessioneller Solidarität — ein Dienst an Mitlutheranern, die in 
Not waren. Nach kurzer Zeit aber änderte sich die Strategie durch die Einsicht, daß 
Notsituationen keine konfessionellen, religiösen, rassischen oder nationalen Grenzen 
kennen. Der Wunsch, ohne Ansehen der Person zu helfen, wurde noch verstärkt durch 
das Beispiel anderer christlicher Organisationen wie dem Ökumenischen Rat der 
Kirchen (ORK) und der römisch-katholischen Kirche durch Caritas Internationalis 
sowie durch nicht-religiös gebundene Organisationen wie dem Roten Kreuz, den Ver- 
einten Nationen, Oxfam und andere. Später trat neben diese prinzipielle Frage die kon- 
zeptionelle Frage, wie sich der eher zentralistische Ansatz von LWS zu dem des ÖRK, 
der den Lokalkirchen bei der Durchführung der Programme mehr Selbständigkeit ein- 
räumt, verhalte. Beide Fragen ziehen sich auf die eine oder andere Weise durch die 
fünfzigjährige Geschichte des LWB. 


5. Für den LWB bedeutete Dienst immer auch eine Spannung zwischen den Anliegen 
der Mitgliedskirchen des Weltbundes als den Empfängern von Hilfe und den Inter- 
essen des Genfer Sekretariats. Diese Spannung ist nahezu unvermeidlich: fast alle 
Empfänger leiden unter einem „Minderwertigkeitskomplex“, so wie die Geber zu 
Überheblichkeit neigen. Die vielfältigen kulturellen, administrativen und bürokrati- 
schen Traditionen der Gesellschaften des Nordens stoßen mit den Traditionen des 
Südens zusammen, wo die Menschen in Notsituationen leben und keine Strukturen 
entwickelt haben, die das zum Leben Notwendige sichern. Es erwies sich als schwie- 
rig, Haltungen und Verfahrensweisen zur Überwindung dieser Ungleichheiten zu ent- 
wickeln, und die Rolle des Genfer Sekretariats als Vermittler von Not- und Hilfepro- 
grammen war nicht immer klar genug umrissen. 








6. Eine weitere Frage, die seit fünfzig Jahren im Weltdienst des LWB diskutiert wird, 
betrifft die Anstellung von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen. In den Anfangsjahren, 
als der LWB eine Arbeitseinheit für Dienst praktisch aus dem Boden stampfte, waren 
die professionellen Anforderungen an den Stab oftmals sehr gering. Mehr und mehr 
aber achtete man auf Fähigkeiten und technisches Fachwissen. Gleichzeitig wurde 
auch über Fragen wie „das christliche Wesen des Weltdienstes“, die Wichtigkeit pro- 
fessioneller Stabskompetenz und die Balance zwischen ausländischem und einheimi- 
schem Personal diskutiert. 


7. Schließlich wurde und wird im Weltbund eine theologische Diskussion über das 
Wesen des diakonischen Dienstes in der Kirche geführt. Manchmal wurde diese Frage 
vielleicht auf die leichte Schulter genommen, meistens aber war sie in den Diskus- 
sionen der Kommission für Weltdienst und in den Kontakten zwischen Geber- und 
Empfängerkirchen und dem Genfer Sekretariat immer präsent. Daß es den LWB über- 
haupt gibt, ist ein Zeichen dafür, daß das reformatorische Bekenntnis von dauernder 
Gültigkeit ist. Der Weltbund hat stets versucht, sich der Trennung von „theologisch“ 
und „praktisch“ zu widersetzen. Die Diskussion über „Verkündigung und Entwick- 
lung“ Anfang der siebziger Jahre war ein wichtiger Anstoß für eine ernsthafte theo- 
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logische Reflexion über das Wesen des Dienstes innerhalb des Weltbundes. Viele der 
damals formulierten Fragen sind bislang jedoch ohne klare Antwort geblieben. Oft 
sind sie auch nicht wirklich ernst genommen worden. Sie bleiben darum eine wich- 
tige, wenn auch eine schwierige Aufgabe in der Geschichte der diakonischen Arbeit 
des LWB. 


ERSTE INITIATIVEN - DIE ERSTE PHASE 


Am Ende des Zweiten Weltkriegs standen die deutschen Kirchenführer vor einer 
immensen Aufgabe: Sie hatten sich der in dieser Größenordnung in der modernen 
Geschichte noch nie dagewesenen Not von vielen Millionen Menschen anzunehmen. 
Als Kirchenführer waren sie sich der Verpflichtung bewußt, sich auf eine Weise an 
Gemeinden und Gemeindeglieder zu wenden, die der Erinnerung an die nationalso- 
zialistischen Schreckensherrschaft und dem tiefen Bewußtsein gemeinsamer Schuld 
nicht auswich. Das war aber nicht genug. Sie mußten auch darauf hinwirken, daß sich 
die Menschen beim Aufbau einer neuen Zukunft für Kirche und Gesellschaft enga- 
gierten. Bei dieser Aufgabe brauchte es Klugheit, Mut und Visionen. Und es bedurfte 
der von außen kommenden Solidarität in Form von materieller Hilfe und kritischem 
Rat. Wie konnten hungrige und frierende Menschen umerzogen werden? 


Bischof Theophil Wurm aus Stuttgart/ Württemberg (1868-1953), eine führende Per- 
sönlichkeit in der Evangelischen Kirche Deutschlands, war zu dieser Zeit eine 
Schlüsselfigur. Zwar wurde ihm von mancher Seite innerhalb der Bekennenden 
Kirche vorgeworfen, daß er seine Kirche nicht offen und kompromißlos zum Wider- 
stand gegen die nationalsozialistische Diktatur geführt habe, doch steht ohne Zweifel 
fest, daß er in den dunklen Zeiten Deutschlands zu den Stimmen des Widerstands 
gehört hat. So widersetzte er sich öffentlich dem Begriff des „unwerten Lebens“, und 
trat während des Krieges nachdrücklich für die Wiedervereinigung der gespaltenen 
Deutschen Evangelischen Kirche ein. Es war darum verständlich, daß Wurm im 
August 1945 zum ersten Leiter der wiedervereinigten Evangelischen Kirche in 
Deutschland gewählt wurde. 


In den Augen der internationalen Hilfswerke hatte Wurm eine starke Position inne, 
und er übernahm die wichtige Aufgabe, unter wohlhabenderen Christen in anderen 
Teilen der Welt Verständnis für die besondere Lage der Deutschen zu wecken. 


In Deutschland führte die Evangelische Kirche ihre Nothilfe durch das Evangelische 
Hilfswerk aus, eine für diesen Zweck geschaffene Organisation, die für die interna- 
tionalen Hilfsorganisationen zu einer wichtigen und kooperativen Partnerin wurde. 
Dank seinem zuverlässigen Personal entwickelte das Hilfswerk gute Kontakte zur 
Bevölkerung, und seine Strategie bestand darin, materielle und geistliche Hilfe mit- 
einander zu verbinden. Ein großer Teil seiner Arbeit geschah durch kirchliche Diakone 
und Diakonissen. Was diese Menschen leisteten, wird in einem Antrag deutlich, den 
Sylvester Michelfelder als Vertreter des Genfer Sekretariats dem Lutherischen Natio- 
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nalrat in den Vereinigten Staaten vorlegte und in dem er um Anerkennung der deut- 
schen Situation und eine finanzielle Zuwendung bat. 


In seiner Anfrage listete Michelfelder drei Hilfsgüter auf: Wollstoff für Mäntel, Baum- 
wolle für Kleider und Leder für Schuhe ($ 2,- das Paar)! Eine Bemerkung, die Michel- 
felder in diesem Zusammenhang machte, spiegelt eine Spannung, die bis heute im 
LWB-Weltdienst zu spüren ist, wider. Er sagte nämlich, daß die Kleidungsstücke am 
besten in Deutschland hergestellt und nicht in den Vereinigten Staaten gekauft werden 
sollten; dadurch würde sich der Wert der Spenden vervielfachen. Michelfelder bezog 
jedoch keine Position, sondern legte die Frage dem Lutherischen Nationalrat zur 
Entscheidung vor (Antrag vom 20. Mai 1948; Nachlaß Lilje, Lutherisches Archiv, 
Hannover, 318/L III). 


Auch die Studenten hatten unter der harten Lage in Deutschland zu leiden. Aus die- 
sem Grunde wurde ein Programm für Nahrungsmittelhilfe an Studierenden eingelei- 
tet. Im Zusammenhang mit einer größeren Nahrungsmittelspende für Theologiestu- 
denten, die im Spätwinter 1948 verteilt wurde, ging Michelfelder auf Einwände ein, 
die gegenüber der Entscheidung, die Nahrungsmittelhilfe auf Studierende der Theo- 
logie zu beschränken, laut geworden waren: „Wie ich schon vorher erklärt habe, 
waren es eben diese Studenten, die nicht wollten, daß die Spenden auf sie beschränkt 
würden und die darauf bestanden, daß der Kreis der Empfänger erweitert werden soll- 
te... In einigen Fällen erhielten nur diejenigen etwas, die ein ärztliches Attest über ihre 
Unterernährung vorlegten. In anderen Fällen war die ganze christliche Studenten- 
gemeinde eingeschlossen.“ 


Schließlich brachte Michelfelder die Hoffnung, die schon von Mitgliedern des Hilfs- 
werkes geäußert worden war, zum Ausdruck, daß „die verbesserte Lage in Deutsch- 
land im kommenden Winter diese Nahrungsmittelhilfe für Studenten erübrigen 
würde“. Gleichwohl war für ihn dieses Programm von großer Wichtigkeit, und er 
empfahl es wärmstens. Das Hilfswerk seinerseits betonte, daß die Nahrungsmittelhilfe 
für Studenten in einem größeren Rahmen gesehen werden sollte: „Wir hoffen, daß mit 
diesen zweihunderttausend Tonnen Nahrungsmittel 9200 Studierende 90 Tage lang 
Zusatzrationen von 900 Kalorien bekommen können“ (Nachlaß Lilje, s. oben). 








In Österreich waren die Bedingungen keineswegs besser. Ein Antrag auf finanzielle 
Unterstützung für Pfarrergehälter zeigt das Ausmaß der Notlage. 


„In der lutherischen Kirche in Österreich gibt es 202 Pfarrer und 65 Flüchtlingspfarrer, 
für die die Kirche gegenüber der österreichischen Regierung und den Behörden verant- 
wortlich ist. Das Gehalt eines Pfarrers beträgt nur ein Drittel des Gehaltes eines vom 
Staat angestellten Lehrers. Die Iutherische Kirche bekommt vom Staat keinen Beitrag an 
Pfarrergehälter. Selbst mit diesen niedrigen Pfarrergehältern wird mit einem Defizit von 
$ 25000 gerechnet. Die kirchlichen Behörden erwarten Hilfe von den Lutheranern in 
Amerika, denn aus anderen Quellen ist anscheinend nichts zu erwarten. Bei der Wäh- 
rungsabwertung vom November 1947 verlor die Kirche etwa 1000000 [österreichische] 
Schilling, und aus diesem Grund ist die Situation jetzt so prekär“ (ebd.). 





Ein Gang durch das vom Krieg zerstörte Deutschland könnte weitere Beispiele von 
Dienstleistungen der lutherischen Kirchengemeinschaft aufzeigen. Auch die Situation 
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der Kirchen in Ost- und Mitteleuropa soll erwähnt werden. Es ist bereits bemerkt wor- 
den, daß gerade um dieser „Minderheitskirchen“ willen die Hilfsprogramme nach dem 
Ersten Weltkrieg eingeleitet wurden. Ähnliche Probleme tauchten nach dem Zweiten 
Weltkrieg auf. Diese Kirchen lebten als Minderheiten unter römisch-katholischen oder 
orthodoxen Mehrheiten, und diese verhielten sich ihnen gegenüber vielfach weder 
tolerant noch ökumenisch. Darüber hinaus waren diese kleinen evangelischen Kirchen 
in Ost- und Mitteleuropa Ende der vierziger Jahre gezwungen, sich mit schwierigen 
politischen Verhältnissen auseinanderzusetzen. Der Totalitarismus der von den So- 
wiels beherrschten marxistischen Regierungen, der Minoritätsstatus der lutherischen 
Kirchen jener Gebiete und die kriegsbedingten Entbehrungen führten zu einer neuen 
und schwierigen Lage. 





Besondere Erwähnung verdient das traurige Schicksal zahlloser Vertriebener aus den 
ost- und mitteleuropäischen Ländern, nicht zuletzt aus dem Baltikum. Die kriegsbe- 
dingten Nöte dauerten auch in der Nachkriegszeit an. Viele Dissidenten, die sich dem 
marxistischen Regime widersetzten, wurden in Gefangenenlager nach Sibirien depor- 
tiert, andere suchten ihre Zukunft in Westeuropa, und den in ihrem Heimatland 
Zurückgebliebenen erging es auch nicht viel besser. 


Die schwierige Lage zeigt sich deutlich an einem Gesuch um finanzielle Unter- 
stützung durch amerikanische Lutheraner zur Errichtung eines LWB-Auswanderungs- 
dienstes. Es ging um nichtdeutsche Lutheraner, die sich nach Kriegsende in Deutsch- 
land befanden und „nicht in ihre Heimatländer zurückkehren können und ein bereits 
zertrümmertes und überbevölkertes Deutschland verlassen sollten“. Dazu gehörten 
viele, die aus dem Baltikum vertrieben und deutschen Ursprungs waren, 100000 aus 
Lettland und 75 000 aus den übrigen baltischen Ländern. Diese Gruppe war jedoch nur 
ein kleiner Teil von über zehn Millionen Flüchtlingen aus Ostdeutschland und den öst- 
lichen Ländern, mehrheitlich Lutheraner. 


Es sei darum, so wurde weiter betont, vordringlich, den vorgeschlagenen Flüchtlings- 
dienst weltweit auszubauen. Besonders wichtig sei, daß den Vertriebenen, wo immer 
sie sich jetzt befänden, seelsorgerliche Dienste zur Verfügung gestellt würden. Noch 
größere Aufgaben entstanden für die lutherischen Kirchen unmittelbar nach dem 
Krieg durch die Wiederansiedlung der Aussiedler. 


Wir werden im folgenden die einzelnen Gebiete, in denen der Lutherische Weltbund 
nach dem Zweiten Weltkrieg Hilfe und Unterstützung leistete, betrachten. Viele ver- 
schiedene Organisationen waren an diesem Engagement für Dienst beteiligt und arbei- 
teten mit dem LWB-Weltdienst, der sich Ende der vierziger Jahre bildete, zusammen, 


DIENST AN FLÜCHTLINGEN 


Wir haben bereits an mehreren Beispielen gezeigt, wie groß die Zahl derer war, die 
infolge des Zweiten Weltkrieges aus ihrer Heimat vertrieben wurden. Zu diesen Men- 
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schen, meistens einfach als „Flüchtlinge“ bezeichnet, gehörten nicht nur politische 
Flüchtlinge und Ausgewiesene, sondern auch Vertriebene, Entflohene und vor allem 
auch Menschen, die wieder in ihre Heimat zurückkehren wollten. 


Mehrere Nationalkomitees lutherischer Kirchen nahmen sich der damit gegebenen 
Herausforderung an. Die Aufgabe war aber so groß, daß sie international koordiniert 
werden mußte. Aus diesem Grunde errichtete der Lutherische Weltbund seinen 
„Flüchtlingsdienst“, der mit der Internationalen Flüchtlingsorganisation der Vereinten 
Nationen (International Refugee Organization/IRO), der späteren United Nations 
Relief and Rehabilitation Administration (UNRRA), zusammenarbeitete. Die Auf- 
gabe war enorm: die Zahl der Flüchtlinge wurde auf 24 Millionen geschätzt, die der 
Vertriebenen auf 13,5 Millionen Nichtdeutsche und 10,5 Millionen Deutsche. Über 
600 000 Menschen lebten in Lagern in Deutschland, davon etwa 190000 Lutheraner. 
Die LWB-Abiteilung für Flüchtlingsdienst arbeitete eng mit dem entsprechenden Büro 
in der Abteilung für zwischenkirchliche Arbeit und Flüchtlingsdienst im Ökume- 
nischen Rat der Kirchen zusammen. 





Der Erfolg des LWB-Programms nach dem Krieg war seinen Leitern zu verdanken. Es 
ist kein Zufall, daß viele, die damals in der Flüchtlingsarbeit Verantwortung trugen, 
später wichtige Aufgaben in der Ökumene übernahmen. Zwei Amerikaner, deren 
‚Arbeit untrennbar mit den ersten Phasen des Programms verbunden ist, waren Stewart 
Herman (* 1909) und Howard Hong (* 1911). Herman, der 1948 der Leiter des Wie- 
deransiedlungsprogramms im LWB-Flüchtlingsdienst wurde, war bereits 1945 nach 
Deutschland gekommen. Er drückte dem Leben und der Arbeit des Lutherischen 
Weltbundes, des Ökumenischen Rates der Kirchen und des amerikanischen Luther- 
tums seinen Stempel auf. Hong, der später eine bemerkenswerte akademische Lauf- 
bahn durchlief und zusammen mit seiner Frau als der erste englische Übersetzer der 
Werke von Sören Kierkegaard bekannt wurde, war zuständig für 190000 Flüchtlinge 
in verschiedenen Lagern Europas. 


Es war ursprünglich geplant, daß die Internationale Flüchtlingsorganisation (Inter- 
national Refugee Organization/IRO) für materielle Hilfe verantwortlich sein sollte, 
während konfessionelle Organisationen wie der LWB für die geistlichen Bedürfnisse 
sorgen sollten. Sylvester Michelfelder stellte eine Liste von sechs Betätigungsfeldern 
auf, in der die Unterscheidung zwischen materiellem und geistlichem Dienst zum 
Ausdruck kommt: 1. Gottesdienste, 2. Geistliche Fürsorge für Wiederangesiedelte; 3. 
Einrichtung eines Büros für Beratung von Flüchtlingen; 4. Einleitung von Wieder- 
ansiedlungsprogrammen; 5. Anträge an die Behörden im Zusammenhang der Wieder- 
gutmachungsabkommen, 6. Soziale Dienste für lutherische Gemeinden (Nachlaß 
Lilje, Hannover, L3/III 420). 





In einigen Gegenden Europas wurde diese geistliche Fürsorge als Teil des Flücht- 
lingsdienstes angesehen, in anderen waren unterschiedliche Stellen dafür verantwort- 
lich. In beiden Fällen war der LWB vor allem darum besorgt, daß dieser Dienst nicht 
vernachlässigt wurde. 
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EVANGELISATION UND HAUSHALTERSCHAFT 


Seelsorge und geistliche Fürsorge hatten für die Arbeit mit Flüchtlingen und Vertrie- 
benen eine wesentliche Bedeutung. Das wird nicht zuletzt daran deutlich, daß der 
LWB den Flüchtlingen auf dem Weg in ihre neue Heimat — oft auf dem Seeweg — 
Seelsorger zur Seite stellte. Genauso charakteristisch für die Aufbauarbeit nach dem 
Krieg war, daß „Hoffnung“ und „Liebe“ auch in die „normalen“ lutherischen Ge- 
meinden gebracht wurden. An vielen Orten in Deutschland hatte der kirchliche Kampf 
gegen den Totalitarismus einen Geist der Verantwortung und des aktiven Handelns 
geweckt. Auch das wurde als Teil lutherischer Identität gesehen, als Ausdruck des „all- 
gemeinen Priestertums aller Gläubigen“ und somit als wesentliches Element in der 
Zukunft von Kirche und Gesellschaft. 





Die Arbeit in diesem Gebiet lief unter dem Namen „Evangelisation und Haushalter- 
schaft“. Auch hier spielten sowohl in finanzieller als auch in personeller Hinsicht 
amerikanische Lutheraner eine herausgehobene Rolle. Carl H. Mau zum Beispiel 
begann seine Laufbahn im LWB 1952 als Mitarbeiter bei diesem Programm; sein 
beruflicher Weg mündete schließlich in den Dienst des Generalsekretärs des LWB 
(vgl. S. 448ff.). 


KRIEGSGEFANGENE 


Eine wichtige Aufgabe des Weltbundes in der Zeit unmittelbar nach dem Zweiten 
Weltkrieg war die Seelsorge unter deutschen und anderen Kriegsgefangenen. Anders 
Nygren, der erste Präsident des LWB, nahm sich ihrer bereits 1946 an, als er zu deut- 
schen Kriegsgefangenen in England sprach (vgl. S. 376). 


ZWISCHENKIRCHLICHE HILFE 


In der Nachkriegszeit brauchten viele Kirchen Europas dringend Nothilfe. Sie waren 
oftmals so sehr davon abhängig, daß sie ohne diese Hilfe nicht überleben konnten. Die 
Last dieser Hilfe fiel auf diejenigen unter den lutherischen Kirchen, die solche Hilfe 
leisten konnten und wollten. Sie wurde in verschiedener Weise geleistet: durch geist- 
liche Betreuung, durch Ausbildung und durch materielle Hilfe. Da es vielen Kirchen 
am Nötigsten fehlte, brauchten sie Unterstützung beim Wiederaufbau der kirchlichen 
Gebäude, ärztliche Betreuung, Lebensmittel, Kleidung sowie Bibeln und Gesang- 
bücher für den Gemeindegebrauch. 





Die Probleme beschränkten sich nicht auf die lutherischen Minderheitskirchen in 
Mittel- und Osteuropa, obgleich ihre Situation eine große Herausforderung darstellte. 
Kirchen in ganz Europa brauchten Hilfe. Allerdings konnte einigen Minderheits- 
kirchen nur begrenzt geholfen werden, da sie im Einflußbereich der Sowjetunion 
lagen und besonderen Restriktionen ausgesetzt waren. Diese Kirchen hatten unter den 
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kommunistischen Herrschern große Schwierigkeiten, bisweilen wurden sie offen ver- 
folgt. In der stalinistischen Ära war die Durchführung ihrer Arbeit außerordentlich 
eingeschränkt. 


Es war die Zeit des „Kalten Krieges“. Obgleich der Lutherische Weltbund sich wei- 
gerte, ein Instrument des Westens zu sein, war die Situation doch äußerst schwierig. 
Zwar war dies vor allem den politischen Behörden zuzuschreiben, doch auch die 
„Exilkirchen“ trugen dazu bei. Diese Kirchen waren mehrheitlich straff antikommu- 
nistisch, und das hatte zur Folge, daß die Aufnahme normaler Beziehungen zwischen 
dem LWB und den Kirchen hinter dem „Eisernen Vorhang“ verzögert wurde. 


In Westeuropa benötigten die norwegische und die finnische Kirche in den Jahren 
unmittelbar nach dem Krieg zunächst deutliche Hilfe, sie gehörten aber schon nach 
wenigen Jahren zu den Kirchen, die selbst Hilfe leisten konnten (zu Norwegen vgl. 
LWB-Archiv, WS/I Ib; zu Finnland vgl. Nachlaß Lilje, Hannover, 418/L III). Die 
lutherische Kirche in Italien war ebenfalls auf Unterstützung von außen angewie- 
sen, und zwar für längere Zeit. Ohne solche Unterstützung wäre es nicht möglich 
gewesen, einen Pfarrer zu ernennen, der sein Amt in der italienischen Kirche in der 
jeweiligen Sprache wahrnehmen konnte. „Wenn die Evangelisch-Lutherische Kirche 
in Italien nicht im italienischen Boden Wurzeln schlägt, droht ihr der Untergang (mit 
Ausnahme der Kirchen in Mailand und Rom)“, stellte das Konsistorium der Kirche in 
einem Bericht vom Oktober 1955 fest (Brief an Reuben Baetz von der Abteilung 
Weltdienst, Genf, LWB-Archiv, WS/1 a, 1954-56). 





Es ist wichtig festzustellen, daß sich das Konzept der „zwischenkirchlichen Hilfe“ in 
den ersten zehn Jahren beträchtlich veränderte, nicht zuletzt in bezug auf die Kluft, die 
zwischen den wohlhabenden Kirchen und denen, die unter Armut und Bedürftigkeit 
litten, bestand. Aus einem Nothilfeprojekt wurde allmählich ein Programm, das einen 
vollen und gegenseitigen Austausch anstrebte. Diese Entwicklung wird deutlich in 
einem Slogan, der diese neue Beziehung zum Ausdruck bringen sollte: Predigen — 
Lehren — (die Menschen) Erreichen („Preaching-Teaching-Reaching“). Dahinter stand 
der Versuch, zu vermeiden, daß sich in den Geberkirchen eine herablassende Haltung 
und in den Empfängerkirchen ein Geist der Passivität entwickelte. 


PROGRAMME FÜR AUSTAUSCH UND DIENST 


Die Zusammenarbeit innerhalb des Lutherischen Weltbundes zielte in erster Linie dar- 
auf, die Verständigung zwischen den Schwesterkirchen zu fördern. Das war nicht 
zuletzt deswegen notwendig, um die Isolation der Vergangenheit zu überwinden und 
um neue Mißverständnisse zu vermeiden. So entstand in der Abteilung Weltdienst ein 
internationales Austauschprogramm, das Personen aller kirchlicher Ebenen einbe- 
ziehen sollte — Diakone, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, Jugendliche, Theologie- 
studenten, Pastoren, Lehr- und Führungskräfte. Die meisten dieser Programme waren 
anfangs im euroamerikanischen Raum angesiedelt, aber es kam auch zu Initiativen 
zwischen Kirchen und Personen außerhalb Europas. 
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NAHER OSTEN: JERUSALEM UND ISRAEL 


Eines der ersten Arbeitsgebiete des LWB, das nach wie vor von Bedeutung ist, war der 
Nahe Osten. Das Hilfsprogramm mit seiner Basis im Auguste Viktoria-Krankenhaus 
(AVH) in Jerusalem verdient besondere Aufmerksamkeit. In seiner Geschichte kam es 
immer wieder zu schwierigen Verhandlungen, aber auch zur Zusammenarbeit mit 
internationalen Organisationen sowie mit den lokalen und nationalen israelischen Be- 
hörden. 


Nach den Bedingungen des Waffenstillstands, der den Ersten Weltkrieg beendete, 
sollte die Verwaltung aller deutschen Missionsprogramme an nichtdeutsche Orga- 
nisationen übergehen. Nach dem Zweiten Weltkrieg übernahm die Kommission des 
Lutherischen Nationalrats in den USA für junge Kirchen und verwaiste Missionen 
(Commission on Younger Churches and Orphaned Missions/CYCOM die Verant- 
wortung für die Arbeit im Nahen Osten. Der Australier Edwin Moll wurde mit der 
Aufgabe betraut, die Bedingungen zu erkunden, wie in diesem unruhigen Gebiet 
Hilfsprogramme eingerichtet werden können. 








Moll befaßte sich vor allem damit, lutherische Pastoren darauf vorzubereiten, in den 
schon bestehenden Gemeindestrukturen tätig zu werden. Dazu gehörte nicht nur die 
Bereitstellung von Gehältern, sondern auch die theologische Ausbildung junger Pasto- 
ren — zumeist in den Vereinigten Staaten. Außerdem nahm er sich der Aufgabe an, 
Mitte] für die Entwicklung bestehender diakonischer Einrichtungen, vor allem für das 
Auguste Viktoria-Krankenhauses, zu beschaffen. 


Das „Auguste Viktoria“ wurde Ende des 19. Jahrhunderts auf Initiative von Kaiser 
Wilhelm II. von Deutschland hin gebaut und nach seiner Frau benannt. In der briti- 
schen Mandatszeit wurde es als Militärkrankenhaus benutzt. Vom Mai 1948 bis zum 
Mai 1950 wurde es vom Internationalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) geleitet, 
das es vom Lutherischen Weltbund gemietet hatte, um Araber medizinisch versorgen 
zu können, die in Flüchtlingslagern lebten. Aber nach nur zwei Jahren beschloß das 
IKRK mit dem Argument, es könne nur in kurzfristigen Notsituationen Hilfe leisten, 
das AVH weiterzugeben. Nach langen Verhandlungen mit dem Hilfswerk der Verein- 
ten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten (United Nations Relief and 
Works Agency/UNRWA) wurde ein Abkommen vereinbart, nach dem das Kranken- 
haus vom Lutherischen Weltbund geführt, aber von den Vereinten Nationen finanziert 
werden sollte. Weitere Verhandlungen zwischen dem LWB und den deutschen Insti- 
tutionen, die von der Geschichte her Rechte auf das Krankenhaus hatten, waren not- 
wendig, vor allem mit dem Kaiserswerther Diakonissenwerk. Obwohl die deutschen 
Institutionen von den Aufgaben in ihrer Heimat voll in Anspruch genommen waren, 
konnten sie einen begrenzten Beitrag zu den notwendigen Reparaturarbeiten des 
Krankenhauses leisten, das während des arabisch-israelischen Krieges 1948 schwer 
beschädigt worden war. Der LWB mußte sich gleichwohl längere Zeit für die 
Beschaffung von Mitteln in der Völkergemeinschaft einsetzen, um sicherzustellen, 
daß das Auguste Viktoria-Krankenhaus rechtsgültig weitergeführt werden konnte und 
dazu finanziell in der Lage war. 
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Das Auguste Viktoria-Krankenhaus auf dem Ölberg in Jerusalem, 1953. Dieses Krankenhaus 
hat die Arbeit des LWB im Nahen Osten von der Zeit kurz nach dem Zweiten Weltkrieg geprägt 
und ist weiterhin ein wichtiges Projekt in der Abteilung für Weltdienst des LWB. Aus 
Sicherheitsgründen wurde der LWB von den Vereinten Nationen gebeten, seine Fahne auf dem 
Dach des Hospitals zu hissen. 
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Nach Abschluß dieser Maßnahmen kamen auf das AVH neue Herausforderungen zu. 
Das Krankenhaus befindet sich an einem besonderen Ort in Jerusalem, nämlich auf 
dem Ölberg. Diese Lage war nicht nur von historischer, sondern auch von strategi- 
scher Bedeutung: Die Gebäude befanden sich in der demilitarisierten, neutralen Zone 
von Jerusalem und standen dadurch unter dem militärischen Schutz der Vereinten 
Nationen. Eine komplizierte Verhandlungsrunde war notwendig, diesmal mit UN- 
Behörden, bevor ein langfristiges Abkommen unterzeichnet werden konnte, um das 
Krankenhaus mit einer gewissen Sicherheit weiterzuführen. Das AVH hatte eine 
Kapazität von 350 Betten. Seine Kapelle, die Himmelfahrtskirche, war und ist eines 
der interessantesten protestantischen Kirchengebäude im Nahen Osten. 








Im Rahmen seiner Tätigkeit im Nahen Osten führte der LWB Länderprogramme auch 
in Amman/Jordanien und Damaskus/Syrien durch, von besonderer Wichtigkeit aber 
blieb die Arbeit in Jerusalem. Die Außenstelle in Jerusalem, das „Nahostbüro“, befand 
sich in der Altstadt von Jerusalem. Der Direktor, Edwin Moll, hatte diesen Ort absicht- 
lich gewählt, da er der Überzeugung war, daß die Sicherheit des Personals und die 
Handlungsfreiheit des LWB am besten auf arabischem Grund und Boden gewährlei- 
stet seien (vgl. den Bericht an das LWB-Exekutivkomitee, August 1950). 





Die Arbeit des LWB unter der Bevölkerung Jerusalems, zum Großteil Palästinensern, 
war jedoch weiterhin gefährdet. Die israelischen Behörden ignorierten das Gesuch des 
LWB-Büros in Jerusalem, d mandsland“ der Stadt durchqueren zu dürfen. 
Außerdem waren die Israelis in der Verwaltung des ehemaligen Besitzes deutscher 
Missionswerke, der sich jetzt im Staat Israel befand, äußerst restriktiv. Sie waren nur 
zu einer einzigen Konzession bereit, der Rückgabe der Gebäude, in diesem Fall an den 
LWB, die ausschließlich für Gottesdienst verwendet wurden. Diese Gebäude waren 
jedoch nicht sehr wertvoll und im Vergleich zu dem gesamten deutschen Besitz in 
Jerusalem nur von begrenztem praktischen Nutzen. Daß die deutschen Missionswerke 
von ihrem Eigentum abgeschnitten waren, erschwerte zusätzlich die mit der israeli- 
schen Regierung zu führenden Verhandlungen, die auf Seiten des LWB von Edwin 
Moll, Fredrik A. Schiotz, dem damaligen CYCOM-Sekretär und späteren Präsidenten 
des Weltbundes (vgl. S. 393ff.) sowie LWB-Anwälten aus Genf geführt wurden. 

















Das Auguste Viktoria-Krankenhaus war zweifellos das interessanteste, jedoch nicht 
das einzige LWB-Projekt im Nahen Osten. Der LWB war auch für eine Reihe von 
Schulen, vor allem für die Berufsausbildung, verantwortlich und führte Heime für 
Waisenkinder und viele andere diakonische Aktivitäten unter seiner Trägerschaft. Die 
meisten dieser Projekte wurden im Königreich Jordanien durchgeführt, obwohl wich- 
tige Arbeiten auch in Syrien unter der Leitung des dänischen Mitarbeiters des 
Außenstellenprogrammes, Christian Christiansen, stattfanden. 





Dem LWB gebührt Anerkennung für seine Arbeit im Nahen Osten, nicht zuletzt 
wegen der schwierigen politischen und religiösen Rahmenbedingungen, unter denen 
sie durchgeführt wurde. Trotzdem kann die Frage aber nicht umgangen werden, ob die 
Arbeit so ausgewogen wie möglich geschah und ob sie alle Aspekte berücksichtigte. 
Edwin Moll erledigte seine beinahe unlösbare Aufgabe mit Umsicht und diplomati- 
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schem Geschick, was angesichts der Hindernisse, die ihm die israelischen Behörden 
in den Weg legten, mehr als nötig war. Aber hatte der LWB, so wird man rückblickend 
fragen müssen, ernsthafte Überlegungen über den Holocaust, seine Bedeutung und 
seine Auswirkungen angestellt und damit den Grund für die Mißverständnisse und das 
Mißtrauen seitens der Israelis angesprochen? Die Zeit war damals von tiefen Span- 
nungen zwischen Israelis und Palästinensern gekennzeichnet, die bis heute nicht aus- 
geräumt sind und die bei allen Versuchen, in diesem Gebiet Hilfsprogramme durch- 
zuführen, im Auge behalten werden müssen (vgl. die LWB-Konsultationen über „Das 
Heilige Land“ im Jahre 1975 in Genf und 1980 in Zypern, die noch immer unter dem 
Zeichen dieser Spannung standen). 








Es ist schade, daß sich der LWB lange Zeit kaum darum bemüht hat, den Dialog 
zwischen den Menschen jüdischen Glaubens und den Lutheranern, deren Erbe in be- 
zug auf die Juden eine schwere Belastung war, zu vertiefen, Bemühungen um einen 
religiösen Dialog und um ein politisches Verständnis für den Staat Israel kamen spä 
Erst 1963 nahm der LWB auf internationaler Ebene den Dialog mit dem jüdi 








hen 
Volk auf, nachdem einige lutherische Kirchen auf nationaler Ebene bereits vorange- 
gangen waren (vgl. dazu das unveröffentlichte Manuskript von Hanna Issa, Love in 
Action. The Story of the Lutheran World Federation in the Middle East, Genf 1970, 
LWB-Archiv). 





DER FERNE OSTEN: HONGKONG 


Nach dem Zweiten Weltkrieg war die Lage im fernen Osten bestimmt durch die mili- 
tante Außenpolitik Japans und den langen und gewalttätigen Bürgerkrieg in China, der 
zur Machtübernahme durch die Kommunisten und die Entstehung der Volksrepublik 
China führte. Der Lutherische Weltbund war vor allem in Hongkong aktiv. Seine 
Tätigkeit dort war wichtig, auch wenn sich die Herausforderungen von denen in ande- 
ren Teilen der Welt unterschieden. 


Kurz nach dem turbulenten Bürgerkrieg in China verwiesen die Kommunisten kom- 
promißlos alle Missionen und Missionsgesellschaften des Landes. Angesichts dieser 
Politik sorgten der Ökumenische Rat der Kirchen und der LWB dafür, daß alle west- 
lichen Missionare in ihr Heimatland zurückkehren konnten. Als das abgeschl 
war, wurde eine neue Herausforderung sichtbar: die große Zahl von chine: 
Flüchtlingen in Hongkong. Diese Situation machte nicht nur neue Programme, son- 
dern auch neue Mittel erforderlich. Wie im Nahen Osten kamen solche Mittel aus der 
weltweiten lutherischen Gemeinschaft: materielle Hilfe, Finanzmittel und medizini- 
scher Bedarf sowie Mittel für Ausbildungsprogramme. Das Flüchtlingsprojekt in 
Hongkong wurde unter der Leitung von Ludwig Stumpf (1913-1987), einem Mitglied 
der deutschen Kirche in Shanghai, durchgeführt. 








Von Anfang an standen zwei Gesichtspunkte im Vordergrund. In erster Linie lag der 
Akzent auf „Selbsthilfe“ — ein Gedanke, der grundsätzlich jedem Projekt zugrunde 
lag. In zweiter Linie sollten die LWB-Projekte den Menschen ungeachtet ihres reli- 
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giösen Hintergrundes zugute kommen - eine politische Linie, von der alle LWB- 
Dienstprogramme geprägt waren (vgl. die Berichte der Kommission für Weltdienst, 
Ljubljana 1955, und an die LWB-Vollversammlung in Minneapolis im Jahre 1957). 


LATEINAMERIKA 


In LWB-Kreisen bildete sich schon früh eine merkwürdige Rangordnung der Konti- 
nente der Welt innerhalb des weltweiten Luthertums. Stewart Herman, eine Schlüssel- 
figur in der LWB-Arbeit nach dem Zweiten Weltkrieg, beschrieb sie 1957 auf der 
LWB-Vollversammlung in Minneapolis mit humorvollen Worten: „Zuerst kommt 
Europa, die Wiege der Reformation und die Quelle der gesamten Theologie, darauf 
folgt Nordamerika, das ständig beachtet sein will, dann Asien und Afr die seit 
langem Missionszentren der älteren Kirchen gewesen sind: Lateinamerika ist, wenn 
überhaupt, fast wie ein nachträglicher Einfall angehängt“ (Offizieller Bericht der Drit- 
ten Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes, Minneapolis, Minnesota, 1957, 
S. 154). 





Allerdings war es trotz der relativ kleinen Anzahl von Lutheranern in Lateinamerika 
nicht so, daß dieser Kontinent innerhalb der lutherischen Gemeinschaft vernachlässigt 
worden wäre. Ein Zeichen dafür war, daß es der lutherische Weltkonvent zwischen 
den beiden Weltkriegen auf sich nahm, eine Gruppe asiatischer Flüchtlinge, das Har- 
bin-Volk, zu retten und sie in Lateinamerika anzusiedeln. 


Allgemein handelte es sich bei den lutherischen Gemeinden in Lateinamerika um 
kleine Minderheitskirchen, die von der römisch-katholischen Mehrheitskirche fast 
erdrückt wurden. Sie wurden im 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts von europäi- 
schen Einwanderergruppen gegründet (in Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien, 
Peru, Venezuela, in Teilen von Mittelamerika und der Karibik) und waren also von 
Anfang an Diasporakirchen umgeben von Katholiken, die von einem Geist der Öku- 
mene oder der Toleranz gegenüber anderen christlichen Gruppen wenig spüren ließen. 
Trotz ihrer geringen Zahl wurden diese Gruppen aber vom Weltluthertum nicht über- 
sehen. Im Gegenteil, man kann sagen, daß ihnen besondere Aufmerksamkeit zuteil 
wurde, was sich an der Errichtung eines LWB-Lateinamerikakomitees im Jahre 1952 
zeigt. Stewart Herman war der erste Direktor dieses Komitees. 


KONZEPTE UND STRATEGIEN 


Von Anfang an legte der LWB besonderes Gewicht auf die praktische Arbeit der 
Abteilung Weltdienst. Die Beschreibung der Arbeit, die wir gegeben haben, gründet 
auf diesem Verständnis. Gleichwohl blieben aber auch die theoretischen Fragen für 
den Weltdienst von Bedeutung. Wir wollen uns darum den Richtlinien und dem Auf- 
trag des Weltdienstes zuwenden und untersuchen, wie sich diese Grundsätze zu den 
Arbeitsweisen vor Ort verhalten. 
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Auf der Ersten Vollversammlung 1947 in Lund billigte der LWB eine Reihe von 
Richtlinien, die das Wesen der Dienstleistung betrafen, nämlich „lutherische Gruppen 
zu unterstützen, die geistlicher oder materieller Hilfe bedürfen“ (Verfassung, Lund 
1947, S. 26). Das verantwortliche Organ dafür war der Flüchtlingsdienst im Genfer 
Sekretariat. Selbst in dieser Anfangsphase war es den LWB-Mitgliedskirchen deut- 
lich, daß gegenseitige Unterstützung über Nothilfe hinausgehen müsse. Die Kirchen 
erkannten, daß man um einer nachhaltigen Unterstützung willen sowohl geistliche als 
auch materielle Hilfe brauchte. Mit diesem Anliegen befaßte sich der Weltdienst in 
den fünfziger Jahren. Sylvester Michelfelder hatte einen Vorschlag, der diese Ge- 
sichtspunkte berücksichtigte, bereits Ende der vierziger Jahre vorgelegt. Das Exe- 
kutivkomitee des Weltbundes prüfte seinen Vorschlag auf der Tagung in Oxford 
1949, kam aber erst 1953, nach der Vollversammlung von Hannover, zu einer Eini- 
gung. Vier Abschnitte behandeln die Rolle des Weltdienstes im LWB; sie sollen hier 
zitiert werden. 


„Den Gliedkirchen soll eine gemeinsame internationale lutherische Mittelstelle gegeben 
werden, an die sie sich wenden können, wenn sie in christlicher Liebe und Barmherzig- 
keit der Not, wo immer in der Welt sie sich zeigen mag, begegnen wollen. 

Es sind Untersuchungen vorzunehmen, um Art und Umfang der Nöte und Bedürfnisse 
in aller Welt festzustellen und die Gliedkirchen darüber zu unterrichten. 

Der Weltdienst wird sich an die Gliedkirchen und Nationalkomitees wenden, um ihre 
Unterstützung bei bestimmten Unternehmungen und Plänen zu erhalten, und zwar 
besonders durch finanzielle Beihilfe, durch Sachspenden sowie durch Personal. 

Der Weltdienst soll den Lutherischen Weltbund gegenüber staatlichen und freiwilligen 
Fürsorge- und Wohlfahrtsverbänden vertreten“ (Bericht, 1952-1957, S. 6). 





In diesen Artikeln zeigt sich, auf welchen Voraussetzungen der Weltdienst beruhte: (1) 
daß bereits bestehende nationale Initiativen (besonders aus den Vereinigten Staaten) 
koordiniert werden mußten; (2) daß die Mitgliedskirchen nicht an der Durchführung 
ihrer eigenen Projekte gehindert werden sollten, selbst wenn sie die Arbeit des LWB 
auf koordinierte Weise unterstützten. Im Protokoll der ersten Tagung der Kommission 
für Weltdienst heißt es, daß die Abteilung die Grundsätze und Wünsche der mitarbei- 
tenden Kirchen berücksichtigen und über die Nationalen Komitees oder mit ihnen 
arbeiten solle; (3) daß die Kirchen auch die Arbeit von Regierungen und privaten 
Hilfswerken in Betracht ziehen und wo nötig mit ihnen zusammenarbeiten sollten; (4) 
daß zu Beratungsdiensten auch Überlegungen über theologische, geopolitische und 
andere strategische Bereiche des diakonischen Zeugnisses der Kirchen, nicht zuletzt 
im Gemeindeleben, gehören sollten. Ein funktionierender Beratungsdienst wurde erst 
Mitte der sechziger Jahre im Weltdienst eingerichtet, obwohl die Abteilung schon 
1955 aufgefordert wurde, ein Programm zum Personal- und Informationsaustausch im 
Bereich Haushalterschaft und Gemeindeleben auszuarbeiten (Minutes, Kommission 
für Weltdienst, 1955, LWB-Archiv, WS/A I 1955). 


Diese Artikel formulierten den Auftrag der Abteilung Weltdienst. Daneben gab es 
auch Richtlinien für das administrative Vorgehen. Zum Beispiel wurde hinsichtlich 
der finanziellen Zusammenarbeit zwischen dem Sekretariat und den Mitgliedskirchen 
festgestellt: 
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„Die Tätigkeiten des LWB-WD sind strikt an einen Haushalt von zugesicherten Mitteln 
gebunden. Verwaltungskosten sind auf ein Mindestmaß zu beschränken, und die Mittel 
sollten vor allem für praktische Arbeit und Projekte eingesetzt werden. Mitarbeitende 
Kirchen können ihre Beiträge in Form von a) Geldmitteln, b) Sachspenden, c) Ange- 
stellten oder freiwillige Mitarbeitern geben.“ 


Solche Bestimmungen spiegeln die von manchen geteilte Befürchtung wider, die auch 
auf der Lundenser Vollversammlung zum Ausdruck kam, daß sich der LWB zu einer 
internationalen „Superorganisation“ entwickeln könne, die, in der eigenen Bürokratie 
gefangen, große finanzielle Anforderungen stellte, wie es bereits mit vielen anderen 
Instrumenten weltweiter Zusammenarbeit geschehen war. Obwohl es im LWB von 
Anfang an klar schien, daß internationale Hilfsarbeit nicht ganz oder vorwiegend auf 
freiwilliger Basis geleistet werden konnte, wie das vor Ort oder sogar auf nationaler 
Basis denkbar war, ließ sich der Wunsch, mit dem Weltdienst ein auf professionellem 
Können gegründetes Unternehmen zu schaffen, nicht immer leicht verwirklichen. In 
diesem Zusammenhang erscheint die Forderung, daß Stabsmitglieder soweit wie 
möglich in den verschiedenen Mitgliedskirchen angeworben werden sollten, damit die 
Traditionen der Mitgliedskirchen im Stab zum Ausdruck kommen, als ein salomoni- 
scher Kompromiß. 


Zwei zusätzliche Aspekte des ursprünglichen Auftrags und der Arbeitsweise der 
Abteilung Weltdienst sind zu erwähnen. Beim ersten geht es um den weltweiten 
Charakter der diakonischen Arbeit des LWB sowie um die Notwendigkeit, die Arbeit 
mit einer gewissen Flexibilität durchzuführen: „Die Arbeit von LWB-WD steht unter 
einer internationalen Perspektive und wird so flexibel wie möglich durchgeführt, um 
in Notsituationen und unter sich verändernden Umständen so schnell und effizient wie 
möglich vorgehen zu können“. Gewiß war im ersten Jahrzehnt des Bestehens des 
Weltdienstes sein „weltweites“ Wesen eher Wunsch als Tatsache, wenn auch eine 
Reihe von Projekten in Außenstellen außerhalb Europas durchgefi 
zweiten Schwerpunkt handelt es sich um die Auswahlkriterien für Dienstprogramme: 
„In der Regel leistet der LWB-WD in dem Fall Hilfe, wenn damit die Selbsthilfe 
gestärkt wird und die Möglichkeit letztendlicher Eigenständigkeit besteht. Außer in 
extremen Notsituationen gewährt der LWB-WD keine Mittel, wenn es um permanen- 
te Unterstützung geht“. Auch diese Absichtserklärung war schwieriger umzusetzen, 
als ursprünglich angenommen wurde (Minutes, Kommission für Weltdienst, Kopen- 
hagen, Juli 1953, LWB-Archiv). 





Die ersten Direktoren der Abteilung Weltdienst waren Henry Whiting (USA), 
1952-55, Reuben Baetz (Kanada), 1955-56, und Bengt Hoffman (Schweden), 
1956-61. Die Mitglieder der ersten Kommission für Weltdienst waren Paul Empie 
(USA) als Vorsitzender, Henrik Hauge (Norwegen) als Schriftführer, Volkmar Hern- 
trich (Deutschland), Harry Johansson (Schweden) und Henry Schuh (USA). Das zeigt, 
daß in den Anfangsjahren die Führungskräfte des Lutherischen Weltbundes sich 
gleichmäßig auf die Vereinigten Staaten, Deutschland und die nordeuropäischen Län- 
der aufteilten. Die europäischen Minderheitskirchen waren selten vertreten, und die 
jungen Kirchen des Südens fehlten völlig. Jedoch wurde seit der Gründung des Welt- 
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bundes das Anliegen verfolgt, auch die Kirchen außerhalb euroamerikanischer Kreise 
vermehrt in die weltweite Gemeinschaft lutherischer Kirchen aufzunehmen. 


OFFENE FRAGEN 


In der Einleitung zu diesem Kapitel war die Rede von „kontroversen Fragen“, die sich 
bei der diakonischen Arbeit des LWB immer wieder gestellt haben. Tatsächlich wur- 
den die kritischen Themen in der Geschichte des Weltbundes nicht umgangen, doch 
war der Umgang mit ihnen nicht immer konsequent. In der ersten Phase dieses 
Berichts geht es um folgendes: 


1. Der Stab des Weltdienstes wurde vor allem aus dem Norden rekrutiert, insbeson- 
dere aus dem Lutherischen Nationalrat in den Vereinigten Staaten. Welche ausgespro- 
chenen oder unausgesprochenen Konsequenzen mußte dies haben? 


2. Beschränkten sich die Hilfeleistungen auf Lutheraner, oder kamen sie allen zugute, 
de sich in Not befanden, gleich welcher Religion, Rasse oder Nation? In der Periode 
unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg war es die Absicht, die Hilfe bedürftigen 
Schwestern und Brüdern der gleichen Konfession zukommen zu lassen. Als jedoch 
der LWB seine Tätigkeit auf Länder außerhalb Europas ausdehnte, besonders im 
Nahen Osten und in Hongkong, fiel diese Beschränkung fort. Was das theologisch be- 
deutet, war und ist noch immer eine grundlegende Frage sowohl im Blick auf die 
Grundsätze als auch auf die Programme der Abteilung Weltdienst. 


3. Gründete die diakonische Arbeit des LWB auf einer konfessionellen oder auf einer 
ökumenischen Basis? Von den ersten Dienstprogrammen an wurden im Weltbund 
theologische Überlegungen über diese Frage angestellt. Es ist aufschlußreich, daß die 
ersten amerikanischen Mitglieder des LWB gleichzeitig Aufgaben im Ökumenischen 
Rat der Kirchen wahrnahmen. Als man sich dessen bewußt wurde, schrieb Paul Empie 
in seiner Eigenschaft als Vorsitzender der Kommission für Weltdienst und Direktor 
von Lutheran World Action, des Hilfswerks der amerikanischen lutherischen Kirchen, 
an John Mackie, den Direktor der Abteilung für zwischenkirchliche Hilfe und Flücht- 
lingsdienst des Ökumenischen Rates, folgenden Brief: 





„Wie Sie wissen, ist eines der Ziele des LWB die Stärkung des lutherischen Engage- 
ments in der ökumenischen Bewegung. Für uns ist dies ein Ausdruck der tiefsten Über- 
zeugung und Besorgnis. Es geht nicht bloß um fromme Worte, deren Geist man leicht 
ignorieren könnte, wenn man dabei eine Konzession an den Buchstaben macht. Wir 
glauben an die ökumenische Bewegung, und wir sind bestrebt, daß das Luthertum einen 
wesentlichen und konstruktiven Beitrag dazu leistet“ (Brief vom 11. Juni 1953, LWB- 
Archiv, WS I, 1b, Kommission für Weltdienst, 1953-54). 


4. Es ist deutlich, daß die Unterstützung des LWB von Anfang an darauf abzielte, in 
den Empfängerkirchen Eigenständigkeit zu ermöglichen. Hat man dieses Ziel er- 
reicht? Bei zwischenkirchlichen Hilfeprojekten wurde es immer angestrebt, noch 
deutlicher im Fall in Hongkong. Diese Frage stellt sich in den fünfzig Jahren seit 
Bestehen des Weltdienstes. 
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5. Konnte man materielle und geistliche Hilfe miteinander verbinden? In der 
Situation nach dem Zweiten Weltkrieg war materielle Hilfe besonders vordringlich, 
aber selbst damals wollte man die Hilfe auch auf den geistlichen oder seelsorgerlichen 
Bereich ausdehnen. Anfänglich sprach man von einem „sowohl-als-auch“, Auf diesem 
Hintergrund war es unvermeidlich, daß man sich darüber Gedanken machte, wie sehr 
die Ideologie kirchliche Programme beeinflussen durfte. Franklin Clark Fry, der drit- 
te Präsident des Weltbundes (vgl. S. 386ff.), sagte, indem er für umfassende Hilfe an 
die deutschen Kirchen plädierte, daß er gegen „den Einsatz des Hungers als Instru- 
ment der Außenpolitik“ sei. Gewiß war auf den Vollversammlungen von Lund und 
Hannover und auch später die Situation der Kirchen in der Welt immer wieder ein 
Gegenstand der Diskussion. In den fünfziger Jahren wurde diese Diskussion durch Er- 
eignisse wie den Aufstand in Ungarn 1956 noch intensiver. Doch kann man sich fra- 
gen, ob der Weltdienst dies schon damals erkannt hat. Fragen im Zusammenhang mit 

„Grundursachen“ und „struktureller Entwicklung“ erschienen auf der Tagesordnung 
des Weltdienstes erst viel später und dann auch nur als ein Teil des Umgangs mit sı 
alethischen Fragen im LWB. Anfänglich wurde Dienst mehr als eine provisorische 
Aufgabe des Weltbundes betrachtet. Das zeigt sich in Stewart Hermans Kommentar, 
der rückblickend betont, er habe seinerzeit die Arbeit beim Weltdienst aufgenommen, 
ohne zu wissen, wie lange seine Amtszeit dauern würde: „Wir waren überzeugt, daß 
es darum ginge, Deutschland zu normalen Bedingungen zu verhelfen, und nach ein 
paar Jahren wäre alles vorbei“ (mündliche Mitteilung, 1994). Als aber der weltweite 
Dienst ein fester Teil der Arbeit des Weltbundes geworden war, konnte auch die 
Abteilung Weltdienst den grundlegenden theologischen, politischen und sozialethi- 
schen Fragen nicht mehr ausweichen. 














VORSTOß ÜBER EUROPA HINAUS - DIE ZWEITE PHASE 


Ungefähr 1960 fand in der diakonischen Arbeit des Lutherischen Weltbundes ein 
Umschwung statt. Diese Veränderung läßt sich nicht durch einen einzelnen Beschluß, 
durch ein bestimmtes Treffen oder eine bestimmte Konsultation belegen. Es sind viel- 
mehr eine Reihe von Faktoren, die in jener Zeit zu der Veränderung führten. 


1. In Europa gab es keinen Bedarf mehr für ein Flüchtlingsprogramm, auch wenn die 
Ereignisse des Jahres 1956 in Ungarn ein wichtiges Arbeitsgebiet des Weltdienstes ge- 
wesen waren. 


2. Außerhalb Europas in der südlichen Hemisphäre entstanden in den fünfziger und 
sechziger Jahren als Ergebnis verschiedener Befreiungskämpfe neue Staaten. Was 
diese Staaten brauchten, waren Erholung von den Auswirkungen der kolonialen Ver- 
gangenheit und ein neues Bewußtsein der Unabhängigkeit. In den meisten Fällen 
waren die Lebensumstände katastrophal. Nicht nur Nothilfe, sondern auch langfristi- 
ge Unterstützung von seiten der etablierten Kirchen waren nötig. Das alles brachte es 
mit sich, daß der Weltbund sowohl das Mandat als auch die Strategie des Dienstes neu 
definieren mußte. 
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3. Zu jener Zeit wurde die Bundesrepublik Deutschland, die noch wenige Jahre zuvor 
zu den Empfängern gehört hatte, zu einem wichtiger Geberland. 


4. Das LWB-Sekretariat wurde umstrukturiert. Dabei sind vor allem zwei Verände- 
rungen wichtig, nämlich die Errichtung des Gemeinschaftsbezogenen Entwicklungs- 
dienstes im Jahre 1962 und die Gründung eines Referats für Studien und soziale 
Anliegen im Jahre 1965. 


5. Mitte der fünfziger Jahre führte der Weltbund regionale Konferenzen durch, die zur 
Folge hatten, daß auf den Kontinenten separate Zusammenschlüsse entstanden — ein 
Hinweis darauf, daß die Hilfeleistung den jeweiligen Gegebenheiten angepaßt werden 
mußte. Diese regionalen Zusammenschlüsse können als ein erster Ausdruck der „Re- 
gionalisierung“, die gegenwärtig verstärkt vorangetrieben wird, betrachtet werden. Sie 
trugen dazu bei, daß regionale ökumenische Zusammenschlüsse wie die Gesamtafri- 
kanische Kirchenkonferenz und die Ostasiatische christliche Konferenz entstanden. 
Infolgedessen mußte sich für den Weltbund die Vertretung in Entscheidungsgremien 
wie der Kommission für Weltdienst und dem Leitenden Ausschuß für den Entwick- 
lungsdienst ändern. Es dauerte lange, bis diese Veränderungen vorgenommen wurden. 


6. In den fünfziger Jahren zeichneten sich neue Fragen und Themen ab, die mit dem 
Verständnis des Dienstes im LWB zu tun hatten. In den sechziger Jahren traten sie 
deutlich zutage. Dabei ging es vor allem um die Beziehungen zwischen „Gebern“ und 
„Empfängern“. Dazu gehört, daß auch das Verhältnis zwischen dem auf Barmherzig- 
keit und Wohltätigkeit basierenden Verständnis christlichen Dienstes und dem Anlie- 
gen der Förderung einer strukturellen Entwicklung sowie zwischen dem traditionellen 
Verständnis des kirchlichen Missionsauftrags und neueren Ansätzen zur zwischen- 
kirchlichen Hilfe bedacht werden mußte. Die Diskussion dieser Fragen führte im 
Weltbund zu neuen konzeptionellen Ansätzen, aber auch zu schwierigen und zuwei- 
len schmerzlichen Auseinandersetzungen. 





Der Übergangscharakter dieser Zeit in der Geschichte des LWB zeigt sich an der 
Tagung der Kommission für Weltdienst im Jahre 1962. Paul Empie, der Vorsitzende, 
gab seiner Besorgnis darüber Ausdruck, daß die der Kommission vorgelegten Pro- 
gramme noch immer zu sehr die Situation nach dem Zweiten Weltkrieg im Auge 
hatten. Der Schriftführer der Kommission, Henrik Hauge aus Norwegen, hielt dem 
entgegen, daß die umgekehrte Gefahr ebenfalls beachtet werden müsse, daß nämlich 
Programme aufgrund von neuen, aber nur kurzlebigen Prioritäten durchgeführt wür- 
den. Wie vieles andere in der Geschichte des Weltbundes waren diese Fragen schwie- 
rig zu beantworten, auch wenn sie den Kontext für neue Vorstöße in der Arbeit des 
LWB schufen. 


AFRIKA - TANSANIA 
Anfang der sechziger Jahre war Tansania eines der Länder, das aus der Hilfe des 


Lutherischen Weltdienstes großen Nutzen zog. Seit der Kolonialzeit (Tanganjika) 
waren lutherische Missionare dort tätig gewesen. Dazu kam, daß Julius Nyerere, der 
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erste Präsident dieses 1964 unabhängig gewordenen Landes, ein von Visionen und 
Verantwortungsgefühl geprägtes Klima geschaffen hatte. Nyerere hatte die besondere 
Fähigkeit, zwischen den Parteien, Stämmen und Religionen in der Gesellschaft Tan- 
sanias zu vermitteln und Versöhnung zu schaffen. 


In den Jahren unmittelbar nach der Unabhängigkeit Tansanias war die Zahl der Flücht- 
linge besonders hoch. Tausende von Flüchtlingen strömten aus Mosambik, Rwanda, 
Burundi und dem Kongo (heute Zaire) nach Tansania. 1963 erhielten 30000 Flücht- 
linge Hilfe von lutherischen Hilfswerken. Mit der gleichzeitig erfolgenden Öffnung 
einer Außenstelle des LWB-Weltdienstes in Tansania war beabsichtigt, ein Programm 
für Flüchtlingshilfe und für Wiederansiedlung einzuleiten. So wurde der Christliche 
Flüchtlingsdienst von Tanganjika (Tanganyika Christian Refugee Service, TCRS) 
gegründet. 


Der Hintergrund dieser Gründung ist aufschlußreich. Bischof Bengt Sundkler aus 
Schweden war damals Bischof von Bukoba in der Evangelischen Kirche von 
Nordwesttanganjika. Er wandte sich nach Genf, um den Flüchtlingen helfen zu kön- 
nen. Er verwies auf Vorstöße vor Ort, bemerkte aber, daß die Not weit über das hin- 
ausginge, was die Ortskirche tun könnte. Bruno Muetzelfeldt vom lutherischen Welt- 
dienst antwortete Sundkler wie folgt: 
„Entsprechend seiner Tradition, Flüchtlingen auf der ganzen Welt zu helfen, ist der LWB 
bereit, die Möglichkeit ernsthaft zu prüfen, Kapital und andere Ressourcen, auch perso- 
neller Art, aufzubringen, um den Flüchtlingen in Tanganjika zu helfen. In Übereinstim- 
mung mit unseren Grundsätzen handeln wir aber nur in Zusammenarbeit mit der luthe- 
rischen Ortskirche in dem betreffenden Gebiet. Aus diesem Grund bitten wir Sie um 
Ihren Rat, bevor wir weitere Schritte ergreifen.“ (Brief vom 22. Mai 1962 von Muet- 
zelfeldt an Sundkler; LWB-Archiv, Tanganyika Christian Refugee Service). 





Nicht viel später wurden die entsprechenden Schritte getroffen. 1963 wurde der TCRS 
als Koordinationsorgan gegründet. Da dieses Programm für die zukünftigen Pro- 
gramme in Afrika von Bedeutung war, wollen wir aus der Aufgabenbeschreibung 
zitieren. Dieser Vorschlag wurde von der Abteilung Weltdienst in Genf in Beratung 
mit dem Ökumenischen Rat der Kirchen formuliert. 


„Die folgenden beiden Methoden sind bei der Flüchtlingshilfe anzuwenden. 


1. Zusammenarbeit mit bestehenden Organisationen und Einrichtungen durch Bereit- 
stellung von Finanzmitteln für bestimmte Dienste, die diese Organisationen durchführen 
können und wollen. Angesichts der umfassenden Einrichtungen in den Kirchen in 
Tanganjika ist vorauszuschen, daß ein wesentlicher Teil des Programms mit dem direk- 
ten Einsatz der Einrichtungen dieser Kirchen und ihrer Dienststellen durchgeführt wer- 
den kann, vorausgesetzt daß die in diesem Programm vorgesehene Finanzhilfe nicht an 
die Stelle der von diesen Kirchen zur Zeit verfügbaren Ressourcen tritt, sondern die 
Möglichkeit schafft, daß diese Kirchen ihre Dienste ausbauen können, um bestimmte 
Bedürfnisse der Flüchtlinge zu decken. Gleichzeitig können auch säkulare Organisatio- 
nen für bestimmte Dienste an den Flüchtlingen eingesetzt werden, vorausgesetzt daß nur 
solche säkularen Organisationen angefragt werden, die der christlichen Natur des Pro- 
grammziels zustimmen. 


2. Entwicklung von Hilfsoperationen für Flüchtlinge, die die Einrichtungen der Kirchen 
oder des Gemeinwesens zur Zeit nicht erbringen können (aus: Programme Proposals for 
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Unterzeichnung eines Übereinkommens zwischen dem Hohen Flüchtlingskommissar der Ver- 
einten Nationen, der Vereinigten Republik Tansania und dem LWB über dörfliche Ansied- 
lungsprojekte in Tansania. Erste Reihe (v.1. n.r.): R. Wambura, Tansania, Prinz Sadruddin Aga 
Khan, Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen, Bruno Muetzelfeldt, LWB. Zweite 
Reihe (v.I.n.r.); M. Kamuntu, Tan: Otto Gobius, Vereinte Nationen, Brian Neldner, LWB, 
und Eugene Ries, LWB. Die Unterzeichnung fand im UNO-Gebäude in Genf im Mai 1967 statt. 












Ecumenical Assistance to Refugees in Tanganyika, ausgearbeitet von Brian W. Neldner 
und Joseph Thomsen, dem damaligen Direktor des LWB-Weltdienstes in Jerusalem; 
Dokument im Besitz von Neldner). 


Nach den Grundsätzen des LWB sollten die Flüchtlingsniederlassungen vier Jahre 
nach ihrer Gründung selbsttragend und nach acht Jahren in die Gesellschaft integriert 
sein. Dieser Plan wurde in Tansania mehr oder weniger eingehalten, obgleich der 
Flüchtlingsstrom nach Tansania bis heute nicht nachgelassen, sondern sogar noch 
zugenommen hat. 


Der TCRS war auch wegen seiner ökumenischen Ausrichtung bedeutend. Die Welt- 
dienst-Außenstelle arbeitete sowohl im Namen des Weltbundes als auch des Öku- 
menischen Rates der Kirchen. Ihre Arbeitsaufgaben wurden in Zusammenarbeit mit 
der tansanischen Regierung, den Vereinten Nationen und dem Christenrat von Tansa- 
nia ausgearbeitet. Das Verhältnis, das sich in den langen Jahren zwischen dem TCRS 
und der lutherischen Mitgliedskirche, der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Tansa- 
nia, heranbildete, ist ein gutes Beispiel für das Engagement, aber auch für die bei kon- 
fessionell-ökumenischer Arbeit auftretenden Spannungen. 
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Ein wichtiger Grund, warum der Schwerpunkt auf Tansania lag, war das enorme Defi- 
zit der Nation im Bereich der Krankenfürsorge. Als das Land unabhängig wurde, gab 
es für die 9 Millionen Einwohner Tansanias nicht mehr als etwa 650 Ärzte, während 
mindestens 4500 nötig gewesen wären. Da aber die Kirchen und die Missionswerke 
neben den Regierungszuschüssen fast 50 Prozent der finanziellen Mittel für die Ge- 
sundheitsdienste in Tansania aufbrachten, war es selbstverständlich, daß sie bei der 
strukturellen Reform des Gesundheitssystems des Landes mitreden wollten. Es war 
ein deutscher Arzt, Otto Walter, der — in einem Krankenhaus in Bumbuli arbeitend — 
einen Plan für die Errichtung eines neuen Krankenhauses bei Moshi in der Nähe des 
Kilimandscharos vorlegte. Walter schlug die Errichtung eines medizinischen Zen- 
trums mit 400 Betten vor, das mit den besten technischen Einrichtungen ausgestattet 
werden sollte. Er sagte, daß dieses Krankenhaus mit den erforderlichen finanziellen 
Mittel ausgestattet und ein Ausbildungszentrum für medizinische Assistenten, Kran- 
kenschwestern und Hebammen werden solle. Und er schlug die Durchführung des 
Programms in zwei Phasen vor: während der ersten Phase solle das nötige Personal 
gesucht und während der zweiten mit dem Bau und der Inbetriebnahme des Zentrums 
begonnen werden. 





Das aus diesem Entwurf entstandene Kilimanjaro Christian Medical Center war das 
größte Einzelprojekt, das vom Gemeinschaftsbezogenen Entwicklungsdienst des 
LWB je unterstützt wurde (LWB-Archiv: WS/IA 4a.; Memorandum von Otto Walter, 
März 1961, vgl. auch Christa Held, CDS Overview, 1962-1990). 


ASIEN 


Anfang der sechziger Jahre begann der LWB-Weltdienst in Indien, Pakistan und Ban- 
gladesch mehrere Projekte. Eine ökumenische Gruppe von kirchlichen Hilfswerken 
gründete den bengalischen Flüchtlingsdienst (Bengal Refugee Service) für Flücht- 
linge aus Ostpakistan. Diese Gründung erfolgte nach verschiedenen Vorstößen und 
Vorschlägen im Weltflüchtlingsjahr 1960. Der Nationale Christenrat von Indien hatte 
mit der Abteilung für zwischenkirchliche Hilfe und dem Flüchtlingsdienst des Öku- 
menischen Rates der Kirchen die Zusammenarbeit aufgenommen, und der LWB- 
Weltdienst erklärte sich bereit, für 20 Prozent der Gesamtkosten dieses Projekts auf- 
zukommen. Voraussetzung war, daß sich die Partner über zwei mögliche Projekte eini- 
gen konnten, zu denen der LWB-Weltdienst dann beitragen würde (LWB-Archiv, 
WS/Ia, 1961/62, Bericht über eine Verhandlungsreise von Bruno Muetzelfeldt, 7.-15. 
November 1961). Innerhalb kurzer Zeit wurde eine Reihe zusätzlicher Projekte in der 
gleichen Region begonnen, bei denen es um Wiederansiedlung, Agrarentwicklung 
sowie um Nothilfe für Tausende von Menschen in Kalkutta ging. 


LAUFENDE VERPFLICHTUNGEN 


Obwohl sich in den sechziger Jahren der Schwerpunkt der Arbeit des Weltdienstes in 
die Dritte Welt verlagerte, wurde Anfang dieses Jahrzehnts ein Beauftragter für luthe- 
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rische Minderheitskirchen eingesetzt. Der Däne Paul Hansen (1920-1992) übernahm 
diese Aufgabe, die zunächst innerhalb der Abteilung Weltdienst und später in der 
Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit angesiedelt wurde. Diese Arbeit erstreckte 
sich über mehrere Jahrzehnte. Sie konzentrierte sich auf die lutherischen Kirchen in 
Osteuropa mit sozialistischen Regierungen, und selbstverständlich hatte diese Arbeit 
politische und gesellschaftliche Auswirkungen. 


Das Auguste Viktoria-Krankenhaus in Jerusalem war ebenfalls ein langfristiges Pro- 
jekt in der Arbeit des Weltdienstes. Dieses Krankenhaus wurde immer wichtiger, weil 
es das einzige größere Hospital in der Gegend war, das der palästinensischen Bevölke- 
rung zur Verfügung stand. Zugleich war es die Basis für kleinere Ambulatorien, die für 
die Menschen in Gaza und im Westjordanland zuständig waren. Über dieses Zeichen 
der Versöhnung inmitten der Spannungen zwischen Israelis und Palästinensern wurde 
aus verständlichen Gründen nicht viel gesprochen. 


Als Anfang der sechziger Jahre die offenen Feindseligkeiten aufhörten, war Nothilfe 
in Jerusalem nicht mehr nötig. Bis zu einem gewissen Grad konzentrierte sich die 
Arbeit des Auguste Viktoria-Krankenhauses jetzt auf Diakonie und Ausbildung unter 
der arabischen Bevölkerung. In dem geräumigen Krankenhausgebäude ließen sich 
Zentren für Berufsausbildung unterbringen. Gleichzeitig zielten die Verhandlungen 
mit den ehemaligen deutschen Eigentümern des Krankenhauses darauf, die rechtliche 
Situation zu klären, damit auch in Zukunft die nötigen Zuschüsse gesichert werden 
konnten (LWB-Archiv, WS/IA, 1961/62, Bericht von Bruno Muetzelfeldt über Pro- 
jekte in Jordanien, November 1961, vgl. auch seinen Bericht an die Kommission für 
Weltdienst, 1959, 1966-67). 


Während der kriegerischen Auseinandersetzungen des Jahres 1967 wurde das Au- 
guste Viktoria-Krankenhaus erneut schwer beschädigt. Wie zu erwarten war, hatte der 
neue Flüchtlingsstrom zur Folge, daß das Krankenhaus wieder Nothilfe leisten mußte. 
Das geschah zu einer Zeit, als man versuchte, den Schwerpunkt des Hospitals von 
Nothilfe auf Selbsthilfe zu verlegen. Gleichzeitig wurden die Programme für die von 
den Israelis nunmehr besetzten oder annektierten Gebiete Jerusalems den neuen 
Verwaltungsbedingungen angepaßt. Die Renovierung des Krankenhauses gehörte zu 
den dringendsten Aufgaben (vgl. Hanna Issa, Love in Action, S. 96ff.). 


In Hongkong ließ der Flüchtlingsstrom auch in den sechziger Jahren nicht nach, er 
nahm im Gegenteil sogar zu. Am 31. Dezember 1975 wurden die LWB-Flüchtlings- 
dienste an den Christenrat von Hongkong abgegeben. 


Die Hilfsprojekte des Weltdienstes in Hongkong wurden in der Folgezeit in Selbst- 
hilfeprojekte umgewandelt. Hilfe wurde nur nach einer gründlichen Untersuchung 
eines jedes einzelnen Falles gewährt. Damit wollte man die Rechenschaftspflicht ver- 
stärken, ungerechtfertigte Großzügigkeit vermeiden sowie die Empfänger zu größerer 
Eigenverantwortung anspornen. Muetzelfeldt sagte, daß die Strategie der Selbsthilfe 
ein Mittel sei, um von der Verpflichtung, den Lebensstandard zahlloser Menschen 
künstlich über die absolute Notwendigkeit hinaus anzuheben, Abstand zu nehmen. 
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Eine der Schwierigkeiten bei der Arbeit des LWB-Weltdienstes in Hongkong war die 
Bildung von Ausschüssen mit Mitgliedern aus den Ortskirchen, die stark genug waren, 
neue Aufgaben zu übernehmen. Bruno Muetzelfeldt beschrieb diese Situation wie 
folgt: 
„Es ist aber außerordentlich schade, daß die lutherische Kirche in Hongkong in der vor- 
aussehbaren Zukunft nicht stark genug sein wird, um unsere Tätigkeiten ganz oder zum 
Teil in Hongkong übernehmen zu können. Daraus folgt, daß das lutherische Zeugnis in 
dieser Gemeinschaft weiterhin durch die Abteilung Weltdienst erfolgen muß in der Hoff- 
nung, daß die lutherische Kirche in Hongkong sich verstärkt an diesem Programm betei- 
ligt“ (LWB-Archiv, WS/1 la, Dezember 1961; vgl. Bericht des Weltdienstdirektors an 
die Kommission für Weltdienst, 1966-67). 


DER GEMEINSCHAFTSBEZOGENE 
ENTWICKLUNGSDIENST 


Drei Faktoren gaben den Ausschlag, daß das LWB-Exekutivkomitee 1961 auf seiner 
Tagung in Warschau beschloß, den „‚Vermittlungs- und Bewertungsdienst für Projekte 
der Wirtschafts- und Sozialhilfe in Entwicklungsländern“, später kurz „Gemein- 
schaftsbezogener Entwicklungsdienst“ (Community Development Service, CDS) ge- 
nannt, zu gründen. 


Zum einen zeigte die Erfahrung mit LWB-Weltdienstprojekten in jüngeren luthe- 
rischen Kirchen, daß konkrete Gemeinwesenentwicklung erforderlich war. Die 
UNO-Kampagne „Freedom from Hunger“ bewirkte, daß die Nothilfe zurücktrat 
zugunsten der Schaffung nachhaltiger Strukturen im Bereich der Nahrungsmittel- 
versorgung, der ärztlichen Betreuung, der Ausbildung und der landwirtschaftlichen 
Produktion. 


Zum zweiten bestand im LWB der Wunsch, Programme außerhalb Europas durchzu- 
führen, um damit sowohl den demographischen Gegebenheiten des Weltluthertums 
als auch den Ungleichheiten im Lebensstandard in der nördlichen und der südlichen 
Hemisphäre Rechnung zu tragen. 


Zum dritten erkannte man im LWB, daß die Distanz zwischen der Abteilung Welt- 
dienst und der Abteilung für Weltmission überbrückt bzw. daß zwischen den beiden 
Abteilungen ein konstruktives Arbeitsverhältnis geschaffen werden mußte. 


Beim Bestreben, Kriterien für die Definition und Durchführung von Arbeitsprojekten 
auszuarbeiten, mußte sich der CDS nicht nur mit praktischen Problemen auseinander- 
setzen, sondern stand auch vor der Notwendigkeit, Handlungsstrategien auszuarbei- 
ten. Ziel dieser Strategien sollte es sein, Projekte zu fördern, die im sozialen und wirt- 
schaftlichen Bereich angesiedelt waren, die sich in den Dienst ganzer Gemeinschaften 
stellten, die christliche Gemeinden vor Ort einbezogen und ihre Gesellschaftsver- 
antwortung förderten und die kirchlich getragen oder kirchlich orientiert waren. Nicht 
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berücksichtigt wurden vom CDS Projekte, für die Mittel auch aus anderen Quellen 
‚gewonnen werden konnten. Darüber hinaus wurden Richtlinien ausgearbeitet, die dem 
CDS gestatteten, in der Planung und der Projektabwicklung konsequent vorgehen zu 
können (vgl. Christa Held, CDS Overview). 


Für den CDS wurde ein Leitender Ausschuß eingesetzt, dem je zwei Mitglieder 
aus der Kommission für Weltdienst und der Kommission für Weltmission angehörten. 
Der erste Vorsitzende dieses Ausschusses war Fredrik Schiotz. Auf der LWB-Voll- 
versammlung in Evian (Frankreich) 1970 wurde Eugene Ries (* 1926) aus den Ver- 
einigten Staaten zum Beigeordneten Direktor der Abteilung Weltdienst und zum 
Direktor vom CDS ernannt. Ries hatte diese Doppelfunktion bis 1980 inne, als er 
Bruno Muetzelfeldt in der Aufgabe als Direktor der Abteilung Weltdienst nachfolgte. 
Christa Held (* 1931) aus der Bundesrepublik Deutschland wurde zur Direktorin vom 
CDS ernannt und bekleidete dieses Amt bis zu ihrer Pensionierung 1993. 


Von Anfang an war es klar, daß kein CDS-Projekt aus Mitteln finanziert werden soll- 
te, die für reguläre LWB-Programme zur Verfügung standen. Der Stab sollte die 
Handlungsfreiheit der Kirchen oder der Geberorganisationen, direkte Kontakte aufzu- 
nehmen oder Vereinbarungen abzuschließen, nicht einschränken. Es wurde auch dar- 
auf verwiesen, daß die Verantwortung für die Durchführung der Projekte bei den 
Empfängern und nicht bei dem CDS lag. 





Obgleich der CDS von Anfang an für die Kirchen in der südlichen Hemisphäre ge- 
dacht war, stammten die ersten Mitglieder des Leitenden Ausschusses ausschließlich 
aus den nördlichen Geberkirchen. Der Vorsitzende war aus den Vereinigten Staaten, 
zwei Mitglieder kamen aus Skandinavien und zwei aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Erst 1971 änderte sich dies, als Joel Ngeiyamu zum Vorsitzenden gewählt wurde 
und dem Ausschuß fortan Mitglieder aus Indonesien, Brasilien, den Vereinigten Staa- 
ten und der Bundesrepublik Deutschland angehörten. 





Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß einer der Faktoren für die Gründung des 
CDS der Wunsch war, zwischen den Abteilungen Weltdienst und Weltmission engere 
Arbeitsbeziehungen herzustellen. Auf dieses Ziel war die administrative Struktur des 
CDS ausgerichtet. Sie war das Ergebnis eines Kompromisses zwischen beiden Ab- 
teilungen und wurde in einem Beschluß festgelegt, der von 1964 bis 1970 in Kraft war. 
Für viele stellte sich dieser Kompromiß, der Konflikte zu vermeiden suchte, jedoch als 
ineffizient heraus. Zum Beispiel waren die Gebietsreferenten in der Abteilung für 
Weltmission verantwortlich für CDS-Aktivitäten in Asien und Afrika, während die 
Stabsmitglieder in der Abteilung für Weltmission verantwortlich waren für Latein- 
amerika und die gesamte Kapitalbeschaffung. 


Eine grundlegende Kritik des CDS in den Anfangsjahren wurde vom Leitenden Aus- 
schuß schon 1963 selbst aufgenommen. Aufgrund von Erfahrungen aus einem Pro- 
jektbesuch wurde mit großer Offenheit über die Notwendigkeit von Änderungen 
nachgedacht. 
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DAS REFERAT FÜR DIAKONIE 
UND SOZIALE VERANTWORTUNG 


Die Errichtung eines Referats für Diakonie und soziale Verantwortung innerhalb der 
Abteilung Weltdienst im Jahre 1964 fand zu einer Zeit statt, als sowohl die LWB- 
Struktur als auch die Frage von Theologie und Sozialethik auf der Tagesordnung 
standen. Zwischen der Gründung des CDS als Programmeinheit und der eines Re- 
ferats für Diakonie und soziale Verantwortung als Studienbüro besteht eine deut- 
liche Verbindung. Letzteres muß auch im Licht der Debatte über Rechtfertigung und 
Gerechtigkeit auf der Vollversammlung in Helsinki im Jahre 1963 gesehen werden 
(vgl. S. 324ff.). Der Kern dieser Debatte, die damals nicht zum Abschluß kam und 
auch heute noch ungelöst ist, erschien als erster Punkt auf der Tagesordnung des neuen 
Referates mit der Empfehlung, mit der Theologischen Abteilung zusammenzu- 
arbeiten, 











Schon zwanzig Jahre früher hatten lutherische Theologen aus den nordeuropäischen 
Ländern eine Definition des Luthertums erarbeitet, nach der das Evangelium eine 
Dimension sozialpolitischer Verantwortung der Christen aufweist. Wie im 1. Kapitel 
ausgeführt wurde, war es die Zielrichtung dieser Neuinterpretation, den Konservatis- 
mus einer auf die „Schöpfungsordnungen“ ausgerichteten Theologie ebenso wie eine 
pietistisch begründete Trennung zwischen den beiden Reichen zurückzuweisen. In 
den Folgejahren hielt die Diskussion über diese Fragen an, nicht zuletzt in Europa und 
besonders in Deutschland, wo kontroverse Debatten über politische Ethik geführt 
wurden. Gleichzeitig wollten die Angehörigen der Kirchen in der südlichen Hemi- 
sphäre, deren Leben von kolonialer Vergangenheit und wirtschaftlicher Abhängigkeit 
geprägt war, daß im Licht ihrer eigenen politischen Situation offen über gesellschaft- 
liche Fragen diskutiert wurde. 


Der deutsche Theologe Christian Walther (* 1927) wurde zum Leiter dieses neuen 
Referats für Diakonie und soziale Verantwortung ernannt. Im Jahre 1966 erschien her- 
ausgegeben von ihm als Beiheft zur Lutherischen Rundschau ein Band mit dem Titel 
„Glaube und Gesellschaft. Beiträge zur Sozialethik“. Dieses Heft war das Ergebnis 
des neuen Studienvorstoßes. Es enthält Beiträge aus den Vereinigten Staaten von 
Joseph Sittler und Carl Reuss, aus Deutschland von Wolfgang Trillhaas und Trutz 
Rendtorff sowie aus Nordeuropa von Tor Aukrust. 


STRATEGIEN DER DIENSTLEISTUNG 
— DIE SECHZIGER JAHRE 


In den sechziger Jahren waren es vor allem zwei Personen, die dem Dienst im Luthe- 
rischen Weltbund ihren Stempel aufdrückten. Die eine war Paul Empie (1909-1979) 
aus den Vereinigten Staaten, der schon seit der Gründung des Weltbundes mitgearbei- 
tet hatte und in den sechziger Jahren Vorsitzender der LWB-Kommission für Welt- 
dienst war, Die zweite herausragende Gestalt war Bruno Muetzelfeldt aus Australien, 
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der 1961 Direktor der Abteilung Weltdienst wurde und das Amt bis 1980 innehatte. 
Muetzelfeldt war ein konservativer Theologe, der neuen Moden mit Argwohn begeg- 
nete, sich jedoch als ein ausgezeichneter Administrator erwies und den Weltdienst effi- 
zient durch eine Periode kontinuierlichen Wachstums steuerte. 


Es ist keine Übertreibung festzustellen, daß in den sechziger Jahren die Genfer Zen- 
trale des Weltdienstes an Stärke gewann. Gleichwohl wurde die Kluft zwischen dem, 
was getan werden konnte, und den Notwendigkeiten in der Welt, besonders in den 
Ländern der Zweidrittelwelt, nicht kleiner. Trotz der Hilfs- und Entwicklungstätigkeit 
des LWB und anderer Organisationen verschlechterte sich die Situation in den 
Entwicklungsländern. 


Politische Unruhen, die aus neuen wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten 
entstanden, verschlimmerten die katastrophale Situation. In diesem Zusammenhang 
stellte Muetzelfeldt die Frage, ob der christlichen Hilfsarbeit nicht die Gefahr der Zer- 
mürbung drohe. Nur von „Ermüdung des Mitgefühls“ zu sprechen war ihm zu vage; 
er schlug dagegen den Ausdruck „Verzweiflung des Mitgefühls“ vor. 


Angesichts dieses Dilemmas konzentrierte sich Muetzelfeldt auf das Verhältnis von 
öffentlichen und staatlichen Hilfsquellen auf der einen und den von der Kirche und 
privaten Werken getragenen Bemühungen auf der anderen Seite. Die Suche nach der 
rechten Verhältnisbestimmung war eine Schlüsselfrage bei allen Diskussionen über 
Hilfs- und Entwicklungsstrategien. Für Muetzelfeldt war es wesentlich, daß die Chri- 
sten selbstkritisch untersuchten, warum sie nicht in der Lage waren, die Politik ihrer 
jeweiligen Regierungen zu beeinflussen. 





Mueizelfeldt war überzeugt, daß staatliche Steuern das Mitgefühl nicht ersetzen konn- 
ten, aber er betonte, daß das Verhältnis beider zueinander wichtig sei: „Dieser ganze 
Bereich christlichen Dienstes muß neu untersucht werden; nicht um die Opferbereit- 
schaft oder christlich motivierte Programme zu ersetzen, sondern um der Gesamt- 
schau der christlichen Sozialverantwortung ein neues Element beizufügen.“ 


Muetzelfeldt wollte alle verfügbaren Ressourcen mobilisieren, um die Dienstprojekte 
durchführen zu können. Er ließ sich auch von negativen Erfahrungen nicht entmuti- 
gen. Ebensowenig ließ er sich durch den praxisorientierten Charakter der Abteilung 
Weltdienst davon abbringen, die Arbeit theologisch zu prüfen. In seinem Bericht von 
1966-67 kommentierte er die Errichtung eines Referats für Diakonie und soziale 
Verantwortung und bezog sich gleichzeitig auf den 450. Jahrestag der Reformation 
und auf Martin Luthers Predigt über Lukas 6, 36ff. Muetzelfeldt unterstrich die Not- 
wendigkeit, die lutherische Unterscheidung zwischen Glauben und Werken als Vor- 
aussetzung für die politische Verantwortung der Christen zu beachten. Gleichzeitig 
gab er eine kritische Beurteilung der „Theologie der Revolution“, die damals populär 
war und auch von Mitarbeitern des LWB-Stab favorisiert wurde. Muetzelfeldt warnte 
vor einer unkritischen Übernahme dieser Modeströmung, fügte jedoch auch hinzu, 
daß die Kirchen nicht versäumen sollten, die Defizite in ihrer Geschichte selbstkri- 
tisch zu prüfen. 
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AUSBAU, DEBATTE UND REORIENTIERUNG 
— DIE DRITTE PHASE 


Weitreichende Veränderungen fanden in der diakonischen Arbeit des LWB seit der 
Vollversammlung in Evian im Jahre 1970 statt. Sie wirken bis heute fort. Fünf kon- 
krete Faktoren spiegeln diesen Übergangsprozeß wider: 


1. Der Schwerpunkt bei den Programmen verlagerte sich angesichts der immer grö- 
Beren Kluft zwischen Norden und Süden von Europa in die Zweidrittelwelt. Die damit 
verbundenen Spannungen bestimmten die Tagesordnung des Weltdienstes. 


2. In den siebziger Jahren erschienen neue Krisenpunkte. Die Ost-West-Spannungen 
waren nicht mehr auf Europa beschränkt; neue Themen im Zusammenhang mit sozi- 
alpolitischen Ideologien tauchten im Kampf der Kirche gegen alle Formen von Unge- 
rechtigkeit auf; neue Fragen in bezug auf Menschenrechte wurden sichtbar. Alle diese 
Themen verdichteten sich in der Frage der Rolle der Kirche beim Kampf gegen die 
Apartheidspolitik in Südafrika. 


3. Das Genfer Sekretariat des Weltbundes wurde in dieser Periode zweimal umstruk- 
turiert, Zunächst als Resultat der Beschlüsse des Exekutivkomitees im Jahre 1969 und 
sodann als Folge der von der Achten Vollversammlung in Curitiba im Jahre 1990 
gefaßten Beschlüsse zur Strukturveränderung. Die Veränderungen waren einschnei- 
dend und führten zu Auseinandersetzungen. 


4. In beiden Fällen sollte der Umstrukturierungsprozeß die Zusammenarbeit im Gen- 
fer Sekretariat verbessern. Die Folge aber waren Mißverständnisse, Frustrationen und 
Rivalität. Das war der Fall bei abteilungsübergreifenden Themenstellungen, aber auch 
bei den Beziehungen zwischen Genf, den Mitgliedskirchen und im Falle des Welt- 
dienstes dem Stab und den Außenstellen. 


5. In diese Zeit fielen wichtige Debatten. Zu nennen sind insbesondere die Diskussion 
über Verkündigung und menschliche Entwicklung, über die Grundursachen sozialer 
und wirtschaftlicher Ungerechtigkeit sowie die über die Beziehungen zwischen kon- 
fessionellen und ökumenischen Strategien bei der Dienstleistung. 


EUROPA 


Obwohl sich die Arbeit grundsätzlich von Europa in die Zweidrittelwelt verlagerte, 
muß doch im einzelnen differenziert werden. Die europäischen Minderheitskirchen, 
vor allem die in Osteuropa, brauchten noch immer Unterstützung. Von 1969 an wurde 
die Verantwortung für den Dienst an diesen Kirchen von der Abteilung Weltdienst in 
die Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit, die Nachfolgerin der Missionsabtei- 
lung, verlegt. Die Komplexität der Situation in Europa zeigt sich weiterhin an der Tat- 
sache, daß die lutherischen Kirchen der damaligen Deutschen Demokratischen Repu- 
blik ebenfalls begannen, bedürftige Länder außerhalb Europas zu unterstützen. 
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Unterstützung erhielten vor allem jene europäischen Kirchen, die unter marxistischer 
Herrschaft lebten. Die Lutherische Kirche in Ungarn, einem relativ wohlhabenden 
Land, berichtete 1967, daß „die Unterstützung von außen sich äußerst wohltuend auf 
das kirchliche Leben und die Bereitschaft der Gemeinde, Opfer zu bringen, auswirke“. 
Es bestand keine Absicht, diese Unterstützung einzustellen, obgleich man immer mehr 
darauf hinarbeitete, auch in den Minderheitskirchen Autarkie zu erreichen. Das war 
auch das Ziel in den westeuropäischen Minderheitskirchen, wo durch die wirtschaft- 
lichen und sozialen Umstände Autarkie leichter möglich schien. 


Die kleine lutherische Kirche in Großbritannien mag als Beispiel dienen, wie zwi- 
schenkirchliche Hilfe in Westeuropa angegangen wurde. Auf der Tagung der Kom- 
mission für Weltdienst im Jahre 1970 führte die Kommission über die Arbeit in Eng- 
land folgendes aus: 





„Unserer Meinung nach ist es nicht angebracht, daß der LWB die lutherischen Akti- 
vitäten in Großbritannien weiterhin in großem Stil unterstützt. Vielmehr sollte nach 
unserer Überzeugung diese Unterstützung auf der Grundlage beschränkter, aber spezi- 
fischer Ziele weitergeführt werden.“ 


Diese Auffassung, Minderheitskirchen nicht in jedem Fall zu unterstützen, wurde mit 
folgenden Argumenten begründet: 


„Der LWB sollte die Verantwortung übernehmen, Gruppen zu unterstützen, die einer 
kontinentalen lutherischen Tradition verpflichtet sind und die fest entschlossen sind, 
ihren Gottesdienst und die Bezeugung des Evangeliums weiterhin nach dieser Tradition 
zu gestalten. Diese Unterstützung sollte aber nur so lange erfolgen, wie diese Gruppen 
sich ernsthaft bemühen, sich auf eigene Füße zu stellen. Wenn diese Gruppen zahlen- 
mäßig abnehmen, sollte die Unterstützung nur gewährt werden, wenn sie enger mit einer 
anderen lutherischen Gruppe in Großbritannien zusammenarbeiten oder sich ihr an- 
schließen, damit Wort und Sakrament den verbleibenden Mitgliedern jeglichen Alters 
weiterhin zur Verfügung stehen. 





Dabei ging es nicht nur um eine finanzielle, sondern auch um eine ökumenische 
Herausforderung. 


Die vordringliche Aufgabe des LWB in Großbritannien, die nach 1969 in der Abtei- 
lung für kirchliche Zusammenarbeit angesiedelt wurde, bestand darin, die lutheri- 
schen Gemeinden in die Lage zu versetzen, in einem ökumenisch offenen Klima den 
Weg zur Autarkie zu finden. Die Tatsache, daß der Weltbund zwei lutherische Dozen- 
ten im Mansfield College, Oxford (1957-1995), und im Selly Oak College, Birming- 
ham (1970-1994), finanzierte, kann als Beitrag zur Stärkung der lutherischen Pfarrer- 
schaft wie als ökumenischer Beitrag im Vereinigten Königreich von seiten des Welt- 
luthertums gesehen werden. 


DER NAHE OSTEN 


In den sechziger Jahre wurde eine Doppelstrategie in der Dienstarbeit des Nahen 
Ostens verfolgt. Einerseits wurden Autonomiebestrebungen unterstützt, andererseits 
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fanden Verhandlungen mit den ehemaligen deutschen Eigentümern eines jetzt dem 
Weltbund anvertrauten Besitztums sowie mit internationalen Organisationen, vor- 
nehmlich den Vereinten Nationen, statt, um die finanzielle Unterstützung aus externen 
Quellen zu sichern. Es ist klar, daß die politischen Entwicklungen in der Region es 
dem LWB unmöglich machten, sich seinen Verpflichtungen zu entziehen. Ob der 
gegenwärtige Friedensprozeß die Situation grundlegend verändern wird, bleibt offen. 


Die vom LWB bis 1977 in Syrien durchgeführten Projekte waren erfolgreich, beson- 
ders im Blick auf den politischen Kontext. Es ist darauf hingewiesen worden, daß der 
LWB als die einzige christliche Organisation in Syrien seit 1952 ununterbrochen tätig 
gewesen ist. Im gleichen Zusammenhang wurde auch die gute Zusammenarbeit mit 
den jeweiligen Regierungsstellen und den Beamten der UNRWA erwähnt (Procee- 
dings, LWB-Kommission für Weltdienst, 1969). 





Das Auguste Viktoria-Krankenhaus in Jerusalem brauchte weiterhin Unterstützung, 
nicht zuletzt wegen des schlechten Zustandes der Gebäude und des nicht nachlassen- 
den Stroms von Patienten. Nach 1970 wurden Verhandlungen mit verschiedenen Part- 
nern geführt. Auch die israelische Regierung nahm daran teil und erklärte sich zu 
Wiedergutmachungszahlungen für die im Sechstagekrieg von 1967 entstandenen 
Schäden bereit. Ähnliche Gespräche wurden mit Vertretern der OPEC-Staaten ge- 
führt. Anlaß war, daß das Krankenhaus 1987 aufgefordert wurde, 20 Prozent seiner 
Kapazität für medizinische Fälle aus dem Gaza-Streifen, der unter chronischem Man- 
gel an ärztlicher Betreuung litt, zu reservieren (Bericht des Weltdienstdirektors an das 
Exekutivkomitee, 1987, $ 30). Der Löwenanteil der Beiträge für das Krankenhaus 
kam jedoch von deutschen Hilfswerken — eine Folge der Arbeit von Otto Walter aus 
der Bundesrepublik Deutschland, der mit der Koordination der Renovierung des 
Hospitals beauftragt war. 


DER FERNE OSTEN 


In Hongkong, dem ältesten Arbeitsfeld des LWB in Asien, fanden die ersten Schritte 
in Richtung Autonomie statt. Die finanzielle und administrative Verantwortung für die 
dortigen Projekte gingen im Dezember 1975 an den Christenrat von Hongkong über, 
und die Nahrungsmittelverteilung erging, wo erforderlich, auf der Basis von „Food for 
Work“ [Essen für Arbeit] (Proceedings, Kom n für Weltdienst, 1972, 1973). Zu 
jener Zeit prüfte der LWB erstmals die Möglichkeit, Projekte in der Volksrepublik 
China durchzuführen. Anfang der achtziger Jahre wurde nach Dürrekatastrophen und 
Überschwemmungen kurzfristig Nothilfe geleistet. 








Das größte LWB-Dienstprogramm war das in Bangladesch. Der Cooch Behar-Flücht- 
lingsdienst wurde zur Unterstützung von Flüchtlingen aus dem damaligen Ostpakistan 
eingerichtet. Neben dieser Flüchtlingsarbeit half das Programm auch bei der Einfüh- 
rung von Kleingewerbe, gab Unterstützung für die Landwirtschaft und organisierte 
Rehabilitationsprogramme für Frauen. Mit Programmen wie „Essen für Arbeit“ ziel- 
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Tretpumpe in Bangladesch, entwickelt vom Rangpur Dinapur Rural Service, ein gutes Beispiel 
situationsgerechter Bewässerungstechnologie für Kleinbauern. 


ten alle Aktivitäten ausdrücklich auf Autonomie ab (Bericht des Direktors für Welt- 
dienst, 1972-73). 


Auch in Indien war der Weltdienst tätig. Zu den Projekten gehörten ländliche Ent- 
wicklungsinitiativen, mit der die Anzahl der nach Kalkutta einströmenden Flüchtlinge 
gesenkt werden sollte. Seither wurden Einsätze in den Städten Indiens immer notwen- 
diger, doch war die zuständige Stelle für Katastrophenhilfe und Rehabilitation kaum 
in der Lage, angesichts der zahlreichen Naturkatastrophen, die das Land immer wie- 
der heimsuchen, allen Erwartungen gerecht zu werden (Bericht des Weltdienstdirek- 
tors an das Exekutivkomitee, 1987, $ 23 ff.). 





In der Berichtszeit begann der LWB-Weltdienst auch Programme in anderen Ländern 
Asiens: in Nepal (Trinkwasserprojekt), in Indonesien, auf den Philippinen und in 
Papua-Neuguinea. In Kambodscha gehörte der Weltdienst zu den Organisationen, die 
nach dem Fall von Pol Pot das erste nichtstaatliche Organisationskonsortium bildeten. 
Daraus entwickelte sich ein mit dem ÖRK koordiniertes Programm. Kambodscha war 
bekanntlich nach dem Fall von Pol Pot über ein Jahrzehnt vom Westen diplomatisch 
vollständig isoliert. Neben Indien und den Ländern des Ostblockes leisteten dort nur 
die nichtstaatlichen Organisationen und das Rote Kreuz Hilfe, 


AFRIKA 


In den letzten Jahren steht Afrika im Mittelpunkt internationaler Hilfsprogramme ein- 
schließlich der des LWB. Es ist kein Zufall, daß lutherische Kirchen auf diesem Kon- 
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tinent, etwa in Madagaskar, Äthiopien, Tansania und Nigeria, zu den am schnellsten 
wachsenden Kirchen in der Welt gehören. Doch befindet sich der ganze Kontinent in 
einer schwierigen Lage, die einen internationalen Einsatz erfordert, Sie ist charakteri- 
siert durch ethnische und religiöse Spannungen, hervorgerufen durch die von den 
Kolonialmächten willkürlich gezogenen Grenzen; durch Diktaturen, Bürgerkriege 
und politische Unruhen; schließlich durch Dürreperioden, Hungersnöte und Flücht- 
lingsbewegungen. Das alles steht dem Aufbau von beständigen sozialen und wirt- 
schaftlichen Strukturen, der Verbesserung der landwirtschaftlichen und industriellen 
Produktion, der Anhebung des allgemeinen Ausbildungsstandes und der Gesundheits 
versorgung im Wege. Der LWB handelt in Afrika auf Anfragen der Kirchen und ist 
auch dort tätig, wo keine lutherische Ortskirche als Partnerin vorhanden ist. Einige 
Schlaglichter sollen sein Engagement erhellen. 











Simbabwe wurde 1980 unabhängig. Mit der Unabhängigkeit trat an die Stelle der 
früheren weißen Minderheitsregierung eine schwarze Mehrheitsregierung. Die neue 
Regierung sah sich sofort einer enormen Herausforderung gegenüber, nämlich Tau- 
sende von simbabwischen Flüchtlingen, die in die Heimat zurückkehren wollten, zu 
repatriieren. Die Regierung betraute den LWB mit der Hauptverantwortung für diese 
Aufgabe, der daraufhin ein Weltdienstprogramm einrichtete. Die Anzahl der repa- 
triierten Flüchtlinge belief sich nach einem 1981 vorgelegten Bericht auf ungefähr 
41000. Die Arbeit ging trotz der Spannungen zwischen dem Weltbund und dem 
Christenrat von Simbabwe, zwischen dem Außenbüro des Weltdienst und dem Genfer 
Sekretariat sowie zwischen dem Nothilfebüro des Weltdienstes und dem Gemein- 
schaftsbezogenen Entwicklungsdienstes des LWB gut voran. 


Auch Namibia brauchte nach vielen Jahren des Kampfes um Unabhängigkeit von der 
weißen Herrschaft Südafrikas eine langfristige Unterstützung. Unzählige Namibier 
lebten im Exil, andere waren im Gefängnis oder kämpften unter schwierigen wirt- 
schaftlichen und sozialen Bedingungen ums Überleben. Zwar wurden viele der mit 
den lutherischen Kirchen durchgeführten Hilfs- und Entwicklungsprojekte von luthe- 
rischen Hilfswerken wie Finchurchaid und Danchurchaid direkt finanziert, doch war 
der LWB durch den CDS und durch andere Büros des Weltdienstes mitbeteiligt. 
Unmittelbar verantwortlich war der Weltbund für die Administration des Kirchenrates 
von Namibia, den Wiederaufbau der Lutherischen Owambokavango-Kirche (der spi 
teren Evangelisch-Lutherischen Kirche in Namibia), den Wiederaufbau der Druckerei 
und Kommunikationsanlage, die durch Bombenangriffe zerstört worden waren, für 
Gesundheits- und Ausbildungsprojekte sowie für den Ausbau eines Wasserversor- 
gungssystems. Zusammen mit anglikanischen und römisch-katholischen Partnern 
finanzierte der LWB ökumenische Seelsorger in Simbabwe und Tansania für die im 
Exil lebenden Namibier. 





Nach der Unabhängigkeit im Jahre 1989 kamen auf den lutherischen Weltdienst in 
Namibia neue Aufgaben zu. Dazu gehörte die Mithilfe bei der Repatriierung von 
Namibiern im Exil. Das veranlaßte den LWB, für die Dauer des Projektes eine Außen- 
stelle zu eröffnen. Ein wichtiger Teil der Aufgabe bestand darin, mehrere Tausende 
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von namibischen San („Buschmännern“) wieder anzusiedeln, die in die südafrikani- 
sche Armee eingezogen worden waren. Nach 1989 wurden auch neue Konzepte für die 
praktische Arbeit unter der Leitung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Namibia 
ausgearbeitet. 


Weitere diakonische Tätigkeiten wurden im südlichen Afrika durchgeführt sowohl vor 
als auch nach der Abschaffung der Apartheid in Südafrika. Bei vielen dieser Program- 
me ging es um die Rücl rung von Flüchtlingen in ihr Heimatland, um Schulungs- 
maßnahmen und um Berufsausbildung. Wichtig dabei war die ökumenische Arbeit in 
den sogenannten „Frontline-Staaten“, wo neue Kontakte zwischen christlichen Kir- 
chen, Befreiungsbewegungen und offiziellen Regierungen geknüpft wurden. 









Besonders anschaulich wird die Rolle des Weltdienstes in den politischen Ausein- 
andersetzungen, die den afrikanischen Kontinent seit Generationen kennzeichnen, bei 
der riskanten Hilfsoperation des LWB in der befreiten Zone in Mosambik. Nach 1970 
war diese Zone in der Hand der Befreiungsbewegung FRELIMO. Diese Arbeit mit 
FRELIMO war möglicherweise das wichtigste Unterstützungsprogramm in Mosam- 
führte auf jeden Fall dazu, daß nach der Befreiung des Landes internationale 
tliche Hilfseinsätze und Entwicklungsbestrebungen gute Aufnahme fanden. Die 
hichte dieses Unternehmens liest sich wie ein internationaler Thriller: das Pro- 
gramm wurde unter größter Geheimhaltung von Tansania aus durchgeführt, und es 
ging darum, Hunderte von Tonnen von Material, das in Schulen und Krankenhäusern 
benötigt wurde, heimlich durch die Kriegszonen zu transportieren. 












In Äthiopien war der Weltdienst in größerem Umfang tätig. Am bekanntesten ist sein 
Einsatz bei den seit 1984/85 mehrfach auftretenden Hungersnöten. Schon 1973/76 
war der LWB bei der Hungersnot tätig geworden. 1980 bildeten drei größere ameri- 
kanische Hilfswerke, Church World Service, Catholic Relief Services und Lutheran 
World Relief ein gemeinsames ökumenisches Programm, den Zwischenkirchlichen 
Einsatz am Horn von Afrika (Interchurch Response for the Horn of Africa/ICRHA). 
Der ICRHA ist eines der erfolgreichsten jüngsten Beispiele ökumenischer Zusam- 
menarbeit, und seine Arbeit führte 1984 zu einer Initiative des damaligen Direktors 
des LWB-Weltdienstes Eugene Ries. Im Februar dieses Jahres wurde vom Lutheri- 
schen Weltbund, dem Ökumenischen Rat der Kirchen, dem römisch-katholischen 
Hilfswerk Caritas Internationalis und Catholic Relief Services die „Aktion der Kir- 
chen gegen die Dürre in Afrika“ (Churches Drought Action in Africa/CDAA) ein- 
gesetzt. 












Nur durch ökumenische Zusammenarbeit konnten Nothilfeprojekte durchgeführt wer- 
den, die Afrika jedenfalls ein Minimum an Hilfe brachten. Ganze Regionen, die zı 
dem nicht innerhalb nationaler Grenzen lagen, brauchten eine Zukunftsstrategie, bei 
der es um Gegenmaßnahmen gegen das Abholzen der Wälder, um den Ausbau der 
Wasserversorgungssysteme, um die Anpflanzung von Setzlingen und um die Aus- 
bildung bis hin zur Agrarforschung ging. In Äthiopien sind diese Erfordernisse auf 
dem Hintergrund einer fast zehnjährigen marxistischen Diktatur, eines verheerenden 
Bürgerkrieges in den Provinzen des Nordostens und in Eritrea sowie von Flüchtlings- 
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strömen aus dem von Hungersnot und 
Krieg geschüttelten Somalia und dem Su- 
dan zu sehen. 





Die Geschichte von Hungersnot und Not- 
hilfe in Äthiopien muß aber auch im Zu- 
sammenhang mit den Beziehungen zwi- 
schen der Äthiopischen Evangelischen 
he Mekane Yesus, einer LWB-Mit- 
kirche, und der vorherrschenden 
en Orthodoxen Kirche gese- 
hen werden, Dieses Verhältnis war zu 
keiner Zeit einfach und ist bis heute von 
Spannungen gekennzeichnet, in deren 
Verlauf es sogar zu Gewalttätigkeiten 
gegen Lutheraner gekommen ist. Gleich- 
wohl arbeiteten seit 1986 die Orthodoxe 
Kirche, die lutherische Kirche sowie die 
kleine römisch-katholische Kirche in den 
Pi SE © schlimmsten Krisenjahren des äthiopi- 
ANE (des LWBzweilarenses SE Volkes in/derToint Relief Partner 
in Nouakchott, Mauretanien. Durch dieses Ship (IRP) zusammen. Es war die Zeit, 
1975 eingeleitete Projekt wurden 1200 Hek- als der Name „Churches Drought Action 
tar Sanddünen aufgeforstet. in Africa“ nicht mehr benutzt wurde und 
an dessen Stelle die Namen der einzelnen 
beteiligten Hilfswerke traten. Tatsächlich machten die internationalen Hilfswerke ihre 
Mitwirkung in JRP von der Bedingung abhängig, daß die äthiopischen Kirchen voll- 
ständig ökumenisch zusammenarbeiteten. 

















Kennzeichnend für die Arbeit des Weltdienstes in Afrika waren wichtige Programme 
in Sambia, Botswana und nicht zuletzt in Uganda, einem von der AIDS-Pandemie 
heimgesuchten Land. Das kühne, aber gefährliche Programm des Weltdienstes, mit 
Hilfe einer Luftbrücke der Bevölkerung in Südsudan materielle Güter zukommen zu 
lassen, fand große Aufmerksamkeit. Zu den damit verbundenen Gefahren kam noch 
die politische Gesamtsituation in diesem von einem langjährigen Bürgerkrieg gebeu- 
telten Land. In Mauretanien wurde ein wichtiger Vorstoß gemacht, als der Weltdienst 
in einem muslimischen Land praktisch ohne lutherische Präsenz ein Aufforstungspro- 
‚gramm einleitete. Von diesem Projekt wurde gesagt, daß seine Bedeutung nationales 
Ausmaß hatte (vgl. Berichte des Weltdienstdirektors an das Exekutivkomitee, 1981 
und 1987, $ 38). Auch im jüngsten und noch nicht vollständig beigelegten Bürgerkrieg 
in Liberia konnte der Weltbund Hilfs- und Flüchtlingsarbeit leisten. Hier hat es sich 
gezeigt, daß neue Muster einer engeren Zusammenarbeit zwischen ökumenischen 
Hilfsorganisationen notwendig sind. Entsprechende Überlegungen sowohl in bezug 
auf Liberia als auch auf die Länder südlich der Sahara führten 1995 zu der Gründung 
von „Kirchen helfen gemeinsam“ (Action by Churches Together/ACT), einem 
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Zusammenschluß von Nothilfeoperationen, die der Lutherische Weltbund und der 
Ökumenische Rat der Kirchen in Afrika gemeinsam durchführen. Die langfristige 
ökumenische Bedeutung dieses Gemeinschaftsunternehmens wird vielleicht zu neuen 
Modellen für das globale diakonische Zeugnis der Kirchen führen. 


MITTEL- UND LATEINAMERIKA 


1952 richtete der LWB ein Lateinamerikakomitee ein (vgl. S. 100), das von Stewart 
Herman geleitet wurde. Nach anfänglicher Tätigkeit in Lateinamerika schenkte der 
LWB allerdings der Arbeit auf diesem Kontinent bis 1983 nur noch geringe Auf- 
merksamkeit. Erst Anfang der achtziger Jahre fand sozusagen eine „Wiederent- 
deckung“ Lateinamerikas statt, als man erkannte, daß es die gleichen strukturellen 
Probleme wie die übrige Zweidrittelwelt hatte. Die lutherischen Kirchen waren nume- 
risch klein und ohne wirtschaftliche Bedeutung, auch wenn die Evangelische Kirche 
Lutherischen Bekenntnisses in Brasilien 1970 am Drama im Zusammenhang mit der 
Fünften Vollversammlung des LWB (s. S. 331ff.) sehr beteiligt war. 1983 wurde ein 
Unterausschuß für Lateinamerika gebildet, der der LWB-Kommission für Weltdienst 
im Zusammenhang mit dem Jahresbericht des Direktors Bericht zu erstatten hatte. 
Dieser Ausschuß empfahl die Gründung einer abteilungsübergreifenden Arbeits- 
gruppe zur Koordinierung der lutherischen Aktivitäten mit Blick auf die zahlreichen 
Probleme und Herausforderungen in diesem unruhigen Gebiet. Überdies schlug er 
vor, daß eine Delegation auf hoher Ebene nach Mittel- und Südamerika reisen sollte, 
um Kontakte mit den lutherischen Kirchen und Behörden aufzunehmen, um sich über 
die Bedürfnisse des Gebietes, besonders der dortigen Kirchen, ein Bild zu machen 
(vgl. den Bericht der Weltdienstkommission, 1983). 





1988 trat der Leitende Ausschuß des Gemeinschaftsbezogenen Entwicklungsdienstes 
in Argentinien zusammen. Das gab den Besuchern die Gelegenheit, einen unmittelba- 
ren Eindruck von der Situation in Lateinamerika zu gewinnen. 


Wir beschränken uns hier auf zwei Beispiele der LWB-Arbeit in Lateinamerika. In 
Peru wurden mehrere ländliche Entwicklungsprojekte durchgeführt. Allerdings kam 
es in den Programmen zu einigen Rückschlägen, zum Teil wegen der ununterbroche- 
nen Guerillatätigkeit, zum Teil wegen der Naturkatastrophen. Doch wurde die 
Tätigkeit nie aufgegeben. Ihre Bedeutung läßt sich allein daran ersehen, daß 1987 die 
nationale Entwicklungsorganisation der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Peru 
28 hauptamtliche Mitarbeiter und 165 Teilzeitarbeitskräfte beschäftigte (Bericht des 
Weltdienstdirektors an das Exekutivkomitee, 1987, $ 49). 


Auch in Haiti war der Weltdienst aktiv. Sein Engagement — es handelte sich um 
Flüchtlingsprogramme, Einsatz für Menschenrechte sowie um Agrarprojekte — ist in 
den letzten Jahren beim Übergang von militärischer Diktatur zu beginnender Demo- 
kratie besonders dringlich geworden (Bericht über die Karibik, Haiti/Dominikanische 
Republik an die Abteilung Weltdienst vom Jahre 1993). 














DEBATTEN WÄHREND DES ÜBERGANGS 


Die siebziger Jahre, genau in der Mitte der fünf Jahrzehnte der Geschichte des LWB 
gelegen, waren von einer gewissen Ambivalenz geprägt. Einerseits sollte der Welt- 
bund „Neuland erschließen“, andererseits konnte das nicht ohne kontroverse Debatten 
geschehen. Es ist daher angebracht, die Rolle des „Dienstes“ in dieser wichtigen Über- 
gangsperiode zu untersuchen. 


EVANGELISATION UND STRUKTURELLE ENTWICKLUNG 


Die Erklärung der Äthiopischen Evangelischen Kirche Mekane Yesus „Über die 
Wechselbeziehung zwischen der Verkündigung des Evangeliums und der mensch- 
lichen Entwicklung“, die dem Lutherischen Weltbund im Mai 1972 übermittelt wurde, 
sprach problematische Aspekte im Selbstverständnis des Weltbundes, wie es sich in 
den letzten 25 Jahren entwickelt hatte, an. Die Kommission und die Abteilung 
Weltdienst waren sich der Implikationen der Kontroverse über das Verhältnis zwi- 
schen Geberorganisationen und dem LWB-Sekretariat wohl bewußt. Man mag sich 
gleichwohl fragen, ob das Problem dieser Beziehung damals ausgewogen und lang- 
fristig gelöst wurde. 


Die Ergebnisse der LWB-Konsultation über Verkündigung und menschliche Entwick- 
lung, die im Oktober 1974 in Nairobi stattfand und eine Konsequenz des Vorstoßes aus 
Äthiopien war, wurden von der Kommission für Weltdienst sorgfältig geprüft. Als 
Resultat wurde von der Kommission eine Erklärung verabschiedet. Im ersten Ab- 
schnitt dieser Erklärung wird gesagt, daß die Kommission die Gesamtproblematik 
bereits eingehend besprochen habe. Gleichzeitig aber wird der Dank dafür ausge- 
drückt, daß das Thema neu aufgenommen worden sei. Besonders begrüßte die Kom- 
mission die Notwendigkeit, „Verkündigung“ neu zu definieren, da es dabei sowohl um 
mündliches Zeugnis und diakonische Arbeit wie Entwicklungshilfe gehe. In ihrer 
Erklärung befürwortete die Kommission einen flexiblen Ansatz, was die Beziehung 
zwischen geistlicher Not und materieller Hilfe angesichts der vielfältigen Bedingun- 
gen, in denen die Kirchen der weltweiten lutherischen Gemeinschaft leben, angeht. 
Darüber hinaus betonte die Kommission die Dringlichkeit der Eigenständigkeit im 
Gegensatz zu unsichtbarer oder verborgener Abhängigkeit als endgültiges Ziel und 
Kriterium für die LWB-Dienstarbeit. „Es muß darauf gesehen werden, daß die 
Unterstützung von außen keine Abhängigkeit schafft, sondern die lokale Initiative för- 
dert und der projekttragenden Kirche in personeller, struktureller und finanzieller Hin- 
sicht zu größerer Eigenständigkeit verhilft.“ Überdies brachte die Kommission ihre 
Entschlossenheit zum Ausdruck, jeder Machtausübung durch wohlhabende Kirchen 
entgegenzuwirken, stattdessen den Kirchen der südlichen Hemisphäre mehr Verant- 
wortung bei der Entscheidungsfindung zu überlassen: „angesichts der derzeitigen 
Nahrungsmittel- und Wirtschaftskrise in der südlichen Hemisphäre [sollten] die Kir- 
chen als Organe der Diakonie und Nächstenliebe eine wachsende Rolle bei großen 














122 














Notständen spielen“. Schließlich unterstrich die Erklärung, daß Dienstprojekte aus 
den Kirchen des Empfängerlandes kommen sollten, außer in solchen Fällen, in denen 
eine Katastrophensituation die Ortskirchen am Handeln hindert (Protokoll, Kommis- 
sion für Weltdienst, 1975, S. 41-42). 


Rückblickend zeigt sich, daß diese Empfehlungen auf einen vorsichtigen Konsens 
gegründet sind, der nicht unmittelbar auf die in der Erklärung der äthiopischen Kirche 
aufgeworfenen Problemen einging. Wegen der Komplexität und Vielfalt der Anliegen 
blieben wichtige Elemente der Kluft zwischen Geber- und Empfängerkirchen beste- 
hen. Vermutlich hat diese übertriebene Vorsicht des Lutherischen Weltdienstes, die 
eigentlich nur die Einmischung der Regierung in Hilfsoperationen verhindern wollte, 
dazu beigetragen, die Spannungen zwischen dem Weltdienst und der Mekane Yesus 
Kirche unnötig zu verlängern. 


GEBERORGANISATIONEN UND EMPFÄNGER 


Es erwies sich im LWB als unmöglich, die strapazierten Begriffe „Geberorganisatio- 
nen“ und „Empfängerkirchen“ zu vermeiden. Lange Jahre führte das im Zusammen- 
hang mit wichtigen Debatten zu einer gewissen Stagnation. Als sich der Weltdienst 
nach der Konsultation in Nairobi im Jahre 1974 in einer Übergangsphase befand, stand 
das Verhältnis zwischen diesen „Geberorganisationen“, die die „Geberkirchen“ in den 
reichen Ländern vertraten, und den „Empfängerkirchen“ in verarmten und leidenden 
Ländern im Mittelpunkt der Diskussion. Dieses Problem wurde in einem Buch „The 
Politics of Altruism: A Study of the Political Behaviour of Voluntary Development 
Agencies“ (Genf, LWB, 1977), auf provokante Weise aufgenommen. Der Verfasser 
war der dänische Politologe Jørgen Lissner (* 1945), zu jener Zeit ein Stabsmitglied 
der LWB-Studienabteilung im Genfer Sekretariat. 








Lissner verwies auf das Dilemma zwischen den Interessen der Hilfswerke, einerseits 
Einkommensmaximierung anzustreben, andererseits Werte zu formulieren, die die 
Programmprioritäten bestimmen. Er behauptete, daß die Geberorganisationen sich 
ähnlich verhielten wie politische Gruppierungen, die wirtschaftliches Wachstum för- 
dern wollten, auch wenn die Hilfswerke behaupteten, daß sie ihre Arbeit einzig im 
Interesse der Empfänger durchführten. 


Lissner hatte bestimmt nicht die Absicht, die positiven Aspekte des christlichen 
Dienstes abzuwerten. Er hob besonders die dreißigjährige Arbeit des lutherischen 
Weltdienstes hervor, die in einem Geist persönlichen Engagements für das christliche 
Zeugnis geleistet wurde. Er würdigte die geistliche Motivation und die professionelle 
Effizienz im Stab des Weltdienstes, die ihm eine ganz andere Glaubwürdigkeit verlie- 
hen als den „Akademikern im Elfenbeinturm“ oder den „Journalisten auf der Durch- 
reise“. Gleichwohl stellte er fest, daß es nötig sei, die Leistungen des Weltdienststabs 
im Licht der Tatsache zu sehen, daß ihre Werke „in der Dritten Welt praktisch ein 
Monopol“ innehatten. 
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„The Politics of Altruism“ machte auf den Dualismus zwischen den Mechanismen, die 
in den reichen Ländern zu Reichtum, und denen, die in den Entwicklungsländern zu 
Armut führen, aufmerksam. Darüber hinaus untersuchte Lissner die Verbindung zwi- 
schen den „Grundursachen“ politischer, sozialer und wirtschaftlicher Verarmung, die 
in den Entwicklungsländern entstehen, und denen, die von außen herangetragen wer- 
den. Aufgrund dieser Analyse kommt er zu kritischen Urteilen über die wohlhabenden 
Nationen in bezug auf die immer mehr zunehmende Kluft zwischen ihnen und den 
Ländern der Dritten Welt. Aus dieser Perspektive muß auch der Kontrast zwischen 
dem Bedarf der Entwicklungsländer an struktureller Hilfe und der Tendenz der 
Geberwerke, sich weiterhin auf Nothilfe zu konzentrieren, gesehen werden. Schließ- 
lich setzte sich Lissner für ein kreatives Nebeneinander von Projekten mit dem Fokus 
auf „Dienst und Hilfe“ und Maßnahmen, mit denen „Gerechtigkeit und Befreiung“ 
angestrebt werden, ein. 








Lissners Buch hatte ein lautes, aber auch ein kritisches Echo. Seit der Veröffentlichung 
von „The Politics of Altruism“ sind zahlreiche seiner Anliegen Gegenstand von Dis- 
kussionen innerhalb des Weltbundes gewesen. Insbesondere war die Einrichtung eines 
Referats für „Studien und soziale Anliegen“ in der Abteilung Weltdienst, von dem 
unten ausführlicher die Rede sein wird, ein Schritt auf dem Weg zu einem „ganzheit- 
lichen“ Konzept des Dienstes, das Lissners Anliegen aufnehmen sollte. Die Frage der 
Dichotomie zwischen auf Hilfe gegründeten Projekten und denen, die strukturelle 
Entwicklungen im Auge haben, wurde kürzlich in einer Strategiebeschreibung in 
einem Papier mit dem Titel „The Humanitarian Imperative“ [Der humanitäre Impe- 
rativ] aufgenommen, das Brian W. Neldner (* 1933), Direktor des Weltdienstes von 
1990-1995, im September 1994 in Südafrika vorlegte (LWB-Archiv). 


Dennoch bleibt die Frage bestehen, ob der Weltbund die aus den Empfängerkirchen 
der südlichen Hemisphäre kommenden Anfragen genügend beachtet hat. Der indische 
Ökonom Kunchala Rajaratnam (* 1920), der im LWB-Stab und auch als Mitglied ver- 
schiedener Ausschüsse tätig war, hat diese Anfragen wiederholt vorgebracht. Das 
unter Rajaratnams Leitung am Gurukul Theological Seminary in Madras (Indien) ent- 
standene Forschungszentrum für Ökonomie und Entwicklung (Center for Research on 
New International Economic Order/CRNIEO) ist eines von mehreren Zentren, in 
denen die Beziehungen zwischen Geberorganisationen und Empfängerkirchen unter- 
sucht werden. 


„GRUNDURSACHEN“ 





Die Einschätzung ist verbreitet, daß während der ersten Jahre des Bestehens des Welt- 
bundes die Dienstprogramme von einer individualistischen Anthropologie geprägt 
waren und als „Ambulanzdienste‘“ angesehen wurden. Das sich darin äußernde Urteil 
ist zwar vereinfacht, aber es muß in die Debatte des LWB über das Selbstverständnis 
des Dienstes aufgenommen werden. Anfang der siebziger Jahre fanden Diskussionen 
statt, die zu einer grundlegenden Neuorientierung bei der Prioritätensetzung für 
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Dienstprojekte und -programme führen sollten. Vermehrt kamen jetzt Menschen- 
rechtsfragen in den Blick sowie Überlegungen über die „Grundursachen“ aller For- 
men von Ungerechtigkeit. 


1974 gab das LWB-Exekutivkomitee dieser Neuorientierung einen neuen Anstoß. 
Eine abteilungsübergreifende Studie, die auf beträchtliches Interesse stieß, war über 
diesen Fragen entstanden. Sie lag der Kommission für Weltdienst auf ihrer Tagung im 
Jahre 1976 vor und wurde dort eingehend besprochen. Die Kommission beschloß, der 
LWB solle sich vermehrt mit einem Prozeß der „Bewußtseinsbildung“ (conscientiza- 
tion) als einer wesentlicher Voraussetzung für eine volle und verantwortliche Mitwir- 
kung auf allen Ebenen der diakonischen Arbeit auseinandersetzen. Dieses Engage- 
ment sollte auch zu Fortschritten im Kampf der Kirchen in den Entwicklungsländern 
um Eigenständigkeit führen. 





Aus diesen Diskussionen ergab sich die Notwendigkeit, das Mandat der Kommiss 
und der Abteilung Weltdienst zu überprüfen. 


„In bezug auf diese Grundursachen sozialer und wirtschaftlicher Not besteht die Rolle 
des Weltdienstes vor allem darin, die Beziehung zwischen ihnen und der Unterentwick- 
lung menschlicher und materieller Ressourcen in den Entwicklungsländern aufzuzei- 
gen... Deshalb muß der Weltdienst Bei sen und Anfragen entsprechen, die direkt 
mit der Ausmerzung der Gründe für soziale und wirtschaftliche Entbehrung und 
Unterentwicklung zu tun haben. Die Entwicklung von materiellen und menschlichen 
Ressourcen in den Entwicklungsländern wirkt sich auch positiv auf den Kampf um 
Gerechtigkeit und Menschenwürde aus, da damit das Potential der unterdrückten und 
untereprivilegierten Menschen gefördert wird, ihr Schicksal in die eigenen Hände zu 
nehmen“ (Cabinet Paper on Root Causes, Agenda CWS, 1977, Exhibit to D.1 C, p. 145). 








Diese Erklärung enthält eine ausgewogene Definition der Beziehungen zwischen den 
Abteilungen im LWB-Sekretariat sowie zwischen dem Sekretariat und den Mitglieds- 
kirchen. Im Grunde geht es um den Ort der diakonischen Arbeit im Kontext der sozia- 
len und politischen Verantwortung der Kirche, angesiedelt gewissermaßen zwischen 
dem Zeugnis der „Fußwaschung“ und dem des „öffentlichen, prophetischen Prote- 
stes“, Man könnte allerdings fragen, ob im LWB ein Konsens in dieser Frage auf 
Kosten einer wirklich offenen Aussprache erreicht wurde. Die in dieser Diskussion 
benutzte Terminologie näherte sich einer von marxistischer Ideologie gefärbten Rhe- 
torik spürbar an. Viele, die den „Grundursachen“ sozialer und wirtschaftlicher Unge- 
rechtigkeit nachgehen wollten, blieben dabei nicht stehen, sondern gingen zu einem 
politischen Protest gegen die herrschende liberale Marktordnung über. Der Konflikt 
zwischen den kontroversen Auffassungen wurde damals nicht ausgetragen. 


Das gleiche trifft auf eine weiteres kontroverses Element zu, nämlich das Verhältnis 
der Natur des Menschen zu sozialen und politischen Strukturen. Bisweilen war die 
Nähe zur marxistischen Anthropologie, nach der ungerechte Strukturen der Haupt- 
grund sind für menschliche Entfremdung und Armut und nach der die Verbesserung 
wirtschaftlicher Bedingungen als der einzige Weg zu Sicherung der Menschenwürde 
angesehen werden, geradezu greifbar. Dem hielten andere entgegen, daß eine christ- 
liche Sicht der menschlichen Natur davon ausgehe, daß die Sünde der Ursprung der 
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Ungerechtigkeit ist und daß nur die Gnade der Erlösung in Christus zu Erneuerung 
und dauernder Freiheit führe. 1979 beschrieb Bruno Muetzelfeldt das Engagement des 
Weltdienstes, Gerechtigkeit und Befreiung zusammenzusehen, wie folgt: 





„Bei all dem muß die Erkennt zugrunde liegen, daß die sogenannten ‚Grundursa- 
chen‘, aus theologischer Perspektive gesehen, wirklich nur Symptome der unterschwel- 
ligen Gründe menschlicher Rebellion gegen Gottes Willen sind. Dieses Grundübel wird 
weder durch Entwicklungshilfe noch durch die Einführung neuer Wirtschaftsordnungen 
beseitigt. Es weicht nur dem Evangelium der erlösenden Gnade Christi“ (Bericht des 
Weltdienstdirektors an das Exekutivkomitee, 1979). 








1987 setzte Eugene Riese, der neue Weltdienstdirektor, den Akzent etwas anders: 
„... Hunger und Armut [haben] letzten Endes ihre Grundursachen in wirtschaftlicher, 
sozialer, kultureller und politischer Ungerechtigkei die eine gerechte Verteilung 
der Weltressourcen und das Erkennen des Potentials der Menschen, ihrer Würde, 
Sicherheit und Gemeinschaft verhindern“ (Bericht des Weltdienstdirektors an das 
Exekutivkomitee, 1987, $ 117). 





Solche Meinungsunterschiede waren nicht einfach sich gegenseitig ausschließende 
Alternativen. Für den Lutherischen Weltbund war die Debatte über Grundursachen 
bereichernd und führte zu einer Vertiefung des Verständnisses diakonischer Arbeit. 
Auch wenn größere Differenzen nicht immer ausdiskutiert wurden, so halfen sie doch 
dem Weltbund, sich mit der Frage des Verhältnisses zwischen Dienst, soziopolitischen 
Gegebenheiten und den grundlegenden christlichen Glaubensartikeln auseinander- 
zusetzen. 


KONFESSIONELLES UND/ODER 
ÖKUMENISCHES VORGEHEN? 


Wiederholt ist bereits die Frage angesprochen worden, ob die Arbeit des christli- 
chen Dienstes auf konfessioneller oder auf ökumenischer Basis durchgeführt werden 
sollte. 


Diese Frage muß in ihrem Kontext gesehen werden. In der Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg war die Nothilfe des LWB ein wirksames Dienstmodell. Die Kirchen und 
die kirchlichen Werke, sogar der Ökumenische Rat der Kirchen, hielten sich jedoch an 
ein anderes Modell. Der Unterschied war der zwischen einem konfessionellen und 
einem ökumenischen Ansatz sowie der zwischen einer „operationellen“, d.h. vom 
Lutherischen Weltdienst verantworteten, und einer „nichtoperationellen“, d.h. von 
den Lokalkirchen verantworteten Strategie. 


Eine immer wieder gegebene Antwort auf diese Frage bestand in einem „sowohl-als- 
auch“. Diese Position wurde jedoch nicht einstimmig akzeptiert. Ulrich Duchrow, 
Direktor der LWB-Studienabteilung von 1969-77, griff in seinem Buch „Konflikt um 
die Ökumene“ (München 1980) verschiedene Dimensionen der LWB-Strategie heftig 
an. Insbesondere kritisierte er den Weltdienst, der seiner Meinung nach aus einem 
engen Konfessionalismus heraus im Bestreben handele, sich eine Position wirtschaft- 
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licher Privilegien zu sichern. Nach Duchrows Überzeugung hatte der LWB kein wirk- 
liches Engagement für die tatsächlichen Interessen der Unterprivilegierten. 


Diese Frage wurde von Brian Neldner, Weltdienstdirektor von 1990-95, zu einem 
späteren Zeitpunkt wieder aufgenommen. Er bezog sich auf Behauptungen, daß die 
Dienststrategie des LWB nur in einem konfessionellen Rahmen angesiedelt sei und 
daß dies eine „Einschränkung“ sei, die „irritiert oder in Verlegenheit bringt“ (Bericht 
des Weltdienstdirektors an den Rat, 1991, $38). Im gleichen Bericht verwies Neldner 
darauf, daß selbst dann, wenn der Stab bereit wäre, eine „ökumenische Stiftung“ zu 
werden, sich die Mehrheit der LWB-Mitgliedskirchen dagegen aussprechen würde, 
Neldner sah darum keine andere Möglichkeit, als weiterhin als eine konfessionelle 
Organisation in Zusammenarbeit mit zahlreichen ökumenischen Gemeinschaftsunter- 
nehmen zu wirken. 





Einige solcher ökumenischen Unternehmungen haben viel Beachtung gefunden. Die 
Aktion der Kirchen gegen die Dürre in Afrika, ihre Nachfolgerin in Afrika, die Part- 
nerschaft für gemeinsame Katastrophenhilfe, ökumenische Bestrebungen im Kampf 
gegen die Apartheid in Südafrika und das Programm in Hongkong sind hervorzu- 
heben. In jüngster Zeit ist das gemeinsam mit dem Ökumenischen Rat der Kirchen 
durchgeführte Programm „Kirchen helfen gemeinsam“ (ACT) ein gutes Beispiel für 
eine wirksame ökumenische Arbeit. ACT entstand aus Diskussionen zwischen dem 
LWB und dem ÖRK und ihren Partnerorganisationen. Dem LWB-Rat lag 1994 der 
erste Vorschlag mit Richtlinien für weitere Verhandlungen und Einbeziehung der 
Mitgliedskirchen in die Diskussion vor. 1995 billigte der LWB-Rat die Einrichtung 
von ACT. 


Mit Blick darauf schlug Neldner eine „dritte Option“ vor, die gleichermaßen konfes- 
sionelle Isolation wie ökumenische Fusion vermeide. Er betonte, daß eine Fusion der 
Überzeugung vieler in den lutherischen Mitgliedskirchen — Geber, nationale Kirchen 
und Einzelpersonen — widerspräche. Doch bleibe die Frage bestehen, ob es nicht mög- 
lich wäre, gemeinsame ökumenische Operationen in eine flexiblere Gesamtstrategie 
für den Weltdienst einzubauen. Wäre es realistisch, so fragte Neldner, Arbeitspartner- 
schaften für größere Katastrophen oder für Operationen von Fall zu Fall einzurichten? 


STRUKTUR, ADMINISTRATION UND STRATEGIE 


Im Lutherischen Weltbund ging man bei den „Umstrukturierungen“ nicht immer 
erfolgreich mit grundlegenden Problemen um, Im Verlauf der Umstrukturierung im 
Jahre 1969 gelang es zum Beispiel nicht, die Spannungen zwischen verschiedenen 
Abteilungen im Genfer Sekretariat zu beseitigen. Im Gegenteil kam es eher zu einer 
Verschärfung der Spannungen. In den siebziger Jahren fanden hitzige Kontroversen 
zwischen den Büros im Genfer Sekretariat und zwischen verschiedenen Gruppierun- 
gen wie den Kommissionen statt. Es ging bei diesen Problemen zwar oft nur um die 
Anpassung an neue administrative Gegebenheiten, doch hatten die Hauptschwierig- 
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keiten mit den Herausforderungen der Zeit zu tun, wie der Abschnitt über „Debatten 
während des Übergangs“ gezeigt hat. 


In jener Zeit kam es vor allem zu Spannungen, wenn nicht sogar zu Feindseligkeiten 
zwischen der Abteilung Weltdienst und der Studienabteilung. Nicht nur waren die 
Direktoren, Bruno Muetzelfeldt und Ulrich Duchrow, im praktischen Vorgehen häufig 
uneins. Der Konflikt war vor allem in ihren unterschiedlichen theologischen Positio- 
nen angelegt. Dies zeigt sich im Bericht der Tagung der Kommission für Weltdienst 
im Jahre 1977, auf der die Diskussion über „Grundursachen“ im Mittelpunkt stand. 
Mit Bezug auf den Beschluß, im Verlauf der Umstrukturierung von 1969 ein Studien- 
referat vom Weltdienst in die Studienabteilung zu verlegen, kommt der Bericht zu den 
folgenden kritischen Aussagen: 





„Die Kommission ... wies herbei auf den speziellen Beitrag hin, den der LWB in diesem 
Bereich leisten könnte. Das Engagement der Kirche sollte eher durch biblische 
Theologie als durch politische Ideologien bestimmt werden... Einige Kommissionsm 
glieder drückten ihr Erstaunen darüber aus, daß der Bericht der Studienkommission 
Kritik an dem Arbeitsgebiet der WD-Komn ion übte und bedauerte, daß das Doku- 
ment ohne vorherigen Kontakt mit der WD-Kommission geschrieben worden war, die 
direkt involviert ist und sich mit einigen dieser Fragen intensiv auseinandergesetzt hatte“ 
(Protokoll, Kommission für Weltdienst, Januar 1977. §§ 47 und 50). 














Als Ergebnis dieses Konfliktes beschloß die Kommission für Weltdienst, ein eigenes 
Studienreferat einzurichten, das spätere Büro für Studien und soziale Anliegen (vgl. 
Bericht des Weltdienstdirektors, 1978-79). Diesem Büro wurde die Studie über 
„Grundursachen“ anvertraut, und es war ein Zeichen der Zeit, daß der erste Leiter die- 
ses Büros Sibusiso Bengu war, ein schwarzer Politologe aus Südafrika. Er setzte sich 
vor allem für den Kampf gegen die Apartheid und andere Ideologien, die zu sozialer 
und wirtschaftlicher Ungerechtigkeit führen, ein. 


1980 trat Bruno Muetzelfeldt als Direktor der Abteilung Weltdienst in den Ruhestand. 
Sein Nachfolger war Eugene Ries aus den USA, der bisher Beigeordneter Direktor der 
Abteilung und Direktor von CDS gewesen war. Seine Nachfolgerin im CDS war 
Christa Held aus Deutschland. Sie verblieb im LWB bis 1993 als Beigeordnete Direk- 
torin der Abteilung für Mission und Entwicklung (CDS war im Zuge der Umstruk- 
turierung von Curitiba 1990 der Abteilung für Mission und Entwicklung eingegliedert 
worden). 1990 trat Ries als Weltdienstdirektor in den Ruhestand. Sein Nachfolger war 
Brian Neldner aus Australien, der seinerseits 1995 in den Ruhestand trat. Seit 1995 ist 
Rudolf Hinz (* 1941) aus Deutschland Direktor der Abteilung Weltdienst. 





Die von der Vollversammlung 1990 in Curitiba gebilligte Umstrukturierung führte im 
Weltdienst zu zahlreichen Veränderungen. Unter anderem wurden die leitenden 
Gremien im LWB als Programmausschüsse und nicht mehr als Kommissionen 
bezeichnet. Besondere Aufmerksamkeit wurde darauf verwendet, eine Balance zwi- 
schen den Dienstprojekten in Landgebieten und solchen in „rapide wachsenden städ- 
tischen Ballungszentren“ herzustellen, die Kapazitäten für die Katastrophenverhin- 
derung zu verstärken und ökologische Fragen im Kontext der Entwicklungserziehung 
verstärkt aufzunehmen. Darüber hinaus sollten Studien über die „Neue Weltwirt- 


128 














schaftsordnung“ durchgeführt werden mit dem Ziel einer „gerechteren Verteilung des 
Reichtums zwischen den Nationen“, Es wurde zudem festgestellt, daß die Dienstpro- 
jekte des LWB sich sowohl auf kontinuierliche Entwicklung als auch auf Nothilfe 
konzentrieren sollten, um zum Schutz der Menschenrechte, zu einer gerechteren Mit- 
wirkung und zu größerer Gleichberechtigung beizutragen (Proceedings of the Pro- 
gram Committee for World Service, Juni 1990). 


SCHLUSSBEMERKUNGEN 


Ein Überblick über 50 Jahre Dienst im LWB zeigt auf, was geleistet und erreicht wer- 
den konnte. Durch die Großzügigkeit und die Opferbereitschaft von Kirchen und Ge- 
berorganisationen, die mit materiellen Gütern gesegnet sind, und mit dem Können und 
dem Engagement des Personals in den Außenstellen und im Genfer Sekretariat war 
diese bemerkenswerte Leistung möglich. 


Der Überblick zeigt aber auch, daß dem Dienst die Ambivalenz des sozialen, politi- 
schen und wirtschaftlichen Kontextes nicht erspart geblieben sind. Dazu gehört die 
Erkenntnis, daß gerade die in der diakonischen Arbeit Tätigen von Überheblichkeit 
nicht immer frei sind. Aus diesem Grund tragen die Projekte, die vom wohlhabenden 
Norden dem bedürftigen Südens zukommen, Elemente der Relativität, Ambivalenz 
und der Widersprüchlichkeit in sich. 





Triumphalistische Schlußfolgerungen sind deshalb nicht angebracht. Es war von An- 
fang an für die Geschichte des Dienstes im Lutherischen Weltbund kennzeichnend, daß 
er sich schwierigen Fragen gestellt hat, die die heutige Welt und das Zeugnis der Kir- 
chen in der Welt prägen. Praktisch keine Herausforderung und keine Kritik können in 
bezug auf den lutherischen Weltdienst aufgeworfen werden, die nicht bereits von den 
Verantwortlichen in der Kommission und der Abteilung aufgenommen worden sind. 





Der Lutherische Weltbund hat nicht zuletzt in seinen Dienstprojekten die Grund- 
ursachen erkannt, die hinter sozialer und wirtschaftlicher Ungerechtigkeit liegen. Er 
ist oft auch in der Lage gewesen, Mechanismen aufzudecken, die zu einem relativen 
Fortschritt bei der Beseitigung solchen Unrechts führen. Die Mitwirkung an Debatten 
über solche Fragen mit politischen Gruppierungen, Forschungsinstituten und nicht- 
staatlichen Organisationen fand bereits vor dem bekannten „Brundtland-Bericht“ der 
Vereinten Nationen statt, der diese Fragen ins Rampenlicht der Öffentlichkeit 
brachte. So heißt es im Bericht der Kommission für Weltdienst an die Sechste Vollver- 
sammlung des LWB in Daressalam im Jahre 1977: 
„Die Tatsache, daß in vielen Situationen das Engagement des LWD wieder beendet wer- 
den konnte, veranschaulicht die Wichtigkeit, das Gemeinwesen von Anfang an in die 
Planung und Entwicklung aller Hilfsprogramme einzubeziehen. [...] Daher müssen 
wirtschaftliche Unterstützung und technische Hilfe keine Einbuße menschlicher Würde 
bedeuten oder Abhängigkeit schaffen. Das Ziel ist vielmehr, örtliche oder nationale 
Initiativen zu unterstützen und Entwicklung durch eigene Mittel zu fördern“ (Bericht der 


Kommission für Weltdienst, Berichte 1970-1977, Lutherischer Weltbund, Genf 1977, 
S. 211). 
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In dieser nüchternen Aussage spiegeln sich Jahrzehnte von Studien und Debatten, aber 
auch konkrete Dienstleistungen, die, wenn man realistisch bleibt, nur ein winziger 
Beitrag zu der Lösung der immensen Probleme auf der Welt sind. Die dringlichste 
Frage, die sich dem Weltdienst stellt, lautet unverändert: Wieweit gelingt es dem 
LWB, Eigenständigkeit zu fördern? War Bereitschaft vorhanden, Verantwortung an 
die Partner im Süden abzugeben? War der Wille da, das Ausmaß der aufeinander- 
stoßenden Interessen in der globalen Partnerschaft lutherischer Kirchen anzuer- 
kennen? 


Wie andere kirchliche und ökumenische Organisationen ist auch der Lutherische 
Weltbund etwas anderes als eine „alte“ Kolonialmacht mit ihren eigenen Werken. Weil 
er das nicht ist, kann die Gemeinschaft lutherischer Kirchen es vermeiden, daß 
die Zentrale und die Geberorganisationen bei den Projekten und Empfängern ein 
Übergewicht gewinnen. Die diakonische Arbeit erfordert sowohl eine gemeinsame 
christliche Sicht als auch die Kompetenz einer weltweiten Organisation. Ein großer 
Teil der Stärke der Dienstarbeit des LWB liegt in den nicht nachlassenden Be- 
mühungen von Stabsmitgliedern und Freiwilligen. Aber auch hier bleiben Fragen 
offen: Sind die auf der Solidarität des gemeinsamen Glaubens der lutherischen Kir- 
chen beruhenden Dienste allen zugute gekommen, die ihrer ungeachtet der Herkunft, 
Nationalität oder Religion bedürfen? Sind die Stabsmitglieder allein aufgrund ihrer 
professionellen Fähigkeiten eingestellt worden? Wieweit darf konfessionelle Soli- 
darität das Verantwortungsgefühl des Stabes und örtlicher, an der Dienstarbeit betei- 
ligter Gruppen bestimmen? Die Geschichte des lutherischen Weltdienstes zeigt, daß 
es nötig ist, sich solchen Fragen zu stellen, auch wenn die Antworten unvollständig 
ausfallen. 





Die fünfzig Jahre diakonischer Arbeit im Lutherischen Weltbund waren von lebendi- 
gen, bisweilen auch kontroversen Debatten begleitet. Der Tenor war jedoch von einem 
gemeinsamen, auf Konsens beruhenden Vorgehen geprägt. In allen Dokumenten der 
Kommission und der Abteilung Weltdienst ist der Wunsch zu spüren, kontroverse 
Entschlüsse zu vermeiden. Der Weltdienst war und ist davon überzeugt, daß es nur 
durch Konsens möglich ist, zu gegenseitigem Verständnis und gemeinsamem Wirken 
zu gelangen. Die nachfolgende Aussage des Leitenden Ausschusses des CDS ist dafür 
aufschlußreich. 
„Wir waren uns einig, für Veränderungen offen zu sein; fortdauernde Überlegungen soll- 
ten zu einer neuen Vision führen. Es wurde gesagt, daß Kirchenstrukturen dem Ent- 
scheidungsprozeß oft im Wege stehen und daß alle Kirchen bereit sein sollten, ihre 
jeweilige Regierung in bezug auf schwierige Fragen anzusprechen. Neue Muster der 
Entscheidungsfindung auf internationaler Ebene wurden erörtert und eine verstärkte 
Partizipation des Südens bei der Entscheidung über die Verteilung von Geldmitteln 
gefordert“ (CDS Overview, S. 37). 


In dieser Erklärung schlagen sich die in 30 Jahren angesammelten Erfahrungen des 
CDS nieder. Aus diesen Erfahrungen hat sich eine Gesamtstrategie für die Dienst- 
tätigkeit in der weltweiten Gemeinschaft der lutherischen Kirchen entwickelt. Es ist 
diese Gemeinschaft, die will, daß dieser Dienst weitergeht. Und es sind die Erfah- 


130 

















rungen der täglichen Arbeit, aus denen eine Strategie zur Weiterführung der Dienst- 
tätigkeit entsteht, die sowohl auf Konsens als auch auf der Bereitschaft beruht, aus 
Widerspruch und Kritik zu lernen. 


Jens Holger Schjorring 
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4. KAPITEL 


Glaubwürdig im Auftrag: 
Mission im LWB 


Seit der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts war einer der wichtigsten Impulse auf 
dem Weg zur lutherischen Einheit die gemeinsame Sorge um die Mission. Zu den 
ersten Marksteinen der lutherischen Zusammenarbeit in der Mission gehören der 
Notaufruf für nordamerikanische missionarische Mitarbeiter in der Diaspora, der auf 
der Pfingstkonferenz von 1842 in Hannover laut wurde, und Karl Grauls Einladung im 
Namen der Leipziger Mission im Jahre 1845 „an alle lutherischen Kirchen aller 
Lande“, sich zur Unterstützung der lutherischen missionarischen Arbeit in Indien zu 
vereinigen. 


Im Jahre 1868 traten mehrere deutsche lutherische Landeskirchen in Hannover zusam- 
men und bildeten die Allgemeine Evangelisch-Lutherische Konferenz, eine Vorläufe- 
rin des Lutherischen Weltkonvents (LWK). Zwischen 1868 und 1923 trat sie dreiund- 
zwanzigmal zur Koordinierung der internationalen Zusammenarbeit in der Mission 
und zur Betonung des Konfessionsprinzips als Grundlage der ökumenischen Bezie- 
hungen zusammen. Nach 1870 wurden auch Delegierte aus den Schwesterkirchen in 
Skandinavien und Nordamerika zu den Tagungen eingeladen. 


Der Erste Weltkrieg, der die Lutheraner der nordatlantischen Region in zwei feindli- 
che politische Lager aufspaltete, war für die innerlutherischen Beziehungen verhee- 
rend. Doch die gemeinsame Verpflichtung zur Missionsarbeit, die bereits im neun- 
zehnten Jahrhundert zum Ausdruck gekommen war, wurde auch jetzt wieder zu einem 
Schlüsselfaktor für die internationale lutherische Solidarität. Auf seiner Tagung in 
Eisenach im Jahre 1923, nur fünf Jahre nach dem Kriegsende, sprach das Exekutiv- 
komitee des Lutherischen Weltkonvents von „Werken der Barmherzigkeit“, „äußerer 
ion“ und Diasporapflege als Prioritäten für das internationale Luthertum (Luthe- 
rischer Weltkonvent zu Eisenach, Leipzig 1925, S. 23 ff.) 





Die Tagung des LWK von Eisenach war in ihrer Zusammensetzung vorherrschend 
westlich: Es nahmen vor allem Vertreter aus Deutschland, Skandinavien und Nord- 
amerika teil. Aus der Evangelisch-Lutherischen Tamilkirche Indiens war ein Kirchen- 
führer vertreten; anwesend waren außerdem zwei in Indien bzw. in China wirkende 
amerikanische Missionare. Aus der Tagesordnung dieser Tagung läßt sich die Sorge 
um die bedrohten Missionsstationen in der Dritten Welt, besonders die der deutschen 
Lutheraner, ablesen. Deutsche Missionsgruppen waren in Eisenach zahlreich ver- 
treten. 


Siegfried Knak von der Berliner Mission erklärte, daß die Zusammenarbeit in der 
Auslandsmission der deutlichste Ausdruck „der Ökumenizität des Luthertums“ sei 
(ebd., S. 5). A. R. Wentz aus den USA sprach rückblickend auf die Tagung in Eisenach 
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von der „wesentlichen Einheit der lutherischen Kirchen in der ganzen Welt“, und er 
fügte hinzu, es schwebe ihm eine „herrliche Zukunft“ vor, in der eine „einheitliche 
lutherische Organisation“ „über die Meere hinüber, über Seen und Flüsse und Berge 
die Schranken der Sprachen“ und Nationen durchbreche (ebd., S. 237 f.). Diese idyl- 
lische Vision einer nach den Wunden des Ersten Weltkriegs und den Auseinander- 
setzungen über den Versailler Vertrag neu vereinten Welt hätte ohne den Einfluß der 
Mission nicht zustande kommen können. 


Auf der zweiten Tagung des Lutherischen Weltkonventes 1929 in Kopenhagen waren 
lutherische Kirchenführer aus Indien und Japan vertreten. Dem Treffen lag ein länge- 
rer Bericht über die Tagung des Internationalen Missionsrates im Jahre 1928 in 
Jerusalem vor. Pfarrer Appadurai aus Indien sprach von den lutherischen Einheits- 
bestrebungen in Südindien, und Pfarrer Inadomi aus Japan machte auf die Notwen- 
digkeit aufmerksam, daß die lutherischen Kirchen in der ganzen Welt der Kirche in 
Japan helfen sollten, ihre Aufgabe zu erfüllen (Lutherischer Weltkonvent zu Kopen- 
hagen, Leipzig 1929, S. 204 f.) 


Ein auf der Tagung von Kopenhagen eingesetzter Sonderausschuß nahm Entschlie- 
Bungen entgegen. Der Konvent rief „die lutherische Christenheit auf, die große Sache 
der Ausbreitung des Evangeliums, so sehr es irgend in ihren Kräften steht, zu betrei- 
ben“; es wurde mehr Einigkeit und Zusammenarbeit der lutherischen Missionen ange- 
mahnt; es sollte „die Botschaft des Luthertums an die Welt klarer herausgearbeitet“ 
werden, und es wurde verlangt, „daß die lutherische Mission im internationalen 
Missionsrat in Zukunft stärker vertreten wird“. Es wurde auch gefordert, „die Fühlung 
zwischen den Berufsarbeiten der Inneren Missionen der lutherischen Länder zu för- 
dern“ (ebd., S. 210 f.). Ähnliches kam zum Ausdruck, als 1947 der Lutherische Welt- 
bund gegründet wurde. 


„VERWAISTE“ MISSIONEN 


Das Zusammengehen der Lutheraner in der Missionstätigkeit, das der Stärkung der 
lutherischen Solidarität zugute kam, wurde durch die Notwendigkeit, sich der „ver- 
waisten” Missionen anzunehmen, sehr gefördert. Daß ein verstärktes lutherisches 
Engagement in der weltweiten Mission so großzügig und begeistert unterstützt wurde, 
wie das 1923 in Eisenach, 1929 in Kopenhagen und 1947 in Lund zum Ausdruck kam, 
ist nur zu verstehen, wenn man die Vorgänge und Geschehnisse kennt, die zwar in 
engem Zusammenhang mit der Entstehung des LWK und des LWB standen, aber 
außerhalb dieser Organisationen stattfanden. 


In den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg, während des Zweiten Weltkriegs und auch 
später wurden von Lutheranern und Nichtlutheranern auf beiden Seiten des Atlantiks 
enorme Anstrengungen zur Rettung der deutschen und der anderen „verwaisten” 
Missionen — der, wie sie oft genannt wurden, „vom Krieg betroffenen Missionen“ — 
unternommen. Zwar gab es, was die Beziehungen der lutherischen Kirchen unterein- 
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ander betrifft, beträchtliche Unterschiede zwischen der Situation des Ersten und des 
Zweiten Weltkriegs, doch war beiden Zeitabschnitten der entschiedene Wille zur Ret- 
tung der deutschen und anderer vom Krieg bedrohten Missionen gemein. 


Beim Ausbruch des Ersten Weltkriegs im Jahre 1914 befanden sich die deutschen 
Überseemissionen vor allem in britischen Kolonialgebieten in Asien und Afrika oder 
in jetzt von alliierten Truppen besetzten früheren deutschen Kolonien. Die dort leben- 
den deutschen Missionare wurden interniert oder repatriiert, und die noch nicht über- 
lebensfähigen Missionskirchen wurden so von ihrer Leitung, den Missionaren sowie 
der Unterstützung der Missionswerke abgeschnitten. 


Unter den Problemen, denen sich der Fortsetzungsausschuß der Weltmissionskonfe- 
renz von Edinburgh (1910) stellte, stand die Frage, wie diese Missionsanfänge vor dem 
Aussterben bewahrt werden und wie die verwaisten Kirchen in dieser Notsituation 
weiterbestehen konnten, an oberster Stelle. Ein besonderes rechtliches Problem war 
auch, wie verhütet werden konnte, daß das Eigentum der deutschen Missionen als 
Kriegsentschädigung beschlagnahmt wurde. Als die Feindseligkeiten zu Ende waren, 
mußte den deutschen Missionaren so schnell wie möglich die Rückkehr in ihre ehe- 
maligen Wirkungsstätten ermöglicht werden. Zur Lösung dieser Probleme bedurfte es 
der Diplomatie und Sensibilität gegenüber den Gefühlen auf beiden Seiten des vom 
Krieg verursachten Grabens. 





Die weder beabsichtigte noch vorauszusehende Folge der Unterstützung der ehemali- 
gen Missionen war ein gewaltiger Auftrieb für die internationale lutherische Zusam- 
menarbeit. Sie trug zur Heilung des Bruchs bei, der zwischen Lutheranern auf den 
kriegsbedingt entgegengesetzten Seiten entstanden war. In den kommenden Jahrzehn- 
ten wurden aus den im Krieg als Notlösung gebildeten Instrumenten der Zusam- 
menarbeit dauerhafte Organe. 


Der Lutherische Nationalrat in den USA und Kanada (National Lutheran Council, 
NLC, 1918) brachte nach dem Ersten Weltkrieg in Zusammenarbeit mit seinem mis- 
sionarischen Gegenstück, der Lutherischen Konferenz für Auslandsmission in Nord- 
amerika (Lutheran Foreign Missions Conference of North America, LFMC) eine 
Summe von $ 700000 als Nothilfe für sieben deutsche und zwei finnische Missions- 
gesellschaften auf. Zwischen 1918 und 1930 sandte er Gelder für verwaiste Missionen 
nach Afrika, China, Indien und Japan. Er stellte auch Missionare ein, die die Arbeit in 
den ehemaligen deutschen Missionsfeldern überwachen sollten. Diese Zusammen- 
arbeit war eine Vorläuferin der Kommission des Lutherischen Nationalrats in den 
USA für junge Kirchen und verwaiste Missionen (Commission on Younger Churches 
and Orphaned Missions, CYCOM, 1948-52) und der Kommission (1947) und der 
Abteilung (1952) für Weltmission des Lutherischen Weltbundes. 


Anknüpfend an Artikel 438 des Versailler Vertrags von 1919 stellte der Edinburger 
Fortsetzungsausschuß sicher, daß das Missionseigentum unter das Prinzip der „Supra- 
nationalität“ fiel, und er sorgte dafür, daß die ehemaligen deutschen Missionen unter 
die Treuhandverwaltung einer anderen Gruppe mit der gleichen Religion kamen. Man 
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stimmte darin überein, daß die über den NLC und die LFMC arbeitenden Lutheraner 
die Alleinverantwortung für die „verwaisten‘“ Missionen übernehmen sollten, wäh- 
rend dem neugegründeten Internationalen Missionsrat (International Missionary 
Council, IMR, 1921), Nachfolger des Edinburger Fortsetzungsausschusses, die Haupt- 
verantwortung für die nichtlutherischen Missionsfelder oblag. 


Das bedeutete, daß jetzt amerikanische, kanadische, schwedische und australische 
lutherische Missionare in die früheren deutschen Missionsfelder strömten. Normaler- 
weise geschah dies auf zeitlich bedingter Treuhandschaftsbasis, aber in einigen Fällen 
bedeutete es, daß ehemalige deutsche Missionsfelder an andere lutherische Missions- 
werke übergingen. 


Auf Dauer wurden folgende Gebiete abgetreten: Die United Lutheran Church in Ame- 
rica (ULCA) erwarb das Missionsfeld der Berliner Mission in China (Shantung), die 
Joint Ohio Synod das Missionsfeld der Hermannsburger Mission in Indien (Süd- 
andhra) und die Iowa-Synode das Missionsfeld der Rheinischen Mission in Papua- 
Neuguinea (Madan). Damit wurde die Internationalisierung der Unterstützung für 
bedrohte Missionsfelder sehr vorangetrieben, was zum Ziel hatte, die Missionsfelder 
für kriegsbedingte Unterbrechungen weniger anfällig zu machen, 


Der Zweite Weltkrieg — eine Art „déjà vu“ für die verwaisten Missionen — war für die 
lutherischen Missionen auf der ganzen Welt wiederum ein harter Schlag. Nicht nur die 
deutschen Missionsgesellschaften waren betroffen — schon 1935 beschränkte das 
Hitlerregime die Überweisung von Geldern an deutsche überseeische Missi 
Diesmal waren auch die Missionsgesellschaften in Dänemark, Finnland und Nor- 
wegen nicht in der Lage, Gelder ins Ausland zu schicken. Der IMC und der NLC 
erklärten sich daraufhin bereit, die Verantwortung für die vom Krieg betroffenen 
lutherischen Missionen zu übernehmen, während der IMC zusicherte, sich um die 
nichtlutherischen Missionen kümmern zu wollen. 








Zwischen 1939 und 1952 sammelte der NLC in nordamerikanischen Kirchen insge- 
samt 6 Millionen Dollar und verteilte sie an verwaiste Missionen. Das Missionswerk 
der Schwedischen Kirche und die Schwedische Evangelische Gesellschaft leisteten 
ebenfalls Nothilfe und übernahmen Treuhandschaftsgebiete in Tanganjika. Australi- 
sche Lutheraner schickten Missionare nach Papua-Neuguinea für das Missionsfeld der 
Neuendettelsauer Mission. Insgesamt erhielten 23 Missionsfelder von zwei finnischen 
und 15 deutschen Missionsgesellschaften Unterstützung. Ihre Programme und ihre 
Arbeit bilden den unmittelbaren Hintergrund der ersten Vollversammlung des LWB 
in Lund. 












DIE VOLLVERSAMMLUNG IN LUND 


Die Vollversammlung in Lund 1947, vom ersten LWB-Exekutivsekretär beschrieben 
als „das bedeutendste Treffen von Lutheranern der ganzen Welt, das je stattgefunden 
hatte” (S.C. Michelfelder, Lund Proceedings, S. 5), bestätigte und konsolidierte die 
früheren Entwicklungen in der Mission. Gleichzeitig deuteten sich neue Vorstöße an. 
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In Lund konnte man auf den positiven Erfahrungen aufbauen, die mit der Unter- 
stützung der verwaisten Missionen gemacht worden waren. Die neue Verfassung des 
LWB definierte das Wesen des LWB als freie Vereinigung von autonomen lutheri- 
schen Kirchen, die das Ziel haben, „das Evangelium von Jesus Christus als die selig- 
machende Kraft Gottes vor der Welt einmütig zu bezeugen“ sowie „Einigkeit des 
Glaubens und Bekennens unter den lutherischen Kirchen der Welt zu pflegen“ (Ver- 
fassung, Art. III. 2.a & b). In der Verfassung heißt es weiterhin, daß der LWB in An- 
gelegenheiten, die ihm übertragen worden seien, für die Mitgliedskirchen tätig wer- 
den könne. Dazu gehörte auch die Zusammenarbeit in der Mission zwischen den 
Mitgliedskirchen und ihren jeweiligen Missionswerken. 





Der Bericht der Sektion II in Lund (Lund 1947, Berichte und Dokumente, Stuttgart 
1948, S. 47-72) über die Sendung der lutherischen Kirche in einer zerstörten Welt ent- 
wickelt ein ganzheitliches Verständnis der Mission. Die Mission sei von zwei Fak- 
toren bestimmt, „die Wahrheit zu bekennen“ (S. 47) und sich der „besonderen Not der 
Welt zu unserer Zeit“ (ebd.) anzunehmen. Zum weiteren Kontext der lutherischen 
Weltmissionen gehören „Verkündigung (Bezeugung der frohen Botschaft) und Dienst 
am Nächsten (Tun des Werkes des Herrn)“ (S. 49). Dies seien die „Früchte, durch die 
sein ganzer Glaube unter Beweis gestellt“ (ebd.) und im Geist dienender Liebe ver- 
wirklicht wird. Für das Leben der Kirche seien sie unverzichtbar. 


Der Vollversammlung von Lund zufolge ist der grundlegende Impuls für die Mis- 
sionsarbeit „das Erlösungswerk, das Beispiel und [der] Auftrag Jesu Christi“ (S. 56). 
„Die Kirche als Gemeinde der Gläubigen muß die frohe Botschaft auch draußen aus- 
richten, sonst wird sie von ihrem Herrn gerichtet werden ... und zu Grunde gehen“ (S. 
57). „Die Kirche in jedem Volk ... wird ihren Glauben in jeder nur möglichen Rich- 
tung verbreiten“ (ebd.). Der Missionsimpuls ist „ein sehr lebendiges Prinzip im Leben 
der Einzelgemeinde“ (ebd.). „Die Notwendig! jedem Menschen das Evangelium 
zu bringen, liegt als eine heilige Verantwortung auf allen Christen.“ 











Als charakteristisch für die lutherische Mission bezeichnete man, daß die „Einheit des 
Glaubens“ (S. 57) unter Lutheranern auf der ganzen Welt und die Tolerierung der 
Unterschiede in der Praxis einander nicht ausschließen. Lutheraner anerkennen die 
„einzigartige Autorität des in der Bibel bezeugten Gotteswortes“ (S. 58), bestätigen 
die „zentrale Stellung Christi“ und sein Werk sowie die „Rechtfertigung des Sünders 
durch Gnade allein im Glauben“ (ebd.). Dazu bekräftigen sie die „Absolutheit des 
Christentums“ (ebd.) in bezug auf andere Religionen. 


In Lund forderte Ralph Long die Vollversammlung auf, durch eine gemeinsame Orga- 
nisation und eine einheitliche Strategie einen umfassenden Plan für die Zusammen- 
arbeit in der Mission zu erarbeiten. In den Beschlüssen von Lund werden „volle 
Zusammenarbeit in der Heimatkirche“ (S. 61), Maßnahmen zur lutherischen Einheit 
in Missionsgebieten und die „Bildung nationaler lutherischer Kirchen“ (S. 62) gefor- 
dert. Es wurde auch verlangt, daß diese Anweisungen durch die Schaffung einer neuen 
Kommission für Weltmission — in den fünfziger und sechziger Jahren allgemein als 
das „Weltmissionsparlament“ bekannt — sofort verwirklicht werden sollten. Auf der 
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LWB-Vollversammlung in Hannover (1952) entstand das dazugehörige Exekutiv- 
gremium, die Abteilung Weltmission. 


Die Vollversammlung von Lund war ein wichtiger Schritt beim kritischen Übergang 
von einem hauptsächlich westlich orientierten lutherischen System der Aussendung zu 
einem, das die Autonomie der lutherischen Kirchen auf allen sechs Kontinenten bes- 
ser zum Ausdruck brachte. Trotz seines Übergangscharakters zeigte Lund, daß die 
Erfahrungen der zurückliegenden Kriegsjahre verarbeitet worden waren, besonders 
im Bereich der Nothilfe, der Verhandlungen über Treuhandschaftsgebiete und der 
Internationalisierung der Missionstätigkeit. Man erkannte, daß es keinen Weg zu dem 
früheren Muster des westlichen missionarischen Paternalismus geben konnte. 








Die Vollversammlung forderte das Exekutivkomitee auf, im Interesse der verwaisten 
Missionen „die größtmögliche Zusammenarbeit zwischen den lutherischen Kirchen 
auf der ganzen Welt anzustreben“ (Lund, Proceedings, S. 30), um sie so zu bewahren 
und ihren früheren Missionswerken so bald als möglich zurückzugeben. Sie unter- 
stützte Vorschläge des Internationalen Missionsrates, wonach sich die Mi 
mit zeitlich befristeten Treuhandschaftsabkommen in ehemaligen deutschen Mis- 
sionsfeldern auf der einen und die Vertreter deutscher Missionswerke auf der anderen 
Seite in der Frage der Zukunft dieser Gebiete miteinander beraten sollten. Damit woll- 
te man verhindern, daß mit Ausnahme der Fälle, in denen bereits gegenseitige Übe- 
reinkommen bestanden, ein Gebiet dem Treuhänder der verwaisten Mission auf Dauer 
überlassen wurde. 


sionswerke 





In einem bemerkenswerten Beschluß wurde angeregt, in jedem Gebiet „mit der 
Beteiligung aller dort ansässigen lutherischen Kirchen eine nationale lutherische 
Kirche aufzubauen, damit eine einheimische, finanziell selbsttragende lutherische 
Kirche vereinigt das Werk des Reiches Gottes in diesem Gebiet weiterführt“, Die 
Mitgliedskirchen wurden aufgefordert, „darauf zu dringen, daß in den verschiedenen 
Missionsfeldern so bald wie möglich vereinigte lutherische Kirchen gebildet werden“ 
(Lund Proceedings, S. 31). 








So erschien auf der Vollversammlung von Lund die Vision einer ökumenischen Mis- 
sion, die der Haltung der meisten lutherischen Kirchen und Missionswerke jener Zeit 
weit voraus war. Zugleich wurden auch neue Instrumente einer lutherischen Zusam- 
menarbeit gebilligt, die die Beziehungen zwischen den Missionswerken und den ent- 
stehenden lutherischen Kirchen verändern sollten. Ohne sich der langfristigen Folgen 
bewußt zu sein, wurde in Lund die Entstehung autonomer Kirchen in Asien, Afrika, 
Lateinamerika und Ozeanien und ihre Entwicklung zu größerer Selbständigkeit und 
Reife vorangetrieben. Zu gegebener Zeit sollte dieser Schritt den LWB aus einer nor- 
datlantischen Gemeinschaft zu einer weltweiten Koinonia von Kirchen machen. 

















KOMMISSION FÜR JUNGE KIRCHEN 
UND VERWAISTE MISSIONEN (CYCOM), 
KOMMISSION FÜR WELTMISSION (KWM) UND 
ABTEILUNG FÜR ÄUSSERE MISSION (AWM) 


Die neue Kommission für Weltmission (KWM), die vom LWB-Exekutivkomitee in 
Übereinstimmung mit einem in Lund gefaßten Beschluß ernannt worden war, trat 
1949 zum ersten Mal in Oxford zusammen. Sie und ihre Nachfolgerin, die Kom- 
mission für kirchliche Zusammenarbeit (ab 1970), tagten dann jedes Jahr bis 1989 auf 
Einladung einer Missionsgesellschaft oder einer LWB-Mitgliedskirche jeweils in 
einem anderen Land. 


Die Kommission für Weltmission sollte vor allem einen Beratungsprozeß und den 
Austausch über gemeinsame Verfahrensfragen sowie über das Vorgehen in der 
Mission ermöglichen. Gleichzeitig war auf ihren jährlichen Tagungen Gelegenheit für 
regionale oder thematische Konsultationen. Nur selten wurden die Kommission und 
die Abteilung auf dem Missionsfeld selbst tätig wie etwa im Fall des Radiosenders 
„Stimme des Evangeliums“, und dann auch nur für kurze Zeit. Gleichwohl: Auch 
wenn die Kommission für Weltmission nur beratende Autorität hatte, mußte sie sich 
in den ersten Jahren des Vorwurfs erwehren, eine Art „Supermissionswerk“ sein und 
unabhängige Missionsgesellschaften gegen ihren Willen in eine einheitliche Struktur 
zwängen zu wollen. Als Reaktion darauf traf die Kommission für Weltmission eine 
Grundsatzentscheidung, die Missionsgesellschaften und -werken zusicherte, daß kein 
Zugriff auf ihre Rechte und Funktionen geplant sei. 





Auf ihren Jahrestagungen war die Kommission für Weltmission für die Vertreter der 
Jüngeren Kirchen und die Leiter der Missionswerke ein gutes Forum, sich menschlich 
besser kennenzulernen, Erfahrungen auszutauschen und teilweise sogar Freundschaf- 
ten zu schließen. Mit der Zeit entwickelte sich ein Geist des guten Willens, des Ver- 
trauens und der Kooperation. Jedes Jahr fanden bei der Tagung der Kommission für 
Weltmission auch Treffen von regionalen und funktionalen Koordinationsausschüssen 
statt. Hier kamen Vertreter von Missionen und Kirchen der gleichen Region oder mit 
den gleichen Problemen zusammen. Durchschnittlich belief sich die Anzahl der 
Teilnehmenden bei den Tagungen der Kommission für Weltmission auf 150 Personen. 





In mehreren Ländern, z.B. in Taiwan, Papua-Neuguinea und Madagaskar, trug die 
KWM zu der Vereinigung des Missionspersonals bei. In anderen wie Tanganjika, 
Äthiopien und Südafrika wurden Koordinationsausschüsse gebildet. Der KWM ist es 
auch zu verdanken, daß in Indien und Japan die lutherische Einheit vorangetrieben 
wurde. Sie nahm an Verhandlungen mit der Regierung Israels über Wiedergutma- 
chung für konfisziertes Land und mit Jordanien und Äthiopien über Rückgabe von 
Missionseigentum teil. 





Bis zur Vollversammlung von Hannover (1952) hatte die Kommission für Weltmission 
allerdings kein ausführendes Organ und mußte sich für alles Administrative auf die 
„Kommission für junge Kirchen und verwaiste Missionen“ des Lutherischen Natio- 
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nalrates (Commission on Younger Churches and Orphaned Missions, CYCOM) ver- 
lassen. 1952 hatte die CYCOM einen Punkt erreicht, an dem sie ihr Nothilfeprogramm 
für verwaiste Missionen einstellen wollte. (Der Lutherische Nationalrat behielt nur 
in Tansania die administrative Verantwortung für ehemalige deutsche M 
der.) Auf der Jahrestagung in Hamburg im Jahre 1952 schlug die Kommission für 
Weltmission darum vor, daß das New Yorker Büro des CYCOM zu schließen und 
seine Aufgaben von der neu zu bildenden und unter der Verantwortung des LWB-Exe- 
kutivkomitees stehenden LWB-Abteilung für Äußere Mission zu übernehmen s 
LWB-Vollversammlung von Hannover im Jahre 1952 machte sich diese Empfehlung 
zu eigen und übertrug die Verantwortung für die verwaisten Missionen an den neuen 
Stab der Abteilung Weltmission. Die neue Abteilung sollte überdies „in Zusammen- 
arbeit mit einer mitbeteiligten Gruppe von Vertretern der Jungen Kirchen sowie 
der lutherischen Missionsleitungen und Missionsgesellschaften ... den Umfang 
der Zusammenarbeit zwischen den Jungen Kirchen, den Missionsleitungen und 
Missionsgesellschaften ... erhalten und ... erweitern‘ (Hannover, Offizieller Bericht, 
8.25). 














Daraufhin wurde eine sechsköpfige Kommission für Äußere Mission, die „CWM 
Proper“, die eigentliche Kommission, gebildet, eine Art „Aufsichtsbehörde“ für die 
Abteilung für Äußere Mission. Allerdings blieben die Tagungen der Kommission für 
Weltmission für Vertreter der Missionsgesellschaften und der Jungen Kirchen offen. 
Erster Direktor der Abteilung für Äußere Mission war Fridtjov Birkeli aus Norwegen, 
der 1954 den bis dahin kommissarisch amtierenden Fredrik A. Schiotz, den früheren 
Exekutivksekretär der CYCOM, ablöste. 








In der skizzierten Entwicklung zeigt sich deutlich der Übergangscharakter der Kom- 
mission/Abteilung für Weltmission als Organ für weltweite Zusammenarbeit in der 
Mission. Der Auftrag des Exekutivkomitees schränkte den Wirkungsbericht KWM/ 
AWM auf missionarische Zusammenarbeit in Asien, Afrika und Ozeanien ein. Die 
eigentliche KWM bestand aus sechs Vertretern lutherischer Kirchen in Asien und 
Afrika und von Missionswerken bzw. Missionsgesellschaften aus Europa und Nord- 
amerika. Turnusgemäß waren in der KWM drei Mitglieder aus dem Norden und drei 
aus dem Süden vertreten. Bis vor kurzem waren die Direktoren der AWM ehemalige 
leitende Angestellte westlicher Missionswerke mit Mitarbeitern aus Asien, Afrika und 
westlichen Ländern. 





Lateinamerika gehörte nicht zum Arbeitsgebiet der KWM/AWM. Damit die luthe- 
rischen Diasporagemeinden in Lateinamerika gleichwohl nicht ohne Begleitung blie- 
ben, wurde auf der Vollversammlung von Hannover ein LWB-Lateinamerikakomitee 
gegründet, das unter der Leitung von Stewart W. Herman stand und dessen Büro zum 
Lutherischen ionalrat in New York gehörte. (1965 wurde das LWB-Lateinamerika- 
komitee nach Genf verlegt.) Die osteuropäischen Minderheitskirchen gehörten eben- 
falls nicht zu der KWM/AWM und wurden von einem Referat in der Abteilung für 
Weltdienst betreut, das für zwischenkirchliche Hilfe und Beratungsdienste für luthe- 
rische Diaspora- und Minderheitskirchen in Osteuropa verantwortlich war. 
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Vor Evian im Jahre 1970 verstand sich die KWM/DWM nur als eine praktische Ko- 
ordinationsstelle für die Missionszusammenarbeit auf zwei Kontinenten. Sie stimmte 
die Arbeit der westlichen Missionswerke und die Bedingungen der empfangender 
Kirchen in Asien, Afrika und Ozeanien aufeinander ab. In gewisser Hinsicht handelte 
es sich um eine Art Clearinghaus — ein ehemaliger Mitarbeiter der KWM sprach von 
einer „Börse“ —, wo Geber und Empfänger ihre Anträge koordinieren, gemeinsam Pro- 
gramme planen und Strategien diskutieren konnten. Mission im eigentlichen Sinne 
des Wortes war nicht im Blickfeld. Zu keiner Zeit ging es um evangelistische Aus- 
strahlung seitens der lutherischen „Mehrheits“kirchen in Europa und Nordamerika — 
mit Ausnahme ihrer Abteilungen für äußere Mission. 







Trotz der visionären Vorstellungen, wie sie die Vollversammlung von Lund hinsicht- 
lich einer lutherischen Zusammenarbeit in der Mission entworfen hatte, gelang es der 
KWM/AWM nicht, das Verständnis von Mission einen Schritt weiterz 
KWM/AWM wurde kein globales Forum, auf dem der Austausch von Missionsres- 
sourcen und die Ausarbeitung internationaler Missionsstrategien vorangetrieben wur- 
den. Immer noch abhängig von Initiativen der Missionswerke und von westlichen 
Finanzquellen erkannte sie nur ungenügend die dringenden Bedürfnisse der entste- 
henden Kirchen in der Dritten Welt sowie ihr Verlangen, gleichberechtigt und nicht in 
Abhängigkeit an der Entscheidungsfindung mitzuwirken. 








Zu den Leistungen der KWM/AWM zählen die Durchführung gesamtafrikanischer 
und gesamtasiatischer lutherischer Konferenzen (z. B. Marangu 1955; Ranchi 1961), 
ein Projekt zur Verkündigung des Evangeliums (Radio Stimme des Evangeliums, 
RVOG, 1963), die Einführung neuer Programme für theologische Ausbildung und 
Forschung in Asien und Afrika, die in Zusammenarbeit mit dem ÖRK durchgeführte 
Einrichtung der Christlichen Gesundheitskommission (CMC) und die Verteilung von 
Stipendien und anderen Fortbildungsprogrammen. 


EVIAN 1970: 
EIN WENDEPUNKT IM MISSIONSVERSTÄNDNIS DES LWB 


Die Fünfte LWB-Vollversammlung tagte 1970 in Evian (Frankreich). Dorthin war sie 
nur wenige Wochen zuvor vom ursprünglich geplanten Tagungsort Porto Alegre in 
Brasilien verlegt worden. Das missionarische Thema von Evian: „Gesandt in die 
Welt“ brachte die Überzeugung zum Ausdruck, daß das Luthertum die Verpflichtung 
zur Mission auf der ganzen Welt ernst nimmt. Der Bericht von Sektion I: „Gesandt mit 
dem Evangelium“ veranschaulichte eindrücklich das Konzept einer ganzheitlichen, 
von der Berufung der Taufe ausgehenden, kirchlich orientierten Evangelisation. 


Jedoch hatte die plötzliche und umstrittene Entscheidung, den Tagungsort der Vollver- 
sammlung zu verlegen, unmittelbare Folgen. Diese Entscheidung war gefaßt worden, 
weil in Brasilien die Menschenrechte massiv verletzt wurden und die zur Durchfüh- 
rung einer Vollversammlung erforderlichen Bedingungen nicht gewährleistet waren. 
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Damit wurde auf eine neue Dimension der Mission in der modernen Welt aufmerksam 
gemacht. Nach Evian war es nicht mehr möglich, die Menschenrechte nicht als einen 
Aspekt der Mission zu verstehen. In der turbulenten Atmosphäre der Vollversamm- 
lung von Evian erwies es sich freilich als unmöglich, in Fragen der Weltmission zu 
einem Konsens zu gelangen. Die Sechste Vollversammlung von Daressalam (1977) 
sollte an dieser Stelle einen Schritt weiter gehen, indem sie erklärte, daß Widerstand 
gegen die Apartheid Ausdruck der Glaubwürdigkeit der kirchlichen Mission sei. 


Langfristig wichtiger als der Bericht von Sektion I („Gesandt mit dem Evangelium“) 
war aber der noch vor Evian gefaßte Entschluß des Exekutivkomitees, alle missions- 
bezogenen Tätigkeiten des LWB umzustrukturieren und sie in einer neuen Kommis- 
sion und Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit (KKZ/AKZ) zusammenzufassen. 
Diese Entscheidung markierte einen Wendepunkt im Leben des LWB. Denn damit 
ging eine Ära zu Ende, in der die KWM/AWM für Missionstheologie und -strategien 
verantwortlich war, und eine Epoche begann, in der die LWB-Mitgliedskirchen diese 
Aufgabe übernahmen. 


Mit dieser Umstrukturierung einher gingen Veränderungen im theologischen Ver- 
ständnis der Mission und den strukturellen Beziehungen zwischen Missionen und Kir- 
chen. Dieser Entscheidung vorangegangen war die Eingliederung des Internationalen 
Missionsrats (IMR) in den Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK) auf dessem 
Vollversammlung in Neu-Delhi (1961). Viele der in Verbindung damit geäußerten 
Meinungen kamen im Lauf der Debatte um die neue Struktur des LWB erneut zur 
Sprache. Einige davon klangen auch in den Plenumsverhandlungen in Evian an. 


Das Ziel der Umstrukturierung von Evian war, daß jede LWB-Mitgliedskirche — im 
Osten oder Westen, Süden oder Norden — für die Mission Verantwortung übernehmen 
und sie als Ausdruck des gesamten Lebens der Kirche verstehen sollte. „Mission 
[wurde] als die Gesamtaufgabe der Kirche in der Welt verstanden. Im Mittelpunkt 
stand die Verkündigung, die als integrale Bestandteile diakonischen Dienst, propheti- 
sches Zeugnis für Gerechtigkeit und den Austausch von materiellen und spirituellen 
Ressourcen umfaßte“ (Berichte 1970-1977, 8 7, S. 40), wie es im Bericht der Kom- 
mission für kirchliche Zusammenarbeit an die Sechste Vollversammlung hieß. 


Hand in Hand mit diesem ganzheitlichen Verständnis der Mission gingen strukturelle 
Veränderungen, durch die Parallel- und Doppelprogramme in verschiedenen LWB- 
Abteilungen vermieden und die Missionsdienste den Kirchen besser zugänglich ge- 
macht werden sollten. Die Hauptaufgaben der früheren KWM/AWM wurden nun mit 
den Programmen des LWB-Lateinamerikakomitees und dem früheren Sekretariat für 
Minderheitskirchen in der Abteilung Weltdienst zusammengelegt. Auch die Arbeit der 
früheren Kommission für Haushalterschaft und Evangelisation wurde dort angesie- 
delt. Die neue Kommission und die neue Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit 
sollten diese verschiedenen Aufgaben in der Mission übernehmen. 





Diese Vorschläge stießen in Evian auf Widerstand. Das Exekutivkomitee hatte für die 
Strukturveränderungen weder eine theologische Begründung vorgelegt noch eine 
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klare theologische Vision von der Bedeutung der Mission entfaltet. Dadurch war für 
manche der Eindruck entstanden, daß die Abschaffung der früheren KWM/AWM und 
die an ihrer Stelle eingesetzte Kommission und Abteilung für kirchliche Zusammen- 
arbeit ein Verrat am Engagement des LWB für die Mission war oder zumindest eine 
Abschwächung der zentralen Rolle, die die Mission in der früheren Struktur nach 
Lund eingenommen hatte, bedeutete. 





Für einige — vor allem die Missionsgesellschaften, die in der neuen Struktur eine 
Bedrohung ihrer Selbständigkeit sahen — bedeuteten die geplanten Reformen, daß 
ein vertrautes Muster der Zusammenarbeit in der Weltmission abgeschafft werden 
und an seine Stelle ein integriertes und noch nicht ausprobiertes Strukturexperiment 
treten sollte. Die neue Kommission für kirchliche Zusammenarbeit sollte zwar ein 
Forum und ein Instrument für die Zusammenarbeit zwischen Vertretern der luthe- 
rischen Kirchen aus allen sechs Kontinenten sein, aber für die Missionsgesellschaf- 
ten war keine Vertretung mehr vorgesehen. Die zahlreichen Koordinierungsauschüsse, 
die sich früher im Zusammenhang mit der KWM getroffen hatten, tagten nun auf 
eigene Faust. Zu jener Zeit versuchte die KKZ/AKZ den Missionwerken entgegen- 
zukommen, indem sie spezielle Konsultationen organisierte und den Kontakt durch 
die Herausgabe eines Lutherischen Missionshandbuches ermöglichte. 














In den Plenarsitzungen der LWB-Vollversammlung von Evian wurden im Verlauf 
einer hitzigen Debatte über den vorgeschlagenen Namen der neuen Kommission viele 
Fragen aufgeworfen. Sollte Mission weiterhin als die Aufgabe einzelner Personen, der 
sogenannten „Missionare“ sein, die mehrheitlich von westlichen Werken ausgesandt 
wurden? Oder sollte Mission jetzt als Aufgabe des ganzen Gottesvolkes betrachtet 
werden? Was war unter dem neuen integrierten Missionskonzept zu verstehen? Waren 
die Mitgliedskirchen bereit, einen Vorschlag zu billigen, dessen Tragweite sie noch 
keineswegs abschätzen konnten? 


„Wir sind tief betroffen, daß der Ausdruck ‚Mission‘ und damit indirekt auch die 
Konzeption der Mission in dem Vorschlag für die neue Struktur fortgefallen ist“, hieß 
es in einer Empfehlung aus dem Plenum. „Darum empfehlen wir, daß der Name der 
vorgeschlagenen ‚Kommission für kirchliche Zusammenarbeit‘ geändert werde in 
‚Kommission für kirchliche Zusammenarbeit in der Weltmission‘.“ Eine ähnliche 
Empfehlung war bereits bei der letzten Tagung der KWM in St. Louis (1970) unmit- 
telbar vor Evian sehr unterstützt worden. 


Die Befürworter der Motion — vorgelegt sowohl von Vertretern der Missionsgesell- 
schaften als auch von Kirchenführeren aus der Dritten Welt - machten deutlich, daß 
mit der Auslassung des Wortes „Mission“ Verrat am Vollversammlungsthema „Ge- 
sandt in die Welt“ geübt würde. Mission sollte im Leben des LWB weiterhin einen 
Platz haben. Mit Mission sei mehr als Zusammenarbeit, nämlich Verkündigung 
gemeint, und darum sei das Wort Mission notwendig, wo die Kirche vor den großen 
Möglichkeiten steht, das Evangelium zu verbreiten, heißt es im Protokoll von Evian 
(8.37). 

















Der Antrag, „Weltmission“ in den Namen der neuen Kommission aufzunehmen, 
wurde jedoch auf den Rat des Weisungsausschusses hin abgelehnt. Allerdings wurde 
später von der Vollversammlung eine von Gunnar Stålsett aus Norwegen vorgelegte 
Erklärung einstimmig angenommen. Darin werden die Mitgliedskirchen und Mis- 
sionswerke aufgefordert, „getreu dafür zu arbeiten, daß das Evangelium allen Natio- 
nen verkündigt werde“ (Evian, S. 197). Zwar nahm die Vollversammlung von Evian 
die neue Struktur und den neuen Namen der Kommission an, doch blieben Zweifel 
bestehen, ob diese Entscheidungen klug sei und wie sie sich in der zukünftigen Zu- 
sammenarbeit in der Mission im LWB auswirken werde. 


Die Befürworter der neuen Struktur und der vom Exekutivkomitee vorgeschlagenen 
Namensänderung konnten sich auf gute Argumente berufen, denn in Evian war das 
Wort „Mission“ noch mit negativen Konnotationen belastet; es erinnerte an westliche 
Kolonialherrschaft. Die seit kurzem selbständig gewordenen Kirchen in den ehemali- 
gen Kolonien wurden nun als gleichwertige Vollmitglieder in den LWB aufgenom- 
men. Sie wollten keineswegs als Mündel westlicher Missionsgesellschaften gelten, 
wie das in der alten KWM/AWM-Struktur der Fall zu sein schien. 








Auch andere Faktoren zeigten, daß eine integrierte Missionsstruktur nötig war. Außer 
in Programmen für Haushalterschaft und Evangelisation hatte der LWB seine west- 
lichen Mitgliedskirchen noch nie aufgefordert, unter ihren eigenen Gliedern Mission 
zu treiben. Nun erlebten die großen Volks- (bzw. „Mehrheits“)kirchen in Westeuropa, 
daß ihre Mitgliederzahlen zurückgingen. Ungeübt im Umgang mit einer säkularisier- 
ten Bevölkerung erkannten sie, daß sie von den wachsenden Kirchen in der Dritten 
Welt etwas in bezug auf lebendigen Glauben und Evangelisation lernen könnten. 





In einigen europäischen Ländern, insbesondere in Westdeutschland, wurden die unab- 
hängigen Missionsgesellschaften jetzt als Missionsabteilungen in die landeskirchli- 
chen Strukturen eingegliedert. Damit wurde bezweckt, daß diese Kirchen jetzt Mis- 
sion nicht nur in fernen Ländern der Welt, sondern auch „vor ihrer eigenen Haustür“ 
betrieben. Die lutherischen Kirchen in Nordamerika, wo das kirchliche Wachstum 
Ende der sechziger Jahre vorläufig zum Stillstand gekommen war, legten den Akzent 
wiederum auf Nachfolge und Evangelisation. Die traditionelle Trennung zwischen 
einer nach außen und einer nach innen gerichteten Mission erwies sich als anachro- 
nistisch. 





In Osteuropa, wo sich in den siebziger Jahren die Beziehungen zwischen den lutheri- 
schen Kirchen und den sozialistischen Regierungen „normalisiert“ hatten — dafür ste- 
hen das Konzept einer „Kirche im Sozialismus“ in Ostdeutschland und die „Theologie 
der Diakonie“ in Ungarn — sahen die Kirchen die Verpflichtung, das Evangelium in 
Wort und Tat zu verkündigen, und zwar nicht als Gegenideologie, sondern als Bot- 
schaft der Hoffnung. Diese Kirchen mußten aber behutsam vorgehen; sie wollten 
weder die Staatsbehörden brüskieren noch das sensible Gleichgewicht gefährden. 
Alles, was auf einen antikommunistischen „Missionskreuzzug“ hätte deuten können, 
war zu vermeiden. Aus diesem Grund konnten auch die Kirchen aus diesen Ländern 
dem Zusatz von „Weltmission” im Namen der neuen Kommission nicht zustimmen. 
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Vor Evian bestand die Beziehung des LWB zu den osteuropäischen „Minderheits- 
Kirchen" vor allem in zwischenkirchlicher Hilfe, Unterstützung von Pfarrern und Ge- 
meinden und Durchführung von Konsultationen. In der neuen Struktur sollte das wei- 
tergeführt werden, aber man wollte sich darüber hinaus der Herausforderung der Mis- 
sion im atheistisch-marxistischen Kontext stellen. Ein wichtiges Ergebnis dieser Poli- 
tik war, daß die Siebente Vollversammlung 1984 in Budapest (Ungarn) abgehalten 
wurde. 


Das LWB-Lateinamerikakomitee begleitete Einwandererkirchen verschiedener ethni- 
scher (nationaler) Herkunft sowie Diasporagemeinden auf dem ganzen Kontinent. Die 
meisten von ihnen bewahrten Sprache und Kultur ihres Herkunftslandes. Unter der 
neuen Struktur sollten sie sich enger den aus der Missionsarbeit entstandenen Kirchen 
anschließen. Sie wurden ermutigt, sich der spanischen bzw. portugiesischen Landes- 
sprache zu bedienen und eine Beziehung zum kulturellen Kontext herzustellen, wie 
das die große brasilianische Mitgliedskirche (IECLB) bereits seit Ende des Zweiten 
Weltkriegs getan hatte. Damit sollte die Wahrnehmung dessen, was Mission im 
gesamtlateinamerikanischen lutherischen Kontext bedeutet, gefördert werden. Die 
Durchführung der „Lateinamerikanischen lutherischen Kongresse“ und der „Konfe- 
renzen lateinamerikanischer Kirchenpräsidenten“ beschleunigte diesen Prozeß außer- 
ordentlich. Angestrebt war es, daß der Wille zur Mission sich in allen Tätigkeiten der 
einzelnen LWB-Arbeitseinheiten widerspiegeln sollte. In diesem Sinne waren Diako- 
nie, Gemeinwesenentwicklung, Zeugnis für Gerechtigkeit, zwischenkirchliche Hilfe, 
theologische Ausbildung, Evangelisation, ökumenische Beziehungen, Gottesdienst, 
Studienarbeit und Kommunikation nicht konkurrierende Arbeitsbereiche, sondern 
Ausdruck der Sendung der Kirche. 





Die zwischenkirchlichen Beziehungen sollten jetzt mit dem Ziel weiterentwickelt 
werden, die Geber- und Empfängerkirchen zu befähigen, ihren Missionsauftrag in 
ihrem eigenen Land und über die Grenzen hinweg nicht in Isolation und durch 
Beherrschung, sondern als wahre Partner in der gemeinsamen weltweiten Mission 
wahrzunehmen. Damit sollte zum Ausdruck kommen, daß alle Mitgliedskirchen, ob 
arm oder reich, gleichzeitig geben und empfangen konnten. Die integrierte Struktur 
sollte nicht nur die Beziehung zwischen dem LWB und seinen Mitgliedskirchen er- 
neuern, sondern auch die innere Dynamik der Kommissionen, der Abteilungen, des 
Exekutivkomitees und Generalsekretariats des LWB anregen. 





In der neuen zwölfköpfigen Kommission für kirchliche Zusammenarbeit waren nun- 
mehr je zwei Personen aus Ost- und Westeuropa, Nordamerika, Lateinamerika, Afrika 
(einschließlich Madagaskar) und Asien (einschließlich Ozeanien) vertreten. Die jähr- 
lichen, etwa zehn Tage dauernden Tagungen fanden abwechselnd in verschiedenen 
Mitgliedskirchen und Kontinenten statt. Meistens folgten auf die Kommissionstagun- 
gen noch drei- oder viertägige Konsultationen. 
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WEITERE UMSTRUKTURIERUNGEN VOR CURITIBA 


1987 gab das LWB-Exekutivkomitee aus theologischen und praktischen Erwägungen 
heraus eine weitere Studie in bezug auf Umstrukturierung in Auftrag. In theologischer 
Hinsicht ging es darum, zum Ausdruck zu bringen, daß das Verhältnis der LWB- 
Mitgliedskirchen zueinander mehr als eine lockere Vereinigung sei, weil man sich auf 
dem Weg zu einer Gemeinschaft (Koinonia) in Christus befinde. Gleichzeitig war aus 
praktischen Gründen eine effizientere Struktur des LWB geboten, damit der Weltbund 
seine Tätigkeiten mit einem ausgeglichenen Haushalt durchführen konnte. 


Die Kostensenkung als Teil der Umstrukturierung bedeutete, daß der Entscheidungs- 
prozeß mehr zentralisiert wurde und weniger Entscheidungen auf lokaler oder regio- 
naler Ebene getroffen wurden, daß weniger Konsultationen abgehalten werden konn- 
ten und daß das Genfer Personal um 20 Prozent verringert werden mußte. Die vom 
LWB-Exekutivkomitee 1989, also vor der Achten LWB-Vollversammlung (Curitiba), 
angenommene Empfehlung zur Umstrukturierung hatte für die in Evian gegründete 
KKZ/AKZ unmittelbare Folgen. Unter der neuen Struktur fielen die Kommissionen, 
also auch die Kommission für kirchliche Zusammenarbeit, fort, und an ihre Stelle tra- 
ten die Programmausschüsse des neuen Rats des LWB. 


Die Aufgabe der Mission wurde der neuen Abteilung für Mission und Entwicklung 
(AME) übertragen. Es ist interessant, daß das in Evian über Bord geworfene Wort 
„Mission“ hier wieder auftaucht. Nach Curitiba wurden Diakonie und Entwicklung als 
zur Mission und zur Arbeit der AME gehörig betrachtet. Der neugebildete Rat des 
LWB, der die Funktion und die Aufgaben des früheren Exekutivkomitees und der 
größeren Kommissionen übernahm, war fortan das einzige Entscheidungsgremium 
des LWB zwischen den Vollversammlungen. 


Der Rat wurde in fünf Programmausschüsse bzw. Ständige Ausschüsse untergliedert; 
dazu gehört der Programmausschuß für Mission und Entwicklung. Überdies wurden 
vier Fachleute im Bereich Mission und Entwicklung als Berater und Beraterinnen 
ernannt, die zusammen mit den Ratsmitgliedern tagen, aber in den Plenarsitzungen 
des Rates kein Stimmrecht haben. Im Vergleich zu dem Repräsentationsprozeß auf 
früheren KKZ-Tagungen war das Mitspracherecht der LWB-Mitgliedskirchen beim 
Entscheidungsprozeß außerordentlich reduziert. 





Die spezifische Aufgabe der Abteilung für Mission und Entwicklung nach Curitiba 
war es, „lutherische Kirchen, Stellen und andere Gruppen bei ihrem Bemühen um 
Schaffung, Entwicklung und Unterhaltung von Diensten, die der grundlegenden 
Aufgabe der Kirche gerecht werden, an Gottes Mission für die ganze Schöpfung mit- 
zuwirken, zu fördern und zu unterstützen“ (Richtlinien). Mission und Dienste wurden 
als Aspekte der „grundlegenden Aufgabe der Kirche“ zusammengesehen. 





Unter den neuen Bedingungen hatten die Missionswerke einen ähnlichen Einfluß auf 
die Programme wie früher bei der KWM/AWM. Informationsaustausch und prakti- 
sche Zusammenarbeit zwischen dem LWB und den Missionsgesellschaften wurden 
durch Konsultationen zwischen der AME und den Missionswerken verstärkt. 
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Einige Aufgaben und Funktionen der Abteilung veränderten sich unter den neuen 
Richtlinien. Die Abteilung konnte nun auch Studienarbeit über Mission und Evange- 
lisation durchführen. Der frühere Entwicklungsdienst (CDS), der durch Projektbeglei- 
tung und Sachwissen Entwicklungsprojekte der Mitgliedskirchen unterstützt hatte, 
wurde in die AME verlegt. 


Die neue Abteilung hatte den Auftrag, den Mitgliedskirchen auch im Bereich der 
Kommunikation Beratungsdienste zur Verfügung zu stellen. Zudem war sie verant- 
wortlich für spezielle LWB-Programme für Frauen in Kirche und Gesellschaft, 
Jugendarbeit, christliche Erziehung, theologische Ausbildung und Ausbildung von 
Führungskräften. Gebietsreferate innerhalb der Abteilung waren für ein breites Spek- 
trum von Programmen verantwortlich. Tatsächlich war die AME verantwortlich für 
die Mehrheit der LWB-Programme in den Mitgliedskirchen. 





Seit den Strukturveränderungen von Curitiba sind die Strukturen für Zusamme| arbeit 
in der Mission effektiver, aber auch zentralisierter als je zuvor in der fi 
Geschichte des LWB. Gleichzeitig ist die Tagesordnung der Mission diffuser gewor- 
den. Einerseits gibt es weniger Stabsmitglieder, was zur Folge hat, daß weniger Kon- 
sultationen und Treffen über Mission stattfinden können. Andererseits aber hat sich 
der Umfang der Arbeit der Abteilung vergrößert. Folgt man den Kritikern der Um- 
strukturierung, so hat sich der LWB von der in Evian angenommenen ganzheitlichen 
Definition von Mission entfernt und steht jetzt in Gefahr, vollständig profillos zu wer- 
den. Denn die AME ist faktisch zu einer kirchlichen Bürokratie geworden, die zwi- 
schenkirchliche Hilfe und Entwicklungshilfe weiterleitet sowie gewisse Dienste in 
bezug auf Mission leistet. Mission und Entwicklung sind in der gleichen Abteilung 
angesiedelt. Unter dem Oberbegriff „Mission“ wird zwar mehr unternommen als frü- 
her. Mission als „grundlegende Aufgabe der Kirche“ und gleichbedeutend mit „Gottes 
Mission für die ganze Schöpfung“ schließt nun eine ganze Reihe von Tätigkeiten zum 
Aufbau und der Stärkung der lutherischen Gemeinschaft weltweit ein. Darin schlägt 
sich der erweiterte Auftrag der AME nieder. Doch stellt sich die Frage, ob der beson- 
dere Charakter der Mission in der neuen Struktur verlorengegangen ist. 

















WICHTIGE INITIATIVEN UND PROGRAMME 
IM BEREICH DER MISSION 


Radio Stimme des Evangeliums 


Auf der Vollversammlung in Helsinki wurde die Gründung von Radio „Stimme des 
Evangeliums“ (RVOG) in der Nähe von Addis Abeba (Äthiopien) im Jahre 1963 als 
„geradezu ein Wunder Gottes“ (Helsinki, S. 442) bezeichnet. Das Projekt war bereits 
1957 von der Kommission für Weltmission gebilligt und vom Rundfunkdienst des 
LWB in die Wege geleitet worden. 


Ende der fünfziger Jahre waren die ersten Transistorradios erschienen, mit denen man 
Rundfunksendungen überall empfangen konnte. Radio paßte gut in die mündliche 
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Tradition Afrikas, so daß man davon ausgehen konnte, daß es in vielen Entwicklungs- 
ländern ein beliebte Kommunikationsmittel werden würde. 1959 wurde Dr. Sigurd 
Aske aus Norwegen zum ersten Direktor des Radioprojekts, 1961 zum Direktor des 
LWB-Rundfunkdienstes ernannt. 


Das RVOG war in verschiedener Hinsicht im religiösen Rundfunk einzigartig. Etwas 
vereinfacht kann man sagen, daß sich seine Programmphilosophie auf drei Grundsätze 
stützte: der Rundfunkdienst sollte sich in den Dienst der Mission der Kirche stellen, 
kontextuell und lebensnah sowie kulturell relevant sein. Die Programme wurden in 
den Gebieten, in denen sie ausgestrahlt wurden, produziert, und das RVOG übernahm 
daher auch keine in Europa oder Nordamerika hergestellten Programme (Manfred 
Lundgren, Proclaiming Christ to His World: The Experience of Radio Voice of the 
Gospel, 1957-1977, Genf, Lutherischer Weltbund, 1983, S. 169). 


Die Programme des RVOG richteten sich an den ganzen Menschen, als Einzelperson 
und als Mitglied der Gesellschaft. 70 Prozent hatten etwas mit Ausbildung zu tun, mit 
dem Akzent auf Entwicklungserziehung, und 30 Prozent waren evangelistisch. Dieses 
ganzheitliche Verständnis des kirchlichen Dienstes war biblisch begründet und ent- 
sprach dem afrikanischen Verständnis des Lebens als Ganzheit. Dieses 30/70-Verhält- 
nis war aber nur eine Richtschnur, und die Wirklichkeit sah oft anders aus. 


Das RVOG leistete den regionalen Studios aber auch Beratungsdienste und gewährte 
technische Unterstützung. Wichtig waren Bewußtseinsbildung und Medienerziehung 
unter den kirchlichen Mitarbeitern, um die Weiterführung der Arbeit durch die 
Kirchen vorzubereiten. Regelmäßig wurden Programme nur in Gebiete ausgestrahlt, 
in denen eine Ortskirche bereit und fähig war, die Verantwortung für die Programm- 
produktion und Nacharbeit zu übernehmen — mit zwei Ausnahmen, nämlich Gebiete, 
in denen kirchliche Arbeit und Mission nicht möglich waren (China) oder wo die po- 
litische Situation dies besonders erforderlich machte (Südafrika) (vgl. Lundgren, 
S. 163). 





1972 sendete RVOG täglich aus Addis Abeba durchschnittlich 20 Stunden auf zwei 
Kurzwellensendern und fast sieben Stunden auf Mittelwelle. Im Laufe seiner relativ 
kurzen Geschichte strahlte RVOG 117301 Stunden aus in 19 Studios in Afrika, dem 
Nahen Osten und Asien produzierte Sendungen in zwanzig verschiedenen Sprachen 
aus. Sendungen nach Lateinamerika waren zwar technisch möglich, wurden aber nicht 
ausgestrahlt. 


Wichtig waren die aus Addis Abeba ausgestrahlten täglichen Nachrichtensendungen 
in sieben Sprachen, die professionelle Journalisten mit Hilfe von internationalen 
Depeschenagenturen produzierten. Der Nachrichtendienst des RVOG war zwar 
immer stärker der Zensur unterworfen, doch gelang es ihm, seine Integrität zu bewah- 
ren, und er hatte im allgemeinen den Ruf der Zuverlässigkeit und Objektivität. Es muß 
allerdings zwischen dem Konzept der Integrität und der westlichen Vorstellung des 
„freien Informationsflusses“ unterschieden werden. Die Nachrichten waren weitge- 
hend für das positive Bild der Radiostation verantwortlich (Lundgren, S. 191-196). 
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Das RVOG wiederum trug zum Aufbau des Bildes und der Glaubwürdigkeit der 
Ortskirche in der Gesellschaft bei, da sie so die Möglichkeit erhielt, ihre Stimme auf 
kulturell relevante Weise in die Gesellschaft einzubringen. Das RVOG stärkte auch 
das Image des LWB gegen außen, da viele den LWB mit dem Radio identifizierten. 


Das RVOG war ökumenisch im weitesten Sinn. Unter seinen Partnern waren der Rat 
der Kirchen im Nahen Osten, der Weltbund für christliche Kommunikation (WACC), 
die Äthiopische Orthodoxe Kirche, die Lutherische Kirche — Missouri-Synode — und 
andere Organisationen. Die Arbeit des RVOG und andere Kommunikationsunterneh- 
men in Afrika führten direkt zur der Aufnahme von Kommunikationsarbeit im Genfer 
Sekretariat und schließlich zu der Gründung der Kommunikationskommission und - 
abteilung im LWB im Jahre 1980. 


Am 12. März 1977 wurde das RVOG nach vierzehnjähriger Tätigkeit von der Militär- 
regierung Äthiopiens nationalisiert und das Studio und alles Material in Addis Abeba 
für das Radio Stimme des revolutionären Äthiopiens konfisziert. 





Damit verloren die zwölf Produktionsstudios und die über 200 Mitarbeiter und Mit- 
arbeiterinnen ihre Absatzmöglichkeit und hatten beträchtliche Schwierigkeiten, die 
Kommunikationsarbeit weiterzuführen. Die meisten sind aber immer noch im Betrieb 
und senden über Kurzwellensender in Afrika (FEBA Seychellen und TWR Südafrika 
und Swasiland) oder über lokale oder nationale Sender, auch über Ultrakurzwelle. 
Verschiedene sind zu Kommunikationszentren mit multimedialer Arbeitsweise ge- 
worden. Durch seine Abteilung für Mission und Entwicklung unterstützt sie der LWB 
weiterhin finanziell und mit Beratungsdiensten. Der Einfluß des RVOG bei der Her- 
stellung eines Kommunikationsbewußtsein in den Kirchen läßt sich an ihrer vielfäl- 
tigen Medientätigkeit ablesen. 


In den siebziger Jahren in Ostafrika durchgeführte Erhebungen zeigen, daß die in 
Suaheli und Amharisch gesendeten Programme sehr beliebt waren. Kleinere Umfra- 
gen, die mit wenig Aufwand in kulturell vielfältigen Kontexten durchgeführt wurden, 
zeigten ebenfalls eine positive Aufnahme. Die Langzeitwirkung des RVOG läßt sich 
daran erkennen, daß die Kirchen immer wieder darum bitten, daß der LWB-Rund- 
funkdienst in Afrika wieder aufgenommen wird. 


1988 erklärte sich die äthiopische Regierung zur Bezahlung von 1200000 Birr als 
Wiedergutmachung für die Übernahme des RVOG sowie zur Rückgabe seiner 
Sammlung von Tonbändern mit afrikanischer Musik bereit. Diese Summe wurde in 
Gebäude und Kommunikationsmaterial in den Mitgliedskirchen in Äthiopien und 
Eritrea investiert. 


Verkündigung des Evangeliums und Entwicklung der Menschheit 


Von Anfang 1971 bis Oktober 1974 war das Verständnis der Mission im Luthertum 
aufgrund des Widerspruchs zwischen Evangelisation und Entwicklung als den beiden 
Aspekten der Mission, der durch die getrennte Finanzierung noch verstärkt wurde, in 
eine Krise geraten. Dieses Problem wurde bereits 1971 aufgeworfen und später, im 
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Mai 1972, in einem Hirtenbrief der Äthiopischen Evangelischen Kirche Mekane 
Yesus (ÄEKMY) dem LWB-Exekutivkomitee vorgelegt. 


Der von Gudina Tumsa, dem Generalsekretär der ÄEKMY, verfaßte Brief wurde unter 
dem Titel „Verkündigung und menschliche Entwicklung“ unter den LWB-Mitglieds- 
kirchen verbreitet. Darin wurden die Kriterien der Entwicklungshilfe angesprochen, 
vor allem aber wurde kritisch angemerkt, daß für wirtschaftliche und soziale Entwick- 
lung von den westlichen Gebern großzügig gespendet werde, während die Mittel für 
Evangelisation eher mager ausfallen. 


Zu jener Zeit führte die äthiopische Mitgliedskirche Evangelisationsprogramme 
durch, als deren Folge ihre Mitgliederzahl rapide zunahm. Dadurch erwuchs für sie 
aber die weiterführende Aufgabe, die Verantwortung für die gesellschaftliche Ent- 
wicklung und geistliche Betreuung der schnell anwachsenden Mitgliederzahl zu über- 
nehmen. Der ÄEKMY ging es vor allem um eine „verantwortlichere Ausübung des 
Amtes der Kirche“ (Verkündigung und menschliche Entwicklung, S. 13). Dies liege in 
der Konsequenz des Auftrages, „das Evangelium von Jesus Christus allen Völkern zu 
predigen“ (S. 15), und habe das Ziel der „Heilung des Zerbrochenen und der Herstel- 
lung der Ganzheit des Menschen“ (ebd.), also der Wiederherstellung von Gottes 
Heilsplan. In diesem Zusammenhang war auch von der Identität und der Integrität 
einer unabhängigen afrikanischen Kirche die Rede, der die Hände gebunden waren 
durch Vorgaben und Auflagen, die von überseeischen Gebern festgesetzt worden 
waren, mit den eigenen Zielen und Prioritäten der Kirche aber nicht übereinstimmten. 










Nach einer durch den Brief der ÄEKMY hervorgerufenen Diskussion wurde vom 
21.-25. Oktober 1974 eine internationale Konsultation über „Verkündigung und 
menschliche Entwicklung“ in Nairobi (Kenia) durchgeführt. Dort kamen als Haupt- 
themen die verantwortliche Ausübung des Amtes der Kirche und die Flexibilisierung 
der Beziehungen auf dem Gebiet der internationalen Entwicklungshilfe zur Sprache. 
Der Bericht der Konsultation kam zu dem Ergebnis, daß die Verkündigung durch Wort 
und Tat stattfinde und zwischen Mission und Dienst eine grundlegende Einheit beste- 
he. Sie legte dem LWB nahe, seine Programme so zu gestalten, daß sie dem ganzen 
Menschen zugute kommen und in ihnen die vertikale und die horizontale Dimension 
der kirchlichen Verkündigung nicht voneinander getrennt werden. Die Konsultation 
warnte vor Beziehungen, die Abhängigkeit schaffen oder zu Paternalismus führen. Die 
Diskussion war für die Klärung der Beziehung zwischen LWB-Richtlinien und Mis- 
sionsprogrammen auf der einen, Dienst und Gemeinwesenentwicklung auf der ande- 
ren Seite sehr hilfreich. 


Gemeinsamer Christlicher Dienst in Westafrika 


Ende der siebziger Jahre wirkte die Kommission für kirchliche Zusammenarbeit daran 
mit, den „Gemeinsamen christlichen Dienst in Westafrika“ (JCMWA) aufzubauen, 
eine neue ökumenische Missionsorganisation für die Verkündigung unter den Fulbe 
südlich der Sahelzone, die in Gebieten von Senegal im Westen bis zur Zentralafrika- 
nischen Republik leben. Auf lutherische Initiative hin sollten die Kirchen dieser Re- 
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gion und ihre überseeischen Partner in Mission und Dienst zusammenarbeiten. Neben 
den lutherischen Mitgliedskirchen waren auch anglikanische Diözesen und andere 
protestantische Gemeinden an der Gründung beteiligt. 


Dieser Dienst entstand vor allem aus der Tätigkeit von Radio „Stimme des Evange- 
liums“ (RVOG), das aus seinem Studio in Westafrika für die nomadische, nominell 
muslimische Bevölkerung dieser Region Sendungen in der Sprache der Fulbe aus- 
strahlte. Die positiven Reaktionen auf die Radiosendungen in der Fulbesprache zeig- 
ten, daß ein breit verankerter Dienst gebraucht wurde, für den am Anfang die Mis- 
sionsbeauftragten des LWB organisatorisch verantwortlich waren. 


Interessierte Partner — lutherische und nichtlutherische Kirchen und Miss 
sationen — wurden 1978 auf die Tagung der KKZ/AKZ eingeladen, um über die Mög- 
lichkeiten eines gemeinsamen Dienstes zu diskutieren. Eine Reihe von Planungssit- 
zungen fand in Senegal, Kamerun und Nigeria statt; anschließend nahm der JCMWA 
die Arbeit auf. Das Verwaltungs- und Koordinationsbüro wurde in Jos in Nigeria 
eingerichtet. 





Der JCMWA sollte den Fulbe, traditionell ein Volk von Viehzüchtern, Dienste wie 
Tierimpfungen und andere mit Viehzucht nötigen Dienstleistungen zur Verfügung 
stellen und ihnen Lesen und Schreiben sowie landwirtschaftliche Fachkenntnisse ver- 
mitteln. Die christlichen Fulbe wurden ermutigt, miteinander in Kontakt zu treten 
sowie ihre Erfahrungen des Evangeliums und der christlichen Gemeinschaft mit den 
muslimischen Verwandten und Nachbarn auszutauschen. 





Konsultationen und Konferenzen 





späteren Jahren lag der Schwerpunkt der Arbeit der KKZ/AKZ nicht mehr auf den 
jährlichen Kommissionstagungen, sondern auf regionalen und subregionalen Konsul- 
tationen, Konferenzen, Planungssitzungen und Seminaren. Zwischen zwei Vollver- 
sammlungen fanden bis zu fünfzig solcher Sitzungen auf allen sechs Kontinenten, oft 
in Zusammenarbeit mit der Studienabteilung, statt. 






Dabei wurden buchstäblich Tausende von Missionsprojekten und Hilfsprogrammen 
behandelt. Wichtig waren auch Seminare über Mission, Ausbildung von Führungs- 
kräften (mit zunehmender Einbeziehung von Frauen), Jugendarbeit und theologische 
Ausbildung. Andere Themen waren der Dienst an ausländischen Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen in Europa, Evangelisation in lutherischen Minderheitskirchen, 
Theologie im kulturellen Kontext, theologisches Fernstudium, die lutherische Haltung 
in bezug auf China, Stadtmission, Kirchenbau, kirchliche Pensionsprogramme, Fami- 
lienberatung, Haushalterschaft und Eigenständigkeit sowie schließlich der Gemeinde- 
gottesdienst. 


In Afrika fanden mehrere Treffen über Theologie im Kontext Afrikas und über die 
Verbesserung der theologischen Ausbildung statt. Für Asien wurde das „Asienpro- 
gramm zur Förderung von Ausbildung und Studien“ (APATS) entwickelt, das den 
asiatischen lutherischen Kirchen bei der theologischen Ausbildung, der Lutherfor- 
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schung und kontextuellen Studien zugute kommen sollte. APATS wirkte in neun 
Subregionen Asiens. In Lateinamerika sorgte der LWB dafür, daß zwischen den acht 
Mitgliedskirchen eine bessere Zusammenarbeit in Fragen der Mission und der theo- 
logischen Ausbildung zustande kam. Ähnliche Treffen wurden auch in der Karibik 
durchgeführt. 


In Europa kamen die kleinen Minderheitskirchen und die großen lutherischen Mehr- 
heitskirchen über Themen wie Re-Evangelisation, Säkularisation und Missionser- 
neuerung miteinander ins Gespräch. Konsultationen in Osteuropa, angefangen mit 
der wichtigen Konsultation europäischer lutherischer Kirchen in Tallinn, Estland 
(1980), machten sich die Atmosphäre der Perestroika zunutze und sprachen über 
neue Möglichkeiten in der Mission. Immer mehr war jetzt der Arbeitsstil im LWB von 
den Konsultationen als einer hilfreichen Methode, um die Beziehungen zwischen den 
Mitgliedskirchen mit Blick auf das gemeinsame Ziel der Mission zu verbessern, 
geprägt. 


Förderung der theologischen Ausbildung in Afrika 


Als in den achtziger Jahren deutlich wurde, daß die Ausbildung von Pastoren und 
anderen kirchlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in Afrika sehr unsystematisch 
verlief, erarbeiteten die Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit und die Studien- 
abteilung im LWB eine gemeinsame Strategie zur Entwicklung der theologischen 
Ausbildung in Afrika. Ein Beratungsausschuß für theologische Ausbildung in Afrika 
wurde gebildet, der das Niveau der theologischen Ausbildung insgesamt anheben 
sollte. 





Auf Empfehlung des Beratungsausschusses, der zwischen 1981 und 1985 in verschie- 
denen Ländern Afrikas tagte, wurde an der Universität von Simbabwe und an der 
Protestantischen Fakultät in Yaoundé (Kamerun) eine lutherische Dozentur einge- 
führt. Der Ausschuß war auch beteiligt an der Entwicklung eines neuen Programms an 
der Theologischen Abteilung der Universität Pietermaritzburg (Südafrika). Es wurden 
‚Anstrengungen unternommen, die Zahl der Afrikaner unter den Dozenten zu erhöhen, 
die theologischen Bibliotheken zu vergrößern und Methoden für eine kontextuelle 
theologische Ausbildung auszuarbeiten. Die Erweiterung des Seminars in Makumira 
(Tansania) und in Meiganga (Kamerun) sowie die Umsiedlung des Paulinum-Semi- 
nars in Namibia nach Windhuk wurden unterstützt, Intensivlehrgänge über den Auf- 
bau der Nation und über die gegenwärtigen sozioökonomischen Herausforderungen 
wurden für afrikanische Kirchenführer und Pastoren durchgeführt. 






Lutherische Missionstheologie 


Seit der Vollversammlung von Lund (1947) wurde im LWB an der Frage gearbeitet, 
welchen Beitrag das Luthertum zu der ökumenischen Sendung der Kirche leisten 
kann. Einen wichtigen Schritt markierte die 1982 in Stavanger (Norwegen) abgehal- 
tene Konsultation über Mission und Evangelisation (vgl. LWB-Report 13/14, 1983). 
Sie setzte auf überregionaler Ebene fort, was in mehreren regionalen LWB-Konsul- 
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tationen sowie in Konferenzen des ÖRK und des Lausanner Komitees für Weltevange- 
lisation vorbereitet worden war. 


In Stavanger sollte nun den lutherischen Kirchen die Möglichkeit gegeben werden, ihr 
Engagement für die Mission zu untersuchen, die Ergebnisse ökumenischer Missions- 
treffen auszuwerten und „eine der heutigen Zeit entsprechende ... theologische Stel- 
lungnahme [zu Mission und Evangelisation] [zu] formulieren“ (LWB-Report, S. ix). 
Außerdem sollten die Aufgabenbereiche festgestellt werden, die gemeinsamer kirch- 
licher Anstrengungen bedürfen. Im Schlußkommunique betonen die Konferenzteil- 
nehmer die Bedeutung des einzelnen und der Ortsgemeinde für Mission und Evan- 
gelisation, 


Auf der Siebenten Vollversammlung des LWB in Budapest (1984) wurde die Aus- 
arbeitung einer Erklärung des LWB zur Mission gefordert, und die Arbeit wurde der 
Kommission für kirchliche Zusammenarbeit übertragen. Diese Erklärung sollte den 
lutherischen Kirchen helfen, sich der Mission Gottes in der Welt und der Mitwirkung 
der Kirchen an dieser Mission besser bewußt zu werden, sie sollte zu einer Erneuerung 
der Missionsverpflichtung der Kirchen und Gemeinden und zu besserer Zusammen- 
arbeit bei der „einmütigen Bezeugung des Evangeliums von Jesus Christus vor der 
Welt“ (LWB-Dokumentation 26, S. 3) führen. 











Eine von der KKZ/AKZ einberufene internationale Arbeitsgruppe erarbeitete drei 
Fassungen eines Arbeitspapiers zur Mission. Die Erklärung erschien unter dem Titel 
„Gottes Mission als gemeinsame Aufgabe: ein Beitrag des LWB zum Verständnis von 
Mission“ (LWB-Dokumentation 26, Januar 1989). Sie wurde dann zum Studium und 
Umsetzung den Mitgliedskirchen übergeben. Später stellte ein internationales Stu- 
dienteam einen Leitfaden zur Benützung dieser Erklärung her, um die Kirchen und 
Gemeinden bei ihren Überlegungen über die Bedeutung der Mission zu unterstützen 
und um zu einem gemeinsamen Vorgehen im einmütigen Zeugnis zu ermutigen. 














In der LWB-Erklärung ist ein trinitarischer Ansatz im Verständnis der Mission Gottes 
und der Kirche bestimmend, der andere biblische und konfessionelle Themen aus- 
drücklich ausschließt. Es wird gefragt, was das Bekenntnis des trinitarischen Gottes 
für die Mission in der heutigen Welt bedeutet. In ihrer Antwort beschränkt die Erklä- 
rung den Gebrauch des Wortes „Mission“ auf Gottes Heilswerk und die Teilnahme der 
Kirche an diesem Heilswerk. Daß andere allgemeinere Verwendungen des Wortes 
nicht aufgegriffen werden, unterscheidet diese Erklärung von dem sehr viel breiteren 
Missionsverständnis, wie es der LWB nach Curitiba entwickelt hat. 


Die LWB-Erklärung zur Mission stellt fest, daß „die Teilnahme an der Mission Gottes 
... die zentrale Zielsetzung der Kirche [ist]“ und daß die „Mission der Kirche ... von 
Gottes eigener Mission her [kommt]“ (ebd., S. 5). Die Kontinuität der kirchlichen 
Mission in einem sich wandelnden historischen Kontext und in unterschiedlichen kul- 
turellen Situationen gründet auf Gottes Wirken, wie es in Jesus Christus offenbart ist, 
und in seiner Aussendung des Heiligen Geistes. Die Kirche ist ein Zeichen der Präsenz 
des Reiches Gottes in der Geschichte; sie hat an Gottes Mission teil, um der Mensch- 
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heit Gerechtigkeit und Erlösung zu bringen und die gebrochene Schöpfung zu ver- 
söhnen, 


In der LWB-Erklärung ist weiterhin die Rede von den sich wandelnden Kontexten der 
Mission in bezug auf die Religion, die Kultur, die Gesellschaft, die Wirtschaft und die 
Politik, einschließlich des schnellen Bevölkerungswachstums und der technischen 
Veränderungen. Sie versucht, die Aufgabenbereiche und Herausforderungen der Mis- 
sion in unserer Zeit zu bestimmen, und erwähnt dabei insbesondere die Herausfor- 
derung durch Religionen und Ideologien. Sie ruft zu der Fortsetzung des Dialogs mit 
dem Judentum auf. Als spezielle Herausforderungen nennt sie Säkularisierung, Ver- 
städterung, Flüchtlinge, Migranten und die Armen. 











„Gottes Mission als gemeinsame Aufgabe“ lenkt die Aufmerksamkeit besonders auf 
die Jugendlichen und die Frauen. Die Erklärung nennt außerdem theologische und 
praktische Kriterien zur Gemeindeerneuerung. Sie stellt neue Modelle für die prakti- 
sche Missionsarbeit vor und ruft zum Miteinanderteilen der Ressourcen sowie zur 
Ausarbeitung gemeinsamer Miss ategien auf. Die von der Vollversammlung in 
Budapest gebilligten „LWB-Richtlinien für gemeinsames Handeln in der Mission“ 
sind der Erklärung als Anlage beigefügt. In ihnen geht es darum, daß die Ortskirchen 
und ihre internationalen Partner beim Umgang mit den neuen Herausforderungen und 
Chancen in der Mission zusammenwirken. 








Mission und Evangelisation in Europa und Nordamerika 


Bevor in Evian (1970) die neue Missionsstruktur angenommen wurde, galten vor 
allem die LWB-Mitgliedskirchen in Westeuropa und Nordamerika sowie die mit ihnen 
verbundenen Missionswerke als diejenigen, welche die Aussendungen vornahmen 
und die Mittel zur Verfügung stellten. Unter KWM/AWAM bestand ihre Rolle darin, 
Ressourcen und Strategien für eine lutherische Mission in den neuentstehenden 
Kirchen in Asien, Afrika und Lateinamerika zur Verfügung zu stellen. 


Die neue Struktur nach Evian bedeutete, daß jede lutherische Kirche gleichzeitig als 
Senderin wie Empfängerin betrachtet wurde, als missionierende Kirche und als ein zu 
evangelisierendes (oder zu re-evangelisierendes) Missionsfeld. Das wachsende Be- 
wußtsein um den schwindenden Einfluß der großen europäischen Volks- oder Lan- 
deskirchen, die bedrängte Situation der lutherischen Minderheitskirchen und das sta- 
gnierende Wachstum der nordamerikanischen Kirchen bedeutete, daß man einen 
neuen und den Zeiten entsprechenden Ansatz für die Evangelisation brauchte. 








In der KKZ/AKZ gab es keine Gebietsreferate für Zusammenarbeit in der M 
in Westeuropa und Nordamerika, aber es gehörte zu seinem Auftrag, die Bedürfnisse 
der Kirchen zu registrieren, sie bei Evangelisationsprogrammen zu unterstützen und 
den Erfahrungsaustausch in der Missionstätigkeit voranzubringen. So organisierte 
sie größere regionale Konsultationen über Evangelisation. Eine von ihnen fand 
1972 in Österreich unter dem Namen „Villach 72“ mit Delegierten aus 38 Ländern 
statt. 
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Eine größere Konsultation für Kirchen in Nordamerika, den nordeuropäischen Län- 
dern und Deutschland wurde Ende 1978 in Loccum (Deutschland) durchgeführt (vgl. 
„Mission und Evangelisation. Bericht einer Regionaltagung des Lutherischen Welt- 
bundes 1978 in Loccum“, LWB-Report 4, März 1979). In Loccum wurde eine Be- 
standsaufnahme der großen lutherischen Kirchen im Kontext der Säkularisierung und 
des gleichzeitigen Vordringens neuer religiöser Bewegungen vorgenommen. Dort 
wurde die These formuliert: „Mission beginnt vor der eigenen Haustür“ (S, VD). 


Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen in Loccum setzten sich mit einer Strategie der 
Re-Evangelisation auseinander, bei der die Belebung der Struktur der Landeskirche 
und die Erneuerung der Gemeinde das erste wichtigste Anliegen der zu Hause statt- 
findenden Mission sind. Erziehung zur Mission sollte darauf hinarbeiten, daß Pastoren 
und Pastorinnen nicht nur Hirten für die Herde, sondern aktive Missionare und Zeugen 
für die Entfremdeten sind. Die Aufgabe des Pastors sei es, Mitarbeiter/innen zu ge- 
winnen und das Zeugnis des Evangeliums zu koordinieren. Die Laienschaft, also die 
Vertretung der Kirche in der Welt, aber auch der Welt in der Gemeinde, wurde als die 
wahren Missionare des zwanzigsten Jahrhunderts bezeichnet. 


Auf ihrer letzten Tagung in Rom im Jahre 1989, kurz vor der Vollversammlung in 
Curitiba, empfahl die Kommission für kirchliche Zusammenarbeit, daß der LWB den 
Mitgliedskirchen in Europa und Nordamerika Mission und Evangelisation als Priorität 
ans Herz legen sollte. Sie billigte Pläne für eine Reihe lokaler Konsultationen und 
empfahl die Einsetzung eines Ad-hoc-Beratungs husses über Mission und Evan- 
gelisation in Europa und Nordamerika. Dieser Beratun schuß trat anschließend in 
Celle, Weimar, Straßburg, New York und Amsterdam zusammen und erarbeitete einen 
Die missionarische Gemeinde“ (1989) in dem die Kennzeichen einer 
missionarischen Gemeinde genannt und dem LWB weitere Empfehlungen vorgelegt 
werden. Ebenfalls in dem Bericht enthalten sind verschiedene Modelle zur Ausrüstung 
der Kirchenglieder zur Gemeindeerneuerung. 















Die Rolle des LWB bei der Suche 
nach den vermißten Lutheranern in der Sowjetunion 


Lutheraner gab es in Rußland immer, wenn auch nur verstreut und in geringer Zahl. 
Zum einen wanderten zur Zeit Peters des Großen Deutsche nach Rußland aus, 
außerdem gab es finnischsprachige Gemeinden und Gruppen, die mit den baltischen 
lutherischen Kirchen in Verbindung standen. Die Lutheraner in Rußland wurden 1832 
durch einen kaiserlichen Erlaß anerkannt und errichteten Konsistorien in den balti- 
schen Provinzen, in St. Petersburg (für Westrußland) und Moskau (für Zentralasien 
und Sibirien). 


Für die Lutheraner und die Mitglieder anderer Religionsgemeinschaften, die die 
Oktoberrevolution von 1917 überlebt hatten, begann unter der Diktatur Josef Stalins 
eine schwierige Zeit. Zwischen 1928 und 1938 wurden alle kirchlichen Organisatio- 
nen zerschlagen, über zweihundert lutherische Gemeinden mit 920000 Mitgliedern 
wurden aufgelöst, ihr Eigentum wurde beschlagnahmt und ihr Seminar in Leningrad 
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Lutherischer Gottesdienst in einer Hauskirche in Sibirien, 1976. Pastor Harald Kalnins, der spä 
tere lutherische Bischof in der ehemaligen Sowjetunion, hält die Lesung, Dr. Paul Hansen, 
Europareferent der LWB-Abteilung für Kirchliche Zusammenarbeit. 
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geschlossen. Achtundneunzig theologisch ausgebildete Pfarrer, die in noch offenen 
Kirchen arbeiteten, wurden im eigenen Lande vertrieben. Die letzte Kirche wurde 
1938 in Moskau geschlossen. 


Ein weiterer harter Schlag traf die Lutheraner 1941, als zur Zeit der Invasion der 
Nationalsozialisten in die UdSSR alle ethnisch Deutschen, die westlich des Urals leb- 
ten, nach Zentralasien und Sibirien deportiert wurden und dort Zwangsarbeit leisten 
mußten. Wie durch ein Wunder überlebte das Luthertum über ein halbes Jahrhundert 
in den Städten und Dörfern des Ostens, obwohl es keine offiziellen Amtsträger und 
keine kirchliche Struktur gab, keine Bibeln, Gesang- oder Gebetsbücher. Die pietisti- 
sche Tradition kam den lokalen Gemeindevorstehern — zumeist ältere Männer und 
Frauen — bei ihren Zusammenkünften in Privathäusern und bei den Gebetstreffen sehr 
zugute, um die christliche Identität zu bewahren. 








Die dramatische Geschichte, wie diese „verlorenen“ Lutheraner in der ehemaligen 
Sowjetunion wiedergefunden wurden, und die Mitwirkung des LWB beim Neubeginn 
lutherischen kirchlichen Lebens beginnen 1955 mit der Versammlung einer offiziell 
registrierten Gemeinde in Tselinograd, Kasachstan. In den sechziger Jahre baten ver- 
schiedene unabhängige lutherische Gemeinden in Zentralasien den lettischen Pastor 
Harald Kalnins aus Riga, sie regelmäßig als ihr Superintendent zu besuchen sowie die 
Registrierung ihrer Gemeinden, die Emennung von Pastoren und die Organisation der 
Ausbildung von Gemeindeleitern zu übernehmen. 1974 gelang es einem Vertreter des 
LWB, Kalnins zu begleiten, und 1978 erhielt der LWB die Erlaubnis, Bibeln, Gesang- 
bücher und Agenden zu schicken. In der Folge wurden weitere Sendungen von Bibeln, 
Gesangbüchern, Katechismen und liturgischen Büchern sowie Besuche von deutschen 
und skandinavischen Kirchen gestattet. 





1989 wurde Kalnins als Bischof für die registrierten lutherischen Gemeinden einge- 
setzt. Diese Gemeinden waren in Distrikte eingeteilt, an deren Spitze ein Dekan, und 
in Regionen, an deren Spitze ein Superintendent stand. In den neunziger Jahren bil- 
deten sich in Sibirien und der Ukraine synodale Organisationen. In den großen Städ- 
ten wurde das kirchliche Eigentum zurückgegeben, alte Kirchen wiedereröffnet und 
einige neue Kirchen erbaut. Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Rußland und an- 
deren Staaten (ELKRAS), die deutschstämmige Kirche, trat dem LWB 1990 bei. Die 
Evangelisch-Lutherische Kirche Ingermanlands in Rußland (ELKIR), die kleine, von 
Finnland unterstützte ingrische Kirche, wählte 1993 ihren ersten Bischof und wurde 
ebenfalls Mitglied des LWB. 


Das Marxismus- und Chinastudienprogramm im LWB 


Das Interesse für China war eine Konstante im LWB, seit sich dieses Land Anfang 
der fünfziger Jahre gegenüber der Außenwelt abschottete. Kein anderes Land hat 
durchgehend eine solche Faszination auf das weltweite Luthertum ausgeübt. Daß die 
Neunte LWB-Vollversammlung im Juli 1997 in Hongkong stattfindet, nur wenige 
Tage nach Übergabe der britischen Kronkolonie an die Volksrepublik China, ist ein 
weiterer Beweis für diese Tatsache. 














1971 wurde das LWB-Chinastudienprogramm als besonderer Aspekt des Studienpro- 
gramms über die Begegnung des Christentums mit anderen Religionen und Ideologien 
und über die Begegnung der Kirche mit dem Marxismus in verschiedenen kulturellen 
Kontexten gesehen. Der LWB gab einen „Marxism and China Study Information 
Letter“ heraus und veröffentlichte mehrere Bände über die Situation der Kirche im 
sozialistischen Kontext in Asien, Afrika, Lateinamerika und Osteuropa. 


Schon 1968 hatte die frühere LWB-Kommission für Weltmission vorgeschlagen, 
„das neue China“ im Zusammenhang mit den Auswirkungen auf die chri 
Mission zu untersuchen. „Was“, so wurde gefragt, „hat China den Kirchen zu s 
Es wurde Kontakt mit anderen Chinastudiennetzen aufgenommen und eine ökume- 
nische Studienverbindungsgruppe, die einen Vertreter aus dem LWB einschloß, ein- 
gesetzt. 





Die Diskussion konzentrierte sich immer mehr auf die theologischen und ethischen 
Implikationen des „Neuen Chinas“ für den christlichen Glauben und die Missions- 
praxis. Als 1979 die diplomatischen Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten 
und China wiederaufgenommen wurden und in den größeren chinesischen Städten 
chinesische Kirchen der patriotischen Dreiselbstbewegung wiedereröffnet wurden, 
wurden die Ziele der LWB-Chinastudie der neuen Situation angepaßt. Man wollte sich 
jetzt über die jüngsten Entwicklungen und Bedingungen in China auf dem laufenden 
halten, es sollten Freundschaftsbeziehungen mit der chinesischen Kirche hergestellt 
werden, und man wollte herausfinden, wie die Erfahrung der chinesischen Kirche der 
kirchlichen Mission in anderen Teilen der Welt zugute kommen könnte. 


1979 organisierten die Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit und die Studien- 
abteilung gemeinsam in Genf eine Konsultation über China und eröffneten ein China- 
Koordinationsbüro der lutherischen Kirchen in Hongkong. Kurz darauf kam es durch 
Besuche des Präsidenten und des Generalsekretärs des LWB beim Chinesischen 
Christenrat (CCC) und durch die Teilnahme von Bischof K.H. Ting an Tagungen des 
LWB-Exekutivkomitees zur Etablierung einer kontinuierlichen Beziehung zwischen 
dem LWB und der Chinesischen Protestantischen Kirche, die 1980 als Chinesischer 
Christenrat umstrukturiert wurde, 1993 gab der LWB-Rat erneut ein Studienprojekt 
über China in Auftrag, das unter der Leitung eines chinesischen Theologen und einem 
Beratungsausschuß von der Abteilung für Theologie und Studien in enger Zusam- 
menarbeit mit der Abteilung für Mission und Entwicklung und chinesischen lutheri- 
schen Seminaren durchgeführt werden soll. 





ZUSAMMENFASSUNG 
Eine kurze Zusammenfassung und Auswertung der Erfahrungen und Programme des 
Lutherischen Weltbundes in bezug auf die Zusammenarbeit in der Mission in den letz- 


ten fünfzig Jahren ergeben folgendes: 
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1. Strukturen für die Zusammenarbeit in der Mission 


Es steht außer Zweifel, daß sich die Strukturen für die Zusammenarbeit in der Mission 
im LWB in den letzten fünfzig Jahren verändert haben. Viel — vielleicht zuviel — Zeit 
wurde mit Umstrukturierung verbracht. Es ist noch zu früh zu sagen, ob die Struk- 
turveränderungen Zeit und Mühe wert gewesen sind. Die tatsächlichen Auswirkungen 
von Strukturveränderungen lassen sich nicht immer an den erwünschten Ergebnissen 
messen. Gelegentlich waren Strukturveränderungen der Katalysator für langfristige 
Änderungen in der missionarischen Praxis und den Beziehungen. In anderen Fällen 
schlugen sich in den Strukturveränderungen bereits erfolgte Veränderungen in den Be- 
ziehungen nieder oder bestätigten sie. 


In Lund (1947) wurde die Gründung der Kommission für Weltmission beschlossen, 
die erste formelle Einrichtung für internationale lutherische Zusammenarbeit in der 
Mission. In Hannover (1952) wurde nach der Einstellung der Kommission für junge 
Kirchen und verwaiste Missionen des Lutherischen Nationalrates (CYCOM) in New 
York die in Genf angesiedelte Abteilung Weltmission (AWM) gegründet. Während die 
KWM rein beratend war, hatte der LWB mit der AWM nun einen ausführenden Arm 
in Genf. Die Mission wurde noch weitgehend einlinig verstanden, nämlich von den 
westlichen Missionswerken in die „nichtchristliche“ Welt. Doch veränderte sich im 
„Weltmissionsparlament“, wie die AWM allgemein genannt wurde, nach und nach 
einiges. 





Bereits die in Lund festgelegte Programmatik wies über die Anfangsorientierung weit 
hinaus, indem sie das, was sie aus der Erfahrung mit den verwaisten Missionen gelernt 
hatte, anwandte und die Entstehung neuer struktureller Beziehungen anregte. Die 
KWM ermutigte die Bildung vereinigter lutherischer Kirchen in ehemaligen Mi 
sionsgebieten und forderte, daß die lutherischen Missionsbemühungen auf internatio- 
naler Ebene durchgeführt werden. Durch die Anwendung dieser Grundsätze sollte 
die Sender-Empfänger-Mentalität aufgehoben und dem „Dominanz-Dependenz-Syn- 
drom“ der Boden entzogen werden. Eine weltweite Gemeinschaft von lutherischen 
Kirchen sollte entstehen, in der alle in der Mission zusammenarbeiteten und Partner 
in einmütigem Zeugnis waren. 











In Evian (1970) wurden Kommission und Abteilung für Weltmission in die Kommis- 
sion und Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit umstrukturiert (KKZ/AKZ). In 
dieser strukturellen Anpassung kam zum Ausdruck, daß in den ehemaligen Missions- 
gebieten autonome LWB-Mitgliedskirchen entstanden waren, daß Kirche und Mission 
in ihrem Zusammenhang gesehen wurden und daß sich ein neues Verständnis der 
Mission als Aufgabe aller Mitgliedskirchen auf allen sechs Kontinenten herausgebil- 
det hatte. In Curitiba (1990) trat aus praktischen und theologischen Gründen an die 
Stelle der KKZ/AKZ die neue und umfassendere Abteilung für Mission und Ent- 
wicklung (AME), die dem LWB-Rat rechenschaftspflichtig ist. 


Rückblickend erscheint es, daß das wichtigste Ergebnis der Strukturveränderungen, 
besonders nach 1970, die Anerkennung der neuen Mitgliedskirchen in Asien, Ozea- 
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nien, Afrika, Lateinamerika und der Karibik war. Die Struktur nach Evian trug der Tat- 
sache Rechnung, daß diese Kirchen von Abhängigkeit zu Unabhängigkeit herangereift 
waren, und rüstete sie dementsprechend für wechselseitige Mission und für ökumeni- 
sche Beziehungen aus. Damit wurden ihre Gemeinschaft (Koinonia) und die Partner- 
schaft mit anderen LWB-Mitgliedskirchen gestärkt. Die Kosten dafür trugen anfäng- 
lich die jetzt nicht mehr involvierten unabhängigen Missionswerke, die in der KWM/ 
AWM aktiv mitgearbeitet hatten. Besonders nach 1990 wurden jedoch in der AME 
Anstrengungen unternommen, um sie in die Partnerschaft mit dem LWB zurückzu- 
holen. 


2. Definition und Verständnis der Mission 


Auch die Definition und das theologische Verständnis von Mission wandelten sich in 
diesen fünfzig Jahren. Die Änderungen wurden nicht immer richtig verstanden, er- 
kannt oder öffentlich proklamiert. Es geschah, daß es Kontroversen über die vorge- 
schlagenen Struktur- und Namensänderungen gab, unter denen sich tieferliegende 
Differenzen versteckten. Dem Wort „Mission“ selbst kam eine symbolische Bedeu- 
tung zu; das zeigt sich daran, daß es aus dem vorgeschlagenen Namen der KKZ/AKZ 
in Evian ausgelassen und in den Namen der AME in Curitiba wieder aufgenommen 
wurde. Die missionarische Partnerschaft im LWB wäre aber erschwert, wenn Hand in 
Hand mit vorgeschlagenen Strukturveränderungen nicht auch Übereinstimmung in 
bezug auf das theologische und praktische Verständnis der Mission ginge. Der wich- 
tige trinitarische Beitrag des LWB zu der Missionstheologie: „Gottes Mission als ge- 
meinsame Aufgabe“ erschien leider zu spät, um auf die tatsächliche Missionsarbeit 
eine praktische Auswirkung zu haben. 








Die Vollversammlung von Lund (1947) brachte zunächst die traditionelle Missions- 
auffassung des neunzehnten Jahrhunderts, die in der Entsendung der westlichen Mis 
sionare die Erfüllung des Missionsbefehls sah, zum Ausdruck auch wenn die Erfah- 
rung der verwaisten Missionen diese Haltung etwas veränderte. Die Vollversammlung 
stellte zugleich die Fortdauer der westlichen Kontrolle und Herrschaft in Frage, indem 
sie vorschlug, daß die Treuhänderschaft für verwaiste Missionen nur vorübergehend 
sein sollte. Darüber hinaus empfahl sie, daß in jedem Land die westliche Führung 
durch die Bildung von vereinigten lutherischen Kirchen abgelöst werden und daß der 
lutherische Beitrag zur Mission auf internationaler Ebene geschehen sollte. 








Das Verständnis der Mission des LWB nach Evian war deutlich von der Debatte über 
die „Integration“ des Internationalen ionsrates in den Ökumenischen Rat der Kir- 
chen und der dadurch entstehenden ökumenischen Sicht der Mission als einer Aufgabe 
der Kirche beeinflußt. Es spiegelte sich darin auch die lutherische Konzeption der 
Mission als Aufgabe jedes Christen durch die Taufe und jeder Ortsgemeinde wider. In 
den für die Umstrukturierung des LWB in Curitiba (1990) ausgearbeiteten Dokumen- 
ten läßt sich eine weitere Verlagerung in Richtung einer ganzheitlichen „missio Dei“- 
Auffassung feststellen, die verstanden wurde als „Teilnahme an der Mission Gottes“ 
und „zentrale Zielsetzung der Kirche“. Einige waren allerdings der Ansicht, daß diese 
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Erweiterung des Missionsbegriffs dazu führt, daß die Mission diffus und formlos 
werde und ihr jegliche spezifische Dimension fehle. 


Das LWB-Verständnis der Mission, das nie deutlich artikuliert wurde, mußte eine 
Reihe von unterschiedlichen Interpretationen über sich ergehen lassen. Es ist die Ten- 
denz zu beobachten, daß man von spezifischen grenzüberschreitenden Evangelisa- 
tionstätigkeiten zu großangelegter zwischenkirchlicher Hilfe und Unterstützung der 
Missionen überging. Dazu haben die Integration von Kirche und Mission und das öku- 
menische Teilen von Ressourcen geführt. Wenn Mission als „zentrale Zielsetzung der 
Kirche“ und die Aufgabe aller Christen und jeder Ortsgemeinde definiert wird, heißt 
das, daß der spezifische Akzent der Mission verschwindet. 





Wie in missionarischen Kreisen derzeit gesagt wird: „Wenn alles Mission ist, ist nichts 
Mission.“ Die Mission läuft Gefahr, als innerkirchliche Tätigkeit verharmlost zu wer- 
den. Wenn das geschieht, dann treten an die Stelle der eschatologischen Dimension 
der Verkündigung der Botschaft vom Reich Gottes in der ganzen Welt rein kirchliche 
Anliegen. Im Lutherischen Weltbund geht es von conversio gentium zu communio 
ecclesiarum. Nur eine angemessene Behandlung der „unvollendeten Aufgabe“ und 
das Bestreben, Mission und Evangelisation auf bestimmte Missionsbereiche und nich- 
tevangelisierte Gebiete auszuweiten, kann die Kirche davor retten, daß sie sich 
ausschließlich auf ihre eigenen Bedürfnisse und Probleme konzentriert. In diesem 
Sinn muß sich communio in den Dienst von conversio stellen. Denjenigen, die in Lund 
die Bedeutung und das Ziel der lutherischen Zusammenarbeit in der Mission artiku- 
lierten, stand das klar vor Augen. 


3. Tatsächliche Leistungen 


Der LWB hat nie beansprucht, selbst missionieren zu wollen, sondern hat die Kirchen 
und die mit ihnen verbundenen (oder selbständigen) Missionswerke als für die 
Mission verantwortlich angesehen. Die AWM, AKZ und AME standen immer im 
Dienst der Mitgliedskirchen und handelten bei der Festsetzung von Prioritäten und 
Vorgehensweisen auf die Anordnung kirchlich ernannter Gremien hin wie KWM, 
Kommission für kirchliche Zusammenarbeit und LWB-Rat. Ihrem Auftrag entspre- 
chend sind die Missionsreferate des LWB da, um den Kirchen und Missions- 
organisationen bei der Ausführung ihrer eigenen Tätigkeiten zu helfen, Kontakte, 
Austausch und Teilen der Ressourcen unter den Kirchen zu ermöglichen, Programme 
durchzuführen, wenn die Kirchen das selbst nicht tun können, und Modelle ökumeni- 
scher Zusammenarbeit in der Mission auszuarbeiten. 





Der LWB hat es als seine Aufgabe angesehen, Zusammenkünfte zum Austausch über 
Mission einzuberufen, regionale oder thematische Konsultationen zu planen, neue 
Strategien auszuarbeiten und als Clearingstelle für Ideen und Ressourcen zu fungie- 
ren. Nur selten war er bei der Durchführung oder Leitung von Missionstätigkeiten 
selbst tätig — und dann auch nur vorübergehend. Zu seinem Auftrag gehörte auch die 
Einführung kooperativer Versuchsprojekte, bei denen die Suche nach neuen Formen 
des Zeugnisses im Mittelpunkt stand. Die AWM mußte zeitweilig die Verantwortung 
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für Radio „Stimme des Evangeliums“ (RVOG) übernehmen, machte den Sender aber 
später unabhängig. Die AKZ hob das Pilotprogramm „Gemeinsamer christlicher 
Dienst in Westafrika“ (JCMWA) aus der Taufe. 


Die mit der Mission befaßten Arbeitseinheiten im LWB beanspruchen nicht, für ihre 
Leistungen gelobt zu werden. Was tatsächlich erreicht wurde, ist zu sehen, wenn man 
die Berichte liest von den zahllosen Grundsatzkonferenzen, theologischen Konsulta- 
tionen, Regionalversammlungen, Programmen zur Heranbildung von Leitungskräf- 
ten, Beratungsdiensten und neuen Missionsbemühungen. Letztendlich wird der Wert 
solcher Missionsprogramme jedoch daran gemessen werden, wie sehr das Leben von 
kirchlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen durch den Kontakt mit Kollegen und 
Kolleginnen aus anderen Gebieten oder um neue Erkenntnisse und Anregungen für die 
Mission bereichert wurde. 


James A. Scherer 
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5. KAPITEL 


Kontinuität und Wandel: 
Theologische Arbeit im LWB 


Oft wird der Theologie vorgeworfen, sie sei in der Tradition gefangen. Damit soll aus- 
gedrückt werden, daß die Theologie weder relevant noch aktuell ist und sich darüber 
hinaus eines altmodischen, altertümlichen Vokabulars bedient, Doch ebenso oft wird 
ihr auch das Gegenteil angelastet: Die Theologie sei von Modetendenzen unterwan- 
dert und folge jedem aktuellen Trend. Beide Positionen zeigen, daß im theologischen 
Diskurs oftmals der Wunsch die Argumentation bestimmt und daß immer wieder ver- 
sucht wird, durch argumentative Vereinfachungen populäres Interesse zu wecken. 


Trotzdem läßt sich zeigen, daß in beiden polemischen Behauptungen ein Element der 
Wahrheit steckt. Die Theologie hat ein zweifaches Wesen. Einerseits muß sie der 
Tradition verpflichtet sein, da sie primär die Aufgabe hat, eine Botschaft aus der Ver- 
gangenheit an eine neue Generation zu übermitteln. Andererseits findet die Interpre- 
tation ihrer klassischen Texte immer innerhalb eines bestimmten Kontexts mit seiner 
unverwechselbaren Eigentümlichkeit statt. Auch die sind geprägt von ihrer Zeit und 
der Gesellschaft zu der sie gehören; sie stehen in einem konkreten kulturellen und 
gesellschaftlichen Rahmen und in einer wissenschaftlichen und kirchlichen Tradition. 
Folglich kann man sagen, daß die Entwicklung und Anwendung christlicher Theo- 
logie von einer langen Kette unterschiedlicher historischer Kontexte bedingt ist, die 
ihren Höhepunkt im Augenblick der Auslegung erreicht. Zur theologischen Methode 
gehört darum die Interaktion zwischen Tradition und Kontext, und sie ist wegen die- 
ser Spannung so interessant und herausfordernd. 


In bezug auf die Rolle der Theologie im LWB lassen sich drei Perioden unterscheiden. 
(1) Eine Anfangsperiode theologischer Grundsatzfragen. In dieser Zeit war man der 
Überzeugung, daß die Theologie ein konstitutiver Bestandteil des allgemein im Welt- 
bund herrschenden Konsenses sei. Es war die Zeit der „klassischen Theologie“, die 
von prominenten Persönlichkeiten aus Deutschland, Amerika und den nordeuropäi- 
schen Ländern (vgl. 1. Kapitel) vertreten wurde. Diese Periode reicht von der Grün- 
dung des Weltbundes bis in die Zeit nach der Vollversammlung von Helsinki im Jahre 
1963. (2) Eine zweite Periode provokanter iheologischer Erneuerung. Diese Zeit war 
geprägt von „prophetischer Anklage“, vergrößerter Beteiligung von Theologen aus 
jüngeren Kirchen und vom wachsenden Selbstbewußtsein einer Theologie „von 
unten“, von der Einbeziehung der kritischen Sozialtheorie als einem zentralen herme- 
neutischen Instrument und von einer fast vollständigen Revision des klassischen theo- 
logischen Erbes. Diese Periode dauerte etwa zehn Jahre, vom Ende der sechziger Jahre 
bis nach der Sechsten Vollversammlung von Daressalam im Jahre 1977. (3) Die 
Periode des Ausgleichs. Sie reicht vom Ende der siebziger Jahre bis in die Gegenwart. 
Das Augenmerk ist auf die Entwicklung einer „ausgewogenen“ Theologie gerichtet. 
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Man versuchte, für die Theologie eine Rolle zu finden, die zwischen dem ursprüng- 
lichen Anliegen, die lutherische Tradition glaubwürdig weiterzutragen, und den kri- 
tischen Anfragen der Gegenwart vermitteln kann. 


VORGESCHICHTE 


In seiner Eröffnungsansprache auf dem Ersten Internationalen Lutherkongreß in 
Ärhus (Dänemark) im August 1956 entwarf Hanns Lilje, der damalige Bischof von 
Hannover und Präsident des Lutherischen Weltbundes, ein klares Bild von der Rolle 
der Theologie im LWB. Er nahm Bezug auf den häufig gehörten Vorwurf, daß das 
Luthertum von Quietismus und Gleichgültigkeit gegenüber soziopolitischen Anliegen 
geprägt sei, und verwies als ironische Replik auf seine eigenen zahlreichen jüngsten 
Kontakte mit lutherischen Kirchen auf der ganzen Welt. Was ihm dabei vor allem auf- 
gefallen sei, seien Hilfsarbeit und Zusammenarbeit in der Mission gewesen. Lilje war 
stolz auf diese Bemühungen und meinte, daß sie im Blick auf die Herausforderungen 
und Aufgaben, vor denen der Weltbund stand, unverzichtbar seien. Nichtsdesto- 
weniger betonte er aber, daß es ohne Beschäftigung mit der Theologie keine legitime 
Weitergabe des lutherischen Erbes geben könne. Entschieden widersprach er der 
Meinung, daß die Suche nach theologischer Klarheit nur eine Aufgabe der Reforma- 
tionswissenschaft sein sollte. Er war im Gegenteil davon überzeugt, daß nur ein uner- 
müdliches Engagement für die Theologie einen wesentlichen Beitrag zu den aktuellen 
ökumenischen Gesprächen der Zeit leisten könne. Deswegen bestand Lilje darauf, daß 
der Theologie im Lutherischen Weltbund eine zentrale Rolle eingeräumt werde, damit 
jedes Element des Lebens des LWB nach theologischen Grundprinzipen untersucht 
und entsprechend behandelt werden könne (LWB-Archiv, Th/VI 5). 

















Man könnte Liljes weitblickenden Bemerkungen von 1956 hinzufügen, daß schon für 
die „Väter“ des Lutherischen Weltkonventes eine sorgfältig formulierte Lehrgrund- 
lage ein zentrales Anliegen gewesen ist. Mit seiner Betonung der Theologie befand 
sich Lilje auf einem gut markierten Weg. Überhaupt kann man sagen, daß seit Martin 
Luthers Kampf um Erneuerung die Suche nach theologischer Klarheit allen Reform- 
bewegungen in der Kirche zugrundegelegen hat. Schon bei dem Reformator selbst 
ging der kirchlichen Erneuerung eine heftige und lange Debatte über die theologische 
Auslegung der Heiligen Schrift voraus. 


Auch in unserem Jahrhundert ist die Theologie gefordert, die Kirchen durch eine 
sorgfältige Interpretation der Bibeltexte immer neu zu überprüfen. Dieses kann für 
Lutheraner aber nur am Maßstab der Bekenntnisschriften der Kirche geschehen, Mit 
Recht sind viele Lutheraner stolz auf ihren Beitrag zu der akademischen Theologe. 
Jedoch läßt sich nicht übersehen, daß die lutherische Neigung zu theologischer For- 
schung dazu geführt hat, daß unterschiedliche Lehrtraditionen das gemeinsame Erbe 
überdeckt haben. Gleichzeitig läßt sich bisweilen eine Art kollektiver Intoleranz 
gegenüber anderen Traditionen und Konfessionen beobachten. Das alles zeigt, wie 
schwierig es war, eine Balance zwischen überzogenem Konfessionalismus auf der 
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einen Seite und Indifferenz gegenüber den Bekenntnisschriften auf der anderen Seite 
zu finden, 


Vor diesem Hintergrund wollen wir nun der Frage nachgehen, wie in der Geschichte 
des Lutherischen Weltbundes Theologie betrieben worden ist. Wir werden uns auf 
einige Themen konzentrieren, die in den fünfzig Jahren dieser Geschichte im Brenn- 
punkt standen: das Verständnis von Rechtfertigung und Gerechtigkeit, der Zusam- 
menhang zwischen dem „Allein aus dem Glauben“ und dem Streben nach gesell- 
schaftlicher Gerechtigkeit sowie die Beziehung zwischen konfessioneller Identität 
und ökumenischer Gemeinschaft. 





DIE ERSTE PERIODE: 
THEOLOGISCHE KOMMISSION UND ABTEILUNG 


Das erste Studiendokument aus dem Jahre 1952 


Die erste theologische Kommission des LWB legte 1952 der Vollversammlung in 
Hannover ein Studiendokument mit dem Titel „Das lebendige Wort in einer verant- 
wortlichen Kirche“ vor. Dieses Dokument verstand sich als eine Auslegung des Evan- 
geliums, als eine dichte, gelehrte Zusammenfassung der biblischen Theologie, inter- 
pretiert im Licht der reformatorischen Bekenntnisschriften und bezogen auf die 
gegenwärtigen Herausforderungen in Gesellschaft und Kultur. 


„Das lebendige Wort“ wird verstanden als das Mysterium der göttlichen Offenbarung 
inmitten der Ungewißheiten dieser Welt. Es ist Gottes Fleischwerdung in Jesus 
Christus, das die „fröhliche Befreiung der Welt von jedem Götzendienst“ bekennt 
(Offizieller Bericht, Hannover, S. 126). Diese Aussage steht auf dem Hintergrund der 
Erfahrungen der unmittelbaren Vergangenheit: „Unsere Zeit hat die Tyrannei der 
Abgötter kennengelernt. Politische, biologische und pädagogische Mythologien 
haben die Menschen zu Sklaven gemacht, welche alles, was sie besaßen, ihren mit 
göttlicher Würde umgebenen Ideologien haben opfern müssen“ (ebd.). Das Dokument 
argumentiert nun, daß es nur im Evangelium und nur in der Verkündigung der Recht- 
fertigung der Sünder Erlösung oder Befreiung von solchen Abgöttern gebe. Diese Ver- 
kündigung sei gleichzeitig der einzige Weg zur Wiederherstellung der Menschen- 
würde. Entscheidend dabei ist, daß die Kirche das Evangelium und das Gesetz in rech- 
ter Weise „verbindet und unterscheidet“ (S. 126). Denn wenn Evangelium und Gesetzt 
vermischt werden, wird das Gese rt und politisiert“ (S. 127); werden sie 
aber nicht in rechte Beziehung gesetzt, wird das „Evangelium ohne Gesetz ins Privat- 
religiöse verharmlost“ (ebd.). In beiden Fällen ergibt sich daraus die Auflösung der 
Grundordnungen menschlichen Lebens. 












Nach einer Beschreibung des göttlichen Wortes als das Evangelium der Fleischwer- 
dung, des Kreuzes und der Auferstehung folgt im Studiendokument weiter „das 
Leben, welches das lebendige Wort spendet“ (S. 133). Damit sind die Sakramente der 
Taufe und des Abendmahls gemeint. Beide werden in scharfem Gegensatz zu den 
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Herausforderungen der modernen Welt gedeutet. Die Taufe wird beschrieben als 
Antwort auf die Einsamkeit, unter der viele Menschen in der modernen Gesellschaft 
leiden: „Die natürlichen Gemeinschaften lösen sich auf und werden mehr und mehr 
von allerlei Massenvereinigungen, die nur die Einsamkeit des einzelnen noch verstär- 
ken, ersetzt. Durch die Taufe ist aber der Mensch aus seiner Einsamkeit, die letztlich 
die Einsamkeit der Sünde und des Todes ist, genommen und in die wahre Gemein- 
schaft mit Gott und den Menschen berufen“ (S. 134). In gleicher Weise wird auch das 
Abendmahl gedeutet: „Die Menschen unserer Zeit werden in der harten Selbstbehaup- 
tung gefangen gehalten. Im unentrinnbaren Kampf der Individuen, der Klassen und 
der Nationen um die Selbsterhaltung werden die Menschen mit einem unheimlichen 
Zwang in den Egoismus der Selbstbehauptung und Selbstverteidigung hineingezogen, 
wodurch der Bann der Selbstbehauptung gelöst und der Mensch für das freie Lob und 
die freie Liebe bereit gemacht wird“ (S. 136). 








Die Vorlage dieses Studiendokumentes war ein wichtiges Ereignis auf der Vollver- 
sammlung von Hannover. Die Theologie stand nach allgemeiner Überzeugung im 
Mittelpunkt des Weltbundes. Das zeigt sich auch in der Präsidialansprache von Anders 
Nygren. Es lohnt sich, die anfängliche Arbeit der Kommission und die Beziehung zwi- 
schen der Theologischen Kommission und der neuen Theologischen Abteilung auf 
diesem Hintergrund zu analysieren. 





Der Auftrag der Kommission und der Abteilung 


Es war die Überzeugung der ersten Mitglieder der Theologischen Kommission, daß 
die Theologie die grundlegende Identität des Weltbundes artikuliert. Gleichzeitig 
waren si h der Gefahr bewußt, daß das zu einer „problematischen Dominanz der 
theologischen Experten“ führen könnte. 





Dies zeigte sich, als die Kommission ihre Entschlossenheit zum Ausdruck brachte, 
eine schlüssige Definition des Evangeliums zu finden, und damit zu verstehen gab, daß 
die wichtigste Aufgabe der Theologie die Bewahrung einer genuin biblischen Theolo- 
gie und die getreue Neuauslegung der Bekenntnisschriften sei. Die Mitglieder waren 
darum bemüht, jeden übertriebenen Anspruch auf die Bedeutung der Theologie zu ver- 
meiden; ohne Zweifel lag ihnen daran, über theologische Fragen ein Gespräch unter 
allen, die an der gemeinsamen Aufgabe im LWB mitarbeiteten, in Gang zu bringen. 


Dennoch: der Theologie kam in dieser Sicht eine weitreichende Bedeutung zu. Das 
zeigte sich auch in der Überzeugung, daß es die Theologie sei, welche die Identität des 
LWB begründete. Es war darum kein Zufall, daß nicht nur die Vollversammlung von 
Hannover in erster Linie theologisch ausgewertet wurde, sondern daß auch bei der 
Vorbereitung der nächsten Vollversammlung hauptsächlich theologische Interessen 
zum Zuge kamen. Bei dieser Dynamik in Richtung auf eine umfassende Rolle der 
Theologie ging es um weit mehr als nur die spezifischen Beiträge der akademischen 
Theologen, die die Kommission und den Stab ausmachten. Im gegenseitigen Aus- 
tausch von Erfahrungen und Erkenntnissen, der für das internationale Wesen des Welt- 
bundes von großer Bedeutung war, galt die Theologie als Schlüsselfrage. 
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Es war dieses Verständnis von Theologie, das LWB-Generalsekretär Carl Lund-Quist 
vortrug, als er sich im Februar 1952 zu den Plänen, eine Theologische Abteilung ein- 
zurichten, äußerte. Lund-Quist unterstützte diese Pläne, denn er erkannte die Notwen- 
digkeit einer Abteilung, die den Gedankenaustausch weit über die akademische Arbeit 
hinaus gewährleisten sollte. Durch sie sollten die Ideen und Erfahrungen aller Kirchen 
im Weltbund zu Gehör kommen. In diesem Zusammenhang bezog er sich auch auf 
Pläne, ein „Publikationszentrum einzurichten zur Sammlung von Material über die 
Geschichte der Exilkirchen und zum besseren Austausch von Theologiestudenten, 
Professoren und kirchlichen Mitarbeitern“. Schließlich äußerte er den Wunsch, wich- 
tige theologische Literatur in so vielen Sprachen wie möglich zur Verfügung zu 
stellen. 


„Allzu lange“, fuhr Lund-Quist fort, „waren wir befangen in Nationalismus und Parti- 
kularismus, die jeden Austausch von Gedanken und jedes geistliche Leben im Keim 
erstickten. Wir müssen einen Weg finden, wie wir die Schranken von Sprache, Geo- 
graphie und Rasse überwinden können.“ Lund-Quist ließ keinen Zweifel daran, daß 
ernsthafte theologische Arbeit die Hauptaufgabe beim Aufbau von engeren Kontakten 
zwischen den Mitgliedskirchen sei. 


Dieses Verständnis von Theologie, wie es Lund-Quist vertrat, war jedoch nicht unum- 
stritten. Regin Prenter (1907-1990), Professor für systematische Theologie an der 
Universität Ärhus (Dänemark), vertrat zur gleichen Zeit einen unterschiedlichen 
Standpunkt. Er trat dafür ein, die Rolle der Theologie auf die Beiträge zu begrenzen, 
die sie wirklich leisten kann. 


Prenter betrachtete es als seine wichtigste Verpflichtung, die Probleme der Vollver- 
sammlung von Hannover anzusprechen. Er zögerte nicht, darauf zu verweisen, daß 
das Vollversammlungsthema viel zu weit gefaßt sei. Außerdem sei die in Sektion I 
(Theologie) für die Diskussion vorgesehene Zeit zu knapp gewesen, während die 
Einführungsvorträge zuviel Zeit in Anspruch genommen hätten, was recht oberfläch- 
liche Ergebnisse zur Folge gehabt habe. Prenter forderte darum, daß es in Zukunft 
unerläßlich sei, nicht nur ein präziseres und bescheideneres Vollversammlungsthema 
auszuwählen, sondern auch der Diskussion unter den Teilnehmern mehr Zeit ein- 
zuräumen. 





Darüber hinaus — und das ist vielleicht erstaunlicher — distanzierte sich Prenter von der 
Ansicht, daß es der Theologie obliege, für die Arbeit aller anderen LWB-Arbeits- 
einheiten die Grundlage zu bilden. Prenter hielt dem entgegen, daß eine solche Hal- 
tung leicht den falschen Eindruck erwecken könnte, es gebe so etwas wie eine Son- 
dertheologie für die LWB-Zentrale. Die einzige legitime Grundlage seien die bibli- 
schen Quellen und das Erbe der Reformation, und sie würden die Arbeit jeder Sektion 
des Weltbundes untermauern. Wenn diese Grundlage schwach sei oder in den kom- 
menden Jahren zu einer problematischen Vielfalt führen sollte, dann müsse man sich 
mit einer solchen Kalamität offen auseinandersetzen und nicht versuchen, sie künst- 
lich hinter dem Schleier einer unangebrachten „bürokratischen Theologie“ zu verber- 


168 














‚gen. Für Prenter war eine solche Theologie, der er sich widersetzte, ein Konstrukt, und 
er argumentierte, daß sie nie im Einklang mit dem wahren Luthertum sein könnte. 
Stattdessen setzte er sich dafür ein, die Rolle der Theologischen Abteilung neben den 
anderen Sektionen und/oder Abteilungen zu definieren. Dafür könne man aus den 
Erfahrungen der Evangelisation und Haushalterschaft, der Mission oder Jugendarbeit 
wichtige Einsichten gewinnen. Prenter hatte damit nicht die Absicht, einer reduzierten 
Rolle der Theologie das Wort zu reden. Er betrachtete es aber als wichtig, den Auftrag 
der Theologischen Abteilung nicht zu überziehen und eine Methode zu entwickeln, die 
sich auch auf lange Sicht bewähren konnte. 


In allen diesen Fragen befand sich Regin Prenter in Übereinstimmung mit Vilmos 
Vajta (* 1918),einer anderen Schlüsselfigur der ersten Generation des LWB und dem 
ersten Direktor der Theologischen Abteilung. Vajta hatte sein Heimatland Ungarn 
während des Zweiten Weltkriegs verlassen und kam nach Schweden, um unter Anders 
Nygren zu studieren. Er wurde ordiniert und arbeitete, während er seine Doktorarbeit 
über Luthers Theologie des Gottesdienstes abschloß, als Pfarrer in der Schwedischen 
Kirche. Vajtas Arbeit über Liturgie und Sakramente spielte in der Folgezeit eine wich- 
tige Rolle in internationalen theologischen Diskussionen. 


Prenter und Vajta verfolgten das gleiche Anliegen hinsichtlich der Beziehung zwi- 
schen der Theologischen Kommission und der Abteilung. Die Ziele der Abteilung 
wurden wie folgt beschrieben: 





„1. Förderung der Gemeinschaft und Zusammenarbeit unter den Lutheranern. 


2. Beschäftigung mit den theologischen Fragen, die dieser Abteilung durch das [LWB-] 
Exekutiv-Komitee gestellt werden. 


3. Hilfe für die Kirchen zur Stärkung des Gemeindelebens“ (Hannover, $. 17). 


Diese Empfehlungen setzten eine enge Zusammenarbeit und ein gegenseitiges Ver- 
ständnis zwischen der Kommission und der Abteilung voraus, auch wenn die Kom- 
mission als eine Art Überprüfungsorgan (LWB-Archiv, TH II 1. Commission on Theo- 
logy, Establishment. Annual Reports) beschrieben wurde. Die ersten Berichte der 
Kommission und der Abteilung waren von einem Geist der Harmonie geprägt. In sei- 
nem Bericht betonte Prenter vor allem die Notwendigkeit ständiger Kommunikation 
und Kooperation. Er und Vajta verwiesen beide auf das Risiko, daß sich entweder die 
Kommission oder die Abteilung oder beide auf interne Prozesse oder Ziele beschrän- 
ken könnten und darüber das überaus wichtige Gespräch mit und die Integration von 
Gruppen und Gremien von außerhalb vernachlässigen könnten. Aus diesem Grund 
bestanden sie darauf, daß Aufgaben delegiert wurden, daß unter den Mitgliedskirchen 
nationale theologische Kommissionen eingerichtet und daß Zeitschriften und andere 
Publikationen ausgetauscht wurden; außerdem sollte der Direktor der Abteilung häu- 
fige Besuche machen. Nur eine konsequente Kommunikation könne zu einem echten 
Konsens sowie zum nötigen Austausch von kritischen Ansichten führen (LWB- 
Archiv, TH/II2. Commission on Theology, Kopenhagen 1953, erste ordentliche Kom- 
missionstagung). 
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Internationaler Lutherforschungskongreß 


Schon früh kam es zu einer wichtigen Initiative in bezug auf die Theologie im Leben 
des Weltbundes, nämlich zu dem schon kurz erwähnten internationalen Symposium 
für Lutherforscher in Ärhus (Dänemark) im August 1956. Diese Konferenz wurde 
vom Stab der neuen Theologischen Abteilung unter Leitung des Direktors Vilmos 
Vajta organisiert, Gastgeber war der Vorsitzende der Theologischen Kommission, 
Regin Prenter. Wie bereits gesagt, hielt der Präsident des Lutherischen Weltbundes, 
Bischof Hanns Lilje, die Eröffnungsansprache vor 80 Teilnehmern aus 14 Ländern. 


In seiner Ansprache betonte Lilje das gemeinsame Anliegen aller Lutheraner, daß 
Luthers Theologie als „lebendiges Wort“ ausgelegt werde. Diese Auslegung sei ein 
immer weitergehender Prozeß. Nur so werde vermieden, daß die Arbeit des neugebil- 
deten Kongresses in starren Konfessionalismus einmünde. In der Tat ging es hier um 
eine Warnung vor theologischer Überheblichkeit — hier näherte sich Liljes Position 
Prenters —, wenn ernsthafte Lutherforschung sich in einer Nabelschau nur noch mit 
dem Luthertum als solchem bef: Lilje distanzierte sich ausdrücklich von einer sol- 
chen konfessionalistischen Sicht der Theologie, wie sie bei lutherischen Kirchenbüro- 
kraten so oft zum Ausdruck komme. Dem hielt er eine Theologie entgegen die, wenn 
richtig verstanden, sich in den Dienst der Gedankenfreiheit sowie der Klarheit in 
bezug auf die wahre Identität der Kirche stellen würde, 








Die Konferenz von Ärhus war ein deutlicher Erfolg, und es bestand weitgehendes 
Interesse, das Unternehmen weiterzuführen. Man war sich darin einig, daß der Kon- 
greß das Leben der LWB-Mitgliedskirchen stärken würde und seine Arbeit darum 
weiterhin unter den Auspizien des LWB stehen sollte, Nach längerer Diskussion be- 
schloß die Konferenz, um der Freiheit der Forschung willen einen unabhängigen Fort- 
setzungsausschuß einzurichten, aber enge Verbindung mit dem LWB beizubehalten. 
So solle der LWB den Kongreß weiterhin finanziell unterstützen und mit dem Stab der 
Theologischen Abteilung im Fortsetzungsausschuß vertreten sein (LWB-Archiv, 
TH/1I. 1, Commission on Theology, Correspondence 1957). Es ist bemerkenswert, 
daß der Internationale Lutherforschungskongreß bis heute als unabhängige Einrich- 
tung, doch in ständiger Verbindung zum LWB, seine Arbeit fortgesetzt hat. Der Welt- 
bund unterstützt den Kongreß vor allem, indem er Theologen aus jüngeren Kirchen in 
der Zweidrittelwelt die Teilnahme finanziell ermöglicht, 











1964 folgte der norwegische Theologe Ivar Asheim (* 1927) Vilmos Vajta als Direktor 
der Theologischen Abteilung in Genf. Asheim vermied größere Änderungen in der 
Arbeit der Abteilung; er war entschlossen, die bereits laufenden Projekte nur mit den 
absolut nötigen Anpassungen weiterzuführen. Als wichtigste Aufgabe sah er die Fort- 
setzung der Studie über „Rechtfertigung aus Gnade allein durch Glauben“ an. Die Be- 
gründung, die er dafür gab, wies aber über die bisherige Fragestellung hinaus. Es sei 
wichtig, sagte Asheim, daß das Herzstück der klassischen lutherischen Lehre im öku- 
menischen Kontext mit der Frage der Gerechtigkeit in der modernen Gesellschaft 
in Zusammenhang gebracht würde. Das war der Anstoß dafür, daß künftig grund- 
legende Fragen der Sozialethik fest zu der Arbeit der Theologischen Abteilung gehör- 
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Erste Sitzung des Internationalen Lutherforschungskongresses, Universität Århus, Dänemark, 
August 1956. Ungefähr 90 Gelehrte aus 14 Ländern nahmen an dieser von der Theologischen 
Kommission des LWB einberufenen Sitzung teil. 


ten. Diese Fragen, die Themen wie Freiheit, Befreiung und Hoffnung einschlossen, 
wurden unter dem Blickwinkel der Beziehung der Kirche zur Gesellschaft analysiert. 


Die Agenda für die Theologische Abteilung unter der Leitung von Ivar Asheim mach- 
te es nötig, daß die lutherische Lehre von den zwei Reichen neu ausgelegt wurde. Die 
Geschichte des zwanzigsten Jahrhunderts, besonders auf dem europäischen Konti- 
nent, war für viele ein Beweis für die der lutherischen Tradition innewohnende Gefahr, 
die entstehe, wenn man das weltliche Reich vom Reich Christi trenne. Asheim war 
entschlossen, sich dieser Herausforderung zu stellen. Er war davon überzeugt, daß die 
Erfahrungen von Kirchen aus der südlichen Hemisphäre aus ihrem Kontext heraus ein 
Licht auf die notwendige Neuauslegung dieser Lehre werfen könnten; außerdem soll- 
ten Erkenntnisse aus nichttheologischen Disziplinen in die Studie integriert werden. 
In gewisser Hinsicht ging es dabei schon um eine Vorwegnahme der Kontroverse über 
das Wesen und die Rolle der Theologie, die in späteren Jahren den Weltbund prägen 
sollte. 


Zu diesem Abschnitt in der Geschichte des LWB ist noch zu sagen, daß erstmals Fra- 
gen, wie sich das Christentums zu den anderen Weltreligionen verhält, auftauchten. 
Auch waren im Zusammenhang mit den theologischen Überlegungen im Weltbund 
neue Themen - einschließlich der Ökumene im Anschluß an das Zweite Vatikanische 
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Konzil und der Ekklesiologie, die in anderen Kapiteln dieses Buches zur Sprache 
kommen — am Horizont zu erkennen. 


DIE ZWEITE PERIODE: 
PROPHETISCHE ANKLAGE 


Wie aus der Zusammenfassung der Geschichte des LWB im 2. Kapitel zu ersehen ist, 
waren die sechziger Jahre eine Übergangsperiode, in der neue Denkmuster und neue 
Anstöße für die praktische Arbeit gesucht wurden. In dieser Zeit kamen auch neue 
Herausforderungen auf die Theologie zu. Es ging vor allem um sechs Heraus- 
forderungen. 


1. Aufgrund der Umstrukturierung des Weltbundes mußte in dieser Periode die Rolle 
der Theologie neu definiert werden. 

2. Die Teilnahme von Kirchen aus der Zweidrittelwelt machte es notwendig, grund- 
legende Strategien neu zu bestimmen. 

3. Weltweite — und ökumenische — Akzentverlagerungen in der Theologie wirkten 
sich direkt auf die theologische Arbeit im LWB aus. 

4. Die theologische Leitung wurde nicht mehr unhinterfragt in die Hände von 
Akademikern und kirchlichen Persönlichkeiten aus dem Norden gelegt. 

5. Die Paradigmen und Rahmenbedingungen für die Theologie veränderten sich. 

6. Der politische Wandel, der zu der Veränderung von grundlegenden soziopoliti- 
schen Theorien führte, hatte auch Auswirkungen auf das theologische Denken und 
bewirkte, daß sozialethische Anliegen eine neue Dringlichkeit bekamen. 


1. Vor den uns hier interessierenden sechziger Jahren galt die Theologie meistens als 
eine intellektuelle und den akademischen Theologen vorbehaltene Tätigkeit, die an- 
geblich keinen Kontakt mit dem Leben der Kirchen hatte und für sie nicht relevant 
war. Daß es der Theologischen Kommission 1963 in Helsinki nicht gelungen war, 
einen gemeinsamen Bericht über die Rechtfertigungslehre vorzulegen, führte zu einer 
der Theologie nicht gerade freundlich gesonnenen Atmosphäre. Einschränkend muß 
jedoch gesagt werden, daß viele Kritik äußerten, ohne die in Helsinki gelaufenen 
Verhandlungen richtig untersucht zu haben. Es ging eher um Mythen und Legenden 
als um echtes Verständnis. Darüber hinaus waren einige der Meinung, daß mit der 
Gründung der Lutherischen Stiftung für Interkonfessionelle Forschung, des Instituts 
für ökumenische Forschung in Straßburg (Frankreich), die theologische Grundsatz- 
arbeit des Weltbundes nun dort vorgenommen werden sollte. Tatsächlich wurde die 
Rollenverteilung zwischen der Theologischen Abteilung in Genf und dem Straßburger 
Institut nie ganz geklärt. 








Zu der „Umstrukturierung“ der theologischen Arbeit im LWB gehörte nicht nur die 
Errichtung des Straßburger Instituts, sondern auch die Umbenennung der Theologi- 
schen Abteilung in Genf in „Studienabteilung“. Viele betrachteten diese Änderung als 
einen Schritt weg von der klassischen Theologie und als Reaktion auf die konkreten 
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Bedürfnisse der Mitgliedskirchen. Man war der Meinung, daß die traditionelle 
Theologie und mit ihr die Zunft der professionellen Akademiker zur Seite treten muß. 
„Studien“ verwies auf den Wunsch, die Rolle der Theologie neu zu definieren und die 
Arbeit der Kommission und der Abteilung enger mit dem Leben der Mitgliedskirchen 
zu verbinden. 


2. Die Kirchen in den Ländern des Südens, der Zweidrittelwelt, die vor kurzem ihre 
Unabhängigkeit erlangt hatten, suchten im Weltbund neue Formen gerechter Partizi- 
pation. 1962 stellte eine Kommission, die die Struktur und die Funktion des Welt- 
bundes überprüfen sollte, fest, daß sich „die Arbeit der Theologischen Abteilung vor 
allem auf Europa und Nordamerika konzentrierte“. 1969 wurde darum eine noch radi- 
kalere Umstrukturierung vorgeschlagen: „Es bedarf einer umfassenderen Perspektive 
und Funktion, wenn man sich in den Dienst von Kirchen in Entwicklungsländern stel- 
len und die älteren Kirchen in Europa und Nordamerika erreichen will.“ Die 
Grundorientierung des Lutherischen Weltbundes in seiner ersten Generation — „das 
lutherische Erbe in Europa und Nordamerika“ — öffnete sich nun dem Süden und den 
neuen Kirchen. Viele Reformer forderten eine grundlegende Erneuerung. 








3. Die Periode der späten sechziger Jahre waren allgemein von einem Neubeginn 
geprägt, wobei sich bestimmte Themen der theologischen Tradition und neue Ent- 
wicklungen gegenüberstanden. In der lutherischen Theologie fehlten solche Spannun- 
gen nicht. Die Theologische Kommission und die Theologische Abteilung hatten zu 
dieser Zeit bereits einige Studien zur kritischen Selbstprüfung eingeleitet — beispiels- " 
weise eine Neuinterpretation der Zweireichelehre sowie eine eingehende Analyse des 
Verhältnisses der Kirche zu Israel auf dem Hintergrund des Antisemitismus der 
Vergangenheit. Bei diesen Studien bezog man erstmals in die traditionelle theologi- 
sche Arbeit Erkenntnisse aus den Sozialwissenschaften ein — ein Faktum, das für die 
Rolle der Theologie im Weltbund gravierende Konsequenzen haben sollte. 








4. Die erste Phase der Geschichte des LWB stand ohne Zweifel im Zeichen des 
Nachweises, daß dem Schatz der klassischen lutherischen Theologie eine dynamische 
Kraft innewohne. Sowohl der Methode als auch dem Inhalt nach war diese Theologie 
dogmatisch, in der Wirkung aber konsensschaffend, und so hatte sie zwischen Tradi- 
tion und Erneuerung ein Gleichgewicht erreicht. Gleichzeitig ist aber die kritische An- 
merkung von Vitor Westhelle (Säo Leopoldo/Chicago) angebracht, der diese Arbeit 
mit den treffenden Worten „Diskurs der Weisen“ charakterisiert. In der Tat waren die- 
Jentgen, denen dieses Gleichgewicht zu verdanken ist, Universitätsprofessoren und 
Kirchenleiter aus Europa und Nordamerika. In dieser Situation machten es sowohl die 
weltpolitischen Gegebenheiten als auch das ernsthafte Nachdenken über das Wesen 
der Kirchengemeinschaft und des Priestertums aller Gläubigen erforderlich, daß sich 
das theologische Gespräch im LWB einer größeren Gemeinschaft als vorher er- 
schließen sollte. 








5. Das Grundparadigma für die theologische Reflexion, dem die Kommission und die 
Abteilung während der ersten zwei Jahrzehnte der Geschichte des Lutherischen Welt- 
bundes in so überzeugender Weise gefolgt war, war von der klassischen Tradition der 
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europäischen Universitäten geprägt. In den späten sechziger Jahren erhoben sich 
jedoch Stimmen, die die Ergänzung — einige sprachen sogar von Ersatz — dieser 
Tradition durch ein neues Paradigma forderten, das der Begegnung des Christentums 
mit anderen Weltreligionen sowie den Herausforderungen der ökologischen Krise, der 
Friedensethik, der Menschenrechtsansprüche und der Nord-Süd-Spannungen Rech- 
nung tragen würde, 


6. Im Zusammenhang mit diesen Forderungen nach Veränderung führte der Aufstieg 
der Sozialwissenschaften als akademische Disziplin dazu, diese bei den theologischen 
Studien im LWB immer mehr in Anspruch zu nehmen. 


Wollte man alle diese Herausforderungen ernst nehmen, war es allerdings erforder- 
lich, das Gespräch nicht allein auf Theologen zu beschränken, als wären nur sie in der 
Lage, den traditionellen theologischen Diskurs mit neuen Anliegen und neuen Metho- 
den in Verbindung zu bringen. Überhaupt ging es nicht darum, dem bereits Bestehen- 
den etwas Neues aufzupfropfen, sondern es mußte von Grund auf eine neue Vision 
formuliert werden. Die klassische Theologie mußte in einen weiter gefaßten Rahmen 
gestellt werden, in dem der Gegenseitigkeit, und Sensibilität für bisher vernachlässig- 
te globale Herausforderungen wie Rassenunterdrückung, soziale Ungerechtigkeit und 
die Ausbeutung der natürlichen Ressourcen ein größeres Gewicht zukommen konnte. 








Wie die Veränderung geschah 


Um unsere recht theoretische Analyse zu illustrieren, folgen ein paar Beispiele dafür, 
wie sich die Rolle der Theologie im Leben des LWB verändert hat. 


In der Arbeit des schwedischen Theologen Gustaf Wingren (* 1910) zeigt sich die 
Spannung zwischen Kontinuität und Wandel besonders deutlich. Wingren wurde im 
Jahr der Ersten Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes, nämlich 1947, als 
Professor für Systematische Theologie (Dogmatik) an die Universität Lund berufen. 
Hier wurde er, auch wenn er sich später damit kritisch auseinandersetzte, der jüngste 
Vertreter der „Lundensischen Theologie“, die auch von Anders Nygren, Gustaf Aulén 
und Ragnar Bring verfochten wurde. Wingren war von Natur aus ein leidenschaftli- 
cher Debattierer, und seine Schriften waren gekennzeichnet von polemischer Ausein- 
andersetzung mit Theologen wie Karl Barth, Rudolf Bultmann und sogar seinem 
Mentor Anders Nygren. Seine Fähigkeit für systematische Analyse und sein Beitrag 
zur kritischen Luther-Rezeption machten ihn international bekannt. Das wurde 1952 
auf der Vollversammlung des LWB in Hannover deutlich, als er einen der Haupt- 
vorträge mit dem Titel: „Lutherische Theologie und Weltmission“ hielt. Rückblickend 
kann man deswegen sagen, daß Wingren, zwar vor 1970 nicht direkt an der Arbeit des 
LWB beteiligt, ein Vertreter des „Diskurses der Weisen“ war, wie er für die frühen 
Jahre der Geschichte des LWB typisch ist. 





In der kritischen Zeit um 1970 spielte Gustaf Wingren als Mitglied der Theologischen 
Kommission des LWB eine führende Rolle in der Neubestimmung der Rolle der 
Theologie im Leben des Weltbundes. Er zögerte nicht, die Herausforderungen der 
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säkularen Ethik aufzunehmen, und scheute auch keine Kontroversen. Auf der Vollver- 
sammlung des Weltbundes im Jahre 1970 in Evian trat er sowohl als Vertreter des klas- 
sischen nordeuropäischen Luthertums als auch als Verfechter theologischer Erneue- 
rung auf. In LWB-Kreisen und darüber hinaus wurde es als eine spektakuläre öku- 
menische Geste betrachtet, daß Wingren zu denen gehörte, die öffentlich die Verlei- 
hung des Friedensnobelpreises an den brasilianischen römisch-katholischen Erz- 
bischof Dom Helder Camara forderten. 





Professor Heinz-Eduard Tödt (1918-1992) aus Heidelberg (Deutschland) war ein wei- 
terer Vertreter der klassischen europäischen Tradition, der sich dann jedoch für eine 
grundlegende Erneuerung der lutherischen Theologie einsetzte. Tödt war als einer der 
wichtigsten Interpreten der Theologie Dietrich Bonhoeffers dessen Kritik am kon- 
servativen Luthertum mit seiner patriarchalen politischen Ethik verpflichtet. Tödts 
Hauptreferat auf der Vollversammlung des LWB im Jahre 1970 in Evian mit dem Titel: 
„Schöpferische Nachfolge in der Krise der gegenwärtigen Welt“ war zweifellos eines 
der drängendsten Plädoyers für eine theologische Erneuerung auf dieser Vollver- 
sammlung (vgl. S. 339f.). 


Diese beiden Personen — Gustaf Wingren und Heinz-Eduard Tödt — lassen erkennen, 
daß der Prozeß der theologischen Erneuerung im LWB zu einem gewissen Grad von 
Theologen aus den nordeuropäischen Kirchen ausging. Gleichzeitig kamen aber auch 
von Angehörigen jüngerer Kirchen des Südens neue und wichtige Beiträge zu dieser 
Erneuerung. Hier gilt es besonders die von der Äthiopischen Evangelischen Kirche 
Mekane Yesus 1972 verabschiedete Erklärung zu nennen, die den programmatischen 
Titel hat: „Über die Wechselbeziehung zwischen der Verkündigung des Evangeliums 
und der menschlichen Entwicklung“ (LR, 1973, S. 248). Die Bedeutung dieser Erklä- 
rung, von der ausführlich im 3. Kapitel die Rede war, ist um so größer, als einer ihrer 
Autoren Emmanuel Abraham (* 1913) war, ein bekannter äthiopischer Diplomat und 
zugleich Präsident der Mekane-Yesus-Kirche. Abraham, der 1955 an der ersten Ge- 
samtafrikanischen Lutherischen Konferenz in Marangu im damaligen Tanganjika teil- 
genommen hatte, war eine der profilierten Führungspersönlichkeiten des LWB. Auf 
der Vollversammlung von Budapest im Jahre 1984 hielt er eines der Hauptreferate. Die 
Aussagen der Erklärung „Verkündigung und menschliche Entwicklung“ und die Dis- 
kussion, die sie auslösten, können kaum überschätzt werden, z. B.: 





Die Reihenfolge im Titel der Erklärung — zuerst Verkündigung und dann menschliche 
Entwicklung ist kein Zufall. Die Erklärung hat in erster Linie die Absicht, das Evan- 
gelium zu bezeugen. Ohne expliziten Bezug auf Luther, die Augsburger Konfession 
oder ein anderes Dokument der lutherischen Tradition beschreibt sie das Wesen der 
Kirche (Verkündigung) als auf der Erlösung durch Christus beruhend und von der An- 
wesenheit des Heiligen Geistes geprägt. „Eine richtige theologische Definition einer 
verantwortlichen Kirche muß stets aus einer ‚Handlungssituation‘ erwachsen, oder um 
sogar noch einen Schritt weiterzugehen: Wahre biblische und evangelische Theologie 
muß immer Raum geben für eine situationsgerechte Auslegung des Evangeliums und 
für die Handlungsstrategie der Kirche; Prioritäten müssen getreu dieser Auslegung 
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gesetzt werden“ (Gudina Tumsa, Erläuterung der Mekane-Yesus-Erklärung, in: Ver- 
kündigung und menschliche Entwicklung, S. 13). 


Sodann wird in der Erklärung der Mensch definiert, und zwar als Voraussetzung für 
die Klärung von anthropologischen Fragen im Spannungsfeld von Verkündigung und 
menschlicher Entwicklung. Wenn das biblische Zeugnis über Schöpfung, Sünde und 
Erneuerung nicht berücksichtigt werde, könne man auch nicht von der Ganzheit des 
Lebens und von einer ganzheitlichen Anthropologie sprechen. „Die Gebrochenheit 
des Menschen und der Welt überhaupt hat ihren wahren Grund im sündigen Wesen des 
Menschen. Nun ist die Sünde nicht nur situationsbedingt oder eine Handlung, die 
jeweils die Beziehung zwischen den Menschen oder zwischen Gott und Mensch zer- 
stört, sondern sie bildet eine Wirklichkeit eigener Art innerhalb des einzelnen Men- 
schen. Die Gebrochenheit menschlicher Existenz kann deshalb niemals ohne die Bot- 
schaft des Evangeliums von der Vergebung geheilt werden, die selber die Macht in 
sich trägt, den Menschen von der am meisten entmenschlichenden Macht in seinem 
eigenen Leben und in seiner Beziehung zu Gott und dem Nächsten zu befreien“ (ebd., 
S. 16). Es ist aufschlußreich, daß gerade durch eine solch „klassische“ Bestimmung 
des Verhältnisses von Anthropologie und Ekklesiologie die Situation in Äthiopien 
erhellt wurde. Wie wir sehen werden, hatte die Erklärung „Verkündigung und mensch- 
liche Entwicklung“ darüber hinaus auch für andere Kirchen im Lutherischen Welt- 
bund weitreichende Konsequenzen. 











Die Ekklesiologiestudie des LWB als wichtigstes Zeugnis des Wandels 


Ein Wendepunkt — vielleicht der Wendepunkt — in der Debatte über die Rolle der 
Theologie war das Projekt der LWB-Studienabteilung: „Die Identität der Kirche und 
ihr Dienst am ganzen Menschen“. Kaum ein anderes theologisches Projekt in der 
Geschichte des Weltbundes wurde mit so viel Engagement durchgeführt. Kaum eine 
andere Initiative, die vom Genfer Stab ergriffen wurde, war so sehr von einer geglück- 
ten Zusammenarbeit zwischen dem Sekretariat und den Vertretern der Mitglieds- 
Kirchen geprägt. Und - um ein ausgewogenes und aufrichtiges historisches Urteil aus- 
zusprechen — kaum eine andere theologische Arbeit des Weltbundes hat zu mehr 
Kontroversen und Debatten auf praktisch jeder Stufe geführt als diese „Ekklesiolo- 
giestudie“, 

Die Verantwortung für das Projekt hatte Ulrich Duchrow (* 1935), der 1970 Direktor 
der später in Studienabteilung umbenannten Theologischen Abteilung wurde. Duch- 


row war ein systematischer Theologe von der Universität Heidelberg (Deutschland); 
er befand sich also im gleichen Forschungsumfeld wie Heinz-Eduard Tödt. 


Selbst wenn Duchrow eine Schlüsselrolle - wenn nicht die beherrschende Rolle — in 
der Konzeption, Entwicklung und Durchführung der Ekklesiologiestudie innehatte, 
war es nicht seine Absicht, eine zentrale Kontrolle auszuüben oder den Mitgliedskir- 
chen Methode und Inhalt vorzuschreiben. Er wollte vielmehr Selbststudien anstoßen, 
deren Kriterien sich aus dem jeweiligen Kontext der Kirchen ergaben. Der Ausgangs- 
punkt für die formell im März 1973 angelaufene Studie war darum „der Kontext der 


176 











wirklichen Geschichte“, das tägliche Leben der Gemeinden unter besonderer Berück- 
sichtigung ihrer Verwurzelung in einem spezifischen sozioökonomischen und kultu- 
rellen Umfeld. Diese „induktive Methode“ basierte jedoch auf der Voraussetzung, daß 
die Richtlinien für die Studien sorgfältig im voraus ausgearbeitet wurden. Ohne sol- 
che Richtlinien wäre es nicht möglich gewesen, das Ziel der Studie zu erreichen, näm- 
lich ein buntes Bild der weltweiten lutherischen Gemeinschaft vorzulegen, was wie- 
derum eine vergleichende Auswertung und eine kritische Reorientierung ermöglichen 
sollte, 


Es war die Absicht dieser Studie, in den Mitgliedskirchen einen Prozeß der Selbst- 
klärung anzustoßen. „Leben, Struktur und Handeln“ sollten jedoch nicht nur beschrie- 
ben, sondern es sollte untersucht werden, ob „zwischen den Dimensionen des Glau- 
bens, der Institution und der Praxis eine Rückkoppelung stattfindet“. Um dies heraus- 
zufinden, verzichtete man auf die als zu abstrakt empfundenen Methoden der traditio- 
nellen Theologie zugunsten einer Kombination von „soziohistorischen und theologi- 
schen Methoden als Werkzeug für Reue und Erneuerung“. Es wurden spezifische 
Problembereiche benannt, die eine besondere Bedeutung für die Identität der Kirche 
haben: 1) Entwicklung und Gebrauch von Ressourcen, 2) Partizipation von Frauen, 
Männern und Jugendlichen, 3) politische Konflikte und Möglichkeiten, 4) plurali- 
stische Kulturen und schließlich 5) ökumenische Beziehungen (Schlußberichte, S 
13). Übrigens zog man neben der sog. soziohistorischen Methode auch biblische Bil- 
der von der Kirche heran, um aus ihnen eine moderne Ekklesiologie zu entwickeln. 














Die Ekklesiologiestudie war, auch was die provokante ökumenische Perspektive be- 
trifft, von einem „prophetischen“ Ansatz geprägt. In der Einführung wird erwähnt, daß 
man einigen jüngeren LWB-Projekten wie der Arbeit über die „Grundursachen sozia- 
ler und wirtschaftlicher Ungerechtigkeit“ und der Studie über die Zweireichelehre viel 
zu verdanken habe. Gleichzeitig wird auf die Notwendigkeit verwiesen, die ökume- 
nische Dimension in das Projekt einfließen zu lassen. 


Der kontroverse Ton, der die Ekklesiologiestudie durchdringt, zeigt sich besonders 
dort, wo Bereiche der lutherischen Theologie und des kirchlichen Lebens benannt 
werden, die kritisch durchleuchtet werden sollen: 





« „Die Überbetonung individueller Erlösung und das unkritische Festhalten an der 
Gen Eigengesetzlichkeit der Welt.“ 

„Die unkritische /solierung und Überinstitutionalisierung von Wort und Sakrament im 

Vergleich mit den anderen notae ecclesiae, was zur Spaltung zwischen Priestertum und 
Laien, zwischen Lehre und Leben und zwischen Sonntag und Montag führt.“ 
3. „Die naive Übernahme von äußerst institutionalisierten, hierarchischen (und ki 
ligen) Verwaltungs- und Organisationsmustern aus gesellschaftlichen und pol 
Institutionen, anstatt nach alternativen Gemei ftsmodellen zu suchen“, und 
4. Schließlich das mangelnde Interesse an ökumenischer Offenheit und das Festhalten 
an einem „unökumenischen Konfessionalismus“, dessen Folgen sich in einer „kolonia- 
listischen und neokolonialistischen Weltsituation“ noch verschlimmert haben. 








Neben diese kritische Analyse der lutherischen Theologie treten in der Studie Über- 
legungen über eine neue Gestalt von Kirche, über, wie es heißt, „Zellen und Zeichen 
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von Reue und Erneuerung“. Die Studie spricht von „lebenspendenden Alternativen — 
das konkret befreiende Evangelium, Basisgemeinden als Alternativen zu den etab- 
lierten hierarchischen Kirchen, die auf ihrer Macht und ihren Privilegien bestehen“. 
Eine neue, auf Miteinanderteilen und Solidarität gegründete geistliche Gemein: ft 
wird vorgeschlagen. Dies führte freilich zu neuen Fragen: „Ist es überhaupt mög- 
lich, die Kirche als große Organisation dem Geist entsprechend zu gestalten?“ und 
„Ist es überhaupt möglich, das Modell der Gemeinschaft in Christus oder Teile die- 
ses Modelles auf große, komplexe und technologisch vermittelte Systeme zu über- 
tragen?“ 





Es ginge über den Rahmen dieses Kapitels hinaus, jede der im Rahmen der Ekklesio- 
logiestudie ausgearbeiteten Fallstudien zu untersuchen. Zwei gedruckte Bände mit 
777 bzw. 271 Seiten (Genf 1977) lassen vor der Leserschaft ein Bild des Weltluther- 
tums auferstehen, das sich durch Identität und Pluralismus, Herausforderungen und 
Zukunftsaussichten, Vielfalt und Gemeinschaft auszeichnet. 





Die Schlußaussagen der Ekklesiologiestudie betreffen eine ganze Reihe wesentlicher 
ekklesiologischer Themen. Dazu kommen konkrete Empfehlungen an die Leitungs- 
gremien des Lutherischen Weltbundes. Diese Erwägungen, die von Beobachtungen 
zum kirchlichen Amt und der Autorität der Kirche bis zu Fragen von Dienst und Par- 
tizipation reichen, könnten Material für jahrelanges Studium im Weltbund abgeben. 
Man kann mit Recht fragen, ob der Weltbund den Fragen, die die Studie aufgeworfen 
hat, überhaupt je gerecht geworden ist. Jedoch wurden, auch wenn viele Empfehlun- 
gen der Studie nicht verwirklicht worden sind, doch ihre Schlußfolgerungen intensiv 
diskutiert. 





Diese Schlußfolgerungen der Studie sind in einem eindringlichen pastoralen Ton 
gehalten: „Wir glauben, daß sich die lutherische Gemeinschaft mit der Zerbrochenheit 
in ihrer Mitte abgeben muß, und zwar aus Sorge nicht nur um die davon Betroffenen, 
um die Kirchen und ihre Traditionen, sondern auch um der Integrität des von ihr ver- 
kündeten Evangeliums und des Bekenntnisses zu diesem Evangelium willen. Glaub- 
würdiges Handeln in einer solchen Situation ist nichts anderes als die Verkündigung 
des ganzen Evangeliums an den ganzen Menschen“ (II, S. 248). Es war eine Folge die- 
ser Studie, daß Herausforderungen dieser Art künftig den LWB direkt betrafen. Das 
zeigt sich am deutlichsten bei der Frage, wie sich das Wesen der Kirche und die 
Menschenrechte zueinander verhalten, vor allem in der Diskussion über den Status 
confessionis (vgl. 6. Kapitel). 


Studien: Vitalität und Spannung 


Zur gleichen Zeit wie die Ekklesiologiestudie wurden in der Studienabteilung noch 
andere damit in Beziehung stehende Projekte durchgeführt. Ein Projekt war „Frieden, 
Gerechtigkeit, Menschenrechte“, ein anderes „Marxismus, China, Missiologie, andere 
Religionen“, ein drittes „Leben und Arbeit der Kirchen“ (z. B. Gottesdienst, die Rolle 
der Frau, Erziehung und Ausbildung sowie Kommunikation) und schließlich ein vier- 
tes “Interkonfessionelle Dialoge“ (Berichte, S. 95). Alle diese Bereiche hatten sich 
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aus der Vollversammlung von Evian ergeben und hatten — vor allem bei den jüngeren 
Kirchen — einen hohen Stellenwert. 


Zweifellos war die Arbeit der Studienabteilung in den siebziger Jahren von großer 
Vitalität und einem bemerkenswerten Engagement, doch es gab auch Spannungen und 
Kontroversen. Kritische Stimmen wurden im LWB laut, daß die Arbeit der Abteilung 
von politischen Ideologien geprägt sei. Rückblickend wird man dem nicht ganz wider- 
sprechen können. 








Die Initiativen aus der Studienabteilung hatten oftmals einen Ton, der viele zum 
Widerstand reizte. Diese kritischen Stimmen kamen sowohl aus den Mitgliedskirchen 
als auch aus anderen Abteilungen im Genfer Sekretariat des LWB. Zu ihnen gehörte 
der Direktor der LWB-Abteilung Weltdienst Bruno Muetzelfeldt, der unermüdlich 
gegen die Arbeit der Studienabteilung opponierte. Ebenso deutlich war allerdings 
auch, daß in der Studienabteilung nur wenig Bereitschaft vorlag, die Andersdenken- 
den ernst zu nehmen. Die in der Studienabteilung propagierte „prophetische Anklage“ 
war auf Konfrontation angelegt und neigte dazu, andere Auffassungen als irregeleitet 
und reaktionär abzutun, als Selbstgefälligkeit altmodischer Intellektueller, die unfähig 
waren zu sehen, daß Veränderung nötig sei. Im Zusammenhang mit dem Projekt über 
den Marxismus wurde zum Beispiel die Frage gestellt: Welchen Gründen ist es zuzu- 
schreiben, daß sich einige der größeren LWB-Mitgliedskirchen einer Teilnahme ver- 
weigern? Die zögernde Haltung dieser Kirchen wurde in der Studienabteilung mit her- 

assender Ironie behandelt; einigen sei anscheinend „nicht wohl bei der scheinbaren 
Radikalität des umfassenden Ansatzes“, andere hätten aus „innenpolitischen Grün- 
den“ Angst, und es gebe eine noch bedauerlichere Gruppe, die „nicht einmal bereit sei, 
diese Fragen zu stellen und sich von anderen befragen zu lassen“. 











Wahrscheinlich ist die mangelnde Bereitschaft der Studienabteilung, die Kritik und 
Meinung Andersdenkender anzunehmen, d.h, die „prophetische Anklage“, mit der 
Suche nach einem Grundkonsens hinsichtlich der lutherischen Identität in Verbin- 
dung zu bringen, die Erklärung dafür, warum viele der vielversprechenden Initiati- 
ven aus dieser Periode anschließend aufgegeben oder zumindest hinausgeschoben 
wurden. 


Eine andere „Ekklesiologiestudie“ 


Parallel zu dem Projekt der Studienabteilung „Die Identität der Kirche und ihr Dienst 
am ganzen Menschen“ wurde im Institut für ökumenische Forschung in Straßburg ein 
ähnliches Projekt durchgeführt. Auch bei diesem Projekt ging es um Fragen der 
Ekklesiologie und insbesondere um solche der konfessionellen Identität, allerdings 
mit der theologischen Begründung, daß die wachsende ökumenische Gemeinschaft 
grundlegende Fragen in bezug auf die lutherische Identität aufwerfe. Das Straßburger 
Projekt - oft in Unterscheidung von der Genfer „Ekklesiologiestudie“ oft als „Identi- 
tätsstudie“ bezeichnet“ — verfolgte ferner das Ziel, die positiven Ergebnisse der öku- 
menisch-theologischen Dialoge in gelebte tatsächliche Kirchengemeinschaft umzu- 
setzen. 
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Die beiden Studien unterschieden sich bei ihrer Untersuchung der verschiedenen 
Kontexte im Weltluthertum sowohl methodisch als auch inhaltlich. Die Methode der 
Genfer „Ekklesiologiestudie“ war auf „Selbststudien“ gegründet, die Straßburger 
„Identitätsstudie“ ging demgegenüber von einem klassischen Ausgangspunkt aus, 
nämlich der Frage nach dem Wesen des Christentums und der lutherischen Identität; 
verfolgte man in Genf einen induktiven, so in Straßburg einen deduktiven Ansatz. Die 
Straßburger Studie war aber keine Flucht vor „Engagement“ und „Handeln“, sondern 
es ging ihr um die Notwendigkeit einer Untersuchung der grundsätzlichen und 
doch spannungsvollen Beziehung zwischen Identität und Engagement, Existenz und 
Aktion, 


Auch wenn es zwischen den beiden Projekten Unterschiede gab, müssen sie doch als 
Parallelunternehmen gesehen werden, die freilich zu verschiedenen Ergebnissen führ- 
ten. Es ist tatsächlich bemerkenswert, daß zwei solche Unternehmen gleichzeitig lie- 
fen. Das muß aber nicht heißen, daß das eine „falsch“ war oder das andere reine 
„Zeitverschwendung“. Im Gegenteil, eine engere Beziehung zwischen Genf und 
Straßburg hätte zu jener Zeit einen konstruktiven Ausgangspunkt für eine Gesamt- 
auswertung vieler kritischer Fragen ergeben, vor denen der Weltbund stand. Doch kam 
es zu einer solchen Klärung nicht, weil die unterschiedlichen Au ngen und 
Methoden als prinzipielle Gegensätze und nicht als Gelegenheit zum Dialog gewertet 
wurden. Darüber hinaus wurde die Aufmerksamkeit des Weltbundes durch andere 
Probleme in Anspruch genommen. 














DIE DRITTE PERIODE: 
THEOLOGIE IN EINER ÄRA DER ZERSPLITTERUNG 


Das Jahr 1977 als weiteren Wendepunkt in der Entwicklung der Rolle der Theologie 
im Lutherischen Weltbund zu bezeichnen, verlangt einige differenzierende Fest- 
stellungen. Das Hauptthema auf der Sechsten Vollversammlung des Weltbundes in 
Daressalam im Jahre 1977 war die Debatte über den Status confessionis, eine Frage, 
die im Weltbund schon eine Weile gegärt hatte und bis zur Siebenten Vollversamm- 
lung in Budapest im Jahre 1984 ganz oben auf der theologischen Tagesordnung blieb. 
Doch auch wenn dieses Thema deutlich im Vordergrund stand, gibt es gute Gründe, 
die siebziger Jahre als die Zeit zu sehen, in der eine globale Zersplitterung in der 
Theologie einsetzte. Von „globaler Zersplitterung“ zu sprechen ist allerdings paradox: 
Wie kam es, daß die Suche nach einer ganzheitlichen Mission und Theologie, die den 
LWB zu jener Zeit prägte, immer mehr durch eine anscheinend unaufhaltsame Zer- 
splitterung abgelöst wurde? Und warum schien die Suche des Weltbundes nach welt- 
weiter Gemeinschaft genau zu dieser Zeit von einer zunehmenden regionalen Kontex- 
tualisierung in Frage gestellt zu werden? Dieses Paradox läßt sich auf verschiedenen 
Ebenen erkennen, und da es mit der grundlegenden Rolle der Theologie im LWB zu 
tun hat, werden wir an verschiedenen Themen zeigen, wie schwierig es war, Ausge- 
wogenheit zu erlangen, und welche Risiken und Spannungen mit der Vielfalt verbun- 
den sind. 
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1. Konsens gegen Kontroverse. Die vorhergehenden Kapitel haben gezeigt, daß es 
nicht möglich war, die Leistungen der ersten Generation des LWB ohne Veränderun- 
gen auf den sich wandelnden Kontext der späten sechziger und siebziger Jahre zu 
übertragen. Die Aufnahme neuer Mitgliedskirchen und die von internationalen sozia- 
len, politischen und wirtschaftlichen Fragestellungen bestimmte Tagesordnung führ- 
ten, was die theologische Argumentation betrifft, zu einem Stil, der von provokan- 
ter Zuspitzung und „prophetischer Anklage“ geprägt war. War diese Entwicklung 
zwangsläufig, oder wäre es möglich gewesen, die Suche nach Konvergenz mit der 
kompromißlosen Aufrechterhaltung von Idealen zu verbinden? Seit jener Zeit, einer 
Periode der dramatischen Konfrontation, ist diese Frage noch immer eine der großen 
methodischen Herausforderungen bei dem Versuch, die Rolle der Theologie im LWB 
neu zu definieren. 


2. Globale lutherische Identität gegen regionale Verschiedenheit. Die Suche nach 
einer globalen lutherischen Identität trat mehr und mehr zu dem Versuch in Gegensatz, 
den besonderen und unterschiedlichen regionalen Gegebenheiten Rechnung zu tragen. 
Wie ließ sich diese Herausforderung in einen konstruktiven Ansatz verwandeln, bei 
dem das „Sowohl-Als-auch“ ernst genommen wird? 


3. Konfessionelle Identität gegen ökumenische Offenheit. Von Anfang an, seit der 
Gründung des LWB, schien die Loyalität zum lutherischen konfessionellen Erbe mit 
der Forderung nach ökumenischer Offenheit zu kollidieren. Wie ließe sich das eine 
mit dem anderen verbinden, so daß sich eine historisch definierte Identität und ein 
wirklicher Dialog mit Menschen anderer Traditionen nicht ausschließen? 


4. Akademischer Diskurs gegen populäre Forderungen der Kirchen. Im Zuge der ge- 
schichtlichen Entwicklung war es geradezu unvermeidlich, daß von den sogenannten 
Laien, besonders von jungen Leute die traditionelle Theologie kritisiert wurde. Es 
wurde ihr vorgeworfen, sie sei abstrakt, elitär und nordatlantisch begrenzt. Um diesen 
Vorwürfen Rechnung zu tragen, wurde im Zusammenhang mit der Umstrukturierung 
des LWB im Jahre 1969 vorgeschlagen, von „Studien“ statt von „Theologie“ zu spre- 
chen. Diese Umbenennung sollte den Anliegen der Mitgliedskirchen und des Genfer 
Stabes entgegenkommen. War dies der geeignete Weg um an die Stelle der sterilen 
Konfrontation ein konstruktives Zusammenwirken treten zu lassen? 





. „Klassische“ Theologie gegen Integration der Humanwissenschaften. Das „klassi- 
he“ Verständnis von Theologie war und ist geprägt von einer Wechselbeziehung 
zwischen den biblischen, historischen und systematischen (dogmatischen) Diszipli- 
nen. In den siebziger Jahren zeigte sich aber die Notwendigkeit und die Schwierigkeit, 
humanwissenschaftliche Themen wie Recht, Ökonomie, Gesundheit, Erziehung und 
Ausbildung in diese Art des theologischen Diskurses einzubeziehen. Konnte es gelin- 
gen, traditionelle theologische Studien und das „neue Wissensbemühen“ zueinander 
in Beziehung zu setzen? 





6. Tradition gegen Erneuerung. Die Theologie im traditionellen Sinn erschien vielen 
nur als ein Kampf um die Bewahrung eines bedrohten Erbes. Angesichts dieser Tradi- 
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tion bildete sich eine Allianz zwischen „rebellischen Propheten“ aus den älteren 
Kirchen und Kirchenleitern aus den jüngeren Kirchen, die sich gemeinsam für eine 
„Erneuerung ohne Blick zurück“ einsetzten. Auch hier stellt sich die Frage: War eine 
Annäherung überhaupt möglich? 





7. Zentrale Leitung gegen Basisinitiativen. Während der ersten Periode des Weltbun- 
des wurde die theologische Zusammenarbeit durch die Koordination des Genfer 
Sekretariats gefördert. Nach Evian wurden jedoch Rufe nach Dezentralisation, nach 
kontextuellen, in Basisgruppen begründeten Initiativen laut. Dies bedurfte eines fle- 
xibleren Zusammenspiels zwischen globalen und regionalen Zentren. Drastische 
Kürzungen im Genfer Stab kamen dieser Forderung entgegen. War es in dieser Situa- 
tion möglich, globale Koordinationsdienste zu leisten, ohne die Integrität der Orts- 
gruppen zu vernachlässigen? 





Diese sieben Widersprüche zeigen die Spannung zwischen Kontinuität und Diskon- 
tinuität, die die Rolle der Theologie in der Zeit nach den Vollversammlungen in Evian 
und Daressalam kennzeichnete. Bei den neuen Projekten, die von keineswegs gerin- 
gerer Relevanz waren, sollte das noch viel deutlicher werden. 


Rechtfertigung und Gerechtigkeit 


Wie bereits festgestellt wurde, sollte die Rechtfertigungsdebatte auf der Vierten 
LWB-Vollversammlung im Jahre 1963 in Helsinki zusammenfassen, was in den ersten 
15 Jahres des Weltbundes auf seiner Tagesordnung gestanden hatte. Doch selbst in 
Helsinki war eine Verlagerung im Vergleich zur Anfangszeit des Weltbundes festzu- 
stellen. Im Dokument von Helsinki ist die Rede davon, daß „ein geheimer Um- 
schwung ... sich von der theozentrischen zur anthropozentrischen Grundhaltung voll- 
zogen“ habe („Über die Rechtfertigung“, Dokument Nr. 3, S. 11), eine Verlagerung, 
die theologisch gründlich überdacht werden müsse. Darüber hinaus verwies das 
Dokument auf die neue Atmosphäre in den Beziehungen mit der römisch-katholischen 
Kirche und neue Tendenzen in der bibelwissenschaftlichen und liturgischen For- 
schung. Trotz dieser hoffnungsvollen Zeichen beklagte man jedoch zur gleichen Zeit 
die „Erosion theologischer Begriffe“ (ebd., S. 9). Man sah die Gefahr, daß die Säku- 
larisation überlieferte Werte in Frage stelle und somit das kostbare Erbe antaste, auf 
das sich die kirchliche Predigt und der akademische theologische Diskurs bisher be- 
rufen hatten. 





An einigen Stellen des Studiendokuments von Helsinki wird angedeutet, daß gewisse 
Bedingungen in der Gesellschaft (Nationalismus), in der Kultur (Materialismus) und 
im kirchlichen Leben praktische Gegenmaßnahmen erfordern. Im großen und ganzen 
aber begnügt sich das Dokument damit, den klassischen theologischen Gegensatz zwi- 
schen der Gerechtigkeit des Menschen und der Gerechtigkeit Gottes zu beschreiben, 
und das zielte auf eine „Rehabilitierung der theologischen Terminologie“ (ebd.). Diese 
Tatsache — daß das Dokument zwar voll guten Willens war, den Herausforderungen, 
vor denen die Kirchen aus der Zweidrittelwelt standen, aber aus dem Wege ging — 
führte dazu, daß Kirchenführer aus dem Süden versuchten, das Ungleichgewicht wie- 
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derherzustellen. Im Rückblick stellt sich gleichwohl die Frage, ob es gerechtfertig 
war, allein der Theologischen Kommission und Abteilung anzulasten, die Werte der 
lutherischen Theologie nicht mit einer kritischen Analyse der modernen Gesellschaft 
verbunden zu haben. Das Problem reichte tiefer, und es kündigte sich darin schon 1963 
ein Umbruch, vielleicht sogar ein Paradigmenwechsel in der Theologie an. 


Das Problem tauchte im LWB in den achtziger Jahren nach den Stürmen der Siebziger 
wieder auf. In diesem Jahrzehnt wurden verschiedene neue Initiativen ergriffen, die 
mit dem geschilderten Grundproblem zu tun hatten. Zu ihnen gehört die Diskussion, 
wie sich das klassische lutherische Verständnis von Rechtfertigung zu der lateiname- 
rikanischen Befreiungstheologie verhalte. Gleichzeitig fand eine Auswertung von 
Luthers Theologie im Kontext der Zweidrittelwelt statt. 1988 wurde in Brasilien eine 
Konferenz über dieses Thema durchgeführt, auf der die Teilnehmenden der Frage 
nachgingen, „warum Luthers dynamische Theologie zu einer statischen geworden sei, 
seine dialektische Theologie zu einer Theologie des Dualismus, seine prophetische 
Theologie zu einer, die etablierte Ordnungen stabilisiert“ (Rethinking Luther's Theo- 
logy in the Contexts of the Third World, S. 132). Diese methodologische Verlagerung 
steht in einem bemerkenswerten Kontrast zu der „Luther-Renaissance“ auf der Ersten 
LWB-Vollversammlung in Lund im Jahre 1947. Einer der Referenten bei der Konfe- 
renz vom Jahre 1988, der lateinamerikanische Theologe Ricardo Pietrantonio, setzte 
sich vehement für die neue Richtung ein, als er forderte, man solle nicht nur von 
Befreiung reden, sondern Herausforderungen der Ökonomie, der Gesellschaft und der 
Politik in die theologische Agenda aufnehmen, um damit, wie er sagte, die „Spiri- 
tualität der Gesellschaft“ zum Ausdruck zu bringen. Damit wandte sich Pietrantonio 
von allen Formen des westlichen ökonomischen Kapitalismus ab, denen seiner Mei- 
nung nach das Bewusstsein von Solidarität und moralischer Sensibilität fehlt. Die Dis- 
kussion in Brasilien trug der Forderung nach politischen Strategien Rechnung, die 
Rechtfertigung mit Gerechtigkeit in Verbindung zu bringen. Insbesondere müsse 
daraufhin gearbeitet werden, daß zwischen dem technologischen Fortschritt, der die 
Lebensbedingungen vor allem im Süden dauerhaft verbessern sollte, und einer mora- 
lisch begründeten Lebensanschauung eine Verbindung bestehe (ebd., S. 72). 











Ein ähnlicher Ansatz steht hinter einer Studie, die in der Abteilung für Theologie und 
Studien (der Nachfolgerin der Studienabteilung nach der Umstrukturierung nach der 
Achten Vollversammlung in Curitiba 1990) begonnen wurde. Es geht dabei um ein 
Seminar im Zusammenhang mit der Tagung des LWB-Rates in Madras (Indien) im 
Jahre 1992. Diese Studie Justification and Justice [Rechtfertigung und Gerechtigkeit] 
war die erste, die unter der Leitung des neuen Direktors, Viggo Mortensen (* 1942), 
unternommen wurde, Darin will er betonen, daß „zwischen dem gegenwärtigen 
Kampf um Gerechtigkeit und dem Begriff der Rechtfertigung, einem Eckpfeiler der 
lutherischen Reformation, eine grundlegende Beziehung besteht“ (S.7). Der brasilia- 
nische Theologe Vitor Westhelle (* 1952) schlägt in seinem Beitrag vor, daß die tradi- 
tionelle Betonung in der Rechtfertigungslehre auf der Christologie einer Ergänzung 
bedürfe. Man müsse auch die Schöpfungstheologie aufnehmen, um auf diese Weise 
unsere „Erfahrung in der Welt positiv darzustellen“. Die Schöpfung, betont Westhelle, 
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dürfe nicht nur als Schauplatz der Heilsgeschichte, sondern müsse „als weltliche 
Geschichte, in der und durch die wir bekennen, daß Gott den Raum für menschliches 
Leben geschaffen hat, verstanden werden“ (Justification and Justice, S. 35). 


Diese kurzen Bemerkungen sollen reichen, um zu zeigen, daß „Rechtfertigung und 
Gerechtigkeit“ nicht nur ein bleibendes theologisches Thema im Leben des Luthe- 
rischen Weltbundes ist, sondern auch als Ort gesehen werden kann, an dem eine kon- 
struktive Neubesinnung auf den Kern des lutherischen Erbes stattfindet. 


Theologie, Pluralismus und die Begegnung der Religionen 


In den sechziger Jahre setzte im LWB eine Diskussion über die Beziehung zwischen 
einer missionstheologischen, die auf den Traditionen der älteren, etablierten Kirchen 
gegründet ist, und der bunten religiösen Szene, die sich in den jüngeren Kirchen ent- 
wickelt, ein (vgl. 4. Kapitel oben). Bei dieser Frage ging es nicht allein um das histo- 
rische Handeln der Missionswerke und die praktischen Herausforderungen auf den 
Missionsfeldern, sondern auch um Grundsatzfragen. Die Diskussion sollte schließlich 
die „Verabschiedung“ der älteren eindimensionalen Art des missionarischen Denkens 
und seiner Praxis bedeuten, aber vorerst war es nur ein bescheidener Anfang zu einer 
größeren Veränderung. Man kann sagen, daß man in den sechziger Jahren begann, auf 
nichtchristliche Religionen und Kulturen zu hören, aber gemessen an der jüngsten 
Forschung, den jüngsten Erfahrungen und Erkenntnissen, läßt es sich bezweifeln, ob 
man bereits damals von einem lebendigen Austausch sprechen kann. Ging es in dieser 
frühen Phase um mehr als erste Schritte in Richtung Pluralismus? Strebte der LWB 
schon damals echte Begegnung und oder gar Dialog mit nichtchristlichen Religionen 
an? Tatsächlich waren Begegnung und Dialog erst am Horizont sichtbar. 






In den achtziger Jahren hatte sich das Bild radikal geändert. Die Achte Vollversamm- 
lung billigte die Einrichtung des Referates „Die Kirche und andere Glaubensrichtun- 
gen“ in der damaligen Studienabteilung. Zur gleichen Zeit wuchsen „neue religiöse 
Bewegungen“ in westlichen und nördlichen Ländern wie Pilze aus dem Boden, so daß 
eine Reaktion der Kirchen unumgänglich war. Diese Entwicklungen machten deut- 
lich, daß es einer grundlegenden theologischen Reflexion über das Wesen der christ- 
lichen Mission bedurfte. „Dialog“ war der damals gebräuchliche Begriff, obgleich 
dieses Wort gleichzeitig neue Probleme aufwarf. Es galt, das „Bewußtsein des Plu- 
ralismus“ als Ausgangspunkt für eine Neubesinnung auf das Wesen der Mission zu 
nehmen. Darin lag zugleich die Chance für die Gewinnung neuer Erkenntnisse, den 
Gegebenheiten der lebenden Weltreligionen und der Situation der Kirchen, der „alten“ 
und der „jungen“, gerecht zu werden. Der erste Referent für „Die Kirche und Men- 
schen anderer Glaubensrichtungen“, J. Paul Rajashekar (*1948), ein lutherischer 
Theologe aus Indien, schrieb 1988: 





„Bei solchen interreligiösen Begegnungen geht es um Grenzüberschreitungen des 
Selbstverständnisses, sie zwingen uns, Neuland zu erforschen. Je weiter wir in dieses 
Neuland vordringen, desto mehr werden wir uns unserer Identität bewußt. Um dem 
Risiko vorzubeugen, unter dem Druck der religiösen Herausforderungen zu kapitulieren 
oder unsere christlichen Überzeugungen zu relativieren, müssen wir anderen gegenüber 
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Eine Sitzung des ersten Theologischen Kommission des LWB in Minneapolis im Jahre 1957 
(v. l.n. r.): Peter Brunner, Bundesrepublik Deutschland, Ernst Kinder, Bundesrepublik Deutsch- 
land, Tovio A. Kantonen, USA, Conrad Bergendoff, USA, und Regin Prenter, Vorsitzender, 
Dänemark, zusammen mit Bischof Anders Nygren, Schweden, und Dr. Vilmos Vajta, Direktor 
der Theologischen Abteilung des LWB, Genf. 





unserer Identität sicher sein“ („Religious Pluralism and Lutheran Theology“, UNE 
Report 23/24, S. 13). 


Der in diesem Aufruf mitschwingende Optimismus ist eher eine Diagnose der Situa- 
tion als ein wohlüberlegter Vorschlag zur theologischen Aufgabe selbst. Darum macht 
Rajashekar auch konstruktive Vorschläge für eine Methode der interreligiösen Begeg- 
nung. Zunächst müsse die innere Logik des k chen lehrmäßigen Denkens und die 
Versuchung, ererbte Interpretationen allein zu wiederholen, aus dem Wege geräumt 
werden. Damit sei der Boden für eine Korrelationsmethode bereitet, bei der „dynami- 
sche Interaktion“ im Zentrum stehe. Rajashekar betont den Nutzen, wenn man sich 
den neuen und bereichernden Denkwegen aussetze. Gleichzeitig stellte er aus seiner 
Perspektive Überlegungen über das lutherische Erbe an, wobei er die Natur eines au- 
thentischen Dialogs als „Hermeneutik der Querverweise“ bezeichnet. 





Das Programm wurde von Hance Mwakabana (* 1939) weitergeführt und kam mit 
einer Konsultation in Bangkok im Jahre 1996 über „Andere Religionen aus theologi- 
scher Sicht. Auf dem Weg zu einer Religionstheologie“ zu einem vorläufigen Ab- 
schluß. 


Tradition und Erneuerung in der liturgischen Theologie 


Von Anfang an gehörten zu der theologischen Arbeit im Lutherischen Weltbund Ana- 
lysen des kirchlichen Gottesdienstes. Wie in anderen Bereichen sind auch hier in den 
fünfzig Jahren wichtige Veränderungen festzustellen. Die erste Kommission für Litur- 
gie stand unter dem Vorsitz von Christhard Mahrenholz aus Deutschland. Diese Kom- 
mission, gab es seit der Gründung des Weltbundes. Auf der Dritten Vollversammlung 
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des LWB in Minneapolis im Jahre 1957 legte sie einen Bericht mit dem Titel „Richt- 
linien für die Gestaltung des Hauptgottesdienstes in der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche“ vor. Dieser Bericht gibt die Atmosphäre der ersten Dekade des LWB gut 
wieder. Einerseits enthält er eine Interpretation von Luthers Gottesdienstreform und 
spricht in gewisser Hinsicht einem ununterbrochenen lutherischen Erbe das Wort, wie 
das für jene Zeit typisch war. Andererseits aber betonte er die Einheit im Glauben, 
nicht die Gleichförmigkeit im Gottesdienst. Nach der Vollversammlung von Minnea- 
polis im Jahre 1957 ging die Arbeit an Gottesdienstfragen an die Theologische Kom- 
mission über, 








Auf der Vollversammlung von Helsinki (1963) wurde die liturgische Arbeit unter der 
Theologischen Kommission und der Kommission für Gottesdienst und geistliches 
Leben aufgeteilt. Der Genfer Beauftragte dieser Kommission war Friedrich-Wilhelm 
Künneth, und unter den Kommissionsmitgliedern befanden sich Vertreter aus Äthio- 
pien und Indonesien sowie aus Europa und den Vereinigten Staaten. Es erstaunt daher 
nicht, daß sich diese Kommission mit Fragen auseinandersetzte, die damals liturgische 
„Indigenization/Vereinheimischung“ genannt wurden (Berichte 1963-69, S. 231 ff.). 


Auf der Vollversammlung von Evian (1970) wurde die Arbeit in diesem Bereich er- 
neut umstrukturiert. Gottesdienstfragen fielen jetzt in den Verantwortungsbereich der 
neuen Studienabteilung. Sie wurden aber erst nach der Vollversammlung von 1977 
von Daressalam (1977) intensiver aufgenommen, als Eugene L. Brand (* 1931) aus 
den Vereinigten Staaten als Teilzeitberater für Gottesdienstfragen kooptiert und 1982 
als Referent in das neue Gottesdienstreferat berufen wurde. Er befaßte sich neben 
anderen Fragen vor allem mit dem kulturellen Kontext des Gottesdienstes. Brand ver- 
wies darauf, daß der christliche Gottesdienst sowohl kulturkritisch als auch kontextu- 
ell ist (Gottesdienst in lutherischen Kirchen heute und morgen, 1979, S. 30). Nach ein 
paar Jahren aber mußte dieses Referat auch die Verantwortung für ökumenische Fra- 
gen und Ekklesiologie übernehmen, und die Arbeit an Gottesdienstfragen wurde nach 
und nach abgeschlossen. 


Nach der Vollversammlung von Curitiba (1990) entstand in der Abteilung für Theo- 
logie und Studien ein Referat für Gottesdienst und Gemeindeleben. Die zuständige 
Referentin, S. Anita Stauffer (* 1947) aus den Vereinigten Staaten, versucht in ihrer 
Arbeit ein Gleichgewicht zwischen Luthers Leistungen auf dem Gebiet der Erneue- 
rung des auf Wort und Sakrament gegründeten Gottesdienstes auf der einen und jün- 
geren ökumenischen Entwicklungen in bezug auf Theologie und Praxis der Liturgie 
auf der anderen Seite herzustellen. 


Wenn wir die Rolle der Theologie im LWB untersuchen, ist es notwendig, sich auch 
den wichtigen Veränderungen im liturgischen Verständnis seit den fünfziger Jahren 
zuzuwenden. Wie sind sie zustande gekommen? Zum einen hat die Entstehung eines 
veränderten ökumenischen Klimas und die Begegnung mit der gottesdienstlichen 
Praxis anderer christlicher Gemeinschaften den Wechsel beeinflußt. Zum anderen ist 
der interkulturelle Kontext der weltweiten lutherischen Gemeinschaft zunehmend von 
Bedeutung gewesen wodurch die Frage der Inkulturation des Gottesdienstes eine 
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besondere Dringlichkeit bekam. Schließlich haben Forschungen in der biblischen und 
der historischen Theologie zu veränderten Einsichten in den Ursprung des christlichen 
Gottesdienstes im Judentum, in der Urkirche und in seiner Entwicklung in zwanzig 
Jahrhunderten Geschichte geführt. 


In der Studie über „Gottesdienst und Kultur“ (Genf 1994) bedient sich Stauffer einer 
Methode, bei der ein induktives und ein deduktives Vorgehen kombiniert werden. Da- 
durch soll nicht nur der Kontextualisierungsprozeß vorangetrieben, sondern auch ein 
Gleichgewicht erlangt werden zwischen dem, was „authentisch und relevant, luthe- 
risch und universal-katholisch, lokal und global, christozentrisch oder anthropozen- 
trisch“ ist (Gottesdienst und Kultur im Dialog, Evangelische Haupt- Bibelgesellschaft 
und von Cansteinsche Bibelanstalt in der Evangelischen Kirche der Union, o. O., o. J., 
S. 15). Mit anderen Worten: die transkulturellen, kontextuellen und kulturkritischen 
Aspekte des Gottesdienstes sollen miteinander in Beziehung gesetzt werden. Der ame- 
rikanische Liturgiker Gordon Lathrop (* 1939) hat diese Methodologie im Rahmen der 
LWB-Studie begründet. Nach seiner Überzeugung ist es notwendig, die „Mitte“ des 
Gottesdienstes wieder in den Blick zu bekommen, den klassischen, von Wort und 
Sakrament geprägten Gottesdienst, wie ihn Martin Luther definiert hat. „Ein neues 
Interesse der Lutheraner an Gottesdiensten, die einer lokalen Kultur aufgeschlossen 
gegenüberstehen, müßte vor allen Dingen wieder die Kenntnis der Schrift und eine 
streng biblische Predigt sein, neue Klarheit über Tauflehre und Taufpraxis und die 
Einführung des Abendmahls als des sonntäglichen Hauptgottesdienstes in allen Kir- 
chen“ (Gottesdienst und Kultur im Dialog, S. 141). Diese Konzentration auf eine öku- 
menisch bedeutsame Mitte werde sich nicht al: sames Joch erweisen, sondern als 
befreiende Kraft, durch die sich der Gottesdienst der örtlichen Kultur erschließe. 
Lathrop schlägt eine Methode des „Nebeneinanders“ vor, d.h. die Mitte werde ge- 
bührend beachtet, während der örtliche Kontext die konkrete Ausgestaltung gebe. Der 
zweite Band im Rahmen dieser Studie, Der christliche Gottesdienst: Einheit in kultu- 
reller Vielfalt (1996) macht ebenfalls darauf aufmerksam, daß die Grundlage jeglicher 
Kontextualisierung ein in den Kirchen der Ökumene allgemein anerkannter Kern 
erforderlich sei. Hier wie auch früher zeigt sich, daß in der Geschichte des LWB die 
Theologie das Verständnis und die Praxis des Gottesdienstes in lutherischen Gemein- 
den wesentlich bereichert hat. 





Neue Themen zum theologischen Studium 


Die Neuansätze, die in den siebziger Jahren die theologische Arbeit des LWB kenn- 
zeichneten — nämlich die Frage nach der Beziehung des christlichen Glaubens zu 
Geschehnissen im gesellschaftlichen, politischen und wissenschaftlichen Bereich 
sowie die Einbeziehung der Sozialwissenschaften bei der Auseinandersetzung mit die- 
sen Themen — sind nicht aufgegeben worden, auch als die kontroversen „propheti- 
schen“ Methoden der siebziger Jahre einem Streben nach Konsens wichen. Friedens- 
ethik, die ökologische Krise, Nord-Süd-Dialog— diese und andere Themen sind oft auf 
internationalen theologischen Konsultationen untersucht und anschließend mit einer 
Publikation dokumentiert worden. In jüngster Zeit hat sich die Abteilung für Theo- 
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logie und Studien mit Themen aus dem Bereich der Naturwissenschaften, der Bioethik 
und der medizinischen Technologie beschäftigt. Jedes einzelne dieser Themen könnte 
hier in allen Einzelheiten behandelt werden, doch wollen wir uns aus Platzgründen nur 
mit einem Thema näher befassen. Am Beispiel der Ökonomie läßt sich illustrieren, 
wie eine Reihe neuer Themen Teil des theologischen Gesprächs innerhalb des Luthe- 
rischen Weltbundes geworden ist. 


Der ehemalige Dekan der Theologischen Fakultät der Universität Ärhus/ Dänemark, 
Viggo Mortensen trat 1991 der Abteilung für Theologie und Studien bei. Bei seiner 
Arbeit an sozialethischen Themen stellte er die vier Bereiche „Land“, „Leben“, 
„Frieden“ und „Gerechtigkeit“ in den Vordergrund. Damit knüpft er an den konzili- 
aren Prozeß für Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung in der ökume- 
nischen Sozialethik an, doch geschah die Arbeit unabhängig davon im Dialog mit Ver- 
tretern verschiedener Sozialwissenschaften. 


Im Themenbereich „Land“ wurden Fragen im Zusammenhang mit Ethnizität und 
Nationalismus (Region and Religion. Land, Territory and Nation from a Theological 
Perspective, 1994) behandelt. Im Themenbereich „Theologie des Lebens“ folgten 
Studien, die die nachdrücklichen Äußerungen der Botschaft von Curitiba aufnahmen 
(Concern for Creation, 1995), sowie Studien über Bioethik. Daraus entstand ein Buch 
Life and Death. Moral Implications of Biotechnology (ÖRK, 1995). Während der 
‚Amtszeit von Götz Planer-Friedrich (* 1939), Studienleiter von 1986-91, hatte die 
Friedensethik ganz oben auf der Tagesordnung gestanden. Daran knüpfte eine 
Projektstudie an, in der die Frage untersucht wurde, wie das Friedensengagement der 
Kirchen mit dem reformatorischen Begriff des Gerechten Krieges (CA 16) zu verbin- 
den sei (Krieg, Konfession, Konziliarität, Hannover 1993). Diese Studie bildete 1993 
den Hintergrund der kontroversen Erklärung des LWB-Rates zum Krieg im ehemali- 
gen Jugoslawien. Im Themenbereich „Gerechtigkeit“ stand das Verhältnis von „Ethik 
und die Ökonomie“ im Vordergrund. Diese Studien wurden regional durchgeführt. 
Die Konsultation über „A Just Europe“ im Jahre 1992 (Tro och Tanke, Uppsala 1992) 
war einer der ersten Versuche, die neue politische Situation in Europa nach dem Fall 
der Mauer theologisch-ethisch aufzuarbeiten. Im September 1993 wurde in Moshi 
(Tansania) eine Konsultation über „Ein gerechtes Afrika: Ethik und die Ökonomie“ 
abgehalten. Was auf dieser Konsultation abgehandelt wurde, setzt auf manche Weise 
die Diskussion über politische Strukturen, Grundursachen und über die vielen 
Schatten, die seit der Kolonialzeit über die Welt gefallen sind, fort. Es wurde über die 
internationale Schuldenkrise, das globale Ungleichgewicht im technologischen Fort- 
schritt, die Diskriminierung beim Zugang zu natürlichen Ressourcen und natürlich die 
Rolle der Kirche beim Aufbau der Nationen gesprochen. 





Diese Tagung in Tansania war entscheidend, weil sie zum ersten Mal führende Mit- 
arbeiter der Weltbank und des Internationalen Währungsfonds mit Kirchenleitern und 
Theologen aus der Zweidrittelwelt zusammenführte. Die Atmosphäre war weder von 
Konfrontation noch Argwohn, sondern von der Entschlossenheit, enge Zusammen- 
arbeit aufzunehmen, gekennzeichnet. Ein intensiver Dialog wurde auf dieser Konsul- 
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tation geführt, und der potentielle Beitrag der Kirchen wurde von den internationalen 
Finanzexperten ernst genommen. Schlagworte wie „Strukturanpassungsprogramme“ 
fielen zusammen mit Vorschlägen in bezug auf neue pädagogische Strategien wie 
“lebenslange Ausbildung“, die die Rolle der Frauen in der Entwicklung der jeweiligen 
Gesellschaften ernst nehmen. Zu der Verantwortung der Kirchen sollten auch pädago- 
gische Initiativen und Gesundheitsmaßnahmen gehören. Überdies sollten sie sich um 
die Förderung von Entwicklungsprogrammen kümmern und die Auslandhilfe zwi- 
schen den Nationen neu überdenken. 








ZUM SCHLUSS 


Bei diesem kurzen Überblick über die Rolle der Theologie in der Geschichte des 

Lutherischen Weltbundes ging es vor allem darum, die ursprünglichen Erwartungen 

und die gegenwärtige Situation, die ursprüngliche Vision und die gegenwärtige Reali- 

tät miteinander zu vergleichen. Was zunächst auffällt, ist die Diskontinuität. 

1. Dem Konsens konfessioneller Identität steht die weltweite Kontextualisierung und 
Fragmentierung gegenüber. 

2. Der Vorherrschaft von Führungspersönlichkeiten aus der europäischen und nor- 
damerikanischen Tradition steht eine umfassende Partizipation und Einschluß der 
Zweidrittelwelt gegenüber. 





3. Dem Insistieren auf lehrmä 
Offenheit gegenüber. 





iger Identität steht eine zunehmend ökumenische 


Sicher ließen sich noch weitere Merkmale der Diskontinuität feststellen. Es ist jedoch 
klar, das jede Zusammenfassung, bei der es nur um Diskontinuität geht, irreführend 
wäre, Der Vollständigkeit halber müßte unsere Analyse auch Merkmale der Kontinui- 
tät anführen, die über formelle, institutionelle Verbindungen hinausgehen. Die kom- 
plexe Interaktion zwischen Kontinuität und Diskontinuität zeigt, wie wichtig es ist, 
der historischen Auswertung der Rolle der Theologie im Leben des Weltbundes Auf- 
merksamkeit zukommen zu lassen. Besonders gilt dies mit Blick auf die Verbindungen 
und Bruchstellen innerhalb der theologischen Entwicklung des LWB und das von den 
Gründern hinterlassene Erbe zu vergleichen. Dies kann dabei helfen, die Leistungen 
und Versäumnisse der Vergangenheit, die gegenwärtigen Herausforderungen und die 
Aufgaben zu reflektieren. 





Eigentlich müßte jede der in diesem Band erwähnten theologischen Fragen eingehend 
untersucht werden. Dazu sollte auch die Aufgabe gehören, „die Theologie zu prüfen, 
die implizit und explizit in den anderen [LWB-JAbteilungen zum Tragen kommt“ (V. 
Westhelle). Würde diese Aufgabe aufgenommen, könnte es dazu kommen, das zwi- 
schen den Abteilungen des LWB dringend nötige Gespräch über theologische Fragen 
aufzunehmen. 


Was sich im Rückblick als durchgehendes Merkmal zeigt, ist die große Anzahl zen- 
traler Herausforderungen, mit denen sich der Lutherische Weltbund auseinanderge- 
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setzt hat. Dabei hat sich gezeigt, daß die grundlegende theologische Aufgabe des LWB 
darin besteht, die Beziehung zwischen den gegenwärtigen Herausforderungen und 
Projekten einerseits und einer umfassenden Sicht der lutherischen Identität anderer- 
seits zu beleuchten. Es war zweifellos die Stärke der ersten hier besprochenen Phase, 
daß sie über eine vereinheitlichende Vision verfügte. Zur Zeit der Gründung des LWB 
war das eine Art konsequenten Denkens, die rückblickend manchen als unerreichbares 
Ideal erscheint. 


Gegenwärtig werden grundsätzliche theologische Erwägungen bisweilen als irrele- 
vant verworfen, weil ihr Wert nicht empirisch nachgewiesen werden kann. Es scheint 
plausibler zu sein, rein „instrumentelle“ Projekte zu billigen, die leicht und selbst sta- 
tistisch als nützlich oder relevant beurteilt werden können. Theologie muß jedoch ge- 
nau dort einsetzen, um die rein instrumentellen, wenn auch populären Bewertungs- 
kriterien kritisch zu befragen. 





Es wird ganz offensichtlich immer schwieriger, im LWB als einer komplexen Organi- 
sation, die auf der Grundlage von politischer Ausgewogenheit, Effizienz und Rechen- 
schaftspflicht verwaltet werden muß, dieses Verständnis von Theologie zu vertreten. 
Doch besteht die Alternative sicher nicht darin, Theologie als „Stiefkind“ zu betrach- 
ten, als Opfer eines allgemeinen Niedergangs, sei es durch Säkularismus, sei es durch 
Zersplitterung. Solche Klagen nützen wenig, wenn sie nicht einhergehen mit der Be- 
reitschaft zur Selbstkritik auf seiten derer, die sich berufsmäßig mit einem solchen 
theologischen Verständnis abgeben müssen. 








Eine ausgewogene Sicht der Rolle der Theologie im Lutherischen Weltbund erfordert 
eine genaue Diagnose der gegenwärtigen Bedingungen im Weltbund und des geist- 
lichen, kulturellen und soziopolitischen Zeitklimas. Wenn Theologie angemessen 
definiert wird, wird sie gespeist von einem Erbe und einer Vision, die über das Genie 
von einzelnen oder Gruppen hinausgehen. Glaubwürdige Theologie ist berufen, kirch- 
liche Überlegungen anzustellen über die unsichtbare Majestät des „lebendigen Wor- 
tes“; sie ist verantwortlich und aufgeschlossen. Es geht somit um eine Aufgabe, die 
ökumenisch angegangen und wahrgenommen werden muß. 





Auf der Grundlage eines solchen Verständnisses sollte man zum Schluß fragen kön- 
nen, ob die Abteilung für „Theologie und Studien“, wie sie zur Zeit im Lutherischen 
Weltbund existiert, zu einem solch weitreichenden Unternehmen entsprechend aus- 
gerüstet ist. Die Frage ließe sich auch anders stellen: Kann der LWB sowohl seinem 
Erbe getreu als auch den gegenwärtigen Herausforderungen gegenüber aufgeschlos- 
sen sein, ohne die Rolle der Theologie ernsthafter zu berücksichtigen? 





Jens Holger Schjorring 
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6. KAPITEL 


Bestätigung der Gemeinschaft: 
Ekklesiologische Reflexion im LWB 


Was ist der LWB? Die 1947 in Lund angenommene Verfassung (Art. II.1) gibt darauf 
eine verblüffend einfache Antwort: „Der Lutherische Weltbund ist eine freie Ver- 
einigung von lutherischen Kirchen.“ Was mit einer „freien Vereinigung“ gemeint ist, 
wird im nächsten Satz erklärt: „Er hat den Gliedkirchen gegenüber keine Vollmacht, 
Gesetze zu erlassen oder in ihre volle Autonomie einzugreifen. Er handelt aber als ihr 
Organ in Angelegenheiten, die ihm von den Gliedkirchen übertragen werden.“ Das 
heißt mit anderen Worten: Der LWB ist eine Art Gemeinschaftswerk, in dem die 
Mitgliedskirchen Aufgaben in Angriff nehmen können, die sie besser gemeinsam als 
allein tun können, Er hat aber keine Autorität über seine Mitglieder. 








Doch ist von einer freien Vereinigung /utherischer Kirchen die Rede. Artikel II der 
Verfassung über die „Lehrgrundlage“ erklärt deutlich, was mit „lutherisch“ gemeint 
ist: Die Mitgliedskirchen betrachten „die Bekenntnisse der lutherischen Kirche, ins- 
besondere die unveränderte Augsburgische Konfession und Luthers Katechismus, als 
unverfälschte Auslegung des Wortes Gottes“. Im Gegensatz zum Ökumenischen Rat 
der Kirchen (ORK) bildet also im Lutherischen Weltbund die gemeinsame Verpflich- 
tung auf ein umfassendes Bekenntnis die Vereinigungsgrundlage. 











Genau hier lag das Problem: Konnten Kirchen mit einem gemeinsamen Bekenntnis 
sich nur als „freie Vereinigung“ zusammenschließen? Wenn sie eins in der Bezeugung 
des Evangeliums sind, sind sie dann nicht in viel tieferem Sinne eins als die Kirchen 
des ÖRK, und sollte diese Einheit nicht in einem LWB zum Ausdruck kommen, der 
etwas mehr als eine freie Vereinigung ist? 


Gegenstand dieses Kapitels ist die Debatte über die verschiedenen Antworten auf 
diese Frage. Dabei ging es um zwei eng miteinander zusammenhängende, aber sepa- 
rate Fragen. Die erste betrifft das Wesen des Lutherischen Weltbundes als Organisa- 
tion. Was ist er? In welchem Sinn, wenn überhaupt, ist er selbst eine Kirche? Wenn 
keine Kirche, dann was? Als lutherische Antwort auf diese Frage ist Artikel 7 der 
Augsburger Konfession interessant: „Denn das genügt zur wahren Einheit der christ- 
lichen Kirche, daß das Evangelium einträchtig im reinen Verständnis gepredigt und 
die Sakramente dem göttlichen Wort gemäß gereicht werden“ (Art. 7.2) Wenn die Kir- 
chen des LWB das gleiche lutherische Bekenntnis haben, dann haben sie doch sicher 
auch das in diesem Artikel beschriebene gleiche Verständnis der Kirchen und sind des- 
halb eins in der „wahren Einheit der christlichen Kirche“. Bedeutet diese Einheit dann, 
daß es so etwas wie eine „weltweite lutherische Kirche“, eine lutherische Weltkirche, 
gibt? Und wenn ja, wie verhält sich eine solche „Kirche“ zum LWB? Für einige war 
das Argument durchschlagend, das vom Augsburger Bekenntnis, ein direkter Weg 
zum Gedanken einer weltweiten lutherischen Kirche, dessen institutionelle Ausprä- 
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gung oder Instrument der LWB ist, führt. Bei anderen allerdings wurde eher die Be- 
fürchtung einer weltweiten „Superkirche“ nach vatikanischem Modell oder als welt- 
umspannende konfessionelle Bürokratie laut. Die Frage: „Ist der LWB eine Kirche?“ 
pendelte also zwischen zwei Polen: einerseits der anscheinend zwingenden Logik 
eines bestimmten Verständnisses von Einheit und andererseits der Angst vor irgendei- 
ner verbindlichen weltweiten Struktur. Diese Frage kann die ontologische Frage 
genannt werden, denn es geht darum, was der LWB ist oder sein sollte. 


Auch eine zweite Frage wurde gestellt. Was für eine Art von Gemeinschaft gibt es oder 
sollte es unter den Mitgliedskirchen des LWB geben? Man könnte sich eine freie Ver- 
einigung von Kirchen vorstellen, unter denen es überhaupt keine Gemeinschaft unter 
den Mitgliedern gäbe. Eine Vereinigung von Kirchen mit der Aufgabe, eine gemein- 
same Pensionskasse zu verwalten, würde für die Mitglieder keine Kanzel- und Abend- 
mahlsgemeinschaft und keine gemeinsame kirchliche Mission implizieren. Einerseits 
stand in der LWB-Verfassung nichts über Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft unter 
den Mitgliedskirchen. Wie allen Beteiligten bekannt, waren einige lutherische Kir- 
chen innerhalb und außerhalb des LWB nicht bereit, eine solche Gemeinschaft ein- 
zugehen, denn sie waren nicht davon überzeugt, daß die Lutheraner trotz der gemein- 
samen Bekenntnisbindung wahrhaftig eins in Wort und Sakrament waren. Anderer- 
seits schien aus den in Artikel III.2 der Verfassung definierten „Zielen“ hervorzu- 
gehen, daß die LWB-Mitgliedskirchen zusammen gewisse Aspekte der wesentlichen 
M n der Kirche wahrnehmen würden, z.B. das Evangelium „einmütig zu bezeu- 
gen“. Dieses Ziel setzte anscheinend nicht nur voraus, daß die Mitgliedskirchen 
darüber einig waren, was eine wahre Bezeugung des Evangeliums bedeute (wie sonst 
könnte diese Bezeugung einmütig sein?), sondern auch zu implizieren, daß mit der 
Mitgliedschaft im LWB eine gewisse Gemeinschaft einherging, eine Gemeinschaft in 
der Bezeugung des Evangeliums. Diese Frage können wir die relationale nennen, denn 
es geht um die Beziehungen zwischen den Mitgliedskirchen und nicht um das Wesen 
des LWB selbst. 












Das Verhältnis zwischen der ontologischen und der relationalen Frage ist komplex. 
Man könnte behaupten, daß die LWB-Mitgliedskirchen in Gemeinschaft befindlich 
seien, und dennoch für das Verständnis des LWB als einer freien Vereinigung eintre- 
ten. Wenn allerdings der LWB signifikante ekklesiale Kennzeichen hätte, dann würde 
daraus notwendig folgen, daß die Mitgliedskirchen eine ähnliche Gemeinschaft wie 
die in einer einzelnen Kirche hätten. 


Die Debatte über das Wesen des LWB war nicht nur eine interne Auseinandersetzung. 
Es ging vielmehr darum, was die christlichen Kirchen verbindet und was sich aus die- 
ser Einheit für ihr gemeinsames Leben ergibt. So stand sie auch in engem Zusammen- 
hang mit dem gleichzeitig laufenden ökumenischen Gespräch (vgl. 7. Kapitel). Das 
Wachstum des LWB war kein Einzelphänomen. Auch die anderen weltweiten christ- 
lichen Gemeinschaften hatten an Wichtigkeit und Selbstbewußtsein gewonnen. Alle 
standen sie vor der Frage, was eine lutherische, anglikanische oder orthodoxe Einheit 
bedeute, und alle suchten sie nach einer Organisationform, die ihrem Verständnis der 
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sie verbindenden Gemeinschaft entsprach. Zum größten Teil wurden diese Diskussio- 
nen unabhängig voneinander geführt, aber sie gehören alle in den gleichen Zusam- 
menhang. 


Dieses Kapitel beschreibt die Geschichte dieser Debatte. Insgesamt kann man sagen, 
daß diejenigen sich durchsetzten, die der Meinung waren, der LWB müsse mehr als 
die in Lund im Jahre 1947 beschriebene freie Vereinigung sein, doch erschienen die 
Konturen dieses „Mehr“ nur langsam. Die bei dieser Frage benutzten Konzepte änder- 
ten sich immer wieder; das Weltluthertum selbst hat sich verändert. Teil der Schwie- 
rigkeit ist, daß der LWB sich weiterentwickelt hat und es immer noch tut. Die zugrun- 
deliegende Frage über das „ekklesiale Wesen“ des LWB ist aber einer der Fäden, der 
die Geschichte des LWB durchzieht. Dabei lassen sich vier Phasen unterscheiden, die 
durch die jeweils aufgeworfenen Fragen gekennzeichnet sind. So ging es von 1952 bis 
zum Ende der sechziger Jahre um Fragen über die Bedeutung der Mitgliedschaft im 
LWB. Von 1970 bis 1979 stand die Haltung des LWB und seiner Mitgliedskirchen zur 
Apartheid im Vordergrund. Von 1979 bis 1990 war der Brennpunkt das Konzept der 
Communio und seine Anwendbarkeit auf den LWB. Jetzt befinden wir uns in einer 
vierten Diskussionsphase, in der die Implikationen des Beschlusses von Curitiba 
geprüft werden, den LWB als Gemeinschaft von Kirchen und nicht mehr als freie Ver- 
einigung von Kirchen zu beschreiben. 











1, 1952-1968: 
MITGLIEDSCHAFT UND DIE GROSSE DEBATTE 


In der ersten Phase der Debatte über den LWB ging es um Fragen der Mitgliedschaft. 
Erstens, welche Bedingungen sind für Mitgliedschaft im LWB zu erfüllen? Hier 
wurde die Frage gestellt, welche Art lehrmäßiger Einheit im LWB vorausgesetzt bzw. 
angestrebt wird. Zweitens, was bedeutet die Mitgliedschaft für die Mitgliedskirche? 
Hieß Mitgliedschaft für die Mitgliedskirche auch eine Art Gemeinschaft mit anderen 
Mitgliedskirchen? Wenn ja, wie sah diese Gemeinschaft aus? 


Was die Diskussion hier in Gang brachte, war die Nichtmitgliedschaft einer kleinen 
Anzahl von lutherischen Kirchen, die größte darunter die Lutherische Kirche — Mis- 
souri-Synode (LKMS) in den Vereinigten Staaten. Zwar war die Anzahl der Nichtmit- 
gliedskirchen nicht groß, doch erhielten sie außerordentlich viel Aufmerksamkeit. 
Besonders die Amerikaner hatten ein großes Interesse, die LKMS sowohl auf natio- 
naler als auch auf weltweiter Ebene in die lutherische Gemeinschaft einzubinden. 
Selbst einige nichtamerikanische Kirchen waren der Ansicht, daß der LWB unvoll- 
ständig wäre, könne man diese Kirchen nicht zum Beitritt bewegen. 





Der Vorbehalt dieser Kirchen gegen den LWB war einfach: obwohl es dem LWB 
sowohl formell als auch faktisch an Konsens in bezug auf das Evangelium fehle, 
übe er dennoch kirchliche Funktionen aus, für die ein solcher Konsens Vorbedingung 
sei. 
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Einerseits erfordere, so wurde argumentiert, ein wirklicher Konsens in bezug auf das 
Evangelium mehr als das Festhalten am Buchstaben der Bekenntnisschriften; dazu 
gehöre vielmehr auch das gemeinsame Engagement, ihnen im Leben zu entsprechen. 
Der LWB prüfe aber das wahre Engagement seiner Mitgliedskirchen nicht - und die 
Kritiker hatten ihre Zweifel am Luthertum einiger oder gar vieler Mitgliedskirchen. 
Über die Frage der Mitgliedschaft hinaus habe die Vollversammlung von Hannover 
gezeigt, daß es im LWB keine theologische Einmütigkeit gebe. Zwar war das Niveau 
des theologischen Konsenses in Hannover im Vergleich zu späteren Vollversammlun- 
gen ziemlich hoch, doch schien der Grad der Meinungsverschiedenheiten in der 
Sektion I „Theologie“ damals so beträchtlich, daß sie sogar im offiziellen Tagungs- 
bericht kommentiert wurden. 


Andererseits, lautete das Argument, führe der LWB kirchliche Tätigkeiten durch, für 
die ein solcher Konsens in Lehrfragen Voraussetzung sei. Ein von der LKMS gebil- 
deter Ausschuß erklärte, daß der LWB, wenn in seiner Verfassung davon die Rede sei, 
das Evangelium „einmütig zu bezeugen“ (Artikel III, 2a), dann „so handelt, wie nur 
eine Kirche handeln kann“. (Subjekt des Bezeugens ist der Lutherische Weltbund.) 
Obgleich der Eröffnungsgottesdienst in Hannover von der gastgebenden Ortskirche 
und nicht vom LWB geleitet wurde, sei allein die Tatsache dieses Gottesdienstes „ein 
eindrücklicher und unauslöschlicher Beweis für eine nur angenommene Einheit, auf 
die sich die Mitgliedskirchen kraft ihrer Mitgliedschaft verpflichten“. Der Ausschuß 
kam zum Schluß, daß Mitgliedschaft im LWB in der Tat Kirchengemeinschaft im- 
pliziert. 








Die Frage der Nichtmitgliedskirchen wurde im LWB mit besonderer Dringlichkeit 
von der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in Australien (VELKA) ge- 
stellt, einer Mitgliedskirche, die in Fusionsgesprächen mit einer Nichtmitgliedskirche 
in Australien stand. 1954 nahm das Exekutivkomitee zu einer detaillierten Anfrage der 
VELKA Stellung, und das war nach Annahme der Verfassung im Jahre 1947 die erste 
offizielle Aussage zum Wesen des LWB. Das Exekutivkomitee stellte einerseits fest, 
daß sich der LWB in keiner Weise von den früheren Erklärungen des Lutherischen 
Weltkonvents zum Bekenntnis, der Erklärung von Kopenhagen von 1929, entfernt 
habe, wo von dem „unbedingten Festhalten an der Heiligen Schrift und an den von 
unsern lutherischen Vätern ererbten Bekenntnissen“ die Rede ist. Das Exekutivkomi- 
tee sei, was seine Tätigkeiten betrifft, der Norm der Bekenntnisschriften verpflichtet. 
Andererseits sei der LWB „ganz gewiß ein Bund und keine Kirche“. Somit habe der 
LWB keine Autorität über seine Mitgliedskirchen, und die Mitgliedskirchen seien 
auch nicht mitverantwortlich für Besch) des LWB, mit denen sie nicht einver- 
standen sind. Was hingegen die heikle Frage von Disziplinarmaßnahmen gegenüber 
einer Mitgliedskirche betrifft, so wirft die Antwort ihren Schatten auf zukünftige Ent- 
wicklungen voraus. Das Komitee stellt fest: Sollte eine Kirche sich von der gemein- 
samen Lehrgrundlage entfernen, werde sie hoffentlich selbst zur Einsicht kommen, 
daß sie damit die Gemeinschaft gebrochen habe, und die notwendigen Konsequenzen 
ziehen, d. h. aus dem LWB austreten. Sollte die Kirche die Konsequenzen jedoch nicht 
ziehen, müßte die Vollversammlung die zu einer Trennung nötigen Schritte ergreifen. 
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Die VELKA erklärte sich zwar mit der Antwort des Exekutivkomitees zufrieden und 
bestätigte ihre Mitgliedschaft im LWB, doch waren die Nichtmitgliedskirchen davon 
nicht überzeugt. Im Jahre 1956 stimmte die LKMS mit großer Mehrheit gegen eine 
Mitgliedschaft im LWB. 


Während das Exekutivkomitee über die Frage der Mitgliedschaft im LWB diskutierte, 
wurde innerhalb der Theologischen Kommission und der neu geschaffenen Theo- 
logischen Abteilung eine Paralleldiskussion in Form eines Studienprojekts über „Die 
Einheit der Kirche“ geführt. Dieses Projekt, aus dem ein Essayband mit dem gleich- 
namigen Titel hervorging, wirkte sich auch auf das Studiendokument für die Vollver- 
sammlung von Minneapolis über das Thema der Vollversammlung aus: „Christus be- 
freit und eint“, Das Studiendokument seinerseits war die Grundlage der von der 
Vollversammlung angenommenen Thesen, den sog. Thesen von Minneapolis. 





Die veröffentlichten Papiere, das Studiendokument und die Thesen von Minneapolis 
bedeuteten einen gewaltigen Schritt nach vorne in den ekklesiologischen Überlegun- 
gen im LWB, selbst wenn es nicht direkt um die innerlutherische Einheit oder das 
Wesen des LWB ging. Es wurde damit eine bloß unsichtbare Einheit abgelehnt und 
betont, daß die Gemeinschaft in Wort und Sakrament im Mittelpunkt steht. Damit 
wurden die Grundlagen für die Communio-Ekklesiologie gelegt, die in den achtziger 
und neunziger Jahren den LWB neu prägen sollte. 


Zwischen Hannover und Minneapolis fand die Debatte im Exekutivkomitee und nicht 
in der Theologischen Kommission statt. Das bedeutete, daß die Diskussion um Mit- 
gliedschaft aus den weitergehenden Untersuchungen der Kommission keinen Nutzen 
ziehen konnte. Die entscheidende Veränderung nach der Vollversammlung von Min- 
neapolis war dagegen, daß die Diskussion um Mitgliedschaft jetzt mit der allgemei- 
nen ekklesiologischen Debatte in Verbindung gebracht wurde. Auf Empfehlung der 
Kommission gab die Vollversammlung eine Studie über das Wesen des LWB in Auf- 
trag. Dieses Wesen war unklar, und daraus ergab sich, daß „entweder der Beitritt zum 
Lutherischen Weltbund oder aber die Mitgliedschaft und Mitarbeit in ihm unnötig 
erschwert werden“ (Minneapolis, S. 120). Die Theologische Kommission sollte jetzt 
diese Frage aufnehmen. In diesem Stadium jedoch standen auch weiterhin im Brenn- 
punkt der Diskussion die Mitgliedschaft und vor allem die mangelnde Bereitschaft der 
Missouri-Synode und der mit ihr verbundenen Kirchen, dem LWB beizutreten. 


1958 lud die Kommission Vertreter der Nichtmitgliedskirchen ein, an ihrer Tagung 
teilzunehmen. Die Diskussion führte zu nichts, woraufhin die Kommission beschloß, 
das Wesen des LWB als eigenes Thema und nicht im Zusammenhang mit einer mö 
lichen Mitgliedschaft der Missouri-Synode und den ihr angeschlossenen Kirchen zu 
besprechen. Die Theologische Kommission ging die Frage jetzt als „ekklesiologisches 
Problem“ an. Die Entscheidung, die Fragen voneinander zu trennen, war bedeutsam. 
Die Kommission hatte nun den nötigen Raum für die bislang theologisch wichtigste 
Diskussion in der Geschichte des LWB. 








Den Weg für die neue, breiter angelegte Frage nach dem Wesen des LWB bahnte Peter 
Brunner in einem für die Tagung der Theologischen Kommission im Jahre 1959 ver- 
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faßten Papier. Dieses Papier erschien im darauffolgenden Jahr mit Stellungnahmen in 
der Lutherischen Rundschau/ Lutheran World: „Der Lutherische Weltbund als ekkle- 
siologisches Problem“. Dieser damals kontroverse, heute oft gepriesene Aufsatz gab 
der Diskussion eine neue Richtung. Die Fragen wurden jetzt nicht mehr in bezug auf 
die Einwände der LKMS und ihrer Partnerkirchen gestellt, sondern im Zusammen- 
hang mit den Überlegungen über die Einheit der Kirche, die die Theologische Kom- 
mission zwischen Hannover und Minneapolis vorgetragen hatte. Diese Veränderung 
des Kontexts ist ein wichtiger Aspekt des Durchbruchs, der mit Brunners Aufsatz ge- 
schah und durch den die „Große Debatte“ ausgelöst wurde. 





Brunner argumentiert, daß der LWB von einem doppelten Widerspruch gekennzeich- 
net ist: „Die eine Seite besteht darin, daß eine freie Vereinigung von Kirchen, die das 
Kirchesein für sich ausdrücklich ablehnt, von ihrer Lehrgrundlage und von ihren 
Zielen aus dig als Kirche handeln und leben muß. Die andere Seite ... besteht 
darin, daß im Weltbund trotz der faktisch bestehenden und ausdrücklich ausgespro- 
chenen Gleichheit der Bekenntnisbindung der Mitglieder nur eine freie Vereinigung 
von Kirchen, aber keine unitas ecclesiae verwirklicht wird“ (Lutherische Rundschau, 
10. Jg., 1960/61, S. 295). 





Einerseits, behauptet Brunner, könne der LWB, wenn es ihm mit dem Luthertum ernst 
ist, den Aufgaben, die ihrem Wesen nach kirchlich sind, überhaupt nicht aus dem Weg 
gehen, am offensichtlichsten im Zusammenhang mit Lehrfragen. Hier taucht wieder 
die Frage der Mitgliedschaft auf: „...mit der Gewährung oder Verweigerung der 
Mitgliedschaft [wird] eine Entscheidung des Weltbundes darüber gefällt... ob in der 
betreffenden Kirche die Lehrgrundlage des Weltbundes wirklich vorhanden ist“ (ebd., 
S. 289). Der Grundkonflikt „läßt sich so formulieren: Obwohl der Weltbund nach sei- 
nem in Art, UL! der Verfassung ausgesprochenen Wesen nicht selbst Kirche ist, muß 
er auf Grund seiner ihn bindenden Lehrgrundlage in concreto immer wieder als Kirche 
handeln und durch sein Handeln Entscheidungen treffen, die im Horizonte kirchlicher 
Lehrentscheidungen liegen“ (ebd., S. 294). 








Andererseits, argumentiert Brunner, wenn die gemeinsame, in Artikel 2 der Verfas- 
sung formulierte Lehrgrundlage ernst genommen wird, sei es unannehmbar, daß die 
Kirchen des LWB nicht in Gemeinschaft miteinander seien. „Besteht consensus im 
Verständnis des Evangeliums, dann ist der Vollzug der Kirchengemeinschaft geist- 
liche Pflicht“ (ebd., S. 295). 


Was Brunners Aufsatz von anderen unterscheidet, ist die Kombination von klarer 
Analyse und leidenschaftlicher Betonung dessen, daß „der Geist ... auf Verleiblichung 
[drängt]“ (Die Einheit der Kirche. Referate und Vorträge, vorgelegt auf den Sitzungen 
der theologischen Kommission des Lutherischen Weltbunds, Lutherisches Verlags- 
haus, Berlin 1957, S. 22) und daß Einheit „nicht in einem unsichtbaren ideellen Raum 
unverbindlich schweben“ (Lutherische Rundschau, 10. Jg. 1960/61, S. 297) kann. Er 
sagt nicht genau, wie diese Ausprägung der Einheit aussehen könnte, doch ist deutlich 
festzustellen, daß der Druck in Richtung auf „mehr“ als bloße Gemeinschaftserklärun- 
gen geht. Brunner sagt: „[Der LWB] kann sich geistlicherweise nur nach vorwärts ent- 
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Professor Peter Brunner aus der Bundesre- 
publik Deutschland spricht auf der Vollver- 
sammlung des LWB in Helsinki 1963 wäh- 
rend der “grossen Debatte” über Ekklesio- 
logie. 








wickeln in die Richtung auf eine echte 
gliedhaft gefügte Kirche, die den Erd- 
kreis umspannt und doch keine ‚vatikani- 
sche‘ Kirche ist“ (ebd., S. 299). Die Ab- 
lehnung alles „Vatikanischen“ sollte die 
immer wieder aufflackernde Angst vor 
einer Superkirche beschwichtigen, doch 
stellten sich angesichts Brunners Bereit- 
schaft, die sonst nicht hinterfragte Auto- 
nomie der Mitgliedskirchen in Frage zu 
stellen, solche Befürchtungen erneut ein. 
„Eine Verabsolutierung jener kirchlichen 
Autonomie der Partikularkirchen, von 
der die Weltbundverfassung Art, III, 1 
reden mußte, kann nicht für alle Zeit, 
kann nicht heute die Aufgabe der lutheri- 
schen Kirchen in der Welt und darum 
auch nicht die Aufgabe des Weltbundes 
sein“ (ebd., S. 298). 


Die Reaktion auf Brunners Aufsatz war 
gemischt. Die Kommissionsmitglieder 
waren weitgehend der Meinung, daß die 





Abwesenheit einer expliziten Kanzel- 
und Abendmahlsgemeinschaft unter den LWB-Mitgliedskirchen ein Skandal sei, dem 
schleunigst abgeholfen werden müsse. Daß die Theologische Kommission sich in die- 
ser Frage einig war, bestätigte sie in ihrer Überzeugung, daß etwas im LWB nicht in 
Ordnung sei und berichtigt werden müsse. 


Hinsichtlich der anderen Fragen sind die Reaktionen in drei Kategorien einzuteilen. 
Einige waren mit dem Aufsatz fast vollständig einverstanden. Eine zweite Gruppe ver- 
warf Brunners Analyse, daß das Problem in der Aussage „freie Vereinigung lutheri- 
scher Kirchen“ liege und insistierte darauf, daß der LWB nie mehr als eine freie 
Vereinigung sein dürfe. Eine dritte Gruppe nahm Brunners Analyse zwar zum größten 
Teil positiv auf, argumentierte aber, daß die Entwicklung abgeschlossen sei, wenn 
Kanzel- und Abenmahlsgemeinschaft erklärt worden ist. 





Mit der durch Brunners Aufsatz ausgelösten „großen Debatte“ erreichte die theologi- 
sche Diskussion im LWB ein neues Niveau, aber wie sollte es jetzt weitergehen? 
Brunner hatte in seinem Aufsatz eine Möglichkeit angedeutet: die Ausarbeitung eines 
„maßgeblichen Kommentars“ über die ersten Artikel der LWB-Verfassung. Die Kom- 
mission nahm diesen Vorschlag auf und erarbeitete unter der Leitung von Regin Pren- 
ter eine Broschüre mit dem Titel: „Zum Wesen des Lutherischen Weltbundes: Erläute- 
rungen zu den Artikeln II, III und IV seiner Verfassung“, die als Dokument Nr. 4 zur 
Vorbereitung für Helsinki verteilt wurde. ` 
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Die Analyse in diesem Dokument gründet auf der Unterscheidung zwischen den 
LWB-Mitgliedskirchen, dem LWB und dem, was durch den LWB entstehen kann. Die 
LWB-Mitgliedskirchen werden durch die in der Lehrgrundlage der Verfassung veran- 
kerte gemeinsame konfessionelle Verpflichtung definiert. Davon zu unterscheiden ist 
der LWB als freie Vereinigung von Kirchen, die ihre Mitglieder auf keine Weise ver- 
pflichten kann. Da aber die Kirchen, die den LWB ausmachen, Kirchen der gleichen 
Konfession sind, können sie gemeinsam kirchliche Aufgaben angehen, wie sie in 
Artikel III der Verfassung genannt sind. Das Dokument insistiert, daß die Aussage: 
„Der LWB nimmt kirchliche Aufgaben wahr“, eigentlich eine Abkürzung ist für die 
Behauptung: „Die Mitgliedskirchen nehmen durch ihr Instrument, den LWB, kirchli- 
che Aufgaben wahr.“ 


Gerade weil die lutherischen Kirchen ausgehend von einer gemeinsamen Lehrgrund- 
lage gemeinsame kirchliche Tätigkeiten durch den LWB ausüben, braucht es zur 
Unterscheidung ein drittes Element: das, was durch den LWB entstehen könnte. „Und 
so wird, wie wir hoffen, durch die Tätigkeiten des LWB auch manches Neue in geist- 
licher und kirchlicher Hinsicht bei seinen Gliedkirchen geschehen und wachsen“ (Dok 
4, Zum Wesen, S. 11). Was dieses „Neue“ sein könnte, kann nicht näher gesagt und 
noch nicht beschrieben werden, doch ein Abschnitt über „Bund und Kirchengemein- 
schaft“ (S. 18) macht deutlich, daß die lutherischen Kirchen darin als vereinigte 
Kirchengemeinschaft vorkommen müssen und so die wesensmäßige Einheit der Kir- 
che in Wort und Sakrament zum Ausdruck bringen. Es muß um mehr gehen als nur 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft. 





Das Dokument gibt implizit zu, daß die Mitgliedschaft im LWB mit einer gewissen 
Art von Kirchengemeinschaft in der Form einer gemeinsamen Teilnahme an wesens- 
mäßig kirchlichen Handlungen einhergeht. 


Diese Interdependenz wird implizit ganz besonders dann deutlich, wenn es, wie es im 
Dokument heißt, um die schwierige Frage von Mitgliedschaft und Wächteramt geht. 
Wird eine Kirche als LWB-Mitglied aufgenommen, muß festgestellt werden, ob ihre 
Praxis mit ihrer Lehrgrundlage übereinstimmt. Die Mitgliedskirchen ihrerseits haben 
die Aufgabe sicherzustellen, daß der LWB seine Lehrgrundlage einhält, und in dieser 
Hinsicht zu mahnen und einander gegenseitig zu helfen. 


Was aus dem Dokument noch nicht klar wird, ist, wie unter den LWB - Mitglieds- 
kirchen die Gemeinschaft Gestalt gewinnt. Einerseits wird gesagt: „Wir sind uns darin 
einig, daß der LWB mit darauf hinwirken soll, daß seine Gliedkirchen zu tatsächlicher 
Kirchengemeinschaft untereinander kommen...“ (S. 19) und andererseits: „Wie diese 
Kirchengemeinschaft konkret verwirklicht werden soll, läßt sich noch nicht beschrei- 
ben“ (S. 22). 


Dokument 4 war ein Vorgeschmack für spätere Entwicklungen. Seinem unmittelbaren 
Ziel, nämlich einen „maßgeblichen Kommentar“ zu der Verfassung abzugeben, wurde 
es aber nicht gerecht. Wie hätte auch ein „maßgeblicher Kommentar“ zur Verfassung 
aussehen sollen? Wie verbindlich wäre er im Vergleich zur Verfassung selbst? Um 
diese Fragen zu beantworten, wandte sich Generalsekretär Schmidt-Clausen an Kir- 
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chenrechtler. Obgleich sie mit dem Dokument in verschiedener Hinsicht durchaus ein- 
verstanden waren, konnten sie den Gedanken eines „maßgeblichen Kommentars“ 
nicht annehmen. Wenn der Kommentar der Verfassung untergeordnet wäre, dann 
würde man sich immer auf den Verfassungstext statt auf den Kommentar berufen. 
Wenn der Kommentar deutlicher zum Ausdruck bringen sollte, was in der Verfassung 
vage formuliert ist, dann würde der Kommentar „im Grunde nichts anderes als eine 
durch die Kommentierung verschleierte Verfassungsgesetzgebung darstellen“ (LR , 
14. Jg., 1964, S. 250). Als die Theologische Kommission unmittelbar vor der Vollver- 
sammlung von Helsinki tagte, kam sie folgerichtig zu dem Schluß, daß der Gedanke 
eines „maßgeblichen Kommentars“ nicht weiterverfolgt werden könne. Dokument 
Nr. 4 konnte dagegen nur als Hintergrundmaterial für einen eventuellen Beschluß der 
Vollversammlung herangezogen werden. 














Unterdessen wurden ganz unterschiedliche Ideen laut, was die Vollversammlung von 
Helsinki mit der Verfassung tun könnte, Die Frage der Mitgliedschaft der LKMS war 
nicht einfach verschwunden, als die Theologische Kommission begann, den allge- 
meinen ekklesiologischen Fragen nachzugehen. Präsident Fry und Generalsekretär 
Lund-Quist, beide Amerikaner und an der Mitgliedschaft der LKMS höchst interes- 
siert, verfolgten sie weiter. Sie baten die LKMS um eine Darstellung der Bedingun- 
gen, unter denen sie dem LWB beitreten würde. 


In der Antwort des LKMS-Ausschusses für Einheit in Lehrfragen hieß es: „Bevor wir 
der Lutherischen Kirche — Missouri-Synode empfehlen können, eine Mitgliedschaft 
im LWB in Erwägung zu ziehen, müßten einige Änderungen in der Verfassung und 
den Bestimmungen vorgenommen werden, damit er seine Aufgaben richtig erfüllen 
kann.“ Von zwei Abänderungen war ausdrücklich die Rede, Zum ersten sei eine 
Bestimmung nötig, nach der Mitglieder, die die Mitgliedsbedingungen nicht erfüllen, 
suspendiert werden können. Zweitens sollten jene Ziele, bei denen „Übereinstimmung 
in der Lehre und in der Praxis“ erforderlich ist, abgeändert werden, damit die Mit- 
gliedschaft der LKMS nicht etwa hieße, daß sie mit der Lehre und der Praxis gewis- 
ser Mitgliedskirchen übereinstimmen würde. Besonders erwähnt wird Artikel II.2 a, 
in dem davon die Rede ist, „das Evangelium ... einmütig zu bezeugen“. „Wenn die in 
unseren Antworten ... erwähnten Verfassungsänderungen vorgenommen werden, 
sehen wir eine Möglichkeit, unser Zeugnis im LWB zu Gehör zu bringen.“ 









Mit den Antworten der LKMS auf die Fragen des LWB schien sich tatsächlich eine 
Möglichkeit zu eröffnen, daß die Missouri-Synode dem LWB beitrat. So ergab es sich, 
daß bei den Vorbereitungen auf die Vollversammlung in Helsinki zwei ganz unter- 
schiedliche, vielleicht sogar widersprüchliche Tendenzen sichtbar wurden. Einerseits 
machte der Versuch, die LKMS und die ihr angeschlossenen Kirchen in den LWB zu 
bringen, eine klare Stellungnahme zum Wesen des LWB als einer freien Vereinigung, 
die keine Übereinstimmung in Wort und Sakrament einschloß, erforderlich. Anderer- 
seits stärkte der von der Theologischen Kommission in Gang gesetzte Prozeß, wie er 
sich in Dokument Nr. 4 niederschlug, Entwicklungen innerhalb des LWB, durch die 
er sich mehr und mehr von seinem Status als freie Vereinigung entfernte. 
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Auf ersten Blick scheint es, daß die Vollversammlung von Helsinki die erste Tendenz 
unterstützte. Die dort angenommenen Verfassungsänderungen wurden während der 
Vollversammlung erst nach ausgedehnten Diskussionen mit Beobachtern der Mis- 
souri-Synode vorgenommen. Dabei ging es um die von der LKMS in ihren Antworten 
an Fry und Lund-Quist vorgeschlagenen Punkte. Diejenigen Abänderungsvorschläge, 
durch die die Einheit innerhalb des LWB gestärkt worden wäre, wurden nicht auf- 
gegriffen. Der bemerkenswerte Vortrag über „Die Eine Kirche und die lutherischen 
Kirchen“ von E. Clifford Nelson auf der Vollversammlung hatte keine unmittelbare 
Wirkung. 


Die ersten Verfassungsartikel wurden an zwei Punkten, in denen es um das Wesen des 
LWB geht, abgeändert. Zum ersten wurde Artikel III über „Wesen und Ziele“ (jetzt 
„Aufgaben“) des LWB durch den Zusatz ergänzt: „Er übt keine kirchlichen Aufgaben 
kraft eigener Vollmacht aus.“ Am Anfang der „Ziele“ oder „Aufgaben“ wurde hinzu- 
gefügt: „In Übereinstimmung mit dem zuvor Festgestellten hat der Lutherische Welt- 
bund folgende Aufgaben: 


a) Die einmütige Bezeugung des Evangeliums von Jesus Christus als der seligma- 
chenden Kraft Gottes vor der Welt zu fördern.“ Offensichtlich sollte der Zusatz: „In 
Übereinstimmung mit dem zuvor Festgestellten“ sicherstellen, daß, was auch immer 
über die Aufgaben gesagt wird, die vorangehende Aussage über den LWB als freie 
Vereinigung dadurch nicht relativiert wird. Der Zusatz: „die einmütige Bezeugung des 
Evangeliums ... fördern“ hat eine doppelte Funktion. Der Artikel sagt jetzt nicht mehr 
aus, daß die einmütige Bezeugung des Evangeliums durch den LWB oder seine 
Mitgliedskirchen zur Zeit Wirklichkeit oder eine unmittelbar bevorstehende Möglich- 
keit sei, sondern begnügt sich mit der Feststellung, daß dies etwas ist, was der LWB 
fördern solle. Darüber hinaus wird mit dieser Formulierung erreicht, daß der LWB 
nicht mehr das Subjekt der Bezeugung ist. Somit geht aus dieser Aufgabenbeschrei- 
bung weder hervor, daß der LWB selbst kirchliche Aufgaben ausübt, noch daß inner- 
halb des LWB bereits genügend Übereinstimmung in bezug auf einmütige Bezeugung 
besteht, 








Die zweite Änderung betraf einen Zusatz in Artikel 4 über die Mitgliedschaft: „Die 
Mitgliedschaft im Weltbund kann durch Beschluß der Vollversammlung oder durch 
Austritt beendet werden“ (Helsinki, S. 326). Damit wurde die Möglichkeit geschaffen, 
jede Kirche, die sich explizit oder implizit von der Lehrgrundlage entfernt, von der 
Mitgliedschaft auszuschließen. 


Eine sorgfältige Lektüre zeigt aber, daß die Verfassungsänderungen von Helsinki nicht 
eindeutig sind. Sie weisen einen inneren Widerspruch auf. Nach der Logik der 
Einwände der LKMS und anderer sollte der LWB entweder eine nur freie Vereinigung, 
die keinen Anspruch auf lehrmäßige Übereinstimmung erhebt, bleiben oder aber sich 
als Kirche verhalten und die Annahme eines konfessionellen Konsenses zur Mit- 
gliedsbedingung machen. Wenige im LWB wollten aber wirklich das eine oder das 
andere Extrem. Die zwei Verfassungsänderungen in Helsinki versuchten, es allen 
recht zu machen. Die Änderungen in Artikel III über die Aufgaben des LWB gestan- 
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Kirchenführer aus dem Südlichen Afrika erläutern ihren Standpunkt hinsichtlich der Frage der 
Suspendierung der LWB-Mitgliedschaft von weißen Kirchen der Region (v.r Dekan 
Simon Farisani, Bischof Manas Buthelezi, Pastor Christoph Brandt, Pastor Willfried Julius 
Blank, Pastor Zephania Kameeta, Daniel Tjongarero (teilweise verdeckt) sowie Pastor Marc 
Chambron, LWB-Stab, Genf. 





den dem LWB überhaupt keinen kirchlichen Status zu, doch wurde gleichzeitig auch 
festgestellt, daß der LWB „kirchliche Aufgaben“ ausübe und daß die Lehrgrundlage 
nicht nur eine Beitrittsbedingung sei, sondern auch für die Tätigkeiten des LWB nor- 
mativ sein solle. Noch wichtiger war, daß die Abänderung von Artikel IV über die Mit- 
gliedschaft dem LWB die Vollmacht gab, eine Mitgliedskirche zu beurteilen und in 
einem gewissen Sinn zu bestrafen. Diese Abänderung erhöhte den ekklesialen Status 
des LWB beträchtlich. 





Auf lange Sicht war die Änderung von Artikel IV die wichtigste in Helsinki vorge- 
nommene Verf sänderung. Die Veränderungen in Artikel III versorgten diejeni- 
gen mit rhetorischer Munition, die auf dem nichtkirchlichen Wesen des LWB bestan- 
den, veränderten aber das Handeln des LWB nicht. Die Abänderung von Artikel IV 
legte jedoch den Grundstein für einen der wichtigsten Beschlüsse in der Geschichte 
des LWB, nämlich die Suspendierung der weißen Kirchen im südlichen Afrika. 








Die Konsequenz der Diskussionen und Beschlüsse von Helsinki hätte der Beitritt der 
Missouri-Synode und der ihr angeschlossenen Kirchen zum LWB sein sollen. Dann 
hätten dem LWB tatsächlich alle lutherischen Kirchen mit Ausnahme einer ver- 
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schwindenden Minderheit sich lutherisch nennender Kirchen angehört. Zu diesem 
Höhepunkt kam es aber nicht. 1969 wurde von der Kirchenversammlung der LKMS, 
die nicht nur J. A.O. Preus zu ihrem Präsidenten wählte, sondern auch der Anfang 
eines allgemein konservativen Trends in der Missouri-Synode war, mit überwältigen- 
der Mehrheit der Beitritt zum LWB verworfen. Darüber hinaus verblieb nach dem Zu- 
sammenschluß der lutherischen Kirchen in Australien Ende der sechziger Jahre auch 
die neue Kirche in Distanz zum LWB. 


2. 1968-1979: 
KONFESSIONELLE INTEGRITÄT UND SÜDLICHES AFRIKA 


Ende der sechziger Jahre waren die Hauptakteure der früheren Diskussionen über den 
LWB entweder verstorben, aus dem Amt ausgeschieden oder hatten den LWB verlas- 
sen. Ihre Nachfolger hatten andere Interessen. Zwar war das Wesen des LWB weiter- 
hin ein Thema, doch wurde zwischen 1968 und 1979 darüber weniger intensiv und mit 
undeutlicheren Vorstellungen diskutiert als in der vorhergehenden und der darauffol- 
genden Periode. Was jetzt entscheidend zu sein schien, war nicht Reden, sondern Han- 
deln. Der LWB handelte, und erst nachfolgend reflektierte er die Bedeutung seines 
Handelns. 


In Helsinki waren Fragen der lutherischen Einheit und Gemeinschaft so wichtig, daß 
sie auf der Vollversammlung von Evian nicht einfach fehlen konnten, aber sie spielten 
dort eine geringe Rolle. Noch wichtiger aber war, daß die Fragen nicht mehr aus dem 
Verhältnis zu den Nichtmitgliedskirchen entstanden, sondern sich aus der Neuorien- 
tierung der Theologie im LWB (vgl. 5. Kapitel) ergaben. Charakteristisch hier ist, daß 
die Fragen der lutherischen Einheit und Gemeinschaft explizit in den Kontext der 
kirchlichen Mission in der modernen Welt gestellt wurden. Der Bericht von Sektion I 
der Vollversammlung stellt fest: „Im Lichte des Neuen Testaments wie der Augsburger 
Konfession erscheinen Auftrag und Sendung der Kirche als das Primäre, und die Auf- 
gabe der Einheit der Kirche ist von daher zu verstehen“ (Evian, S. 112). Daraus folgt, 
daß für die „Frage nach [der] Gemeinschaft der Kirchen lutherischen Bekenntnisses 
... die gegenwärtige Zeugnissituation als ein bestimmender Faktor ernstgenommen 
werden [sollte] (ebd.). Im Brennpunkt des Konsenses stand die konkrete Verkündi- 
gung in der zeitgenössischen Situation. 


Die Vollversammlung von Evian war geprägt von der in letzter Minute erfolgten Ver- 
legung des Tagungsortes. Darum stand die Situation in Brasilien im Vordergrund. 
Gleichzeitig befaßte sich die Vollversammlung aber auch direkt mit dem Problem 
Südafrika. Sie legte als Grundsatz fest, daß „in der lutherischen Kirche ... die Glieder 
aller Rassen bereit sein [sollten]. jederzeit zusammen zu kommunizieren“ und daß die 
„lutherischen Kirchen ... sich den Grundsätzen und der Ausübung der Rassendiskri- 
minierung und Rassentrennung widersetzen [sollten] (ebd., S. 195). 


Dem Beschluß von Evian haftete eine gewisse Doppelbödigkeit an, wie sie auch für 
die Debatte der nachfolgenden Jahre und dem viel stärker formulierten Beschluß von 
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Daressalam typisch war. Es wurde darin nämlich sowohl die ekklesiologische Frage 
der Gemeinschaft unter den Kirchen als auch die sozialethische Frage der Haltung der 
südafrikanischen Kirchen zur Apartheid angesprochen. Zwar waren beide Fragen in 
der Praxis miteinander verbunden, doch standen sie in einer unterschiedlichen Bezie- 
hung zum Auftrag des LWB. Es war ja eine Sache, wenn der LWB sich Problemen 
zuwandte, die direkt mit der Gemeinschaft der Kirchen zu tun hatten, und eine andere, 
wenn er sich dazu äußerte, wie sich die Mitgliedskirchen in ihrem politischen Kontext 
zu verhalten hatten. In der ganzen Diskussion ist ein gewisses Hin und Her zwischen 
den beiden Aspekten festzustellen. 


In der Debatte in Evian kam die Besorgnis zum Ausdruck, daß der LWB wie eine 
„Super-Kirche“ vorgehe. Allerdings wurde auch „deutlich gesagt“ (Evian, S. 182-3), 
daß die Resolution nicht weiter abgeschwächt werden dürfe. In einem kurz nach Evian 
erschienenen Aufsatz befaßte sich Generalsekretär Appel mit dieser Frage: „Niemand 
bezweifelt, daß die Autorität bei den Mitgliedskirchen liegt. Wie weit aber die 
Autonomie als eine völlige Unabhängigkeit betrachtet [wird] und unangetastet bleibt 
durch das Zusammenleben in einer Gemeinschaft und wie weit die Möglichkeit gege- 
ben ist einer einfachen Zurückweisung ernster Bitten im Glauben verbundener Kir- 
chen, bleibt dahingestellt“ (Lutherische Monatshefte, 1970, S. 636). Appel nimmt hier 
mehr oder weniger die im Dokument Nr. 4 für Helsinki vertretene Haltung zum LWB 
ein, nämlich daß der LWB das Mittel ist, durch das sich Kirchen in einer Glaubens- 
gemeinschaft gegenseitig ermahnen dürfen, Die Gemeinschaft hat keine verbindliche 
oder rechtlich begründete Autorität über die Mitglieder, aber die Mitglieder sind nicht 
moralisch frei, die ernste Ermahnung der anderen Mitgliedskirchen einfach in den 
Wind zu schlagen. 















In diesem Kapitel kann der Weg der Diskussionen und Beschlüsse zur Apartheid und 
den Kirchen im südlichen Afrika in den Jahren nach Evian nur anhand der Frage nach 
dem Wesen des LWB verfolgt werden. Zwei Fragen beherrschten die Diskussion. Ein- 
mal ging es um die Frage der Gemeinschaft zwischen den weißen und den schwarzen 
Kirchen Südafrikas. Die weißen Kirchen hatten zwar offiziell Resolutionen angenom- 
men, die die Gemeinschaft mit den schwarzen Kirchen zum Inhalt hatten. Doch es 
wurde immer wieder berichtet, daß diese Erklärungen nicht in die Praxis umgesetzt 
wurden. Darüber hinaus bestanden die schwarzen Kirchen in Übereinstimmung mit 
den von Peter Brunner schon früher geltend gemachten Argumenten darauf, daß es bei 
Gemeinschaft nicht nur um eine Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft gehen dürfe. 
Es gebe auch eine Verpflichtung zu einem gemeinsamen Leben, dem sich die weißen 
Kirchen aus rassischen Gründen verweigerten. 


Die zweite Frage war unmittelbar soziopolitisch: Welche Rolle sollten die Kirchen im 
Kampf gegen die Apartheid spielen? Könnte es sein, daß das kirchliche Zeugnis gegen 
die Apartheid nicht nur etwas Mögliches oder Fakultatives, sondern etwas vom christ- 
lichen Glauben Gefordertes war? Stand die unklare Haltung der weißen Kirchen in 
bezug auf die Apartheid im Widerspruch zu ihrer Existenz als Kirchen Jesu Christi, 
und zwar so, daß eine Art Ermahnung oder sogar Disziplinarmaßnahme am Platz war? 


204 











1973 trieb ein Brief der zwei schwarzen Kirchen in Namibia an das LWB-Exekutiv- 
komitee die Sache voran. Sie fragten, was der LWB zu tun beabsichtige, „um die 
Beschlüsse von Evian zu konkretisieren“ (Exekutivkomitee, Eisenach, 1973, E7, S. 1). 
Wie gedenke der LWB sich gegenüber jenen Kirchen zu verhalten, die diese Be- 
schlüsse zu verwirklichen suchten, und denen, die das nicht täten? Wie gedenke 
er „denjenigen Mitgliedskirchen beizustehen, die diese Resolutionen wohl verwirk- 
lichen wollen, aber von anderen Mitgliedskirchen daran gehindert werden“? (ebd.) 
Appel machte in seiner Antwort auf die begrenzte Autorität des LWB aufmerksaı 
„Der LWB hat über seine Mitgliedskirchen keine gesetzgebende Vollmacht. Bei der 
Frage, um die es geht, ist es jedoch von höchster theologischer Bedeutung, der christ- 
lichen Gemeinschaft trotz rassischer, kultureller und sprachlicher Schranken sichtba- 
ren Ausdruck zu geben“ (Lutherische Rundschau, 23. Jg., S. 444). 








Die Stellungnahme des Exekutivkomitees zeigt, wie die implizite Verbindlichkeit von 
Äußerungen des LWB nunmehr erweitert wird: „Das LWB-Exekutivkomitee ist der 
Auffassung, daß die Evian-Resolutionen auf alle Mitgliedskirchen Anwendung fin- 
den, und fühlt sich deshalb verpflichtet, jede Mitgliedskirche ständig dringend daran 
zu erinnern, daß sie es unbedingt ihrem Gewissen schuldig ist, diese Resolutionen zu 
verwirklichen“ (Lurherische Rundschau, 1974, 24. Jg., S. 113), Hier ist nicht von 
„gesetzgebender Vollmacht“ der Beschlüsse von Evian die Rede, wohl aber davon, 
daß es die Mitgliedskirchen „unbedingt ihrem Gewissen schuldig“ sind, die Resolu- 
tionen zu befolgen. Deren Autorität liegt in ihrem moralischen Gehalt und nicht in 
ihrem formellen Status als LWB-Resolutionen. 











Generalsekretär Appels briefliche Antwort an die namibischen Kirchen ging noch 
einen Schritt weiter. Darin heißt es, daß sich der LWB in einer Situation, in der eine 
Kirche eine andere an der Verwirklichung der Resolutionen hinderte, verpflichtet 
fühle, gemäß dem entsprechenden Verfassungsartikel über den Entzug der Mitglied- 
schaft konkret einzugreifen. Zum erstenmal kam der auf Veranlassung der Missouri- 
Synode eingefügte Mitgliedschaftsparagraph zum Einsatz. 











Diese Erklärungen vom Jahre 1973 waren der Anfang eines Prozesses, in dessen 
Verlauf der LWB durch den Druck der Ereignisse und die eindringlichen Fragen sei- 
ner schwarzen Mitgliedskirchen aus dem südlichen Afrika zu Handlungen veranlaßt 
wurde, die seinem offiziellen Status als einer freien Vereinigung zuwiderliefen. Die 
Meinung, daß das internationale Luthertum irgendetwas tun müsse, war stärker als 
alle Skrupel gegenüber der Verfassung. In den Aufzeichnungen über die Ereignisse 
sind übrigens solche Skrupel schwer zu finden, außer gelegentlich in Einwänden von 
seiten der weißen Kirchen aus dem südlichen Afrika. 








Aber auch abgesehen von den afrikanischen Stimmen ließen es die Ereignisse und 
Erklärungen der früheren Jahre nicht zu, daß sich die Vollversammlung plausibel einer 
eingehenden Beschäftigung mit der Situation in Südafrika hätte entziehen können. Im 
Bericht des Exekutivkomitees an die Vollversammlung werden die seit Mitte der sieb- 
ziger Jahre bekannten eindringlichen Formulierungen wieder aufgenommen: „Für 
viele bedeutet dieses Fehlen einer klaren Aussage zu diesem Problem ein Verstoß 
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gegen die Gemeinschaft, die wir in Christus haben.“ Wiederum werden die weißen 
Kirchen ermahnt und gewarnt: „Wir bedauern, daß die Kirchen europäischer Herkunft 
so große Schwierigkeiten haben, ihre Gemeinschaft mit ihren lutherischen Schwestern 
und Brüdern ... angemessen zum Ausdruck zu bringen. Wir glauben, daß sie durch die 
Nichtbekundung dieser Gemeinschaft so sehr ein Teil des Apartheidsystems zu wer- 
den drohen, daß sie des Rechts verlustig gehen könnten, weiterhin Teil der Gemein- 
schaft zu sein, die sie jetzt noch mit den ‚schwarzen‘ lutherischen Kirchen haben“ 
(Daressalam, S. 188). Besonders erwähnt wird auch, daß „die Frage der Mitgliedschaft 
im Weltbund ... gestellt [wurde]“ (S. 189). 








Der Weisungsausschuß legte den Entwurf einer Erklärung mit dem Titel: „Südliches 
Afrika: Konfessionelle Integri vor. In den ersten zwei Abschnitten geht es darum, 
daß aus einem gemeinsamen Bekenntnis notwendig Gemeinschaft folge. 





Der dritte Absatz fügt (in seiner endgültigen Fassung) hinzu, daß Christen zwar „unter 
normalen Umständen ... in politischen Fragen verschiedener Meinung sein [können]. 
Jedoch können politische und gesellschaftliche Systeme pervertieren und unter- 
drückend werden, so daß es mit dem Bekenntnis übereinstimmt, sich gegen sie zu stel- 
len und für Veränderung zu arbeiten. Wir appellieren besonders an unsere weißen Mit- 
gliedskirchen im Südlichen Afrika zu erkennen, daß die Situation im südlichen Afrika 
einen Status Confessionis darstellt. 


Die Erklärung über „Südliches Afrika: Konfessionelle Integrität“ enthält zwei klare 
Behauptungen und eine implizite Folgerung. Zum einen wird deutlicher als je zuvor 
zum Ausdruck gebracht, daß sich aus der gemeinsamen Bekenntnisgrundlage des 
LWB Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft und mehr ergibt. Und zum anderen, daß 
im südlichen Afrika die Nichtverwerfung der Apartheid einer Ablehnung des Evange- 
liums gleichkommt. Der Schluß ließ sich kaum vermeiden, daß eine Kirche, die die 
Apartheid nicht deutlich verurteilt, ihre Gemeinschaft mit anderen Kirchen gleichen 
Bekenntnisses in Frage stellt. 


Es geht uns hier um die Bedeutung dieser Erklärung hinsichtlich des Wesens des 
LWB. Der LWB geht in ihr deutlich davon aus, daß er in der Tat eine Vereinigung 
von Kirchen ist, die das gleiche Bekenntnis in Wort und Tat haben, aus dem sich 
Gemeinschaft ergibt, Die ersten zwei Absätze der Erklärung über „Konfessionelle 
Integrität“ geben eine stärkere, wenn auch nur implizite Antwort als je zuvor auf 
die relationale Frage des LWB. Die Implikationen der Erklärung hinsichtlich des Sta- 
tus confessionis waren komplexer. Das früher geäußerte Argument, daß der LWB 
zwar eine Lehrgrundlage habe, aber nicht selbst lehre, war nicht mehr plausibel. Der 
LWB beschloß, daß in einer bestimmten Situation eine bestimmte Handlung (Ver- 
urteilung der Apartheid) so eng mit dem Evangelium zu tun habe, daß es einer 
Leugnung des Evangeliums gleichkomme, wenn diese Handlung unterlassen werde, 
Der LWB traf damit eine spezifisch lehrmäßige Entscheidung. Darüber hinaus be- 
deutete die Erklärung, daß ein möglicher Beschluß über die Mitgliedschaft der weißen 
südafrikanischen Kirchen unweigerlich als Akt lehrmäßiger Disziplin erscheinen 
mußte. 
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In einem gewissen Sinn Sind, was das Wesen des LWB betrifft, die Implikationen der 
Erklärung abhängig von der Art und dem Grad der ihr zugeschriebenen Verbindlich- 
keit. Rechtlich war die Erklärung für die Mitgliedskirchen nicht verbindlich. Dennoch 
wäre es ein Fehler, die Erklärung als eine der zahlreichen pathetischen Ermahnungen 
einer machtlosen ökumenischen Versammlung zu betrachten. Die Verbindlichkeit der 
Erklärung von Daressalam ergab sich nicht aus dem rechtlichen Status der LWB- 
Vollversammlung, sondern aus ihrer Rolle im Entscheidungsprozeß und ihrer Rezep- 
tion. Die Terminologie „Status confessionis“ war zwar neu, aber der Inhalt der Erklä- 
rung der Vollversammlung war eine logische Weiterführung früherer Erklärungen 
zum Rassismus. Daß die Vollversammlung keinen verbindlichen synodalen Status 
besaß, wurde dadurch ausgeglichen, daß die Erklärung in einem weitergefaßten Pro- 
zeß verwurzelt war. Die Autorität der Erklärung bestand darin, daß sie die Konsens- 
bildung vorantrieb. 


Obgleich das Wesen des LWB in den Diskussionen in Daressalam kaum berührt 
wurde, war die Erklärung über „Südliches Afrika: Konfessionelle Integrität“ ein ent- 
scheidender Wendepunkt bei der ganzen Debatte über das Wesen des LWB. 
Daressalam war entscheidend, weil dort mit dieser Erklärung eine Entscheidungs- 
vollmacht beansprucht wurde, der sich praktisch niemand widersetzte, denn es mußte 
etwas geschehen, und das Etwas konnte nur geschehen, indem die Vollversammlung 
des LWB zu einem Forum verbindlicher Entscheidungsbildung wurde, Daß sich 
der LWB selbst als ein solches Forum erwies, hatte unweigerlich mit seinem Wesen 
zu tun, 











Zwar rückte das Thema des Wesens des LWB in dieser Periode an die Peripherie, doch 
heißt das nicht, daß es überhaupt nicht mehr zur Sprache kam, Präsident Juva redete 
vehement einem Verständnis des LWB als freie Vereinigung das Wort, der Gegenpol 
war eine abzulehnende „Weltkirche“. Die Generalsekretäre zu jener Zeit, Andre 
Appel und Carl Mau, vertraten aber eine andere Linie, Appel wünschte sich einen 
LWB, der in der Lage war, die Kirchen herauszufordern, der also mehr als nur ein 
Instrument war. Und Mau sprach in seinem ersten Bericht als Generalsekretär im Jahre 
1975 von einer „Ambivalenz oder Zweipoligkeit“ (Lutherische Rundschau, 22. Jg., 
1975, S. 410) im LWB in bezug auf seinen Charakter als Organ (= agency) oder 
Instrument der Kirchen und seinen Charakter als Gemeinschaft von Kirchen. 


Während die ontologische Frage während dieser Periode im Hintergrund blieb, wur- 
den in bezug auf die relationale Frage große Fortschritte gemacht. Die Vollversamm- 
lung in Evian hatte die Mitgliedskirchen aufgerufen, sich als in Kanzel- und Abend- 
mahlsgemeinschaft befindlich zu erklären und diese Erklärung dem Generalsekretär 
mitzuteilen. Das Exekutivkomitee konnte auf der Vollversammlung von 1977 berich- 
ten, daß die Mitgliedskirchen „fast ohne Ausnahme erklärt [hätten], daß sie sich in 
Kanzel- und Altargemeinschaft‘ miteinander befinden“ (Daresalam, S. 198). Wie im 
Fall der Südafrikafrage, doch hier durch einen formellen Umfrageprozeß unter den 
Mitgliedskirchen, kam ein Konsens zustande, der später die Grundlage für einen offi- 
ziellen Beschluß des LWB abgab. 
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Dieses Wachsen der Gemeinschaft war um so wichtiger, wenn man den Kontext der 
ökumenischen Debatte über das Wesen der Einheit der Kirche betrachtet. Die Ent- 
wicklung des Konzepts der „versöhnten Verschiedenheit“, die Debatte darüber und 
seine Festschreibung auf der Vollversammlung von Daressalam können hier nicht zur 
Sprache kommen (vgl. Kapitel 7). Was aber für das Verständnis des Wesens des LWB 
wichtig ist, war die wachsende Erkenntnis, daß die Gemeinschaft in Christus nicht bei 
Kanzel und Altar Halt machen kann. Die in Daressalam angenommene Erklärung über 
„Modelle der Einheit“ stellte fest: „Einheit und Versöhnung meinen nicht bloße 
Koexistenz. Es geht um wirkliche kirchliche Gemeinschaft, zu der die Anerkennung 
der Taufe, die Herstellung eucharistischer Gemeinschaft, die gegenseitige Anerken- 
nung der kirchlichen Ämter und eine verpflichtende Gemeinsamkeit in Zeugnis und 
Dienst als konstitutive Elemente hinzugehören“ (S. 205-206). 











Auf ersten Blick sind die ersten zwei Stadien der Diskussion über das Wesen des 
LWB deutlich unterschieden als Fragestellungen mit unterschiedlichen Zielsetzun- 
gen. Wenn man den Inhalt der Beschlüsse von Daressalam einmal beiseite läßt und 
nur die äußeren Merkmale betrachtet, ist es eigentlich eine Ironie der Geschichte, daß 
sie die Erfüllung von Forderungen bedeuten, die Nichtmitgliedskirchen dem LWB 
in den fünfziger Jahren auferlegten. Es ging genau um „konfessionelle Integrität“: 
Leben die Kirchen, die sich offiziell den Bekenntnisschriften verpflichten, auch ihren 
Lehren gemäß? Während jener Zeit tat der LWB genau das, was die Nichtmitglieds- 
kirchen wollten: er untersuchte nämlich die konfessionelle Integrität der Mitglieds- 
kirchen. Der große Unterschied war jedoch, daß es jetzt um Rassismus und Wider- 
stand gegen die Apartheid und nicht um biblische Irrtumslosigkeit und Realpräsenz 
ging. 











Auffallend an jener Zeit war, daß folgenschwere Beschlüsse ohne jene theologische 
Reflexion gefaßt wurden, die angeblich typisch lutherisch ist. Bis zu einem gewissen 
Grad hat das mit den theologischen Akzentverschiebungen Ende der sechziger und in 
den siebziger Jahren zu tun. Früher erschien die Frage nach dem Wesen des LWB im 
Zusammenhang mit der konfessionellen Theologie der fünfziger Jahre und wurde 
dementsprechend diskutiert, Eine neue Sprache für diese Frage war noch nicht gefun- 
den worden. Das geschah erst in den achtziger Jahren. 





Das Fehlen von theologischer Reflexion war aber auch institutionellen Gründen zuzu- 
schreiben. Welche Vorteile sich auch immer aus der Umwandlung der Theologischen 
Abteilung und Kommission der fünfziger Jahre in die Studienabteilung der siebziger 
Jahre (vgl. 5. Kapitel) ergaben, ein Resultat war auf jeden Fall, daß es jetzt im LWB 
kein Gremium mehr gab, das an einer gründlicher Analyse ekklesiologischer Fragen, 
die sich aus dem Beschluß von Daressalam ergaben, ein Interesse hatte oder dazu 
fähig gewesen wäre. Während dieser Periode (und bis zu einem gewissen Grad auch 
in der nächsten) setzte sich die Studienabteilung nicht nur mit anderen Fragen ausein- 
ander, sondern ging auch theologisch auf eine Art und Weise vor, die den praktischen 
und konzeptionellen Problemen bei der Frage nach dem Wesen des LWB nicht gerecht 
wurde. 
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Teilweise aufgrund dieser fehlenden Reflexion geschah die Verwandlung des LWB in 
ein Forum der Gemeinschaft und der gemeinsamen Entscheidungsbildung ad hoc und 
informell. Sie hatte einzig zu tun mit der Frage der Beziehungen zu den lutherischen 
Kirchen im südlichen Afrika. Der für seine Glaubwürdigkeit wesentliche Prozeß der 
Konsensbildung kam mehr nolens volens, ohne tieferes methodisches oder ekklesio- 
logisches Bewußtsein, zustande. Das Ergebnis war, daß zu jener Zeit sehr wenig über 
die Bedingungen nachgedacht wurde, unter denen der LWB eine neue Rolle spielen 
könnte. Dazu kam es erst im nächsten Stadium der Debatte, die 1979 einsetzte. 


3. 1979-1990: 
EINE GEMEINSCHAFT VON KIRCHEN 


Der Anfang und das Ende des neuen Stadiums der Debatte über das Wesen des LWB 
können klar datiert werden: die Tagung des Exekutivkomitees im Jahre 1979 und die 
Neudefinition des LWB als Gemeinschaft von Kirchen auf der Vollversammlung im 
Jahre 1990. Man ist versucht, diese Periode als Wiederholung der Debatte zwischen 
1952 bis 1963 zu sehen, aber mit einem anderen Ergebnis. Es gibt Ähnlichkeiten zwi- 
schen den beiden Vorgängen; die ihnen zugrundeliegende Fragestellung war mehr 
oder weniger die gleiche. Allerdings wurden diese Fragen in einem wesentlich ande- 
ren Kontext diskutiert. Vier Aspekte dieser Veränderungen sollen hier kurz zur 
Sprache kommen. 


Erstens war man sich einig, daß die Kirchen des LWB über die Jahre hinweg enger 
zusammengewachsen waren. 


Zweitens spielte der LWB jetzt eine größere ökumenische Rolle. Der Beschluß der 
römisch-katholischen Kirche, zum Zweiten Vatikanum ökumenische Beobachter 
nicht aus einzelnen Kirchen, sondern aus den verschiedenen weltweiten christlichen 
Gemeinschaften, einschließlich des LWB, einzuladen, war von entscheidender Bedeu- 
tung. In den Folgejahren nahm der LWB bilaterale ökumenische Dialoge mit ver- 
schiedenen anderen weltweiten christlichen Gemeinschaften (vgl. 7. Kapitel) auf. 


Drittens veränderten sich die Fragestellungen dadurch, daß im LWB zunehmend Mit- 
glieder aus Asien, Afrika und Lateinamerika vertreten waren. Die relationale Frage, 
bei der es früher fast ausschließlich um Kanzel und Abendmahl ging, wurde ausge- 
weitet. Was bedeutete Gemeinschaft unter den Mitgliedskirchen für Fragen, die sich 
aus dem großen Unterschied an materiellen Gütern ergaben? Was für eine Art des 
Teilens, was für eine Art von Partnerschaft in der Entwicklung sollte sich aus der Ge- 
meinschaft ergeben? Wie bereits aus der Diskussion in Südafrika vor Daressalam zu 
ersehen, betonten die neuen Mitgliedskirchen, daß die Gemeinschaft über Kanzel und 
Altar hinaus auf größere Einheitlichkeit im Leben ausgedehnt werden sollte. Außer- 
dem zeigen Minoritätskirchen, und das waren bzw. sind die meisten der LWB-Mit- 
gliedskirchen, die Bereitschaft, einen stärkeren, ekklesialeren LWB zu unterstützen. 
Sie wollten sich lieber mit dem Weltluthertum identifizieren, als örtliche oder natio- 
nale Autonomie aufrechterhalten. 
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Und schließlich gewann man durch die weitgehende theologische Diskussion das, was 
in den fünfziger Jahren gefehlt hatte: differenzierte Begriffe, die geeignet waren, um 
verbreitete, aber schwer in Worte zu fassende Vorstellungen über den LWB auszu- 
drücken. Dabei war am wichtigsten die Erarbeitung einer Ekklesiologie, in deren Zen- 
trum das Konzept der Gemeinschaft, der Communio, stand. 


Die neue Debatte setzte also im Jahre 1979 auf der Tagung des Exekutivkomitees in 
Joinville (Brasilien) ein. Das Thema, das dazu führte, war die Beziehung des LWB 
zum ÖRK. Die von Daniel Martensen, dem Referenten für ökumenische Beziehungen 
in der Studienabteilung, und Harding Meyer vom Straßburger Institut ausgearbeiteten 
Papiere galten aber dem Wesen des LWB. Martensen betonte die Implikationen der 
Resolution von Daressalam über „Konfessionelle Integrität“; „Darüber hinaus beant- 
wortete der LWB [mit diesem Beschluß] die Frage nach seinem kirchlichen Wesen 
positiv; er legte stärkeres Gewicht auf seinen ekklesialen Charakter als auf die Auto- 
nomie seiner Mitgliedskirchen“ (Protokoll, Anlage 10. 1.2.4, Abs. 10). Meyers Papier, 
das einen allgemeineren ekklesiologischen Kontext hatte, führte zwei Begriffe ein, die 
für die spätere Diskussion wichtig wurden, nämlich: der LWB ist „eine wirkliche 
Gemeinschaft von Kirchen, die in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft miteinander 
leben, und besitzt — ohne in jeglicher Hinsicht und in vollem Sinne ‚Kirche‘ sein 
zu wollen — einen hohen Grad an ‚ekklesialer Dichte‘ “ (Protokoll, Anlage 10.2. 1. 1., 
S. 8, Abs. 35). Mit dem Begriff „ekklesiale Dichte“ versuchte Meyer wiederzugeben, 
daß das Kirchesein in verschiedenen Orgai ionen zu einem unterschiedlichen Grad 
verwirklicht ist. Dennoch hat der LWB gewisse kirchliche Eigenschaften, aber ande- 
re nicht. Es geht ihm um mehr als um einen gemeinsamen Pensionsfonds, aber nicht 
um eine Kirche im vollen Sinn. In stärkerem Maße als der ORK ist der LWB eine Kir- 
che, da er eine gemeinsame konfessionelle Grundlage hat, er ist aber nicht eine Kirche 
im Sinn einer Ortskirche. (Leider ist der Ausdruck „ekklesiale Dichte“ wegen der 
leichten Komik im Englischen nicht gemeinhin angenommen worden.) 






























Das Exekutivkomitee beschloß, Martensens und Meyers Papiere auch den Mitglieds- 
kirchen zugänglich zu machen. Mit den Papieren wurden den Kirchen auch einige 
Fragen vorgelegt, vor allem „Wie stellt sich Ihre Kirche zu der Möglichkeit, daß das 
ekklesiale Wesen des Lutherischen Weltbundes stärker betont wird?“ (Selbstverständ- 
nis, S. 9). 








Die Ergebnisse dieser Umfrage erschienen zusammengefaßt in einem Bericht für die 
Vollversammlung von Budapest: „Selbstverständnis und ökumenische Rolle des 
Lutherischen Weltbundes“ (vgl. LWB 1984). Typisch für die Antworten war die Stel- 
lungnahme des Ökumenischen Studienausschusses der Vereinigten Evangelisch- 
Lutherischen Kirche in Deutschland: „Von daher gilt, daß diese Gemeinschaft luthe- 
rischer Kirchen eine Form von Kirche auf universaler Ebene darstellt. Das Instrument 
dieser Gemeinschaft, der LWB, partizipiert an diesem Kirchesein, wenngleich er sei- 
ner Organisationsform nach ein Bund von Kirchen ist“ (Stellungnahme, S. 13). 





Die Umfrage war ein Beweis für die Veränderung im Verständnis des LWB seit 1960, 
doch was sollte nun in bezug auf diese Veränderung geschehen? Das Exekutivkomitee 
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diskutierte die Idee einer Verfassungsänderung in der Definition des LWB, verwarf sie 
aber. Stattdessen einigte man sich auf ein bescheideneres Vorgehen in zwei Schritten. 
Zum ersten empfahl das Exekutivkomitee einstimmig eine Abänderung von Artikel 
IIL.I der Verfassung, nach dem alle LWB-Kirchen „sich als in Kanzel- und Abend- 
mahlsgemeinschaft befindlich [wissen]“. Die Vollversammlung von Budapest nahm 
diese Abänderung mit einer überwältigenden Mehrheit an; für die meisten ging es 
darum, etwas Selbstverständliches zu bestätigen. Die wenigen Gegenstimmen kamen 
aus Kirchen, die noch eine Missions- oder Partnerschaftsbeziehung mit der LKMS 
hatten. 


Aus der Form der Abänderung läßt sich auf die Verbindlichkeit des LWB-Beschlusses 
schließen. Es geht darin um die offizielle Anerkennung und gewissermaßen Besiege- 
lung eines Konsenses. Das heißt, daß der Konsens de jure und nicht nur de facto 
Verbindlichkeit hat. Um dem LWB beizutreten (oder ihm weiterhin anzugehören), war 
fortan Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft mit allen anderen LWB-Mitgliedskir- 
chen erforderlich, 


Zum zweiten wurde von einer Konsultation im Dezember 1983 über die dem LWB 
vorliegenden ökumenischen Fragen der Entwurf einer Erklärung für die Vollver- 
sammlung mit dem Titel „Selbstverständnis und Auftrag des LWB“ ausgearbeitet. Als 
eine Erklärung, für deren Annahme es einer Zweidrittelmehrheit bedurfte, war die 
beträchtliche — allerdings nicht verfassungsmäßige — Verbindlichkeit des Textes klar, 
und das Problem, das Dokument Nr. 4 von Helsinki torpediert hatte, wurde so ver- 
mieden. Wie in Dokument Nr. 4 wurde in der Erklärung zwischen der lutherischen 
Gemeinschaft und dem LWB unterschieden. Die „in der Einheit des apostolischen 
Glaubens“ gegründete lutherische Gemeinschaft „findet ihren sichtbaren Ausdruck in 
Kanzel- und Abendmahlsgemein im gemeinsamen Zeugnis und Dienst, in der 
gemeinsamen Erfüllung des missionarischen Auftrags und in der Bereitschaft zu 
ökumenischer Zusammenarbeit, Dialog und Gemeinschaft“ (Budapest, S. 184). Der 
LWB ist „ein Ausdruck und Instrument dieser Gemeinschaft. Er hilft ihr, immer mehr 
zu einer konziliaren, wechselseitig verpflichteten Gemeinschaft zu werden, indem er 
unter seinen Mitgliedskirchen und anderen Kirchen der lutherischen Tradition Be- 
ratung und Austausch und gegenseitige Teilhabe an Freude, Leiden und Ringen för- 
dert“ (ebd.). 


















Diese Erklärung versuchte, die Ergebnisse der Diskussion seit 1979 und die der 
Umfrage zusammenzufassen und wurde mit nur wenig Gegenstimmen angenommen. 
Sie stellt einen konzeptionellen Wendepunkt im offiziellen Selbstverständnis des 
LWB dar. Nicht nur rückt der Gedanke der Communio jetzt ins Zentrum des Ver- 
ständnisses des LWB. Es wird vor allem betont, daß die Communio sichtbar sein und 
in gemeinsamen Tätigkeiten ihren Ausdruck finden müsse. 


Die Erklärung läßt allerdings einen wichtigen Aspekt der früheren Diskussion aus. Die 
Möglichkeit eines ekklesialen Wesens der lutherischen Gemeinschaft oder des LWB 
wird überhaupt nicht mehr erwähnt. „Gemeinschaft“ erklärt nicht mehr das ekkle- 
siale Wesen der weltweiten Gemeinschaft der lutherischen Kirchen, sondern tritt an 
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seine Stelle. Darüber hinaus bleiben die Beziehungen innerhalb der lutherischen Ge- 
meinschaft, die Tätigkeiten, in denen sie zum Ausdruck kommt, und der LWB als 
Ausdruck und Instrument der Gemeinschaft unklar. Existiert die Gemeinschaft schon 
in ihrer Ausprägung als Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft, als gemeinsames 
Zeugnis und gemeinsame Mission oder sogar unabhängig davon? Ist der LWB der 
Ausdruck oder die konkrete Verwirklichung dieser Gemeinschaft? 


Die Bedeutung der Verfassungsänderung von Budapest im Hinblick auf Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft und ihrer Erklärung über das „Selbstverständnis“ wurde 
noch vergrößert durch den Anti-Apartheidbeschluß der Vollversammlung. Als die 
Vollversammlung von Budapest näher heranrückte und eine Reaktion der weißen 
Kirchen auf die Resolution über „Konfessionelle Integrität“ von Daressalam immer 
noch ausstand, wuchs der Druck nach einem deutlichen Vorgehen der Vollversamm- 
lung in Budapest. Die vor der Vollversammlung abgehaltene Gesamtafrikanische 
lutherische Konsultation im Dezember 1983 in Simbabwe sprach folgende Empfeh- 
lung aus: „In Anbetracht der Tatsache, daß kein bedeutender und sinnvoller Fortschritt 
auf dem Wege zur kirchlichen Einheit erzielt worden ist und die ‚weißen‘ Kirchen die 
Sünde des Apartheidsystems nicht öffentlich verurteilt haben, [möge] die Vollver- 
sammlung ... die Resolution von Daressalam über Status confessionis bekräftigen und 
die ‚weißen‘ Mitgliedskirchen aufrufen, positive Schritte zur kirchlichen Einheit zu 
ergreifen, [und] ... als Interimsmaßnahme die ‚weißen‘ Mitgliedskirchen von der 
Mitgliedschaft im LWB suspendieren, bis diese die Apartheid öffentlich und ohne 
Umschweife verurteilen und eine Vereinigung mit anderen Mitgliedskirchen in dem 
Gebiet anstreben“ (Protokoll, Exekutivkomitee, Genf 1984, Anlage 7, S. 7). Das 
Ruhenlassen der Mitgliedschaft, gefolgt von anschließender Beratung, werde die 
christliche Nächstenliebe und Betroffenheit besser zum Ausdruck bringen als ein völ- 
liger Ausschluß. Generalsekretär Mau schloß sich dem mit dem Argument an, daß mit 
diesem Vorgehen das Verständnis der lutherischen Kirchen als gegenseitig verpflich- 
tete Gemeinschaft, in der sich die Mitglieder nicht verlassen, zum Ausdruck käme. 
Formal hielt er jedoch dem afrikanischen Vorschlag entgegen, daß die LWB-Ver- 
fassung eine Klausel über den Ausschluß, nicht aber über die Suspendierung enthielt. 





Die Vollversammlung nahm das Argument an, daß in der Vollmacht, eine Kirche aus- 
zuschließen, auch die Vollmacht, die Mitgliedschaft einer Kirche ruhen zu lassen, 
inbegriffen war. Die Formulierung der Resolution über das Ruhenlassen der Mitglied- 
schaft, die mit einer großen Mehrheit angenommen wurde, ist wiederum aufschluß- 
reich. Die Erklärung „stellt fest, daß sich diese Kirchen [die die Apartheid nicht ableh- 
nen] praktisch aus der Bekenntnisgemeinschaft zurückgezogen haben, die die Grund- 
lage der Mitgliedschaft im Lutherischen Weltbund bildet. Die Vollversammlung sieht 
sich deshalb gezwungen, die Mitgliedschaft der vorstehend genannten Kirchen ruhen 
zu lassen“ (Budapest, S. 18788). Wie bei der Verfassungsänderung über Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft liegt der Akzent auch hier auf der Beschreibung: es sind die 
weißen Kirchen, die sich aus der konfessionellen Einheit, auf der der LWB gründet, 
zurückgezogen haben. Das Ruhenlassen der Mitgliedschaft kann somit als eine Bestä- 
tigung eines bereits bestehenden Zustandes und nicht als die Schaffung eines solchen 
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Zustandes betrachtet werden. Die Abänderung in bezug auf Kanzel- und Abendmahls- 
gemeinschaft und der Beschluß über die Suspendierung folgen einem ähnlichen Mu- 
ster wie frühere LWB-Beschlüsse: verbindlich handelt der LWB nur auf der Grund- 
lage eines weitreichenden Konsenses, der sich während längerer Zeit herausgebildet 
hat. Der verbindliche Vollversammlungsbeschluß ist vor allem die Wahrnehmung und 
die Bestätigung dieses Konsenses, der dadurch offiziell wird und Folgen für das 
gemeinsame Leben der Kirchen hat. 





Zusammengesehen stellen die Verfassungsänderung, die Erklärung zum „Selbstver- 
ständnis“ und die Beschlüsse zu den weißen Kirchen das Wesen des LWB in ein neues 
Licht. Die Frage nach dem kirchlichen Charakter des LWB wurde vermieden, doch ist 
ein neues Verständnis des LWB jetzt fest verankert: der LWB vertritt eine Gemein- 
schaft von Kirchen, die sich als gegenseitig verpflichtet betrachten, und zwar so, daß 
sie eine Art von Kirchenzucht ausüben können. Mit diesen Beschlüssen waren nicht 
alle Fragen beantwortet, aber sie bestimmten den Charakter der darauffolgenden De- 
batte. 


Wie bereits festgestellt, haben die Beschlüsse von Budapest eine Antwort auf die rela- 
tionale Frage im LWB einigermaßen klar beantwortet, aber die ontologische Frage 
blieb offen. Sie sollte bei der Debatte der nächsten Jahre im Mittelpunkt stehen. 
Konnte der institutionelle Ausdruck dieser Gemeinschaft, wenn die lutherischen Kir- 
chen wahrhaftig eine gegenseitig verpflichtete Gemeinschaft bildete, wirklich nur 
eine „freie Vereinigung“ sein? 


Daß diese Frage zwischen Budapest und Curtibia in den Diskussionen so breiten 
Raum einnahm, hatte vor allem damit zu tun, daß sie für den neuen Generalsekretär 
Gunnar Stålsett eine Priorität war. Das Thema der entstehenden und sich vertiefenden 
lutherischen Gemeinschaft wurde der Refrain in Stålsetts Amtsperiode. Seine Rolle 
war allerdings nicht ganz eindeutig. Er verlieh dem Amt des Generalsekretärs mehr 
Profil als seine Vorgänger und war eher bereit als sie, eine kontroverse Tagesordnung 
voranzutreiben, öffentlichen Widerstand zu erregen und ihn auszustehen. Ohne sein 
Beharrungsvermögen wären weitere Entwicklungen nach Budapest vielleicht ausge- 
blieben. Sein energisches Vorgehen verstärkte jedoch die latent vorhandene Angst vor 
einer zentralisierten „Superkirche“. Für einige hatte die ungewollte lutherische Welt- 
kirche jetzt ein Gesicht bekommen — nämlich Stålsetts. Paradoxerweise trieb Stålsetts 
Entschlossenheit gleichermaßen die Veränderung voran, wie sie auch zum Widerstand 
gegen sie beitrug. 


Die Debatte über das Wesen des LWB spiegelt sich in den jährlichen Berichten des 
Generalsekretärs an das Exekutivkomitee wider. Von 1986 an war in jedem Bericht des 
Generalsekretärs eine weitere Entfaltung des Communio-Begriffs in bezug auf den 
LWB zu finden. 


In Stålsetts Präsentationen läßt sich eine kleine, aber bedeutungsvolle Änderung er- 
kennen. Zwar wurde der Unterschied zwischen der lutherischen Gemeinschaft und 
dem LWB nicht direkt in Frage gestellt, doch wurde die Verflechtung zwischen Ge- 
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meinschaft und Weltbund so vorangetrieben, daß sie fast identisch erschienen. So 
konnte Stålsett sagen: „LWB — das ist nicht das Sekretariat in Genf, das ist die Ge- 
meinschaft von Kirchen, die dazu gehören“ (Lutherische Monatshefte 25, S. 170). Das 
gemeinsame Leben in Christus und der Geist, der aus den lutherischen Kirchen eine 
Gemeinschaft macht, auf der einen und die gemeinsamen Aktivitäten, die den LWB 
darstellen, auf der anderen Seite können nicht ohne weiteres voneinander getrennt 
werden. Der Weltbund ist die Communio seiner Mitgliedskirchen; seine Aktivitäten 
und Strukturen sind Aspekte des gemeinsamen Lebens der Kirchen in Gemeinschaft. 


Einem solchen Verständnis der lutherischen Gemeinschaft widersprach die Definition 
des LWB als einer freien Vereinigung. Es bedurfte einer Verfassungsänderung, damit 
sie das widerspiegelte, was der LWB geworden war. 


Die Debatte über eine solche Verfassungsänderung wurde dadurch verkompliziert 
(man kann aber auch sagen realistischer), daß sie mit einer möglichen Umstruktu- 
rierung des LWB in Verbindung gebracht wurde. Aus finanziellen Gründen erschien 
vielen eine solche Umstrukturierung eine Notwendigkeit. Als 1987 ein Umstrukturie- 
rungsausschuß ernannt wurde, hatte er jedoch den Auftrag, die Struktur im Zusam- 
menhang mit dem Selbstverständnis des LWB zu betrachten. Die Tatsache, daß James 
Crumley, der Bischof der Lutherischen Kirche von Amerika, Vorsitzender des Struk- 
tur- sowie des Verfassungsausschusses war, bedeutete, daß dieser Zusammenhang 
noch mehr in den Vordergrund trat. 








Die grundlegende Form der vorgeschlagenen Veränderung läßt sich bereits aus den 
Berichten der beiden Ausschüße des Jahres 1988 ersehen. Die verfassungsmäßige 
Neudefinition des LWB als einer Gemeinschaft von Kirchen und nicht mehr als einer 
freien Vereinigung von Kirchen bildete den Rahmen für die Überlegungen über die 
Neuorganisation des LWB. Es sollte ein organischeres, weniger rechtlich geprägtes 
Bild entstehen. Die Kirchen sind miteinander verbunden durch das Band des gemein- 
samen Glaubens und Lebens, das gemeinschaftliche Verpflichtungen schafft. Autorit 
soll darum „geteilt“, nicht „erteilt“ oder „übertragen“ werden (Protokoll, Exekutiv- 
komitee, Addis Abeba 1988, Anl. 20, Abs. 15). So erhält die Gemeinschaft als ganze 
ihre Autorität nicht durch Delegation der Mitgliedskirchen, sondern hat an der Auto- 
rität teil, die vom Leben im Geist ausströmt. 





Zwar war in der vorgeschlagenen Verfassung immer noch vom LWB als einem 
„Instrument seiner Mitgliedskirchen“ die Rede, doch war die „volle Autonomie“ der 
Mitgliedskirchen weggefallen. Zwar wurde nicht wie befürchtet eine „Superkirche“ 
vorgeschlagen, doch stellte der Prozeß der Neudefinition und der Umstrukturierung 
eine vor der gegenseitigen Verpflichtung schon existierende Autonomie in Frage. 


Zwar bestritt Crumley, daß sich aus dem Verständnis des LWB als einer Gemeinschaft 
eine bestimmte Struktur einfach ableiten ließe, doch war vielen weiterhin unklar, was 
die Neudefinition und die Umstrukturierung miteinander zu tun hatten, Darüber hin- 
aus war der Umstrukturierungsvorschlag, besonders der Ersatz der Kommissionen 
durch einen einzigen LWB-Rat, für viele ein Schritt in Richtung auf die beargwöhnte 
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bürokratische Superkirche. Es bestätigte ihren Verdacht, daß jede Diskussion des 
ekklesialen oder „Communio“-Verständnisses des LWB ein trojanisches Pferd war, 
mit dem eine Machtverschiebung von den Kirchen zu irgendeinem Zentralorgan ein- 
geleitet würde. 


Im Lauf der Jahre 1988 und 1989 wurden die Berichte des Strukturausschusses den 
Mitgliedskirchen mit der Bitte um Stellungnahme zugestellt. Die wenigen Antworten 
aus den hen in Asien, Afrika und Lateinamerika und aus den europäischen Min- 
derheitskirchen waren vorwiegend positiv, die Antworten aus den größeren euro- 
päischen Kirchen und gewissen Kreisen in den amerikanischen Kirchen waren mehr- 
heitlich kritisch, manche davon außerordentlich negativ. Allerdings war es schwierig, 
zwischen dem Widerstand gegen die Neudefinition des LWB als einer Gemeinschaft 
von Kirchen und dem Widerstand gegen einzelne Vorschläge zur Struktur zu unter- 
scheiden. 





Die Gleichung: „Der LWB ist eine Gemeinschaft von Kirchen“ wurde oft kritisiert. Es 
wurde argumentiert, daß eine Gemeinschaft von Kirchen eines ist, ihr struktureller 
Ausdruck und Instrument aber etwas anderes. 





In seiner Antwort auf die Stellungnahmen versuchte Stälsett die Kirchen mit dem 
Hinweis zu beruhigen, daß die Neudefinition keineswegs die Autorität der Kirchen in 
ihren eigenen Angelegenheiten beinträchtige. Zugleich wies er aber immer wieder 
darauf hin, daß eine wirkliche Gemeinschaft unter den Kirchen Interdependenz und 
nicht simple Autonomie bedeute. Dennoch wurde ein Hinweis auf die „eigenständi- 
gen Mitgliedskirchen“ in den Verfassungsvorschlag, den das Exekutivkomitee zur 
Vorlage auf der Vollversammlung in Curitiba billigte, aufgenommen. 





Als sich die Delegierten, Berater, Stabsmitglieder und Beobachter Ende Januar 1990 
in Curitiba versammelten, war keineswegs klar, ob die vorgeschlagene Umstruktu- 
rierung und die damit in Verbindung stehende Neudefinition des LWB als einer 
Gemeinschaft von Kirchen angenommen werden würde. Daß die geplante Verfas- 
sungsänderung in der Form einer ganz neuen Verfassung und nicht in einer Reihe von 
Einzelvorschlägen vorgelegt wurde, hieß, daß die ersten Artikel mit der Neudefinition 
und die späteren Artikel mit den Strukturvorschlägen zusammen zur Abstimmung 
kommen sollten. Während Crumley versuchte, die Neudefinition und die Umstruk- 
turierung auseinanderzuhalten, brachte sie Stälsett enger zusammen. Die Neudefini- 
tion und die Vorschläge zur Struktur miteinander zu verbinden schuf vor allem für die- 
jenigen ein Problem, die für das erste, nicht aber für das zweite waren. 


Es war nicht die Neudefinition des LWB als Gemeinschaft, die in der neuen 
Verfassung kritisiert wurde. Nur eine Stimme wurde gegen die Neudefinition und für 
die Aufrechterhaltung der Formulierung „freie Vereinigung“ laut. Die Delegierten aus 
Afrika, Asien und Lateinamerika favorisierten die Neudefinition. Sie machten deut- 
lich, daß Gemeinschaft ein Miteinanderteilen sei, an dem alle teilhaben, materiell und 
spirituell, im Geben und im Nehmen. Simon Maimela aus Südafrika betonte diesen 
Aspekt, wenn er hervorhob, daß Gemeinschaft ein Konzept sei, in dem das Geistliche 














und das Institutionelle zusammenkommen. Für die Vertreter aus der südlichen Hemi- 
sphäre bedeutete „Gemeinschaft“ ein flexibleres, organischeres Verständnis des Geist- 
lichen innerhalb des gesellschaftlichen und institutionellen Kontextes. 


Die erbitterte Debatte über die Umstrukturierung und die Annahme der neuen Verfas- 
sung nur mit der benötigten Zweidrittelmehrheit sollten nicht darüber hinwegtäu- 
schen, wie wichtig der Beschluß von Curitiba war. Der LWB hatte einen Beschluß von 
großer Tragweite gefaßt: was 1948 eine freie Vereinigung von Kirchen gewesen war, 
die sich nicht einmütig um den Tisch des Herrn versammeln konnten, war jetzt offi- 
ziell „eine Gemeinschaft von Kirchen [geworden], die sich zu dem dreieinigen Gott 
bekennen, in der Verkündigung des Wortes Gottes übereinstimmen und in Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft verbunden sind“ (Verfassung, Artikel II.1). 








ZUM SCHLUSS: 
LEBEN IN GEMEINSCHAFT 


Die Debatte über das Wesen des LWB von seiner Gründung bis zur Vollversammlung 
in Curitiba war geprägt vom inneren Widerspruch einer freien Vereinigung von luthe- 
rischen Kirchen. Wenn die Kirchen tatsächlich lutherisch sind, sind sie doch eins in 
Wort und Sakarament und können nicht nur eine freie Vereinigung bilden. Mit der in 
Curitiba vorgenommenen Neudefinition fand diese Debatte über den LWB ein Ende. 
Die Frage stellte sich nun: was heißt es, eine Gemeinschaft von Kirchen zu sein? 





Die Diskussion darüber, was ein Leben in Gemeinschaft bedeutet, läßt noch keine kla- 
ren Linien erkennen, und möglicherweise wird sie auch nicht so zugespitzt geführt 
werden wie die frühere. Doch müssen einige Fragen beantwortet werden. Erstens ist 
die Frage der Selbstdefinition noch nicht gelöst. Auf Stälsetts sprachliche Anregung 
hin wurde in Curitiba aus der Unterscheidung zwischen der lutherischen Gemein- 
schaft und ihres Ausdruckes im LWB die Gleichung: „Der LWB ist eine Gemeinschaft 
von Kirchen“ mit dem Zusatz, daß die organisatorischen Strukturen des LWB diese 
Gemeinschaft zum Ausdruck bringen und in ihrem Dienst stehen. Die Implikationen 
dieser Veränderung sind bis jetzt noch nicht klar und haben darum auch noch keinen 
institutionellen Ausdruck gefunden. Wenn der LWB tatsächlich eine Gemeinschaft 
von Kirchen ist und die Vollversammlung, der Rat und das Sekretariat nur deren 
Ausdrucksformen und Instrumente sind, dann bedarf es neuer Strukturen, die die 
Gleichung von LWB und Kirchen sichtbar machen. So wird eine direktere Verbindung 
zwischen der Leitung und den Entscheidungsgremien des LWB und denen der 
Mitgliedskirchen bestehen müssen. Zur Zeit sprechen aber die Geschäftsordnung und 
die Vertretung im Rat und in der Vollversammlung gegen eine solche Verschmelzung. 








Dazu kommt, daß, wenn der LWB eine Gemeinschaft ist, der Name „Weltbund“ irre- 
führend ist. Letzten Endes wird eine Namensänderung erforderlich sein („Lutherische 
Weltgemeinschaft“?). Eine Namensänderung würde auch betonen, daß die Büros in 
Genf nur ein Sekretariat sind. 
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Zweitens ist die Art und Weise der Entscheidungsbildung und der Autorität im LWB 
immer noch nicht klar definiert. Die Vollversammlung von Budapest stellte fest, daß 
das „Ziel der Einheit“, die schon zum Teil in der lutherischen Gemeinschaft verkör- 
pert ist, eine „verpflichtete Gemeinschaft [ist], die gemeinsame Entscheidungen tref- 
fen und gemeinsam handeln kann“ (Budapest, S. 183). Dieses Kapitel hat gezeigt, daß 
der LWB in der Lage gewesen ist, gemeinsam zu handeln, selbst in Lehrfragen, und 
das durch einen langsamen Prozeß der Konsensbildung, die ihren Abschluß findet in 
dem Beschluß einer Vollversammlung, der den so entstandenen Konsens besiegelt. 
Allerdings hat sich diese Art der Entscheidungsbildung etwas unreflektiert entwickelt, 
und welcher Grad der Verbindlichkeit ihr zukommt, steht noch nicht fest. 





Drittens, was bedeuten für die lutherische Gemeinschaft die großen Unterschiede in 
den Lebensbedingungen? Wenn Gemeinschaft teilen heißt, welche Bedeutung hat 
dann die Gemeinschaft für Hilfs- und Entwicklungsarbeit, die in der Arbeit des LWB 
eine so wichtige Rolle spielt? Was hat es zu bedeuten, daß die beteiligten Kirchen eins 
sind in einer gegenseitig verpflichteten Gemeinschaft? 


Und viertens, welche Bedeutung hat eine spezifisch lutherische Identität für den LWB 
und seine Mitglieder? Diese Frage hat mindestens zwei Seiten. Wie sollen die 
Mitgliedskirchen ihr Verhältnis zueinander innerhalb der Gemeinschaft und ihre örtli- 
chen und nationalen ökumenischen Beziehungen mit nichtlutherischen Kirchen ver- 
binden? Wie verhalten sich eine internationale lutherische Identität und ein gemeinsa- 
mes Handeln zu örtlichen und nationalen ökumenischen Beziehungen, die unter 
Umständen genau diese Identität zu überwinden suchen? Was macht andererseits den 
Lutherischen Weltbund heute /utherisch? Der LWB ist heute sehr viel vielfältiger als 
vor fünfzig Jahren, und doch beansprucht er eine größere Einheit. Die Frage der Be- 
deutung von konfessioneller Zugehörigkeit, die Frage, mit der die ganze Debatte über 
den LWB einsetzte, kommt in veränderter Form zurück. Was ist das gemeinsame Ge- 
fühl des Lutherischseins, das den Kontext unseres Lebens als einer Gemeinschaft 
lutherischer Kirchen formt? 





Keine dieser Fragen kann eindeutig beantwortet werden, und es ist noch nicht einmal 
klar, wie die wichtigsten Fragen am besten zu formulieren sind. Leben in Gemein- 
schaft auf internationaler Ebene in seiner gegenwärtigen Form ist eine neue Realität, 
die erst durch die in den letzten Jahrzehnten entwickelten Kommunikations- und 
Reisemöglichkeiten zustande gekommen ist. Nicht nur Lutheraner, sondern auch die 
Anglikaner, die Katholiken, die Orthodoxen und andere sind auf der Suche nach ge- 
eigneten Formen internationaler Gemeinschaft. Die Lutheraner täten gut daran, die 
Diskussionen in den anderen Konfessionsfamilien aufmerksam zu verfolgen, beson- 
ders in denen, die wie die Lutheraner nicht nur die Selbständigkeit ihrer Kirchen beto- 
nen, sondern auch ein starkes Gefühl für internationale Identität entwickelt haben, 
z.B. die Anglikaner und die Orthodoxen. 








Übertriebene Reflexionen über Identität und Selbstverständnis können aber auch ins 
Leere laufen. Schließlich ist die in der Verfassung zuerst genannte Aufgabe des LWB, 
„die einmütige Bezeugung des Evangeliums von Jesus Christus [zu fördern]“ und 
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nicht Erklärungen über sich selbst abzugeben. Zum Schluß seines Aufsatzes von 1959 
sagt Peter Brunner, der LWB sei weniger ein esse (etwas, das ist), sondern ein fieri 
(etwas, das wird). Dank den Diskussionen und Entscheidungen, von denen in diesem 
Kapitel die Rede war, ist diese Bemerkung heute vielleicht weniger zutreffend als vor 
dreieinhalb Jahrzehnten. Doch bleibt der LWB etwas, das wird, und so ist die Ge- 
schichte seiner Identität noch nicht abgeschlossen. 


Michael Root 
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7. KAPITEL 


Im Dienst der christlichen Einheit: 
Der Lutherische Weltbund in der ökumenischen Bewegung 


1. ÖKUMENISCHE VERPFLICHTUNG ALS TREUE 
ZUM LUTHERISCHEN BEKENNTNIS 


Zur Verfassung des LWB, 1947 und später 


Bereits die Verfassung des LWB von 1947 sieht die Aufgaben und „Ziele“ des Welt- 
bundes nicht nur in der Stärkung der Einmütigkeit und Gemeinschaft der lutherischen 
Kirchen untereinander. Es geht zugleich darum, „die lutherische Beteiligung an öku- 
menischen Bewegungen zu fördern.“ 


Diese doppelte Zielsetzung hat sich in den folgenden fünf Jahrzehnten klar durch- 
gehalten. Es ist also von Anfang an deutlich, daß das Bemühen um Sammlung und 
Gemeinschaft der lutherischen Kirchen nicht das Bemühen um Gemeinschaft aller 
Kirchen und Christen ausschließt oder in den Hintergrund drängt. Konfessionelles 
Bewußtsein und ökumenische Verpflichtung stehen sich nicht gegenseitig im Wege, 
sondern gehen miteinander. Das ist eine der Grundüberzeugungen, die die Bildung des 
Lutherischen Weltbundes bestimmen, und sie prägt das ökumenische Denken und 
Bemühen des LWB bis heute. 


In diesem Sinne war und ist der Lutherische Weltbund wohl ein „konfessioneller“, 
aber er war nie ein „konfessionalistischer“ Weltbund. Der jetzige, auf der Vollver- 
sammlung in Curitiba (1990) beschlossene Wortlaut der Verfassung zeigt das noch 
deutlicher als zuvor. Das „Bemühen um die Einheit der weltweiten Christenheit“ zählt 
nicht nur zu den „Aufgaben“ des LWB, sondern gehört zu seinem „Wesen“: „Der 
Lutherische Weltbund bekennt die eine, heilige, katholische und apostolische Kirche 
und will der Einheit der Christenheit in der Welt dienen“ (Verf. III). 


Das galt bereits vom Lutherischen Weltkonvent, dem Vorläufer des LWB. Auch wenn 
der Gedanke ökumenischer Verpflichtung in seiner Verfassung (1929) noch keinen 
direkten Ausdruck fand, war dieser Gedanke doch deutlich präsent. Der erste Weltkon- 
vent (1923) setzte sogar bewußt damit ein: „Luthertum und Ökumene“ war das erste 
seiner drei Hauptthemen. 


II. DIE LUTHERISCHE PRÄGUNG ÖKUMENISCHEN BEMÜHENS 


Von Hannover (1952) nach Minneapolis (1957) 


Von Anfang an trägt das ökumenische Bemühen des LWB eine charakteristische Prä- 
gung. Auch in dieser Hinsicht sind die Überzeugungen der Reformation bestimmend, 
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wie sie sich besonders in CA 7 aussprechen. Schon in der Anfangszeit des LWB ist es 
in dieser Hinsicht zu grundsätzlichen Klärungen gekommen, die für die Folgezeit 
maßgebend geblieben sind. 


Die auf der Vollversammlung in Hannover (1952) geschaffene Theologische Kom- 
mission beschloß schon auf ihrer konstituierenden Sitzung in Kopenhagen (1953), ihr 
erstes „Studienprogramm“ der Frage nach der „Einheit der Kirche“ zu widmen, und 
beschäftigte sich damit bis zur Vollversammlung in Minneapolis (1957). Daß die 
Arbeit der Theologischen Kommission genau hier einsetzte, zeugt erneut für die 
Wichtigkeit, die man dem ökumenischen Gedanken und Bemühen beimaß. Man 
knüpfte dabei bewußt an die Vollversammlung des ÖRK in Evanston (1954) an und 
sprach von einer „Weiterführung von Evanston“. Zugleich rückte bereits die Voll- 
versammlung von Minneapolis in den Blick mit ihrem Thema „Christus befreit und 
eint“, das deutlich die ökumenische Frage einschloß. Der Ertrag der Arbeit fand in 
dem Band „Die Einheit der Kirche“ (1957) seinen Niederschlag. 


Was ist die Einheit der Kirche, die wir suchen, und welches ist der angezeigte Weg? 
Darum ging es. Bezugspunkt war dabei immer wieder Artikel 7 der CA mit seiner 
Aussage: „Es genügt zur wahren Einheit der Kirche, daß man übereinstimmt in der 
Lehre des Evangeliums und in der Verwaltung der Sakramente“, oder nach der deut- 
schen Fassung: „daß einträchtig und nach reinem Verständnis das Evangelium gepre- 
digt und die Sakramente dem göttlichen Wort gemäß gereicht werden.“ 


Notwendigkeit der „Übereinstimmung im apostolischen Evangeliums“ 
— Freiheit im Bereich kirchlicher Ordnungen 


Man kann in der Interpretation und Anwendung jener Aussage von CA 7 durchaus 
Meinungsverschiedenheiten unter den Mitgliedern der Kommission beobachten, die 
zum Teil mit dem Unterschied zwischen dem lateinischen und deutschen Wortlaut 
jener Aussage zu tun haben. Es gab etwas wie eine „skandinavische“ Linie, die die 
Übereinstimmung im konkreten Vollzug der Evangeliumspredigt und der Sakramente 
betonte; und es gab eine eher „deutsche“ Linie, die zugleich den lehrhaften Charakter 
dieser Übereinstimmung, also den theologischen Konsens hervorhob. In der Grund- 
überzeugung aber war man sich einig: Das Bemühen um Einheit der Kirche muß die 
Gestalt eines Ringens um „Übereinstimmung im apostolischen Evangelium“ tragen 
(Peter Brunner). 





Hier liegt der eigentliche und verheißungsvolle Weg zur Einheit der Kirche, weil er 
der „Weg ins Zentrum“ christlicher Existenz und kirchlichen Lebens ist (Anders 
Nygren). „Der Weg zur Einheit [führt] über einen Lehrconsensus.... [Er istIdas Bemü- 
hen, ein gemeinsames Verständnis des Glaubens, aus dem wir leben, herbeizuführen“, 
so hieß es (Taito A. Kantonen). Ist hier, im Bekenntnis des Glaubens, Gemeinsamkeit 
erreicht, so ist das „genug zur wahren Einheit der Kirche“ (CA 7). 


Dieser Blick auf das „Zentrum“ befreit das ökumenische Bemühen von dem Zwang 
und der Last, auch in jenen Bereichen Übereinstimmung suchen zu müssen, die wohl 
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der Gestaltung kirchlichen Lebens aber nicht dem heilschaffenden Evangelium und 
seiner Verkündigung zuzuordnen sind: Kirchenverfassung, Gottesdienstgestaltung, 
kirchliche Ordnung, Frömmigkeitsformen. Hier steht die wahre Einheit der Kirche 
nicht auf dem Spiel. Hier ist Übereinstimmung oder Gleichheit „nicht notwendig“ 
(CA 7), sondern besteht „Freiheit“. 


Allerdings, so betonte man immer wieder, ist dies keine Freiheit, die den Bereich 
kirchlicher Ordnung vergleichgültigt. Es ist vielmehr eine Freiheit, die bereit ist, auch 
hier Gemeinschaft zu suchen, wo das „um der Liebe und des Friedens und um der bes- 
seren Ausrichtung des gemeinsamen Dienstes geboten erscheint“. 


Beides, die strenge Ausrichtung auf das Zentrum der Kirche und die gelassene Freiheit 
im Blick auf alles, was nicht im Zentrum steht, prägt lutherisches ökumenisches Be- 
mühen — sollte es zumindest prägen. Das zog sich durch alle Überlegungen der Theo- 
logischen Kommission hindurch. Sie sagte damit wahrlich nicht etwas Neues und 
beanspruchte das auch nicht. Sie wiederholte und entfaltete nur die Überzeugung der 
lutherischen Reformation. Aber es war wichtig, daß das im LWB zu einem so frühen 
Zeitpunkt geschah. 








Die Neubestimmung von „Bekenntnisgemeinschaft“ 


Die Überlegungen der Theologischen Kommission mußten eine Frage berühren, die 
die ökumenische Bewegung von ihren Anfängen her besc! gt hatte: Widerspricht 
die Existenz verschiedener Konfessionskirchen bereits als solche und so radikal der 
Einheit der Kirche, daß die Einheit der Kirche nur unter Preisgabe konfessioneller 
Identität, Bindung und Eigenständigkeit zu verwirklichen ist? 





Die damals in der ökumenischen Bewegung vorherrschende Meinung ging deutlich in 
diese Richtung. Besonders die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung hatte 
von ihren Anfängen an diese Auffassung vertreten und auch die Struktur des ÖRK war 
deutlich von hierher geprägt. Von lutherischer Seite dagegen wurde ein solch 
grundsätzlicher Widerspruch zwischen „Konfession und Ökumene“ bestritten. „Wir 
dürfen unsere konfessionelle und ökumenische Verantwortung nicht in Konkurrenz 
zueinander sehen, sondern das eine durch das andere“ (Ernst Kinder). 








Diese Überzeugung von der Vereinbarkeit von Konfession und Ökumene mußte aber, 
sofern man sie wirklich ernst nahm, zu Korrekturen bisheriger lutherischer Einstel- 
lungen führen. Das zeigte sich besonders am Gedanken und Begriff der zur Einheit der 
Kirche notwendigen „Bekenntnisgemeinschaft“. Als solcher hat dieser Begriff keinen 
„konfessionellen“ Klang. Er verweist auf die für die Einheit der Kirche grundlegende 
Gemeinschaft im Bekenntnis des apostolischen Glaubens. Jedoch hatte er sich im 
Luthertum — besonders in der Geschichte innerlutherischer Einheitsbemühungen — 
dahin verengt, daß er Gemeinschaft in einem spezifischen und formalen kirchlichen 
Bekenntnis, also konkret Gemeinschaft im „lutherischen“ Bekenntnis meinte. In die- 
ser engen Bedeutung ließ der Gedanke der „Bekenntnisgemeinschaft“ sich aber im 
ökumenischen Horizont, zumal im Lichte der Überzeugung, daß konfessionelle Iden- 
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tität und ökumenische Verpflichtung vereinbar seien, nicht durchhalten, ohne „kon- 
fessionalistisch“ zu werden und die Überzeugung von der Vereinbarkeit von „Konfes- 
sion und Ökumene“ zu desavouieren. 


Die Theologische Kommission des LWB war zwar nicht der einzige, aber doch ein 
besonders wichtiger Ort, an dem man das klar erkannte. Der Begriff „Bekenntnis- 
gemeinschaft“ wurde von ihr darum wieder auf seinen umfassenderen und damit öku- 
menischen Sinn hin geöffnet, das heißt: die zur Einheit notwendige „Bekenntnis- 
gemeinschaft“ ist die Gemeinschaft im Bekenntnis des apostolischen Glaubens oder 
die „Übereinstimmung im apostolischen Evangelium“ (s.0.). Diese Gemeinschaft im 
Bekenntnis des apostolischen Glaubens — so die Auffassung der Theologischen Kom- 
mission — kann auch dort gegeben sein, wo Kirchen verschiedenen „Bekenntnissen“ 
verpflichtet sind. 


„Das Lehrgespräch zwischen Kirchen, die durch Lehrunterschiede getrennt sind, ge- 
führt mit dem Ziel, eine Lehrkonkordie aufzustellen, ist das schlechterdings entschei- 
dende Mittel, um unserer ökumenischen Verpflichtung gerecht zu werden.“ Diese 
„Lehrkonkordie“ tritt nicht an die Stelle der kirchlichen Bekenntnisse, sondern beläßt 
sie in ihrer Gültigkeit, spricht aber öffentlich „den Konsens darüber aus, was wir heute 
als den verbindlichen Inhalt des apostolischen Wortes hören und verkündigen“ (Peter 
Brunner). 


In einem solchen Lehrgespräch erweist und verwirklicht sich die Vereinbarkeit von 
„Konfession und Ökumene“. In ihm öffnet sich der Weg zur Einheit, wird die konfes- 
sionelle Integrität gewahrt, ist aber der „Konfessionalismus“ überwunden. 


Das ökumenische Ziel: „Kirchengemeinschaft“ 


Dem beschriebenen Weg zur Einheit entspricht eine bestimmte Vorstellung, ein 
bestimmtes „Konzept“ von Einheit der Kirche. Auch ein solches Einheitskonzept hebt 
sich in der Arbeit der Theologischen Kommission deutlich ab. Es war bewußt anders 
als das in der damaligen ökumenischen Bewegung zumeist favorisierte Konzept der 
„organischen Union“. Dabei wurde eine solche Unionsbildung keineswegs abgelehnt. 
Nach einer Polemik gegen dieses Einheitskonzept sucht man in den Äußerungen der 
Theologischen Kommission jedenfalls vergebens. Aber es sollte eine andere, ebenfalls 
legitime Gestaltwerdung voller kirchlicher Einheit aufgezeigt werden, die nicht orga- 
nische Vereinigung oder Verschmelzung der konfessionellen Kirchen zu einer neuen 
Kirche mit neuer Identität, neuem Namen und mit einer einzigen Kirchenleitung 
bedeutet. Die Überzeugung war, daß es volle Gemeinschaft unter den Kirchen geben 
könne, ohne daß diese notwendigerweise ihre Besonderheit, Identität und Eigenstän- 
digkeit aufgeben. 


„Nicht das ist das eigentliche Problem und die eigentliche Not im Ökumenischen, daß 
es überhaupt verschiedene ‚Kirchen‘ gibt. Die kann und darf es vielmehr durchaus 
geben... Die Einheit der Kirche braucht nicht unbedingt als zentralisierte Einheits- 
organisation, als Rechts- und Verwaltungseinheit oder als Uniformitätseinheit zum 
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... Nach unserer Überzeugung ist die Kirchengemeinschaft von 
irchen ... die gemäßeste Weise, wie die wesenhafte Einheit der 
Kirche Jesu Christi zum Ausdruck und zur Wirksamkeit zu bringen ist“ (Ernst Kin- 
der). Die Überzeugung, daß „Konfession und Ökumene“ sich nicht widersprechen, 
sondern zusammengehen können, wurde also bis in die Verwirklichung kirchlicher 
Einheit und damit bis ins ökumenische Ziel durchgehalten. 





Diese Gestalt kirchlicher Einheit bezeichnete man als „Kirchengemeinschaft“. Als 
solcher war der Begriff damals nicht neu. Aber erst jetzt gewann er klarere Konturen, 
wurde zur Bezeichnung einer spezifischen Form von Verwirklichung kirchlicher Ein- 
heit und hatte in der Arbeit der Theologischen Kommission einen deutlich program- 
matischen Klang. Dabei ist es sowohl sachlich als auch im Blick auf spätere Entw 
lungen wichtig, daß die Theologische Kommission ausdrücklich und immer wieder 
den Gedanken der „Kirchengemeinschaft“ als eine Aufnahme des altkirchlichen „Koi- 
nonia“-Gedankens verstand. 








Man betonte, daß „Kirchengemeinschaft“ nicht lediglich ein Schritt auf dem Weg zur 
Einheit oder eine Vorform kirchlicher Einheit darstelle. Sie meine nicht nur gegensei- 
tige Zulassung zum Abendmahl, so wichtig das auch sei. „Kirchengemeinschaft ist 
Bekenntnisgemeinschaft“, so hieß es, verstanden in dem oben beschriebenen Sinne als 
Gemeinschaft im Bekenntnis des apostolischen Glaubens. Außerdem gehöre „zur Kir- 
chengemeinschaft notwendig eine uneingeschränkte Kanzel-Altargemeinschaft“ und 
— darin eingeschlossen — „die gegenseitige Anerkennung der Ordinationen“ hinzu. 


Obwohl dies sicherlich die Grundelemente von „Kirchengemeinschaft“ sind, sind 
damit aber nicht bereits alle Ausdrucksformen von „Kirchengemeinschaft“ genannt. 
Man wollte die Bestimmung von „Kirchengemeinschaft“ bis zu einem gewissen 
Grade offen lassen für die Einbeziehung anderer Aspekte und ihr „nicht im voraus 
Grenzen ziehen“. Peter Brunner sagte: „Wir müssen uns ... mit dem Gedanken vertraut 
machen, daß es eine Fülle von wirklich gelebten, konkret geschichtlichen und aller- 
dings auch rechtlich greifbaren Verhältnissen und Ausdruckformen ist, in denen Kir- 
chenvereinigung sich realisiert. Ich schlage für die Fülle dieser Momente das Wort 
‚Kirchengemeinschaft‘ vor.“ 


Diese Offenheit des Konzeptes „Kirchengemeinschaft“ sollte sich als wichtig erwei- 
sen. Sie machte es möglich, daß in der Zeit vor der Vollversammlung in Helsinki auch 
strukturelle Elemente in das Konzept der „Kirchengemeinschaft“ einbezogen wurden: 
„Möglichkeiten eines kirchlichen Zusammentretens“, um gemeinsam reden und han- 
deln zu können. Und für die „Leuenberger Konkordie“ zehn Jahre später (1973) 
schließt „Kirchengemeinschaft“ ausdrücklich die „Gemeinsamkeit in Zeugnis und 
Dienst an der Welt“ mit ein. 





So beschrieb die Theologische Kommission schon früh nicht nur einen ökumenischen 
Weg, sondern entwickelte zugleich eine Schau des ökumenischen Ziels. Mit Recht 
konnte man einige Jahre später sagen: Mit dieser Schau von Weg und Ziel ökumeni- 
schen Bemühens „nehmen die lutherischen Kirchen mit einer positiven Konzeption an 
dem ökumenischen Ringen der Gegenwart teil“. 
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Zwar verstand sich die Arbeit der Theologischen Kommission auch als Vorbereitung 
für die Vollversammlung in Minneapolis, 1957. Jedoch blieben die dort verabschiede- 
ten Thesen über „Die Einheit der Kirche in Christus“, so sehr man sie damals auch 
begrüßte, letztlich nur ein eindringlicher ökumenischer Appell. Sie bezeugten gewiß 
erneut das ökumenische Wollen und die ökumenische Bereitschaft des Weltbundes. 
Aber inhaltlich gesehen blieben sie doch hinter der Arbeit der Theologischen 
Kommission zurück. 


II. ÖRUMENISCHE FORSCHUNG UND ÖKUMENISCHER DIALOG 


Helsinki 1963 und das Straßburger Institut 


Die Vollversammlung in Helsinki markiert, wenn auch noch zögernd, den Übergang 
von ökumenischer Reflexion zu einem aktiven und direkten ökumenischen Engage- 
ment des LWB, 


Schon der Vollversammlung in Minneapolis hatte der Vorschlag des Deutschen Natio- 
nalkomitees vorgelegen, man möge im Blick auf die immer zahlreicher werdenden 
Berührungspunkte zwischen den Konfessionen ein Institut für konfessionelle For- 
schung errichten. Es kam zur Einsetzung eines Sonderausschusses für Ökumenische 
Forschung, der dann in Helsinki dem Weltbund die Gründung einer „Lutherischen 
Stiftung für Ökumenische Forschung“ vorschlug, einer mit dem Weltbund zwar eng 
verbundenen, aber rechtlich und finanziell selbständigen Institution. Daß dieser Vor- 
schlag angenommen wurde und es zur Gründung der Stiftung kam, war zweifellos der 
besondere Beitrag dieser Vollversammlung zur ökumenischen Aufgabe des Welt- 
bundes. 














Allerdings waren, gedrängt durch die Ereignisse in der katholischen Kirche (Einbe- 
rufung und Vorbereitung des Zweiten Vatikanischen Konzils), die faktischen Entwick- 
lungen dem zum Teil bereits vorausgeeilt, Schon seit Beginn 1960 war Kristen E. 
Skydsgaard im Auftrag des Sonderausschusses als theologischer Forschungsbeauf- 
tragter tätig und widmete sich den Fragen des Verhältnisses zur katholischen Kirche. 
Dem Stab des LWB zugeordnet richtete er in Kopenhagen ein Institut für Ökumeni- 
sche Forschung ein. Zwei Jahre später trat George A. Lindbeck an seine Stelle. Beide 
waren Beobachter des LWB beim römischen Konzil, und schon 1962 lag die erste, 
sehr beachtete Publikation des Instituts vor: „Konzil und Evangelium“. 


All das paßte genau in die damalige ökumenische Situation. So fand dann auch der 
von Hermann Dietzfelbinger, dem Vorsitzenden des Sonderausschusses, der Vollver- 
sammlung in Helsinki unterbreitete Vorschlag zur Gründung einer „Lutherischen 
Stiftung für Ökumenische Forschung“, mitsamt dem Entwurf ihrer Verfassung, ein- 
stimmige Annahme. Mit der Gründung der Stiftung wurde das Kopenhagener Institut 
zu einem Institut der Stiftung und hat seit 1965 seinen Sitz in Straßburg. Schon bald 
beschäftigte es vier Forschungsprofessoren aus verschiedenen geographischen Berei- 
chen des Luthertums, Skandinavien, Nordamerika, Deutschland, Asien oder Afrika. 
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Das Institut für Ökumenische Forschung, 8 rue Gustave-Klotz, Straßburg, Frankreich. 


Für die Gesamtfrage nach dem „LWB in der ökumenischen Bewegung“ war die Grün- 
dung der Stiftung mit ihrem Institut in verschiedener Hinsicht von Bedeutung: 


1. Der Beschluß der Vollversammlung zur Gründung der Stiftung und deren Auf- 
rechterhaltung bis heute sind eines der kraft- und wirkungsvollen Zeichen für das öku- 
menische Anliegen des Weltbundes und der lutherischen Kirchen überhaupt. „Zweck 
dieser Stiftung ist es“ — so sagt die Verfassung — „zur Wahrnehmung der ökumenisch- 
theologischen Verantwortung der lutherischen Kirchen beizutragen“. 


2. Der Schwerpunkt der Arbeit von Stiftung und Institut liegt eindeutig auf der theo- 
logisch-ökumenischen Forschung. In der Verfassung heißt es: „Die Stiftung soll ihre 
Arbeit durchführen durch sachgemäße und kritis ische Forschung, sowohl 
historischer wie systematischer Art, auf Gebieten, in denen christliche Kirchen in Din- 
gen der Lehre und Kirchenordnung getrennt sind und kontroverstheologische Fragen 
bestehen.“ 






Erneut zeigt sich hier die besondere Prägung, die ökumenisches Bemühen nach luthe- 
rischer Überzeugung tragen muß. Es ist in erster Linie ein Ringen um die klar erkann- 
te und aussagbare Gemeinschaft im apostolischen Evangelium, aus dem die Kirche 
lebt. Dies sei, so hatte die Theologische Kommission es vertreten (s. 0.), der notwen- 
dige und verheißungsvolle Weg zur Einheit der bisher getrennten Kirchen, und auf 
diesem Weg sollten die Stiftung und das Institut mit ihrer theologisch-ökumenischen 
Forschung den lutherischen Kirchen dienen. 
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3. Die Verfassung der Stiftung, die der Vollversammlung vorgelegt und von ihr an- 
genommen wurde, spricht von ökumenisch-theologischer Forschung in enger Verbin- 
dung mit „Kontakten und Gesprächen mit Theologen aus anderen Kirchen“. 


Damit war auf der Vollversammlung ein für die weitere Zukunft wichtiges Stichwort 
gefallen, das auch E. Clifford Nelson am Schluß seines großen Vortrags über „Die 
Eine Kirche und die lutherischen Kirchen“ mit großem Nachdruck aufgenommen 
hatte. Anknüpfend an die Arbeit des Sonderausschusses für Ökumenische Forschung 
sagte er: „Forschung und Gespräch gehören zusammen“, und machte den „Vorschlag, 
diese Vollversammlung möge Schritte tun, um über die wichtige Aufgabe der For- 
schung hinaus zum Gespräch vorzustoßen“. „Ist nicht die Zeit reif dafür, daß die vor- 
dem gewiß nicht für ihren aggressiven Ökumenismus bekannte lutherische Kirche 
Gespräche von sich aus einleitete, statt in einer Haltung defensiver Zurückhaltung zu 
verharren, während andere Kirchen die ökumenische Initiative an sich reißen?“ so 
fragt er. Was er dabei im Auge hatte, waren ausdrücklich „bilaterale Gespräche“, 
„zweiseitige Begegnungen konfessioneller Gruppen..., z.B. von Lutheranern und 
römischen Katholiken, von Lutheranen und Reformierten...., von Lutheranern und 
Anglikanern“. 





Der Vorschlag zur Gründung der Stiftung für Ökumenische Forschung und der Vor- 
schlag von Clifford Nelson wurden in den Gruppendiskussionen der Vollversammlung 
zusammen erörtert. So sehr man dem ersten Vorschlag zustimmte, so unentschlossen 
zeigte man sich im Blick auf den zweiten. Es gab Stimmen für die Aufnahme bilate- 
raler interkonfessioneller Dialoge durch den LWB, aber es gab auch deutliche Stim- 
men, die das verneinten mit der formalen Begründung, der Weltbund überschritte 
damit die ihm übertragene Autorität und müsse solche bilateralen Gespräche den ein- 
zelnen Kirchen überlassen. 





So blieb es im Blick auf die Entscheidungen der Vollversammlung bei dem einmüti- 
gen Beschluß zur Gründung der „Lutherischen Stiftung für Ökumenische Forschung“. 
Die Schwelle zur Aufnahme bilateraler interkonfessioneller Dialoge dagegen konnte 
noch nicht überschritten werden. Bei manchen bestand offenbar die Meinung, wie es 
in einem der Gruppenberichte hieß, daß zwar „ökumenische Forschung Gespräche mit 
anderen Konfessionen voraussetze“, daß es aber am besten sei, „wenn innerhalb des 
Rahmens dieser Forschungen Gespräche geführt werden“. 





IV. DIE ENTSTEHUNG DER ÖKUMENISCHEN AGENDA 


Die ersten bilateralen Dialoge (1964-1974) 


Was auf der Vollversammlung in Helsinki erwogen wurde aber noch nicht entschieden 
werden konnte, entschied sich in den unmittelbar darauf folgenden Jahren: der Durch- 
bruch zu einer regelrechten „ökumenischen Agenda“, d. h. zu einer aktiven und direk- 
ten Beteiligung des Weltbundes in der ökumenischen Bewegung. 
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Das Gespräch mit den reformierten Kirchen 


Die ersten Schritte wenigstens zu einer Mitbeteiligung des Weltbundes an bereits lau- 
fenden bilateralen Dialogen wurden 1963/1964 getan. Und zwar vollzog sich diese 
Entwicklung in der Weise, daß der Weltbund auf dem Wege über seine Mitglieds- 
kirchen in den Dialog gleichsam hineingezogen wurde. 


Es ging um die lutherisch/reformierten Gespräche in Europa, die die Kommission für 
Glauben und Kirchenverfassung des ÖRK begonnen hatte und die mit den „Bad 
Schauenburger Gesprächen“ (1963-1967) in ein neues Stadium eingetreten waren. 
Auch jetzt behielt die Kommission für Glauben und Kirchenverfassung zunächst noch 
die Federführung, aber die Theologische Kommission und Abteilung des Weltbundes 
spielte dabei eine beratende Rolle und scheint auch organisatorisch die Gespräche 
unterstützt zu haben. Auf seiner Sitzung im September 1964 befürwortete das Exe- 
kutivkomitee diese Entwicklung. Es zeigte bald ein deutliches Interesse an den 
Gesprächen, vor allem an der Koordination unter den lutherischen Teilnehmern und an 
einer besseren Vertretung der skandinavischen Kirchen und der lutherischen Minder- 
heitskirchen. 








Nach dem Abschluß der „Bad Schauenburger Gespräche“ wurde der Weltbund noch 
stärker in das weitere Gespräch einbezogen. Die Auswertung der Reaktionen der 
Kirchen auf die Ergebnisse der Gespräche geschah durch eine Arbeitsgruppe (April 
1968), der Vertreter sowohl des LWB als auch des Reformierten Weltbundes angehör- 
ten. Man schlug vor, daß die beiden Weltbünde zusammen mit der Kommission für 
Glauben und Kirchenverfassung bei der Fortführung der Gespräche die organisatori- 
sche Verantwortung tragen sollten. Dabei war es angesichts der Reaktionen aus den 
Kirchen klar, daß es nicht nur bei theologischen Gesprächen bleiben, sondern daß es 
jetzt um die Frage der Verwirklichung von Kirchengemeinschaft gehen werde. 


„Kirchentrennung und Kirchengemeinschaft“ war dann auch das Thema der nächsten 
Gespräche (1969-1970). Sie führten schon bald zur „Leuenberger Konkordie“ (1973), 
dem großen Markstein in der Beziehung der beiden reformatorischen Kirchen, und 
damit zur Kirchengemeinschaft zwischen lutherischen, reformierten und unierten 
Kirchen in Europa. 





In der Zwischenzeit war es auch zu ersten Ansätzen eines Gesprächs des Weltbundes 
mit dem Reformierten Weltbund gekommen. Zunächst ging es freilich nur um einen 
ad hoc „Gemeinsamen Studienausschuß“, der im Januar 1968 zusammentrat, um die 
lutherisch/reformierten Gespräche vor allem in Europa und Nordamerika auszuwer- 
ten. Daraus aber wurde bald ein „Gemeinsamer lutherisch/reformierter Ausschuß“, 
der vom Januar 1970 bis 1975 mehrfach tagte und die Aufgabe hatte, die lutherisch/ 
reformierten Gespräche in den verschiedenen Ländern zu fördern und nach Mög- 
lichkeiten praktischer Verwirklichung des theologischen Konsenses, ja sogar einer 
„engeren Arbeitsverbindung zwischen den beiden Weltbünden“ selbst zu fragen. Zu 
einem regelrechten bilateralen Dialog zwischen den Weltbünden jedoch kam es noch 
nicht. 
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Der Dialog mit der römisch-katholischen Kirche 


Zur selben Zeit, als der Weltbund sich zunehmend in den lutherisch/reformierten 
Dialog seiner Mitgliedskirchen hineinnehmen ließ, hatte er im Blick auf die römisch- 
katholische Kirche bereits von sich aus Initiativen ergriffen. 


Die Anfänge dieses Dialogs liegen darin, daß der Weltbund drei Theologen — Kristen 
E. Skydsgaard, George A. Lindbeck und Vilmos Vajta — zu Beobachtern am Zweiten 
Vatikanischen Konzil ernannt hatte, die dem Exekutivkomitee regelmäßig berichteten. 
Auf seiner Sitzung im September 1964 lag dem Exekutivkomitee ein vertrauliches 
„Memorandum“ von Lindbeck vor. Aus ihm ging hervor, daß man von katholischer 
Seite (Sekretariat für die Einheit der Christen) die Fortsetzung der Kontakte auch über 
das Konzil hinaus wünschte. Als eine der Formen solch fortdauernder Kontakte erwog 
man die „Aufnahme von Gesprächen“ mit einzelnen konfessionellen Weltbünden, und 
zwar von Gesprächen bilateraler und kirchlich offizieller Art.. 


Das Exekutivkomitee nahm diesen Gedanken nicht sofort auf, sondern beauftragte 
zunächst den Generalsekretär, in Beratung mit einem kleinen Ausschuß als Verbin- 
dungsglied zum römischen Einheitssekretariat zu fungieren, falls dort eine Fortset- 
zung der Kontakte gewünscht werde. Noch im Herbst 1964 kam es zu einem Treffen 
im Einheitssekretariat. Es wurde eine gemeinsame Konsultation vorgeschlagen, die 
„die Möglichkeit und die möglichen Themen zukünftiger Kontakte und Gespräche“ 
prüfen sollte. Die Amtsträger stimmten diesem Vorschlag im Januar 1965 zu, und im 
Juni ernannte das Exekutivkomitee die lutherischen Teilnehmer einer „Gemeinsamen 
Arbeitsgruppe“, die schon im August — und dann noch einmal im April 1966 — in 
Straßburg tagte. Sie schlug die Bildung zweier gemeinsamer Studienkommissionen 
vor, die eine mit dem Thema „Das Evangelium und die Kirche“, die andere mit dem 
Thema „Die Theologie der Ehe und das Problem der Mischehen“. 








Damit war der Schritt zum „bilateralen internationalen Dialog“ getan, ein Novum in 
der Geschichte der ökumenischen Bewegung. Der internationale katholisch/lutheri- 
sche Dialog wurde so gleichsam zum „Vater“ aller späteren Dialoge dieser Art. 


Die gemeinsame Studienkommission über „Das Evangelium und die Kirche“ begann 
ihre Arbeit im November 1967 und beendete sie im Februar 1971 mit dem sogenann- 
ten „Malta-Bericht“. In seiner theologischen Klarheit, in der Weite seiner Thematik 
und in seiner ökumenischen Kühnheit ist dieses erste Dialogdokument für alle weite- 
ren Phasen des katholisch/lutherischen Dialogs wichtig, ja wegweisend geblieben. 
Belastend freilich war, daß sich „Sondervoten“ einer Reihe von katholischen 
Teilnehmern ergaben, die sich den weitreichenden Vorschlägen für eine eucharistische 
Gastbereitschaft nicht anschließen konnten. 


In die Zeit dieser ersten Gesprächsphase fiel die Vollversammlung von Evian (1970). 
Besonders an zwei Punkten gehört sie unmittelbar hinein in das beginnende Gespräch: 
In seiner Ansprache verwies Kardinal Willebrands, der Präsident des vatikanischen 
Sekretariats für die Einheit der Christen, auf die katholische Lutherforschung unserer 
Zeit und das gewandelte katholische Lutherbild. „Es ist gut”, so sagte er — sich auf 
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Die gemeinsame Arbeitsgruppe plant den Lutherisch/römisch-katholischen Dialog, Straßburg, 
August 1965. Am Tischende die beiden Vorsitzenden (/.) Bischof Hermann Dietzfelbinger aus 
München, lutherisch, und (r.) Kardinal Hermann Volk von Mainz, römisch-katholisch. 


einen Mann zu besinnen, dem die Rechtfertigungslehre der articulus stantis et caden- 
tis ecclesiae war. Er mag uns darin gemeinsamer Lehrer sein, daß Gott stets Herr blei- 
ben muß und daß unsere wichtigste menschliche Antwort absolutes Vertrauen und die 
Anbetung Gottes zu bleiben hat.“ 


Für den Weltbund waren Besuch und Vortrag Kardinal Willebrands die Gelegenheit, 
eine Vergebungsbitte an die katholischen Christen auszusprechen: „Wir bedauern auf- 
richtig, daß unsere römisch-katholischen Brüder durch solche polemische Darstel- 
lungen [ihrer Kirche und Theologie | gekränkt und mißverstanden worden sind. Mit 
Dankbarkeit erinnern wir uns der Erklärung Papst Pauls VI in der er seine Bitte 
um Vergebung aussprach für alle Kränkungen, die durch die römisch-katholische Kir- 
che geschehen sind. Im Gebet des Herrn bitten wir zusammen mit allen Christen um 
Vergebung. Laßt uns deshalb darauf bedacht sein, einander aufrichtig und in Liebe zu 
begegnen.“ 
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Das Gespräch mit der Anglikanischen Gemeinschaft 


Deutlicher noch als der lutherisch/katholische Dialog hatte das Gespräch mit der 
Anglikanischen Gemeinschaft in Initiativen des Weltbundes seinen Ursprung. Den 
Hintergrund bildeten die schwierig verlaufenden kirchlichen Unionsverhandlungen 
vor allem in Indien und Ostafrika. Der Gedanke eines Gesprächs mit der Anglika- 
nischen Gemeinschaft wurde darum auch zuerst von der Kommission für Weltmission 
ins Auge gefaßt (1963). Schon damals sprach man von „weltweiten anglikanisch- 
lutherischen Gesprächen“, allerdings spezifisch ausgerichtet auf die Frage des Amtes 
und Bischofsamtes, die sich in den Unionsverhandlungen als besonders schwierig 
erwiesen hatte. Die Theologische Kommission nahm das im selben Jahre auf. Vor die 
Vollversammlung in Helsinki gebracht wurde der Plan bejaht und in seiner Durch- 
führung den beiden Kommissionen überlassen. Diese ernannten, 1966, ein Komitee 
für anglikanisch-lutherische Gespräche, das im Oktober desselben Jahres in Loccum 
tagte in Verbindung mit einer Konsultation über „Übereinstimmungen und Unter- 
schiede zwischen anglikanischen und lutherischen Kirchen“. 





Die Empfehlung dieses Ausschusses, eine gemeinsame anglikanisch/lutherische 
Arbeitsgruppe zu schaffen mit dem Auftrag, Vorschläge für zukünftige „weltweite 
anglikanisch-lutherische Gespräche“ zu erarbeiten, wurde vom Exekutivkomitee im 
Juni 1967 bejaht. Das „Memorandum“ dieser Arbeitsgruppe vom November 1967 lag 
dann im Sommer 1968 der Lambethkonferenz und dem Exekutivkomitee vor und 
wurde von beiden angenommen. 


Auf anglikanischer Seite, besonders bei den Vertretern der Kirche von England, be- 
stand anfangs eine deutliche Zurückhaltung gegenüber einem weltweiten und bilate- 
ralen Dialog. Multilaterale Dialoge wie in der Kommission für Glauben und Kirchen- 
verfassung erschienen als geeigneter, und außerdem habe man ja schon das Gespräch 
mit der Evangelischen Kirche in Deutschland. Die Stimmen aus Nord- und Südame- 
rika gaben schließlich den Ausschlag. 


Der Dialog selbst begann 1970 und konnte, nach vier Sitzungen, bereits 1972 seinen 
Schlußbericht vorlegen, den sogenannten „Pullach-Bericht“. Obwohl die Problematik 
des Bischofsamtes weitgehend offen blieb, zeigte er doch die tiefe Gemeinschaft der 
beiden Kirchen in Glaube und Lehre und blieb in dieser Hinsicht grundlegend für alle 
späteren Gespräche. 


So markierten die zehn Jahre nach der Vollversammlung von Helsinki für den 
Weltbund den Durchbruch zu einer direkten und höchst aktiven Beteiligung an der 
ökumenischen Bewegung, vor allem in Form bilateraler theologischer Dialoge. Es 
ist bemerkenswert, daß es schon in dieser Anfangszeit zu Dialogergebnissen kam, 
die wegweisend blieben für alle weiteren Gespräche mit den drei Partnerkirchen. 
Das gilt nicht nur von der „Leuenberger Konkordie“, sondern ebenso für den luthe- 
risch/katholischen „Malta-Bericht‘“ und den anglikanisch/lutherischen „Pullach-Be- 
richt“, 
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V. RECHENSCHAFT ÜBER DIE ÖKUMENISCHE AGENDA 


Evian 1970 


Mitten in diese zehn Jahre fiel die Vollversammlung in Evian. Darin, daß die zweite 
ihrer drei Sektionen unter dem Thema „Ökumenische Verpflichtung“ sich ausschließ- 
lich ökumenischen Fragen widmete, spiegelt sich die Bedeutung der Entwicklungen, 
die sich seit Helsinki ergeben hatten. Besondere Aufmerksamkeit richtete sich auf das 
Verhältnis zu den reformierten Kirchen und zur römisch-katholischen Kirche, die 
durch Kardinal Willebrands vertreten war (s. 0.). 


Erneute Besinnung auf die ökumenische Aufgabe 


Sowohl die Aufnahme bilateraler Dialoge durch den Weltbund als auch das durch die 
ökumenische Öffnung der katholischen Kirche enorm belebte ökumenische Interesse 
und Engagement, das wie nie zuvor die einzelnen Kirchen bis in ihre Gemeinden 
durchdrang, schienen zwei Dinge nötig zu machen: einmal eine erneute, grundsätzli- 
che Besinnung auf die ökumenische Aufgabe, aber zugleich auch praktische öku- 
menische Richtlinien oder Handreichungen. Das war im Vorfeld der Vollversammlung 
deutlich geworden. 


Die Theologische Kommission setzte beides — auch im Vorausblick auf die kommen- 
de Vollversammlung — bereits 1967 auf ihre Tagesordnung. Nach gründlichen Vor- 
arbeiten widmete sie ihre gesamte Sitzung des Jahres 1969 dieser doppelten Aufgabe. 


Das Ergebnis waren zwei Dokumente: ein Studiendokument für die kommende Voll- 
versammlung mit dem Titel „Mehr als Einheit der Kirchen“ und, eng verbunden da- 
mit, „Ratschläge für ökumenische Begegnungen“ (1970). Beide Dokumente scheinen 
jedoch weder auf der Vollversammlung noch später die Bedeutung gewonnen zu 
haben, die man sich gewünscht hatte. 


Das Studiendokument ist in seinem Kapitel über „Grundsätze ökumenischer Bemü- 
hungen“ mit kaum drei Seiten wohl die klarste und geraffteste Beschreibung der 
besonderen Art lutherischen ökumenischen Bemühens, die je im Weltbund gegeben 
worden ist: 


CA 7 war auch hier der Bezugspunkt. Wieder ging es um beides: einerseits um „das 
zur Einheit Notwendige“, nämlich die Übereinstimmung in der Verkündigung des 
Evangeliums, das mit Hilfe der Rechtfertigungslehre beschrieben wird, ohne die tra- 
ditionell lutherische Terminologie der Rechtfertigungslehre absolutzusetzen (War- 
nung vor einer „konfessionalistischen Umklammerung des Evangeliums“); anderer- 
seits um „die uns geschenkte Freiheit“, die auch hier nicht restriktiv, sondern inklusiv 
verstanden wird, z. B. als Freiheit zur Übernahme des Bischofsamt oder zur Anerken- 
nung anderer geschichtlicher Bekenntnisse. 






Zugleich setzte das Studiendokument deutlich neue Akzente. Es verband schon in sei- 
nem ersten Kapitel die Einheit der Kirche mit der „Einheit der Menschen“. Außerdem 
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bezog es ausführlich die Beachtung der „säkularen“, bzw. „nicht-theologischen“ Fak- 
toren in das Bemühen um Einheit der Kirche ein (Kapitel II). 


Alles in allem verdient dieses Studiendokument mehr Beachtung, als man ihm damals 
geschenkt hat. 


Die Frage kirchlicher Unionsbildungen 


Auch die Frage, wie der Weltbund sich zu Unionsverhandlungen und eventuellen 
Unionsbildungen seiner Mitgliedskirchen mit anderen Kirchen verhalte, fand in Evian 
ihre Beantwortung. Sie war dem Weltbund immer wieder von seiten seiner indischen 
und ostafrikanischen Mitgliedskirchen, mit besonderer Schärfe aber von seiten des 
ÖRK und ihm nahestehender Organisationen gestellt worden. 


Die Frage war, ob der Weltbund sich der Unionsbildung seiner Mitgliedskirchen in 
den Weg stellte oder ob er ihnen diesen Weg freigab, sie vielleicht sogar dazu ermu- 
tigte. Das aber lief letztlich auf die Doppelfrage hinaus, ob der Weltbund eine Ver- 
einigung von Kirchen im Sinne der „organischen Union“, d.h. unter Zurücklassung 
ihrer bisherigen kont nellen Identität, grundsätzlich als eine legitime Form von 
Verwirklichung kirchlicher Einheit ansehen könne, und ob er eine Mitgliedskirche, die 
in eine solche Union eintrat, weiterhin als Mitgliedskirche betrachten und ihr seine 
Unterstützung zukommen lassen werde. 





Noch auf der Vollversammlung in Helsinki war es trotz allen Drängens nicht möglich 
gewesen, hier zu einer Antwort zu kommen. Man hatte die Dinge auf die nächste 
Vollversammlung verschoben. 


Der Vollversammlung in Evian lag nun der Vorschlag zu einer Erklärung vor, die jene 
Doppelfrage positiv beantwortete. Sie war von einem kleinen Ausschuß erarbeitet 
worden, dem auch Mitglieder des Exekutivkomitees angehörten. Die Vollversamm- 
lung nahm diesen Vorschlag an. Die entscheidende Aussage der Erklärung war: 
Vereinigung von Kirchen soll als echter Ausdruck der Einheit verstanden werden, so- 
bald die sich vereinigenden Kirchen einer Bekenntnis- und Glaubenserklärung zuge- 
stimmt haben, die ein rechtes Verständnis des Evangeliums, der Predigt und der Sakra- 
mentsverwaltung bezeugt. Die Teilnahme an der Gründung einer vereinigten Kirche 
sollte eine Mitgliedskirche nicht dazu führen, die Beziehungen zum LWB abzubre- 
chen, solange die Glaubenserklärungen der vereinigten Kirche mit der Lehrbasis des 
LWB im wesentlichen übereinstimmen.“ 





VII. WEITERE KLÄRUNGEN DER EINHEITSVORSTELLUNG UND 
ERNEUTE REFLEXIONEN ÜBER ÖKUMENISCHE METHODOLOGIE 


Von Evian (1970) nach Daressalam (1977) 


Die Zeit zwischen den Vollversammlungen in Evian und Daressalam war, sieht man 
auf die theologischen und ökumenischen Tätigkeiten des Weltbundes, die Zeit der 
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Studienkommission. Davon ist in diesem Band an anderer Stelle die Rede. Jedoch 
muß hier festgestellt werden, daß die Zielsetzungen und Methoden der Studienkom- 
ion — anders als zur Zeit der Theologischen Kommission — für die Fortsetzung der 
bisherigen ökumenischen Tätigkeit des Weltbundes, gelinde gesagt, nicht sonderlich 
günstig waren. Man konnte sich schon damals des Eindrucks schwer erwehren, daß 
seitens der Studienkommission wohl für den Weltbund als vorzügliches „Instrument“, 
nicht aber für den „Lutherischen Weltbund“ in seinem Wesen und seiner Existenz 
wirkliches Verständnis und Interesse bestand. 


Das hätte auch das bisherige ökumenische Engagement des Weltbundes empfindlich 
treffen können, wenn nicht die Sorge dafür weitgehend aus der Studienkommission 
ausgewandert wäre. Das Sekretariat für interkonfessionelle Forschung blieb zwar 
strukturell innerhalb der Studienkommission und -abteilung, aber es schuf sich bzw. 
erhielt innerhalb des Exekutivkomitees einen „Ständigen Ausschuß für ökumenische 
Beziehungen“, der es beriet. Überhaupt erwies es sich in dieser Situation als wichtig, 
daß die wesentlichen Entscheidungen in ökumenischen Dingen ohnehin dem Exeku- 
tivkomitee zukamen. Auch war es wichtig, daß sich mehr als bisher eine enge und 
fruchtbare Arbeitsverbindung des Genfer Sekretariats für interkonfessionelle For- 
schung zum Straßburger Institut für Ökumenische Forschung entwickelte. 

















Das Konzept der „Einheit in versöhnter Verschiedenheit“ 


So konnten sich die Vertreter sowohl des Genfer interkonfessionellen Sekretariats als 
auch des Straßburger Instituts gemeinsam an der neuen Debatte um ökumenische 
Zielvorstellungen beteiligen, zu der es Anfang der siebziger Jahre in einem großen 
Maßstab kam. 


Den Anlaß zu dieser Debatte gab eine formelle Anfrage der Kommission für Glauben 
und Kirchenverfassung an die damals noch als „‚Konfessionelle Weltbünde“ bezeich- 
neten Weltweiten Christlichen Gemeinschaften. Vor allem veranlaßt durch die schnell 
an Zahl und Bedeutung zunehmenden bilateralen ökumenischen Dialoge, die sich 
außerhalb des ÖRK vollzogen und auf internationaler Ebene durch die konfessionel- 
len Weltbünde getragen wurden, mußte sich die Frage nach der gemeinsamen öku- 
menischen Zielvorstellung stellen. 


Im Jahre 1974 kam es zu zwei Konsultationen der Weltbünde unter Beteiligung von 
Vertretern des ÖRK. Der Gedanke einer „konziliaren Gemeinschaft von Kirchen“ 
wurde durchaus begrüßt. Aber der Gedanke, daß die in der „konziliaren Gemein- 
schaft“ sich zusammenschließenden Kirchen im Sinne „organischer“, d.h. transkon- 
fessioneller Unionsbildungen „vereinigte Ortskirchen“ zu sein hätten, stieß auf ent- 
schiedenen Widerstand. Genau darauf aber zielte die Vorstellung der Kommission für 
Glauben und Kirchenverfassung: „Die konziliare Gemeinschaft bedarf der organi- 
schen Union“, sie „setzt organische Union voraus“, so war dort gesagt worden, 











Demgegenüber entwickelten die konfessionellen Weltbünde eine Schau von Einheit, 
die die Legitimität solcher transkonfessioneller Unionsbildungen zwar keineswegs 
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verneinte (s. o. „Die Frage kirchlicher Unionsbildungen“), wohl aber deren Anspruch 
ablehnte, die einzig legitime Form örtlicher Einheitsverwirklichung zu sein. Sie ver- 
traten demgegenüber die Auffassung, daß bei der Verwirklichung kirchlicher Einheit 
die Verschiedenheit konfessionellen Erbes und konfessioneller Identität durchaus 
bewahrt bleiben könne, vorausgesetzt daß sie ihren „exklusiven“ und „trennenden 
Charakter verliert“. In diesem Sinne sprach man von einer „Schau einer Einheit, die 
den Charakter der ‚versöhnten Verschiedenheit‘ besitzt“. Der Gedanke der „Einheit in 
versöhnter Verschiedenheit“ ist seitdem eins der wichtigen Konzepte ökumenischen 
Denkens. Die Vertreter des LWB hatten daran wesentlichen Anteil. 


Es war darum naheliegend, daß die Vollversammlung in Daressalem den Gedanken 
der Einheit in „versöhnter Verschiedenheit“, wie er von den konfessionellen Welt- 
bünden entwickelt worden war, positiv aufnahm, ohne ihn freilich damit „offiziell 
anzunehmen“. 


Ökumenische Methodologie: ökumenische Rezeption 
und gelebte Gemeinschaft (Koinonia) 


An einem zweiten Punkt war die Zeit zwischen Evian und Daressalam in ökumeni- 
scher Hinsicht für den Weltbund wichtig, auch wenn sich das vielleicht erst heute und 
in Zukunft erweisen wird. Es handelt sich um die „Studie über ökumenische Metho- 
dologie“, Sie war vom Exekutivkomitee 1972 der Studienkommission zugewiesen 
worden mit einer zunächst recht komplexen Zielbestimmung, die dann aber in einem 
von der Studienabteilung und dem Straßburger Institut gemeinsam verfaßten „Grund- 
satzdokument“ klarer präzisiert wurde. 


Im Zentrum stand die Frage, wie die in den interkonfessionellen Dialogen erarbeite- 
ten Lehrkonsense zur „praktischen Verwirklichung von Kirchengemeinschaft“ führen 
können, zur — so hieß es immer wieder — „Koinonia als gelebter Gemeinschaft“. Es 
ging also um das, was man zu jener Zeit als „ökumenische Rezeption“ zu bezeichnen 
begann. Allein schon die Tatsache, daß diese beiden, damals noch wenig gebräuch- 
lichen Begriffe „Rezeption“ und „Koinonia“ im Mittelpunkt standen, macht diese 
Studie bedeutsam. 





Wichtig war vor allem, daß beide Begriffe eminent praxisbezogen gebraucht wurden. 
Es ging um die Frage, wie Rezeption konkret vollzogen wird und wie Koinonia sich 
im Leben der Kirchen und Christen — im Gottesdienst, in den kirchlichen Strukturen, 
im Amt, in Zeugnis und Dienst in der Welt — verwirklicht und äußert. Der Stimmungs- 
hintergrund war die schon damals sich ausbreitende ökumenische „Ernüchterung“ und 
ihr gegenüber die Entschlossenheit, es „nicht bei den theologischen Ergebnissen (öku- 
menischer Dialoge) allein zu belassen“. 





Dabei wurde die Methode theologischer Dialoge und ökumenischer Konsensbildung 
keineswegs abgewertet. Man konnte ihr sogar „Priorität“ zubilligen. Aber ihr zur Seite 
und sie „ergänzend“ müsse eine Methode stehen — so hieß es —, die „induktiv“, „empi- 
risch“, „kontextuell“, „situations- und ortbezogen“ vorgehe und die geeignet sei, auch 
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die „nicht-lehrhaften Faktoren“ zu erfassen, die das Verhältnis der Kirchen zuein- 
ander, sei es zum Schlechten oder zum Guten, mitbestimmen. Eine solche Methode 
aber verlange die Heranziehung der Sozialwissenschaften. 


In dieser Hinsicht paßte die Studie und was sie beabsichtigte in die Gesamtmethodik 
der Studienkommission, widerstand aber doch deren Einseitigkeiten und dem Trend, 
die Methode interkonfessioneller Lehrdialoge und theologischer Konsensbildung 
beiseitezuschieben und die gesuchte Einheit auf Aktionsgemeinschaft hin zu ver- 
engen. 





Gewiß erforderte das auch grundsätzliche Überlegungen. Diese wurden auf einer 
Konsultation (1976) angestellt und in einem Konsultationsbericht zusammengef: 
Aber letztlich konzentrierte sich alles auf die Durchführung von „Fall-Studien“. Sie 
sollten vor Ort und unter Selbstbeteiligung der örtlichen Kirchen „das Zusammenspiel 
zwischen theologisch-dogmatischen und nicht-theologischen (z. B. historischen, kul- 
turellen, soziopolitischen, rassischen, ethnischen und persönlichen) Faktoren sowie 
die Bedeutung der Fragen der Kirchenstruktur bei der Bemühung um die Einheit der 
Kirche aufdecken“. Sie sollten aber nicht nur analysieren, sondern auch effektiv im 
Rezeptionsprozeß und bei der Verwirklichung „gelebter Koinonia“ weiterhelfen und 
dafür „ökumenische Modelle“ entwickeln. 





Diese Fallstudien wurden auch durchgeführt, blieben aber, wie selbstkritisch zugege- 
ben wurde, irgendwie stecken. Man habe „das differenzierte Instrumentarium dieser 
Methode noch nicht hinreichend angewandt“, außerdem habe es an den nötigen 
„Ressourcen“ gefehlt, so hieß es. 


Alles in allem scheint es, als sei dieses Gesamtbemühen um Rezeption damals noch 
verfrüht gewesen zu sein. Die theologischen Dialoge zwischen den Kirchen waren 
dafür noch nicht weit genug fortgeschritten. In der gegenwärtigen Situation dagegen 
sieht das ganz anders aus. Alles weist darauf hin, daß zumindest die Grundanliegen der 
damaligen Methodologie-Studie, d.h. das Bemühen um „ökumenische Rezeption“ 
und um Verwirklichung „gelebter Koinonia“ heute eine unübersehbare Dringlichkeit 
gewonnen haben. 


VIII. DAS CONFESSIO AUGUSTANA JUBILÄUM (1980) 


Das Jahr 1980 war der 450. Jahrestag der Confessio Augustana. In einem Maße, wie 
man es nicht erwartet hatte, gestaltete sich dieser Jahrestag in vielen Ländern zu einem 
ökumenisch geprägten Jubiläum. Paradigmatisch war eine vom Straßburger Institut 
veranstaltete internationale Konsultation über „Das Augsburgische Bekenntnis im 
ökumenischen Kontext“ (1978), an der namhafte Vertreter aller Kirchen teilnahmen, 
mit denen der Weltbund im Dialog steht. Sie zeigte, wie der Konsultationsbericht sagt, 
„eine eindeutig positive Gesamtbeurteilung dieses lutherischen Bekenntnisses“. „Man 
war sich darin einig“ — so heißt es — „daß die Confessio Augustana von 1530, obwohl 
sie damals in ihrer ökumenischen Absicht scheiterte, heute einen sehr wertvollen Aus- 
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gangspunkt für das ökumenische Gespräch darstellt, ein ökumenisches Potential, ein 
nach Inhalt, Geist und Methode bedeutendes ökumenisches Dokument.“ 


Besonders stark war die römisch-katholische Beteiligung an diesem Jubiläum. Das 
hatte seine Grund vor allem darin, daß in den Jahren vor dem Jubiläum von namhaf- 
ten katholischen Theologen der Gedanke einer „katholischen Anerkennung der Con- 
fessio Augustana“ geäußert und zur Diskussion gestellt worden war. Auf der Vollver- 
sammlung des Weltbundes in Daressalam (1977) hatte der Vertreter des vatikanischen 
Sekretariats für die Einheit der Christen diesen Gedanken vorgetragen. In einer Erklä- 
rung begrüßte die Vollversammlung diese Initiative und brachte „die Bereitschaft des 
LWB zum Ausdruck, mit der römisch-katholischen Kirche in einen Dialog über diese 
Frage einzutreten“ und „alle Studien über diese Thematik ... sorgfältig [zu] begleiten 
und [zu] fördern“. 





In den folgenden Jahren kam es zu einer intensiven Diskussion und zu zahlreichen 
Veröffentlichungen über diese Frage. Besonders wichtig waren einmal die, unter 
Federführung des Straßburger Instituts entstandene umfangreiche Untersuchung 
lutherischer und katholischer Theologen „Confessio Augustana. Bekenntnis des ei- 
nen Glaubens“ (1980), zum anderen die Stellungnahme der Gemeinsamen Römisch- 
katholisch/evangelisch-lutherischen Kommission Alle unter einem Christus‘“ 
(1980). 


Sie bildeten den Hintergrund für den Hirtenbrief der deutschen katholischen Bischöfe 
„Dein Reich komme“ vom Januar 1980, in dem es von der Confessio Augustana heißt: 
„Es ist an der Zeit, mit Dank gegen Gott alles zu bejahen, was sich in diesem Be- 
kenntnis wie im heutigen Zeugnis unserer evangelischen Brüder an christlicher Sub- 
stanz findet. Freuen wir uns, daß wir nicht nur einen Teilkonsens in einigen Wahr- 
heiten entdecken können, sondern eine Übereinstimmung in zentralen Glaubenswahr- 
heiten. Das läßt uns die Einheit auch in den Bereichen unseres Glaubens und Leben 
erhoffen, in denen wir bis zur Stunde noch getrennt sind.“ Dieses Wort wurde von 
Papst Johannes Paul II. in seiner Ansprache in Mainz (November 1980) aufgenommen 
und von ihm in der folgenden Zeit bei anderen Gelegenheiten wiederholt. 











Das war eine überaus bedeutsame Aussage. Sie markierte einen Höhepunkt im Ge- 
spräch zwischen Luthertum und Katholizismus, den man nicht wieder aus dem Auge 
verlieren sollte. 


IX. FORTFÜHRUNG DER BISHERIGEN 
UND AUFNAHME NEUER DIALOGE 


1973-1995 


Die in der Zeit vor Evian (1970) vom Weltbund begonnenen Dialoge (s. 0.) wurden 
fortgeführt. Zur Aufnahme weiterer Dialoge, wie die Vollversammlung von Evian sie 
der zukünftigen Studienabteilung nahegelegt hatte, kam es aber erst, als nach Dares- 
salam (1977) die Studienkommission sich neu konstituiert hatte. 
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Die Fortführung der Dialoge mit Reformierten, Katholiken und Anglikanern 


Zu einem regelrechten bilateralen Dialog mit dem Reformierten Weltbund kam es erst 
mit der „Gemeinsamen lutherisch/reformierten Kommission“, die von 1985 bis 1988 
arbeitete. Sie schloß ihre Arbeit mit einem umfassenden Bericht — „Auf dem Weg zur 
Kirchengemeinschaft“ (1989) — ab, dessen Bedeutung vor allem darin lag und liegt, 
daß er den gemeinsamen Glauben beschreibt und den lutherischen und reformierten 
Kirchen, die noch nicht in Kirchengemeinschaft stehen, die Verwirklichung dieser 
Kirchengemeinschaft nachdrücklich anempfiehlt. 





Der Dialog des Weltbundes mit der römisch-katholischen Kirche wurde in z. T. neu 
zusammengesetzten Kommissionen weiter fortgeführt. Die zweite Gesprächsphase 
(1973-1984) erbrachte vor allem Konsensdokumente über „Das Herrenmahl“ (1978), 
über „Das geistliche Amt in der Kirche“ (1981) und ein Gesprächsdokument über For- 
men und Phasen katholisch /lutherischer Kirchengemeinschaft mit dem Titel „Einheit 
vor uns“ (1984). Die nächste Gesprächsphase (1986-1993) widmete sich dem Thema 
„Kirche und Rechtfertigung“ (Bericht 1994), Seit dem Beginn der vierten Gesprächs- 
phase im September 1995 trägt die Gemeinsame Kommission die offizielle Bezeich- 
nung „Lutherisch/katholische Kommission für die Einheit“, 























Das bereits von der lutherisch/katholischen „Gemeinsamen Arbeitsgruppe“ (1965/ 
1966; s.o.) vorgeschlagene Gespräch über „Die Theologie der Ehe und das Problem 
der Mischehen“ verzögerte sich. Einmal erwartete man eine Stellungnahme des Vati- 
kans zur Mischehen-Frage, die dann auch erfolgte (Motu Proprio Pauls VI. „Matri- 
monia mixta“, 1970), zum anderen erschien es möglich und angezeigt, ein solches 
Gespräch zusammen mit dem Reformierten Weltbund durchzuführen. Nach zwei Vor- 
bereitungskonsultationen zwischen Vertretern der beiden Weltbünde (1969 und 1970) 
begann dieser „trilaterale“ Dialog 1971, und er beendete seine Arbeit 1976 mit dem 
Dokument „Die Theologie der Ehe und das Problem der Mischehen“. 


Auch der Dialog des Weltbundes mit der Anglikanischen Gemeinschaft setzte sich 
weiter fort, zunächst in Gestalt einer „Gemeinsamen Arbeitsgruppe“, die sich zweimal 
traf und 1983 ihren Bericht veröffentlichte, seitdem als „Internationaler anglikanisch/ 
lutherischer Fortsetzungsausschuß“, Dieser fortgesetzte Dialog hat sich als besonders 
fruchtbar und verheißungsvoll erwiesen. Der Bericht von 1983 bietet mit seiner De- 
finition von “voller Gemeinschaft” (full communion) eine klare Beschreibung des 
Ziels, das sich der anglikanisch/lutherische Dialog gesetzt hat. 


AUFNAHME NEUER DIALOGE 


Das Gespräch mit dem Methodistischen Weltbund 


Die Gemeinsame Lutherisch/Methodistische Kommission begann im Jahre 1979 ihre 
Arbeit. Sie erstreckte sich über insgesamt fünf Sitzungen und kam 1984 mit dem 
gemeinsamen Dokument „Die Kirche: Gemeinschaft der Gnade“ zum Abschluß. 
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Auch dieses Gespräch hat grundlegende und bleibend wichtige Klärungen im Ver- 
hältnis zwischen Methodismus und Luthertum gebracht und dabei die Breite der be- 
stehenden Gemeinsamkeiten in Glaube und Lehre klar bewußt gemacht. Aber auch die 
bestehenden Unterschiede wurden deutlich angesprochen vor allem im Verständnis 
von Rechtfertigung, Heiligung und bleibendem Sündersein der Christen. Die Kom- 
mission neigte dazu, hier vorwiegend Unterschiede der „Akzentsetzung“ zu sehen. Sie 
ging aber nicht so weit, hier und an einigen anderen Punkten eine Übereinstimmung 
zu behaupten, die bereits jetzt volle Gemeinschaft zwischen den beiden Kirchen recht- 
fertigt und fordert. „Es gibt einige Fragenbereiche, die unserer Meinung nach weite- 
rer Erforschung und Erörterung bedürfen“, so heißt es. Wohl aber werden die Kirchen 
aufgefordert, Schritte auf die volle Gemeinschaft hin zu tun. Schon jetzt wird ihnen 
empfohlen, „offiziell Kanzeltausch und gegenseitige Gastfreundschaft am Tisch des 
Herrn“ zu beschließen. In der Tat wurde inzwischen sowohl in Deutschland wie in 
Norwegen und Schweden volle Abendmahlsgemeinschaft zwischen Lutheranern und 
Methodisten erklärt. 


Das Gespräch mit der Orthodoxen Kirche 


Die Gemeinsame Lutherisch/Orthodoxe Kommission konstituierte sich im Jahre 
1981. Freilich geht der Gedanke eines pan-orthodox /lutherischen Gesprächs sehr viel 
weiter zurück. Schon 1967 war es zu wechselseitigen Besuchen zwischen Vertretern 
des LWB und des Ökumenischen Patriarchats gekommen, bei denen erste Pläne für 
einen beginnenden Dialog erörtert wurden, und 1968 sprach sich die Vierte Pan- 
Orthodoxe Konferenz in Chambesy für die Einberufung einer Gemeinsamen 
Kommission aus. 


Seitdem war der Gedanke eines lutherisch/orthodoxen Gesprächs im LWB nie mehr 
aus den Augen verloren worden. Im März 1974 kam es zu einer lutherisch/orthodo- 
xen Konsultation in Straßburg. Die Fortsetzung wechselseitiger Besuche wurde emp- 
fohlen und die Ernennung von Kontaktpersonen erwogen. Der Weltbund unterstützte 
die Errichtung eines Dokumentationszentrums für Orthodoxie an der Universität Er- 
langen. Später beschäftigte er sich wiederholt mit der „filioque“-Frage, zu der die 
Vollversammlung in Curitiba (1990) eine Erklärung verabschiedete, die in erster Linie 
den liturgischen Gebrauch des Nizänums betraf. 


Ausschlaggebend für die Bildung der Gemeinsamen lutherisch/orthodoxen Kommis- 
sion war schließlich die formelle Einladung des Ökumenischen Patriarchen zu einem 
internationalen Dialog (1977), die vom Exekutivkomitee im selben Jahre angenom- 
men wurde. Die Ernennung der 14 lutherischen Kommissionsmitglieder erfolgte 
1978, eine im Vergleich zu anderen Dialogkommissionen sehr hohe Teilnehmerzahl. 
Sie ergab sich aus der gleichfalls hohen Zahl orthodoxer Mitglieder, die aus Gründen 
pan-orthodoxer Repräsentanz nötig war. 


Nach mehrerer Vorbereitungtreffen von Orthodoxen und Lutheranern unter sich in den 
Jahren 1978, 1979 und 1980 fand 1981 die erste Sitzung der Gemeinsamen Kommis- 
sion statt. Ihr folgten bis 1993 sechs weitere Sitzungen. Im Abstand von je zwei Jahren 
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BETEN” 
Vierte Sitzung der Gemeinsamen lutherisch-orthodoxen Kommission in der Orthodoxen Aka- 
demie auf Kreta, Griechenland, Mai bis Juni 1987. 


wurden drei kurze Texte verabschiedet: „Die göttliche Offenbarung“ (1985), „Schrift 
und Tradition“ (1987) und „Kanon und Inspiration der Heiligen Schrift“ (1989). Es 
liegt auf der Hand, daß dieses Gespräch sich noch in seinen Anfängen befindet. 


Das Gespräch mit dem Baptistischen Weltbund 


Zu dem schon auf der Vollversammlung in Evian (1970) empfohlene Gespräch mit 
dem Baptistischen Weltbund kam es erst in den Jahren 1986-1989. 


Das Gespräch zielte nicht auf die Frage der Verwirklichung kirchlicher Gemeinschaft. 
Es ging vielmehr darum, „Wege zur Überwindung gegenwärtiger Schwierigkeiten 
vorzuschlagen und Wege zur Verbesserung des gegenseitigen Wissens, der gegen- 
seitigen Achtung und Zusammenarbeit zwischen unseren Kirchen/Gemeinden zu 
empfehlen“. Dabei spielte auch die Frage der lutherischen Lehrverurteilungen des 
16. Jahrhunderts gegen die Anabaptisten eine wichtige Rolle. 





Das Schlußdokument des Gesprächs, Frucht eines intensiven theologischen Ringens, 
zeigt in der Tat wichtige Gemeinsamkeiten auf, besonders im Verständnis von Glaube 
und Gnade, aber auch im Verständnis von Kirche, von Autorität in der Kirche und 
kirchlichem Amt. Aber zugleich zeigt es, daß das „‚symbolhaft gewordene Problem der 
Taufe“, besonders die „umstrittenste Frage (d.h. die Beurteilung der Kindertaufe 
durch Baptisten)... nicht gelöst werden konnte“. Diese Spannung wird dadurch ver- 
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schärft, daß man von baptistischer Seite auf das „Problem der unterschiedslosen 
Taufe“ im lutherischen Bereich verweist. 


Das Gespräch mit den Adventisten 


Dieses Gespräch ist das jüngste unter allen interkonfessionellen Gesprächen des Welt- 
bundes. In seiner Zielsetzung ist es am ehesten dem baptistisch/lutherischen Gespräch 
vergleichbar: es geht um besseres gegenseitiges Verstehen, um Überwindung stereo- 
typer Auffassungen voneinander, um Herausstellung der Glaubensgrundlagen und um 
genaue Identifizierung der wirklichen und vermeintlichen Reibungspunkte. Die erste 
Konsultation (1994) diente der Sondierung und der Planung weiterer drei Konsultatio- 
nen in den kommenden Jahren (1996-1998). 





Studien über Pfingstkirchen, charismatische Bewegung 
und evangelikale Bewegung 


Die Empfehlung der Vollversammlung in Evian, eine „Studie“ über die Pfingstkirchen 
durchzuführen, wurde vom Straßburger Institut aufgenommen. Sie war zunächst ein- 
gebunden in die umfassendere Studie des Instituts über „Neue transkonfessionelle 
Bewegungen“ (1976), die sich mit charismatischen, evangelikalen und aktionsorien- 
tierten Bewegungen be igte. Aber darüber hinaus kam es zu zwei gesonderten 
Veröffentlichungen des Instituts über die charismatische Bewegung (Carter Lindberg: 
„The Third Reformation? Charismatic Movements and the Lutheran Tradition“, 1983, 
und „Charismatische Erneuerungsbewegungen und die lutherische Tradition“, 1985) 
und zu einer sehr eingehenden und von deutlicher Sympathie getragenen Darstellung 
der evangelikalen Bewegung (Mark Ellingsen: „The Evangelical Movement. Growth, 
Impact, Controversy, Dialog“, 1988). 





Die nationalen Dialoge und die multilateralen Gespräche 
der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung 


Mit allen Kirchen, mit denen der LWB auf internationaler Ebene Dialoge führt, gibt 
es — abgesehen von den Adventisten — auch nationale Dialoge seiner Mitgliedskirchen. 
Der Weltbund hat sich gewissenhaft darum bemüht, diese beiden Formen der Dialoge 
miteinander zu verzahnen und in Beziehung zu setzen. Das ist auch gelungen. Die 
positive Wechselwirkung zwischen nationalen und internationalen Dialogen läßt sich, 
auch anhand der Dialogdokumente, leicht konstatieren. Nennenswerte Unterschiede, 
geschweige denn Diskrepanzen gab es nicht. 


Besonders wichtig für die Dialoge des Weltbundes waren die zahlreichen nationalen 
Gespräche mit Reformierten, die Gespräche mit Anglikanern (in Nordamerika, 
Skandinavien, Deutschland) und mit orthodoxen Kirchen (in Finnland, Deutschland, 
Nordamerika), vor allem aber die katholisch/lutherischen Dialoge in den USA und in 
Deutschland. 


Ähnlich enge Verbindungen gab es zu den multilateralen Gesprächen innerhalb der 
Kommission für Glauben und Kirchenverfassung, vor allem zu der sogenannten 
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„Lima-Erklärung“ über Taufe, Eucharistie und Amt (1982). Verweise auf diese Erklä- 
rungen durchziehen fast alle Berichte der LWB-Dialoge. 


X. „DAS ZIEL DER EINHEIT“ UND DIE WIEDERAUFNAHME 
DES KOINONIA/COMMUNIO- GEDANKENS 


Von Budapest (1984) nach Curitiba (1990) 


Zwanzig Jahre aktiver Beteiligung in der ökumenischen Bewegung, dazu die Voll- 
versammlung in Budapest waren Anlaß und Gelegenheit für den Weltbund, im Lichte 
bisheriger Erfahrungen seine wiederholten Überlegungen über das Ziel ökumeniscl 
Bemühens in einer „Erklärung“ zusammenzufassen. Sie sollte zugleich Rechen: 
über das vergangene und Orientierung für das zukünftige ökumenische Bemühen sein. 





Diese Erklärung der Budapester Vollversammlung über „Das Ziel der Einheit“ fiel in 
eine Zeit, in der sich die ökumenische Renaissance des neutestamentlich-altkirchli- 
chen „Koinonia/Communio“-Gedankens abzuzeichnen begann. 


Wie bereits dargestellt (s.o.) verstand sich das ökumenische Konzept „Kirchenge- 
meinschaft“, wie es vor allem von der Theologischen Kommission in den fünfziger 
Jahren entwickelt und später weitergeführt wurde, ausdrücklich als Aufnahme des 
neutestamentlichen und altkirchlichen „koinonia/communio“-Gedankens. Die Arbei- 
ten von Werner Elert wirkten damals direkt und indirekt auf die Überlegungen der 
Theologischen Kommission ein. Jahre danach, auf der Vollversammlung in Helsinki 
(1963), war es der Vortrag von E. Clifford Nelson über „Die Eine Kirche und die luthe- 
rischen Kirchen“, der den „koinonia“-Begriff ausdrücklich wieder aufnahm. Später 
erschien dieser Begriff erneut und programmatisch in der bereits erwähnten Studie 
über „Ökumenische Methodologie“ (s. o.) nunmehr in besonderer Ausrichtung auf 
die — auch in gesellschaftlichen Bezügen — „gelebte koinonia“. 


Das waren gleichsam die drei Stationen in der Geschichte des Weltbundes, an denen 
der „koinonia/communio“-Begriff als solcher begegnete und reflektiert wurde, also 
zum Teil lange bevor er seit Mitte der achtziger Jahre mehr und mehr zu einem der ge- 
bräuchlichsten und zugleich zentralen ökumenischen Begriffe wurde. 





Dieser Begriff „Gemeinschaft/communion“ ist eindeutig der Zentralbegrifl der Erklä- 
rung über „Das Ziel der Einheit“, der in dem kurzen Text darum auch wiederholt, ins- 
gesamt achtmal begegnet. Er schließt so gut wie alle Dimensionen und Aspekte ein, 
die dem „koinonia/communio“-Begriff eignen, wie er in den Jahren darauf bis zu den 
Vollversammlungen des Weltbundes in Curitiba und des ÖRK in Canberra (1990) und 
der Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfassung in Santiago de Compostela 
(1993) entfaltet wurde: die trinitarische und die eschatologische Dimension, die 
Gemeinschaft im Glauben, in den Sakramenten und im kirchlichen Amt, das gemein- 
same Bekennen und Zeugnisgeben, die Gemeinsamkeit in Gottesdienst und Fürbitte 
für alle Menschen, die der Gemeinschaft innewohnende Vielfalt und Verschiedenheit, 
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die Solidarität mit Armen und Unterdrückten, die gemeinsame Verantwortung für Welt 
und Gesellschaft und auch den notwendigen strukturellen Aspekt von Gemeinschaft. 


Mit dieser Erklärung hat der Weltbund — zum ersten Male in seiner Geschichte — eine 
prägnante Beschreibung des Ziels seiner ökumenischen Bemühungen gegeben. Sie 
steht ohne Zweifel auf den Schultern der Einheitsformel der ÖRK-Vollversammlung 
in Neu-Delhi (1961) und ist sich dessen bewußt. Sie ist aber zugleich etwas wie deren 
Fortschreibung vor allem — aber nicht allein — dort, wo es um das Verhältnis von Ein- 
heit und Verschiedenheit geht. Ebenso wie die Einheitsformel von Neu-Delhi Fort- 
schreibungen erfahren hat, so ist auch die Erklärung von Budapest für Fortschreibun- 
gen und Neuakzentuierungen offen, Aber bis auf weiteres kann sie als das gelten, was 
sie sein wollte: als Rechenschaft über das bisherige und Orientierung für das fortge- 
hende ökumenische Bemühen des Weltbundes. 





XI. DER BISHERIGE ERTRAG DER DIALOGE 


Blickt man auf die Dialoge des Weltbundes unter gleichzeitiger Berücksichtigung der 
von seinem Mitgliedskirchen geführten Dialoge, so bietet sich ein komplexes und 
zugleich in fortdauernder Bewegung befindliches Bild, das hier nur in seinen Haupt- 
linien beschrieben werden kann. 


Zunächst wird man fünf allgemeine Beobachtungen machen und Tatsachen konstatie- 
ren können: 


1. Die seit den sechziger Jahren sehr intensivierte Beteiligung des LWB in der öku- 
menischen Bewegung, besonders in Form bilateraler Dialoge, ist von den Mitglieds- 
kirchen befürwortet und nicht in Frage gestellt worden. Man kann zwar immer wieder 
Stimmen hören, die eine gewisse Engführung des ökumenischen Engagements auf 
den theologischen Dialog kritisieren. Eine solche Kritik ist nicht ganz von der Hand 
zu weisen. Auch gibt es kritische Beurteilungen der Dialogergebenisse im einzelnen, 
Aber in beiden Fällen richtete sich die Kritik nicht gegen die Dialoge als solche. 








2. Man darf sagen, daß sich der Modus „bilateraler‘“ Dialoge bewährt hat. Die anfäng- 
liche Befürchtung mancher, diese Form der Gespräche, die die spezifischen 
Kontroversfragen zwischen zwei Kirchen gezielt und direkt ins Auge faßt und ohne 
Mittbeteiligung anderer, gleichsam „neutraler“ und „neutralisierender“ Partner, werde 
nur zu einer Erneuerung und Verhärtung bisheriger Konflikte führen, hat sich nicht 
verwirklicht. Keiner der Dialoge mußte abgebrochen werden. Auch wenn es in ein- 
zelnen Fällen enttäuschte Erwartungen und Ernüchterungen gab, ist bisher doch kei- 
ner der Dialoge gescheitert. 


3. Jeder der Dialoge hat im Blick auf das Verhältnis der jeweiligen Partnerkirchen ge- 
zeigt und bewußt gemacht, wie groß die Gemeinsamkeit in Glaube, Lehre und Leben 
auch zwischen noch getrennten Kirchen ist. Der Bereich dessen, was die Kirchen 
trennt, wird dadurch in seinem wirklichen, d. h. in seinem deutlich begrenzten Ausmaß 
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erkennbar, Die Trennung zwischen den verschiedenen Kirchen wurzelt nicht in einer 
radikalen, alles in die Trennung einbeziehenden und alles vergiftenden „Grunddiffe- 
renz“. 


4. Eine ähnliche Beobachtung gilt von den kontroversen Einzelproblemen als sol- 
chen. Man wird im Rückblick auf die Dialoge kaum eine Kontroversfrage benennen 
können, in der sich der Dissens als „total“ erwiesen hätte. Stets zeigte sich, daß in jeder 
dieser kontroversen Einzelfragen, bevor der eigentliche Dissens-Bereich beginnt, sich 
diesem Dissens-Bereich ein Bereich wichtiger gemeinsamer Grundüberzeugungen 
vorordnete. Das hob den Dissens zwar keineswegs auf, aber es zeigte doch die 
Grenzen und das begrenzte Ausmaß des Dissenses, und zugleich zeigte es mögliche 
Ansatzpunkte zu seiner Überwindung. 

















5. Bei der Erörterung der einzelnen Kontroversfragen zielten die Dialoge nicht auf die 
völlige Aufhebung jeglicher Verschiedenheit. Das Ziel war dann erreicht, wenn ge- 
meinsam erkannt war und gesagt werden konnte, daß die bestehenden Verschieden- 
heiten ihre kirchentrennende Schärfe verloren haben. Dann war in dieser Frage der zur 
Einheit notwendige und zugleich hinreichende „Konsens“ erreicht. 


6. Diesem Verständnis von „ökumenischem“, d.h. zur kirchlichen Einheit erforderli- 
chem Konsens entspricht das letzte und umfassende Ziel der Dialoge. Sofern es sich 
um Dialoge handelt, die auf die Verwirklichung kirchlicher Gemeinschaft abzielen 
und nicht nur ein besseres gegenseitiges Verstehen erreichen wollen, verstehen sie die- 
ses Ziel als eine „Gemeinschaft zwischen verschiedenen Kirchen“, gleichgültig mit 
welchem Begriff sie dieses Ziel auch bezeichnen mögen, ob als „Kirchengemein- 
schaft“, „volle Gemeinschaft (full communion)“ oder als „Einheit in versöhnter Ver- 
schiedenheit“. 


Damit stehen wir vor der Frage: Wieweit sind die einzelnen Dialoge vorgestoßen? Was 
haben sie bisher erreicht? 


Die Antwort darauf kann nur eine differenzierende Antwort sein, und diese Diffe- 
renzierung zwischen den einzelnen Dialogen ist nicht immer eindeutig. 


Sieht man auf das Gesamtspektrum der geführten Dialoge, so heben sich zunächst 
deutlich die beiden äußersten Punkte des Spektrums ab: 


Auf der einen Seite steht der Dialog mit den reformierten Kirchen (s.o.). Dieser 
Dialog ist bislang der einzige, von dem gesagt werden kann, daß er die kirchentren- 
nenden Kontroversfragen überwunden hat. Das zeigt sich nicht nur daran, daß in vie- 
len Ländern zwischen Reformierten und Lutheranern Kirchengemeinschaft verwirk- 
licht wurde. Auch der internationale Dialog zwischen dem Lutherischen und dem 
Reformierten Weltbund hat das bestätigt. Er konnte darum alle lutherischen und refor- 
mierten Kirchen, die noch nicht in Kirchengemeinschaft miteinander leben, auffor- 
dern und ermutigen, diesen Schritt zu tun. 





Auf der anderen Seite des Spektrums steht das eben erst begonnene Gespräch mit den 
Adventisten (s.0). Sein Ziel ist — bislang — nicht die Herstellung von Kirchengemein- 
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schaft. Es geht vielmehr um ein besseres gegenseitiges Verstehen, um Herausstellung 
der gemeinsamen Glaubensgrundlagen, um Überwindung von Spannungen zwischen 
den Kirchen, um genauere Identifizierung der Kontrovers- und Reibungspunkte und 
um Möglichkeiten der Zusammenarbeit. Auch das Gespräch mit den baptistischen 
Kirchen hat sich bislang noch nicht ausdrücklich die Herstellung von Kirchengemein- 
schaft zum Ziel gesetzt. 


Innerhalb dieser beiden äußeren Punkte des Spektrums liegen die übrigen Dialoge. 


Man wird sagen können, daß der Dialog mit den Anglikanern (s. o.) sich auf interna- 
tionaler wie nationaler Ebene zumal in den letzten 15 Jahren als besonders fruchtbar 
und verheißungsvoll erwiesen hat. Schon die erste Gesprächsphase des internationa- 
len Dialogs (1970-1972) hatte bestätigt, daß letztlich nur die Frage des Bischofsamtes 
einer vollen Kirchengemeinschaft im Wege steht. 


Der Dialog mit den Methodisten (s.o.) ist in letzter Zeit alles in allem in den Schatten 
getreten. Jedoch im Lichte der Tatsache, daß inzwischen sowohl in Deutschland als 
auch in Norwegen und Schweden Kirchen- bzw. Abendmahlsgemeinschaft zwischen 
Lutheranern und Methodisten erklärt worden ist, sollte der Weltbund den Dialog mit 
dem Methodistischen Weltrat wieder aufnehmen und prüfen, wieweit er auch seine 
anderen Mitgliedskirchen zur Verwirklichung von Kirchengemeinschaft mit methodi- 
stischen Kirchen auffordern und ermutigen kann. 





Der wichtige Dialog mit den Orthodoxen Kirchen des Ostens (s. o.) hat sich auf inter- 
nationaler Ebene bislang als besonders langwierig erwiesen. Er steckt ohne Zweifel 
noch in den Anfängen, und die Erörterung der kirchentrennenden Fragen hat bislang 
kaum begonnen. Hier sind die bereits länger dauernden nationalen Gesprächen, etwa 
in Deutschland, in Nordamerika und vor allem in Finnland weiter forgeschritten. Aber 
es erweist sich als schwierig, die Ergebnisse nationaler Gespräche, wie z. B. zwischen 
der Finnischen Lutherischen Kirche und der Russisch Orthodoxen Kirchen, in den 
Dialog mit der Gesamtheit Orthodoxer Kirchen einzubringen. 


Derjenige unter allen Dialogen, dem über nahezu drei Jahrzehnte hinweg theologisch 
und organisatorisch die größte Aufmerksamkeit zugewandt wurde, war seitens des 
Weltbundes — aber auch seitens seiner Mitgliedskirchen — ohne Zweifel der Dialog mit 
der römisch-katholischen Kirche (s. o.). Seit 1967 wurde dieser Dialog ohne nennens- 
werte Pausen kontinuierlich fortgesetzt. Im Mittelpunkt standen auch hier die kir- 
chentrennenden Kontroversfragen, aber zugleich kam es zu gemeinsamen Erklärun- 
gen über die Confessio Augustana und über Luther. Eines der Dialogdokumente be- 
handelte sogar — weit vorausgreifend — die Fragen einer Verwirklichung katholisch/ 
lutherischer Kirchengemeinschaft. 


Ziel dieses Dialogs ist, wie wiederholt erklärt wurde und wie es sich in der neuen Be- 
zeichnung der Gemeinsamen Kommission ausspricht, die „Einheit“ zwischen beiden 
Kirchen. Zentrale Kontroversfragen wie Rechtfertigungslehre und Verständnis des 
Herrenmahls wurden, auf internationaler und nationaler Ebene, wiederholt behandelt 
mit substantiell denselben positiven Ergebnissen. Dasselbe gilt von der Frage des 
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kirchlichen Amtes, wenn man von den geschichtlichen Ausformungen des Amtes im 
Bischofs- und Papstamt einmal absieht. Diese Situation ruft danach, daß die hier er- 
reichten Dialogergebnisse kirchlich rezipiert und damit festgeschrieben werden, um 
von da aus die noch offenen Fragen weiterzubehandeln. 


XII. AUFGABEN UND PERSPEKTIVEN 


Sieht man zurück und folgt man der Entwicklung, die der Weltbund in der Wahrneh- 
mung seiner ökumenischen Verpflichtung durchlaufen hat, so heben sich gleichsam 
von selbst zwei Aufgaben ab. 


Fortführung der Dialoge 


Die erste Aufgabe ist die beharrliche Fortführung der einzelnen bilateralen Dialoge bis 
zu dem Punkt, an dem der Weltbund sich vor allem theologisch in der Lage sieht, in 
eigener Verantwortung seinen Mitgliedskirchen zu empfehlen und sie dazu zu ermu- 
tigen, Kirchengemeinschaft mit den jeweiligen Partnerkirchen aufzunehmen. Das gilt 
zumindest im Blick auf all jene Dialoge, die sich die Verwirklichung von Kirchen- 
gemeinschaft zum Ziel gesetzt haben. Dem wird in der Regel vorausgehen, daß ein- 
zelne Mitgliedskirchen einen solchen Schritt bereits von sich aus vollzogen haben. 
Diese Wechselbeziehung zwischen Weltbund und Mitgliedskirchen entspricht dem 
Selbstverständnis des LWB. 


Ein solcher „Dialog-Endpunkt“, wie er im lutherisch/reformierten Dialog bereits er- 
reicht wurde (s.o.), ist im Blick auf die anglikanischen Kirchen (s. o.) kein fernliegen- 
des Ziel mehr. Das gilt ebenfalls vom Dialog mit den Methodisten (s.o.). Man sollte 
auch diesen Partner nicht mehr loslassen oder aus den Augen verlieren, selbst wenn 
sich gegenwärtig etwas wie eine Dialogpause ergeben hat. 


‚Anders liegen die Dinge im Blick auf den Dialog mit der römisch-katholischen Kirche 
und mit den orthodoxen Kirchen des Ostens (s. 0.). Obwohl zwischen beiden Dialogen 
eine erhebliche „Ungleichzeitigkeit“ besteht in dem Sinne, daß der Dialog mit den 
Orthodoxen noch in den Anfängen steht, der Dialog mit den Katholiken dagegen in 
wichtigen Kontroversfragen bereits zu Verständigungen geführt hat, ist in beiden Fäl- 
len jener „Dialog-Endpunkt“ noch kein Nahziel. 


Dennoch bietet der lutherisch/katholische Dialog ein besonderes Bild. Einerseits for- 
dert er ohne Zweifel seine geduldige und gründliche Fortführung auf nationaler wie 
weltweiter Ebene, andererseits aber zeigt er Ergebnisse, die im Laufe des Dialogs so 
oft bestätigt wurden, daß sie aus der Sicht des kirchlich theologischen Dialogs als de- 
finitiv angesehen werden können. Diese „dialogdefiniten“ Ergebnisse gilt es „festzu- 
schreiben“ und sie dadurch zu schützen vor immer neuen Infragestellungen, denen 
solche Ergebnisse nun einmal ausgesetzt sind und bleiben. 





Hier bedarf es, wie immer wieder in der Geschichte der Kirche und nicht zuletzt der 
lutherischen Kirchen, kirchlicher Lehrerklärungen, die die Kirchen als verbindlich 
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betrachten, auch wenn sie damit die fortgehende theologische Diskussion weder 
abbrechen wollen noch abbrechen können. 


Die kirchliche Rezeption der Dialogergebnisse 


Solche Akte sei es einer umfassenden oder einer nur partiellen kirchlichen Bestätigung 
der Dialogergebnisse liegen in der Logik offizieller zwischenkirchlicher Dialoge, wie 
der Weltbund sie zu führen sich entschied. Zu meinen, solche Akte grundsätzlich nicht 
vollziehen zu können, würde darauf hinauslaufen, diese Dialoge nachträglich zu 
freien theologischen Gesprächen herabzustufen. 








Damit steht der Weltbund vor einer neuen, von ihm bislang kaum in Angriff genom- 
mene ökumenischen Aufgabe: der kirchlichen Rezeption der in den zwischenkirch- 
lichen Dialogen erreichten theologischen Verständigung. 


Wie der Weltbund nach der Vollversammlung in Helsinki die Schwelle von theolo- 
gisch-ökumenischer Forschung zu kirchlich-ökumenischem Dialog überschritt (s. 0.), 
so wird er auch in irgendeiner Weise vom Dialog zur kirchlichen Rezeption der 
Dialogergebnisse fortschreiten müssen. Denn die ökumenische Verantwortung, zu der 
der LWB sich von Anfang an bekannt hat, kann nicht bereits damit als erfüllt betrach- 
tet werden, daß sie eine Reihe interessanter aber kirchlich unverbindlicher und fol- 
genloser Konsensdokumente hervorgebracht hat. Seine ökumenische Verantwortung 
wird es dem Weltbund nicht gestatten, sich von dem Bemühen um kirchliche Rezep- 
tion der erreichten Konsense zu dispensieren, und das um so weniger, als das Bewußt- 
sein kirchlicher Zusammengehörigkeit und Handlungsfähigkeit sich im Weltbund ver- 
tieft und auf der Vollsammlung in Curitiba auch einen verfassungsmäßigen Ausdruck 
gefunden hat. 


Dennoch wird man vermutlich — wie in Helsinki — die Frage stellen, ob der Weltbund 
damit seine Vollmacht überschreite. Das tut er aber ohne Zweifel nicht, wenn er so 
verfährt wie oben angedeutet wurde und wie er im Blick auf das lutherisch/refor- 
mierte Verhältnis bereits zu verfahren scheint: Er kann in eigener Verantwortung er- 
klären und theologisch begründen, daß z. B. zwischen Reformierten und Lutheranern 
oder zwischen Anglikanern und Lutheranern die bislang trennenden Fragen der Lehre 
und des Amtes überwunden sind und daß er darum seinen Mitgliedskirchen empfiehlt 
und sie ermutigt, in Kirchengemeinschaft mit reformierten und anglikanischen Kir- 
chen einzutreten, sofern sie das nicht bereits von sich aus getan haben. Oder er kann 
in eigener Verantwortung erklären und theologisch begründen, daß z.B. bestimmte, 
bislang trennende Kontroversfragen zwischen Luthertum und Katholizismus über- 
wunden sind und daß er seinen Mitgliedskirchen empfiehlt und sie ermutigt, sich einer 
solchen Erklärung anzuschließen oder sie ihrerseits abzugeben. 


Die Sorge, daß bei einem solchen Vorgehen Differenzen zwischen den einzelnen Mit- 
gliedskirchen entstehen, die die Gemeinschaft des Weltbundes gefährden, erscheint 
im Lichte der Wirklichkeit als unbegründet und künstlich. Denn seit geraumer Zeit 
lebt diese Gemeinschaft mit der Tatsache, daß es in ihr viele Kirchen gibt, die von sich 
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aus bereits wichtige und verbindliche ökumenische Entscheidungen getroffen haben, 
ohne daß diese von allen Mitgliedskirchen des Weltbundes bislang nachvollzogen 
wären. Auch die Erklärung der Vollversammlung von Evian, daß Mitgliedskirchen, 
die eine Union mit nicht-lutherischen Kirchen gebildet haben, im Weltbund bleiben 
können (s. 0.), ist in diesem Zusammenhang von unmittelbarer Relevanz. 


Ganz ähnliches gilt von der Sorge, die Entwicklung einzelner bilateraler Dialoge 
könne die Entwicklung anderer stören und so das Gesamtnetz der Dialoge aus der 
Balance bringen. Auch diese Sorge um „Kompatibilität“ der Dialoge ist weitgehend 
künstlich und voreilig. Sie vergißt leicht, daß alle Dialoge sich in Bewegung auf das 
ökumenische Ziel hin befinden und nicht statische Größen sind, deren Abstände oder 
Beziehungen man eindeutig messen oder bestimmen kann, 








Aber die große Aufgabe „ökumenischer Rezeption“ reicht weit hinaus über die die for- 
male kirchliche Rezeption von Dialogergebnissen. Es geht — um den zentralen Begriff 
der Studie über „Ökumenische Methodologie" (s. 0.) aufzunehmen - zugleich und vor 
allem um die konkrete Verwirklichung von „gelebter Koinonia“ zwischen den bislang 
getrennten Kirchen, Gemeinden und Christen. Da aber konkret „gelebte Koinonia“ 
etwas eminent Situationsbezogenes ist, könnte ein „Weltbund“, der nun einmal den 
konkreten örtlichen Situationen ferner steht als seine einzelnen Mitgliedskirchen, hier 
an die Grenzen seiner Möglichkeiten stoßen. Dennoch wird es eine der wichtigen 
zukünftigen Aufgaben sein, zu prüfen und danach zu suchen, auf welche Weise der 
Weltbund auch hier seinen Kirchen dienen und seine ökumenische Verantwortung 
wahrnehmen kann. 





Dabei könnte e: h durchaus ergeben, daß erneut über „Kirchengemeinschaft/Koi- 
nonia“ und damit über das ökumenische Ziel nachgedacht werden muß. Die Vollver- 
sammlung von Budapest hatte unter Aufnahme aller vorausgegangenen Überlegungen 
dieses Ziel mit ihrer Erklärung „Das Ziel der Einheit“ (s.o.) umrissen. In erneuten 
Überlegungen wird es nicht darum gehen, diese Erklärung zurückzulassen, sondern 
sie fortzuschreiben und ihr damit neue Orientierungskraft für die Zukunft zu ver- 
leihen. 


Harding Meyer 


Mit Dank an Lars Thunberg und Eugene L. Brand 
für das Gegenlesen dieses Beitrags. 
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8. KAPITEL 


Dimensionen der Gemeinschaft: 
Universalität und Gleichberechtigung im LWB 


Im Wachstum des Lutherischen Weltbundes in den fünf Jahrzehnten seines Bestehens 
spiegelt sich auf eine deutliche, wenn auch bisweilen ambivalente Weise die Bewe- 
gung des zwanzigsten Jahrhunderts auf mehr Gleichberechtigung hin wider. 





Der Anspruch, eine weltweite Gemeinschaft zu sein, ist alt. Seit der Gründung des 
Lutherischen Weltkonvents im Jahre 1923 wird er erhoben. Gleichwohl nahmen noch 
an der Gründungsvollversammlung des LWB in Lund 1947 mit Ausnahme weniger 
Delegierter aus China und Indien nur solche aus Europa und Nordamerika teil. Erst 
seit der Achten Vollversammlung in Curitiba 1990 ist es erforderlich, daß die Hälfte 
der LWB-Ratsmitglieder aus den Mitgliedskirchen in der südlichen Hemisphäre kom- 
men muß. 


Ein ähnliches Ergebnis ergibt sich mit Blick auf die Frauen. In Lund betrug der Anteil 
der Frauen 2,8 Prozent aller Delegierten; möglicherweise lag er sogar noch darunter. 
Auf der Vollversammlung in Budapest 1984 wurde dagegen ein Frauenanteil von 
40 Prozent für die nächste Vollversammlung und für die Neunte Vollversammlung von 
50 Prozent gefordert. Auch die Anzahl der Jugenddelegierten ist angestiegen. 


Wie ist es zu diesen Veränderungen gekommen? Eine erste vorläufige Antwort kann 
auf die gesellschaftlichen Entwicklungen verweisen. Zweifellos hängt es mit ihnen 
zusammen, daß in den letzten Jahrzehnten deutlicher auf Gleichberechtigung geach- 
tet wird; daß der Beitrag der Nichttheologen, der Jugendlichen und der Menschen mit 
Behinderungen besser gesehen wird. Hängt es jedoch nur mit säkularen Bewegungen 
zusammen, daß der LWB an diesen Veränderungen teilhatte? Oder entstand im Welt- 
bund selbst im Verlauf seines Zusammenwachsens zu einer Gemeinschaft ein neues 
Bewußtsein — und ein entsprechendes Engagement — authentischer Universal: 
Antwort auf diese Fragen ist mehrschichtig, und die in diesem Kapitel beschriebene 
Entwicklung verlief nicht ohne Auseinandersetzungen. Die Kirchenleiter aus den Nor- 
den waren nicht ohne weiteres bereit, von ihrem Einfluß etwas abzugeben. Auch im 
Lutherischen Weltbund zeigt sich das Beharrungsvermögen etablierter Machtstruk- 
turen, das allen Institutionen zu eigen ist. Doch Veränderungen fanden — wie langsam 
und stockend sie auch gekommen sein mögen — im LWB statt, und in ihnen spiegelt 
sich der Einsatz für Gerechtigkeit und Menschenrechte ebenso wie ein tieferes 
Verständnis des Wesens der Communio. Im folgenden soll beschrieben werden, wie 
die Kirchen aus dem Süden, die Frauen, die Jugendlichen sowie die Menschen mit 
Behinderungen für Gleichberechtigung gestritten haben. Und es soll gezeigt werden, 
daß die Gleichberechtigung trotz aller Fortschritte noch nicht das Maß erreicht hat, das 
dem einer wirklichen Gemeinschaft entspricht. 
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Eine Demonstration zur Rolle der Frauen im LWB am 27. Juli 1984 während der Vollversamm- 
lung in Budapest. 


DIE LUTHERISCHEN KIRCHEN DES SÜDENS 


Von Anfang an sollte der Lutherische Weltbund eine weltweite Organisation sein. Vor 
1923 wurde nur auf regionaler Basis versucht, lutherische Zusammenschlüsse zu 
gründen. Zum Beispiel bildeten in den Vereinigten Staaten die lutherischen Kirchen 
1918 den Lutherischen Nationalrat (National Lutheran Council/NLC). In Europa war 
die Situation völlig anders. In den nordeuropäischen Ländern gab es neben den luthe- 
rischen Staats- oder Volkskirchen überhaupt keine anderen größeren christlichen Kir- 
chen. In Deutschland bestanden dagegen Landeskirchen, die aus den Territorien der 
Reformationszeit hervorgegangen waren. Diese Landeskirchen hatten sich schon 1868 
in der „Allgemeinen Evangelisch-Lutherischen Konferenz“ zu einem lockeren Ver- 
bund zusammengeschlossen, doch beschränkte sich ihre Zusammenarbeit auf die ge- 
wachsenen politischen Grenzen. 








Nach dem Ersten Weltkrieg waren die Kirchen Europas vor allem mit dem Wieder- 
aufbau beschäftigt. Diese Aufgabe stellte sich als so enorm heraus, daß die Zusam- 
menarbeit über die nationalen Grenzen hinweg ausgedehnt werden mußte. Insbeson- 
dere mußten die Ressourcen der vom Krieg verschonten lutherischen Kirchen in 
Nordamerika und in Nordeuropa mit den unter den Zerstörungen besonders leidenden 
Kirchen in Deutschland geteilt werden. In dieser Situation sandten der Lutherische 
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Nationalrat in den USA (NLC) und die Schwedische Kirche den Kirchen des Kon- 
tinents personelle und materielle Unterstützung. Die auf diese Weise entstandenen 
Kontakte und die Erfahrungen der Hilfeleistung führten 1923 zu der Bildung des 
Lutherischen Weltkonvents als einer Organisation zur Wahrnehmung engerer Zusam- 
menarbeit zwischen den lutherischen Kirchen auf beiden Seiten des Atlantiks. 


Auf der dritten Tagung des Lutherischen Weltkonvents in Paris 1935 deutete sich eine 
gewisse Erweiterung der Perspektive über Europa und Nordamerika hinaus an. So 
stellte es sich jedenfalls aus der Perspektive von Lund dar. 


Diese Einschätzung stammt allerdings aus der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg, der 
überdies weitaus verheerender war als der Krieg von 1914-1918. Es waren die Erfah- 
rungen dieses großen Krieges und das Wissen, daß das Luthertum auf den Missions- 
feldern Asiens, Afrikas und Lateinamerikas überlebt hatte, welches die lutherischen 
Kirchen Europas und Nordamerikas davon überzeugte, bei der Gründung des Luthe- 
rischen Weltbundes 1947 die Führung zu übernehmen. 








Es gab damals den, wenn auch nur leise vorgebrachten Wunsch, in den neuen Welt- 
bund auch Kirchen aufzunehmen, die außerhalb der Nordatlantikregion lagen, Die 
Frage war aber: Wo waren diese Kirchen, und wer waren ihre Leiter? Es gab in der 
später „Dritte Welt“ genannten Region nur wenige etablierte lutherische Kirchen. Im 
übrigen gab es in Afrika und Asien nur lutherische Missionen und in Lateinamerika 
‚che lutherische Einwanderergemeinden. Es ließ sich darum gar nicht vermei- 
aß die Vollversammlung von Lund mehr oder weniger eine Versammlung von 
Delegierten aus Europa und Nordamerika war. Die wenigen Vertreter des Südens 
waren Missionare und ein paar asiatische Kirchenleiter, 








Doch schon in der am 1. Juli 1947 einstimmig angenommenen Verfassung des Welt- 
bundes ist die Perspektive einer darüber hinausgehenden Öffnung zu erkennen. 


Die Mitgliedschaft in der neuen Organisation sollte jeder lutherischen Kirche in der 
Welt offenstehen, die bereit war, die Verfassung des Weltbundes anzunehmen. Das 
war ein bedeutender Schritt fort von der Beschränkung auf Europa und Nordamerika, 
wie sie den Lutherischen Weltkonvent geprägt hatte. 





Mit dieser Perspektive vor Augen hatten die Gründungsväter der Vollversammlung 
von Lund lutherische Kirchen in China und Indien eingeladen. Missionare aus Bri- 
tisch-Guyana, Madagaskar und Südafrika nahmen ebenfalls teil, doch kamen keine 
einheimischen Vertreter der lutherischen Gemeinden aus diesen Regionen. 


Die Delegierten aus China und Indien nahmen, auch wenn sie nur gering an Zahl 
waren, aktiv an der Vollversammlung teil. Peng Fu, Präsident der Lutherischen Kir- 
che in China, war einer der Prediger im Festgottesdienst im Dom zu Lund. S.W. 
Savarimuthu von der Evangelisch-Lutherischen Tamilkirche in Madras, Indien, war 
einer der Hauptreferenten der Vollversammlung (Lund, S. 144-46). In ihrer Mitwir- 
kung kam die Anerkennung dafür zum Ausdruck, daß auch die Kirchen jenseits der 
Grenzen Europas bzw. Nordamerikas einen Beitrag zum Weltbund zu leisten ver- 
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mochten. Und dies, obwohl sie aus Gesellschaften kamen, die sich von denen der nor- 
datlantischen Länder stark unterschieden und in einer Kultur beheimatet waren, die 
mit der des „christlichen Abendlandes“ wenig gemeinsam hatte. Mehr noch: Sie ka- 
men aus winzigen Minderheitskirchen in Ländern, in denen die ältesten religiösen 
Traditionen der Welt zu Hause waren. Kaum einer der Delegierten in Lund konnte ihre 
Erfahrung religiöser Isolierung wirklich nachvollziehen. 








Das Bemühen des Weltbundes um Universalität kam auch in der Tatsache zum Aus- 
druck, daß Joel Lakra, Präsident der Evangelisch-Lutherischen Gossnerkirche in In- 
dien, in das erste LWB-Exekutivkomitee gewählt wurde. Die dahinterstehende Frage 
nach der Bedeutung von Universalität und Gleichberechtigung, die heute mit großer 
Selbstverständlichkeit diskutiert wird, wurde in Lund jedoch weder thematisiert noch 
geklärt. Ging es nur um die Teilnahme an Zusammenkünften wie der Vollversamm- 
lung und offiziellen Komiteetagungen? Oder wollte man die volle Vertretung der 
Mitgliedskirchen auf allen wichtigen Veranstaltungen des Weltbundes erreichen? Wel- 
ches Gewicht sollten Frauen und Jugendliche in den Delegationen der einzelnen Kir- 
chen haben? In der Perspektive von Lund war es selbstverständlich, daß ohne Kir- 
chenleiter „Repräsentation“ nicht denkbar war, das aber schränkte die Teilnahme von 
Frauen und Jugendlichen erheblich ein. Erst sehr viel später und unter dem Druck der 
Frauen- und Jugendbewegung wurden die angesprochenen Fragen aufgegriffen. Eine 
Antwort war nicht zu gewinnen ohne schmerzliche Auseinandersetzungen. 






Auf der Zweiten Vollversammlung in Hannover 1952 ergriff das Exekutivkomitee des 
LWB erstmals konkrete Schritte, um dem universalen Selbstverständnis des Weltbun- 
des auch organisatorisch eine sichtbare Gestalt zu geben. Der Anstoß dazu ging von 
leitenden LWB-Mitarbeitern aus, die Kirchen in der südlichen Hemisphäre besucht 
hatten. Der Wunsch war entstanden, daß auf der Vollversammlung Menschen aller 
Hautfarben vertreten sein sollten. Schließlich hatte der LWB seit der Ersten Vollver- 
sammlung 14 neue Kirchen als Mitglieder aufgenommen. Unter ihnen waren Kirchen 
aus Indien, Brasilien, Britisch-Guayana, Argentinien und Japan. In Hannover waren 
außerdem akkreditierte Delegierte aus Indonesien und offizielle Besucher aus lutheri- 
schen Kirchen in Chile, Madagaskar und Südafrika. Darüber hinaus entsandten Mis- 
sionswerke Vertreter lutherischer Missionen in Äthiopien, Liberia, Südrhodesien, 
Südwestafrika und Tanganjika. Frauen sucht man freilich unter ihnen vergeblich. 
Gleichwohl war die Zweite Vollversammlung spürbar repräsentativer für das Welt- 
luthertum, als dies noch in Lund der Fall gewesen war. 





Unter Hinweis darauf, wie wichtig es sei, die Zusammenarbeit unter allen lutherischen 
Kirchen zu stärken, machten in Hannover die australischen Delegierten darauf auf- 
merksam, daß keineswegs alle Kirchen, auch wenn sie bereits mit dem LWB zusam- 
menarbeiteten, beschlossen hätten, diesem auch beizutreten. Auf ihre Anregung hin 
wurde das Exekutivkomitee beauftragt zu untersuchen, welche Kategorien für das 
Verhältnis einer Kirche zum Weltbund denkbar seien — als beratende, mitarbeitende 
oder assoziierte Mitglieder. Dabei ging man von der Voraussetzung aus, daß unter 
allen Umständen Artikel 2 der Verfassung als „bekenntnismäßige Grundlage“ und als 
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„Norm ihres Lehrens und Lebens“ (ebd., S. 24) anzuerkennen sei. Auf der Dritten 
Vollversammlung in Minneapolis im Jahre 1957 berichtete das Exekutivkomitee über 
diesen Punkt. Es vertrat die Ansicht, daß es schwierig, vielleicht sogar unmöglich sei, 
mehr als eine Form der Mitgliedschaft vorzusehen, ohne Gefahr zu laufen, damit zu 
„zweierlei Graden von lutherischen Kirchen [zu] gelangen“ (Offizieller Bericht der 
Dritten Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes, Minneapolis 1957, S. 183— 
84). Das Exekutivkomitee schlug aber der Vollversammlung vor, kleineren luthe- 
rischen Gruppierungen den Status von „anerkannten Gemeinden“ zu gewähren. 


Vier südamerikanische Gemeinden in Ecuador, Kolumbien, Peru und Venezuela 
erhielten diesen Status. Darüber hinaus wurden Kirchen aus Hongkong, Mexiko, 
Madagaskar und Tanganjika in Minneapolis als volle Mitglieder in den Weltbund auf- 
genommen. Die Zahl der offiziellen Teilnehmer aus Nichtmitgliedskirchen belief sich 
auf dieser Vollversammlung auf 125, einschließlich Vertreter von kirchlichen Orga- 
nisationen in Asien, Südamerika und Afrika (ebd. S. 213, 231-235). So war die Dritte 
Vollversammlung des LWB die repräsentativste Vollversammlung des ersten Jahr- 
zehnts. 





Auf der Vollversammlung in Helsinki wurden elf neue Kirchen aus Äthiopien, Eritrea, 
Südrhodesien, Südafrika, Südwestafrika und Tanganjika als Vollmitglieder aufgenom- 
men; eine Gemeinde in Bolivien erhielt den Status einer anerkannten Gemeinde (Offi- 
zieller Bericht der Vierten Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes, Helsinki 
1963, S. 61-67, 107- 109, 562). Der Generalsekretär des Weltbundes Kurt Schmidt- 
Clausen sagte in seinem Bericht mit Blick auf die neuen Mitgliedskirchen, „noch mehr 
als bisher [werde] damit der interkontinentale, völkerverbindende Charakter des 
Lutherischen Weltbundes unterstrichen“ (ebd., S. 70). 





Das in Helsinki gewählte Exekutivkomitee bestand aus 19 Personen, fünf davon aus 
den jüngeren Kirchen der südlichen Hemisphäre: Bischof Leonard Auala, Namibia; 
Bischof Rajah Manikam, Indien, der auch unter den ersten Vizepräsidenten des Welt- 
bundes aus dem Süden war; Bischof Stefano Moshi, Tanganjika; Ernesto Schlieper, 
Brasilien, und Bernhard Silitonga, Indonesien. Der au Jent des LWB, 
Franklin Clark Fry, schrieb im Rückblick auf Helsinki folgendes: „Alle anderen 
Erinnerungen werden übertönt durch die Stimmen einer gewaltigen Schar gelber und 
schwarzer, weißer und brauner Menschen aus Ost und West, die in den Lauten von 
sechs Kontinenten und in einem halben Hundert Sprachen einstimmten in den 
Lobpreis des Lammes, Ihm sei Ehre in Ewigkeit!“ (ebd. Geleitwort, S. 10). 












Die Fünfte Vollversammlung des LWB in Evian im Jahre 1970 wird vielfach als ein 
kritischer Wendepunkt in der Geschichte des Weltbundes gesehen — nicht zuletzt 
wegen der „ungewöhnlich aktiven Beteiligung afrikanischer und asiatischer Kirchen“ 
(André Appel, Einführung, in: Evian 1970. Fünfte Vollversammlung des Lutherischen 
Weltbundes, S. 9). 


Die Vollversammlung kreiste um das Thema „Gesandt in die Welt“. Bereits ihre Vor- 
bereitung war von großen Hoffnungen begleitet. Als sich herausstellte, daß die Voll- 
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versammlung nicht in dem in Ostdeutschland gelegenen Weimar tagen konnte, nahm 
man die Einladung der Evangelischen Kirche Lutherischen Bekenntnisses in Brasi- 
lien, die Vollversammlung in Porto Alegre abzuhalten, gerne an. Angesichts des The- 
mas schien es angebracht, eine Vollversammlung erstmals außerhalb der Nordatlantik- 
region durchzuführen. Für viele war dann die in letzter Minute getroffene Entschei- 
dung, den Tagungsort noch einmal — nach Evian — zu verschieben, eine große Enttäu- 
schung. Bedeutete „Gesandt in die Welt“, daß man nun doch wieder in Europa blieb? 
Wie Generalsekretär Andre Appel feststellte, trat „die Fünfte Vollversammlung nicht 
unter dem Zeichen der Einheit, sondern unter dem der Auseinandersetzung an und 
ging von einer Konfliktsituation aus“ (ebd.). Es war, als ob die von unterschiedlichen 
kulturellen Kontexten geprägten und unter unterschiedlichen historischen und sozio- 
politischen Verhältnissen gewachsenen Kirchen zum ersten Mal gefordert wurden, ihr 
unterschiedliches Verständnis des Evangeliums ernst zu nehmen. 





In den Plenardebatten in Evian wurde Enttäuschung darüber geäußert, daß die Kirchen 
des Nordens die Absicht, die Vollversammlung in der Dritten Welt abzuhalten, hinter- 
trieben hätten. Viele waren der Ansicht, daß nur wenig Respekt für die Ansichten der 
Kirchen der Dritten Welt vorhanden sei und kaum Interesse, mit ihnen zu beraten. Die 
jüngeren Kirchen, die gerade erst ihre Unabhängigkeit erlangt hatten, entdeckten, daß 
die Kirchen des Nordens aufgrund ihrer Größe und finanziellen Stärke auch weiterhin 
im LWB das Sagen hatten. Im Plenum wurde sogar die Frage laut: „Übt der LWB nicht 
eine neue Form von Herrschaft aus?“ (Evian, S. 155). 


In und nach Evian wurde deutlich, daß sich die Vertreter der südlichen Kirchen nicht 
mehr mit einer Zuschauerrolle begnügen wollten. Sie waren entschlossen, sich zu 
behaupten und ihre Überzeugungen, die von ihren eigenen Traditionen und Kulturen 
geprägt waren, nicht länger zu verstecken. Zwar konnte der LWB an materieller 
Unterstützung vom Süden nicht viel erwarten. Das hieß aber nicht, daß es keine star- 
ken und verständnisvollen Stimmen gab, die der Theologie des Weltbundes neue Im- 
pulse verliehen hätten. Es war ein Brief der Kirchenleitung der Äthiopischen Evange- 
lischen Kirche Mekane Yesus, der Anlaß zu einer hitzigen Debatte um „Verkündigung 
und menschliche Entwicklung“ in den siebziger Jahren gab, eine Debatte, die das 
Leben des Weltbundes entscheidend mitbestimmte. Darüber hinaus lag es an der 
Initiative schwarzer Lutheraner aus Südafrika, daß die Frage des „Status confessionis“ 
im Zusammenhang mit der Apartheid in den lutherischen Kirchen des südlichen 
Afrikas aufgeworfen wurde. Sie führte bekanntlich 1984 zur Suspendierung der Mit- 
gliedschaft zweier weißer lutherischer Kirchen in Südafrika und Namibia. 


Wie ernst der Lutherische Weltbund die Vollversammlung von Evian nahm, zeigt sich 
an der Sechsten Vollversammlung in Daressalam, Tansania, 1977. Der scheidende Prä- 
sident des Weltbundes, Mikko Juva aus Finnland, sagte über die Herausforderung, die 
die jüngeren Kirchen für den Weltbund bedeuten: 
„Evian bedeutet einen bemerkenswerten Schritt auf wirkliche Partnerschaft zu, aber 
noch nicht deren volle Realisierung. Die meisten Initiativen auf dem Gebiet der Men- 
schenrechte und der internationalen Gerechtigkeit kamei s Europa und Nordamerika. 
Kritik aus West- und Osteuropa war lauter als die aus Asien und Afrika. Seit Evian ist 
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das nicht mehr der Fall. Im Exekutivkomitee, in den Kommissionen, Konsultationen, 
Seminaren und in Publikationen haben die Vertreter von Afrika, Asien und Lateiname- 
rika klar und deutlich zu unserer Gemeinschaft gesprochen. Es ist nicht nötig, darauf zu 
warten, daß irgendein progressiver Theologe des Westens die Mißstände und die Schä 
den unserer Welt analysiert und die Beschwernisse in Worte faßt. Als vollwertige Part- 
ner sprechen jetzt alle unsere Mitgliedskirchen klar und überzeugend für sich selbst“ 
(Evian, S. 12-13), 





In seinem Bericht sagte Carl H. Mau, Jr., LWB-Generalsekretär: „Die Mitgliedskir- 
chen aus Asien, Lateinamerika und besonders Afrika nötigten den LWB, sich den 
sozio-politischen Implikationen des christlichen Glaubens zu stellen, Die Erklärung 
über die Menschenrechte ist ein bedeutsamer Schritt über die entsprechende Stellung- 
nahme der Vollversammlung von Evian hinaus, die seinerzeit Pionierdienste für die 
Lutheraner geleistet hat“ (ebd., S. 8). 


Es war außerdem bedeutsam, daß auf der Sechsten Vollversammlung des Lutheri- 
schen Weltbundes mit Bischof Josiah Kibira von der Evangelisch-Lutherischen Kir- 
che in Tansania zum ersten Mal ein Kirchenleiter aus dem Süden zum LWB-Präsiden- 
ten gewählt wurde. 








In Daressalam gab es noch weitere Anzeichen dafür, daß die jüngeren Kirchen im 
LWB fortan eine wichtigere Rolle spielen sollten. Drei der sieben Hauptreferate über 
das Thema der Vollversammlung „In Christus — eine neue Gemeinschaft“ wurden von 
Personen aus Asien und Afrika gehalten: Yoshiro Ishida aus Japan, Nicolas Maro aus 
Tansania und Manas Buthelezi aus Südafrika. Wichtig war auch, daß in Daressalam in 
das 28 Mitglieder umfassende Exekutivkomitee fünf Personen aus Afrika, vier aus 
Asien und zwei aus Lateinamerika gewählt wurden. Darin spiegelte sich wider, wor- 
auf das LWB-Exekutivkomitee in seinem Bericht an die Vollversammlung hinge- 
wiesen hatte: „Die Anzahl der Mitarbeiter aus Asien, Afrika und Lateinamerika sowie 
der leitenden weiblichen Mitarbeiter ist gestiegen. Bemühungen um ein größeres 
Gleichgewicht der Mitarbeiter aus allen Mitgliedskirchen werden fortgesetzt“ (ebd., 
S. 196-97). 

















Während die Vollversammlung von Daressalam auf neue Weise den weltweiten 
Charakter des LWB zum Ausdruck brachte, war die Siebente Vollversammlung von 
Budapest ein wichtiges Zeichen der Solidarität der lutherischen Kirchen mit ihren 
Brüdern und Schwestern in der kommunistischen Welt. In seinem Bericht stellte 
Generalsekretär Carl Mau fest, daß seit dem Beschluß, die Vollversammlung in Un- 
garn abzuhalten, 


„die internationale Spannung zwischen Ost und West gestiegen [ist], und die Heraus- 
forderung, die die Veranstaltung einer Vollversammlung in einem osteuropäischen 
sozialistischen Land an uns stellt, ... um so größer geworden [ist]. Durch unser Hiersein 
wollen wir als weltweite Kirchengemeinschaft bekräftigen, daß die Kirche Christi sich 
keiner politischen Ideologie unterwirft und sie politische, kulturelle und andere völker- 
trennende Schranken überwindet... Als Teil des Leibes Christi sind wir bereit, unsere 
Freuden, Kämpfe und Leiden und alle Ambiguitäten des Seins ‚in der Welt‘, aber nicht 
‚von der Welt‘ miteinander zu teilen“ (Budapest 1984, Bericht der Siebenten Vollver- 
sammlung, LWB-Report 19/20, S. 180-81). 
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An dieser Stelle ist es angebracht, den Blick auf die Zusammensetzung des Stabes in 
der Genfer Zentrale zu richten. In den sechziger Jahren hatte die Ernennung von Stabs- 
mitgliedern aus der südlichen Hemisphäre mehr eine Alibifunktion: Yoshiro Ishida aus 
Japan war die erste Person, die nicht aus dem europäischen oder nordamerikanischen 
Raum stammte. Er war Beauftragter für Asien in der Abteilung Weltmission; später 
kehrte er als Studiendirektor nach Genf zurück. Donald September aus Südafrika war 
stellvertretender Afrikasekretär, und Joel Ngeiyamu aus Tansania war für kurze Zeit 
Studiensekretär. 








Anfang der siebziger Jahre kam die weltweite Ausdehnung des LWB im Stab deut- 
licher zum Ausdruck. Wong Jong Ji aus Korea wurde Ishidas Nachfolger als Beauf- 
tragter für Asien; Amon Mwakisunga aus Tansania war der erste Afrikaner, der in der 
‚Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit als Gebietsreferent für Afrika arbeitete, und 
Albertus Maasdorp aus Namibia wurde 1973 der zweite beigeordnete Generalsekretär 
des Weltbundes. Seit dieser Zeit wurde mehr und mehr darauf geachtet, daß im Genfer 
Stab die Gesamtmitgliedschaft der Kirchen des LWB angemessen zum Ausdruck kam. 


Im Lichte der Diskussion über die Bedeutung des Communio-Gedankens war die 
Achte Vollversammlung des LWB in Curitiba (Brasilien) im Jahre 1990 ein wichtiges 
Ereignis in der Geschichte des Weltbundes. In seiner Einführung zum offiziellen 
Bericht der Vollversammlung schrieb Generalsekretär Gunnar Stålsett: 





„Anstelle der früheren Bezeichnung des Weltbundes als ‚freie Vereinigung von lutheri- 
schen Kirchen‘ nahm die Vollversammlung eine Formulierung an, die ein neues Zeugnis 
für die enge und bindende — auf Glauben, Mission und Dienst beruhende - Beziehung 
ablegt, die lutherische Kirchen auf der ganzen Welt miteinander verbindet: 


>Der Lutherische Weltbund ist eine Gemeinschaft von Kirchen, die sich zu dem dreiei- 
nigen Gott bekennen, in der Verkündigung des Wortes Gottes übereinstimmen und in 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft verbunden sind" (Curitiba 1990. Offizieller Be- 
richt der Achten Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes, LWB-Report 28/29, 
S.7-8). 
In der Vollversammlung spiegelte sich dieses Verständnis von Gemeinschaft wider. 
Der Anteil von Frauen belief sich auf 43 Prozent der Delegierten; es gab gleichviele 
Referenten und Referentinnen. Wichtig war auch, daß vier der acht Referate der Sek- 
tionen von Personen aus Afrika, Asien und Lateinamerika gehalten wurden. Ein wei- 
terer Meilenstein war der im Zuge der Umstrukturierung gefaßte Beschluß der Voll- 
versammlung, daß sich der Rat, das oberste Entscheidungsorgan des Weltbundes zwi- 
schen den Vollversammlungen, zu gleichen Teilen aus Personen der südlichen und der 
nördlichen Hemisphäre zusammensetzen sollte, Daß dieser Beschluß trotz der fortbe- 
stehenden Unterschiede in Mitgliederzahlen und Finanzen gefaßt wurde, war ein 
wichtiger Schritt des Weltbundes auf dem Weg zu einer universalen und gleichbe- 
rechtigten weltweiten Gemeinschaft. 


Diese Chronik einer zunehmenden Beteiligung der Kirchen der südlichen Hemisphäre 
am Leben des Lutherischen Weltbundes wird aber der Zielsetzung dieses Kapitels nur 
zum Teil gerecht. Die Frage bleibt bestehen, wie „inklusiv“ [inclusive] der LWB wirk- 
lich ist. 
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Vor der Vollversammlung von Evian im Jahre 1970 war die Mitwirkung von Personen 
aus dem Süden in den Leitungsgremien des LWB von eher symbolischer Bedeutung. 
Im Grunde war es nicht mehr als eine Geste des guten Willens seitens der Kirchen aus 
dem Norden. Doch muß man sich daran erinnern, daß Evian in einer Zeit stattfand, die 
von einem gewaltigen weltweiten Umbruch geprägt war. Die Studenten- und Jugend- 
unruhen Mitte der sechziger Jahre stellten die überlieferten Werte des Westens in 
Frage; Traditionen wurden angegriffen und in vielen Teilen Europas und Nordameri- 
kas über Bord geworfen. Darüber hinaus verschwanden koloniale Strukturen, Regie- 
rungen wurden gestürzt, und alteingesessene politische Führer verschwanden von der 
Bildfläche. Die Kirchen, auch die Mitgliedskirchen des Lutherischen Weltbundes, 
standen mitten in diesen Auf- und Umbrüchen. 


Die Bewegung zur Universalität und Gleichberechtigung innerhalb des LWB ist also 
in einem globalen Kontext zu sehen. Wie andere Organisationen erlebte auch der 
Weltbund, daß Türen aufgestoßen wurden und die bisher am Rande Stehenden den 
Anspruch erhoben, am Entscheidungsprozeß teilnehmen zu wollen, In Evian began- 
nen die Vertreter der Kirchen aus dem Süden, den ihnen zustehenden Platz auf der 
obersten Entscheidungsebene des Weltbundes einzunehmen. Eine Folge der Fünften 
Vollversammlung war es, daß in der Studienabteilung des Genfer Sekretariats ein 
Frauenreferat geschaffen und damit den Frauen ein wichtiger Platz im Weltbund ein- 
geräumt wurde. 


Doch reichte auf dem Weg zu mehr Gleichberechtigung der rein zahlenmäßige Aus- 
gleich nicht aus. Es galt, theologische Begründungen, Sprachmuster und Verfahrens- 
weisen in diesem Prozeß offener zu gestalten. Und schließlich mußten und müssen, 
was besonders wichtig ist, die die Kirchen des Südens bedrängenden Probleme der 
Entbehrung und der Armut überwunden werden. 





In allen angesprochenen Bereichen — Theologie, Sprache, Verfahrensweisen und wirt- 
schaftlicher Kraft — ist im Weltbund noch keine volle „Inklusiv [inclusiveness] 
erreicht. Gewiß haben die lutherischen Kirchen im Süden und im Norden vieles 
gemeinsam. Dazu gehören der apostolische Glaube, das reformatorische Verständnis 
des Gottesdienstes sowie die gemeinsame Überzeugung vom ökumenischen Auftrag 
und vom Dienst in der Welt. Der Weg zu voller „Communio“ ist aber noch nicht zu 
Ende. 





FRAUEN IM LEBEN DES WELTBUNDES 


Es sind drei theologische Aussagen, mit denen die Frauen im LWB ihr Dringen auf 
Gleichberechtigung begründen: zum einen die Erschaffung des Menschen nach dem 
Ebenbild Gottes, zum anderen die Taufe in den Leib Christi, und schließlich die Gabe 
des Heiligen Geistes zum Dienst in Kirche und Gesellschaft. Die Frauen haben sich 
im LWB beharrlich für die Anerkennung der ihnen von Gott geschenkten Gaben ein- 
gesetzt, Dabei ging es ihnen um die Schaffung eines weltweiten Bewußtseins, um die 
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Übernahme von Leitungsaufgaben, um eine angemessene Antwort auf menschenun- 
würdige Lebensverhältnisse und um die Schaffung institutioneller Strukturen, die ihre 
volle Einbeziehung im Weltbund ermöglichen. 


Den Boden vorbereiten 


Die durch den Zweiten Weltkrieg verursachten gesellschaftlichen Umwälzungen ho- 
ben Grenzen auf, die die traditionellen Bereiche für Frauen und Männer bestimmt hat- 
ten. „Überall in der Welt - in Europa und Amerika, in Asien und in Afrika - wird heute 
die Frau zur verantwortlichen Mitarbeit am Aufbau einer neuen Ordnung herangezo- 
gen“, heißt es in einem für die Vollversammlung in Hannover im Jahre 1952 aus- 
gearbeiteten Studienbuch. „Eine neue Ordnung für Mann und Frau muß gefunden 
werden“ (Carl E. Lund-Quist [Hrsg.], Das lebendige Wort in einer verantwortlichen 
Kirche, Studiendokumente, Genf 1952, S. 177). 





Dieses von Frauen und Männern, Theologen und Nichttheologen ausgearbeitete Stu- 
dienheft veranschaulichte auf bemerkenswerte Weise das Zusammenspiel von gesell- 
schaftlichen Fragen und biblischer Interpretation und warf in einer Zeit gesellschaft- 
lichen Wandels wichtige Fragen auf: 


„Ist es der Kirche überhaupt schon gelungen, das, was Jesus der Frau gebracht hat, zu 
verwirklichen? Muß die patriarchalische Lebensordnung, die ... die Frau ganz selbst- 
verständlich dem Manne unterordnete, als unbedingtes Gottesgebot von der Bibel aus 
gefordert und aufrechterhalten werden? ... Wie überwinden wir in den leitenden Gre- 
mien der Kirche den Geist der Übersachlichkeit, der den lebendigen Menschen über- 
sieht?“ (ebd., S. 178, 218). 








Rückblickend kündigten sich in solchen Fragen die Themen an, die in den kommen- 
den Jahrzehnten immer wieder auftauchen sollten. Auch das Dringen auf „eine ange- 
messene Zahl von Frauen“ in jedem kirchlichen Gremium (ebd.) deutete auf den ver- 
stärkten Einsatz für die Mitwirkung von Frauen in den Entscheidungsstrukturen und 
auf die Heranbildung von Führungskräften in den kommenden Jahre hin. 


Im Zusammenhang mit der Forderung der Frauen nach Gleichberechtigung wurde 
auch ein grundlegender Unterschied in der Perspektive deutlich. Obgleich die Pla- 
ner der Vollversammlung von 1952 verlangt hatten, daß das lutherische Verständnis 
der beiden Geschlechter in das Studienbuch aufgenommen werden sollte, bezeich- 
nete LWB-Generalsekretär Carl Lund-Quist die Sektionen über Frauen und Jugend- 
liche als „soziologisch bestimmte Sektionen“ im Gegensatz zu den anderen vier 
„theologischen Sektionen“ (ebd.). Die Sektion „Frauen“ auf der Vollversammlung, 
die sich selbst als „Lutherische Frauen der Welt“ vorstellte, vertrat eine andere 
Auffassung: „Wir möchten ausdrücklich sagen, daß es hier nicht um Rechte geht, 
sondern um etwas viel Ernsthafteres, um die richtige Einordnung der Frauen als 
Glieder der Kirche“ (Hannover, S. 179). Frauen betrachteten sich kraft der Taufe 
als Teil des Leibes Christi. Für sie war die Mitwirkung im LWB in einer theologi- 
schen Überzeugung begründet und hatte nichts mit Soziologie oder Menschenrechten 
zu tun. 
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Unerfüllte Erwartungen 


Daß es auf der Vollversammlung von Hannover eine Sektion „Frauen“ gab, führte zu 
großen Erwartungen hinsichtlich der Teilnahme von Frauen am Leben des LWB und 
seiner Mitgliedskirchen. Es war nicht mehr wie auf der Vollversammlung von Lund 
fünf Jahre zuvor, als Frauen und Männer an einem einzigen Abend als „spezielle 
Interessengruppe“ zu einer Diskussion zusammenkamen. In Lund wurde den Frauen 
keine besondere Aufmerksamkeit zuteil, und anscheinend verlangten sie es auch nicht. 
Die Erwartungen in Hannover hatten jedoch zur Folge, daß die Frauen auf künftigen 
LWB-Vollversammlungen einen eigenen Platz in den Sektionen je nach ihren eigenen 
Interessen, Erfahrungen und Gaben einnehmen sollten. Die Delegierten in Hannover 
schlugen vor, daß die Kommission „Frauenarbeit“, eine Vorläuferin des 1975 ernann- 
ten Beratungsausschusses für das Frauenreferat, beibehalten werde. 


Die Frauen, die in den Vereinigten Staaten und in Europa führende Positionen innehat- 
ten, waren über die beschränkten Mitwirkungsmöglichkeiten der Frauen im LWB be- 
unruhigt. Für sie war die Tatsache, daß es auf der Vollversammlung in Minneapolis im 
Jahre 1957 keine eigene Sektion für Frauen gab, eine verpaßte Chance. Der Prozeß, 
der zu einem größeren Frauenanteil unter den Vollversammlungsdelegierten führen 
sollte, war mühsam, In Lund belief sich der Frauenanteil auf 2,8 Prozent der Dele- 
gierten, in Hannover auf 6,4 Prozent und in Minneapolis 6,9 Prozent. In Hannover 
wurde eine Frau, Schwester Eva Benedictine Lyngby aus Dänemark, als „beratendes 
Mitglied des Exekutivkomitees“ aufgeführt. Bei den Ernennungen zu anderen LWB- 
Gremien war das Interesse an Frauen gering. Auf den ersten drei Vollversammlungen 
zeichneten sich die Frauen vor allem durch Abwesenheit aus. 






Dieses Bild fällt auch bei den Ernennungen in Kommissionen nicht besser aus. Nach 
Hannover wurden erstmals drei Frauen in die Kommission für Haushalterschaft und 
Gemeindeleben berufen. Die Frauen in leitenden Positionen merkten sehr bald, daß 
aus den Mitgliedskirchen oder dem LWB selbst keine Initiativen für eine verstärkte 
Partizipation von Frauen zu erwarten waren. Sie mußten von den Frauen selbst kom- 
men. Aber ihr Vorschlag, eine weltweite Konferenz für die Vorbereitung der Vollver- 
sammlung von Minneapolis durchzuführen, fand im LWB nur ein geringes Echo. Die 
Pläne konnten nicht verwirklicht werden, obgleich Bischof Hanns Lilje, der damalige 
Präsident des LWB, seine Einwilligung mit der Einschränkung gegeben hatte, daß es 
dabei um praktische, nicht aber um theologische Fragen gehen solle. Erstmals wurde 
ein weltweites Frauentreffen vor der Vollversammlung von Helsinki durchgeführt. 
Tagungsort war Schmalensee in Deutschland. Allerdings war die Unterstützung ge- 
ring: die Finanzierung wurde ausschließlich von Frauenorganisationen getragen; 
außerdem nahm kein leitendes Stabsmitglied des LWB an der Konferenz teil. 











In den Ergebnissen der Konferenz von Schmalensee kam die Enttäuschung darüber 
zum Ausdruck, daß den Frauen die Gelegenheit, ihre Gaben in der Kirche einzusetzen, 
versagt wurde. Der Bericht wurde der Vollversammlung von Helsinki über die Kom- 
mission für Haushalterschaft und Gemeindeleben, zu deren Auftrag Frauenfragen 
gehörten, vorgelegt. Darin heißt es: „Werden Frauen in der besten Haushalterschaft 
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Frauen bei an der Vollversammlung in Hannover, Juli bis August 1952: Schwester Eva Lyngby 
aus Dänemark (r.), die erste in das LWB- Exekutivkomitee gewählte Frau. 


ihres eigenen Lebens bestärkt?“ Weiter heißt es: „Ihre gottgeschenkten Gaben warten 
darauf, genutzt zu werden.“ Es wurden die bereits in Hannover geäußerten Erwar- 
tungen bestätigt. Ein „ständiger Ausschuß mit weltweiter Vertretung“ sollte eingesetzt 
werden, möglicherweise unter Einbeziehung einer „Frau des Mitarbeiterstabs“. Dieser 
Ausschuß sollte sich mit theologischen Studien und mit weltweiter Kommunikation 
unter Frauengruppen befassen und die Möglichkeit „einer engeren Arbeitsbeziehung 
zwischen Männern und Frauen bei der Erfüllung der kirchlichen Aufgaben“ erkunden 
(Helsinki, S. 544-45). 





Dieser Ständige Ausschuß trat zweimal zusammen. Aus Geldmangel konnte aller- 
dings keine Frau des Mitarbeiterstabs ernannt werden. Aus dem gleichen Grund war 
es auch nicht möglich, eine Vorvollversammlung für Frauen im Jahre 1967 durchzu- 
führen. Allerdings war es dank der Unterstützung von Frauenorganisationen in den 
USA und den LWB-Nationalkomitees in den USA, Deutschland und Schweden mög- 
lich, 1969 eine Konferenz in Bästad, Schweden, durchzuführen. Die Empfehlungen 
dieser Konferenz an die Vollversammlung in Evian im Jahre 1970 lagen den Pro- 
grammvorschlägen des Frauenreferats, das später „Büro für Frauen in Kirche und 
Gesellschaft“ (WICAS) hieß, zugrunde. Dabei ging es vor allem um zwei Dinge: 1) 
Volle Partnerschaft der Frauen in der Arbeit des LWB sowie die Ernennung in Ent- 
scheidungs- und Planungsgremien; 2) Programme für Hilfe zur Selbsthilfe, für die 
Ausbildung von Führungskräften vor Ort und für Informationsaustausch. Die Konfe- 
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renz von Bästad empfahl außerdem, daß der LWB ein weibliches Stabsmitglied sowie 
einen Ausschuß zur Beratung des Stabes und die entsprechende Kommission ernen- 
nen sollte (cf. The Continuing Journey. Women’s Participation in the Lutheran World 
Federation, Women in Church and Society, Department for Mission and Development, 
Genf 1992, S. 32 ff.). 


Pionierarbeit 


Die Vollversammlung von Evian beauftragte das LWB-Exekutivkomitee, Maßnah- 
men zu ergreifen, um diese Empfehlungen umzusetzen. Diese Aufgabe wurde an 
die neugegründete Studienkommission weitergeleitet. 1970/71 wurde daraufhin be- 
schlossen, Frauen stärker in die Studienarbeit einzubeziehen und eine Frau in die neue 
Stabsposition zu benennen (LWF Commission on Studies, Minutes, 3.- 10. November 
1970). Diese Position verband Arbeit an Kirchenstrukturen, Kirchenrecht, Gottes- 
dienst und Frauenfragen miteinander, stellte sie also in einen weiten Rahmen. Die 
neue Referentin war Eva Zabolai-Csekme, eine lutherische Pastorin aus Ungarn. Ihre 
Ernennung erfolgte zu einer Zeit des schnellen gesellschaftlichen Wandels. 


Trotz bedeutender Unterschiede in den Kulturen, in den politischen und wirtschaftli- 
chen Systemen und im konkreten Umfeld war auf der ganzen Welt zu beobachten, daß 
sich Veränderungen in der Familienstruktur, der Beziehung zwischen Männern und 
Frauen und in der Rolle der Frauen in der Kirche und im öffentlichen Leben ankün- 
digten. Die Frauenbewegung in Amerika und Europa war stärker geworden und zog 
die Aufmerksamkeit der Medien auf sich. In Afrika, Asien und Lateinamerika, wo das 
Leben der Frauen von dem staatlichen Streben nach wirtschaftlicher Entwicklung und 
militärischer Sicherheit bestimmt ist, traten die grundlegenden Anliegen und Pro- 
bleme immer deutlicher hervor. Da es unabweisbar nötig war, die Rolle der Frauen in 
der Gesellschaft weltweit neu zu definieren, riefen die Vereinten Nationen 1975 als 
das Internationale Frauenjahr aus. 


Diese Veränderungen in der Gesellschaft wirkten sich auch auf den LWB aus. Das 
Frauenreferat betrachtete die Notwendigkeit, die Rolle der Frauen in Kirche und Ge- 
sellschaft neu zu bestimmen, als Teil der umfassenderen, von der Studienkommission 
gebilligten Studie über die Kirchenstrukturen — die sogenannte „Identitätsstudie“. 
Nachdem der Stab mit den einzelnen Regionen Kontakt aufgenommen hatte, zeigte 
sich jedoch, daß verschiedene Programme erforderlich waren. Die Frauen in Afrika 
äußerten das „brennende Bedürfnis“ nach Heranbildung von Führungskräften. 
Frauenorganisationen in Europa und den Vereinigten Staaten nannten demgegenüber 
die Suche nach neuen Zielen. Die traditionelle „Frauenarbeit“ in den Kirchen mußte 
überdacht und umstrukturiert werden. In der ganzen Welt gelangten die Frauen zu 
einem neuen Bewußtsein ihrer von Gott geschenkten Gaben und erkannten, daß es 
einer Kirchengemeinschaft bedurfte, in der Frauen und Männer zusammen in christ- 
licher Freiheit ihren Dienst wahrnehmen konnten. 





In diesem Prozeß kamen auch die Programme, die das Frauenreferat ausgearbeitet und 
die die Studienkommission gebilligt hatte, zu stehen. 

















In ihnen ging es darum, die Einbeziehung von Frauen in die Dienste der Kirche und 
des LWB voranzutreiben. Zwar war es nicht in allen Kirchen unbestritten, daß man ein 
Frauenreferat brauchte. Doch war es unerläßlich, um überkommene Denkmuster über 
die „eigentliche Rolle“ der Frauen in der Kirche in Frage zu stellen. 


Durch die Zeitschrift „WOMEN“ wurde die Kommunikation auf die ganze Welt aus- 
gedehnt. Ein LWB-Beratungsausschuß für das Frauenreferat legte die inhaltlichen und 
redaktionellen Grundlinien fest. Im Zentrum des Programms standen Seminare zur 
Ausbildung von weiblichen Führungskräften. Sie fanden in Afrika, Asien, Osteuropa 
und Lateinamerika statt. In diesen Seminaren wurde die Befähigung der Frauen zu 
kirchlichen Leitungsaufgaben mit biblischen Argumenten untermauert, und es wurde 
versucht, Frauen zu echter Partnerschaft in der Gemeinschaft von Frauen und Män- 
nern zu befähigen. Überdies wurden drei zehnwöchige, vom LWB- Stipendienbüro 
finanzierte Seminare für Angestellte oder Freiwillige im kirchlichen Dienst abge- 
halten. 








Die von den Kirchen zu diesen Seminaren entsandten Frauen gehörten zum größten 
Teil nicht zu den Entscheidungsgremien des LWB. Da die Frauen nicht mehr bereit 
waren, sich wegen mangelnder Teilnahmegelegenheiten an den Rand schieben zu las- 
sen, benutzten sie diese Seminare als ein Forum, um ihre Probleme ansprechen zu 
können. Empfehlungen über alle möglichen Themen wurden aus diesen Seminaren an 
das LWB-Exekutivkomitee, an die Kommissionen und an die Mitgliedskirchen wei- 
tergeleitet. Daß bestimmte Themen immer wieder auftauchten — Diskriminierung und 
Sexismus, die Forderung nach Gleichheit und Gerechtigkeit für Frauen in Kirche und 
Gesellschaft — machte deutlich, daß diese Anliegen auch in die anderen Programme 
des LWB und seiner Mitgliedskirchen aufgenommen werden mußten. Die Überzeu- 
gung wurde laut, daß diese Fragen nicht ausschließlich Aufgabe des Frauenreferats 
oder der Studienkommission sein können. 


Trotz dieser Anregungen gab es nur wenig positive Reaktionen aus dem LWB und sei- 
nen Mitgliedskirchen. Doch wurden mit dem Herannahen der Vollversammlung von 
Daressalam diese Stimmen aus den Seminaren immer lauter. Die Vorbereitung auf 
dieses Ereignis stand im Mittelpunkt der Internationalen Frauenkonsultation in Sri 
Lanka, Neue theologische Perspektiven und biblische Erkenntnisse, gesellschaftliche 
Veränderungen, Wandel in der Rolle von Frauen und Männern, deutliche Stimmen aus 
der Zweidrittelwelt und die allgemeine Forderung nach geteilter Macht und geteilten 
Ressourcen wirkten sich auf diese Konsultation und die wenig später folgende Voll- 
versammlung aus. 


Ein Wendepunkt 


Was die Beteiligung von Frauen betrifft, unterschied sich die Vollversammlung von 
Daressalam von allen vorangegangenen Vollversammlungen. Der Frauenanteil belief 
sich auf 22 Prozent, also ein deutliches Mehr gegenüber den 9,6 Prozent von Evian. 
Sechs Frauen wurden in das neue Exekutivkomitee gewählt. Zum ersten Mal war mit 
Elizabeth Bettenhausen, USA, eine Theologin für die Bibelarbeit verantwortlich. 
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Gudrun Diestel, Deutschland, wurde zur Vorsitzenden der Kommission für Weltdienst 
ernannt. Elf Frauen wurden in Kommissionen und Ausschüsse berufen; sie nahmen 
etwa ein Viertel der Sitze ein. 


Die Diskussion in Daressalam über die Erklärung „Frauen in Kirche und Gesellschaft“ 
und ihre Annahme zeigten zum ersten Mal in einer LWB-Vollversammlung, daß der 
Weltbund für die Partnerschaft von Frauen und Männer eine theologische Begründung 
artikulieren wollte. Die Erklärung konzentriert sich auf das biblische Verständnis der 
Gottebenbildlichkeit (Gen 1,27) und die Einheit in Christus (Gal 3,28). Sie unter- 
strich, daß 


„in der in Christus gegebenen Erlösung die Verheißung einer neuen Gemeinschaft zwi- 
schen Frauen und Männern [liegt]... Die neue Gemeinschaft in Christus ist nicht nur 
eine eschatologische Gabe, sondern etwas, was sichtbare Wirklichkeit im Leben des 
Gottesvolkes werden sollte... Die Verwirklichung einer neuen Gemeinschaft, in der 
Männer und Frauen gleiche Rechte und gleiche Würde haben, sollte die 
Mitgliedskirchen des LWB von großer Wichtigkeit sein.“ (Daressalam 1977. Offizieller 
Bericht der Sechsten Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes, S. 207) 









Das Thema von Daressalam „In Christus — eine neue Gemeinschaft“ war im weitesten 
Sinne richtungweisend für den LWB. „Frauenanliegen“ waren jetzt eine abteilungsü- 
bergreifende Priorität. Unter der Leitung ihres Direktors, Yoshiro Ishida, war die 
Studienkommission im LWB bei der Aufnahme dieses Anliegens wegweisend. Zum 
ersten Mal wurde ein Referat ausschließlich für Frauenanliegen eingerichtet, Mit der 
Betonung auf dem biblischen Auftrag der „Zurüstung des ganzen Volkes Gottes“ 
arbeitete die Kommission weiter an der biblischen Begründung der Gemeinschaft von 
Frauen und Männern. In einem längeren, von der Studienkommission in Auftrag gege- 
benen Papier erläuterte Zabolai-Csekme die theologischen Themen der Erklärung der 
Vollversammlung über „Frauen in Kirche und Gesellschaft“. 











Weitere theologische und soziologische Faktoren, die die Partnerschaft von Frauen 
und Männern im Leben der Kirche als einer umfassenden Gemeinschaft prägen, wur- 
den in einer Studie „Frauen in kirchlichen Ämtern und Diensten“ untersucht, die 1983 
in der Reihe LWB-Studien erschien. 


Die Studienkommission setzte über das Frauenreferat, seit 1980 unter der Leitung von 
Eva von Hertzberg aus der Bundesrepublik Deutschland, in Seminaren und regiona- 
len Konsultationen die Ausbildung von weiblichen Führungskräften fort. Es gingen 
immer mehr Hilfsgesuche aus den Mitgliedskirchen ein. So wurden fünf Frauen in 
Indien, Malaysia, Hongkong, Liberia und Tansania als Regionalberaterinnen ausge- 
bildet, um Frauen dabei zu unterstützen, im Leben ihrer Ortskirchen vermehrt mitzu- 
wirken. 


In den achtziger Jahren stieg die Bereitschaft, Fragen der Gleichstellung und Gerech- 
tigkeit vermehrt in die Projekte der Studienabteilung und der anderen LWB-Abteilun- 
gen aufzunehmen. Mit Hilfe des Frauenreferats wurden nun auch Frauenrechte und 
Menschenrechte, Frauen im Pfarramt und Frauen und Männer als Partner in der Ent- 
wicklung aufgenommen. Die Studienkommission billigte die Mitarbeit von Stabsmit- 
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gliedern an der Studie des Ökumenischen Rates der Kirchen „Gemeinschaft von 
Frauen und Männern in der Kirche“ sowie einen finanziellen Beitrag dazu. 


Auch weiterhin setzten sich die Teilnehmerinnen an den Seminaren und Konsultatio- 
nen nachdrücklich für eine universale und gleichberechtigte Gemeinschaft im LWB 
ein, In diesem Sinn wurde auf einer Internationalen Konsultation für Frauen, die 1984 
in Genf stattfand, die Vollversammlung von Budapest vorbereitet. Empfehlungen zu 
Themen, die von der Vollversammlung aufgegriffen werden sollten, wurden ausgear- 
beitet. Insbesondere wurde auf die Frage der Gewalt gegen Frauen hingewiesen. Es 
herrschte große Unzufriedenheit über die Anzahl der in LWB-Leitungsgremien und im 
Genfer Stab tätigen Frauen. Die Konsultation forderte den LWB auf, als ein erstes Ziel 
für die Mitwirkung von Frauen mindestens ein Drittel anzustreben. 


Schritte zur Veränderung 


In seinem Bericht an die Vollversammlung von Budapest betonte Carl Mau, LWB- 
Generalsekretär, wie wichtig es für den LWB sei, auf einer größeren Mitwirkung von 
Frauen auf der Entscheidungs- und der Stabsebene zu bestehen. 


Eine Reihe von Kirchen reagierte positiv auf die wiederholte Mahnung, den Frauen- 
anteil in ihren Delegationen für die Vollversammlung von Budapest zu erhöhen. Ins- 
gesamt belief sich der Frauenanteil auf 34 Prozent. In den Ausschüssen der Voll- 
versammlung waren die Frauen stärker vertreten als je zuvor. Margaret Wold aus den 
Vereinigten Staaten hielt eines der vier Hauptreferate. In einer dramatischen Szene 
forderten weibliche Delegierte einen Platz für Frauen auf dem Podium der Vollver- 
sammlung, was mit viel Applaus begrüßt wurde. In der Folge führten Bodil Sølling 
aus Dänemark und Dorothy Marple aus den Vereinigten Staaten bei Plenarsitzungen 
den Vorsitz. Die Vollversammlung wählte sieben Frauen in das neue Exekutivkomitee. 
Später ernannte dieses Komitee eine der Frauen, Susannah Telewoda aus Liberia, zur 
LWB-Vizepräsidentin und drei Frauen zu Vorsitzenden von LWB-Kommissionen: 
Ruth Abraham aus Äthiopien, Kommunikation; Christina Berglund aus Schweden, 
Studien; Dorothy Marple aus den Vereinigten Staaten, Kirchliche Zusammenarbeit. 


Die Beschlüsse der Vollversammlung von Budapest gaben der Suche nach Universa- 
lität und Gleichberechtigung im LWB mehr Tiefgang. Die Erklärungen „Das Ziel der 
Einheit“ und „Selbstverständnis und Auftrag des Lutherischen Weltbundes“ waren ein 
Anstoß, die Theologie der Gemeinschaft zu beleuchten und ihre Implikationen für 
Universalität und Gleichberechtigung aufzuzeigen. Nach einer längeren Debatte bil- 
ligte die Vollversammlung die Ausarbeitung einer Formel, die die Erhöhung des pro- 
zentualen Anteils von Frauen an zukünftigen Vollversammlungen, in der Zusammen- 
setzung des LWB-Exekutivkomitees, der leitenden Kommissionen und der Aus- 
se gewährleisten sollte. Darüber hinaus forderte die Vollversammlung, die Zahl 
der leitenden Mitarbeiterinnen in Genf auf 50 Prozent zu erhöhen. Weitere Beschlüsse 
drängten auf die Fortsetzung der Programme für die Ausbildung von Führungskräften 
und für intensivere Forschungsarbeit über Themen biblischer Anthropologie im Zu- 
sammenhang mit der Identität von Frauen und Männer. Alle Mitgliedskirchen wurden 
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aufgerufen, Frauen zur Ordination zuzulassen und sich mit den Verhaltensmustern in 
Gesellschaft und Familie, die zu Gewalt gegen Frauen führen, auseinanderzusetzen. 


Diese Beschlüsse trugen dazu bei, daß auch nach Ende der Vollversammlung die an- 
gesprochenen Themen auf der Tagesordnung blieben. Zwar wurden der Beschluß, der 
sich für eine konsequente Gleichberechtigung aussprach, mit theologischen und 
ekklesiologischen Argumenten kritisiert. Die sich daraus ergebenden konkreten 
Folgerungen und die Definition des LWB als einer Gemeinschaft aber wurden ernst- 
genommen und als Auftrag zur Weiterarbeit verstanden. In den Berichten der Direk- 
toren bzw. Direktorinnen der Abteilungen und der Kommissionen an das Exekutiv- 
komitee — Weltdienst, Gemeinschaftsbezogener Entwicklungsdienst und Kommuni- 
kation — ließen sich jetzt die kleinen Schritte erkennen, die um der Gleichstellung der 
Frauen und ihrer Partnerschaft mit Männern willen unternommen wurden. Die Stu- 
dienkommission spielte weiterhin eine wichtige Rolle, indem sie betonte, daß alle 
Studien und Programme des LWB die Ganzheit der Person wie auch der Gemeinschaft 
im Auge haben bzw. anstreben sollten. Dank einer Modifikation des Stipendienpro- 
gramms wurden 40 Prozent aller Stipendiengelder für Frauen auf jedem Kontinent zur 
Verfügung gestellt. 


Erweiterte Möglichkeiten 


Das nun als WICAS (Women in Church and Society, Frauen in Kirche und Gesell- 
schaft) bekannte Frauenreferat, seit 1988 unter der Leitung von Musimbi Kanyoro aus 
Kenia, bediente sich bei der Suche nach partnerschaftlicher Leitung neuer Methoden, 
um zu zeigen, daß die Frauen bereit waren, die Entscheidungsaufgaben uneinge- 
schränkt mitzutragen. Die Analyse der Geschlechterrollen und ein geschärftes Be- 
wußtsein für geschlechtspezifisches Verhalten bei der Planung und Entscheidungsbil- 
dung waren in Seminaren und Workshops wichtige Instrumente. Andere Programme 
betonten nicht nur den Beitrag der Frauen zu der staatlichen und familiären Ökono- 
mie, sondern brachten auch zum Ausdruck, daß die unterschiedlichen Formen der 
Gewalt gegen Frauen auf der ganzen Welt eingehend untersucht werden müßten. Nach 
dem Fall der Berliner Mauer nahmen die Kontakte mit Frauen in den osteuropäischen 
Kirchen deutlich zu. Der Austausch von Seminarleiterinnen und Teilnehmerinnen zwi- 
schen dem Süden und dem Norden, dem Westen und dem Osten reduzierte die Ab- 
hängigkeit nicht nur vom Genfer Sekretariat, sondern auch von westlich geprägten 
Führungsstilen. Durch gemeinsames Vorgehen von WICAS und dem Referat für theo- 
logische Ausbildung in der Studienabteilung wurden zahlreiche Frauen ermutigt, 
Theologie zu studieren. 





Gunnar Stälsett, LWB-Generalsekretär seit 1985, stellte in verschiedenen Ansprachen 
Überlegungen über die theologische Begründung und die praktische Verwirklichung 
der Communio an. Auf der gemeinsamen Kommissionstagung in Genf im Jahre 1987 
sprach Stälsett über Sexismus und die Partnerschaft von Frauen und Männern. 


Anschließend forderte Stälsett die LWB-Mitgliedskirchen auf, ihr eigenes Handeln 
hinsichtlich der Mitwirkung von Frauen auszuwerten. Nur acht der damals 104 Mit- 
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gliedskirchen antworteten. Das zeige, so der Bericht, welchen Stellenwert die Frage 
der Frauen in der Kirche in den verschiedenen Kirchen einnehme. Das LWB-Exeku- 
tivkomitee hingegen sah die Notwendigkeit einer verstärkten Mitwirkung von Frauen 
und sprach Empfehlungen aus. Dabei ging es um die Übertragung verantwortlicher 
Aufgaben, um Langzeitplanung, um die Bedeutung einer die Frauen nicht ausschlie- 
Benden Sprache, die Anstellung von Frauen in leitenden Positionen im Genfer Sekre- 
tariat, die Gründung einer abteilungsübergreifenden Arbeitsgruppe für Frauen und 
um die Unterstützung der „Ökumenischen Dekade - Solidarität der Kirchen mit den 
Frauen“ des ÖRK. 


Auf der Internationalen Frauenkonsultation von 1989 in Mexiko-Stadt versammel- 
ten sich die Frauen zur Vorbereitung der Vollversammlung von 1990 in Curitiba und 
zur Planung der Arbeit von WICAS. Das menschliche Gesicht der Armut, die Schul- 
denkrise, Militarismus, Gewalt, Bewahrung der Schöpfung und Kirchenstrukturen — 
alles Themen für Curitiba — wurden als Ausdruck des gemeinsamen Leidens der 
Frauen und ihrer Sehnsucht nach Gerechtigkeit thematisiert. Empfehlungen an 
die LWB-Kommissionen, die Mitgliedskirchen, die Frauenorganisationen und an 
WICAS forderten, sich verstärkt für Erziehung und Ausbildung, für Maßnahmen bei 
der Suche nach Gleichberechtigung und für Gerechtigkeit gegenüber Frauen einzu- 
setzen. 





Daß diese Forderungen Früchte trugen, wurde in Curitiba sichtbar. Unter den Dele- 
gierten waren 40 Prozent Frauen. Männer und Frauen hielten Referate im Plenum und 
den größeren Sektionen, Frauen wie Männer hatten Aufgaben in den Ausschüssen der 
Vollversammlung. Die Wahlen in den neuen LWB-Rat entsprachen der in Budapest 
angenommenen Formel. Christina Rogestam aus der Schwedischen Kirche wurde zur 
ersten Schatzmeisterin des LWB gewählt. 


Die Erklärung der Vollversammlung von Curitiba bekräftigte das Konzept der Ge- 
meinschaft als Grundlage für das Leben, die Arbeit und das Zeugnis der Kirchen, 
stellte aber fest: 


„Wir haben nicht überall unter unseren Kirchen sichtbare Einheit, zu der wir berufen 
sind, Volle Inklusivität, die Frauen, Männer und Jugendliche, Laien und Ordinierte eben- 
so einschließt wie unte: iedliche Regionen und Kulturen, ist noch nicht erreicht, Wenn 
sich unsere Gemeinschaft jetzt ... als glaubwürdig erweisen soll, müssen wir noch viel 
enger zusammenwachsen“ (Curitiba 1990. Offizieller Bericht der Achten Vollversamm- 
lung des Lutherischen Weltbundes, LWB-Report 28/29, S. 128). 





Zu den Verpflichtungen, die Gemeinschaft in der Welt zu stärken, gehörte, daß jede 
Mitgliedskirche einen „Aktionsplan“ ausarbeiten sollte, der die Gleichstellung von 
Männern und Frauen zum Ausdruck bringt und die Kirchen in die Lage versetzt, sich 
das Potential der Frauen zunutze zu machen (ebd., S. 132). Der LWB-Rat billigte die- 
sen Plan mit seinen Zielen und Strategien, in denen sich die Prioritäten niederschla- 
gen, die von Frauen in allen Regionen genannt wurden. Die Mitgliedskirchen wurden 
gebeten, die in der Erklärung enthaltenen Verpflichtungen einzuhalten und einen eige- 
nen Aktionsplan auszuarbeiten. 
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Die Zustimmung der Vollversammlung von Curitiba zur Umstrukturierung des Welt- 
bundes schloß die Aufforderung an die Kirchen ein, ihre wechselseitigen Beziehungen 
neu zu gestalten. Als eine Konsequenz wurden engere Arbeitsbeziehungen zwischen 
dem LWB und den Mitgliedskirchen sowie eine neue Integration und Koordination im 
umstrukturierten Genfer Sekretariat erforderlich. WICAS, jetzt in der Abteilung für 
Mission und Entwicklung angesiedelt, sollte u.a. das Ziel verfolgen, „zum Ausdruck 
zu bringen, daß der Glaube, die Hoffnung und das Tun von Frauen auf der Guten Bot- 
schaft der Bibel gründen“ und sich für Gerechtigkeit für alle Menschen ungeachtet 
ihres Geschlechts, Gesundheitszustandes oder anderer Umstände einzusetzen (Ein 
klarer Aktionsplan, LWB-Abteilung für Mission und Entwicklung, Frauen in Kirche 
und Gesellschaft, Genf 1993, S. 1-2). Ishmael Noko, zu jener Zeit Direktor der 
Abteilung für Mission und Entwicklung, wollte, daß dieses Ziel in der Arbeit der 
ganzen Abteilung zum Tragen komme. Die Stabsmitglieder der Gebietsreferate wur- 
den angewiesen, mit WICAS und den Mitgliedskirchen bei der Anerkennung der 
Gaben der Frauen und beim Einsatz für Gleichstellung und Gerechtigkeit zusammen- 
zuarbeiten. Die Frauenfrage ist seitdem in den Vordergrund gerückt, und die Ausbil- 
dung von Frauen wurde verbessert, insbesondere die Heranbildung von Führungs- 
kräften unter jüngeren Frauen. 





Weiterarbeit 


Dem Streben der Frauen nach Gleichstellung mit Männern und nach Gerechtigkeit in 
Kirche und Gesellschaft liegt die Vision einer neuen Gemeinschaft in Christus zugrun- 
de. Der 1984 in Budapest angenommene Prozentsatz für den Frauenanteil ist im 
ganzen Weltbund gültig. Innerhalb des LWB hat die Einbeziehung von Frauen große 
Fortschritte gemacht. Was jedoch in zwei Dritteln der Fälle nicht erreicht wurde, ist, 
daß bei allen vom LWB organisierten Konsultationen und Workshops mindestens 40 
Prozent Frauen vertreten sind. 


In einer offiziellen Mitteilung des Weltbundes aus dem Jahre 1995 heißt es, daß 38 
Prozent der leitenden Stabsmitglieder Frauen seien, und daß diese nicht durch Quote, 
sondern aufgrund ihrer Kompetenz in die entsprechenden Positionen gewählt worden 
seien. Allerdings befanden sich nie mehr als drei Frauen im Kabinett des Genfer 
Sekretariates, also in dem Gremium, dem unter dem Vorsitz des Generalsekretärs die 
Leiter der Abteilungen, die beiden assistierenden Generalsekretäre sowie der stellver- 
tretende Generalsekretär angehören. Erst 1980 wurde eine Frau Mitglied dieser 
Gruppe, nämlich Christa Held aus der Bundesrepublik Deutschland, Direktorin des 
Gemeinschaftsbezogenen Entwicklungsdienstes. 1987 kam Erika Reichle, ebenfalls 
aus der Bundesrepublik Deutschland dazu, sie als Direktorin der Studienabteilung. 
1991 wurde Christine Grumm aus den Vereinigten Staaten zur stellvertretenden Gene- 
ralsekretärin für Planung ernannt. Sie hatte diese Stellung bis 1995 inne; ihre Nach- 
folgerin ist Agneta Ucko aus Schweden. Zwei weitere Frauen sind derzeit im Kabinett 
vertreten: Anneli Janhonen aus Finnland, Direktorin des Büros für Kommunikations- 
dienste, und Gertrude Livernois aus den Vereinigten Staaten, Leiterin der Personal- 
abteilung. Die Quoten haben den Frauen Türen im LWB geöffnet. Jedoch ist vollstän- 
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Teilnehmende an der ersten Internationalen Konsultation für lutherische Theologinnen in 
Karjaa, Finnland, im August 1991. 


dige Gerechtigkeit, Gleichstellung und Partnerschaft zwischen Frauen und Männern 
noch lange nicht erreicht. Unterschiede in der Sprache, im Denken und im Handeln 
zeigen, daß die Veränderungen gegenüber der patriarchalischen Lebensordnung noch 
nicht ausreichen. Viele Männer in kirchenleitender Position sind nicht davon über- 
zeugt, daß das von den Frauen propagierte Ideal der Teilung von Autorität erfolgver- 
sprechend ist. Die gesellschaftliche Realität steht dem, was eine „Gemeinschaft von 
Kirchen“ eigentlich bedeuten könnte, noch im Wege. Mehr als 30 Prozent der Mit- 
gliedskirchen halten sich nicht an die Empfehlungen bezüglich der Frauenordination, 
die auf den Vollversammlungen des LWB wiederholt ausgesprochen wurden. Die 
Evangelisch-Lutherische Kirche Lettlands hat kürzlich sogar einen Beschluß gefaßt, 
die früher bereits eingeführte Frauenordination wieder auszusetzen. Das läßt fragen, 
wie ernst es den Mitgliedskirchen mit der Communio wirklich ist. 





Diese und ähnliche Fragen wurden auf einer in Genf vom 22.-28. Oktober 1995 
durchgeführten Internationalen Konsultation über Frauen wiederaufgenommen. Die 
Konsultation formulierte Vorschläge und Empfehlungen zu sechs Themenbereichen: 
(1) Leben in Gemeinschaft, (2) Gleichwertig am runden Tisch, (3) Ordination von 
Frauen, (4) Erziehung, Ausbildung und Schulung von Führungskräften, (5) Wirt- 
schaftliche Gerechtigkeit, (6) Sichere Orte für Frauen und Kinder in Kirche und Ge- 
sellschaft (vgl. Wir sind Zeuginnen, LWB-Report 39, März 1996). 





Der Beschluß von Curitiba über den LWB als Communio ist ein wichtiges Zeichen für 
authentische Identität, Gemeinschaft und Mission. Für Frauen muß Communio in 


270 











sichtbarer kirchlicher Gemeinschaft zum Ausdruck kommen, in der sowohl Frauen als 
auch Männer Gott Rechenschaft schuldig sind für die Menschenwürde, die Qualität 
menschlicher Beziehungen und die Sorge für die Schöpfung. Weil es keine Trennung 
zwischen Christus und den Getauften gibt, darf es keine Trennung zwischen den Ge- 
tauften selbst geben. Communio ist für Frauen und Männer, Jung und Alt, Menschen 
in allen Lebensumständen ein Anstoß zu umfassender Gemeinschaft. Das Ziel ist 
deutlich, der Weg zu dieser Gemeinschaft freilich noch weit. 


DIE JUGEND IM LEBEN DES WELTBUNDES 


Von Anfang an war der Lutherische Weltbund bereit, sich den Herausforderungen zu 
stellen, die mit der Jugend gegeben sind. Er erkannte, daß die Kirche ihrem Wesen 
nach für die Anliegen der jungen Generation offen sein muß, nicht zuletzt weil da- 
durch ihre Mission und ihr Verständnis der Welt, in der sie lebt, gestärkt wird. Das 
Eingehen auf Anliegen der Jugend ist mit Risiken, aber auch mit Chancen verbunden, 
da die Jugend Visionen, Hoffnungen und neue Überzeugungen in die Kirche bringt. 
Die Einbeziehung der Jugend in die Arbeit des LWB hat sich im Laufe eines langen 
Prozesses intensiviert; dieser Prozeß war freilich auch mit Auseinandersetzungen und 
Konfrontationen verbunden. 


Einige Beispiele sollen zeigen, welche Anstöße in den letzten Jahrzehnten von jungen 
Menschen in der lutherischen Gemeinschaft ausgegangen sind. 


„Familienbesuche“. Josiah Kibira, Bischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Tansania und Präsident des LWB von 1977 bis 1984, wurde 1985 in einem Interview 
nach seinen Zukunftsträumen für den Weltbund gefragt. In seiner Antwort betonte er 
den Wert von Besuchsprogrammen für Jugendliche, von zwischenkirchlichen Kontak- 
ten zwischen jungen Leuten, die normalerweise nicht zu den offiziellen Kirchendele- 
gationen gehören. Die Jugend, so Kibira, gebe solchen Kontakten nicht nur ein hohes 
Maß von Unmittelbarkeit, sondern sei auch ein Zeichen der vollständigen Gemein- 
schaft. 


„Ein Fenster zu der Welt“. Auf der Fünften LWB-Vollversammlung 1970 in Evian 
stand die Jugend dem Beschluß, den Tagungsort von Porto Alegre (Brasilien) nach 
Evian (Frankreich) zu verlegen, sehr kritisch gegenüber. Diese Entscheidung veran- 
schauliche „die Furcht des LWB, sich mit den sozialen und politischen Problemen der 
Welt, in der er wirkt, auseinanderzusetzen. Der LWB weigert sich, über Politik, und 
vor allem über die politische Lage in Brasilien, zu diskutieren, und zieht statt dessen 
eine abstrakte, ungefährliche theologische Diskussion vor“. Es zeige sich „in der man- 
gelnden Informationstätigkeit des LWB, die Mitgliedskirchen über alle diese Ent- 
scheidungen betreffenden Fragen zu unterrichten, der Wunsch des Weltbundes, die 
Vollversammlung in aller Stille durchzuführen“ (Evian, S. 151). Es gehöre zur Auf- 
gabe der Jugend im LWB, Weltoffenheit zu fordern, das Bewußtsein für die Realitäten 
und Bedürfnisse der Welt zu steigern. 
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Hermann Rao, ein Student aus Indien, teilt auf der Vollversammlung in Evian, Juli 1970, 
während einer Demonstration der Jugenddelegierten über den Hunger in der Welt Reis an 
Pastor Roland Payne aus Liberia aus. 
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„Eine Handvoll Reis“. Ebenfalls auf der Vollversammlung von Evian verteilten 
Jugendliche an die Delegierten und Besucher eine Handvoll Reis, um zu zeigen, was 
Millionen Menschen in allen Teilen der Welt pro Tag zu essen haben. Wie in Evian 
haben in der Geschichte des LWB die jungen Menschen immer wieder versucht, den 
globalen Kontext der Kirchen konkret und unmittelbar vor Augen zu führen. 1984 in 
Budapest riefen die jungen Leute zu einem Tag des Fastens als Zeichen der Solidarität 
mit den Armen und Hungrigen auf. Die Vorversammlung der Jugend, die 1990 in 
Buenos Aires tagte, schickte eine Botschaft an die Vollversammlung von Curitiba, in 
der sie forderte, daß bei zukünftigen Vollversammlungen die Delegierten „weniger 
teuer untergebracht werden“ sollten und man ernsthaft erwägen solle, die Zentrale des 
LWB von Genf in der wohlhabenden und teuren Schweiz in ein Land zu verlegen, in 
dem die Armut der Welt vor Augen stehe und die Kosten niedriger seien (Sage nicht: 
Ich bin zu jung, Jugendkonferenz vor der Vollversammlung, Lutherischer Weltbund, 
Genf 1990, S. 127-128). 


„Mauern niederreissen“. Auf der Achten Vollversammlung in Curitiba führten junge 
Menschen — im Zusammenhang mit einem kirchentagsähnlichen Ereignis, bei dem 
Tausende von brasilianischen Lutheranern mit der Vollversammlung in Kontakt ka- 
men -einen Sketch darüber auf, wie Mauern zwischen der Jugend und der Kirche nie- 
dergerissen werden können. Dieser Sketch artikulierte die Frage, wie hoch und wie 
dick diese Mauer nach beinahe 50 Jahren Geschichte des LWB ist. Und er machte 
deutlich, daß sie sich sowohl kulturell als auch spirituell beschreiben läßt und mit dem 
Teilen von Verantwortung innerhalb der Kirche zu tun hat. 





„Blumen — bei Konflikt und Uneinigkeit“. Am Schluß der Vollversammlung von 
Curitiba überreichten die Jugendlichen jedem Teilnehmer und jeder Teilnehmerin eine 
Blume und einen Brief. Der Brief enthielt scharfe Kritik an der Vollversammlung; die 
Blume aber war ein Zeichen der Zuneigung und Liebe. 


Diese Beispiele bringen zum Ausdruck, wie die Jugendlichen zu den Überlegungen 
und Entscheidungen des Weltbundes beigetragen haben. Wie ihr Wunsch, sich in den 
Dienst der Gemeinschaft zu stellen, konkrete Gestalt angenommen hat. Mit welchen 
Themen haben sich die jungen Menschen in den letzten fünfzig Jahren der Geschichte 
des LWB befaßt? 


Der Beitrag der Jugend zum LWB 


Junge Menschen haben in der Geschichte des Lutherischen Weltbundes darauf bestan- 
den, daß das Nachdenken über die Mission und die Sendung der Kirche Vorrang hat. 
Natürlich fielen diese Überlegungen in den verschiedenen Perioden der Geschichte 
des Weltbundes unterschiedlich aus. 


Im Zentrum der Überlegungen standen Bibelarbeiten, die zu jeder Zeit ein fester Be- 
standteil der Mitwirkung der Jugend im LWB waren. Auf einer der ersten vom LWB 
organisierten Veranstaltungen, einem Jugendtreffen in Berlin im Jahre 1952, wurde 
die Bibelarbeit als der innere Kern des Treffens bezeichnet. In den Gründerjahren des 
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LWB ist der Versuch deutlich festzustellen, die biblischen und theologischen Wurzeln 
der Jugendarbeit aufzuzeigen und dadurch zum Ausdruck zu bringen, daß die Kirche 
sich in solcher Arbeit engagieren muß. Von Anfang an bestand ein Widerspruch zwi- 
schen der kirchlichen Jugendarbeit und der Einbeziehung der Jugend in die Gesamt- 
sendung der Kirche. Waren die Jugendlichen Objekt oder Subjekt dieser Diskussion? 
War die „Evangelisation der Jugend“ ein Ziel an sich oder strebte sie die Einbeziehung 
der Jugend in die Mission der Kirche an? 


Später verschärften sich die Widersprüche. Auf einer Internationalen Jugendkonsul- 

tation in Urach, Bundesrepublik Deutschland, im Juli 1981 zeigten sich neue Unstim- 

migkeiten. Susanne Kasch, eine deutsche Beobachterin, stellte folgendes fest: 
„Die in Urach vertretenen Jugendlichen haben nicht wie die jungen Menschen der sech- 
ziger und Anfang der siebziger Jahre Ziele und Leitbilder. Sie fühlen sich im Gegenteil 
umgeben von Problemen. So ging es bei den in Urach diskutierten Themen um die Ent- 
fremdung der Jugend von Kirche und Gesellschaft, Arbeitslosigkeit und Ausbildungs- 
probleme, Fragen der menschlichen Beziehungen wie „Ehe — ja oder nein“, Scheidung 
und die Schwierigkeiten des Familienlebens ... Die Teilnehmenden fanden keine Sofort- 
lösungen für diese Probleme. Das schlug sich deutlich in den Regionalbereichen nieder. 
Im Verlauf der Konsultation trafen sich die Teilnehmenden aus verschiedenen Regionen 
(Europa, Nordamerika, Lateinamerika, Asien und Afrika), um sich über die Situation in 
ihrem jeweiligen Gebiet auszutauschen. Die Berichte aus Europa und Amerika hören 
sich wie lange Problemkataloge an. Die Gruppenberichte aus Asien und Afrika sind ein 
wenig anders. In ihnen steht das Thema der Evangelisation mit dem Ziel der 
Ausarbeitung von Missionsstrategien und der Zurüstung der Menschen dazu im Vorder- 
grund“ (Youth Newsletter, Nr. 5, Oktober 1981, S. 7). 


Angestoßen durch diese Beobachtungen wurden die Studienprogramme im Jugend- 
referat ausgearbeitet. Man fragte, warum sich Jugendliche — besonders in den Kirchen 
des Nordens — immer mehr von der Kirche entfremden. Die Beiträge der Jugendlichen 
aus dem Süden waren in dieser Hinsicht dank ihrer lebendigen und tiefen Spiritualität 
und ihrem Sinn für Mission von besonderer Bedeutung. 


Seit 1952 spielt der Jugendaustausch im LWB-Jugendprogramm eine wichtige Rolle. 
Dieser Austausch hat zwei Aspekte: zum einen längere Jugendpraktika, die durch das 
Genfer Sekretariat oder bilateral zwischen Mitgliedskirchen organisiert wurden, zum 
anderen kürzere Jugendbesuchsprogramme, die meist im Zusammenhang mit LWB- 
Vollversammlungen standen. 


In Gottesdienst und Spiritualität zeigt sich der Beitrag der jungen Menschen zum 
Leben des Lutherischen Weltbundes am deutlichsten. Auf dem Weltjugendtreffen in 
Thonon-les-Bains (Frankreich) vor der Vollversammlung von Evian im Jahre 1970 
wurde von der Jugend scharfe Kritik sowohl am LWB selbst als auch an der traditio- 
nellen Art, den Glauben auszudrücken, geäußert. Für Viele war es der Gottesdienst, 
der den größten Eindruck machte. Im Schlußgottesdienst „wuchs nun wirkliche Ein- 
heit“. Der Abendmahlsgottesdienst zum Abschluß war eine Feier mit Gebeten in vie- 
len Sprachen, eine neue Art Kommunikation für viele, die daran teilnahmen. „Es war 
wie ein neues Pfingsten“, sagte ein afrikanischer Teilnehmer. 
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Dänemark (/.), und Dr. Viggo Mortensen, Direktor der LWB-Abteilung für Theologie und 
Studien (r.). 


Gottesdienst und Spiritualität waren auch in zwei weiteren Perioden von überragender 
Bedeutung für die Jugendarbeit des LWB. In der ersten Periode organisierte das 
Jugendreferat des Weltbundes drei Treffen: im August 1987 in Rättvik, Schweden, im 
März 1989 in Madras, Indien sowie im Juni/Juli 1989 in Bossey, Schweiz. Die Ergeb- 
nisse dieser Treffen wurden dann für eine vom Jugendreferat 1990 herausgegebene 
Studie „Renewing Worship“ ausgewertet (liegt nur in englisch vor). In der zweiten 
Periode wurde ein Jugendstudienteam organisiert, das die Aufgabe hatte, der Frage 
nachzugehen, warum gerade spirituelle Erfahrungen der buddhistischen Religion in 
Nepal Faszination auf die Jugend der ganzen Welt ausüben. 


Auch bei der Entwicklung eines sozialen Bewußtseins im Lutherischen Weltbund hat 
die Jugend eine wichtige Rolle gespielt. Auf Konferenzen, Workshops und anderen 
Treffen fiel immer auf, wie engagiert die jungen Leute diese Anliegen vertraten. Das 
Schlußdokument der Vorvollversammlung der Jugend in Buenos Aires im Jahre 1990 
warf u. a. die folgenden Themen auf: Apartheid in Südafrika, die internationale Schul- 
denkrise, Militarismus, Menschenrechte, die Umwelt. Ein anderes Thema lautete 
„Evangelisation als Mittel der Herrschaftsausübung“. Auch AIDS stand auf der Tages- 
ordnung. Schließlich enthielt es Erklärungen über bestimmte Konfliktgebiete — Mit- 
telamerika, Namibia, Mittel- und Osteuropa sowie Palästina (Sage nicht: ich bin zu 
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jung, S. 131-141). Außerdem nahmen die Jugendlichen in Buenos Aires an der regel- 
mäßigen Donnerstagsdemonstration der „Madres de Plaza de Mayo“, der argenti- 
nischen Menschenrechtsbewegung, teil. Diese Kundgebung entsprach der Tradition, 
die die jungen Leute in Budapest in Gang gesetzt hatten, als sie nächtliche Gebets- 
mahnwachen als Zeichen der Solidarität mit den Armen und Unterdrückten der Welt 
organisierten. 


Trotz der Intensität, mit der diese Anliegen - Studium, Gottesdienst, Spiritualität und 
soziales Handeln — vertreten wurden, bleibt die Frage, ob es wirlich gelungen ist, die 
jungen Menschen in die Gemeinschaft des LWB einzubeziehen. Hindernisse, die dem 
entgegenstehen, sind nicht zu übersehen: Strukturen in den Mitgliedskirchen; Un- 
kenntnis der Prozesse und Verfahrensweisen innerhalb des LWB; die Sprachen- 
schranke; schließlich die überall zu beobachtende Ausgrenzung von Jugendlichen. 





Jugendarbeit im Weltbund 


Schon vor der Vollversammlung in Lund im Jahre 1947 deutete sich an, daß Jugend- 
arbeit ein wichtiges Anliegen des Weltluthertums werden sollte. Sylvester Michel- 
felder, der erste Exekutivsekretär des LWB, beriet sich mit repräsentativen Jugend- 
vertretern über den „rechten Platz der Jugendarbeit im LWB“ (vgl. Bericht der Kom- 
mission für Haushalterschaft und Gemeindeleben, 1952-1957, S. 24). Als Folge 
wurde von der Vollversammlung in Lund eine Kommission für Jugendarbeit einge- 
richtet. Auch die Arbeit mit Studenten gehörte bereits in der Frühzeit zu den Tätig- 
keiten des Weltbundes. Anfang 1952 wurde im Sachsenhain bei Verden/Hannover 
eine internationale Konferenz zur Orientierung von Jugendlichen und Studenten über 
die bevorstehende Vollversammlung von Hannover durchgeführt. Auf der Vollver- 
sammlung selber fand ein Jugendtreffen mit 1200 Teilnehmern und Teilnehmerinnen 
und kurz nach der Vollversammlung in Berlin eine Konferenz für Studenten und 
Jugendleiter statt. 1958 wurde ein Ausschuß für Studentenarbeit eingerichtet. 


1967 wurde der Unterausschuß für Jugendarbeit und der Ausschuß für Studentenarbeit 
der Kommission für Haushalterschaft und Evangelisation eingegliedert. Ein Unter- 
ausschuß dieser Kommission befaßte sich mit den Anliegen der Jugend und war ver- 
antwortlich für den Jugendaustausch (SIC) wie auch für Konferenzen von lutheri- 
schen Jugendführer, von denen eine in Liselund, Slaagelse (Dänemark) mit 50 Teil- 
nehmern durchgeführt wurde. 


Vor der Vollversammlung von Evian fand ein „Welttreffen lutherischer Jugend“ in 
Thonon-les-Bains (Frankreich) statt. 49 Jugendliche zwischen 18 und 28 Jahren nah- 
men daran teil, und sieben von ihnen wurden anschließend in den Leitungsausschuß 
der Vollversammlung ernannt. 


Nach den Beschlüssen der Siebenten Vollversammlung in Budapest im Jahre 1984 
veränderte sich die Mitwirkung der Jugendlichen im Weltbund erheblich. Ein Be- 
schluß von Budapest setzte den Prozentsatz der Jugendlichen unter den Delegierten 
einer Vollversammlung auf 20 Prozent fest. Dieses Ziel wurde 1990 in Curitiba zwar 
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Internationale Teilnehmende an einem im Mai 1993 vom LWB und vom ÖRK in Windhuk, 
Namibia, organisierten Jugendseminar über HIV/AIDS. 
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nicht erreicht, doch stellten 15,6 Prozent schon eine beträchtliche Verbesserung 
gegenüber früheren Vollversammlungen dar. 


Schon in den fünfziger Jahren, lange vor den späteren Jugendpraktika, holte die Ab- 
teilung für Weltmission zwei Jugendliche als Assistenten nach Genf. Es waren dies 
Christopher Polson aus Indien und David Rasolofosaona aus Madagaskar. 1981 wurde 
diese Praxis wiederaufgenommen, als die Jugendkonsultation in Urach (Bundesrepu- 
blik Deutschland) die Bildung eines Programms für Jugendpraktika vorschlug. Der 
erste Praktikant war Julius Paul aus Malaysia; seine Arbeit im Genfer Sekretariat be- 
reitete den Boden für die Gründung des LWB-Jugendreferats. Andere Jugendliche 
arbeiteten als Praktikanten in verschiedenen Büros des Sekretariats. Die Vorbereitung 
der Vorvollversammlungskonferenzen für die Jugend wurde von Praktikanten vorge- 
nommen: Joan Lofgren aus den Vereinigten Staaten war verantwortlich für die Kon- 
ferenz in Budapest im Jahre 1984, an der 250 Jugendliche, die Hälfte aus Osteuropa 
teilnahmen, und Matti Peiponen aus Finnland für die Organisation des Treffens in 
Argentinien im Jahre 1990 mit 200 Teilnehmern und Teilnehmerinnen. 





Nach der Vollversammlung in Budapest ernannte der LWB mindestens einen Vertreter 
bzw. eine Vertreterin der Jugend in die Kommissionen, und vier Jugendliche waren für 
eine Amtszeit von drei Jahren im Exekutivkomitee des Weltbundes vertreten. Die 
ersten Jugendlichen im Exekutivkomitee waren Annie Marava aus Tansania, Kim 
Schuster aus den Vereinigten Staaten, Nirmala J. Abishegam aus Malaysia und Niko- 
laus Voss aus der DDR. Auf der Vollversammlung von Curitiba wurden sechs Jugend- 
liche als Vollmitglieder des neugebildeten LWB-Rates ernannt. 





Über die Einrichtung eines Jugendreferats im Genfer Sekretariat des LWB wurde be- 
reits im Zusammenhang mit der Vollversammlung von Evian gesprochen. Die Frage 
wurde an das LWB-Exekutivkomitee und die Studienkommission weitergeleitet. Zu 
dieser Entscheidung hatten verschiedene Faktoren, nicht zuletzt der stürmische Ver- 
lauf der Jugendvorbereitungskonferenz in bezug auf Grundsätze und Entscheidungen 
des LWB geführt. 


In Daressalam wurde dazu ein Beschluß gefaßt. Daraus wollen wir einen längeren 
Abschnitt zitieren: 








„Pfarrer Jacque: gelisch-Lutherische Kirche von Frankreich) 
sich gegen die Einrichtung eines Referats für Jugendarbeit au Er sei der Meinung, 
daß ein solches Referat zur Isolierung der Jugend statt zu ihrer Integration ins Leben der 
Kirche beitragen würde.“ 








Es wurde festgestellt, daß 


„der LWB nach Evian kein Jugendreferat eingerichtet habe. Die Jugenddelegierten die- 
ser Vollversammlung hätten eine Initiativgruppe gebildet, von der dieser Vorschlag aus- 
gegangen sei. 





Die Vollversammlung fordert das Exekutivkomitee auf: 
1. bis zum Jahre 1978 die Einrichtung eines Jugendreferates mit einem beratenden Aus- 
schuß für Jugendarbeit in Betracht zu ziehen, 
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2. dem Jugendreferat u. a. folgende Aufgaben zuzuweisen: 
a) die Jugend in die Arbeit des LWB zu integrieren, 


b) innerhalb von zwei Jahren internationale und/oder regionale Konsultationen zu 
ermöglichen, die dazu beitragen festzustellen, was die Jugend benötigt und wie 
man ihr dazu verhelfen kann, und Erfahrungen auszutauschen, 





©) auf Anfrage der Kirchen bei der Ausarbeitung von Programmen Hilfe zu leisten, 
die Jugendliche auf Leitungsaufgaben vorbereiten, 


d) ein Kommunikationsneiz unter Jugendlichen aufzubauen und Austauschprogram- 
me einzuleiten“ (Daressalam, S. 244-45). 


Das Jugendreferat wurde schließlich in der Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit 
angesiedelt und 1990 nach der Umstrukturierung des LWB in die Abteilung für Mis- 
sion und Entwicklung verlegt. Der erste Referent war von 1981 bis 1984 Alf Idland aus 
Norwegen, ihm folgte 1985 bis 1990 Julius Filo aus der Slowakei, von 1991 bis 1994 
Siv Limstrand aus Norwegen. Seit 1995 ist Ondrej Prostrednik aus der Slowakei 
Jugendreferent des LWB. 


Hauptaufgabe des Jugendreferates ist die Stärkung der Jugendarbeit der LWB- 
Mitgliedskirchen. Unter seinen Hauptprogrammen sind die Organisation weltweiter 
Jugendkonferenzen und Vorvollversammlungstreffen, regionale und subregionale 
Jugendkonsultationen, Einbeziehung von Jugendlichen in die Arbeit anderer Pro- 
grammeinheiten und Teilnahme an Konsultationen, Jugendaustausch und Besuchs- 
programme sowie die Veröffentlichung einer Zeitschrift für Jugendarbeit. Durch das 
Jugendreferat können sich die Stimmen der lutherischen Jugendlichen im Leben des 
LWB Gehör verschaffen und ihren Beitrag zum Handeln des Weltbundes leisten. Die 
Jugendarbeit im LWB hat, was nicht vergessen werden soll, seit jeher eine starke öku- 
menische Komponente. 





DER LWB UND MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN 


Die Vereinten Nationen erklärten die Jahre von 1983 bis 1992 zur Dekade der 
Behinderten. Der LWB war sich bei der Vorbereitung der Siebenten Vollversammlung 
in Budapest im Jahre 1984 der Bedeutung des Dienstes an Personen mit Behinde- 
rungen bewußt. Eine diesbezügliche Vorlage wurde darum ins Plenum eingebracht. 
Außerdem wurde eine Arbeitsgruppe für die Frage der Behinderten eingesetzt: 
„Deshalb müssen wir den Begriff des Dienstes in bezug auf Personen überprüfen, die 
ungeachtet ihres Zustands dienen und denen gedient wird (nichtbehindert und/oder 


behindert). Wenn die Kirche diesen Dienst wahrnimmt, hat sie den Auftrag, alle zu errei- 
chen, die des Evangeliums von Jesus Christus bedürfen“ (Budapest, S. 215). 


Die Siebente Vollversammlung beschloß, daß zu den Prioritäten der Zukunft die Ein- 
richtung eines Referats zur Einbeziehung und Beteiligung von Personen mit Behinde- 
rungen am Leben ihrer Kirchen und des LWB zu erwägen sei. Sie beschloß überdies, 
daß bei der Vorbereitung der nächsten Vollversammlung die Mitgliedskirchen aufge- 
fordert werden sollten, auch Personen mit Behinderungen als Delegierte zu schicken. 
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Ein Jahr später wurde im LWB-Referat für christliche Erziehung ein neues Programm 
für den Dienst an Personen mit Behinderungen aufgenommen. Eine internationale und 
abteilungsübergreifende, von der damaligen Referentin für christliche Erziehung 
Riitta Virkkunen aus Finnland einberufene Arbeitsgruppe setzte dafür Richtlinien fest. 
Darin wurde festgestellt, daß der LWB die Verbreitung von Informationen über das 
Programm in den Mitgliedskirchen übernehmen sollte, Dazu sei ein Netz und eine 
Datenbank nötig, und das könne in Zusammenarbeit mit dem Ökumenischen Rat der 
Kirchen geschehen. Höchste Priorität sei der Bewußtseinsbildung in bezug auf die 
vielfältigen Probleme einzuräumen, die sich Menschen mit Behinderungen bei ihrer 
Teilnahme an Kirche und Gesellschaft stellen. 





Im April 1986 kam das LWB-Kabinett überein, daß sich der Weltbund dem ÖRK bei 
einem gemeinsamen Programm für den Dienst an Personen mit Behinderungen an- 
schließen und zum Haushalt dieses Programms beitragen wolle. Ein Büro und eine 
Mitarbeiterin gab es im ÖRK bereits, und das LWB-Exekutivkomitee ermächtigte den 
LWB, für die Arbeit einer Verwaltungsassistentin in diesem Büro aufzukommen. 


1989 veranstaltete der LWB in Genf einen Workshop über den Dienst an Personen mit 
Behinderungen. Neben Informationen über die in den Mitgliedskirchen laufende 
Arbeit enthielt der Bericht konkrete Empfehlungen für die Achte Vollversammlung. 
Sandra Holloway aus den Vereinigten Staaten, die Referentin für christliche Erzie- 
hung von 1988-1994, koordinierte diesen Workshop. Sie wurde auch vom ÖRK für 
dessen Vollversammlung in Canberra im Jahre 1991 kooptiert; darüber hinaus mode- 
rierte sie 1994 eine Konsultation des ÖRK über dieses Thema. 





1991 wurde das Referat des ORK für den Dienst an Personen mit Behinderungen ge- 
schlossen, aber 1993 als Beratungsstelle für Behinderte neu eröffnet. Der LWB hat an 
diesem Programm, das seit Juni 1996 wieder eingestellt ist, mitgearbeitet. 





Aus UNO-Quellen wissen wir, daß sich die Gesamtzahl der Personen mit Behinde- 
rungen weltweit auf 500-600 Millionen beläuft. In den meisten Ländern ist minde- 
stens ein Zehntel geistig oder körperlich behindert. Die häufigste Ursache der Behin- 
derung ist Armut. Viele LWB-Mitgliedskirchen setzen sich daher für Menschen mit 
Behinderungen ein und haben entsprechende Programme organisiert. 


„Wie Menschen mit Behinderungen von der Welt behandelt werden, ist eine grundsätz- 
liche Sache der Menschenwürde und Menschenrechte. Wie sie von der Kirche behandelt 
werden, ist eine Sache des Glaubens. Durch den Einschluß aller haben wir nicht schon 
Gottes Gnade verdient, aber es wird ein Zeichen sein, ob der Glaube, zu dem wir uns 
bekennen, ein lebendiger oder ein toter Glaube ist“ (Behinderungen und der Lutherische 
Weltbund, Genf 1990, S. 8). 
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9. KAPITEL 


Verantwortung für die Welt: 
Die Rolle des LWB im öffentlichen Leben 


LUTHERTUM UND POLITISCHE VERANTWORTUNG 


Nach landläufiger Auffassung gilt die Sozialethik als ein Stiefkind der lutherischen 
Theologie. Von „lutherischem Quietismus“ zu sprechen ist geradezu sprichwörtlich 
geworden. Es ist vor allem Karl Barth gewesen, der die Zweireichelehre in Mißkredit 
gebracht hat. Barth hatte in der Zeit des Kirchenkampfes das Verhalten führender 
lutherischer Theologen gegenüber dem Nationalsozialismus (v.a. Paul Althaus und 
Werner Elert) wie auch die lutherische Zurückhaltung gegenüber der Bekennenden 
Kirche heftig kritisiert. Mit der Formel „Furcht plus Zweireichelehre“ hat die Synode 
der EKD in Espelkamp 1955 die Position der Lutheraner im Kirchenkampf charakte- 
risiert, Diese Ein; ung hat sich lange gehalten, Oft wird den Lutheranern vorge- 
worfen, es sei ihre Überzeugung, daß das Evangelium nur mit der Herrschaft Gottes 
in den Herzen der Menschen zu tun habe, während die Schöpfungsordnungen dem Ge- 
setz überlassen würden. 











Gleichzeitig darf jedoch nicht übersehen werden, daß führende Lutheraner wie der 
norwegische Bischof Eivind Berggrav dezidiert zum Kampf gegen den Nationalsozia- 
lismus und zum gewaltsamen Widerstand gegen die Tyrannei aufgerufen haben. Auch 
Bischof Hanns Lilje, ein führender Mann des deutschen Luthertums und dann auch 
innerhalb des Lutherischen Weltbundes, gehörte zu den Gegnern des Nationalsozialis- 
mus. 


Die Gründung des Lutherischen Weltkonventes, des Vorläufers des Lutherischen 
Weltbundes (vgl. 1. Kapitel), verdankte sich allerdings zunächst einem rein konfes- 
sionellen Anliegen. So standen auf den Versammlungen des Weltkonventes vor allem 
die Fragen des Bekenntnisses und der Lehre, der Verkündigung und der Sakramente, 
des Amtes und der Kirchenverfassung im Mittelpunkt. Auch in seiner Verfassung be- 
schränkte sich der Lutherische Weltkonvent auf geistliche Aufgaben, was freilich eine 
wache Zeitgenossenschaft nicht ausschloß. Auf seinem dritten Treffen in Paris 1935 
verabschiedete der Weltkonvent Resolutionen, in denen die Probleme der Kirche unter 
totalitären Regimen deutlich angesprochen wurden (vgl. Eugene L. Brand, Auf dem 
Wege zu einer lutherischen Gemeinschaft. Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft, 
LWB-Report 26, Genf 1989, S. 39). 


NEUANFANG NACH DEM ZWEITEN WELTKRIEG 


Unter dem Eindruck der weltweiten Veränderungen der Nachkriegszeit und erst recht 
in der Epoche des Kalten Krieges verstärkte sich diese Tendenz. In den Verlautbarun- 


282 











gen der Vollversammlungen des LWB finden sich immer wieder Hinweise und 
Bezugnahmen auf die weltpolitischen Ereignisse, in denen die Delegierten ihre spezi- 
fischen Probleme zur Sprache brachten. Besonders durch den Ausbau des lutherischen 
Weltdienstes (vgl. 3. Kap.) wurden die lutherischen Kirchen mit den Herausforde- 
rungen der Zeit konfrontiert. Die Tatsache, daß lutherische Delegierte aus Osteuropa 
daran gehindert wurden, an der Vollversammlung von Helsinki teilzunehmen, führte 
zu einem offiziellen Protest; die Namen der verhinderten Teilnehmer wurden im 
abschließenden Berichtsband aufgeführt. 


Auf der Vierten Vollversammlung des LWB in Helsinki 1963, die sich hauptsächlich 
mit dem Verständnis der Rechtfertigungslehre befaßte, hielt der finnische Sozialethi- 
ker Heikki Waris einen der Hauptvorträge. Das Thema lautete: „Getrennte Menschheit 
— in Christus vereint“. Darin beschrieb Waris die dynamische Veränderung der Welt 
und benannte die drei großen Gegensä die die Menschheit zerreißen und den 
Frieden gefährden: zum einen den Nord-Süd-Gegensatz, zum anderen den Ost-West- 
Gegensatz und schließlich die Spannung zwischen Glaubenden und Nichtglaubenden. 
Dem stellte er dann die Einheit in Christus, die schon gegeben ist, gegenüber: „Diese 
Einheit in Christus ist die unabhängige Größe in unserer menschlichen Gleichung“ 
(Offizieller Bericht, Helsinki, S. 129). Damit wurden von Waris die politischen 
Spannungen zwar benannt, gleichzeitig aber überhöht durch eine Bezugnahme auf den 
christlichen Glauben. Handhabbare Kriterien wurden noch nicht angesprochen. 





















In seinem Bericht über die damals noch sehr kleine und kaum handlungsfähige Kom- 
mission für internationale Angelegenheiten bekräftigte Bischof Lilje auf der Vollver- 
sammlung von Helsinki die Entscheidung von Hannover (1952) und Minneapolis 
(1957), der LWB solle auf eine eigenständige Arbeit zu diesen Fragen verzichten und 
stattdessen mit der Kommission für Internationale Angelegenheiten (CCIA) des Öku- 
menischen Rates der Kirchen zusammenarbeiten. Dies geschehe nicht aus Des- 
interesse, sondern aus ökumenischer Überzeugung, weil nur ein gemeinsames Zeug- 
nis aller Kirchen kraftvoll sein könne. In diesem Zusammenhang kritisierte Lilje je- 
doch, daß für viele lutherische Kirchen die Fragen der politischen Verantwortung nur 
von untergeordneter Bedeutung seien: „Es wäre ein äußerst bedenkliches Zeichen für 
die theologische Lauterkeit und Kraft des LWB, wenn die theologische Relevanz die- 
ser weltpolitischen Fragen nicht erkannt würde. Damit würde die lutherische Kirche 
in der Welt sich selbst auf einem der wichtigsten Gebiete aus der Aktivierung ihres 
Glaubens ausschalten“ (Helsinki, S. 211). Er unterstrich in diesem Zusammenhang 
besonders die Notwendigkeit, sich für die Verwirklichung der Menschenrechte ein- 
zusetzen. 











AUF DEM WEG NACH EVIAN 
Aus diesen Erwägungen heraus erwuchs der Vorschlag an das Exekutivkomitee, über 
eine neue Struktur des LWB nachzudenken, die der politischen Verantwortung des 


LWB besser Rechnung tragen könne. Das war der Impuls für die Reorganisation des 
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LWB, die auf der Sitzung des Exekutivkomitees 1969 beschlossen und in Evian 1970 
bestätigt wurde. Gleichzeitig wurde die Studie der Theologischen Kommission „Das 
Ringen um wahres Menschsein und die Herrschaft Christi“ in Auftrag gegeben. Das 
Studiendokument wurde noch vor der Fünften Vollversammlung von Evian veröf- 
fentlicht und erschien unter dem Titel „Humanität und Herrschaft Christi“ (Göttingen 
1969). Der Vorsitzende der Theologischen Kommission und spätere Präsident des 
LWB Mikko Juva stellte in seinem Vorwort fest, daß diese Studie „die gewohnte 
lutherische Tradition zwar nicht verlassen, wohl aber überschritten hat“ (Humanität 
und Herrschaft Christi, S. 7). Juva nannte drei Problemkreise: zum einen das Ver- 
hältnis von christlicher Ethik und Humanität, zum anderen die kritische Überarbeitung 
der Zweireichelehre und schließlich das Verhältnis der lutherischen Ethik zu Verän- 
derungen in der Gesellschaft bis hin zur Revolution. Damit hatte der LWB den An- 
schluß an die sozialethische Debatte in der ökumenischen Bewegung gefunden. 
William H. Lazareth, systematischer Theologe aus den USA, schrieb in der Vorberei- 
tung auf die ökumenische Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft in Genf 1966: 
„Die Lutheraner müssen jetzt herausgefordert werden, ihren Beitrag zu dieser ge- 
waltigen ökumenischen Anstrengung zu leisten“ (Die Kirche als Faktor einer kom- 
menden Weltgemeinschaft, hrsg. vom Ökumenischen Rat der Kirchen, Stuttgart/Ber- 
lin 1966, S. 67). 


Die Herausgeber stellten selbstkritisch zwei Schwächen dieser Studie fest: Zum einen 
die überwiegend deduktive Methode und zum anderen das immer noch vorhandene 
Übergewicht der nördlichen Hemisphäre. Daraus ergab sich die Forderung nach einer 
neuen Methodologie und nach größerer Mitwirkung seitens der Kirchen aus dem 
Süden. Beide Fragen sollten nach der Fünften Vollversammlung angegangen werden. 


DER DURCHBRUCH 


Die Fünfte Vollversammlung in Evian 1970 hat eine bewegte Vorgeschichte, die hier 
nicht im einzelnen dargestellt werden kann (vgl. 2. Kap.). Ursprünglich für Porto 
Alegre (Brasilien) geplant, wurde sie kurzfristig unter dem Druck einer kritischen 
Öffentlichkeit nach Evian (Frankreich) verlegt. Der Grund dafür war, daß in Brasilien 
eine Militärregierung die Macht übernommen und Menschenrechtsverletzungen be- 
gangen hatte. Der LWB geriet dadurch in die schwierige Lage, entweder den geord- 
neten Verlauf der Vollversammlung zu riskieren oder dem Herrschaftssystem Reve- 
renz erweisen zu müssen. 


Wegen dieser politischen und sozialen Verwicklungen bestimmten auch in Evian die 
aktuellen Themen die Tagesordnung der Vollversammlung, vor allem die Menschen- 
rechtsproblematik, die Fragen der Entwicklung und der Revolution, das Unrecht in der 
Welt und der Ost-West-Gegensatz. Die Revolte der jungen Generation von 1968 bebte 
noch nach, die Niederschlagung des Prager Frühlings war nicht vergessen. Eigentlich 
sollte die Neubesinnung über den Missionsauftrag der lutherischen Kirchen die Tages- 
ordnung bestimmen: „Gesandt in die Welt“. Aber die Relevanz der Situation war stär- 
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ker als die Planung der Konferenzstrategen. Die Fünfte Vollversammlung wurde die 
„Vollversammlung der Weltverantwortung“, 


Bahnbrechend für die Öffnung des Weltluthertums für die soziale und politische Ver- 
antwortung der Kirche wurde der Vortrag des Heidelberger Sozialethikers Heinz 
Eduard Tödt über „Schöpferische Nachfolge in der Krise der gegenwärtigen Welt“ 
(Offizieller Bericht, Evian, S. 53). Anknüpfend an Gerhard Gloeges Vortrag über die 
Rechtfertigung in Helsinki 1963 interpretierte Tödt die Rechtfertigungsbotschaft „als 
Menschheitsgeschehen, als Weltgeschehen“ (Evian, S. 55). Bereits Gloege hatte fi 
gestellt: „Die Einengung des realen Rechfertigungshandelns auf die geistliche Sphäre 
der Frömmigkeit verleugnet das Weltziel der kommenden Königsherrschaft“ (Hel- 
sinki, S. 77). Mit Nachdruck leitete Tödt daraus für die Christenheit eine „zentrale 
Mitverantwortung für die Freiheit und die humane Orientierung der Wissenschaft“ ab 
(Evian, S. 61). In der Sektion „Dienende Christenheit und Frieden“ wurde versucht, 
Konsequenzen aus dieser Sichtweise zu ziehen. Besondere Bedeutung gewann die 
Resolution, die auf die Situation der Menschenrechte in Brasilien Bezug nahm: 





„Brasilien offenbart nur einen Zustand, der auch in vielen anderen Ländern herrscht. Die 
Sorge dieser Versammlung richtet sich auf die Verweigerung gottgegebener Menschen- 
rechte, wo und wann und aus welchen Gründen immer das geschieht“ (Evian, S. 191). 


Aus dieser Sorge leitete sich das Menschenrechtsprogramm der neuen Studienkom- 
mission ab. Es wurde unter dem Titel „Theologische Perspektiven der Menschen- 
rechte“ in Daressalam 1977 vorgestellt (vgl. S. 346ff.). 





DIE NEUE STUDIENKOMMISSION 


Besondere Bedeutung für die soziale und politische Verantwortung des LWB hatten 
die neue Studienkommission und Studienabteilung, die aus der in Helsinki beschlos- 
senen Strukturreform hervorgingen. Neben der bewährten Kommission für Weltdienst 
und der neugeschaffenen Kommission für kirchliche Zusammenarbeit gab es nun eine 
Studienkommission. Der Titel war mit Absicht gewählt: Es sollte nicht allein eine theo- 
logische Kommission sein, sondern die Theologie sollte im interdisziplinären Dialog 
mit anderen, vor allem den empirischen Wissenschaften stehen und auf die aktuellen 
Herausforderungen der Kirche antworten. Aus diesem Grund sollten dezentralisierte 
und interdisziplinäre Studien unter möglichst breiter Mitwirkung vieler Personen, 
Gruppen, Institute und Organisationen durchgeführt werden (vgl. 5. Kap). 






In vier Projektbereichen wurde den aktuellen Fragestellungen nachgegangen: 
I. Leben und Arbeit der Kirchen 

II. Interkonfessionelle Dialoge 

III. Frieden — Gerechtigkeit — Menschenrechte 

IV. Marxismus — Chinastudie — Interreligiöser Dialog 


In diesem Zusammenhang soll nicht verschwiegen werden, daß die neue Struktur des 
LWB im allgemeinen und die neue Konzeption der Studienarbeit nicht nur Zustim- 
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mung fanden. So fragte der frühere Generalsekretär Kurt Schmidt-Clausen besorgt: 
„Wohin führt der Weg des LWB?“ Besonders in den lutherischen Kirchen der nördli- 
chen Hemisphäre wurde die Sorge um das konfessionelle Profil des LWB laut. Durch 
die Unterstützung des besonnenen Generalsekretärs André Appel und unter der Lei- 
tung der Vorsitzenden der Studienkommission Kent Knutson (1970-72), Fred Meuser 
(1972-75) und Karl Hertz (1975-77) führte die umstrittene Studienarbeit jedoch zu 
einem Bewußtseinswandel in den Mitgliedskirchen des LWB, der nicht mehr rück- 
gängig zu machen war. 






NEUINTERPRETATION DER LUTHERISCHEN ZWEIREICHELEHRE 


In Fortführung der Arbeit der Theologischen Kommission und in Aufnahme der Auf- 
träge der Vollversammlung setzte die Studienarbeit mit einer zentralen sozialethischen 
Fragestellung ein: Die Rolle der Zweireichelehre Luthers, die besonders in Deutsch- 
land umstritten war, sollte geklärt werden. Die Studienarbeit unter Leitung des neuen 
Direktors der Studienabteilung Ulrich Duchrow machte deutlich, daß die lutherische 
Zweireichelehre (a) keine ausformulierte Lehre war, sondern auf gelegentlichen Aus- 
sagen des Reformators beruhte, und daß sie (b) im 19. und 20. Jahrhundert zahlreichen 
Umdeutungen unterworfen war, ambivalent ausgelegt und bisweilen sogar instrumen- 
talisiert wurde. 








Unter Bezugnahme auf die authentischen Aussagen Luthers und der Reformatoren 
wurde die Spaltung von Kirche und Welt überwunden. Das Ergebnis der Studie kann 
wie folgt zusammengefaßt werden; 


1. Die Kirche ist nicht mit dem Reich Gottes identisch, da sich der eschatologische 
Kampf zwischen Gott und Teufel in beiden Regimenten, dem weltlichen wie dem 
geistlichen, abspielt. 

2. Ebensowenig ist aber ist die Welt mit dem „Reich des Bösen“ identisch, denn auch 
dort gilt Gottes Gesetz (usus politicus legis). 


3. Die Unterscheidung von Gesetz und Evangelium ist nicht mit der Unterscheidung 
von Kirche und Welt identisch. 
Daraus ergab sich für die Weltverantwortung der Christen und der Kirche folgendes: 


1. Der Bereich des weltlichen Regiments ist das Feld der Kooperation zwischen 
Christen und Nichtchristen auf der Basis der Vernunft; er steht darum nicht außer- 
halb der Herrschaft Gottes. 





DI 


. Vernunft und Liebe schließen einander nicht aus. Die Vernunft gibt der Weltver- 
antwortung ihren Realitätsgehalt. Die Liebe setzt der Vernunft Grenzen. So kann 
das „Wohl des Nächsten“ zum Ziel christlicher Weltverantwortung werden. Damit 
wurde der jahrzehntelange Streit um den Gegensatz zwischen der Zweireichelehre 
und der Lehre von der Königsherrschaft Christi als falsche Alternative entlarvt. 
Denn obwohl Gott der Herr in den beiden Regimenten (geistlich und weltlich) ist, 
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geht der Kampf zwischen den beiden Reichen (Reich Gottes und Satans) weiter. 
Die sichtbare Kirche ist der Ort, wo die Auseinandersetzung über die Heiligung 
ausgetragen wird. 


MENSCHENRECHTE 


Eine weitere Aufgabe für die Studienkommission war die theologische Reflexion der 
Menschenrechte. Ausgehend von der Menschenrechtsresolution von Evian (s. oben) 
wurde über die „Theologischen Perspektiven der Menschenrechte“ nachgedacht. Eine 
theologische Begründung im Sinne des Naturrechts wurde wegen des geschichtlichen 
und allgemein-menschlichen Charakters der Menschenrechte nicht für notwendig 
erachtet, wohl aber galt es, das Eintreten für die Verwirklichung der Menschenrechte 
als Aufgabe christlicher Weltverantwortung zu begreifen. Durch die Zusammenarbeit 
von Experten aus allen Kontexten (Ost-West, Nord-Süd) kam es zu einer neuen 
Definition der Menschenrechte. Danach dürfen Individualrechte und Sozialrechte 
nicht gegeneinander ausgespielt werden; Freiheit und Gerechtigkeit gehören zusam- 
men. Eine „Grundfigur des Menschenrechts“ (Tödt) hält beide Aspekte zusammen. 
Diese Studie geschah in enger Zusammenarbeit mit dem Ökumenischen Rat der Kir- 
chen, der in den siebziger Jahren, angeregt durch den Helsinki-Prozeß („Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa“), die Menschenrechte ebenfalls auf seine 
Tagesordnung gesetzt und 1974 in St. Pölten eine erste Menschenrechtskonsultation 
durchgeführt hatte. Aus diesen Überlegungen entstanden die Erklärung der ÖRK- 
Vollversammlung von Nairobi 1975 zum Helsinki-Prozeß sowie die Ausformulierung 
von „Basisrechten“, die nicht nur als Individualrechte definiert werden dürfen, son- 
dern als Freiheits- und Gleichheitsrechte Voraussetzung für das Recht auf Leben, auf 
kulturelle Identität etc. sind. 





In Vorbereitung auf die Vollversammlung in Daressalam führte die Studienabteilung 
vom 29. Juni bis 3. Juli 1976 in Genf eine Konsultation über das Thema „Men- 
schenrechte“ durch. In drei Arbeitsgruppen wurde die Frage behandelt, welche theo- 
logischen Zugänge es zu diesem Thema, das die protestantischen Kirchen in der 
Vergangenheit vernachlässigt hatten, gebe. 


Arbeitsgruppe I legte eine theologische Definition der Menschenrechte vor. Wegen 
ihrer Bedeutung soll sie an dieser Stelle zitiert werden: 


„Drei Gruppen von Rechten haben sich in den bisherigen Einigungen über kodifizierte 
Menschenrechte herauskristallisiert: Einmal die Freiheits- und Schutzrechte. Sie for- 
dern, daß unbeschadet aller Einordnung des Menschen in das Gemeinwesen die Un- 
verfügbarkeit der Person respektiert und jeder willkürliche Eingriff in seine persönliche 
Lebenssphäre unterlassen werde. 






Zum andern die Gleichheitsrechte. Sie fordern, daß jede Diskriminierung unterbleibe, 
und wollen die Menschen als gleichberechtigte Personen einander in gerechten Bezie- 
hungen zuordnen. 


Drittens die Teilhaberechte. Sie wollen gewährleisten, daß im Staat und der Gesellschaft 
keine Entscheidungen gefällt werden, an denen die Betroffenen nicht durch eigene Wil- 
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LWB-Generalsekretär Ishmael Noko traf sich im März 1996 mit Yassir Arafat von der Palästini- 
schen Befreiungsorganisation (oben links) in Gaza-Stadt zur Diskussion über Fragen des Frie- 
dens und der Menschenrechte im Nahen Osten und in Jerusalem mit dem israelischen Premier- 
minister Shimon Perez (unten rechts.). 
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lensbildung teilnehmen können, und daß die sozialen und kulturellen Leistungen des 
Staates und die Güter der Gesellschaft allen Bürgern zugute kommen.“ (Theologische 
Perspektiven der Menschenrechte, S. 12) 


Die vom Glauben erleuchtete Vernunft solle mit den Menschenrechten, die unter das 
weltliche Regiment Gottes gehören, kritisch und kreativ umgehen: „kritisch, weil sie 
zu unterscheiden weiß zwischen der ideologischen Vorspiegelung und einer Verwirk- 
lichung von Menschenrechten; kreativ, weil sie, inspiriert vom Glauben, das jeweils 
erscheinende Gute unbefangen wahrnimmt und fördert. Das geschieht in der Perspek- 
tive der Hoffnung, daß Gottes Herrschaft uns auch in dieser Welt nahekommt“ (ebd., 
S. 16). 


Die Arbeitsgruppe II beschäftigte sich mit den unterschiedlichen Interpretationen der 
Menschenrechte in verschiedenen Kulturen und sozialen Systemen. Sie plädierte 
dafür, trotz der vorhandenen Spannungen für das Ganze der Menschenrechte in allen 
ihren Aspekten einzutreten und ohne Scheu mit allen Partnern guten Willens zusam- 
menzuarbeiten. Im Wissen darum, daß der Prozeß der Humanisierung noch unvollen- 
det sei, wurde betont, daß der Frieden die Grundbedingung für jedes Menschenrecht 
sei. Auch der ökologische Aspekt, durch den der ganzheitliche Charakter der Men- 
schenrechte unterstrichen werde, wurde ins Spiel gebracht: „Denn die volle Verwirk- 
lichung der Menschenrechte kann nur in einer Welt geschehen, die menschlich ge- 
nannt zu werden verdient und in der das Gleichgewicht des Lebens gewahrt bleibt“ 
(ebd., S. 24). 


Arbeitsgruppe III erarbeitete konkrete Empfehlungen zur Verantwortung der Kirche 
für die Verwirklichung der Menschenrechte und schärfte dadurch das Gewissen der 
Mitgliedskirchen. 





Auf der Grundlage dieser Ergebnisse wertete eine kleine Gruppe im Januar 1977 in 
Berlin (Ost) die Ergebnisse aus und zog Schlußfolgerungen für die wenig später statt- 
findende Vollversammlung. 


Auf der Sechsten Vollversammlung des LWB in Daressalam 1977 wurde eine Reso- 
lution über die Menschenrechte angenommen, die als Ergebnis dieser Studienarbeit 
angesehen werden darf. 


BEKENNTNIS UND WELTVERANTWORTUNG 


Eine Schlüsselrolle sollte der Ekklesiologiestudie zukommen. Ihr vollständiger Titel 
lautete: „Die Identität der Kirche und ihr Dienst am ganzen Menschen“. Mit ihr sollte 
der Frage nach den „notae ecclesiae“ nachgegangen werden, dem also, „was die Kir- 
che zur Kirche macht“. Aus den unterschiedlichen Kontexten sollten Beiträge zum 
Thema geliefert werden. Die Methode, die dabei zur Anwendung kam, wurde als 
„basisorientiert, vieldimensional und interdisziplinär“ bezeichnet. Die konkrete Situa- 
tion vor Ort sollte mit dem Anspruch des Evangeliums in Korrelation gesetzt werden. 
So wurde auf einer ersten Konsultation in Addis Abeba 1974 der gesellschaftliche 
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Kontext, in den hinein das Zeugnis der Kirche erfolgt, reflektiert. Auf einer zweiten 
in Bossey 1975 wurde dies mit der Frage nach der Identität der Kirche verknüpft. Bei- 
des wurde dann in Arusha 1976 zu einem Schlußbericht an die Vollversammlung 
zusammengefaßt. Wichtige Erkenntnisse über die Kirche als partizipatorische, gleich- 
berechtigte und ganzheitliche Gemeinschaft führten zu der Erkenntnis, daß auch ethi- 
sche Fragen eine Relevanz für die Identität der Kirche besitzen, weil Glaube und 
Handeln nicht voneinander zu trennen sind. Die Identität der Kirche steht und fällt also 
nicht mit der Wahrung des überlieferten Bekenntnisstandes, sondern entscheidet sich 
im Gehorsam gegen Gott und im Dienst für das ganze Evangelium und für alle 
Menschen. 











Unmittelbar aus der Arbeit an der Ekklesiologiestudie erwuchs die aufsehenerregen- 
de Resolution „Konfessionelle Integrität“, die die Apartheid, wie sie im Südlichen 
Afrika praktiziert wurde, als eine Bekenntnisfrage definierte: 


„Unter normalen Umständen können Christen in politischen Fragen verschiedener Mei- 
nung sein. Jedoch können politische und gesellschaftliche Systeme pervertieren und 
unterdrückend werden, so daß es mit dem Bekenntnis übereinstimmt, sich gegen sie zu 
stellen und für Veränderung zu arbeiten. Wir appellieren besonders an unsere weißen 
Mitgliedskirchen im Südlichen Afrika zu erkennen, daß die Situation im Südlichen 
Afrika einen Status Confessionis darstellt“ (Daressalam, S. 212). 





Auf der Grundlage dieser Resolution, die hart umstritten war, wurden sieben Jahre 
später bei der Siebenten Vollversammlung in Budapest (1984) zwei weiße Mitglieds- 
kirchen von der Mitgliedschaft im LWB suspendiert, da sie sich nicht in der Lage 
sahen, diese Resolution nachzuvollziehen. 


DARESSALAM 


Es war kein Zufall, daß als Thema für die Sechste Vollversammlung „In Christus — 
eine neue Gemeinschaft“ gewählt wurde, denn der Ertrag der Ekklesiologiestudie 
bestand gerade darin, den Zusammenhang zwischen dem gelebtem Bekenntnis und 
der Gestalt der Kirche aufzudecken. Damit war auch einem doketischen Kirchenver- 
ständnis die Absage erteilt. Es ging darum, die Kriterien für das Kirchesein der Kirche 
mit der konkreten Gesellschaft zu vermitteln, die das Zeugnis der Kirche herausfor- 
dert, Dahinter stand die Überzeugung, daß es ohne kritische Reflexion der Praxis der 
Kirche kein Bekenntnis des Glaubens geben könne. Dabei wurde die Gestalt der 
Kirche im Neuen Testament als „koinonia“, als die Gemeinschaft von verschiedenen, 
aber miteinander versöhnten Gliedern wiederentdeckt. Die bekennende Gemeinschaft 
wurde damit zum Kriterium für das Kirchesein der Kirche und für ihre Identität. 





Für die Mitgliedskirchen des LWB bedeutete die Südafrika-Resolution mit der Erklä- 
rung des Status Confessionis einen tiefen Einschnitt. Wer in der klassischen Perspek- 
tive des Luthertums die Identität und damit die Einheit der Kirche allein im rechten 
Verständnis des Evangeliums begründet sah, konnte — selbst als Gegner des Systems 
der Apartheid — nicht geneigt sein, in einer solchen Situation den Status Confess 
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auszurufen, weil es ja "mur" um Weltverantwortung ging. Wer jedoch „die Identität der 
Kirche in ihrem Dienst am ganzen Menschen“ begründet sah, konnte nicht umhin, die 
Bekenntnisfrage zu stellen, wenn die Einheit des Leibes Christi durch politische, 
soziale, rassische oder andere gesellschaftliche Schranken bedroht war. Die Erklärung 
„Südliches Afrika: Konfessionelle Integrität“ (Daressalam, S. 212) stellt zweifellos 
einen Markstein in der Geschichte des LWB dar. Ohne die vorangegangene Ekkle- 
siologiestudie wäre diese Schärfung des Bewußtseins nicht möglich gewesen. 


VON DARESSALAM NACH BUDAPEST 


An dieser Stelle soll zunächst aus der Erklärung der Vollversammlung in Daressalam 
„Sozio-politische Funktionen und Aufgaben der lutherischen Kirchen“ zitiert werden: 


„Die Kirchen können sich ihrer Verantwortung als Teil der Gesellschaft, in der sie leben, 
nicht entziehen. Sie müssen einen Weg finden zwischen den Extremen einer völligen 
Anpassung an ihre Umgebung und einem völligen Rückzug aus ihr. Beide Extreme brin- 
gen die Kirche in Versuchung, sich bewußt oder unbewußt mit den Strukturen zu iden- 
tifizieren, die soziale und wirtschaftliche Ungerechtigkeit unterstützen und diese als 
legitim zu betrachten. Die Kirchen sind gerufen, in der Welt, aber nicht von der Welt zu 
sein, Deshalb müssen sie in jeder Gesellschaft einen Weg kritischen Engagements fin- 
den, das ihre Abhängigkeit von Gott und ihre Solidarität mit der Welt zum Ausdruck 
bringt; aber nicht zugleich weltlichen Mächten götzendienerisch dient. 





Unsere lutherische Tradition bietet uns in der Lehre von den Zwei Reichen Orientierung 
für solch kritisches Engagement. Obwohl diese Lehre gelegentlich sowohl falsch ausge- 
legt als auch schwer mißbraucht worden ist, zielt sie deutlich darauf ab, nicht nur Gottes 
aft über die ganze Schöpfung zu bekräftigen, sondern auch die Kirche zum 
und den Christen zur Teilnahme an den Strukturen anzuleiten, von denen sein 
‚eben bestimmt wird, als eine Form verantwortlicher Sorge für die Schöpfung, 
gegenseitigen Dienstes am Nächsten und der ganzen Menschheit, und des Beteiligtseins 
an den Kämpfen um grösser Freiheit und Gerechtigkeit für alle. 
















Anwaltschaft für Gerechtigkeit ist ein wesentlicher Bestandteil der Sendung der Kirche. 
Sie gehört unlöslich zur Verkündigung des Wortes, Gerechtigkeit unter dem Gesetz Got- 
tes ist ein Zeugnis für die universale Herrschaft von Gottes Gesetz über seine ganze 
Schöpfung“ (Daressalam, S. 207-208). 


In der Folge nennt die Erklärung zwei Bereiche, in denen weitergearbeitet werden 
müsse: 1) Studien über die Ursachen sozialer und wirtschaftlicher Ungerechtigkeit (in 
diesem Zusammenhang bekräftigt die Erklärung, daß ein „radikaler Wandel in den 
Wirtschaftsystemen der Welt“ als ein „wesentlicher Schritt zur Gewinnung des Frie- 
dens“ nötig sei); 2) die Notwendigkeit, daß die Mitgliedskirchen bei den Regierungen, 
die die Schlußakte von Helsinki (1975) unterzeichnet haben, vorstellig würden, da- 
mit die „Erfüllung der Beschlüsse des Helsinki-Abkommens“ sichergestellt sei (Am 
1. August 1975 hatten die Staatsoberhäupter der 35 Teilnehmerstaaten in Helsinki die 
Schlußakte der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, in der die 
Grundsätze für das Verhalten der Staaten untereinander und der Regierung gegenüber 
ihren Bürgern und Bürgerinnen festgelegt werden, unterzeichnet.) Diese Schlußakte 
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von Helsinki war ein politisch verbindliches Abkommen, das sich in drei „Körbe“ auf- 
gliederte und Zusammenarbeit in folgenden Bereichen festlegte: 1. bei allen Fragen in 
bezug auf die Sicherheit in Europa, 2. im Bereich von Wirtschaft, Wissenschaft, Tech- 
nik und Umwelt, und 3. in humanitären und in anderen Bereichen. 


Auf der Sechsten Vollversammlung wurde auch über die Notwendigkeit von „Kri- 
terien für öffentliche Stellungnahmen oder offizielles Schweigen in Situationen, in 
denen die Menschenrechte verletzt werden“ sowie über Fragen „der globalen Haus- 
halterschaft, der begrenzten Ressourcen, der Umwelt, der Energie und Kernkraft..., 
einschließlich der theologischen und ethischen Dimensionen ... im Zusammenhang 
mit den Grundursachen sozialer und wirtschaftlicher Ungerechtigkeit“ gesprochen 
(Von Daressalam nach Budapest 1977-1984, LWB-Report 17/18, April 1984, 
S. 40-41). 


Diese Beschlüsse wirkten sich auf die Gestaltung der Programme des Weltbundes im 
Bereich der sozial-ökonomischen Fragen aus. Es ging vor allem, aber nicht aus- 
schließlich um Projekte in der Studienabteilung und der Abteilung Weltdienst. Eine 
abteilungsübergreifende Arbeitsgruppe befaßte sich von 1977 bis 1989 mit der Ko- 
ordination aller Aktivitäten, die sich im Weltbund auf die Grundursachen sozialer und 
wirtschaftlicher Ungerechtigkeit bezogen. Die Studienabteilung berief Béla Harmati 
aus Ungarn in das Referat für soziale Systeme und Eckehart Lorenz aus der Bundes- 
republik Deutschland für die Arbeit an gesellschaftlichen Fragen. Die Abteilung Welt- 
dienst ernannte Sibusiso M.E. Bengu aus Südafrika in das Referat für Studien und 
soziale Anliegen. Zwar beschäftigten sich auch Stabsmitglieder im Generalsekretariat 
und in der Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit mit sozialen und ökonomischen 
Fragestellungen, doch lag die Verantwortung für diesen Bereich weitgehend in den 
Händen dieser drei Stabsmitglieder. 


Die Arbeitsweise der beiden beteiligten Abteilungen war deutlich voneinander unter- 
schieden. Der Studienabteilung ging es um die Gewinnung begrifflicher Klarheit, und 
sie verfolgte darum einen deduktiven Ansatz. Die Abteilung für Weltdienst bediente 
sich demgegenüber einer induktiven Methode, die ihren Ausgang bei den konkreten 
Erfahrungen und dem Engagement für Gerechtigkeit nahm. In beiden Ansätzen schlug 
sich die unterschiedliche akademische und gesellschaftliche Orientierung der jeweili- 
gen Stabsmitglieder nieder. Daß dies zu lebhaften Diskussionen zwischen den Abtei- 
lungen über die in den jeweiligen Referaten behandelten Fragen führte, liegt auf der 
Hand. 





SOZIALE UND WIRTSCHAFTLICHE GERECHTIGKEIT 


In der Studienabteilung wurde zwischen 1977 und 1984 an folgenden Themen gear- 
beitet: a) Klärung des Begriffs „Status confessionis“; b) Koordinierung lutherischer 
Friedensbemühungen; c) Interkonfessioneller Dialog über die theologische Begrün- 
dung der Menschenrechte; d) Frauenrechte bzw. Menschenrechte für Frauen; e) Ge- 
walt und Gewaltlosigkeit; f) Die Bedeutung der Zweireichelehre auf der Gemeinde- 
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ebene; g) Arbeitslosigkeit; h) Ethische und theologische Probleme der Entwicklung 
der Dritten Welt; i) Christliche Ethik und die Frage des Eigentums; k) Die Rolle der 
Kirche beim Aufbau der Nation; I) Die Kirche und die „civil religion“; m) Die Kirche 
und die Ideologie der nationalen Sicherheit (ebd., S. 43). 


In der Abteilung Weltdienst wurden folgende Fragen behandelt: a) Erarbeitung von 
Studienmaterial zu den wirtschaftlichen, sozialen und politischen Dimensionen der 
Ungerechtigkeit insbesondere im Entwicklungsbereich; b) Verbreitung von Informa- 
tionsmaterial und Austausch über Probleme der sozialen und wirtschaftlichen Unge- 
rechtigkeit sowie die Herausgabe von „Development Education Forum“; c) Unter- 
stützung im Bereich der Erziehung zur Entwicklungsverantwortung; d) Unterstützung 
von Ortskirchen bei Programmen über Fragen sozialer und wirtschaftlicher Ungerech- 
tigkeit; f) Unterstützung bei der Durchführung von Workshops, Seminaren, Konferen- 
zen und Konsultationen über diese Fragen; g) Förderung von sozialen Aktionen sowie 
Einsatz für eine gerechtere Wirtschaftsordnung; h) Kontaktpflege zu den Vereinten 
Nationen und zu anderen staatlichen und nichtstaatlichen Hilfsorganisationen; i) 
Benennung neuer Themen und Entwicklungen betreffend soziale und wirtschaftliche 
Ungerechtigkeit; k) Ausarbeitung von Strategien zur Behandlung sozialer und wirt- 
schaftlicher Ungerechtigkeit im Rahmen von Programmen und Projekten des Welt- 
dienstes (S. 43-44). 


In den achtziger Jahren fand auf internationaler Ebene eine intensive Debatte über 
angemessene Formen der Entwicklungshilfe statt. Der Weltbund war nicht nur mit den 
oben genannten Studien daran beteiligt, sondern auch durch Weltdienstprogramme, 
durch den Gemeinschaftsbezogenen Entwicklungsdienst (Community Development 
Service; CDS) sowie durch andere Studien. Die Außenstellen der Abteilung Welt- 
dienst befassten sich mit 1) Nothilfe bei Naturkatastrophen, 2) Dienst an Flüchtlingen 
und Vertriebenen und 3) Unterstützung bei endemischen Notlagen, die die Ortskirche 
und die Regierung nicht allein bewältigen konnten. Der Einsatz des Weltdienstes bei 
kurzfristigen Notlagen führte oft dazu, daß die jeweilige Regierung oder die Kirchen 
ihn baten, die Unterstützung in ein längerfristiges Rehabilitations- oder Entwicklungs- 
projekt umzuwandeln. Diese Übergänge waren meistens erfolgreich, doch verlief der 
Prozeß nicht immer reibungslos; vor allem die Frage, wer das Programm übernehmen 
solle — der Lutherische Weltdienst oder die Ortskirchen — war bei den Beteiligten 
umstritten (vgl. 3. Kap.). 









Obgleich Gelder reichlich vorhanden waren — in manchen Jahren über 100 Millionen 
US$ - und für die Unterstützung von zahllosen Menschen in Not eingesetzt wurden, 
wurde der von der Abteilung Weltdienst verfolgte Ansatz in Frage gestellt. Die Dis- 
kussion darüber fand nicht nur im Zusammenhang mit der weltweiten Debatte über die 
richtige Mischung von Hilfe und Gerechtigkeit statt, sondern gleichzeitig hatten die 
Ortskirchen mehr Erfahrung mit der Verwaltung ihrer eigenen Projekte gewonnen und 
beanspruchten nun bei den Dienstprogrammen im eigenen Land ein größeres Mit- 
spracherecht. Zugleich wurde mit staatlichen Hilfswerken diskutiert, ob zentral gelei- 
tete Programme noch angebracht seien oder ob den örtlich getragenen der Vorzug zu 
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‚geben sei. Diese Frage hatte im ökumenischen Kontext eine besondere Brisanz, da der 
Gemeinschaftsbezogene Entwicklungsdienst und der Ökumenische Rat der Kirchen 
auf die Lokalkirchen als Trägerinnen der Hilfsprogramme setzten. Darüber hinaus 
berührte diese Debatte auch die schwierige Frage der Machtverteilung zwischen den 
Kirchen des Nordens und denen des Südens. Auf diesem Hintergrund entwickelte sich 
die Beziehung zwischen den Kirchen und dem Weltdienst durch eine Reihe von 
schriftlichen Vereinbarungen und durch die Bildung von örtlichen Beratungsaus- 
schüssen für Weltdienstprogramme. Diese Vorstösse, bei denen der Weltdienstdirek- 
tor, Eugene Ries, eine wichtige Rolle spielte, gaben den Kirchen ein größeres Mitspra- 
cherecht, wenn auch der Auftrag des Weltdienstes, allen Menschen „gleich welcher 
Rasse, welchem Geschlecht, welcher Religion, welcher Nation sie angehören oder 
welche politische Anschauung sie vertreten“ (Richtlinien der Kommission für Welt- 
dienst), Hilfe zu leisten, weiterhin Gültigkeit hatte. Mit dem Fortschreiten der Diskus- 
sion arbeitete der Weltdienst 1989 für die Achte Vollversammlung in Curitiba ein 
Papier über Partnerschaft aus. Daß die Meinungsbildung über diese Fragen noch nicht 
beendet ist, wird daran deutlich, daß der Weltdienst noch im April 1995 eine Konsul- 
tation über dieses Thema durchgeführt hat. 





Die Rolle des Gemeinschaftsbezogenen Entwicklungsdienstes, der durch die Um- 
strukturierung des Weltbundes nach der Vollversammlung von Curitiba der Abteilung 
für Mission und Entwicklung eingegliedert wurde, bestand darin, zusammen mit den 
Kirchen personelle, finanzielle und technische Ressourcen zu beschaffen, um die 
Mitgliedskirchen in Asien, Afrika und Lateinamerika in die Lage zu versetzen, ihre 
eigenen Entwicklungsprojekte durchzuführen. Am häufigsten ging es bei diesen Pro- 
jekten um Wasser, sanitäre Anlagen, Agrarentwicklung, Gesundheitsvorsorge, ärztli- 
che Betreuung, Grund- und Berufsschulung, Forstwirtschaft, einkommensförderndes 
Kleingewerbe und nicht zuletzt Bewußtseinsbildung zur Erkennung lokaler Probleme 
und Einsatz für gesellschaftlichen Wandel. Gerade in dieser zuletzt genannten Hin- 
sicht näherte sich die Arbeit des CDS der des Referats für Studien und soziale Anlie- 
‚gen. Beide Abteilungen führten gemeinsam mit der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Tansania (1982) und der Evangelischen Kirche Lutherischen Bekenntnisses in 
Brasilien (1983) Workshops durch. 


Darüber hinaus begann das Referat für Studien und soziale Anliegen mit der Her- 
ausgabe des „Development Education Forum“, einer halbjährlich erscheinenden Zeit- 
schrift. Darin kamen Themen wie Entwicklungskonzepte, multinationale Konzerne, 
die Debatte über die Neue Weltwirtschaftsordnung, Energiefragen, Nahrungsmittel- 
versorgung, Bevölkerung und Entwicklung und Handel zur Sprache. Das Referat 
nahm aktiv an den entwicklungsbezogenen Tagungen der Vereinten Nationen teil, 
etwa der Welthandels- und Entwicklungskonferenz (UNCTAD). Es führte auch Fall- 
studien durch (z. B. in Papua-Neuguinea und Peru), um herauszufinden, wie die Welt- 
dienstprojekte und -programme den Ursachen sozialer und wirtschaftlicher Ungerech- 
tigkeit begegneten. 

Ein Thema, dem besondere Aufmerksamkeit zuteil wurde, war die internationale 
Schuldenkrise. Es wurde in „Development Education Forum“ behandelt und im Refe- 
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rat für Studien und soziale Aufgaben in Zusammenarbeit mit einer abteilungsüber- 
greifenden Arbeitsgruppe über die Ursachen sozialer und wirtschaftlicher Ungerech- 
tigkeit untersucht. Es lag 1990 der Achten Vollversammlung in Curitiba vor. Das 
Ausmaß des Problems führte die Vollversammlung dazu, das Thema der Schulden- 
krise und der wirtschaftlichen Ungerechtigkeit in ihre Botschaft aufzunehmen und die 
Mitgliedskirchen dringend aufzufordern, „die Organisation von Volksbewegungen 
[zu] fördern, die aktiv für eine Lösung der Schuldenkrise und den Erlaß von unge- 
rechten Schulden eintreten“ (Offizieller Bericht der Achten Vollversammlung des 
Lutherischen Weltbundes, Curitiba 1990, LWB-Report 28/29, S. 138). 


Ebenfalls Mitte der achtziger Jahre leitete der Weltdienst zwei neue Programme in 
Lateinamerika ein. Als Reaktion auf Bürgerunruhen in El Salvador wurde ein Pro- 
gramm für Hilfe an Vertriebenen eingerichtet, aus dem sich ein längerfristiges Ent- 
wicklungsprojekt entwickelte. Ein weiteres Hilfsprogramm sollte Haitianern, die 
wegen des Duvalier-Regimes nicht in Haiti leben konnten, helfen. 





Im Juni 1991 kehrte Sibusiso M.E. Bengu nach Südafrika zurück. Die Stelle blieb 
einige Zeit vakant, bis Rebecca Larson, Referentin für Entwicklungserziehung in der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Kanada, 1993 die Aufgaben im neuorganisierten 
Referat für Studien und Entwicklungserziehung übernahm. Sie setzte sich für die 
Herausgabe von „Development Education Forum“ ein und legte den Schwerpunkt 
ihrer Arbeit auf die Planung für den Weltgipfel für soziale Entwicklung im Jahre 1995, 
das Problem der Kindersoldaten und eine internationale Kampagne für ein Verbot von 
Landminen. Damit verband sich die Absicht, solche Fragen enger in Verbindung zu 
den laufenden Programmen des Weltdienstes zu setzen. 


MENSCHENRECHTE 


Die Erklärung der Sechsten Vollversammlung von 1977 über Menschenrechte erin- 
nerte an den Beschluß der Vollversammlung von 1970 zum gleichen Thema. Da die 
Sechste Vollversammlung in Afrika tagte, war sie sich der im Namen der Apartheid im 
südlichen Afrika verübten Menschenrechtsverletzungen noch besser bewußt. Sie stell- 
te aber auch Greueltaten in Uganda und „zahlreiche Menschenrechtsverletzungen“ in 
vielen Ländern dieser Erde fest (Daressalam, S. 210). Auffallend sei der „weite Ab- 
stand zwischen deklarierten Normen und konkreter Verwirklichung“ der Menschen- 
rechte gemäß der Schlußakte von Helsinki (ebd.). Die Erklärung ruft die Mitglieds- 
kirchen auf, „die in der jeweiligen Situation notwendigen und möglichen Schritte zu 
tun“ (ebd., S. 211) und sich für eine „umfassende Verwirklichung der Menschen- 
rechte“ einzusetzen, insbesondere für die Rechte von benachteiligten Bevölkerungs- 
gruppen wie Frauen, Jugendliche, alte Menschen und Minderheiten. Es gelte, bei 
Regierungen und Behörden zugunsten entrechteter und gefolterter Bürger vorstellig 
zu werden, Verfolgten, Vertriebenen, Staatenlosen Rechtshilfe zu gewähren und sich 
über die bestmögliche Ausnutzung des jeweiligen Rechtssystems und der faktischen 
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-DA VENTE FEACH 





Der LWB koordinierte internationale und ökumenische Spendengelder, um bei einem Prozeß 
in Swakopmund, Namibia, Rechtshilfe zu bieten. Damals wurden sechs Namibier unter dem 
Terrorismusgesetz des Apartheidregimes als Terroristen angeklagt. Am 16. Februar 1976 fand 
vor dem Gerichtsgebäude von Swakopmund eine Demonstration statt. 


Auswirkung der Internationalen Menschenrechtskonventionen in den jeweiligen 
Ländern zu beraten (ebd.). 


Die Unterzeichnung der Schlußakte von Helsinki im Jahre 1975, die anfangs Anlaß zu 
einiger Skepsis war, erwies sich für die Arbeit des Weltbundes als hilfreich, denn sie 
öffnete der Religionsfreiheit in Mittel- und Osteuropa und allen möglichen Formen 
des Austauschs und des Dialogs mit den dortigen Kirchen die Türen. Die Bestim- 
mungen der Schlußakte, die die zwischenmenschlichen Begegnungen betrafen, waren 
Grund für den LWB, die Kontakte und die Kommunikation zwischen den Kirchen des 
europäisch-nordamerikanischen Bereiches zu verstärken. Zum Beispiel war es nach 
Gesprächen mit Regierungsbeamten möglich, daß das Europareferat in der damaligen 
Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit und der Generalsekretär Carl Mau die 
Erlaubnis für einen Besuch der deutschsprachigen lutherischen Kirchen in Sibirien 
und Kasachstan erhielten, mit denen bisher jeder Kontakt praktisch unmöglich gewe- 
sen war (Von Daressalam nach Budapest, S. 55-56, 123). 














BUDAPEST 


Die von der Schlußakte von Helsinki geforderte Öffnung und das sich daraus erge- 
bende bessere Klima zwischen Kirche und Staat in einigen Ländern Mitteleuropas tru- 
gen dazu bei, daß Budapest als Tagungsort für die Siebente Vollversammlung im Jahre 
1984 gewählt wurde. Der Wunsch, die politischen und militärischen Spannungen ab- 
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zubauen und den Frieden zu sichern, war damals deutlich greifbar. Auch im Bereich 
der Menschenrechte waren die Fortschritte bedeutend. Dies zeigte sich in mehreren 
Erklärungen über Menschenrechte und verwandte Themen auf der Siebenten Vollver- 
sammlung: „Menschenrechte“, „Frieden und Gerechtigkeit“, „Südliches Afrika: Kon- 
fessionelle Integrität“, „Partnerschaft von Frauen und Männern in Kirche und Gesell- 
schaft“, „Auf dem Wege zu wirtschaftlicher und sozialer Gerechtigkeit“, „Rassismus 
in Kirche und Gesellschaft“, „Verwirklichung der Menschenrechte (bürgerliche, poli- 
tische und religiöse Rechte)“, „Christliches Leben in unterschiedlichen gesellschaftli- 
chen Systemen“, „Unsere Verantwortung für Frieden und Gerechtigkeit“ (Offizieller 
Bericht der Siebenten Vollversammlung, Budapest 1984, S. 4-5). 





1986 verabschiedete das Exekutivkomitee eine „Erklärung und Empfehlung zur Fort- 
setzung des Helsinki-Prozesses“. Darin wird auf die Überprüfungskonferenz von 
Wien hingewiesen und der Auftrag von Budapest bestätigt, „Folgekonferenzen im 
Bereich der Menschenrechte“ auch weiterhin zu beobachten (Von Budapest nach 
Curitiba, LWB-Report 27, S. 51). 


In der Zwischenzeit hatte der neue Generalsekretär, Gunnar Stälsett, zwei neue Auf- 
gabenbereiche durchgesetzt, u.a. die Position des Assistierenden Generalsekretärs für 
Menschenrechte. Damit wurde einem Beschluß der Siebenten Vollversammlung 
entsprochen, „der Förderung der Menschenrechte im LWB eine höhere Priorität 
zu geben“ (Budapest, S. 261). 1986 wurde Paul Wee, Generalsekretär der Lutheran 
World Ministries und Vorsitzender des Nationalkomitees in den USA, auf diese Po- 
sition berufen. In der Folgezeit unternahmen Stälsett und Wee eine Reihe von Vor- 
stößen, bei denen es sowohl um Menschenrechte als auch um das Streben nach Frie- 
den ging. 








Auch die in der Abteilung für Weltdienst geleistete humanitäre Arbeit erhielt in dieser 
Zeit eine Menschenrechtskomponente, besonders im wirtschaftlichen und sozialen 
Bereich, so das Recht auf Nahrung und auf angemessene Unterkunft sowie die Rechte 
von Flüchtlingen. Diese Aspekte standen gegenüber den bürgerlichen und den poli- 
tischen Rechten eher im Hintergrund, aber sie waren doch darum nicht vergessen. 
Im Verlauf seiner humanitären Arbeit in Gebieten mit diktatorischen Regierungen 
versuchte der Weltdienst vielfach auch durch eine Art „Geheimdiplomatie“ Fort- 
schritte zu erreichen, indem mit Regierungsbeamten über konkrete Fälle gesprochen 
wurde, 


Auch der Weltbund als ganzer bediente sich gelegentlich dieser Vorgehensweise, so in 
den achtziger Jahren in Äthiopien und in Osteuropa. Das bedeutete, daß Menschen- 
rechtsfragen im rechten Augenblick und auf diskrete Art und Weise angesprochen 
wurden. Man mußte vorsichtig vorgehen, die Lage der jeweiligen Mitgliedskirche 
respektieren und gleichzeitig sicherstellen, daß in den von der Regierung beherrsch- 
ten Gebieten weiterhin humanitäre Hilfe geleistet werden konnte, In den Abteilungen 
wurden wiederholt über die Frage Gespräche geführt, wann öffentliches Reden ange- 
bracht sei und wie sich das angesichts staatlicher Repressionen auf das Zeugnis des 
Weltbundes auswirken würde. 
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Ein weiterer Aspekt des Problems kam zutage, als beim lutherischen Einsatz in Äthio- 
pien in der Dürrekatastrophe der achtziger Jahre der Weltdienst in den von der Regi- 
erung beherrschten Gebieten tätig war, während lutherische Partnerorganisationen aus 
Europa und Nordamerika in den von politischen Aufständischen beherrschten Gebie- 
ten arbeiteten. Über dieses Arrangement wurde damals nicht gesprochen, doch waren 
sich alle Beteiligten bewußt, was geschah, und es wurden damit viele Menschenleben 
gerettet, Daß die Arbeit abgestimmt wurde, war auch kein Verstoß gegen den Grund- 
satz, diejenigen, die Hilfe empfangen, nicht zu diskriminieren. Es zeigte sich viel- 
mehr, daß verschiedene Glieder der lutherischen Gemeinschaft dort einzugreifen ver- 
mochten, wo es möglich war und wo sie Hilfe bringen konnten. 





In anderen Fällen entschloß sich der Weltdienst zu einer deutlicheren Sprache hin- 
sichtlich der Menschenrechtsarbeit. Dazu gehört die Arbeit in El Salvador seit Mitte 
der achtziger Jahre und die Unterstützung für Menschenrechtsbeobachter in Rwanda 
Mitte der neunziger Jahre. Darin spiegelt sich die Erkenntnis wider, daß der Einsatz 
für Gerechtigkeit untrennbar zu humanitärer Hilfe und zur Entwicklungsarbeit gehört. 





FRIEDEN 


Anfang der achtziger Jahre hatte die Friedensarbeit des LWB vor allem mit der durch 
den Kalten Krieg erzeugten Instabilität zu tun. Das zeigte sich in der „Erklärung zum 
Frieden“ des Exekutivkomitees auf seiner Tagung in Turku im Jahre 1981 und auf der 
Konsultation lutherischer Kirchenführer aus Europa und Nordamerika im November 
1981 (Von Daressalam nach Budapest, S. 123-124). Frieden stand auch im Mittel- 
punkt der Arbeit von Eckehart Lorenz und Bela Harmati in der Studienabteilung. Die 
Schwerpunkte lagen in der Koordinierung der Friedensarbeit, in Studien über christli- 
che Friedensethik, in der Auslegung der Zweireichelehre für die Gemeinden und in der 
Auseinandersetzung mit der Ideologie der gemeinsamen Sicherheit. Dabei ging es 
sowohl um Konsultationen als auch um die Ausarbeitung von Studienmaterial. 


Wie schon bemerkt, war das Engagement für die Menschenrechte oft mit der Friedens- 
arbeit verbunden. In Europa ermöglichte es die Schlußakte von Helsinki, Menschen- 
rechtsfragen aufzunehmen und gleichzeitig gegenseitiges Verständnis und Vertrauen 
zu fördern, obwohl die lutherischen Kirchen in unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Systemen lebten. 

Das Streben des Weltbundes nach Frieden schlug sich auch in seiner Tätigkeit im 
Nahen Osten nieder. Nach einer ersten Konsultation im Jahre 1975 fand 1982 in 
Zypern eine zweite statt, die sich mit allen Aspekten des Engagements im Heiligen 
Land befaßte und eine bessere Koordination dieser Arbeit anstrebte, einschließlich der 
Friedensarbeit (ebd., S. 54-55). Diese Konsultation schlug auch den Einsatz einer 
Verbindungsperson in diesem Gebiet vor, was allerdings nie zur Ausführung kam. 





Von dem Zeitpunkt an, als Paul Wee 1986 die Verantwortung im Büro für internatio- 
nale Angelegenheiten und Menschenrechte übernahm, konnte sich der Weltbund ver- 
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mehrt auch der Friedensarbeit im Nahen Osten zuwenden. Als das Exekutivkomitee 
auf seiner Tagung im Jahre 1986 in München (Deutschland) beschloß, diese Frage zu 
studieren, konnte ein Jahr später eine öffentliche Erklärung über die palästinensisch- 
israelische Frage verabschiedet werden. Darin werden die Rechte der Juden sowie der 
Palästinenser bestätigt und es wird festgestellt, 





„daß Palästinenser wie Juden ein legitimes Recht haben sollten, im Land Palästina 
in sicheren Grenzen zu leben, und daß sie verbindliche Garantien für ein volles und 
gleichberechtigtes politisches, wirtschaftliches und gesellschaftliches Leben haben soll- 
ten. Verhandlungen über die Zukunft Palästinas müssen von dieser Annahme ausgehen, 
daß sowohl die Juden als auch die Palästinenser einen legitimen Anspruch auf dieses 
Land haben, wo sie ohne Furcht ihre Kinder aufziehen und die Früchte ihrer Arbeit 
ernten können“ (Protokoll, Tagung des Exekutivkomitees, Viborg, Dänemark, Juli 1987, 
$ 191-192). 








Ende 1987 besuchte Stälsett nach Beginn der Intifada die Region. Im Februar 1988 
wurde eine Konsultation über die palästinensisch-israelische Frage abgehalten. Wie- 
der ein Jahr später besuchten Mitglieder des LWB-Exekutivkomitees die Region, um 
das Friedensbestreben des Weltbundes voranzutreiben (Von Budapest nach Curitiba, 
S. 30-31). Dabei wurden viele der in Viborg ausgesprochenen Grund verwirk- 
licht: dazu gehörte der Appell zur Einberufung einer internationalen Friedenskonfe- 
renz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen, ein Aufruf zugunsten von 
Personen, die von der israelischen Regierung festgenommen worden waren, sowie die 
Bitte, die Mitgliedskirchen möchten die Region zusammen mit der Evangelisch- 
Lutherischen Kirche in Jordanien und dem Rat der Kirchen im Nahen Osten geistlich, 
moralisch und finanziell unterstützen. 





Unterdessen leisteten die Mitgliedskirchen dem palästinensischen Volk in den besetz- 
ten Gebieten über die Außenstelle des LWB-Weltdienstes in Jerusalem humanitäre 
Hilfe. Außerdem wurden mit jüdischen und muslimischen Gruppen Gespräche ge- 
führt, um das gegenseitige Verständnis beim Aufbau eines gerechten Friedens in die- 
sem Gebiet zu verbessern. 





CURITIBA 


In einem Beschluss der Achten LWB-Vollversammlung in Curitiba wurden die 
Grundsätze von Viborg sowie der Aufruf von Kirchenleitern in Jerusalem im Jahre 
1989 bestätigt, daß man der palästinensisch-israelischen Frage mehr Aufmerksamkeit 
schenken solle. Die Mitgliedskirchen wurden außerdem ermutigt, sich von Palmsonn- 
tag bis Pfingsten dem ökumenischen Programm „Christen für Frieden im Heiligen 
Land“ anzuschließen. 





1991 setzte sich der LWB für eine internationale Friedenskonferenz, für friedenstif- 
tende Maßnahmen, für den Schutz der Menschenrechte und für geistliche, humanitä- 
re und wirtschaftliche Hilfe, besonders an das palästinensische Volk, ein. Im Juni 1994 
brachte der Rat den Israelis und den Palästinensern, anderen Regierungen und nicht- 
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staatlichen Organisationen, einschließlich der Kirchen, seine Anerkennung für ihren 
Beitrag zur Unterzeichnung der Grundsatzerklärung zwischen Israel und der Palä- 
stinensischen Befreiungsorganisation zum Ausdruck. Außerdem appellierte er an die 
Regierungen, für die Unterstützung zu sorgen, die für den Aufbau einer Infrastruktur 
in Jericho und im Gazastreifen nötig ist (Eine Agenda für die Gemeinschaft, LWB- 
Dokumentation 35, September 1994, S. 116). 


Im Beschluß vom Jahre 1995 wurden die Bemühungen um den Frieden, die Bestre- 
bungen der dortigen Kirchen, die Verständigung mit anderen Religionsgemeinschaf- 
ten zu suchen, ihre pluralistische Vorstellung von Jerusalem und ihr Wirken für Ver- 
söhnung und Heilung mit Anerkennung zur Kenntnis genommen. Die Bedeutung 
Jerusalems für die jüdische, christliche und muslimische Religion sowie für Palästina 
und Israel wurde unterstrichen. Das gleiche Recht aller, die in dieser Region wohnen, 
wurde bekräftigt; Israel und die Bürgen für den Friedensprozess wurden aufgefordert, 
diese Rechte anzuerkennen, zu achten und zu unterstützen (Eine Gemeinschaft der 
Hoffnung, LWB-Dokumentation 36, S. 66-68). 


Zur Sicherung von zusätzlichen Finanzmitteln für Versöhnung und Frieden wurde 
1988 ein Sonderfonds zur Friedensstiftung eingerichtet, vor allem im Blick auf den 
Nahen Osten und Mittelamerika. 


Am deutlichsten zeigt sich der Erfolg in der Friedensarbeit des Weltbundes am 
Friedensprozess in Mittelamerika. Die Siebente Vollversammlung in Budapest hatte 
den Weltbund mit der Arbeit an Friedens- und Menschenrechtsfragen in Mittelamerika 
beauftragt (Budapest, S. 278), und die Mitgliedskirchen hatten finanziell und durch 
Fürsprache einen beträchtlichen Beitrag geleistet, der Ende der achtziger und Anfang 
der neunziger Jahre über den Weltbund an die lutherische Kirche und die ökumenische 
Gemeinschaft in El Salvador weitergeleitet wurde. 


Besonders im Friedensprozess in Guatemala spielte der LWB eine wichtige Rolle, da 
es ihm gelang, im Streben nach Frieden das Vertrauen aller Beteiligten — der Regie- 
rung und der oppositionellen Nationalrevolutionären Guatemaltekischen Einheit — als 
unparteiischer Vermittler zu gewinnen. Zwischen 1989 und 1991 führte der LWB mit 
der Unterstützung der norwegischen Regierung sowie der Kirchen in Norwegen, 
Schweden und Finnland eine Reihe von Treffen durch, auf denen die Parteien mitein- 
ander sprachen. Das führte zu vertrauensbildenden Maßnahmen im Bereich der 
Menschenrechte und hinsichtlich der Rolle des zivilen Gesellschaftssektors. Im März 
1990 wurde in Oslo ein Abkommen über das Streben nach Frieden und über Ge- 
waltverzicht unterzeichnet. Ihm folgten Treffen in Madrid, Mexiko-Stadt, Puebla 
(Mexiko), Ottawa und Quito. Im April 1991 wurde das Abkommen von Mexiko unter- 
zeichnet, in dem der Friedensprozess noch einmal bekräftigt wurde. 


Als die Treffen bekannt wurden, beteiligten sich an ihnen auch die Vereinten Nationen 
und interessierte Länder, die sogenannte „Gruppe von Freunden“ des UNO-Gene- 
ralsekretärs. 1994 übernahm die UNO offiziell die Vermittlerrolle, und der Lutheri- 
sche Weltbund trat in den Hintergrund. Seither hat er den Prozeß begleitet und die 
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Parteien zu einem umfassenden Friedensabkommen ermutigt. Die Beharrlichkeit des 
Generalsekretärs Gunnar Stålsett und des Assistierenden Generalsekretär Paul Wee 
bei der Aufrechterhaltung der Kontakte mit den Parteien und ihre konstanten Auf- 
forderungen zur Weiterarbeit waren wesentliche Elemente im Fortschreiten des Pro- 
zesses von den Anfängen bis 1994. Wichtig war allerdings auch die Tatsache, daß der 
Weltbund unparteiisch bei dem Friedensprozess vermitteln konnte; allen Beteiligten 
war klar, daß der Weltbund materiell nichts gewinnen konnte. Es gab nur wenige 
lutherische Kirchen im Land, und als traditionelle protestantische Konfession (also 
nicht in direkter Beziehung mit den evangelikalen Ortskirchen) vertrat der Weltbund 
kein Eigeninteresse. Vielmehr hielt er von Anfang an den Kontakt mit der römisch- 
katholischen Kirche aufrecht und informierte sie über seine Tätigkeiten. So behielt der 
LWB auch das Vertrauen des Vatikans. Dies führte zur Zusammenarbeit mit Monsi- 
gnor Quezada Toruño, der als Vorsitzender der Versammlung des Zivilsektors eine 
wichtige Rolle spielte und eine große Anzahl ökumenischer und basisbezogener 
Organisationen, einschließlich der einheimischen Bevölkerung vertrat. 


Günter Krusche 
Dennis Frado 
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VOLLVERSAMMLUNGEN DES LUTHERISCHEN WELTBUNDES 


Lund 1947: 
Die Erste Vollversammlung 
des Lutherischen Weltbundes 





Thema: „Die lutherische Kirche in der Welt von heute“ 

Anzahl der 200 Delegierte 

Teilnehmer/innen: 400 Gäste 

Präsidenten: Erzbischof Erling Eidem, Uppsala, führt als ausscheidender 
Präsident des Lutherischen Weltkonvents den Vorsitz; Prof. An- 





ders Nygren, Lund, wird zum ersten Präsidenten des Lutheri- 
schen Weltbundes gewählt. 
Exekutivsekretär: Sylvester C. Michelfelder, USA, bisher amtierender Exekutiv- 
sekretär, wird als erster Exekutivsekretär des LWB bestätigt. 
Hauptbeschluß: Annahme einer LWB-Verfassung 
Hauptreferate: Ralph H. Long, USA: „Die Stellung des Lutherischen Weltbun- 
des in der Welt von heute“ 
Anders Nygren, Schweden: „Das Zeugnis der lutherischen 








Kirche“ 
Lajos Ordass, Ungarn: „Wir müssen arbeiten, solange es Tag ist“ 
Hanns Lilje, Deutschland: „Die lutherische Kirche und ihre Auf- 


gaben in der Welt“ 
S.W. Savarimuthu, Indien: „Christus, Hoffnung der Welt“ 


Der geschichtliche Augenblick 


Gegensätze kamen zusammen, als sich vom 30. Juni bis 6. Juli 1947 in Lund 200 
stimmberechtigte Delegierte zur Vollversammlung zusammenfanden, die die Grün- 
dung des Lutherischen Weltbundes bedeutete. Das Treffen fand in einer klas: 
Umgebung statt: der romanische Dom aus dem 12, Jahrhundert und die ehrwürdige 
Universität drückten historische Kontinuität und ungebrochene Tradition aus. Es war 
ein Ort ungestörter Stille in einer von großstädtischer Betriebsamkeit unberührten 
Provinzstadt. 

Viele Delegierte kamen aus ausgebombten Städten, aus Ländern, die in den Sog des 
Zweiten Weltkriegs hineingezogen worden waren. Viele kamen von Kirchen oder 
Universitäten, die gegen die totalitären Ideologien einen Kampf um Leben und Tod 
gefochten hatten. Und diese Delegierten wurden von einer Kirche begrüßt, die sich als 
„Volkskirche“ verstand und eng mit dem Staat zusammenarbeitete. Diese gastgebende 
Schwedische Kirche war eine privilegierte Kirche. Eine lange Friedenszeit, eine sta- 
bile Demokratie und eine auch während des Kriegs funktionierende öffentliche Ver- 
waltung hatten ihr Stärke und Ausstrahlung verliehen. 























Lund - 1947; Dr. J, P. van Heest, Präsident der Ev.-Luth. Kirche im Königreich der Nieder- 
lande, bei der Unterzeichnung der ersten Verfassung des LWB bei der Vollversammlung in Lund 
im Jahre 1947. Die anderen Unterzeichnenden (v. /. n. r.) sind Dr. Abdel Ross Wentz, USA, und 
Bischof Hanns Lilje, Deutschland. Erzbischof Erling Eidem, Schweden, der letzte 
des Lutherischen Weltkonvents und Vorsitzender an der Vollversammlung (stehend r). 











Im Gegensatz dazu kam eine große Anzahl der Delegierten und Gäste aus Ländern, in 
denen die lutherische Kirche in Spannung zu einem atheistischen Staat stand oder eine 
Minderheit neben einer übermächtigen römisch-katholischen oder orthodoxen Kirche 
war. In einigen Fällen, wie in den Vereinigten Staaten, war die konfessionelle Land- 
schaft von der Trennung zwischen Kirche und Staat und einem nahezu kaleidoskopi- 





schen Pluralismus gekennzeichnet. 

Auch die Lebensumstände vieler Delegierten unterschieden sich von dem, was sie in 
Lund vorfanden. In Schweden war die Versorgungslage relativ stabil, und das fiel 
denen, die unmittelbar nach dem Krieg an Hunger, Entbehrung, Kälte, Flüchtlings- 
ströme und Obdachlosigkeit gewöhnt waren, natürlich sofort auf. Geradezu unver- 
meidlich wurden sie daran erinnert, daß ihr Gastland im Zweiten Weltkrieg neutral 
gewesen war. Hinzu kam, daß viele Delegierte aus Ländern kamen, die noch vor kur- 
zer Zeit miteinander Krieg geführt hatten. 

Die Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes in Lund war von solchen Gegen- 
tzen gekennzeichnet. Wie konnten sie überbrückt werden? Wie konnte es unter sol- 
chen Umständen gelingen, für die lutherischen Kirchen der Welt ein Instrument der 
Zusammenarbeit zu werden? Daß diese Fragen positiv beantwortet werden konnten, 
ist darin begründet, daß die Mehrheit der Teilnehmer und Teilnehmerinnen zur Ver- 
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gebung bereit und entschlossen war, die Feindbilder hinter sich zu lassen. Man war 
vom Wunsch beseelt, eine Atmosphäre des gegenseitigen Verständnisses zu schaffen. 
Man wollte neue Wege des Zusammenlebens in einer christlichen Gemeinschaft ein- 
schlagen. 

Für die Menschen, die 1947 in Lund zusammenkamen, war es darum ein befreiendes 
Erlebnis, gemeinsam Gottesdienst feiern zu können. Das Bekenntnis der Sünde, die 
Botschaft von der Vergebung und die Verpflichtung, sich den Herausforderungen der 
Welt zu widmen —das war das Herzstück dieser ersten Vollversammlung des LWB. 
Und schließlich gingen von diesem Ort zahlreiche Impulse aus, Fragen und Anliegen, 
wurden behandelt, die nur in einem Geist der Zusammenarbeit angegangen wer- 
den konnten. Der Programmausschuß, der 1946 in Uppsala zusammentrat, um die 
Vollversammlung vorzubereiten, hatte bereits einen Themenplan für Lund ausge- 
arbeitet: 


Die lutherische Kirche in der Welt von heute 


I. Der Glaube, durch den sie lebt: 
a. das Wort, 
b. die Sakramente, 
c. die Kirche. 


II. Die Mission, die sie erfüllen soll: 
a. Evangelisation, 
b. Weltm 
c. gegenseitiger Hilfsdienst. 





III. Die Probleme, denen sie sich zu stellen hat: 
a. die Beziehungen zu anderen Kirchen, 
b. das Verhältnis zum Staat, 
c. der Säkularismus 


Aus diesem Entwurf entwickelte dann der Programmausschuß eine Tagesordnung für 

die Vollversammlung, auf der die folgenden Punkte standen: 

1. Zusammenarbeit bei der Hilfe für Menschen in Not. 

2. Ausarbeitung einer gemeinsamen Strategie für die wegen des Krieges vernachläs- 
sigten Missionsaufgaben. 

3. Entwicklung einer abgestimmten Haltung im Umgang mit der ökumenischen 
Herausforderung und 

4. Auslegung des theologischen Erbes in einer dem modernen Denken angemessenen 
Sprache. 


Die gastgebende Kirche 


Die Schwedische Kirche war als gastgebende Kirche für die Vollversammlung beson- 
ders geeignet. Zum einen war in ihr die lutherische Tradition seit dem sechzehnten 
Jahrhundert lebendig. Zum anderen hatten die Anstöße Erzbischof Nathan Söder- 
bloms zur ökumenischen Öffnung geführt. Durch seine Initiative war ein ausgedehn- 
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tes Kontaktnetz unter den Kirchen Deutschlands, Frankreichs und der englischspra- 
chigen Welt aufgebaut worden. Seine Tätigkeit als Vorsitzender der Konferenz für 
„Praktisches Christentum“ im Jahre 1925 in Stockholm war geprägt von kirchenpoli- 
tischem Geschick und theologischem Sachverstand. 

Und drittens hatte die Schwedische Kirche nicht zuletzt in der kurzen Zeit nach dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs die Beziehungen mit den lutherischen Kirchen und den 
theologischen Fakultäten in Deutschland sowie mit der he von England aus- 
drücklich gepflegt. In einer Zeit, in der das Weltluthertum sich neu auf seine Tradition, 
die durch Nationalismus und Krieg Schaden genommen hatte, besinnen wollte, stell- 
te die Schwedische Kirche ihre Ressourcen zur Verfügung. Ihr Beitrag zu einer grund- 
legenden Neubesinnung — zum Beispiel bei der Auslegung von Luthers Sozialethik für 
die Haltung gegenüber dem Staat — war beträchtlich. 

Und schließlich spielte auch eine Rolle, daß Erzbischof Erling Eidem aus Uppsala im 
Jahre 1945 zum amtierenden Präsidenten des Lutherischen Weltkonvents ernannt wor- 
den war und in dieser Eigenschaft bei der Planung der Ersten Vollversammlung des 
Lutherischen Weltbundes eine führende Rolle übernahm. 











Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen 


Ungefähr zweihundert Delegierte wurden für die Vollversammlung in Lund regi- 
striert. Die größten Gruppen waren aus Deutschland, den Vereinigten Staaten und den 
ischen Ländern entsandt worden. Weitere Teilnehmer kamen aus europäi- 
schen Ländern, in denen die Lutheraner eine Minderheit bildeten. 

Es waren auf der Vollversammlung in Lund insgesamt 47 Kirchen aus 26 Ländern mit 
offiziellen Delegierten vertreten. Die Kirchen außerhalb Europas und Nordamerikas 
z.B. aus Indien (einschließlich Delegierter aus autochthonen Gruppen) und China — 
waren zahlenmäßig zwar schwach vertreten. Die Beiträge des chinesischen Theologen 
Peng Fuh zu der Vollversammlung waren jedoch bemerkenswert, und der indische 
Theologe Joel Lakra wurde in das erste Exekutivkomitee des LWB gewählt. 





Der Gottesdienst auf der Vollversammlung 


Zur Eröffnung und zum Abschluß der Vollversammlung fanden im Dom von Lund 
Gottesdienste statt. In der Botschaft der Vollversammlung spiegelt sich das Erlebnis 
dieses gemeinsamen Gottesdienstes wider. Sie bezieht sich darauf, daß die Vollver- 
sammlung mit Predigt und Sakrament an einer heiligen Stätte begonnen und zur 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft geführt habe. Erzbischof Eidems Text für die 
Eröffnungspredigt war Kol 3, 12-17. „Wir sind wirklich Brüder“, sagte er, und so 
wurde zum Leitmotiv der Vollversammlung, daß lutherische Brüder und Schwestern 
im Glauben eng miteinander verwandt sind. Neben der Verkündigung dieses „Geistes 
der Liebe“ sprach Eidem auch vom Frieden Gottes und der Dankbarkeit Gottes 
Gnade, die zur Gemeinschaft selbst dort führt, wo Not und Auseinandersetzungen 
übermächtig zu sein scheinen. 

In Eidems Ansprache vor dem Plenum als amtierender Präsident des Lutherischen 
Weltkonvents klangen ähnliche Töne an. „Innerlich ‚bluten‘ wir“, war seine Erklärung 
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der Situation, in der die Vollversammlung tagte. Aber er brachte nicht nur die Klagen 
— sei es aus Schmerz oder aus Schuldgefühlen -zum Ausdruck, sondern stellte fest: 
„Christus ist stärker als alle Mächte der Dunkelheit.“ Sich dessen bewußt zu sein, das 
sei nötig, um den enormen Herausforderungen, vor denen die Kirchen standen, zu 
begegnen. Doch, fügte er hinzu, dürfe man auch nicht zuviel erwarten. So schloß er 
mit einem Aufruf, sich bewußt zu sein, daß die Bestrebungen dieser Ersten LWB-Voll- 
versammlung nur ein bescheidener Anfang seien. 





Die Verfassung des LWB 


Die Annahme einer neuen Verfassung, die an die Stelle derjenigen des Lutherischen 
Weltkonvents trat, war in bezug auf die Struktur das Hauptereignis der Vollversamm- 
lung von Lund. Sie bestand aus 13 Artikeln und wurde der Vollversammlung von 
einem Ausschuß unter dem Vorsitz von Abdel Ross Wentz aus den Vereinigen Staaten 
vorgelegt, der schon seit den dreißiger Jahren daran gearbeitet hatte. Um ihre Bedeu- 
tung würdigen zu können, sollen die ersten drei Artikel im folgenden zitiert werden: 


„l. Name 
Die auf Grund dieser Verfassung gebildete Körperschaft trägt den Namen „Lutherischer 
Weltbund“, 


II. Lehrgrundlage 

Der Lutherische Weltbund erkennt die Heilige Schrift Alten und Neuen Testaments als 
die alleinige Quelle und unfehlbare Norm alles Lehrens und Handelns der Kirche an. Er 
betrachtet die Bekenntnisse der lutherischen Kirche, insbesondere die unveränderte 
Augsburgische Konfession und Luthers Katechismus, als unverfälschte Auslegung des 
Wortes Gottes. 








III. Wesen und Ziele 

1. Der Lutherische Weltbund ist eine freie Vereinigung von lutherischen Kirchen. Er hat 
den Gliedkirchen gegenüber keine Vollmacht, Gesetze zu erlassen oder in ihre volle 
Autonomie einzugreifen. Er handelt aber als ihr Organ in Angelegenheiten, die ihm von 
den Gliedkirchen übertragen werden. 





2. Der Lutherische Weltbund will folgenden Zwecken dienen: 

a) Das Evangelium von Jesus Christus als die seligmachende Kraft Gottes vor der Welt 
einmütig zu bezeugen; 

b) Einigkeit des Glaubens und Bekennens unter den lutheris 
pflegen; 

©) Brüderliche Gemeinschaft und gemeinsame Studienarbeit unter Lutheranern weiter- 
zuentwickeln; 

d) Die lutherische Beteiligung an ökumenischen Bewegungen zu fördern; 

e) Eine geschlossene lutherische Initiative in der Erfüllung missionarischer und kate- 
chetischer Aufgaben zu entwickeln; 

f) Lutherische Gruppen zu unterstützen, die geistlicher oder materieller Hilfe bedürfen. 





en Kirchen der Welt zu 


3. Der Lutherische Weltbund kann für die Gliedkirchen in Angelegenheiten tätig wer- 
den, die ihm von einer oder mehreren von ihnen übertragen werden“ (Lund, S. 26). 


Artikel IV behandelte die Mitgliedschaft. Artikel V bestimmte, daß die Funktionen des 
LWB durch die Vollversammlung, das Exekutivkomitee, die Nationalkomitees und 
Sonderausschüsse ausgeübt werden sollten. Angesichts späterer Entwicklungen ist 
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schließlich die Bestimmung wichtig, daß Änderungen dieser Verfassung „durch 
Zweidrittelmehrheit der bei jeder ordentlich einberufenen Vollversammlung anwe- 
senden Mitglieder vorgenommen werden [können], vorausgesetzt, daß diese Absicht 
am Tage vorher bekanntgegeben wird“ (S. 30). 

Einige kommentierende Anmerkungen zu der Verfassung von 1947 sind angebracht. 
Zuerst zum Namen. Natürlich mußte das Wort „Konvent“ ersetzt werden, denn damit 
wurde nur eine unverbindliche Zusammenarbeit zwischen den lutherischen Kirchen 
ausgedrückt. Mit „Bund“ wurde ein verbindlicherer und auf Dauer angelegter Zusam- 
menschluß beschrieben, zu dem sich die Kirchen und nicht - wie beim Weltkonvent — 
einzelne Personen verpflichteten. Übrigens hatte John A. Morehead aus den Vereinig- 
ten Staaten diese Bezeichnung für die lutherischen Kirchen der Welt schon 1920 vor- 
geschlagen. 

Zweitens zur Lehrgrundlage. Dieser Abschnitt wurde unverändert aus der Verfassung 
des Lutherischen Weltkonvents übernommen. Bereits nach dem Ersten Weltkrieg 
wurde eine starke Formulierung der Lehrbasis angesichts der Vorstöße des liberalen 
Protestantismus als notwendig erachtet. Auch die Erfahrungen des Zweiten Welt- 
kriegs, z. B. die Bekennende Kirche in Deutschland und der Kirchenkampf in Norwe- 
gen, machten eine klare Orientierung an Bibel und Bekenntnis erforderlich. Die Ver- 
wendung exklusiver Adjektive in diesem Text — die Heilige Schrift als die alleinige 
Quelle und unfehlbare Norm, die Bekenntnisschriften als unverfälschte Auslegung — 
zeigt die Absicht, in Anlehnung an die Augsburger Konfession die Lehrgrundlage zu 
formulieren. Das bedeutete aber keine gedankliche Engführung, sondern war die Vor- 
aussetzung für die Auslegung der christlichen Botschaft, wie sie Lutheraner verstehen: 
sola scriptura als die Vorbedingung für die Interpretation des Rechtfertigungsartikels, 
der Mitte der kirchlichen Botschaft, des solus Christus und des sola fide. Die für die 
Kirchen des LWB aus dieser Lehrgrundlage entstehende Herausforderung bestand 
darin, einerseits ihre konfessionelle Integrität zu wahren und andererseits diese Bot- 
schaft auf den eigenen gesellschaftlichen Kontext zu übertragen. Mit anderen Worten: 
Würde es den Kirchen gelingen, „Einigkeit des Glaubens und Bekennens ... zu pfle- 
gen“, ohne dabei auf die „lutherische Beteiligung an ökumenischen Bewegungen“ zu 
verzichten? 

Schließlich zu „Wesen und Ziele“, In der Verfassung von 1947 liegt der Akzent 
stark auf der freien Zusammenarbeit zwischen den lutherischen Kirchen. Der Welt- 
bund „hat den Gliedkirchen gegenüber keine Vollmacht, Gesetze zu erlassen oder 
in ihre volle Autonomie einzugreifen. Er handelt aber als ihr Organ in Angelegen- 
heiten, die ihm von den Gliedkirchen übertragen werden“. Es folgt eine Liste der 
Aufgaben, die nur in Zusammenarbeit der lutherischen Kirchen wahrgenommen wer- 
den können. Diese Aufgaben (vgl. die „vier Säulen“ im 2. Kapitel) verliehen dem 
LWB sein Profil und stellten auch seine Solidarität in der Zusammenarbeit auf die 
Probe. Doch tauchte bereits hier eine weitere, für die Zukunft des Weltbunds zuneh- 
mend wichtige Frage auf: Würde es dem Weltbund gelingen, die Zusammenarbeit in 
einer „freien Vereinigung“ mit der angesichts der Komplexität der Aufgaben nötigen 
Disziplin und innerhalb der in der Lehrgrundlage enthaltenen Beschränkungen zu 
kombinieren? 





308 











Wahlen 


Die wichtigsten Wahlen auf der Vollversammlung von Lund betrafen das Amt des 
Präsidenten und das des Generalsekretärs. Es bestand Übereinstimmung, daß jemand 
aus der gastgebenden Kirche das Präsidentenamt übernehmen sollte, und da Erz- 
bischof Eidem nicht kandidieren wollte, wählte die Vollversammlung mit überwälti- 
‚gender Mehrheit Professor Anders Nygren, den renommierten Systematiker der theo- 
logischen Fakultät Lund, zum Präsidenten. Sylvester C. Michelfelder, der als Exeku- 
tivsekretär des Lutherischen Weltkonvents maßgeblich an der Einrichtung des Genfer 
Sekretariats beteiligt gewesen war, wurde als Generalsekretär des LWB bestätigt. 
Die Vollversammlung von Lund wählte auch ein aus 16 Personen bestehendes Exe- 
kutivkomitee, das jeweils vier Mitglieder aus Deutschland, den nordeuropäischen 
Ländern, den Vereinigten Staaten und den übrigen Ländern umfaßte. Am 6. Juli 1947 
wählte dieses neue Exekutivkomitee seine Amtsträger: als Präsidenten Anders 
Nygren, Schweden (ex officio), als ersten Vizepräsidenten Abdel Ross Wentz, USA, 
als zweiten Vizepräsidenten Bischof Lajos Ordass, Ungarn, und als Schatzmeister 
Ralph H. Long, USA. 
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Thema: 
Anzahl der 


Teilnehmer/innen: 


Präsidenten: 


Exekutivsekretär: 
Hauptbeschlüsse: 


Hauptreferate: 





Hannover 1952: 
Die Zweite Vollversamlung 
des Lutherischen Weltbundes 


„Das lebendige Wort in einer verantwortlichen Kirche“ 

227 Delegierte, 

207 Stellvertreter, 

801 Besucher 

Dr. Anders Nygren, Bischof von Lund, Schweden, war Präsident 
des LWB bis zur Zweiten Vollversammlung. Am 1. August 1952 
wurde Dr. Hanns Lilje, Landesbischof der Evangelisch-Luthe- 
rischen Landeskirche Hannovers, Deutschland, zum neuen Prä- 
sidenten des LWB gewählt. 

Dr. Carl E. Lund-Quist, USA 

Verfassungsänderungen (wenigstens vier Mitglieder des Exeku- 
tivkomitees sollen Laien sein); Gründung einer Theologischen 
Abteilung; Errichtung einer Abteilung für Lutherischen Welt- 
dienst (Vereinigung von Zwischenkirchlicher Hilfe und Flücht- 
lingsdienst); Gründung einer Abteilung für Äußere Mission; 
Herausgabe einer lutherischen Weltenzyklopädie; Jugendliche 
sollen künftig Sitz und Stimme auf den Vollversammlungen er- 
halten; Gründung eines Archivs für den LWB. 

Bischof Dr. Anders Nygren, Schweden: „Das lebendige Wort in 
einer verantwortlichen Kirche“ 

Prof. Dr. Peter Brunner, Deutschland: „Das Wesen des kirchli- 
chen Gottesdienstes“ 

Prof. Dr. Gustav Stählin, Deutschland: „Lutherische Ethik und 
Missionspraxis“ 

Prof. Dr. Gustav Wingren, Schweden: „Lutherische Theologie 
und Weltmission“ 

Bischof D, Eivind Berggrav, Norwegen: „Staat und Kirche in 
lutherischer Sicht“ 

Paul C. Empie, USA: „Lutherischer Weltdienst“ 

Stewart W. Herman, USA: „Flüchtlingsdienst“ 





Der Kontext — die Stadt und die gastgebende Kirche 


Die Vollversammlung tagte in einer Stadt, die vom Zweiten Weltkrieg gezeichnet war, 
die Altstadt war weitgehend zerstört, und ihre Ruinen waren erst teilweise beseitigt. 
Der Wille zum Neuaufbau war allerdings längst sichtbar. Um eine moderne, autoge- 
rechte Stadt zu werden, waren Schneisen durch die Altstadt gebrochen und einige 
Straßenzüge ganz neu errichtet worden. Der Marshall-Plan (European Recovery Pro- 
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Hannover — 1952: Gedächtnisgottesdienst für die Kriegsopfer weltweit in den Ruinen der 
Ägidienkirche in Hannover während der Vollversammlung im Jahre 1952. 


gram) ermöglichte die ersten Erfolge des Wirtschaftswunders, die Stadt konnte sich 
und die Wirtschaftskraft der Bundesrepublik in der neuen „Industriemesse Hannover“ 
präsentieren, Der Aufschwung wurde besonders sichtbar im Vergleich zu den Ver- 
hältnissen in der DDR. Die Grenze zur sowjetisch besetzten Zone war nur 100 km ent- 
fernt. Noch war der Eiserne Vorhang nicht hermetisch, und täglich kamen auf dem 
Bahnhof Flüchtlinge aus der DDR an. 

Deutschland war seit 1945 geteilt und seit 1949 in zwei Staaten organisiert, der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik (DDR). 
Beide Staaten hatten noch keine volle Souveränität, waren aber jeweils in ihren poli- 
tischen Block eingebunden. In der Bundesrepublik gab es eine heftige Diskussion, wie 
stark die Bindung an die Westmächte sein sollte. Die Regierung unter Führung des 
Bundeskanzlers Konrad Adenauer trieb die Integration der Bundesrepublik in das 
westliche Bündnis rasch voran und forcierte die Wiederaufrüstung, damit die Bundes- 
republik in die NATO aufgenommen werden könne. Wie man dem Ost-West-Konflikt 
und der immer tiefer werdenden Spaltung Deutschlands begegnen sollte, war nicht nur 
in der politischen Öffentlichkeit, sondern auch innerkirchlich stark umstritten. Ein Teil 
der evangelischen Kirche unter Führung des Kirchenpräsidenten Martin Niemöller 
aus Darmstadt und des früheren Bundesinnenministers Gustav Heinemann wider- 
sprach mit nationalprotestantischen Argumenten heftig dem Kurs der Bundesregie- 
rung. Dagegen unterstützte die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche (VELKD) 
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unter Führung von Landesbischof Hans Meiser mehrheitlich die Politik des Bundes- 
kanzlers. Politische und kirchenpolitische Optionen verschränkten sich dabei und 
machten die Diskussion sehr unübersichtlich. 

Die evangelische Kirche war in mehreren Organisationen aufgeteilt, am wichtigsten 
war die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD). Sie war ein lockerer Kirchen- 
bund, dem alle evangelischen Landeskirchen angehörten und der ihre Interessen 
gegenüber den politischen Institutionen der BRD und der DDR vertrat. Neben der 
EKD bestanden kirchliche Zusammenschlüsse, die sich am Bekenntnisstand der 
Landeskirchen — lutherisch, reformiert, uniert — orientierten. Die meisten lutherischen 
Landeskirchen gehörten der VELKD an, di hre Mitgliedskirchen die Fragen des 
Bekenntnisses, der Gottesdienstordnung und des Pfarrerrechts regelte. EKD und 
VELKD waren nach dem Zweiten Weltkrieg neu gegründet worden. In der Grün- 
dungsphase beider Organisationen war es zwischen den Befürwortern eines eigenen 
konfessionellen Zusammenschlusses in der VELKD und den Gegnern einer konfes- 
sionell gegliederten evangelischen Kirche zu heftigen Zusammenstößen gekommen, 
die noch lange nachbebten. 

Die gastgebende Kirche, die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Hannovers, war 
durch die Aufnahme von Flüchtlingen aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten die 
an Mitgliedern größte Landeskirche in Deutschland geworden. In ihrem Gebiet, dem 
größten Teil Niedersachsens, gehörten rund 70 Prozent der Bevölkerung der Landes- 
kirche an; sie war durch eine volkskirchliche Struktur gekennzeichnet, die in weiten 
Teilen selbstverständlich akzeptiert wurde. Die Landeskirche war Mitglied der EKD 
und der VELKD, in der EKD war sie jedoch zunächst stark isoliert gewesen, weil 
ihrem langjährigen Landesbischof August Marahrens (Landesbischof 1925-1947) 
vorgeworfen wurde, in der Zeit des Nationalsozialismus zu wenig Distanz zum herr- 
schenden Regime gewahrt zu haben. Die Wahl Hanns Liljes zum Landesbischof hatte 
diese Isolierung beendet, jetzt versuchte die Landeskirche, in den kirchenpolitischen 
Auseinandersetzungen zwischen der EKD und VELKD zu vermitteln. Einer ihrer 
führenden Theologen, Heinz Brunotte, war 1948 zugleich zum Präsidenten der Kir- 
chenkanzlei der EKD und des Kirchenamts der VELKD gewählt worden, und Hanns 
Lilje war neben seiner Funktion in der VELKD auch stellvertretender Ratsvorsitzen- 
der der EKD. 











Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen 


Weil die VELKD aus der Sicht der DDR-Führung eine besondere Stütze der West- 
integration Deutschlands war, hatte sie kein Interesse daran, Teilnehmern die Ausreise 
aus der DDR zu genehmigen. So konnten nur wenige Delegierte aus diesem Teil 
Deutschlands zur Tagung kommen, und an den Großveranstaltungen für die Laien, die 
am Rande der Vollversammlung stattfanden, nahmen kaum DDR-Bürger teil. Die 
DDR trieb gerade in dieser Zeit ihren antikirchlichen Kurs voran und weigerte sich, 
Interzonenpässe auszustellen, ja schikanierte geradezu die Transitreisenden. Die Voll- 
versammlung fand im Schatten des Ost-West-Konfliktes statt; allerdings hatten die 
westdeutschen Organisatoren — im Unterschied zur Tagespresse — kein besonders 
großes Interesse daran, die Schwierigkeiten mit der DDR hochzuspielen; die inner- 
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deutschen Probleme wurden deshalb auf den Sitzungen der Vollversammlung nicht 
betont. 

Aus den Ostblockstaaten waren nur wenige Teilnehmer gekommen; die lutherischen 
Kirchen Polens und der Tschechoslowakei hatten keine Delegierten benannt, die bal- 
tischen Kirchen waren nur durch Repräsentanten der Exilkirchen vertreten. Dagegen 
konnte die ungarische Kirche eine Delegation entsenden. Ihr Repräsentant im LWB 
und Mitglied des Exekutivkomitees war Bischof Lajos Ordass gewesen. Doch war 
ihm, der unter Hausarrest stand, kein Ausreisevisum gewährt worden. Die ungarische 
Kirche wurde nun durch die Bischöfe László Dezséry und Lajos Vetö vertreten, die 
dem kommunistischen Staat gegenüber willfähriger waren. Schon als Landesbischof 
Hanns Lilje in seiner Eröffnungspredigt derjenigen gedachte, „die nicht bei uns sein 
können, die gern bei uns sein möchten und die wir gerne bei uns haben möchten“ 
(Offizieller Bericht, Hannover, S. 180), reagierten die ungarischen Delegierten, die 
darin ein Anspielung auf Bischof Ordass sahen, empfindlich und drohten mit ihrer Ab- 
reise. Da ihnen für die Vollversammlung noch einmal das freie Rederecht bestätigt 
wurde, konnte Bischof Lilje die Ungarn beruhigen und einen Eklat verhindern. 

Im Vergleich mit der Vollversammlung in Lund waren die Delegierten aus Latein- 
amerika und Asien zahlreicher, da vor allem mehrere lutherische Kirchen des unab- 
hängig gewordenen Indiens teilnahmen. Afrikanische Delegierte fehlten dagegen völ- 
lig, einzelne nahmen nur als offizielle Besucher der Missionsgesellschaften teil. 





Die Diskussionen und Beschlüsse auf der Vollversammlung 


Die Arbeit des LWB seit der Gründungsversammlung in Lund hatte gezeigt, daß es 
mehr Gemeinsamkeiten gab, als bei der Gründung vermutet worden war. Diese Ge- 
meinsamkeiten hatten sich aus der Praxis ergeben, bei der gemeinsamen Verwaltung 
der durch den Krieg verwaisten Missionen in Afrika und Asien, im Ausbau der Flücht- 
lingshilfe und in den materiellen Hilfen beim kirchlichen Wiederaufbau. Der Genfer 
Stab drängte darauf, die Arbeit zu straffen. Gleichzeitig wollte man eine stärkere Ver- 
bindlichkeit für die gemeinsame Arbeit erreichen, damit auch lutherische Kirchen zu 
Mitgliedern des LWB werden konnten, die sich wegen der Unverbindlichkeit der Aus- 
sagen über die Geltung des lutherischen Bekenntnisses bisher nicht angeschlossen 
hatten, Außerdem war in den Kirchen Nordeuropas strittig, ob neue Formen kirch- 
licher Arbeit nötig seien, als der wirtschaftliche Aufschwung den Mitgliedern der 
Kirche nicht nur mehr Geld bescherte, sondern ihnen auch neue Formen des Freizeit- 
verhaltens ermöglichte. In dieser Situation plädierte der scheidende Präsident des 
Lutherischen Weltbunds in seinem Eröffnungsvortrag entschieden gegen jede Form 
der Restauration; „vorwärts zu Luther“ war seine Devise für eine Kirche, die bewußt 
Verantwortung in der Welt übernehmen wolle. 





Theologische Arbeit 


Für die komplexe Frage der rechtlichen Bewertung des Bekenntnisstandes suchte die 
Vollversammlung keine neuen Antworten zu geben. Dieses Problem sollte in der künf- 
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tigen Studienarbeit des LWB weiter behandelt werden, vor allem sollte sich die neu 
gegründete Theologische Abteilung dieser Fragen annehmen. Die Angehörigen dieser 
Abteilung sollten kontinuierlich theologisch arbeiten, den regelmäßigen Austausch 
von Theologen und Kirchenleuten ermöglichen und durch zusätzliche Publikationen 
die Kommunikation zwischen den lutherischen Kirchen verbessern. Ein Thema, das 
mehr Gemeinsamkeit in der Interpretation des theologischen Erbes versprach, war die 
Frage des Gottesdienstverständnisses. Deshalb war der Theologie des Gottesdienstes 
ein Hauptvortrag gewidmet, ihr sollte auch die künftige Studienarbeit gewidmet sein. 





Organisatorische Änderungen 


Nach dem ersten Weltkrieg hatte der lutherische Weltkonvent seine praktische Funk- 
tion für die Mitgliedskirchen verloren, als die materielle Unterstützung der zwischen- 
kirchlichen Hilfe nicht mehr nötig war. Der Weltkonvent war dann rasch zu einem un- 
verbindlichen Diskussionsforum geworden. Diese Gefahr stand dem Genfer Exeku- 
tivsekretariat vor Augen, daher wollte es die Arbeit bei Hilfsaktionen straffen, um 
gezielter helfen und werben zu können. Es schlug deshalb die Gründung einer Ab- 
teilung für Lutherischen Weltdienst vor. Sie sollte die von den einzelnen National- 
komitees des LWB geleistete Flüchtlingsfürsorge sowie die bisher getrennt geführte 
Zwischenkirchliche Hilfe zusammenfassen, also die Hilfen für Flüchtlinge, für Pfarrer 
und kirchliche Mitarbeiter sowie für den Ausbau der Kirchen und Gemeindehäuser 
koordinieren. 

Organisatorische und theologisch bedingte Reibungen zu vermeiden war das Ziel bei 
der Gründung der Abteilung für Weltmission. Das amerikanische Nationalkomitee, 
aber auch Missionen anderer neutraler Staaten, hatten seit Beginn des Weltkriegs die 
Betreuung „verwaister“ Missionsstationen übernommen, denen durch den Weltkrieg 
die Verbindung zu ihren jeweiligen Missionszentralen unmöglich gemacht worden 
war. In den Verhandlungen mit Regierungsstellen, aber auch mit den Missionshäusern, 
die allmählich wieder die Verbindung mit ihren Außenstationen aufnehmen konnten, 
hatte es sich als hilfreich erwiesen, wenn eine transnationale Organisation die Ver- 
handlungen führte und vermitteln konnte; daher war der LWB immer stärker an der 
Missionsarbeit beteiligt worden. Die Abteilung für Weltmission sollte dafür sorgen, 
daß die Arbeit nicht von den persönlichen Vorlieben der Beteiligten abhängig blieb, 
gleichzeitig wollte man auch Absprachen über die Missionspraxis ermöglichen. 
Diesen Fragen, insbesondere dem Problem der Übernahme einheimischer Riten und 
Sozialordnungen, widmeten sich zwei Vorträge — sie sollten zugleich anzeigen, daß 
die Diskussion im LWB sich nicht auf die Fragen der „alten“ Kirchen beschränkte. 
Fredrik Schiotz als Vorsitzender der LWB-Kommission für Weltmission forderte, 
Konsequenzen aus der „Erkenntnis [zu ziehen], daß größere Verantwortung in die 
Hände der Männer der Jungen Kirche gelegt werden“ muß (Hannover, S. 43). Ein Pro- 
blem wurde allerdings an das Exekutivkomitee und die Abteilung für Weltmission ver- 
wiesen, das Verhältnis zu anderen protestantischen Missionen und zum Internationa- 
len Missionsrat (International Missionary Council). Hier war eine Lösung noch nicht 
in Sicht. 
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Strukturelle Defizite abzubauen war das Ziel zweier weiterer Beschlüsse der 
Vollversammlung. Einstimmig wurde eine Laienquote für das Exekutivkomitee be- 
schlossen, zusätzlich sollten vier Laien aufgenommen werden, und deren Sitz sollte 
auch künftig Laien reserviert bleiben. Außerdem sollte künftig den Jugenddelegierten 
Sitz und Stimme in der Vollversammlung und in allen Sektionen der Vollversammlung 
gewährt werden. 


Öffentliche Resonanz 


Diese Debatten und Beschlüsse betrafen vor allem innerkirchliche Fragen, das Me- 
dienecho konzentrierte sich auf zwei andere Themen. Das eine war das Verhältnis der 
Kirche zum Staat und zur gesellschaftlichen Ordnung, durch die Existenz Jutherischer 
Kirchen im Ostblock hatte es besondere Brisanz. Eingeleitet wurde die Debatte durch 
einen grundlegenden Vortrag von Bischof Eivind Berggrav aus Norwegen, der damit 
zugleich Thesen des Norwegischen Nationalkomitees zum gleichen Thema einbrach- 
te. Als Primas der norwegischen Bischöfe hatte sich Berggrav während des Zweiten 
Weltkriegs am Widerstand gegen die von den Nationalsozialisten eingesetzte Regie- 
rung beteiligt und fand schon deshalb große öffentliche Resonanz. Er griff auch auf 
seine Erfahrungen während dieser Zeit zurück, als er vor traditionellen Mißverständ- 
nissen in der Zweireichelehre Luthers warnte, Einer Regierung, die das Recht beuge, 
dürfe man nicht gehorchen, „Gehorsam einer teuflischen Macht gegenüber wäre aber 
nichts anderes als Sünde“ (Hannover, S. 79). Die Kirche dürfe nicht selbst einen 
Aufstand organisieren, doch müsse sie über die Freiheit der Wortverkündigung und 
Diakonie wachen, Die Ablehnung einer mißverstandenen Zweireichelehre ergänzte er 
im zweiten Teil des Vortrags. Darin warnte er vor den Gefahren eines „Wohlfahrts- 
sta; (ebd., S. 83 ff.), sofern dieser totalitäre Züge bekomme, Kirche und Christen 
„Sozial impotent“ mache und den einzelnen total reglementiere. Berggrav skizzierte 
ein Modell von Kirche als Anwalt von Freiheit, die etwa für Eltern und Kinder, aber 
auch für diakonische Arbeit den nötigen Freiraum fordern müsse. Berggrav meinte in 
erster Linie die kommunistischen Staaten, vermied es aber sorgsam, daraus direkte 
politische Polemik abzuleiten. 

Ein zweiter Diskussionspunkt, über den in den Medien breiter diskutiert wurde, betraf 
die künftige Form der kirchlichen Arbeit von Laien. Es war das amerikanische Modell 
der stewardship (Haushalterschaft), das nicht nur in mehreren Sektionen vorgestellt 
und diskutiert wurde, sondern auch in den Laientreffen propagiert wurde, die parallel 
zur Vollversammlung in Hannover und anschließend in Berlin für die DDR stattfan- 
den. Mit Selbstverpflichtungen für regelmässige Kirchgelder, mit der Forderung, eine 
bestimmte Zeit in der Woche oder in einem Lebensabschnitt der Kirche zur Verfügung 
zu stellen, oder mit dem Vorschlag eines Besuchsdiensts von Laien in den Gemeinden 
war es der Versuch, Formen der amerikanischen Freiwilligkeitskirche in die euro- 
päischen Volkskirchen zu transportieren. Angesichts der raschen Durchsetzung des 
amerikanischen Lebensstils in diesen Jahren schien dieses Modell kirchlicher Arbeit 
erfolgversprechend zu sein. So fanden die Vorschläge, die sich auf die kirchliche 
Haushalterschaft bezogen, ein großes Echo, hier schien sich ein neuer Weg für Laien 
zu öffnen, die Verantwortung übernehmen wollten. 
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Fazit 


Die Vollversammlung war dazu bestimmt, die Organisation des LWB auszubauen. Die 
Zeit der Improvisation ging zu Ende. Welche Richtung die Arbeit des LWB einschla- 
gen würde, war allerdings noch offen, jedenfalls faßte man in jede Richtung positive 
Beschlüsse: Für die theologisch Interessierten wurde die Theologische Abteilung 
geschaffen, für diejenigen, die auf konkrete Aktionen drängten, wurde der Lutherische 
Weltdienst eingerichtet und für diejenigen, die die Förderung der kirchlichen Arbeit in 
den Gemeinden forderten, wurde das Konzept der Haushalterschaft propagiert. Dem 
Weltbund sicherten die Organisationsveränderungen genügend Effizienz, um in den 
kommenden Jahren seine Bedeutung zu behalten. Daß die Vollversammlung sich aber 
nicht in der Zustimmung zu Organisationsveränderungen erschöpfte, sondern der wei- 
teren Arbeit des LWB tatsächlich Impulse gab, lag wohl vor allem an der breiten 
Resonanz, die die Tagung im Gastgeberland hatte. Für Deutschland war die Tagung so 
bedeutsam, weil damit erstmals eine große internationale Organisation in Deutschland 
tagte und einen Deutschen zum Vorsitzenden wählte. Dies stärkte das deutsche 
Selbstbewußtsein und erleichterte den deutschen Lutheranern, der Bindung an den tra- 
ditionellen Obrigkeitsstaat den Abschied zu geben und sich stärker für ein weltoffenes 
Luthertum zu engagieren. 
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Thema: 
Anzahl der 


Teilnehmer/innen: 


Präsidenten: 


Exekutivsekretär: 
Hauptbeschl 





Hauptreferate: 





Minneapolis 1957: 
Die Dritte Vollversammlung 
des Lutherischen Weltbundes 


„Christus befreit und eint“ 

241 Delegierte, 

146 offizielle Besucher aus Mitgliedskirchen, 

125 aus Nichtmitgliedskirchen 

Dr. Hanns Lilje, hannoverscher Landesbischof und Leitender 
Bischof der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Deutschland (VELKD). Am 24. August 1967 wurde Dr. Franklin 
Clark Fry, Präsident der Vereinigten Lutherischen Kirche in den 
USA, zum neuen Präsidenten gewählt. 

Dr. Carl E. Lund-Quist, USA (1951-1960) 
Verfassungsänderung hinsichtlich Mitgliedschaft: Annahme 
durch LWB-Vollversammlung oder in der Zwischenzeit durch 
das Exekutivkomitee, „wenn nicht binnen eines Jahres mehr als 
ein Drittel der Gliedkirchen Einwendungen erhebt“. Aufnahme 
von vier neuen Mitgliedskirchen und sieben Gemeinden. Annah- 
me einer Studie der Theologischen Kommission über die Be- 
deutung der lutherischen Bekenntnisschriften für das gegenwär- 
tige Leben der Kirche unter besonderer Berücksichtigung der 
„Rechtfertigung“. 

Bischof Dr. Hanns Lilje, Deutschland (BRD): „Christus befreit 
und eint“ 

Dr. Chitose Kishi, Japan: „Die Freiheit, die wir in Christus 
haben“ 

Prof. Hans-Werner Gensichen, Deutschland (BRD): „Die Ein- 
heit der Kirche in Christus“ 

Bischof Bo Giertz, Schweden: „Die Freiheit zur Reformation 
der Kirche“ 

Dr. Edgar M. Carlson, USA: „Befreit zum Dienst in der Welt“ 
Bischof Friedrich-Wilhelm Krummacher, Deutschland (DDR): 
„Befreit und geeint auf Hoffnung“ 











Der historische Kontext 


Diese Vollversammlung trat zum 10. Jubiläum der Gründung des Lutherischen Welt- 
bundes zusammen. Obwohl viele Schwierigkeiten der Nachkriegssituation überwun- 
den waren, standen die Christen auf der ganzen Welt noch immer vor zahlreichen 
Problemen. Die neu entstandenen Nationen in Afrika sahen sich beim Versuch, die 
Last der Kolonialzeit abzuschütteln, schwierigen politischen und sozioökonomischen 
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Minneapolis — 1957: Bischof Lajos Ordass aus Ungarn predigt auf der Vollversammlung. 


Fragen gegenüber. Das Christentum in China und anderen Regionen Asiens mußte 
sich mit kommunistischen und nationalistischen Ideologien auseinandersetzen. Der 
„kalte Krieg“ zwischen Osten und Westen spaltete die Lutheraner in Europa. Dele- 
gierte aus Osteuropa konnten nur unter großen Schwierigkeiten in die Vereinigen 
Staaten reisen. Bischof Lajos Ordass aus Ungarn war zunächst verhaftet worden; dann 
aber wurde es ihm aus Gründen, die nur seine totalitäre Regierung kannte, gestattet, 
an dieser Vollversammlung teilzunehmen. Seine Eröffnungspredigt war ein bewegen- 
des Zeugnis für die geistliche Freiheit in Christus angesichts menschlicher Tyrannei. 
Andere Stimmen bezeugten, wie schwierig es in vielen Teilen der Welt sei, Freiheit zu 
erlangen. Sie verwiesen auf die Zusammenfassungen der Unterthemen, überschrieben 
mit dem Titel „die Herausforderung der Stimme der kritischen Welt“, was für viele 
wie ein Hohn des kirchlichen Anspruchs auf Freiheit in Christus klang. Ein „Zeuge“ 
legte eine kurze Reaktion vor. 

Zu jener Zeit war die größte lutherische Kirche die Vereinigte Lutherische Kirche in 
Amerika mit ihrem Präsidenten Franklin Clark Fry. Die zweitgrößte lutherische 
Kirche, sie aber war kein Mitglied des LWB, war die Lutherische Kirche — Missouri- 
Synode mit ihrem Präsidenten John W. Behnken. Die Lutheraner waren vor allem im 
Osten, besonders in Pennsylvanien, und im mittleren Westen, vor allem in Minnesota, 
angesiedelt. Das zweite Jahrzehnt nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges im Jahre 
1945 war geprägt von Wohlstand und Optimismus hinsichtlich der Zukunft der insti- 
tutionalisierten Religion. Viele Kirchen und Sonntagsschulgebäude wurden errichtet, 
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da man mit einer wachsenden kirchlichen Mitgliedschaft rechnete. Darüber hinaus 
machten sich viele Lutheraner und andere Christen in Amerika den hohen Tauschwert 
des amerikanischen Dollars zunutze, um missionarische und diakonische Vorhaben in 
aller Welt zu finanzieren. Die Bürger und Bürgerinnen verstanden sich als Vertreter 
eines der Demokratie und Friedensstiftung verpflichteten Landes. Unter der Schirm- 
herrschaft der Vereinten Nationen kämpften die Amerikaner in Korea für den Frieden, 
auch wenn der Krieg nur mit einem ungewissen Waffenstillstand unter dem Schutz der 
südkoreanischen und amerikanischen Waffen endete. Im Lande selber war in der Fra- 
ge der Rassentrennung ein Fortschritt festzustellen. 1954 hatte der oberste Gerichts- 
hof der Vereinigten Staaten die rassische Integration der öffentlichen Schulen ange- 
ordnet. Lutheraner und andere christliche Denominationen begannen, das Wahlrecht 
der schwarzen Bevölkerung zu unterstützen — ein erstes Anzeichen der Bürgerrechts- 
bewegung, die sich für Gleichstellung der schwarzen Bevölkerung einsetzte. Der 
Lutherische Nationalrat, dessen Zentrale in New York lag, bot eine Basis für Dialog 
und Zusammenarbeit. Verhandlungen im Blick auf zukünftige Zusammenschlüsse 
lutherischer Kirchen hatten begonnen, um die ethnischen Trennungen zu überwinden 
und um ökumenisch und missionarisch tätig zu werden. 


Das Thema von Freiheit und Einheit war in dieser noch immer von Tyrannei und kirch- 
lichen Spaltungen geprägten Welt am Platz. Die Vollversammlung forderte alle Luthe- 
raner auf, in gegenseitigem Vertrauen „miteinander zu denken“. 


Die gastgebende Kirche 


Die Dritte Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes war die erste, die auf dem 
nordamerikanischen Kontinent stattfand. Die Einladung in die Vereinigten Staaten 
war von den verschiedenen im Lutherischen Nationalrat vertretenen Kirchen ausge- 
sprochen worden. Minneapolis war eine Stadt, in der die Lutheraner unter den christ- 
lichen Konfessionen in der Mehrheit waren. Die Bevölkerung der Hauptstadt von 
Minnesota, Minneapolis, und der Zwillingsstadt, Saint Paul, belief sich auf ungefähr 
850000. Dort befanden sich einige der wenigen lutherischen Großkirchen in den 
Vereinigten Staaten und eine Konzentration lutherischer Institutionen im Bereich der 
Erziehung, des Verlagswesens, der Mission u.a.m. Zu den Ausbildungsinstitutionen 
gehörte das Lutherseminar in Saint Paul, das größte Iutherische theologische Seminar 
zur Ausbildung von Pastoren, Missionaren und Laien. Die Vollversammlung tagte im 
städtischen Auditorium von Minneapolis, das mit den neuesten Kommunikations- 
systemen ausgestattet war, einschließlich Fernsehen. Der Präsident der Vereinigten 
Staaten, Dwight D. Eisenhower, der Gouverneur des Staates Minnesota und die Bür- 
germeister der Twin Cities sandten den Delegierten Grüße. Lokale, regionale und 
nationale Massenmedien berichteten durch die in Amerika eingebürgerten „Presse- 
konferenzen“ über die Sitzungen auf der Vollversammlung. Der Eröffnungs- und der 
Schlußgottesdienst sowie die täglichen Andachten wurden im Auditorium abgehalten. 
In der Central Lutheran Church fand jeden Tag ein Abendmahlsgottesdienst in eng- 
lischer Sprache statt. Ordinierte Delegierte leiteten an den Sonntagen vom 18. und 
25. August in Kirchen in Minneapolis und Saint Paul die Gottesdienste oder hielten 
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die Predigt. Die offiziellen Sprachen auf der Vollversammlung waren Deutsch, eine 
der skandinavischen Sprachen (Schwedisch, Norwegisch, Dänisch) und Englisch. In 
der Rotunde des State Capitol in Saint Paul wurden offizielle Empfänge gegeben. Das 
LWB-Exekutivkomitee gab einen Empfang und ein Nachtessen im Athletic Club in 
Minneapolis. Die Delegierten besuchten auch kulturelle Veranstaltungen wie Kon- 
zerte, Vorträge und Filme über Martin Luther und lutherische Unternehmen auf der 
Welt. Im Untergeschoß der Rotunde war die größte Ausstellung über das Luthertum 
aufgebaut, die es je gab. Sie zeigte in 14 Tätigkeitsbereichen, was die Mitglieder der 
lutherischen Kirchen „glauben und tun“ mit Betonung auf Erziehungsfragen, Kunst, 
Kommunikation und historischer Entwicklung. Ansässige Firmen stellten gratis 
Büroräume, Übersetzungsanlagen und 50 Autos zur Verfügung. Darüber hinaus gin- 
gen zahlreiche finanzielle Spenden ein, die die Arbeit der Vollversammlung erleich- 
terten. Sie war aufgeteilt in Plenarsitzungen, Ausschußsitzungen und Diskussions- 
gruppen. 





Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen 


Die 241 Delegierten vertraten das Luthertum weltweit und zeigten, wo es geogra- 
phisch angesiedelt war. 145 kamen aus Europa, vor allem aus Deutschland (67) und 
Skandinavien (48). 60 vertraten die Vereinigten Staaten und Kanada, 16 kamen aus 
Asien, sieben aus Lateinamerika und fünf aus Afrika (einschließlich Madagaskar). 
Delegierte aus Osteuropa hatten Schwierigkeiten, in die Vereinigten Staaten einzu- 
reisen, doch Ostdeutschland, Tschechoslowakei, Ungarn und die baltischen Staaten 
entsandten Delegierte. Bischof Lajos Ordass aus Ungarn konnte nur an dieser Voll- 
versammlung teilnehmen, obgleich er zweiter Vizepräsident war. Besucher kamen aus 
LWB-Mitgliedskirchen, anerkannten Gemeinden und von konfessionellen Weltbün- 
den (reformiert, baptistisch, methodistisch und andere). Überdies waren Gäste aus 
Deutschland, der Schweiz und den USA anwesend sowie Vertreterinnen von Frauen- 
und Jugendgruppen. Dr. Willem A. Vissert’t Hooft, Generalsekretär des Ökumeni- 
schen Rates der Kirchen, überbrachte ein Grußwort. 








Diskussionen und Beschlüsse 


Das Thema der Vollversammlung „Christus befreit und eint“ war der Hauptpunkt 
der Tagesordnung. Es wurde in 20 Diskussionsgruppen besprochen (mit nicht mehr 
als je 35 Personen), deren Ergebnisse von Gruppenleitern, Protokollführern und theo- 
logischen Beratern unter der Leitung von Franklin Clark Fry ausgewertet wurden. 
Diese Diskussionen gründeten auf einem von der Theologischen Kommission ausge- 
arbeiteten Studiendokument, dessen Titel das Thema war. Hauptvorträge fanden in 
den ersten fünf Tagen über die fünf Unterthemen des Studiendokuments statt, dessen 
Thema in der Eröffnungsbotschaft an die Vollversammlung vom LWB-Präsidenten, 
Bischof Hanns Lilje, eingeführt wurde. Die von Fry geleitete Gruppe formulierte 
dann „Thesen“ für die Diskussion und die Annahme durch die Vollversammlung. 
Später leitete Lilje diese „Thesen“ mit einem Begleitschreiben an alle Lutheraner der 
Welt weiter. 
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Fünf Abteilungen (Theologie, Weltmission, Weltdienst, Information und Lateiname- 
rika) sowie sechs Kommissionen (Haushalterschaft, Erziehungsfragen, innere Mis- 
sion, Liturgie, internationale Angelegenheiten und lutherische Weltenzyklopädie) er- 
statteten Bericht und legten der Vollversammlung im Plenum Empfehlungen vor. Die 
Informationsabteilung war 1953 vom Exekutivkomitee eingesetzt worden. 

Die meiste Zeit wurde der Di ion des Tagungsthemas gewidmet. Die „Thesen“ 
über das Thema erläutern die fünf Unterthemen. 1) „Die Freiheit, die wir in Christus 
haben“ bedeutet Erlösung von der gebrochenen Gottesbeziehung durch Christus, der 
Hoffnung für die Zukunft mit sich bringt trotz der Präsenz des Dämonischen in 
Vergötzung und Tyrannei. 2) „Die Einheit der Kirche in Christus“ wird im Artikel VII 
des Augsburger Bekenntnisses als Einheit in Wort und Sakrament definiert und ist 
daher ein Aufruf zur Abendmahlsgemeinschaft, die über den toten Punkt hinausge- 
bracht werden sollte. 3) „Die Freiheit zur Reformation der Kirche“ ist darin begrün- 
det, daß die Kirche das wandernde Gottesvolk ist, das seine Apostolizität und Katho- 
lizität in jedem Zeitalter neu gewinnen muß, besonders in Asien und Afrika, wo die 
Kirche antichristlichen Ideologien, politischen Wirrnissen und ethischem Relativis- 
mus gegenübersteht. 4) „Befreit zum Dienst in der Welt“ heißt vor allem, sich in den 
Dienst der Gerechtigkeit zu stellen. Das ist die vorrangige Aufgabe des christlichen 
Aufrufs, Gott in Christus zu bezeugen. 5) „Befreit und geeint auf Hoffnung“ ist ein 
Satz, der die Illusionen einer christianisierten Welt und Reich Gottes auf Erden aus- 
treibt. Die Taufe beauftragt zum Dienst am bedürftigen Nächsten in der sicheren Hoff- 
nung, daß alles Heil von Christus allein kommt. 

Die Theologische Kommission empfahl die Bildung eines Unterausschusses, um eine 
Studie unter dem Thema „Die lutherischen Bekenntnisschriften in ihrer Bedeutung 
für das gegenwärtige Leben der Kirche“ auszuarbeiten. Das Ziel sollte es sein, die 
geistlichen und praktischen Entscheidungen, die die Kirche heute zu treffen hat, auf 
die lutherischen Bekenntnisschriften zu gründen. Im Zentrum der Studie sollte die 
„Rechtfertigung“ stehen. Diese Studie sollte auch die Verfassung aus einem theo- 
logischen und ekklesiologischen Blickwinkel untersuchen, denn „[hlierüber bestehen 
noch immer manche Unklarheiten oder auch Mißverständnisse“, 

Der Ausschuß für Beglaubigungen empfahl die Aufnahme von Delegierten aus drei 
neuen Mitgliedskirchen (aus Deutschland, Hongkong und Mexiko) sowie sieben 
vom LWB anerkannten Gemeinden (drei aus Kolumbien, Ecuador und Peru und vier 
aus Venezuela). Diese Empfehlung wurde von der Vollversammlung angenommen. 
Die Vollversammlung änderte Artikel IV der Verfassung über Mitgliedschaft dahinge- 
hend ab, daß neue Mitgliedskirchen durch Abstimmung der Vollversammlung oder in 
der Zwischenzeit durch das Exekutivkomitee aufgenommen werden können, „wenn 
nicht binnen eines Jahres mehr als ein Drittel der Gliedkirchen Einwendungen 
erhebt“. 

Die Vollversammlung ernannte einen Unterausschuß zur Behandlung der Empfehlung 
der Theologischen Kommission, die Beziehung zwischen den lutherischen Bekennt- 
nisschriften und den zeitgenössischen Fragen im weltweiten Luthertum zu untersu- 
chen, insbesondere das Wesen und die Ziele des LWB in theologischer und ekklesio- 
logischer Hinsicht. 
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Franklin Clark Fry, Präsident der Vereinigten Lutherischen Kirche von Amerika, 
wurde am 24. August 1957 zum Präsidenten des LWB gewählt. Das Exekutivkomitee 
bestand aus 27, zum Teil neu gewählten Mitgliedern. 
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Helsinki 1963: 
Die Vierte Vollversammlung 
des Lutherischen Weltbundes 





Thema: „Christus heute“ 

Anzahl der 267 Delegierte, 

Teilnehmer/innen: 413 andere Besucher 

Präsidenten: Dr. Franklin Clark Fry, Präsident der Lutherischen Kirche in 


Amerika, war Präsident des LWB bis zur Vierten Vollversamm- 
lung. Am 10. August 1963 wurde Dr. Fredrik A. Schiotz, P 
dent der Amerikanischen Lutherischen Kirche, zum neuen Pri 
sidenten des LWB gewählt. 

Generalsekretär: Pfr, Dr. Kurt Schmidt-Clausen, Evangelisch-Lutherische Lan- 
deskirche Hannovers, Deutschland, Generalsekretär 1960-1965. 

Hauptbeschlüsse: keine Annahme des Dokumentes über die Rechtfertigung, Ein- 
richtung der Stiftung für ökumenische Forschung, Verfassungs- 
und Strukturfragen. 

Hauptreferate: Prof. Dr. Gerhard Gloege, Deutschland: „Gnade für die Welt“ 
Dr. Helge Brattgärd, Schweden: „Glaube ohne Werke?“ 
Prof. Dr. Heikki Waris, Finnland: „Getrennte Menschheit — in 
Christus vereint“ 
Prof. Dr. Andar Lumbantobing, Indonesien: „Der neue Lob- 
gesang“ 
Prof. Dr. E. Clifford Nelson, USA: „Die Eine Kirche und die 
lutherischen Kirchen“ 





Der historische Kontext 


Der historische Kontext der Vollversammlung war geprägt durch die enger und 
schneller werdenden Verbindungen zwischen den Ländern und Kontinenten. In einem 
Referat wird auf die Düsenflugzeuge hingewiesen, mit denen die meisten Besucher 
nach Helsinki gereist sind. Der technische Fortschritt wird begrüßt. Die Nachkriegs- 
zeit ist „überwunden“, die neuen Herausforderungen werden in den Blick genommen. 
Dies hat Auswirkungen auf die Beratungsgegenstände. So wird die Einrichtung des 
Radiosenders „Stimme des Evangeliums“ in Addis Abeba durch den LWB begrüßt. Es 
werden Strukturen für effizientere Arbeit und schnel-lere Hilfe (Strukturreform) ge- 
sucht, Auch die Vergrößerung des LWB — 21 Kirchen waren seit 1957 bis und in Hel- 
sinki hinzugekommen — gehört in diesen Kontext. 

Die geistliche Herausforderung durch die neue Situation wird deutlich gesehen. In 
einer Zeit des Fortschritts und der Säkularisierung sollte Luthers Neuentdeckung der 
Gnade Gottes so in Theologie und Praxis verkündet werden, daß sie für die Menschen 
unserer Zeit verstehbar wird. Dies führte zur Arbeit an der Rechtfertigungslehre. — Zu 
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Helsinki — 1963: Während der Vollversammlung wurden täglich Abendmahlsgottesdienste im 
Dom von Helsinki gefeiert. 


den geistlichen Herausforderungen zählte ferner, daß sich einige Mitgliedskirchen des 
LWB immer noch keine Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft gewährten. Dies 
wurde in Helsinki wiederholt beklagt, auch wenn man noch auf Konsequenzen ver- 
zichtete. 

Schließlich gehören zum historischen Kontext einige wichtige ökumenische Ereig- 
nisse: 1961 in Neu-Delhi schlossen sich die Ru he Orthodoxe Kirche und andere 
orthodoxen Kirchen dem Ökumenischen Rat der Kirchen (ORK) an, außerdem wurde 
die Vereinigung des Internationalen Missionsrates mit dem ÖRK vollzogen; das 
Zweite Vatikanische Konzil wurde im Oktober 1962 in Rom eröffnet, und die Vierte 
Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfassung (Juli 1963, Montreal) tagte un- 
mittelbar vor dem LWB. In der Zeit ökumenischer Aufbrüche wollten die Lutheraner 
nicht abseits stehen, sondern sich mit ihrer eigenen Position in den ökumenischen 
Dialog einbringen. Auch dies spielte bei der Debatte über die Rechtfertigung und dann 
besonders bei der Gründung der ökumenischen Stiftung eine Rolle. 





Die gastgebende Kirche 


Nach Lund, Hannover und Minneapolis fand die Vierte Vollversammlung des LWB in 
Finnland statt. In Finnland gab es neben einer kleinen orthodoxen Kirche (70000 
Gläubige) die große lutherische Volkskirche, die ca. 94 Prozent der Bevölkerung 
(4,4 Millionen Einwohner) umfaßte; auch eine schwedischsprachige Diözese gehört 
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zu ihr. Da die kirchlichen Mißstände nicht so gravierend waren, wurde die Reforma- 
tion in Finnland ohne radikale Umwälzungen eingeführt. Sie führte zu einer tiefen 
volkskirchlichen Bindung und zu engen Beziehungen zwischen Kirche und Staat. Ge- 
prägt ist die finnische Kirche außerdem durch vier Erweckungsbewegungen im 18. 
und 19, Jahrhundert, die bis heute eine intensive Bibelfrömmigkeit pflegen und hohes 
missionarisches Engagement zeigen. — Wie das politische Finnland hat auch die fin- 
nische Kirche ihre Brückenfunktion zwischen Ost und West bewußt wahrgenommen. 
Die Vollversammlung selbst fand — neben den Gottesdiensten im Dom und in den Ge- 
meinden — in den Räumen der Universität von Helsinki statt, vor allem in deren Aula. 





Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen 


Von den 267 Teilnehmern kamen neben einigen offiziellen Besuchern 61 Delegierte 
aus den USA, 58 aus den nordeuropäischen Kirchen und 59 aus Deutschland, 37 Dele- 
gierte kamen aus den kleinen Diasporakirchen Europas und 52 Delegierte aus Latein- 
amerika, Asien und Afrika. Diese letzte Zahl zeigt, wie immer mehr Kirchen aus der 
südlichen Hemisphäre dem LWB beitreten und in der Vollversammlung dann auch 
vertreten sind. Besonders Bischof David aus Indien, Bischof Fosseus aus Südafrika, 
Dr. Lumbantobing aus Indonesien (nicht nur als Referent) und Bischof Moshi aus 
Tansania spielten eine wichtige Rolle auf der Vollversammlung. 


Die Diskussion über die Rechtfertigung 


Hauptereignis der Vollversammlung war die Diskussion über die Rechtfertigungslehre 
und letztlich das Scheitern der Schlußabstimmung über das Dokument 75 „Rechtferti- 
gung heute“. Eine feierliche Erklärung der Vollversammlung war erwartet worden. 
Die Enttäuschung nach der Schlußabstimmung war groß, aber letzten Endes dog- 
mengeschichtlich fruchtbar, weil sie einerseits die unerledigte Aufgabe im Bewußt- 
sein hielt und andererseits die Öffnung zu weiteren (sozialethischen) Themen ermög- 
lichte. 

Schon die Entwicklung der Thematik zeigt die späteren Spannungen. Die Dritte Voll- 
versammlung in Minneapolis hatte den Auftrag gegeben, zu untersuchen, welche 
Bekenntnisse in den Mitgliedskirchen des LWB in Geltung sind. Diese Arbeit wurde 
in Genf geleistet und von Vilmos Vajta 1963 herausgegeben. In der Theologischen 
Kommission des LWB wurde darüber hinaus gefragt, welche Relevanz denn die Recht- 
fertigungsbotschaft in der Lehre und der Praxis der Kirchen heute hat. So wurde ein 
Arbeitsprogramm erstellt, in dem exegetisch, historisch und am Schluß auch systema- 
tisch über die Rechtfertigungslehre gearbeitet wurde. Diese Arbeiten flossen in eine 
Schrift zur Vorbereitung der Vollversammlung ein (Dokument 3, „Über die Recht- 
fertigung“, 1962 an alle Mitgliedskirchen zur Stellungnahme versandt), die eine kurze 
Zeitanalyse und einen aktuellen Kommentar für Pfarrer, eine Apologia variata zu CA 
I-VI, enthielt. — Im Exekutivkomitee stand statt dessen das Interesse im Mittelpunkt, 
die Rechtfertigungsbotschaft für den Menschen von heute zu verkünden und für die 
Gestalt von Kirche fruchtbar zu machen. - Die unterschiedliche Gewichtung der Inter- 
essen war ein Grund, der später zu dem Patt auf der Vollversammlung geführt hatte. 
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Inhaltlich ging es bei der Vorbereitung und auf der Vollversammlung um die Zuord- 
nung von Rechtfertigung und Erfahrung. Für die Menschen der Reformationszeit hatte 
die Rechtfertigungsbotschaft unmittelbar mit ihrer Erfahrung zu tun; dies ist heute 
anders, deshalb muß diese Erfahrung neu thematisiert werden. Dies wurde in unter- 
schiedlichen Kontexten versucht oder eben nicht versucht: 


‚Christus heute“ wurde 1961 vom Exekutivkomitee als Motto für die Vollver- 

ammlung besch) n, um die Gegenwart des Auferstandenen zu verkünden, 

ugleich deutet di Motto an, daß die Rechtfertigungslehre eben nur ein Weg 
ist, die Christusbotschaft zu formulieren. 

— Ebenfalls auf dieser Sitzung wurden Stichworte aus dem Epheserbrief den Haupt- 
vorträgen und Bibelarbeiten der Vollversammlung vorgegeben. Die Ekklesiologie 
dieses Briefes sollte dazu helfen, Erfahrungen von Rechtfertigung in der Kirche zu 
erhellen. 

— Inder Theologischen Kommission konzentrierte man sich besonders auf die Erfah- 
rung des Gerichtes, auf den eschatologischen Horizont. In den vielfältigen Erfah- 
rungen des Scheiterns müssen die Menschen heute erst mit dem Gericht Gottes 
konfrontiert werden, bevor sie die frohe Botschaft des Evangeliums hören können; 
deshalb ist zunächst Gesetz und Gericht zu predigen. Bedenken dieser Art wurden 
auch in der Vollversammlung bei den Debatten zur Schlußerklärung immer wieder 
laut. Daß nach Luther ein Christ erst von der Vergebung her seine Schuld recht 
ansehen kann, war dabei weniger im Blick. 

Die Menschen heute rechtfertigen sich ständig vor anderen Foren, nicht mehr vor 

dem Forum Gottes. Weil dies mit den Überlegungen zum Gerichtshorizont nur als 

Abfallsgeschichte verstanden wurde, verbaute man sich die Möglichkeit, die 

Rechtfertigung aus Gnade allein fruchtbar zu machen für die anderen Zwänge und 

Foren, vor denen die Menschen stehen, Dies ist der Weg, der dann ab Evian 1970 

eingeschlagen wurde. 

Das Bekenntnis zur Alleinwirksamkeit Gottes und die Lehre vom unfreien Willen, 

die für Luther im Zentrum der Rechtfertigungslehre stehen, kamen bei der Vollver- 

sammlung nur am Rande vor. Statt dessen wurde in eher pietistischer Tradition von 
der Entscheidung zum Glauben, vom Annehmen der Rechtfertigung und der Taufe 
und von der Unterscheidung zwischen der objektiven (Gott handelt in Christus) 
und der subjektiven Seite (Wir müssen dies annehmen) der Rechtfertigung gespro- 
chen. Offensichtlich schien es leichter, auf diese Weise den Erfahrungsbezug der 

Rechtfertigung zu artikulieren. Andere Stimmen meldeten sich zwar auch, es 

wurde aber nie richtig deutlich, daß hier eine grundlegende theologische Kontro- 

verse auszutragen gewesen wäre. Die Schlußerklärung neigt dazu, diese Fragen 
cher auszuklammern. 

„Erfahrung der Rechtfertigung“ war auch das heimliche Thema der Hauptvorträge. 

Prof. Gloege aus Deutschland sprach die Erfahrung im Weltbezug des Glaubens an; 

ihm wurde in der Diskussion sogleich entgegengehalten, daß dem einzelnen die 

Rechtfertigung gilt. Dr. Brattgärd aus Schweden benennt die Erfahrungen in den 

Früchten des Glaubens. Dr. Waris, Professor für Sozialpolitik in Helsinki, be- 
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schreibt die gesellschaftliche Situation der Zeit (Süd-Nord und Ost-West-Gegen- 
satz, unterschiedliche Verfassungen des kirchlichen Lebens) und skizziert damit 
die Bedingungen, unter denen der Glaube heute wachsen und sich bewähren muß. 
Prof, Lumbantobing aus Indonesien erzählt schließlich von vielen Formen, in de- 
nen der Glaube sich artikuliert, besonders aus dem Bereich seiner Batak-Kirche. In 
all diesen Vorträgen wurde der Erfahrungsbezug des Rechtfertigungsglaubens 
thematisiert; dieser blieb aber entweder zu abstrakt oder (im letzten Referat) zu 
partikular, deshalb glückte der Schritt zu den Erfahrungen des „Menschen von 
heute“ nicht. 


Ein Schlußvotum der Vollversammlung war schon vorher vorbereitet worden und 
wurde dann nach der Debatte in den Diskussionsgruppen, im Plenum und in einem 
Hearing weitgehend neu geschrieben. In der Schlußdebatte wurden erneut Bedenken 
laut, so daß in einer Abstimmung über mehrere Anträge das Dokument schließlich vor 
einer Veröffentlichung an die neue Theologische Kommission zur weiteren Beratung 
überwiesen wurde. Diese hat dann das Dokument in einer nur wenig revidierten Fas- 
sung im August 1964 veröffentlicht. Die Gründe für das Scheitern wurden zum Teil 
schon angedeutet: 


— Genus und Ziel des Dokumentes war nicht deutlich. Es sollte korrekt die lutheri- 
sche Rechtfertigungslehre beschreiben, aber gleichzeitig Menschen ohne theolo- 
gische Vorbildung Auskunft über den evangelischen Glauben geben. Beide Auf- 
gaben haben ihr Recht, aber sie können nicht auf der gleichen Sprachebene verfolgt 
werden. 

— Diese Spannung, die ja schon bei der Vorbereitung sichtbar wurde, äußerte sich in 
den mehrfachen Fragen nach den Adressaten des Dokumentes, über die kein 
Konsens erzielt wurde. 

— Theologische Gründe für das Scheitern sind wohl darin zu suchen, daß man den 
Erfahrungsbezug des Rechtfertigungsglaubens nicht auf vielen Feldern themati- 
sierte, sondern sich erstens auf den Gerichtshorizont konzentrierte und zweitens 
Luthers Bekenntnis zur Alleinwirksamkeit Gottes ganz am Rande ließ. 

— Das Dokument sollte als Bericht über die Arbeit in den Diskussionsgruppen nur 
„entgegengenommen“ werden, es hätte aber in der Öffentlichkeit immer als die fi 
erliche Erklärung der lutherischen Kirchen zur Rechtfertigung gegolten. Darauf 
wurde in der Diskussion zu Recht hingewiesen. So entstand in der Konferenzregie 
eine unstrukturierte Stelle, die schließlich zur Verweisung an die Theologische 
Kommission und zum vorläufigen Verzicht auf die Veröffentlichung führte. Auf der 
Vollversammlung wurde nach diesem Ergebnis der Abstimmung betont, daß sich 
ja alle lutherischen Kirchen in der Treue zum lutheriscl 
auch wenn keine gemeinsame theologische Erklärung zustande gekommen ist. 









Schließlich wurde in der letzten Plenarsitzung ein kurzes Grußwort angenommen. 
Daraus wurde die Formulierung bekannt, der Mensch von heute frage nicht mehr nach 
dem gnädigen Gott, sondern radikaler, elementarer nach Gott schlechthin: „Wo bist 
Du, Gott?“ Diese Formulierung wurde vielfach kritisiert, übrigens schon auf der Voll- 
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versammlung selbst. Wichtiger ist, daß hier zu einer Neuformulierung der Recht- 
fertigungsbotschaft im Kontext der „Sinnfrage“ angesetzt wurde. In der Vorbereitung 
wurde dieser Ansatz nie verfolgt. 


Andere Entscheidungen 


Die Diskussion über die Rechtfertigung war ein wichtiger, aber eben nur ein Teil der 
Vollversammlung. Die Berichte der verschiedenen Kommissionen, Komitees und 
(Sonder-)Ausschüsse wurden entgegengenommen, in den Sektionen und im Plenum 
diskutiert; neue Aufgaben wurden formuliert. Öffentliches Interesse fanden die 
Berichte über die Einrichtung des Senders „Stimme des Evangeliums“ in Addis 
Abeba, die der LWB seit 1958 geplant hatte. Im Februar 1963 war der Sender feierlich 
eröffnet worden; die Vollversammlung begrüßte nachhaltig diese Initiative. 
Außerdem wurde eine kleinere Verfassungsrevision beschlossen. Das 5. Hauptreferat 
von Prof. Nelson, Kirchenhistoriker in St. Paul, Minnesota, USA gehört in diesen 
Zusammenhang. Überlegungen, das Wesen des LWB in größerer „ekklesialer Dichte“ 
zu beschreiben, wurden dabei nicht weiter verfolgt; es blieb bei der Formulierung 
„Der Lutherische Weltbund ist eine freie Vereinigung von lutherischen Kirchen.“ 
Einschneidender waren Vorschläge zu einer Reform von Struktur und Arbeitsweise 
des LWB. Es war u.a, vorgeschlagen worden, das Lateinamerikakomitee, den Aus- 
schuß für Studentenarbeit, die Kommission für Internationale Angelegenheiten, die 
Kommission für Innere Mission sowie die Frauenarbeit in der Kommission für Haus- 
halterschaft aufzugeben und die nötigen Aufgaben in anderer Struktur (u. a. in Vorkon- 
ferenzen zur Vollversammlung und in der Kommission für Weltdienst) wahrzuneh- 
men. Schließlich wurde das neue Exekutivkomitee von der Vollversammlung ermäch- 
tigt, diese Änderungen im organisatorischen Aufbau des LWB vorzunehmen. 

Ein für die künftige Arbeit wichtiger Beschluß wurde schließlich mit der Einrichtung 
der „Lutherischen Stiftung für ökumenische Forschung“ getan. In einem wissen- 
schaftlichen Institut sollten Forschungsprofessoren die lutherische Position ins Ge- 
spräch mit anderen Stimmen aus der Ökumene bringen. Ein Sonderausschuß hatte 
diese Stiftung vorbereitet; vorläufig waren auch schon einige Forschungsaufträge ver- 
geben worden. Die Vollversammlung beschloß die Einrichtung dieser Stiftung, die 
später zum ökumenischen Institut in Straßburg führte. 
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Evian 1970: 
Die Fünfte Vollversammlung 
des Lutherischen Weltbundes 


Thema: „Gesandt in die Welt“ 

Anzahl der 216 stimmberechtigte Delegierte 

Teilnehmer/innen: 164 Besucher, Berater/innen und Beobachter/innen 
Präsidenten: Dr. Fredrik A. Schiotz, USA. Prof. Mikko Juva, Finnland, wurde 


am 22. Juli 1970 zum Präsidenten des LWB gewählt. 
Generalsekretär: Dr. André Appel, Frankreich 
Hauptbeschlüsse: Annahme einer neuen Struktur; Beschluß über die Menschen- 
rechte; Empfehlung betr. Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft 
zwischen LWB-Mitgliedskirchen. 
Hauptreferate: Prof. Heinz-Eduard Tödt, Deutschland (BRD): „Schöpferische 
Nachfolge in der Krise der gegenwärtigen Welt“ 
Jan Kardinal Willebrands, Vatikan: „Gesandt in die Welt“ 
Prof. Kent S. Knutson, USA: „Die Reaktion der lutherischen 
Kirchen auf die römisch-katholische Kirche und Theologie 
heute“ 





Der Hintergrund 


Die Fünfte Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes, die im Juli 1970 in Evian 
(Frankreich) nicht fern von Genf durchgeführt wurde, hatte auf die Entwicklung des 
Weltbundes einen größeren Einfluß als jede vorgegangene oder nachfolgende Vollver- 
sammlung (vgl. Kap. 2). Die dort behandelten Hauptfragen bedeuteten eine Neuorien- 
tierung in mehrfacher Hinsicht: zunächst hinsichtlich der Beziehung zwischen dem 
Wesen der Kirche und der Sozialethik, besonders der Menschenrechte; sodann be- 
züglich des Verhältnisses zwischen Norden und Süden sowie zwischen Ost- und 
Westeuropa; und schließlich mit Blick auf die Frage, wie das Wesen und der Einfluß 
einer Vollversammlung zu bestimmen sei. 

Jede dieser Fragen stand schon vor der Vollversammlung im Blickpunkt. Es ist des- 
wegen notwendig, zunächst die Vorgeschichte und den Hintergrund von Evian zu 
beschreiben. 

Die ersten vier Vollversammlungen hatten in der sogenannten Ersten Welt stattgefun- 
den. Nach der Vollversammlung von Helsinki war man jedoch der Meinung, daß die 
Zeit gekommen sei, die nächste Vollversammlung in einem anderen Kontext abzuhal- 
ten. Auf seiner Tagung im Jahre 1964 einigte sich das Exekutivkomitee auf Wien oder 
Addis Abeba als mögliche Tagungsorte für die nächste Vollversammlung. Im kom- 
menden Jahr beschloß das Komitee, Einladungen des österreichischen und des ost- 
deutschen Nationalkomitees vorläufig anzunehmen und erst nach weiteren Unter- 
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Evian — 1970: Ein Jugenddelegierter, Carl-Henric Grenholm aus Schweden, spricht zum Ple- 
num. Pastor Stanley Tung und Sophia Huang, beide aus Taiwan (sitzend). 


suchungen eine Entscheidung zu treffen. Es wurde überdies als Thema der nächsten 
Vollversammlung „Gesandt in die Welt“ festgelegt. 

Auf einer Vorbereitungssitzung in Ostberlin im März 1966 trafen sich der LWB- 
sident Schiotz und der Generalsekretär André Appel mit dem DDR-Staatssekretär für 
Kirchenfragen, Hans Seigewasser. Seigewasser bestätigte mündlich, daß die Vollver- 
sammlung in Weimar stattfinden könne (vgl. LWB-Archiv, Genf, AS Vth, Evian, I 
Arrangements A. Site). Eine offizielle Delegation der DDR-Behörde für Kirchenfra- 
gen wurde eingeladen, im Mai des gleichen Jahres Genf zu besuchen. Das Hauptziel 
des LWB war es, den Weg für eine verstärkte Teilnahme der lutherischen Kirchen in 
der DDR zu bereiten. Während der Verhandlungen wurden Schwierigkeiten sichtbar. 
Die DDR-Delegation gab zu verstehen, daß sie den Anspruch der westdeutschen 
Regierung, die einzige legitime Vertretung Deutschlands zu sein, zurückweise. Sie 
werde außerdem keine Form von Opposition dulden und nicht zögern, hart durchzu- 
greifen. 

Die LWB-Delegation machte demgegenüber deutlich, welche Voraussetzungen erfüllt 
werden müßten, wenn der Weltbund die Vollversammlung auf ostdeutschem Boden 
durchführen wollte. Es wurde angesprochen, daß die DDR die Einfuhr von ökumeni- 
scher Literatur einschränke. So durften zum Beispiel nur 22 Exemplare der Luthe- 
rischen Rundschau für die allgemeine Verteilung eingeführt werden. Darüber hinaus 
sollten Wege gefunden werden, wie die DDR-Kirchen vermehrt an innerkirchlichen 
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Projekten, einschließlich solcher in der sogenannten Dritten Welt beteiligt werden 
könnten. 
Trotz mancher Unstimmigkeiten waren beide Seiten der Meinung, daß es realistisch 
sei, mit der Planung der Vollversammlung in Weimar fortzufahren. Daher war der 
Brief Hans Seigewassers, mit dem er am 14. Juli 1966 dazu aufforderte, die Pläne zu 
annullieren, eine große Überraschung. Seigewasser gab alle Schuld der westdeutschen 
Regierung: 
„Ihnen, sehr geehrter Herr Generalsekretär, ist bekannt, daß im Bundestag in Bonn ein 
Gesetz, das gegen alle Normen des errechtes ver: angenommen worden ist, mit 
welchem die Jurisdiktion des Bonner Staates auf Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik und sogar auf Personen ausgedehnt worden ist, die in den ehemaligen Grenzen 
des Reiches vom Jahre 1937 leben. Angesichts einer solchen starren und gefährlichen 
Haltung der Regierung in Bonn, die von den verantwortlichen Männern der Kirchen in 
Westdeutschland unterstützt wird, kann es nicht ausbleiben, daß bei der Durchführung 
der 5. Vollversammlung des LWB Komplikationen und Schwierigkeiten entstehen 
würden, an denen niemand Interesse haben kann“ (LWB-Archiv, Genf, AS Vth I A.I. 
Arrangements and Facilities A 1 Weimar/ Vienna). 








Diese Absage verzögerte die Arbeit des Planungsausschusses. Angesichts der Tat- 
sache, daß die Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen (ÖRK) auf 
1968 verschoben worden war, wurde beschlossen, die Vollversammlung auf 1969 oder 
1970 zu verlegen. Die Annullierung der Pläne, in Weimar zu tagen, bedeutete, daß die 
Strategie des LWB, die Kirchen hinter dem Eisernen Vorhang in die Arbeit vermehrt 
einzubeziehen und ihnen die größtmögliche Unterstützung und Freundschaft zukom- 
men zu lassen, gescheitert war. Paradoxerweise aber war das Resultat das Gegenteil 
dessen, was man erwarten konnte. Es wurde als wichtig erachtet, eine Strategie für den 
LWB auszuarbeiten, die über eine starre Haltung des Kalten Krieges hinausging. Man 
betrachtete es fortan als eine Priorität, mit den staatlichen Behörden durch Geheim- 
diplomatie Ad-hoc- Übereinkommen zu erreichen. Vor allem der dänische Europa- 
referent, Paul Hansen, verfolgte einen pragmatischen Kurs kleiner Schritte, 

Das Exekutivkomitee beschloß auf seiner Tagung im Jahre 1967, die Einladung der 
Evangelischen Kirche Lutherischen Bekenntnisses in Brasilien anzunehmen, die Voll- 
versammlung 1970 in Porto Alegre abzuhalten. Die lutherische Kirche in Brasilien 
war 1949 als Folge des Zusammenschlusses von vier Synoden gegründet worden. Ihr 
Präsident, Ernesto Schlieper, der unter dem Einfluß von Karl Barth stand, hoffte, daß 
mit der Aufnahme der Vollversammlung die Identität seiner Kirche gestärkt würde. 
Gleichzeitig war er entschlossen, einen Assimilierungsprozeß an den lateinamerika- 
nischen Kontext einzuleiten, da in seiner Kirche bis zum Zweiten Weltkrieg deutsche 
Einwanderer dominierten. 

Es war auch der Zeitpunkt gekommen, an dem eine Vollversammlung außerhalb der 
Ersten Welt stattfinden sollte, damit die Delegierten die Lebensbedingungen im Süden 
kennenlernen konnten. Mitglieder des Genfer Sekretariats, einschließlich Andre 
Appel und Carl Mau, besuchten Brasilien, um mit den politischen Behörden und dem 
Planungsausschuß der gastgebenden Kirche Verhandlungen zu führen. Dabei zeigte 
es sich, daß wiederum politische Hindernisse zu ernsthaften Schwierigkeiten führen 
würden. 
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Auf der Sitzung der offiziellen Vertreter des LWB im Januar 1967 legte der LWB- 
Pressedienst einen Bericht über Lateinamerika vor, einschließlich einer Dokumenta- 
tion über politische Vorfälle im Zusammenhang mit dem Leben der Ortsgemeinden. 
Obwohl dieser Bericht ein Hindernis für kirchliche Gruppen aus Übersee werden 
konnte, wurde die Entscheidung, in Brasilien zu tagen, bis 1969 in keiner Weise ange- 
fochten und auf der Sitzung der Amtsträger im Sommer 1969 noch einmal bestätigt. 
Diese Entscheidung (LWB-Archiv, Genf, AS Vth, Evian. I. Arrangements. A. Site) 
gründete auf Berichten des Generalsekretärs sowie des Beigeordneten Generalsekre- 
tärs. Dennoch wurden, angestoßen durch Medienberichte, Stabsmitglieder und andere 
Personen in den Mitgliedskirchen aktiv. Die Ungewißheit veranlaßte die Amtsträger, 
sich in bezug auf eine Reihe von Fragen zu versichern, die für die Durchführung einer 
Vollversammlung wesentlich erschienen: Gab es eine Garantie, daß alle Delegierten 
ein Einreisevisum erhielten? War die Redefreiheit gewährleistet? War sichergestellt, 
daß die Pressemeldungen aus Brasilien nicht zensiert wurden? Deswegen sollte erst 
nach weiteren Verhandlungen mit der gastgebenden Kirche und den politischen Be- 
hörden in Brasilien die Planung fortgeführt werden. 

Damit gab sich aber die wachsende Zahl von Kritikern von außerhalb nicht zufrieden, 
die sich weiterhin den Plänen, in Brasilien zu tagen, widersetzten. Schon im Januar 
1969 hatte der Geschäftsführer des Schwedischen Nationalkomitees berichtet, daß 
von zwei Jugendorganisationen die Verlegung des Tagungsortes gefordert worden sei. 
Informationen aus Brasilien berichteten über die Ermordung von Indianerstämmen, 
über Spannungen zwischen der brasilianischen Regierung und der römisch-katholi- 
schen Kirche, über die Folterung von katholischen Priestern und über das Vorhanden- 
sein von Listen politischer Gefangener. Die Kritik am Tagungsort wurde im Herbst 
1969 immer stärker. Zu den Wortführern gehörten bekannte Kirchenführer und Theo- 
logen, so Erzbischof Simojoki aus Finnland, Bischof Heinrich Meyer aus Lübeck 
(Deutschland) und Professor Mikko Juva aus Helsinki (Finnland). 

Die Proteste verstärkten sich, als Pastor Guido Tornquist als Vertreter des Planungs- 
ausschu der gastgebenden Kirche Carl Mau am 15. März einen Brief schickte, 
dem eine Liste der Ehrengäste und ein Entwurf einer Einladung (auf portugiesisch) an 
Staatspräsident Medici beigefügt war. Dieser Schritt wurde als unnötige Kapitulation 
vor der repressiven Politik der brasilianischen Regierung angesehen. Als einzig mög- 
liche Gegenreaktion erschien der Einsatz für die Unverletzlichkeit der Menschen- 
rechte und eine Solidaritätserklärung mit jenen römisch-katholischen Brüdern, die 
sich den Behörden mutig entgegensetzten. Diese Ansicht gewann zuerst und vor allem 
in Westeuropa und Nordamerika Boden, aber bis zu einem gewissen Grad auch ande- 
renorts. Die Tatsache, daß die Kritiker in den Medien in Erscheinung traten, war ent- 
scheidend. Diejenigen, die an der ursprünglichen Entscheidung festhalten wollten, 
sahen sich gezwungen, sich zu entschuldigen oder zu schweigen. 

Gleichwohl bestätigten die Amtsträger noch auf ihrer Sitzung am 21. Mai 1970 die 
Entscheidung, in Brasilien zu tagen. Neben einer Erklärung zum Wesen der Kirche 
und ihrer Verpflichtung, sich mit spezifischen Herausforderungen in verschiedenen 
Kontexten auseinanderzusetzen, erklärten sie: 
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„Als der LWB die Einladung der gastgebenden Kirche annahm, seine Vollversammlung 
nach Brasilien einzuberufen, war er sich bewußt, daß der Kontext Lateinamerikas und 
Brasiliens ebenso wie der der gesamten Welt mit seinen menschlichen, gesellschaft- 
lichen, religiösen und politischen Komponenten in den Diskussionen der Vollversamm- 
lung zur Sprache gebracht werden müsse. Wir, die Amtsträger, geben unserer Hoffnung 
Ausdruck, daß die Vollversammlungsteilnehmer jene Offenheit mitbringen, die ihren 
Ursprung in der im Glauben geschenkten Freiheit hat, und bereit sein werden, auf die 
Herausforderungen der gegebenen Situation zu antworten. Uns ist zugesichert worden, 
daß alle Teilnehmer die Einreiseerlaubnis erhalten und daß sich die Vollversammlung 
frei äußern kann. Da die Teilnehmer verschiedenster Herkunft sind und sehr unter- 
schiedliche und in manchen Fällen nur begrenzte Informationen haben, ist es von ent- 
scheidender Wichtigkeit, daß die Vollversammlung ihr Zeugnis im Dialog mit der gast- 
‚gebenden Kirche und anderen Kirchen in Brasilien ablegt. Es ist unser fester Entschluß, 
das Programm strikt im Sinne einer Arbeitstagung zu gestalten“ (Stellungnahme des 
engeren Vorstandes des LWB zu den Vorbereitungen der Fünften Vollversammlung in 
Porto Alegre, LWB-Pressedienst 23, 22. Mai 1970). 








Mit der Formulierung „Arbeitstagung“ wollte man vermeiden, sich der totalitären Hal- 
tung der brasilianischen Regierung zu fügen. Man war jetzt deutlich in eine Zwangs- 
lage geraten. Einer der Hauptgründe, die Tagung in Lateinamerika abzuhalten, war, daß 
die Besucher und Besucherinnen den lokalen Kontext erleben und das missionarische 
Wesen der weltweiten Zusammenarbeit der lutherischen Kirchen ernst nehmen soll- 
ten, wie es im Vollversammlungsthema zum Ausdruck kam: „Gesandt in die Welt“. 
In einem weiteren Versuch, die Meinungsverschiedenheit zu klären, reiste der Gene- 
ralsekretär nach Brasilien und versuchte, die Entscheidung der Amitstri 
tern. Die Vertreter der gastgebenden Kirche baten um Verständnis für die an Staats- 
präsident Medici ergangene Einladung. Sie rechneten nicht mit einer politischen An- 
sprache, sie nahmen sogar an, daß Präsident Medici nicht erscheinen würde, waren 
aber der Ansicht, daß die Einladung reiner Höflichkeit entspreche und ein Zeichen 
nationaler Solidarität darstelle. 

In einer von Spannungen und hektischer Aktivität geprägten Atmosphäre geschahen 
einige Fehler. Zum Beispiel war der Stab irrtümlich der Meinung, daß ein Dokument, 
in dem Präsident Medicis Kampf gegen den Kommunismus unterstützt wurde, vom 
neugewählten Kirchenpräsident Karl Gottschald stamme. Gottschald hatte Genf eine 
Reihe kontroverser Dokumente unterbreitet, um die komplexe Situation in seinem 
Land zu illustrieren. Nicht weniger verwirrend war die Tatsache, daß Genf von der im 
Mai 1970 von der Theologischen Fakultät in Säo Leopoldo ausgearbeiteten und in der 
Folge von der Kirchensynode im Oktober 1970 angenommenen „Erklärung von Curi- 
tiba“, die sich gegen die Militärregierung Brasiliens richtete, erst dann erfuhr, als es 
schon zu spät war (vgl. LWB-Report 1/2, September 1978, S. 40 ff.). Es muß festge- 
halten werden, daß Gottschald, als es klar wurde, daß Medicis Anwesenheit an der 
Vollversammlung nicht erwünscht war und sogar zu Schwierigkeiten führen könnte, 
ihn persönlich bat, nicht zu kommen. Damit erklärte sich Medici einverstanden. 
Zwar nahm der Protest aus den Mitgliedskirchen (vor allem in der sogenannten Ersten 
Welt) nicht ab, doch blieb die Leitung des LWB entschlossen, in Brasilien zu tagen. 
Um so mehr muß die Frage gestellt werden, warum die LWB-Führung dann doch 
plötzlich ihre Meinung änderte. 
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Die folgenden Faktoren waren entscheidend, als der Generalsekretär nach Konsulta- 
tion mit einer Beratergruppe und längeren Diskussionen mit Präsident Schiotz in 
Minneapolis beschloß, den Tagungsort zu verlegen: 


a. Angst, weil eine beträchtliche Anzahl von Delegierten (einzelne und Gruppen) ihre 
Teilnahme abgesagt hatten. 

b. Der Wunsch, Solidarität mit jenen kirchlichen Gruppen in Lateinamerika, vor 
allem Katholiken, zu bezeugen, die sich Militärdiktaturen, wirtschaftlicher Unge- 
rechtigkeit und Menschenrechtsverletzungen widersetzten. Zumindest einige der 
Kirchenleiter in der gastgebenden Kirche wurden verdächtigt, sich den politischen 
Behörden zu beugen. 

c. Die Befürchtung, daß politische Fragen im Vordergrund stehen und von den eigent- 
lichen Punkten auf der Tagesordnung ablenken würden, ja sogar daß Entfremdung 
oder Spaltung unter den Delegierten eintreten könnte. 

d. Erwägungen hinsichtlich der Rolle der Kirche, der Verletzung der kirchlichen Frei- 
heit und grundlegender Menschenrechte. Die Bedeutung gerade dieses Punktes 
wird durch die Menschenrechtsresolution, einer der wichtigsten Beschlüsse der 
Fünften Vollversammlung, unterstrichen. 











Eine Gruppe von Experten, Professor Juva aus Finnland, Professor Tödt und Professor 
Rendtorff aus Westdeutschland, Dr. William Lazareth aus den Vereinigten Staaten, 
Dr. Ivar Asheim als Vertreter des Genfer Sekretariats und Dr. K. Rajaratnam aus 
Indien, wurde einberufen, um die aus der Diskussion über den Tagungsort zu ziehen- 
den Konsequenzen in die Ansprache des Präsidenten und des Generalsekretärs ein- 
zugliedern. In einer Erklärung vom 18. Juni legte die Gruppe Präsident Schiotz Hinter- 
grundmaterial für sein Hauptreferat vor. Darin heißt es: 


„Eine Wunde ist aufgebrochen, die in der Tat das Symptom einer tiefreichenden Krise 
ist, die keiner Nation oder keinem Teil der Welt erspart wird. Dabei geht es um die zu- 
nehmende Zahl von Menschenrechtsverletzungen. Doch sollte die Menschenrechtsfrage 
nicht abstrakt und idealistisch betrachtet werden. Sie ist im weiteren Kontext der wach- 
senden Diskrepanz zwischen privilegierten und benachteiligten Klassen und Nationen 
zu sehen und hat im Mangel an menschlicher Solidarität seitens der Privilegierten und 
in den fehlenden Möglichkeiten für kreative Teilnahme seitens der Armen und Unter- 
drückten ihre Ursache“ (LWB-Archiv, Genf, ThI 1, Assembly/Helsinki, Correspon- 
dence 1969-70). 








Die Autoren schreiben weiter: 


„Wir haben gemerkt, daß wir bereits jetzt das Vollversammlungsthema erleben, wir 
mußten uns mit den Problemen der heutigen Welt abgeben. Es ist illusorisch zu glauben, 
daß die Kirche sich aufgrund einer starren Trennung z en Religion und Politik von 
der Welt absondern kann. Es gehört zum Wesen der Kirche, daß sie gesandt ist, sich in 
die Probleme der Welt einzumischen. Die Grundfrage muß im Licht eines biblischen 
Verständnisses der Sendung der Kirche beantwortet werden, und zwar nicht ob sie, son- 
dem wie sie im Leben der Gesellschaft mitwirkt“ (ebd. [mit Verweis auf Humanität und 
Herrschaft Christi. Zur ethischen Orientierung heute, hrsg. von Ivar Asheim, Göttingen 
1969, S. 63—641). 


Die Gruppe vermied aber jede Politisierung des Evangeliums. Es sei nicht die Aufgabe 
der Kirchen, Anweisungen zu geben, sondern eine Richtung aufzuzeigen. Trotz man- 
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cher Konzessionen an die Zweireichelehre wurde die Entschlossenheit, die lutheri- 
schen Kirchen auf den Weg einer Neueinschätzung zu leiten, deutlich zum Ausdruck 
gebracht: „Es gibt Situationen, in denen die Kirche als Körperschaft, vielleicht durch 
Organisationen wie den LWB, ihre Meinung sagen muß, will sie ihrer Aufgabe getreu 
sein. Eine solche Situation stellt sich uns heute mit der zunehmenden Zahl von Ver- 
letzungen elementarer Menschenrechte“ (ebd.). 

Zwischen dieser Erklärung und der Diskussion in den siebziger Jahren über Status 
Confessionis besteht sichtbar eine Kontinuität. Dazu muß noch gesagt werden, daß die 
Gruppe außerordentlich bemüht war, nicht bei der kontrovers diskutierten Frage einer 
Verlegung des Vollversammlungsortes stehenzubleiben, sondern auf die wirkliche 
Herausforderung einzugehen, nämlich die Aufgabe, zu einem gemeinsamen Zeugnis 
zu gelangen. Deshalb heißt es am Schluß: „Wenn wir uns nur über die Notwendigkeit 
eines solchen Zeugnisses einig sind, spielt es keine Rolle, wenn die Teilnehmenden in 
bezug auf die umstrittene Entscheidung in der komplexen Situation von Porto Alegre 
unterschiedlicher Meinung sind. Was zählt, ist, daß wir bei der Diskussion unserer 
Meinungsverschiedenheiten, die unvermeidlicl d, nicht vergessen, welches Zeug- 
nis uns eint!“ (ebd.). 

Die gastgebende Kirche war in der Frage der Verlegung anderer Meinung. Viele fühl- 
ten sich betrogen, andere waren empört über die von Mitlutheranern getroffene 
Entscheidung, einschließlich des leitenden Stabs und Exekutivgremien. Der Rat der 
lutherischen Kirche in Brasilien gab eine Erklärung ab, die den Delegierten auf der 
Vollversammlung vorgelegt werden sollte, in der erklärt wird, daß das Generalsekre- 
tariat konsequent und korrekt über alle Fragen im Zusammenhang mit den Vorberei- 
tungen der Vollversammlung informiert wurde. Einseitige Presseberichte waren seiner 
Meinung nach für die plötzliche Verlegung verantwortlich. Darüber hinaus war dem 
Rat nicht verständlich und für ihn nicht akzeptabel, daß verantwortliche Kirchenführer 
und Theologen solchen Berichten Glauben schenkten, ohne die gastgebende Kirche 
und Experten vor Ort zu Rate zu ziehen. Der Rat stellte zudem grundsätzliche Fragen 
zum Wesen einer Vollversammlung und dem Verhältnis zwischen einem internationa- 
len, konfessionellen Bund von Kirchen einerseits und einem komplizierten lokalen 
Kontext andererseits. 











„Ist es erforderlich, daß bestimmte politische und soziale Bedingungen erfüllt sein müs- 
sen, bevor eine Kirche ihr Zeugnis an einem bestimmten Ort ablegen kann? Bekommt 
die Vollversammlung des LWB durch den Wechsel des Tagungsortes nicht gerade den 
politischen Charakter, den sie nicht haben sollte? Die Vollversammlung des LWB ist in 
dem Augenblick zu einem Instrument politischer Strömungen geworden, in dem die 
Frage nach dem Tagungsort von der Losung ‚Gesandt in die Welt‘ isoliert und nach den 
Gesetzen politischer Zweckmäßigkeit entschieden wurde. Christliches Zeugnis kann 
unseres Ermessens nicht dadurch abgelegt werden, daß man politische und menschliche 
Konfliktherde meidet, selbst wenn dies als Zeichen gemeint ist oder aus taktischen 
Gründen geschieht“ (Erklärung des Rates der EKLBB, Evian, Offizieller Bericht, 
S. 158). 


In ihrer Erklärung brachte die lutherische Kirche in Brasilien nicht nur ihr tiefes Be- 
dauern zum Ausdruck. Sie machte auch deutlich, daß das fehlende Vertrauen anderer 
Kirchen sie daran hindere, in Evian vertreten zu sein, als ob nichts geschehen sei: 
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„Aus dem Gesagten folgt, daß unsere Kirche, der nicht ausreichendes Vertrauen ent- 
gegengebracht wurde, in Evian nicht in der vorgesehenen Weise vertreten sein wird. 
Es ist zu viel Vertrauenskapital verspielt worden, als daß wir vor unseren Gemeinden, 
vor den anderen Kirchen Brasiliens und vor der Öffentlichkeit den Anschein rechtfer- 
tigen könnten, als wäre nichts geschehen. Da wir jedoch der Meinung sind, daß die 
Kirche auch Spannungen und menschliche Fehlleistungen, von denen wir uns hiermit 
nicht freisprechen wollen, ertragen muß, ziehen wir uns aus der Arbeit nicht zuri 
Christliche Zusammenarbeit muß auch in Zeiten innerkirchlicher Krisen möglich sei 
Wir glauben, daß nun der LWB sich darüber klarwerden muß, welches seine eigent- 
liche Aufgabe ist und welche Arbeitsmethoden dieser Aufgabe angemessen sind“ (ebd., 
S. 159). 











Die Entscheidung des LWB, die Fünfte Vollversammlung in Evian, Frankreich, einem 
Kurort am Genfersee, abzuhalten, wurde äußerst kurzfristig getroffen. Der LWB-Stab 
mußte unter größtem Druck arbeiten, damit die Vollversammlung nur fünf Wochen 
nach dem Verlegungsentscheid stattfinden konnte. Daß es keine gastgebende Ortskir- 
che gab, verlieh der Vollversammlung eine besondere Note. Die Gottesdienste fanden 
in der römisch-katholischen Ortskirche statt, ein Zeichen ökumenischer Verbunden- 
heit und ein wichtiges Vermächtnis dieser Vollversammlung. 


Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen und das Programm 


Die Fünfte Vollversammlung, von Anbeginn als „kompakte“ Vollversammlung ge- 
plant, wurde jetzt noch kompakter als ursprünglich geplant. Insgesamt 216 Delegierte 
nahmen teil; aus Lateinamerika kamen aus Enttäuschung nur elf. Über die Hälfte der 
Delegierten, 113, kamen aus Europa — ein weiteres Paradox auf dem Hintergrund, daß 
gerade diese Vollversammlung ein Durchbruch für die Kirchen im Süden werden 
sollte. 164 offizielle Besucher, Berater/innen und Beobachter/innen waren neben 
Stabsmitgliedern und Presse registriert. 

Es war eine junge Vollversammlung. Dreißig Delegierte waren zwischen 18 und 25 
Jahre alt. Das Exekutivkomitee hatte beschlossen, die Mitgliedskirchen aufzufordern, 
Jugendvertreter und -vertreterinnen zu einer Vorversammlung der Jugend zu entsen- 
den, die in einem benachbarten Kurort, in Thonon-Ies-Bains, stattfand. Diese Konfe- 
renz ernannte dreißig Delegierte für die Vollversammlung, die voll stimmberechtigt 
waren. Die wachsende Einbeziehung der Jugend muß im historischen Rahmen gese- 
hen werden. 1968 hatten auf der Vollversammlung des ÖRK in Uppsala (Schweden) 
die Jugenddelegierten eine entscheidende Rolle bei der Betonung der Menschenrechte 
und der aktiven Unterstützung der Unterdrückten und Benachteiligten gespielt. Vor 
diesem Hintergrund war es nicht erstaunlich, daß die Jugenddelegierten sich auf ihrer 
Vorkonferenz eine dynamische Strategie ausdachten. Sie prüften das Vorbereitungs- 
material mit kritischen Augen, formulierten radikale Alternativen und einigten sich 
über eine Strategie für die Begegnung mit dem „Establishment“. 

Von der ersten Sitzung an machte die Jugend ihre Anwesenheit bemerkbar, indem sie 
eine Veränderung der Geschäftsordnung verlangte, um einer, wie sie sagten, Manipu- 
lation entgegenzutreten. Besonders kritisch waren die Jugendlichen gegenüber der 
Tatsache, daß es nur eine Liste gab, aus der die Mitglieder des Exekutivkomitees 
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nominiert werden konnten. Ihr offensives Auftreten erklärt, warum das Durchschnitts- 
alter im Exekutivkomitee von 58 auf 51 sank. 

Als der Präsident in seiner Ansprache auf die Situation in Brasilien zu sprechen kam 
und erwähnte, daß das dortige Regime auch seine guten Seiten hätte, standen die 
Jugenddelegierten, die schwarze Trauerbänder um den Arm trugen, zum Protest auf. 
Sie verteidigten ihre Meinungen und ihre Rechte auch in den Ausschüssen und Dis- 
kussionsgruppen. 

Das Vollversammlungprogramm war wie bei allen früheren ökumenischen Treffen ge- 
plant: Gottesdienst, Hauptreferate, Aufteilung der Delegierten in drei Hauptsektionen 
sowie zahlreiche Untergruppen, aus denen Berichte, Resolutionen und Empfehlungen 
hervorgingen. Darüber hinaus gab es öffentliche Anhörungen, bei denen spezifische 
Aspekte der Tätigkeiten des LWB präsentiert und diskutiert wurden. In den Sitzungen 
wurde jedoch deutlich, daß die bisherigen Arbeitsformen unbefriedigend waren. Viele 
schlossen sich der Kritik der Jugendgruppen an, und in den Diskussionsgruppen kam 
die Frustration offen zur Sprache. Man hatte den Eindruck, daß für ernsthafte und 
gründliche Debatten nicht genug Zeit zur Verfügung stand und dadurch einige der 
kontroversen Fragen nicht zur Zufriedenheit der Teilnehmenden ausdiskutiert werden 
konnten. 

Eine Atmosphäre des Aufbruchs war im Umgang mit dem Vorbereitungsmaterial zu 
spüren. Ungeachtet seiner Qualität wurde es in den Diskussionen und Formulierungen 
nur beschränkt benutzt. Eine der Sektionen kam zu Anfang ihrer Sitzung überein, das 
Material, einschließlich eines vom Stab ausgearbeiteten Fragebogens zu ignorieren. 
Als die Protokollführer ihren Bericht im Entwurf vorlegten, protestierten viele Teil- 
nehmer und behaupteten, die Diskussion sei darin nicht angemessen wiedergegeben. 
Ein Bericht wurde aus diesem Grund vollständig abgelehnt, und ein neuer Text mußte 
in aller Eile hergestellt werden. 

Wenn es darum ging, die Praxis und die Strategien des LWB zu prüfen, waren die 
öffentlichen Anhörungen fruchtbarer. Den Anliegen der Jugenddelegierten wurde 
entsprochen, als sie ein zusätzliches Hearing über das Nominationsverfahren for- 
derten. 


Die Hauptreferate 


Das erste Hauptreferat hielt Professor Heinz-Eduard Tödt aus Heidelberg (West- 
deutschland) über „Schöpferische Nachfolge in der Krise der gegenwärtigen Welt“, Er 
ging davon aus, daß sich heute „eine neue Welle des Krisenbewußtseins“ verbreitet. 
Er verwies auf die UNO-Dekade der partnerschaftlichen Weltentwicklung, deren Er- 
gebnisse wenig ermutigend seien. Das Bruttosozialprodukt in den Entwicklungslän- 
dern stagniere. Zwar seien der Technik verblüffende Leistungen gelungen, so der Flug 
zum Mond, für die Hunderte und Tausende von Gehirnen und Händen eingesetzt wor- 
den seien, doch fehle es an den nötigen Mitteln, wenn das Angesicht der Erde mensch- 
licher werden sollte, wenn Elendsviertel saniert, genügend Nahrungsmittel für die 
unterernährten Menschen bereit gestellt werden sollten oder es um moderne Ausbil- 
dung und sozialen Fortschritt ging. 
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Vor diesem Hintergrund stellte Tödt die alte theologische Schlußfolgerung in Frage, 
daß dieser Widerspruch ein Ausdruck der menschlichen Sünde und daher in seinen 
bösen Folgen nicht zu beseitigen sei. Er widmete sich dann dem lutherischen Ver- 
ständnis wahrer Menschlichkeit und ging auf Luthers Auslegung der Zwei Reiche ein. 
Tödts Perspektive war zweifellos von Dietrich Bonhoeffer geprägt, einem Katalysator 
für die lutherische Neuinterpretation der Sozialethik. Tödts These lautete, daß die 
Kirchen Mitverantwortung für die Wissenschaften übernehmen und sie dazu anhalten 
müßten, sich um humane Ziele zu kümmern, Hier kam er auf einen Gedanken zu 
sprechen, 











„der im Luthertum des Jahrhunderts oft zu kurz gekommen ist. Es geht um die 
Menschenwürde ... Was uns not tut, ist eine neue Sensibilisierung für das, was wir als 
Christenheit denen schuldig sind, die unter Diskriminierung leiden. Wir wissen, daß 
Brot zur Überwindung des Hungers geschaffen werden muß. Aber wiss 
gleicher Dringlichkeit und Konkretheit, daß manche Glieder der Menschheits 
mehr als nach Brot und Nahrung nach etwas anderem hungern: nach der faktischen 
Gleichberechtigung, nach der faktischen Teilnahme an den Grundentscheidungen des 
Lebens und der Menschheit, nach der Achtung, die sie davor schützt, von anderen — von 
uns — beherrscht und bestimmt zu werden. Sie hungern schlicht nach der realen 
Anerkennung ihrer Menschenwürde. Mir scheint, erst wo dieser Hunger gestillt wird, 
stehen wir an den Anfängen der Bruderschaft vor Gott, zu der wir alle berufen sind“ 
(ebd., S. 67). 








Es bestand eine enge Verbindung zu den Themen der nächsten zwei Vorträge, die von 
den Folgen des zweiten Vatikanums für die Beziehung zwischen der lutherischen und 
der römisch-katholischen Kirche handelten. In den sechziger Jahren hatten zahlreiche 
Vorstöße in diese Richtung stattgefunden (vgl. Kap. 7). Gewiß waren die bilateralen 
Gespräche ein wichtiger Teil dieser Entwicklung. Die Gründung des Instituts für öku- 
menische Forschung in Straßburg fand zur richtigen Zeit statt und stellte den lutheri- 
schen Kirchen das nötige theologische Fachwissen für eine fundierte theologische 
Basis für die Dialoge zur Verfügung. Darüber hinaus hatten viele Delegierte auf regio- 
naler und lokaler Ebene bereits Zeichen ökumenischer Offenheit und Gemeinschaft 
erlebt. Diese Erfahrungen an der Basis wurden bei der Eröffnung der Vollversamm- 
lung bestätigt, denn der Eröffnungsgottesdienst fand in der römisch-katholischen 
Kirche in Evian statt, und später traten auf Einladung der örtlichen Kirchenleitung 
einige der Diskussionsgruppen in katholischen Schulen zusammen. Auf diesem Hin- 
tergrund hörten die Delegierten die Vorträge von Jan Kardinal Willebrands, Präsident 
des Sekretariats für die Einheit der Christen im Vatikan, und Prof. Kent Knutson aus 
den Vereinigten Staaten. 

Willebrands ging vom Vollversammlungsthema — Gesandt in die Welt — aus. Beim 
Vergleich des Vorbereitungsmaterials und der aus dem jüngsten vatikanischen Konzil 
hervorgegangenen Dokumente bemerkte er Ähnlichkeiten in wichtigen Fragen. In bei- 
den Fällen war mit „Gesandt in die Welt“ eine Sendung in die heutige Welt gemeint, 
die Welt, wie sie ist, mit Frauen und Männern, mit ihrer Würde, ihren Fragen und 
Forderungen nach Freiheit. Mit Bezug auf den Bibelvers, mit dem der Vatikan das 
Thema ergänzt hatte — „damit sich die Welt zum Evangelium bekehre“ — schloß Wille- 
brands, daß die Kirchen nicht mit leeren Händen in die Welt gekommen seien. 
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Er stellte die kritische Frage, ob dieser gemeinsame Ausgangspunkt bedeute, daß die 
römisch-katholische Kirche und der Lutherische Weltbund ihre Sendung in gleicher 
Weise und auf der gleichen Grundlage begriffen. Er verwies auf die Möglichkeit eines 
Fortschritts in den ökumenischen Beziehungen und erklärte: „Vor 450 Jahren glaub- 
ten unsere Vorfahren, sich im Namen des wahren Evangeliums trennen zu müssen. 
Heute glauben und hoffen wir, diese Trennung ... im Namen des wahren Evangeliums 
überwinden zu können“ (ebd., S. 89). 

Willebrands gab eine positive Wertung Martin Luthers ab, den er „eine tief religiöse 
Persönlichkeit“ nannte, die „in Ehrlichkeit und Hingabe nach der Botschaft des 
Evangeliums forschte“ (ebd., S. 98). Er führte an, daß das Zweite Vatikanische Konzil 
„Forderungen eingelöst“ habe, die „unter anderem von Martin Luther ausgesprochen 
worden sind“ (ebd.). Aufgrund dieser schon jahrhundertelang überfälligen Neubesin- 
nung könnten jetzt viele Aspekte des christlichen Glaubens und Lebens besser zum 
Ausdruck kommen Er verwies auf die Bedeutung des Glaubens für Martin Luther, was 
ihn zu einem beispielhaften Lehrer für die universale Kirche gemacht habe. Er bezog 
sich auch auf die Meinung namhafter katholischer und protestantischer Theologen, 
daß nach Luther mit dem Glauben „weder die Werke noch die Liebe noch auch die 
Hoffnung“ (ebd., S. 98 f.) ausgeschlossen sind. „Man kann mit gutem Recht sagen, 
daß Luthers Glaubensbegriff, wenn man ihn voll nimmt, doch wohl nichts anderes 
bedeutet als das, was wir in der katholischen Kirche mit Liebe bezeichnen“ (ebd., 
S. 99). Beim Vergleich der Ergebnisse des Vatikanischen Konzils und des wachsenden 
ökumenischen Bewußtseins Martin Luthers strich Willebrands mit Dankbarkeit die 
bereits erreichten Übereinstimmungen heraus. Er mußte allerdings zugeben, daß es 
immer noch Bereiche mangelnder Übereinstimmung gebe, bei „Fragen um das Amt, 
die Autorität, die Unfehlbarkeit, die Stellung des Papstes, ... die allgemeinen Fragen 
der kirchlichen Strukturen, weiterhin auch ... die Fragen über die Stellung der jung- 
fräulichen Gottesmutter im Geheimnis Christi und der Kirche“ (ebd., S. 96). Wille- 
brands wollte aber nicht mit den noch trennenden lehrmäßigen Fragen schließen. Er 
machte im Gegenteil kein Geheimnis aus seinem brennenden Wunsch, Dialog und 
Einheit zu fördern: „Wenn wir gemeinsam der christlichen Sendung in die Welt 
Gestalt zu geben vermögen, dann werden wir darin auch eine kräftige Förderung unse- 
rer vollen Einheit in Christus finden“ (ebd., S. 100). 

In seinem Vortrag über die lutherische Haltung erklärte Prof. Kent Knutson, daß das 
Vatikanische Konzil „eine Herausforderung an die lutherische Kirche [ist], für die es 
in unserer Geschichte kein Beispiel gibt“ (ebd., S. 75). Er interpretierte dieses Konzil 
als das Ende der Gegenreformation und den Anbruch einer neuen Zeit, einer neuen 
Teilnahme der römisch-katholischen Kirche an der Suche nach der Versöhnung aller 
Christen. Knutson gab dann eine außerordentlich positive Auslegung der Haupterklä- 
rungen des Konzils, besonders dort, wo es um die klassischen Fragen des Verhältnis- 
ses zwischen Schrift und Tradition ging. Er verstieg sich sogar zu der Bemerkung: 
„Die Bedeutung der Tradition .. ist uns noch nicht so klar“ (ebd., S. 76). Noch einen 
Schritt weiter ging er, als er „volle Anerkennung, daß wir echte Kirche sind“ (ebd., 
S. 77) forderte. 
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Am Schluß seines Vortrags brachte Knutson die Hoffnung zum Ausdruck, daß eine 
zukünftige ökumenische Weltkonferenz auch die römisch-katholische Kirche ein- 
schließen müsse, „deren Erwachen zu Erneuerung und Mission uns alle durch seine 
Weite und Intensität herausfordert“ (ebd., S. 86). Somit könne das nächste große Kon- 
zil weder „katholisch“ noch „lutherisch“ sein, sondern genau dem ökumenischen 
Konzil entsprechen, das Luther zeit seines Lebens gefordert habe (S. 85 f.). (Bei der 
anschließenden Pressekonferenz bestritt Knutson allerdings, daß seine Schluß- 
bemerkungen als ernstgemeinter Vorschlag aufzufassen sei.) 





Berichte und Empfehlungen 


Bei der Formulierung und Annahme der Berichte waren beträchtliche Schwierigkeiten 
aufgetaucht, vor allem bei den zur Diskussion vorliegenden Fragen sowie bei Verfah- 
rensfragen und den Strukturen des Weltbundes. 

Die Hauptschwierigkeiten erschienen bei Sektion I über „Gesandt mit dem Evange- 
lium“. Der Bericht betonte, daß es aufgrund von Zeitdruck, der Vielfalt von Fragen 
und Meinungsverschiedenheiten unter den Teilnehmenden schwierig gewesen sei, zu 
einer Art Übereinstimmung zu gelangen. Der Bericht versuchte, aus der Not eine 
Tugend zu machen: „Viele von uns begannen die Diskussion in der Hoffnung, daß 
weitgehende Übereinstimmung erreicht werden könne. Es war notwendig, uns erst 
unseren verschiedenen Auffassungen zu stellen und einzusehen, daß es falsch wäre, 
nach einem unechten Konsensus zu streben. Differenzen unter uns können auch eine 
Gabe des Heiligen Geistes sein, und sie mögen mit der Zeit unser gemeinsames Leben 
bereichern“ (ebd., S. 103). 

Darüber hinaus wurden Befürchtungen laut, daß sich mit der Aufnahme von sozial- 
ethischen Fragen der theologische Akzent des Weltbundes verlagern könne. Auf Initia- 
tive von Bischof Hans-Otto Wölber aus Deutschland wurde eine theologische Erklä- 
rung ausgearbeitet und von der Vollversammlung angenommen, um den Eindruck zu 
vermeiden, politische Maßnahmen seien der einzige Weg, dem gesellschaftlichen 
Elend und den Bedürfnissen der modernen Gesellschaft zu begegnen. Eine eher tradi- 
tionelle theologische Anmerkung über die menschliche Natur, die den Akzent auf 
Sünde, Umkehr und die Vergebung durch Christus legte, wurde formuliert: „[Wir] 
möchten ... nicht nur von [der] Abhängigkeit [des einzelnen] von äußeren Strukturen, 
sondern von dem Chaos seiner individuellen Struktur sprechen. Hinter allen Schwie- 
rigkeiten stehen nicht nur unbewältigte Veränderungen in der Welt oder unsere 
Unfähigkeit, bessere Verhältnisse durchzusetzen, sondern menschliche Eigensucht, 
Machthunger und Selbstgerechtigkeit... Darum gilt es, nicht nur unsere Welt besser zu 
verstehen, wir müssen uns selbst verändern. Wir brauchen nicht nur ein neues Be- 
wußtsein, sondern eine Veränderung unseres Wesens und unseres Willen... Wir sind 
überzeugt, daß im Hintergrund unserer Nöte eine Katastrophe unserer Beziehung zu 
Gott steht, die uns alle Maßstäbe für unser Menschsein und die Möglichkeit eines 
neuen Geistes raubt“ (ebd., S. 208 f.). 

Fragen zur Umstrukturierung des Weltbundes, nämlich die Auswirkung der Verände- 
rungen im Sekretariat sowie die aus der veränderten Balance zwischen den „vier 
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Säulen“ und zwischen den Kontinenten, einschließlich des Verhältnisses zwischen 
Nord und Süd (vgl. Kap. 2), beeinflußten die Diskussionen in Sektion I. 

Bei der hitzigen Diskussion über die neue „Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit“ 
ging es vor allem darum, ob das Wort „Mission“ im Namen beibehalten werden solle 
oder nicht. Das war aber nur die Spitze des Eisbergs. Die Delegierten waren vor allem 
frustriert, weil sie den Eindruck hatten, daß viel zu wenig Zeit für eine erschöpfende 
Diskussion der allgemeinen Perspektiven zur Verfügung stand. Das Plenum nahm 
schließlich den neuen Namen Abteilung und Kommission für „kirchliche Zusammen- 
arbeit“ (mit 115 Stimmen dafür und 58 dagegen) an. 

Auch für die Plenardiskussion über die zwei Hauptreferate über die Beziehung zu der 
römisch-katholischen Kirche war zu wenig Zeit. Dies traf auch auf den zweiten Teil 
über ökumenische Beziehungen zu. Es wurde ein Ausschuß unter der Leitung von 
Professor Knutson eingesetzt, der eine Erklärung ausarbeiten sollte. Die erste Fassung 
des Textes wurde kritisiert, weil darin die Schwierigkeiten bei der Errichtung neuer 
ökumenischer Partnerschaften an der Basis zu wenig zur Sprache kamen. In der 
Schlußfassung wurde Kardinal Willebrands’ Ansprache als „eminent wichtiger Schritt 
zu einer noch tieferen und weitreichenderen Verständigung zwischen unseren Kir- 
chen“ (ebd., S. 207) beschrieben. Gleichzeitig wurde aber darauf verwiesen, daß die 
Mitgliedskirchen bereit sein müßten, „zu sehen, wie das Urteil der Reformatoren über 
die römisch-katholische Kirche und Theologie ihrer Zeit oft nicht frei war von pole- 
mischen Verzerrungen, die zum Teil bis in die Gegenwart nachwirken“ (ebd.). 
Sektion II „Ökumenische Verpflichtung“ enthielt einen Abschnitt über „Was ist not- 
wendig für die christliche Einheit“. „Bei unserer Suche nach Einheit heute“, so der 
Bericht, „dürfen wir nicht auf Uniformität in Theologie und Praxis bestehen, sondern 
müssen die Variationen, wie sie schon in der Schrift sichtbar sind, dazu benutzen, um 
die getrennten Menschengruppen in der Welt zusammenzuführen in ‚einen Leib mit 
vielen Gliedern‘“ (ebd., S. 112). Entscheidend für die Weiterentwicklung des Welt- 
bundes war, daß die Mitgliedskirchen daran erinnert wurden, daß „das Ziel der Kan- 
zel- und Abendmahlsgemeinschaft im Auge behalten werden“ sollte (ebd., S. 113). 
Die Diskussionen in Sektion III „Verantwortliche Teilhabe an der heutigen Gesell- 
schaft“ waren äußerst kontrovers. Nicht nur wurde über Zeitdruck geklagt, sondern es 
traten auch tiefe Gegensätze unter den Delegierten aufgrund ihres unterschiedlichen 
Hintergrunds und ihrer unterschiedlichen politischen Überzeugungen auf. Es war fast 
ein Gemeinplatz, die Delegierten und die Mitgliedskirchen aufzufordern, an der Ent- 
wicklung einer gerechteren und humaneren Gesellschaft mitzuarbeiten. Der Bericht 
nannte einige spezifische Beispiele, so „das schreckliche System der Apartheid oder 
des Kolonialismus, wie es in Südafrika besteht, ... die fortdauernde Rassenspannung 
in den Vereinigten Staaten, die Diskriminierung der Gastarbeiter in der Schweiz“ 
(ebd., S. 134). Wirtschaftliche Gerechtigkeit und Menschenrechte kamen ausführlich 
zur Sprache. Darüber hinaus wurde von Bildungsfragen als einzigem Weg zur Schaf- 
fung neuer Strukturen in der Gesellschaft gesprochen sowie von „dienender Christen- 
heit und Frieden“. Die Diskussion stieß aber auf unlösbare Schwierigkeiten, als eini- 
ge der Delegierten weitere Beispiele von Menschenrechtsverletzungen anführen woll- 
ten, so die Verfolgung von Juden in der Sowjetunion oder die Situation der Kirchen in 
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der Deutschen Demokratischen Republik. Schließlich war der wichtigste Beschluß die 
Annahme einer Resolution über Menschenrechte. Gleichzeitig schlug diese Frage tie- 
fere Wunden als jedes andere Thema auf der Vollversammlung, vor allem weil Brasi- 
lien als einziges Beispiel für Menschenrechtsverletzungen angeführt wurde, Nach 
mehreren Sitzungen wurde die Resolution zur großen Enttäuschung der lateinameri- 
kanischen Delegierten angenommen, 


Die Wahlen 


Heftige Kritik an den Nominierungs- und Wahlverfahren gehört zum historischen 
Hintergrund der Fünften Vollversammlung. Der Nominierungsausschuß mußte nach- 
geben und eine größere Zahl von Kandidaten als bei früheren Vollversammlungen zur 
Wahl vorschlagen. Nach einer längeren Diskussion wurden zwei Kandidaten zur Wahl 
als Präsidenten vorgeschlagen, Bischof Fridtjov Birkeli aus Norwegen und Professor 
Mikko Juva aus Finnland. Professor Juva wurde mit 148 Stimmen (Bischof Birkeli 
erhielt 59 Stimmen) gewählt. Ein zweiter Wahlgang war notwendig, um die Sitze im 
Exekutivkomitee zu besetzen. 





Zusammenfassung 


Die Fünfte Vollversammlung ist ein Meilenstein in der Geschichte des Lutherischen 
Weltbundes. In gewisser Hinsicht war sie das Ergebnis dessen, was sich in den ersten 
Jahrzehnten angekündigt hatte, in anderer Hinsicht setzte sie neue Akzente. Es kamen 
Fragen auf die Tagesordnung, deren Gewicht später deutlich werden sollte: Fragen der 
Universalität und Gleichberechtigung, insbesondere hinsichtlich der Kirchen in der 
südlichen Hemisphäre, der Frauen und der Jugendlichen (vgl. Kap. 8), sowie Fragen 
der Sozialethik und der Menschenrechte. Das Verhältnis zwischen der lutherischen 
Identität im traditionellen Sinn und den neuen Fragen wurde auch in anderer Hinsicht 
deutlich, so bei der Betonung der ökumenischen Beziehungen und der Suche nach der 
Einheit der Kirche. Das traf auch zu auf die innere Einheit der lutherischen Kirchen, 
ihrem Streben nach Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft sowie der Gemeinschaft 
mit anderen christlichen Kirchen auf lokaler, nationaler und weltweiter Ebene. Die 
innere und die äußere Vielfalt auf der Fünften Vollversammlung läßt sich nicht über- 
sehen. Eines ihrer widersprüchlichen Kennzeichen war die wachsende Zahl von Reso- 
lutionen. Nicht nur waren sie zahlreich, sie waren zum Teil auch sehr kontrovers und 
führten wiederholt zu Interessenkonflikten. In ihnen schlugen sich die guten Absich- 
ten der Delegierten nieder, Oft waren sie von der Hoffnung geprägt, daß zusätzliche 
Stabsmitglieder und Programme bewilligt würden, Vor allem zeigt sich an den Reso- 
lutionen, daß versäumt wurde, Schwerpunkte zu bestimmen. So blieb dem Exekutiv- 
komitee die wenig beneidenswerte Aufgabe überlassen, sich an die Resolutionen der 
Vollversammlung zu halten und gleichzeitig klare Prioritäten zu setzen. Der Umstruk- 
turierungsprozeß war selbst eine Herausforderung, die viel Zeit und Einsatz verlang- 
te. Insgesamt ist Evian von Kontrasten gekennzeichnet, die auf neue Aufgaben hin- 
weisen, die aber von inneren Widersprüchen nicht frei sind. 
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Daressalam 1977: 
Die Sechste Vollversammlung 
des Lutherischen Weltbundes 


Thema: „In Christus — eine neue Gemeinschaft“ 

Anzahl der 250 Delegierte, 437 Berater/innen, Beobachter/innen, Stabs- 
Teilnehmer/innen: mitglieder und Besucher/innen 

Präsidenten: Dr. Mikko Juva aus Finnland war Präsident des LWB während 


der Dauer der Vollversammlung. Bischof Josiah Kibira aus Tan- 
sania wurde zu seinem Nachfolger gewählt, 

Generalsekretär: Dr. Carl H. Mau, Jr. 

Hauptbeschlüsse: Erklärung über „Südliches Afrika: Konfessionelle Integrität“, 
nach der Rassentrennung und Apartheidspolitik im südlichen 
Afrika für die Kirchen einen Status Confessionis darstellen. 
Gleichberechtigung von Frauen auf allen Ebenen des kirchli- 
chen Lebens; „Versöhnte Verschiedenheit“ als lutherisches Mo- 
dell der Ökumene; Studie über „Grundursachen“ sozialer und 
wirtschaftlicher Ungerechtigkeit 


Hauptreferate: Prof. Dr. Mikko Juva, Finnland: „In Christus — eine neue Ge- 
meinschaft“ 
Bischof Helmut Class, Deutschland (BRD): „Mission und Ver- 
kündigung“ 


Bischof Andreas Aarflot, Norwegen: „Die lutherische Kirche 
und die Einheit der Kirche“ 
Nicholas J. Maro, Tansania: „Entwicklung und Eigenständigkeit“ 


Zum ersten Mal in der „Dritten Welt“ 


Da es 1970 nicht gelungen war, die Vollversammlung in Brasilien abzuhalten, war die 
Zustimmung groß in Mitgliedskirchen, die Vollversammlung 1977 in Daressalam und 
damit zum ersten Mal in Afrika und der „Dritten Welt“ durchzuführen. Tansania bot 
sich als Tagungsort an, da die einladende Kirche, die Evangelisch-Lutherische Kirche 
in Tansania (ELKT), eine große und schnell wachsende lutherische Kirche war, die 
überdies gut ausgerüstet war, Gastgeberin für ein weltweites Treffen zu sein. Dazu 
kam, daß in den Augen vieler Christen Tansania unter den Entwicklungsländern eine 
besondere Stellung hatte, weil sich mit der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung 
Tansanias unter der charismatischen Führung des Präsidenten Julius Nyerere auch 
moralische Erwartungen verbanden. 

Der afrikanische Kontext prägte die Vollversammlung von Daressalam und bewirkte, 
daß sie sich von allen anderen weltweiten Treffen des LWB unterschied. Er beein- 
flußte sowohl den Stil als auch das Verfahren. Schon am Anfang erklangen beim 
Abendmahlsgottesdienst zur Eröffnung in einer großen Kirche der Stadt unter An- 
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Daressalam — 1977; Plenarsitzungen fanden in der Nkrumah-Halle der Universität von Dares- 
salam statt. 


wesenheit von Tausenden von tansanischen Christen neue Töne. Zahlreiche Chöre und 
Posaunenchöre wirkten an dem Gottesdienst, der über drei Stunden dauerte, mit. Nach 
dem Gottesdienst kam — anderthalb Stunden zu spät — die Vollversammlung bei einem 
Empfang Julius Nyereres in informeller und ungestörter Atmosphäre in einer lauen 
Tropennacht zusammen. Während der ganzen Vollversammlung war die Präsenz der 
gastgebenden Kirche dank den schwungvollen musikalischen Einlagen in jeder Pause 
spürbar — nicht zuletzt auch deswegen, weil bei jeder Andacht ein tansanischer Chor 
aus einer jeweils anderen Gemeinde mitwirkte. Die Gastfreundlichkeit der tansani- 
schen Kirche und der Ortsgemeinden war ein überwältigendes Erlebnis für die Teil- 
nehmer und Teilnehmerinnen aus aller Welt und hatte einen großen Einfluß auf die 
Stimmung der Vollversammlung. 

Der Kontext hatte aber auch noch andere Auswirkungen. Fragen in bezug auf afrika- 
nischen Sozialismus und Nationalismus sowie die Einheitspartei wurden während der 
Vollversammlung vermieden, obgleich es zu einer schmerzhaften politischen Debatte 
kam, als es sich herausstellte, daß die Delegierten aus den taiwanesischen und süd- 
koreanischen Kirchen entgegen früherer Zusagen der Behörden kein Einreisevisum 
erhalten hatten. Die tansanische Regierung handelte unter dem Druck der Regierung 
von China, die zu jener Zeit die Eisenbahnverbindung zwischen Tansania und Sambia 
baute. Die überzogene Reaktion der Medien machte jedoch alle Bemühungen, das 
Problem diskret zu lösen, zunichte. 

Der Tagungsort war vor allem bedeutsam für die afrikanischen Mitgliedskirchen des 
LWB. Daß sie sich auf ihrem eigenen Kontinent treffen konnten, war für sie ein Zei- 
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chen, daß ihre Kirche jetzt als Vollmitglied der weltweiten lutherischen Gemeinschaft 
angenommen worden war. Die dort behandelten Themen wurden nicht mehr aus- 
schließlich von den Theologen des Nordens bestimmt, sondern jetzt kamen die Pro- 
bleme der afrikanischen Kirchen auf ihrem eigenen Kontinent zur Sprache. 

Aber auch für die nichtafrikanischen Teilnehmer und Teilnehmerinnen war das Treffen 
auf dem afrikanischen Kontinent eine neue Erfahrung. Für viele war die Vollversamm- 
lung von Daressalam ein Ereignis, das ihnen die Dynamik der gastgebenden Kirche 
und das schnelle Wachstum des Christentums in Afrika vor Augen führte. Zweifellos 
hatte der afrikanische Kontext einen Einfluß auf die Delegierten, als sie einen Tansa- 
nier als neuen Präsidenten des LWB wählten. 

Der afrikanische Tagungsort hatte schließlich einen bestimmenden Einfluß auf den 
LWB. Er trug nicht mehr nur ein nordeuropäisches und nordamerikanisches Gewand, 
sondern fühlte sich jetzt in Afrika so zu Hause wie auf anderen Kontinenten. 


Die gastgebende Kirche 


Schon zur Zeit der Vollversammlung gehörte die Evangelisch-Lutherische Kirche in 
Tansania zu den größten lutherischen Kirchen des Kontinents. Im Christenrat von Tan- 
sania war sie eines der einflußreichsten Mitglieder. 1977 hatte sie über 700. 000 Mit- 
glieder, fast 500 ordinierte Pastoren und etwa 2000 Gemeinden. Schon damals ging 
ihre Arbeit weit über die Grenzen Tansanias hinaus und erstreckte sich auf Gebiete in 
Ost- und Zentralafrika, wo Suaheli ebenfalls die Verkehrssprache ist. 

Die Geschichte der ELKT geht zurück auf die Anfänge der lutherischen Missions- 
arbeit in Ostafrika Ende des 19. Jahrhunderts. Die Weltkriege beeinträchtigen die 
Missionsarbeit jedoch beträchtlich und unterbrachen die Arbeit der deutschen 
Mission. In der Folge war Tanganjika, wie das Gebiet vor der Unabhängigkeit hieß, 
eine Region, in der der LWB seine Arbeit vor allem in den „verwaisten Missionen“ 
wahrnahm. Die Zahl der überseeischen Partner nahm zu und schloß auch Hilfswerke 
aus Deutschland, den Vereinigten Staaten und vier nordeuropäischen Ländern ein. Die 
Zusammenarbeit zwischen den Synoden und Diözesen sowie mit ihren Missionspart- 
nerorganisationen nahm deutlich zu. 1963 wurde die ELKT umstrukturiert, die Diöze- 
sen und Synoden wurden in einer Kirche zusammengeschlossen. Von ihren Anfängen 
bis heute hat die ELKT, einschließlich ihrer Vorgängerinnen, ein starkes einheimi- 
sches Missionsengagement an den Tag gelegt. Das zeigt sich auch in dem ständigen 
Anstieg der Mitgliederzahlen von 120000 im Jahre 1946 auf über 2 Millionen heute. 
Eine weltweite Versammlung bei sich aufzunehmen war für die ELKT eine Heraus- 
forderung, der sie sich entschlossen stellte. Es sollte sich zeigen, daß die bei der Vor- 
bereitung der Vollversammlung gewonnenen Erfahrungen für die ELKT einen Durch- 
bruch bedeuteten und sie dann in der internationalen Mission und im Dienst eine neue 
Rolle übernehmen konnte. 





Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen 


Obgleich die Anzahl der stimmberechtigten Delegierten (250) nur etwas höher war als 
bei der Vollversammlung in Evian (216), war ihre Zusammensetzung signifikant an- 
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ders. Der Anteil der Delegierten aus der „Dritten Welt“ belief sich jetzt auf 40 Prozent 
im Vergleich zu 33 Prozent in Evian (und nur 8 Prozent in Lund). Der Anteil der 
Frauen hatte beinahe die angestrebten 25 Prozent erreicht. Die Anzahl der Jugend- 
delegierten war allerdings geringer als in Evian. 

Die Abwesenheit der Delegierten aus Taiwan und Südkorea war, was die Beteiligung 
betrifft, ein Rückschlag. Die Debatte darüber, in der sogar der Abbruch der Vollver- 
sammlung gefordert wurde, zeigte, daß auch in den kommenden Jahren die Wahl des 
Tagungsortes ein wichtiger Punkt bleiben würde. 


Hauptdebatten und Entscheidungen 


Die Vollversammlung in Daressalam bleibt vor allem wegen der Debatte über die 
Bedeutung der konfessionellen Integrität in bezug auf die Apartheid im südlichen 
Afrika und des daraufhin gefaßten Beschlusses über den „Status Confessionis“ im 
Gedächtnis. 

Die Grundfrage war einfach. Die lutherischen Kirchen im südlichen Afrika waren 
gespalten in der Rassenfrage. Während die „schwarzen“ Kirchen an der Einheit 
der Kirche ungeachtet rassischer Verschiedenheit festhielten, gewährten die „weißen“ 
Kirchen schwarzen Christen und Christinnen keine Teilnahme an Gottesdienst und 
Abendmahl. Dazu kam, daß ihre Haltung gegenüber der Regierungspolitik der 
getrennten Entwicklung (Apartheid) ambivalent war. Die Frage wurde aufgewor- 
fen, ob diese Haltung mit der Bekenntnisgrundlage der lutherischen Kirche vereinbar 
sei. 

Was die Debatte so schwierig machte, war die Anwesenheit der Delegierten aus den 
„weißen“ lutherischen Kirchen im südlichen Afrika, ihr Versuch, ihre Haltung zu 
erläutern, sowie ihre Bitte um Zeit und Geduld. Sie standen praktisch allein gegen alle 
anderen, die daran erinnerten, daß die gleiche Frage bereits auf der Vollversammlung 
von Evian zur Sprache gekommen und dort eine Resoution gefaßt worden war, in der 
die aus Gründen rassischer Verschiedenheit praktizierte Spaltung der Kirche verwor- 
fen wurde. Die Ungeduld darüber, daß die Resolution von Evian noch immer keine 
Früchte getragen hatte, war groß. Gleichzeitig ging es um den Begriff „Status Con- 
fessionis“. Einige befürchteten, daß er die Gefahr in sich berge, allzu leicht bei sozia- 
len und politischen Fragen, bei denen Christen in legitimer Weise unterschiedlicher 
Meinung sein können, herangezogen zu werden. Eine dritte Frage war das ekklesiale 
Selbstverständnis des LWB, also die Frage, ob der LWB als Bund von Kirchen über- 
haupt einen konstitutionellen Auftrag habe, den Status Confessionis zu erklären, selbst 
wenn seine Mitglieder über die ethischen und politischen Fragen einig seien. Die 
Vollversammlung nahm schließlich eine vorsichtig formulierte Erklärung über „Süd- 
liches Afrika: Konfessionelle Integrität“ an, in der die Vollversammlung „unsere wei- 
Ben Mitgliedskirchen“ im südlichen Afrika aufforderte, anzuerkennen, daß die gegen- 
wärtige „Situation einen Status Confessionis darstellt“ und daß die Kirchen „auf der 
Basis des Glaubens und um die Einheit der Kirche zu manifestieren öffentlich und un- 
zweideutig das bestehende Apartheid-System ablehnen“ müssen (Daressalam, Offi- 
zieller Bericht, S. 212). 
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Diese Debatte hatte weitere Diskussionen über soziale und politische Fragen sowie 
über die Aufgaben lutherischer Kirchen zur Folge. Es wurde schließlich empfohlen, 
Studien aufzunehmen über die Grundursachen sozialer und wirtschaftlicher Unge- 
rechtigkeit, über den Einsatz für Menschenrechte und die Frage von „Frauen in Kirche 
und Gesellschaft“. Außerdem wurde betont, daß die lutherischen Kirchen und der 
LWB ihr Engagement für sozialethische Fragen und für Menschenrechte auf der 
Grundlage des lutherischen konfessionellen Erbes verstärken müßten. 

Ein anderer Themenkomplex betraf die ökumenische Verpflichtung des LWB. Ein 
Hauptreferat, zwei Korreferate und drei Seminare lieferten den theologischen Hinter- 
grund für die Diskussionen. Die Erklärung „Modelle der Einheit“ faßte den Konsens 
der Vollversammlung zusammen. Der Schlüsselbegriff in dieser Erklärung lautete 
„versöhnte Verschiedenheit“. Damit war eine Ergänzung des vom Ökumenischen Rat 
der Kirchen bevorzugten Begriffs „konziliare Gemeinschaft“ beabsichtigt, der, so die 
Erklärung, „den konfessionellen Verschiedenheiten als legitimen und deshalb zu wah- 
renden Verschiedenheiten noch nicht hinreichend Rechnung zu tragen scheint“ (ebd., 
S. 206). Es kam darin auch eine Vision der kirchlichen Einheit zum Ausdruck, in 
der die verschiedenen „konfessionellen Ausprägungen christlichen Glaubens ... ihren 
trennenden Charakter verlieren“, eine „verpflichtete ökumenische Gemeinschaft“ 
stärken und sichtbar eine „universale Einheit in Jesus Christus“ zum Ausdruck brin- 
gen können. „Christliche Einheit bedeutet keine Vereinheitlichung, sondern eine Ein- 
heit in Verschiedenheit“ (ebd., S. 204 ff.). Das Thema der versöhnten Verschiedenheit 
hat in den folgenden Jahren in den ökumenischen Gesprächen eine wichtige Rolle 
gespielt. 











Andere Fragen und Entscheidungen 


Bei Vollversammlungsbeschlüssen geht es immer um eine Vielfalt von Fragen, wenn 
auch nur wenige eine langfristige Auswirkung auf die Mitgliedskirchen, den LWB 
oder die ökumenische Bewegung haben. Die Vollversammlung von Daressalam ver- 
suchte, nach dem Tief auf der Vollversammlung von Evian die Fragen der Weltmission 
wieder in den Vordergrund zu stellen. Die Erklärung „Herausforderung an die Kir- 
chen“ faßte die lutherische Haltung zur Motivierung für die Mission sowie ihre Ziele 
zusammen und betonte, daß es notwendig sei, Christen und Gemeinden für das christ- 
liche Zeugnis und für globale Partnerschaft in der Mission auf allen sechs Kontinenten 
zuzurüsten, Darüber hinaus faßte die Vollversammlung Beschlüsse zu anderen Aspek- 
ten der kirchlichen Sendung. Diese Empfehlungen an sich hatten kaum Auswirkungen 
in den Mitgliedskirchen, aber sie wurden in der LWB-Arbeit über Mission in den kom- 
menden Jahren berücksichtigt. 

Die Jugenddelegierten und Stewards brachten erneut die Frage zur Sprache, welche 
Bedeutung die Jugendlichen im LWB und für den LWB haben. Der von der Vollver- 
sammlung angenommene Bericht empfahl die Einrichtung eines Jugendreferats und 
eines beratenden Ausschusses für Jugendarbeit. 

Die Vollversammlung setzte auch in bezug auf die Rolle der Frauen in den Kirchen 
und im LWB neue Akzente. Die weiblichen Delegierten und andere Frauen bildeten 
auf der Vollversammlung eine starke Lobby und setzten sich für ihre Anliegen ein. In 
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den Empfehlungen der Vollversammlung an die Mitgliedskirchen wurde aufgerufen, 
die Hindernisse zu untersuchen, „die die Verwirklichung voller, gleichberechtigter, 
freudiger und schöpferischer Partnerschaft zwischen Männern und Frauen im Leben 
der Kirche verhindern“ (ebd. S. 242), Modelle einer neuen Gemeinschaft zu schaffen 
und die Frage der Frauenordination zu prüfen. Das Exekutivkomitee wurde aufgefor- 
dert, eine hauptamtliche Stelle für Frauenfragen einzurichten. 

In Daressalam spielten Fragen der Verfassung nur eine geringe Rolle. Grundlegende 
Änderungen wurden nicht vorgenommen. Der wichtigste Beschluß bestand darin, die 
Mitgliederzahl des Exekutivkomitees von 23 auf 30 Personen, einschließlich des 
Präsidenten, zu erhöhen. Dadurch sollte die geographische Ausgewogenheit besser 
zum Ausdruck kommen. 

Die Wahl des Präsidenten in Daressalam war mit mehr Erregung verbunden als je zu- 
vor. Der Grund dafür war, daß der Nominierungsausschuß drei Kandidaten aufgestellt 
hatte, alle aus der „Dritten Welt“ und zwei davon aus Afrika. Nach dem ersten Wahl- 
gang, in dem keiner der Kandidaten die absolute Mehrheit erreichte, kam es zu einem 
zweiten Wahlgang, in dem Bischof Josiah Kibira 130 Stimmen erhielt und Bischof 
Habelgaarn aus Südafrika 117. Großer Jubel brach im Vollversammlungssaal aus. Mit 
Tanz und Gesang feierten die Tansanier diese Wahl eines afrikanischen Präsidenten. 
Für die tansanischen und afrikanischen Kirchen war sie von besonderer Bedeutung. 
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Budapest 1984: 
Die Siebente Vollversammlung 
des Lutherischen Weltbundes 


„In Christus — Hoffnung für die Welt“ 

Unterthemen: 

„In Christus — Hoffnung für die Schöpfung“ 

„In Christus — Hoffnung für die Menschheit“ 

„In Christus — Hoffnung für die Kirche“ 

315 Delegierte aus 97 Mitgliedskirchen 

300 Jugendteilnehmer/innen 

50 LWB-Stabsmitglieder aus Genf 

270 Pressevertreter/innen 

1500 Berater/innen, Beobachter und offizielle Gäste aus über 
100 Ländern auf fünf Kontinenten 

Bischof Josiah Kibira, Tansania, Präsident; Bischof Johannes 
Hanselmann, Bayern, Bundesrepublik Deutschland, Vizepräsi- 
dent; Pfr. Dr. Andrew Hsiao, Hongkong, Vizepräsident; Bischof 
Dr. David W. Preus, Vizepräsident 

Pfr. Dr. Carl H. Mau, Jr., USA 

Suspendierung der LWB-Mitgliedschaft zweier weißer Kirchen 
aus dem südlichen Afrika, der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
im Südlichen Afrika (Kapkirche) und der Deutschen Evange- 
lisch-Lutherischen Kirche in Südwestafrika (Namibia), wegen 
ihrer Unterstützung des Apartheidsystems und mangelnder 
Bereitschaft, der Trennung ihrer Kirchen aus rassischen Gründen 
ein Ende zu setzen. In die Verfassung aufgenommene Erklärung, 
daß sich alle Mitgliedskirchen in Kanzel- und Abendmahls- 
gemeinschaft befindlich wissen. Beschluß, daß mindestens 40 
Prozent der Delegierten bei der Achten Vollversammlung und 
mindestens 50 Prozent bei den darauffolgenden Vollversamm- 
lungen Frauen sein sollten. 

Prof. Dr. Klaus-Peter Hertzsch, Deutschland (DDR): „In Chri- 
stus — Hoffnung für die Wel 
Dr. Emmanuel Abraham, Äthiopien: „In Christus - Hoffnung für 
die Schöpfung“ 

Dr. Margaret Wold, USA: „In Christus — Hoffnung für die 
Menschheit“ 

Pfr. Dr. William Lazareth, USA: „In Christus — Hoffnung für die 
Kirche“ 























Budapest — 1984: Der Eröffnungsgottesdienst wurde im riesigen Sportstadium von Budapest 
‚gefeiert. 





Die gastgebende Kirche 


Die Siebente Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes war die erste Versamm- 
lung in der sogenannten Zweiten Welt, in einem der Länder Mittel- und Osteuropas, 
die damals unter sozialistischer Herrschaft standen. Ein kurzer historischer Überblick 
über Ungarn im 20. Jahrhundert ist notwendig, um den Kontext der gastgebenden 
Kirche dieser Vollversammlung zu verstehen. 

Bis 1984 haben sich in keinem europäischen Land die Landesgrenzen so radikal ver- 
ndert wie in Ungarn. Als Ergebnis des Vertrags von Trianon (1920) und der Auf- 
lösung der österreichisch-ungarischen Monarchie wurde das Territorium Ungarns auf 
ein Drittel der vorherigen Fläche reduziert. Auf eine kurze Periode relativer politischer 
Stabilität zwischen den zwei Weltkriegen folgte nach dem Zweiten Weltkrieg ein kur- 
zes, blutiges Zwischenspiel, nämlich die Diktatur der Quisling-Regierung von Szálasí, 
sowie die Verwüstung des Landes, vor allem seiner Hauptstadt Budapest. Während der 
letzten Kriegsjahre suchten Regierungs- und Oppositionskreise Kontakt zu den west- 
lichen Alliierten, und die radikalen Sozialisten wandten sich um Unterstützung an 
Moskau. 

Am Ende des Zweiten Weltkrieges wurde Ungarn von der Sowjetarmee „befreit“. 
Nach einer kurzen Zeit politischer Unbeständigkeit gewann die kommunistische 
Einheitspartei totale Macht in der Regierung. Im Oktober 1956 kam es zu einem kur- 
zen, doch international viel beachteten Aufstand gegen die stalinistische Diktatur, der 
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aber von der Roten Armee niedergeschlagen wurde. Die Langzeitwirkung war para- 
doxerweise eine verhältnismäßig milde marxistische Herrschaft unter der Leitung von 
János Kádár. Nach und nach wurde Ungarn im Ostblock zu einem wirtschaftlich rela- 
tiv „blühenden“ Staat. 

Die Ev.-Luth. Kirche in Ungarn (Magyarországi Evangélikus Egyház) gibt es schon 
seit den frühesten Jahren der Reformation (1520-21). Mitte des 16. Jahrhunderts ge- 
hörten ihr und der calvinistischen Schwesterkirche mehr als die Hälfte der ungari- 
schen Bevölkerung an. Während der langen Herrschaft der Habsburger über das ös 
reichich-ungarische Reich verlagerte sich allerdings die religiöse Mehrheit zur rö- 
misch-katholischen Kirche. Während einer gewissen Zeit waren die zwei reformato- 
rischen Traditionen eine verfolgte Minderheit, kamen aber später in den Genuß grö- 
Berer Toleranz. Mitte des 20. Jahrhunderts war die Lutherische Kirche in Ungarn eine 
kleine, aber lebendige Kirche mit ungefähr 430 000 Mitgliedern, etwa 6 Prozent der 
Gesamtbevölkerung. Trotz ihrer geringen Größe übte sie beträchtlichen Einfluß auf 
die kulturelle und wissenschaftliche Entwicklung des Landes aus, vor allem aufgrund 
ihres hochentwickelten und geschätzten Schulsystems. 

1947 gehörte diese Kirche zu den Gründungsmitgliedern des Lutherischen Weltbun- 
des. Traditionsgemäß hatte sie enge Verbindungen mit dem deutschen und nordeu- 
ropäischen Luthertum, eine Situation, die sich mit der Machtübernahme Ungarns 
durch die kommunistische Partei änderte. Während des ersten Jahrzehnts der tota- 
litären Herrschaft stand an der Spitze der Kirche der mutige Bischof Lajos Ordass, 
dessen Laufbahn an verschiedenen Stellen dieses Buches bereits beschrieben wurde 
(vgl. Kap. 1). In den sechziger Jahren veränderte sich, wie wir gesehen haben (vgl. 
Kap. 2), das Verhältnis der ungarischen Kirchen gegenüber dem Staat und dem LWB- 
Sekretariat in Genf. 

Diese veränderte Beziehung wurde nie offiziell festgeschrieben. Sie war das Ergebnis 
behutsamer ees und ee Zusammenar! beit. Die Ben] 






















gewicht, manchmal um deutliche Unterwürfigkeit gegenüber dem total 
und in wiederum anderen Fällen um eine ungewisse Situation mit spürbaren Span- 
nungen. 

Die Siebente Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes, die 1984 in Budapest 
stattfand, wurde also unter schwierigen Umständen abgehalten. Für die gastgebende 
Kirche war es eine Gelegenheit zum Austausch mit Schwestern und Brüdern aus 
Teilen der Welt, mit denen seit Jahrzehnten kein Kontakt möglich gewesen war. Für 
den LWB war es die Gelegenheit, auf dem Boden eines marxistischen Staates aufzu- 
treten. Schwierige Themen galt es zu behandeln wie das Verhältnis von Kirche und 
Sozialismus, Probleme der Menschenrechte und Strategien hinsichtlich der Rechte der 
Kirche in der Gesellschaft. 

Für viele lag die Bedeutung dieser Vollversammlung in der Tatsache, daß erstmals eine 
größere christliche Organisation sich in einem Land unter marxistischer Herrschaft 
versammelte. Den meisten Teilnehmenden war es bewußt, daß man sich in dieser 
Situation den meist ungeschriebenen Regeln des sozialistischen Staates entsprechend 
zu verhalten hatte. Anderen aber lag daran, deutlich zu machen, daß man unter diesen 
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Umständen der lutherischen Tradition, ihrer Bekenntnisgrundlage und den theologi- 
schen Entwicklungen während der ersten Jahrzehnte des Bestehens des Weltbundes 
treu sein müsse. Die Folge dieser Haltung war Widerstand gegen jede Form totalitärer 
Meinungsunterdrückung, selbst auf Kosten offener Auseinandersetzung mit der gast- 
gebenden Kirche oder der Regierung. Eine kritische Frage vor der Siebenten Vollver- 
sammlung war also, welche dieser Haltungen sich durchsetzen würde. 

Von Anfang an war klar, daß die leitenden Stabsmitglieder des Genfer Stabs dem 
behutsamen Vorgehen den Vorzug gaben; sie hatten di Linie schon bei den 
Vorbereitungsverhandlungen mit dem Staat und den Behörden in Budapest verfolgt. 
Es war ebenfalls klar, daß es von Anfang an Kritiker dieser Strategie gab. Einige gin- 
gen sogar so weit, daß sie unter Berufung auf das Zeugnis von Bischof Ordass behaup- 
teten, der Weltbund hätte sich bei der Planung der Vollversammlung von der Kirche 
fernstehenden Kräften manipulieren lassen. 





Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen 


Budapest im Jahre 1984, eine historische und schöne Stadt, war ein attraktiver 
Tagungsort für eine LWB-Vollversammlung, gerade weil er sich in einem sozialisti- 
schen Staat befand. Das weckte großes öffentliches Interesse, selbst auf internationa- 
ler Ebene. Mitglieder des Planungsausschusses für die Vollversammlung hatten mit 
Hilfe des Genfer Stabs ihr Möglichstes getan, um zu gewährleisten, daß niemand die 
Einreise verweigert wurde und daß die Redefreiheit während der ganzen Vollver- 
sammlung respektiert wurde. Der ungarische Staatssekretär für Kirchenfragen, Imre 
Miklös, war zu jeder Zusammenarbeit mit dem Weltbund bereit. Insofern war diese 
Vollversammlung ein bemerkenswertes Ereignis, auch wenn gewisse Vorkommnisse 
sie trüben sollten. 

Es war vor allem die gastgebende Kirche, die großes Interesse an der Siebenten Voll- 
versammlung hatte. Viele Ausschüsse in allen Teilen des Landes hatten sich an der 
Vorbereitungsarbeit beteiligt. Am Eröffnungs- und am Schlußgottesdienst nahmen je- 
weils mehr als 10000 Menschen teil. Überdies wurden die ausländischen Teilnehmer 
und Teilnehmerinnen an der Vollversammlung bei ihrer Mitwirkung an Sonntagsgot- 
tesdiensten in Gemeinden im ganzen Land gastfreundlich aufgenommen. 








Hauptereignisse 


Die Siebente Vollversammlung wurde mit einem feierlichen Abendmahlsgottesdienst 
eröffnet, an dem Bischof Zoltán Káldy über Hebräer 12, 1-2 predigte. Über 9 000 Per- 
sonen empfingen an sechzig Stationen im großen Sportstadium in Budapest das 
Abendmahl. 

Bei einer LWB-Vollversammlung führt vor allem der Präsident des Weltbundes den 
Vorsitz. In Budapest war es Bischof Josiah Kibira von der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Tansania. Da Bischof Kibira jedoch aus Gesundheitsgründen diese Aufgabe 
nicht übernehmen konnte, wurde sie auf die drei LWB-Vizepräsidenten, Bischof 
Johannes Hanselmann aus Bayern, Pfr. Dr. Andrew Hsiao aus Hongkong und Bischof 
David Preus aus den Vereinigten Staaten, verteilt. Bischof Kibiras Präsidialansprache 
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wurde von Dr. Anza Lema von der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Tansania, dem 
Beigeordneten Generalsekretär des Weltbundes, verlesen. 

Das Thema der Vollversammlung „In Christus — Hoffnung für die Welt“ erwies sich 
angesichts des Kalten Krieges in der Weltpolitik als auch der Spannungen im täglichen 
Leben vieler LWB-Mitgliedskirchen als eine gute Wahl. Die Vollversammlung stand 
jedoch vor einer Herausforderung: Würde es möglich sein, dieses Thema konkret an- 
zusprechen, oder würden die Umstände die Delegierten veranlassen, auf explizite 
Stellungnahmen zu verzichten? 

Dazu kam eine verfahrensmässige Herausforderung — ein klassisches Dilemma auf 
fast allen solchen internationalen Treffen: Wie ließ sich die große Anzahl von wichti- 
gen Referaten (17 Podiumsansprachen mit Korreferaten) mit genügend Zeit für 
Diskussionen im Plenum verbinden? Würde genug Zeit zur Verfügung stehen für die 
Erörterung der Berichte aus über 15 Arbeitsgruppen und Ausschüssen? Dazu kamen 
Resolutionen, die 68 Druckseiten beanspruchten. Gab es genug Zeit zur Erwägung der 
Beschlüsse und Resolutionen der Jugendversammlung vor der Vollversammlung? 
Somit bestand zwischen den Zielen der Vollversammlung und dem, was realistisch in 
der zugewiesenen Zeit zu erreichen war, ein Ungleichgewicht. Die Themen der 
Arbeitsgruppen waren vielseitig: Mission und Evangelisation heute; Gottesdienst und 
christliches Leben; Berufung des ganzen Gottesvolkes zum Dienst; Ökumenische 
Verpflichtung und lutherische Identität; Mit dem Informationszeitalter leben; 
Partnerschaft von Frauen und Männern in Kirche und Gesellschaft; Jugend in Kirche 
und Gesellschaft; Auf dem Wege zu wirtschaftlicher und sozialer Gerechtigkeit; Sorge 
um Gottes gefährdete Schöpfung; Rassismus in Kirche und Gesellschaft; Verwirk- 
lichung der Menschenrechte; Christliches Leben in unterschiedlichen gesellschaft- 
lichen Systemen; Unsere Verantwortung für den Frieden und die Gerechtigkeit. Die 
Lösung des durch diese große Anzahl von Diskussionsthemen verursachten Dilemmas 
s, die zahlreichen Beschlüsse — sie werden auf über 350 geschätzt - an die LWB- 
Mitgliedskirchen weiterzuleiten mit der Empfehlung, daran weiterzuarbeiten und ent- 
sprechende Beschlüsse zu fassen. Ein nach der Vollversammlung eingerichtete Aus- 
schuß für Programmprioritäten mußte sich dann weiter mit dem Problem der zahlrei- 
chen Beschlüsse der Siebenten Vollversammlung auseinandersetzen. 

Jeder Bericht über die Siebente Vollversammlung wäre unvollständig, würde die öku- 
menische Beteiligung nicht eigens gewürdigt. Eine große Zahl herausragender Kir- 
chenführer vertrat Kirchen, andere Konfessionen und ökumenische Organisationen, 
einschließlich der römisch-katholischen, orthodoxen, anglikanischen und reformier- 
ten Tradition. Einige dieser Vertreter waren um Podiumsbeiträge gebeten worden. Erz- 
bischof Johannes Kardinal Willebrands, Präsident des vatikanischen Sekretariats für 
christliche Einheit, sprach über „Ökumenische Verpflichtung: eine römisch-katho- 
lische Sicht‘. Lukas Vischer, Leiter der Evangelischen Arbeitsstelle „Ökumene 
Schweiz“ des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes, sprach über „Ökume- 
nische Verpflichtung — eine reformierte Sicht“. 

Diese Beiträge stehen in direkter Beziehung zu den von der Siebenten Vollversamm- 
lung angenommenen ökumenischen Erklärungen: die Erklärung über „Das Ziel der 
Einheit“ und der Bericht der Arbeitsgruppe über „Ökumenische Verpflichtung und 
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lutherische Identität“ (vgl. Kap. 7). Der Bericht dieser Arbeitsgruppe mit der Erklä- 
rung der Vollversammlung über „Selbstverständnis und Auftrag des Lutherischen 
Weltbundes“ bringen das wachsende Bewußtsein des Weltbundes als einer Commu- 
nio, als weltweite Gemeinschaft, und nicht nur als freiwillige Vereinigung von Kir- 
chen zum Ausdruck. In diesen Zusammenhang fällt auch die Verfassungsänderung im 
Artikel über „Wesen, Aufgaben und Zuständigkeitsbereich“ durch den Zusatz: „Die 
Mitgliedskirchen des Lutherischen Weltbundes wissen sich als in gegenseitiger 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft befindlich.“ Dies hat sich als ekklesiologisch 
bedeutsamer Schritt erwiesen. 

Nicht weniger wichtig war die Teilnahme einer Delegation des Jüdischen Weltkon- 
gresses unter der Leitung des emeritierten Generalsekretärs, Gerhart M. Riegner. 
Riegner hielt einen Vortrag über „Die Kirche und das jüdische Volk“. Dies war das 
erste Mal, daß eine jüdische Führungspersönlichkeit offiziell an einer LWB-Vollver- 
sammlung teilnahm. Wie bereits erwähnt, hatte die Diskussion der Beziehung der 
lutherischen Kirchen zum jüdischen Volk bereits zwei Jahrzehnte früher eingesetzt. 
Trotzdem wurde immer noch die Meinung laut, die Lutheraner hätten sich mit dem 
Holocaust und seiner Bedeutung für die Kirchen der deutschen Reformation nicht 
genügend auseinandergesetzt. In Budapest und auch schon früher wurde versucht, 
diese Wahrnehmung zu ändern. Zu der wichtigen Ansprache Riegners kam noch ein 
von einem Sonderausschuß unter der Leitung von Erzbischof Mikko Juva von der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Finnlands, einem früheren Präsidenten des Welt- 
bundes, ausgearbeiteter Bericht. In diesem Bericht mit dem Titel „Die Kirche und das 
Jüdische Volk“ wurde darauf hingewiesen, daß die Konsultation im Jahre 1983 in 
Stockholm unter dem Titel „Luther, das Luthertum und die Juden“ sowie die dort 
angenommene Erklärung „einen historischen Durchbruch in den jüdisch-lutherischen 
Beziehungen [bedeuteten], denn sie sprachen das kritischste Problem unserer gemein- 
samen Geschichte an, und zwar in einem Geist der Versöhnung und der Hoffnung“ 
(Budapest, Offizieller Bericht, S. 271). 

Ein weiterer Beschluß der Siebenten Vollversammlung, in dem ein für die lutherischen 
Kirchen wichtiges Anliegen zum Ausdruck kam, war die Entscheidung, gemäß dem 
Bericht über „Partnerschaft von Frauen und Männern“ „in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedskirchen und den Nationalen Komitees einen auf der Achten Vollversamm- 
lung in Kraft tretenden Plan auszuarbeiten, wonach 40 Prozent der Delegierten auf der 
Achten LWB-Vollversammlung und 50 Prozent der Delegierten auf der Neunten und 
allen weiteren Vollversammlungen Frauen sind“ (ebd., S. 236). Dazu kamen spezifi- 
sche Forderungen an das LWB-Exekutivkomitee, die Vertretung von Frauen in allen 
Entscheidungsorganen und im Mitarbeiterstab des Weltbundes erheblich zu erhöhen. 
Dieser Beschluß war für die Gleichberechtigung von Frauen, Jugendlichen und Men- 
schen mit Behinderungen in allen Dimensionen des Lebens des LWB sehr wichtig 
(vgl. Kap. 8). 





Konfessionelle Integrität 


Die aufsehenerregendste Entscheidung der Siebenten Vollversammlung war aber der 
Beschluß, die Mitgliedschaft zweier Kirchen im südlichen Afrika, die sich dem 
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Grundsatz „Whites only“ verschrieben hatten, ruhen zu lassen: der Evangelisch- 
Lutherischen Kirche im Südlichen Afrika (Kapkirche) und der Deutschen Evange- 
lisch-Lutherischen Kirche in Südwestafrika (Namibia). In dieser Entscheidung fand 
die bereits auf der Sechsten Vollversammlung in Daressalam im Jahre 1977 (vgl. 
S. 346ff.) begonnene Diskussion über Status Confessionis ihren Höhepunkt. Daß der 
Vorschlag unter der Rubrik „Konfessionelle Integrität“ diskutiert wurde, zeigte die 
ekklesiologische Ausrichtung dieses Beschlusses. 

Bei der Vorbereitung der Vollversammlung war Aussagen Präsident Josiah Kibiras 
zufolge deutlich geworden, daß die Entscheidung, die Mitgliedschaft dieser Kirchen 
ruhen zu lassen, die einzige angemessene Haltung sei. Die beiden Kirchen hatten nicht 
einmal versucht, den Forderungen von Daressalam zu entsprechen. Der entscheiden- 
de Beweis dafür war, daß in diesen Kirchen weiterhin die Apartheid das Kriterium für 
die Teilnahme am Abendmahl war. 

Es ist wichtig festzustellen, daß der Widerstand gegen diesen Schritt — eine wortge- 
wandte Minderheit — vor allem von seiten der Theologen aus der „Ersten“ Welt kam, 
insbesondere aus lutherischen Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland. Dieser 
Widerstand stärkte die Verbindungen zwischen Vertretern von Kirchen aus Mittel- und 
Osteuropa und den Kirchen der Dritten Welt. 

In Verbindung mit diesem Thema wurde die traditionelle lutherische Zögerlichkeit 
gegenüber Entscheidungen mit soziopolitischen Implikationen problematisiert. 
Darüber hinaus wurde die Frage gestellt, ob es ekklesiologisch angebracht sei, daß der 
Weltbund Disziplinarmaßnahmen gegen Mitgliedskirchen ergreife. In ökumenischen 
Kreisen wurde der Beschluß des Weltbundes, die Mitgliedschaft der zwei Kirchen aus 
dem südlichen Afrika ruhen zu lassen, jedoch als ein entscheidender kirchlicher 
Schritt im Kampf gegen die Apartheid begrüßt. (Es sei hier darauf hingewiesen, daß 
der LWB die Suspendierung der Mitgliedschaft 1991 wieder aufgehoben hat; vgl. 
„Kirchen in Gemeinschaft“, LWB-Dokumentation 30, Dezember 1991, S. 35 ff.) 


















Die Wahl 


Wie bereits erwähnt, hatte Zoltän Käldy, der Leitende Bischof der gastgebenden 
Kirche, aus seinem Wunsch, zum Präsidenten des Weltbundes gewählt zu werden, 
kein Hehl gemacht. Als Hauptargument führte er die „Tradition“ an, nach der der 
Präsident aus der gastgebenden Kirche gewählt werde. Gleichzeitig hat er diese Wahl 
in den Jahren, als sich die Beziehungen zwischen den Kirchen Osteuropas und dem 
übrigen LWB veränderten, vorbereitet. 

Die Wahl verlief dann aber sehr dramatisch. Käldy selbst hatte zu der Spannung beige- 
tragen, die erst endete, als er sich im letzten Wahlgang gegen Bodil Sølling aus Däne- 
mark, die erste weibliche Kandidatin für das Amt des LWB-Präsidenten, durchsetzte. 
Im ersten Wahlgang hatten auch Bischof David Preus von der Amerikanischen Luthe- 
rischen Kirche und Professor Roger Nostbakken von der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Kanada Stimmen erhalten. Das Ergebnis dieses ersten Wahlgangs war: 
Káldy 136 Stimmen, Sølling 78 Stimmen, Preus 52 Stimmen, Nostbakken 31 Stim- 
men. Im zweiten und letzten Wahlgang erhielt Káldy 173 und Sølling 124 Stimmen. 
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Es sei noch festzustellen, daß ein wichtiges Argument gegen Sollings Kandidatur die 
Tatsache war, daß der nächste Generalsekretär des Weltbundes der Norweger Gunnar 
Stälsett sein würde; Generalsekretär und Präsident/in aber sollten nicht beide aus 
Skandinavien kommen. 

Der Widerstand gegen Käldy hatte weniger mit seiner umstrittenen „Theologie der 
Diakonie“ zu tun als vielmehr mit der Eigenwilligkeit bei der Ausübung seines 
Bischofsamtes. Viele waren der Meinung, daß Käldys schändliche Behandlung seines 
Vorgängers, Lajos Ordass, durch den Versuch, Ordass zu „rehabilitieren“, nicht wie- 
dergutgemacht werden könne. Viele Delegierte hatten zudem den Eindruck gewon- 
nen, daß der LWB-Stab sich im Verlauf der Vorbereitung einseitig für Käldy eingesetzt 
hatte. Es ging dabei um das Problem der Beziehungen des Weltbundes zu den Kirchen 
und Regierungen sozialistischer Staaten. Die leitenden Mitarbeiter wollten sowohl mit 
der ungarischen Kirche als auch mit der ungarischen Regierung freundschaftliche 
Beziehungen aufrechterhalten und um jeden Preis einer Auseinandersetzung aus dem 
Wege gehen. Kritiker dieser Position — und damit auch der Kandidatur Käldys — waren 
der Meinung, daß damit jedem legitimen Einspruch aus dem Wege gegangen und der 
Freiheit der Vollversammlung nicht entsprochen würde. 

Als wenn es nicht schon genug Spannungen gegeben hätte, wurde die Atmosphäre 
zusätzlich durch die sogenannte „Döka-Affäre“ getrübt. Zoltán Döka, ein Pastor der 
Lutherischen Kirche in Ungarn, hatte eine Erklärung verfaßt, die unter den Delegier- 
ten zirkulierte und in der er Bischof Käldys theologische Ansichten und seinen 
Führungsstil scharf kritisierte. 

Einige äußerten den Verdacht, daß der Stab des Weltbundes Dökas Anschuldigungen 
verheimlichen wolle, da Schaden für die ganze Vollversammlung befürchtet wurde. 
Rückblickend wird man sagen müssen, daß die Leitung des LWB beim Umgang mit 
dieser ganzen Sache nicht gerade eine glückliche Hand hatte. Das vordringliche Inter- 
esse schien zu sein, den Verlauf der Vollversammlung nicht zu stören. Es ist aber auch 
deutlich, daß der Umgang der Medien mit der Döka-Affäre mehr von den sensatio- 
nellen Aspekten geprägt war als von journalistischer Sorgfaltspflicht. 

Schließlich wurde Bischof Zoltän Käldy zum Präsidenten des Lutherischen Weltbun- 
des gewählt. Im Licht der Begleitumstände dieser Wahl war im neuen, ebenfalls auf 
dieser Vollversammlung gewählten Exekutivkomitee eine Balance zwischen den gro- 
ßen „Mehrheits“kirchen und den kleinen „Minderheits“kirchen sowie zwischen den 
Vertretern aus dem Norden und denen des Südens zustande gekommen. 
Rückblickend auf Budapest läßt sich mit den Worten der „Botschaft“, die auf der Voll- 
versammlung einmütig angenommen wurde, sagen: „Unsere Zusammenkunft und die 
Gastfreundschaft, die wir hier erfahren haben, zeigten uns, daß wir in der Kirche 
Christi einander vertrauen und über alle politischen und ideologischen Grenzen hin- 
weg Brücken zwischen den Völkern schlagen können“ (Offizieller Bericht, S. 11). 
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Thema: 
Anzahl der 


Teilnehmer/innen: 


Präsidenten: 


Generalsekretär: 
Hauptbeschlü 








Hauptreferate: 


Curitiba 1990: 
Die Achte Vollversammlung 
des Lutherischen Weltbundes 


„Ich habe das Schreien meines Volkes gehört“ 
376 stimmberechtigte Delegierte 

(43 Prozent der Delegierten waren Frauen; 
15,6 Prozent der Delegierten Jugendliche); 
192 offizielle Gäste und Begleitpersonen; 





211 Stabsmitglieder (vor Ort, Genf) 

Bischof Dr. Johannes Hanselmann, Leitender Bischof der Evan- 
gelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Deutschland, führte als 
LWB-Präsident den Vorsitz. Pfr. Dr. Gottfried Brakemeier, Prä- 
sident der Evangelischen Kirche Lutherischen Bekenntnisses in 
Brasilien wurde am 7. Februar 1990 zum LWB-Präsidenten ge- 
wählt. 

Pfr, Dr. Gunnar Stälsett, Norwegen 

Annahme einer neuen LWB-Verfassung; Billigung einer um- 
fassenden Umstrukturierung des LWB. Beschlüsse zur Unter- 
stützung von Kirchen in politisch gespannter Lage wi 
silien, den baltischen Staaten, Mittelamerika und Palästina. Öku- 
menische Erklärung zum Filioque im Nizänischen Glaubens- 
bekenntnis. Resolution zur Erlangung voller Kirchengemein- 
schaft zwischen der lutherischen und der anglikanischen Tradi- 
tion. 

Bischof Dr. Johannes Hanselmann, Deutschland: „Rechtferti- 
gung, Freiheit und Theologie der Befreiung“ 

Pfr. Dr. Gunnar Stälsett, Norwegen: „Von Budapest nach Curi- 
tiba“ 

Dekan Ronald F. Thiemann, USA: „Aus den Schreien des Volkes 
Gottes den Ruf Gottes heraushören“ 

Gro Harlem Brundtland, Ministerpräsidentin, Norwegen: „Un- 
sere gemeinsame Verantwortung“ (Gastreferat) 

Referate aus den Sektionen: 

„Ich habe das Schreien meines Volkes gehört...“ 

nach Leben in Gemeinschaft“ 

hof Manas Buthelezi, Republik Südafrika 

Pfr. Prasanna K. Samuel, Indien 

Dach Heil und Erlösung“ 

Prof. Dr. Theodor Ahrens, Deutschland 

Pfr. Jaan Kiivit, Estland 
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„nach Frieden mit Gerechtigkeit“ 
Dr. Mary B. Henry, Vereinigte Staaten 
Präsident Francis Stephanos, Äthiopien 
„nach einer befreiten Schöpfung“ 
Prof. Anna Marie Aagaard, Dänemark 
Loe Rose Mbise, Tansania 


Von Porto Alegre nach Curitiba 


Zwanzig Jahre nach den stürmischen Ereignissen, die zur Verlegung des Tagungsortes 
der Fünften LWB-Vollversammlung von Porto Alegre nach Evian (Frankreich) ge- 
führt hatten, kehrte der LWB für seine Achte Vollversammlung nach Brasilien zurück. 
Zwar hatte sich die Lage in Brasilien für die gastgebende Kirche und für den Weltbund 
geändert, doch geschah die Rückkehr nicht ohne Schwierigkeiten. Zwar waren neue 
Formen der Demokratie in das Land eingekehrt, aber die menschlichen, wirtschaftli- 
chen und ökologischen Probleme waren ungelöst. Die Kirche hatte in ihrem Bemühen, 
aus einer Einwandererkirche eine brasilianische Kirche zu werden, große Fortschritte 
gemacht, doch waren mancherorts noch immer starke Vorbehalte gegen den LWB 
wegen seiner Entscheidung vom Jahre 1970 zu spüren. Der Weltbund seinerseits war 
so sehr mit internen Fragen — hinsichtlich seines Selbstverständnisses als Communio 
und einer vorgeschlagenen Umstrukturierung — beschäftigt, daß befürchtet wurde, die 
Vollversammlung werde nicht angemessen auf das Schreien des brasilianischen 
Volkes, von dem in anderen Teilen der Welt nicht zu sprechen, eingehen können. 
Schließlich war Curitiba erst die zweite LWB-Vollversammlung in der südlichen 
Hemisphäre und die erste nach dem Fall der Berliner Mauer. Spannungen zwischen 
Nord und Süd sowie zwischen Ost und West hatte es im LWB seit seiner Gründung im 
Jahre 1947 immer gegeben. Es war deswegen nicht abzusehen, ob das Ergebnis dieser 
Vollversammlung anders als ambivalent sein würde. 

Zwei Gegensätze können diese Widersprüche illustrieren. Die Vollversammlung fand 
auf dem Campus der Päpstlichen Universität von Curitiba statt, einer römisch-katho- 
lischen Hochschule nach dem Muster einer Universität im Norden, komfortabel und 
mit modernen Einrichtungen. Außerdem waren die Teilnehmer und Teilnehmerinnen 
in Vier- und Fünfsternehotels im Herzen der Stadt untergebracht. Im Gegensatz dazu 
befand sich in unmittelbarer Nähe der Universität eine große Favela, in der Tausende 
von armen Brasilianern und Brasilianerinnen hausten und ums Überleben kämpften — 
marginalisiert, einheimisch, landlos. Auch die Vollversammlung selber war von Span- 
nungen geprägt: im täglichen Gottesdienst wurden hispanische Rhythmen von Big 
Bands gespielt, deutsche Posaunenchöre mit Melodien aus dem 16. und 17. Jahrhun- 
dert geblasen und gregorianische Gesänge intoniert. Ein amerikanischer Teilnehmer 
verwies auf diese Ambivalenzen mit den Worten: „Die Delegierten haben einige 
Schreie des Volkes gehört, aber der Vollversammlung ist es nicht gelungen, das Wesen 
Brasiliens in das Programm aufzunehmen. Wir gingen nach westlichem europäi- 
schem, nordamerikanischem Muster vor in Lateinamerika. Das Wesentliche Brasi- 
liens ist uns entgangen“ (zitiert von Edgar Trexler). 
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Curitiba — 1990: Jugendliche aus der Evangelischen Kirche Lutherischen Bekenntnisses in Bra- 
silien stellten in einem Musik- und theater die schwierige Geschichte Brasiliens und die 
Unterdrückung seiner Urbevölkerungen dar. 





Brasilien und die Welt: Das Schreien des Volkes 


Das Thema „Ich habe das Schreien meines Volkes gehört“, das an den Auszug des 
Volkes Israel aus Ägypten (2. Mose 2,23-3,7) anknüpft, war auffällig. Erstmals bei 
LWB-Vollversammlungen hatte man sich damit vom Rahmen des Zweiten Glaubens- 
artikels entfernt. Der biblische Bezug war aber kein Zufall: Der Kontext der 
Vollversammlung war das Schreien leidender Menschen, das Schreien der Länder in 
der Dritten Welt, das Schreien einer verwundeten Schöpfung. 

In Brasilien, so eine Resolution der Vollversammlung, kam das Schreien von der 
indianischen Bevölkerung, den Landlosen, den Marginalisierten in den Favelas, den 
Straßenkindern und der bedrohten Schöpfung. Die Probleme waren anders als im 
Jahre 1970, aber sie waren nicht geringer: 1990 trat der Weltbund in einem Land 
zusammen, das unter Verschuldung, Menschenrechtsverletzungen, Gegensätzen zwi- 
schen Reich und Arm und der Zerstörung der Regenwälder litt. 

In einer eindrücklichen Veranstaltung der Vollversammlung erzählten fünfzig junge 
Menschen aus der gastgebenden Kirche die „Leidensgeschichte“ ihrer Nation. Mit 
Hilfe von Liedern, Drama und Tanz — zweifellos zum ersten Mal auf einer LWB- 
Vollversammlung wurde die lateinamerikanische Lambada getanzt — wurde die 
Geschichte der Conquistadores, der Sklaverei bis 1888, der Ausbeutung durch multi- 
nationale Konzerne, der 31 Millionen Analphabeten, der 12 Millionen Bewohner von 
Elendsquartieren, der 16 Millionen verlassenen Kinder und der täglich (!) dreiprozen- 




















tigen Inflationsrate erzählt. Ein Kommentar beschrieb die Vorführung mit folgenden 
Worten: „Als die Vorstellung der Jugend zu Ende war, begannen fast alle zu weinen 
und einander zu umarmen. ‚Das ist das erste Mal, daß diese jungen Leute aus dem 
Mittelstand die Gelegenheit hatten, das Schreien ihres Volkes zu hören und es zum 
Ausdruck zu bringen‘, sagte der Verfasser des Spiels. Und lange Zeit standen wir, die 
Zuschauer und Zuschauerinnen, und klatschten im Takt, von der Emotion des Augen- 
blicks betroffen“ (Karl Mattson, S. 37). 
Die Vollversammlung von Curitiba fand in einer Zeit großer außenpolitischer Ver- 
änderungen statt. Die Berliner Mauer, ein Symbol der Spaltung zwischen Ost und 
West, war zusammengebrochen, die Bundesrepublik Deutschland und die DDR stan- 
den vor der Wiedervereinigung, Länder, die jahrzehntelang unter der Ideologie des 
Marxismus-Leninismus gelebt hatten, waren plötzlich mit der „Marktwirtschaft“ kon- 
frontiert. Die Sowjetunion brach auseinander. Fortan gab es mit den USA nur noch 
eine Supermacht. Nach Meinung vieler aber wurde in diesen Umbruchsprozessen die 
Dritte Welt vergessen. 
Die Achte Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes war eine Gelegenheit für 
die lutherischen Kirchen der Welt, auf das Leiden in der ganzen Welt einzugehen. Mit 
den Worten der Botschaft der Vollversammlung: 
„Das Thema der Achten Vollversammlung ‚Ich habe das Schreien meines Volkes gehört‘ 
ruft uns dazu auf, das wirkliche Schreien der Menschen zu hören. Das Zuhören ist der 
Kirche nicht immer leicht gefallen. Aber wenn wir die Sendung Gottes in die Welt als 
ganze wahrnehmen wollen, müssen wir aufnahmebereit und demütig hören, wie die 
Menschen schreien. Und wir können nur hören, wenn wir bei den Menschen sind — in 
Solidarität mit denen, die außerhalb der Gemeinschaft stehen; mit denen, die arm sind; 
mit denen, die Ungerechtigkeit leiden, und mit denen, für die das Leben keinen Sinn hat. 
Unsere Kirchen sind aufgerufen, auf die Menschen zu hören. 








Unser Thema ruft uns außerdem auf, wahrzunehmen, wie Gott auf das Schreien der 
Menschen antwortet. Gott antwortete, indem er Knechtsgestalt annahm und litt. Da die 
Kirche wie Christus gesinnt sein soll, ist sie berufen, dieselbe Gestalt anzunehmen. 
Gemeinschaft ist nicht da für Macht und Ehre, sondern für Mission und Dienst in der 
Welt.“ (Curitiba, Offizieller Bericht, S. 128) 











Die Evangelische Kirche Lutherischen Bekenntnisses in Brasilien 


Die gastgebende Kirche der Achten Vollversammlung war seit ihrer Gründung, ange- 
fangen in den zwanziger Jahren des 19, Jahrhunderts bis nach dem Zweiten Weltkrieg, 
eine Einwandererkirche. (Der früheste Lutheraner, ein gewisser Hans Staden, lieferte 
allerdings schon 1557 die erste genaue Beschreibung der indianischen Bevölkerung 
Brasiliens.) Die Einwanderer kamen vor allem aus Deutschland und bildeten mit klei- 
neren Gruppen ethnischer Neuankömmlinge von 1886 an vier lutherische Synoden. 
Diese Synoden schlossen sich 1949 zusammen und nahmen 1954 den gegenwärtigen 
Namen der Kirche an. 1968 wurde sie regional umstrukturiert. Es ist die größte luthe- 
rische Kirche in Lateinamerika mit ungefähr einer Million Mitgliedern, die engagiert 
in den ökumenischen Strukturen Südamerikas mitarbeitet. Einer ihrer wichtigsten 
ökumenischen Beiträge war, daß sie die Theologie der lutherischen Reformation mit 
der Befreiungstheologie, die für die letzten Generationen kennzeichnend ist, ins Ge- 
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spräch brachte. Die gegenwärtig wichtigste Herausforderung für die Kirche besteht 
darin, wie sie sich von einer Kirche, deren Identität vom Geist der europäischen Vor- 
fahren geprägt ist, zu einer portugiesischsprechenden Kirche des brasilianischen Vol- 
kes entwickelt. 

Als Gäste dieser Kirche kamen fast 850 Teilnehmer/innen in das Land, davon 376 
stimmberechtigte Delegierte aus praktisch allen der 110 Mitgliedskirchen des Welt- 
bundes. Es war keine Frage mehr, daß die Kirchen Asiens, Afrikas und Lateinamerikas 
und die Kirchen Osteuropas angemessen vertreten waren. Zum ersten Mal war auch 
die lutherische Kirche in der Sowjetunion vertreten, einer Nation, die wenig später 
auseinanderbrechen sollte. Es ist bemerkenswert, daß 43 Prozent der stimmberech- 
tigten Delegierten Frauen waren und somit die von der Siebenten Vollversammlung 
geforderte Quote von 40 Prozent erfüllt wurde. 





Communio, eine neue Verfassung und eine neue Struktur 


In diesem Kontext setzte sich die Achte Vollversammlung des Lutherischen Weltbun- 
des mit Fragen über sein Wesen und seine Struktur auseinander. Für einige der Teil- 
nehmer/innen war das eine gefährliche Verzettelung — statt mit dem Vollversamm- 
lungsthema beschäftigte man sich mit Fragen der Verwaltung und des Managements. 
Für andere war das jedoch nicht nur eine praktische Notwendigkeit, sondern auch 
Ausdruck eines neuen Bewußtseins und einer neuen Berufung für das globale Luther- 
tum. In Curitiba wurde „Umstrukturierung“ groß geschrieben. 

1987 hatte das Exekutivkomitee des Weltbundes auf seiner Tagung in Viborg (Däne- 
mark) einen LWB-Strukturausschuß mit fünf Mitgliedern unter dem Vorsitz von 
James R. Crumley, Jr., Bischof der Lutherischen Kirche in Amerika, eingesetzt. Die 
anderen Mitglieder des Ausschusses waren Präsident Thomas Batong aus den Philip- 
pinen, Sieghilde Hoerschelmann aus der Bundesrepublik Deutschland, Bischof Seba- 
stian Kolowa aus Tansania und Christina Rogestam aus Schweden; als Stabsmitglieder 
wirkten Pfr. Norman Hjelm und Beate Fistarol aus dem Genfer Sekretariat mit. Es gab 
drei Gründe für die Umstrukturierung: eine neue Struktur sollte das auf der Vollver- 
sammlung von Budapest artikulierte neue Selbstverständnis als Communio besser 
wiedergeben, sie sollte die Zusammenarbeit und die Koordination innerhalb des 
Sekretariats verbessern, und sie sollte der schwierigen Finanzlage des Weltbundes 
Rechnung tragen. Insbesondere vom damaligen LWB Generalsekretär Gunnar Stälsett 
wurde dieser Prozeß energisch vorangetrieben. Sein Führungsstil war auf der Voll- 
versammlung von Curitiba ein strittiger Punkt. 

Der Strukturausschuß hatte intensiv gearbeitet, stand aber zu jeder Zeit mit allen 
am LWB Beteiligten durch Zwischenberichte und der Bitte um kritische Reaktion in 
Verbindung. 1989 nahm das Exekutivkomitee seinen Schlußbericht an, der der Voll- 
versammlung vorgelegt wurde. Die Vollversammlung sollte die neue LWB-Verfas- 
sung annehmen und das LWB-Exekutivkomitee bzw. den Rat ermächtigen, die struk- 
turelle Umsetzung dieser Verfassung vorzunehmen. Das Plenum auf der Vollver- 
sammlung verbrachte einen ganzen Tag unter der Leitung des Vizepräsidenten Epho- 
rus Soritua Nababan aus Indonesien mit dieser Debatte. Bischof Crumley sprach lange 
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zu dem Thema; ihm folgte ein persönliches Votum des Präsidenten des Weltbundes, 
Bischof Hanselmann, der dem Vorschlag zustimmte. Aus dem Plenum kamen fast 
vierzig Voten — dafür und dagegen. Eingehend wurde das Verhältnis der neuen Ver- 
fassung und der vorgeschlagenen Struktur zum theologischen Verständnis der Com- 
munio besprochen. Die bedeutendste Verfassungsänderung bestand in dem Zusatz: 
„Der Lutherische Weltbund ist eine Gemeinschaft von Kirchen“ (Artikel II). Im Ver- 
gleich zu der früheren Formulierung „Der Lutherische Weltbund ist eine freie Vereini- 
gung von lutherischen Kirchen“ wird das Gewicht dieser Änderung deutlich. Einige 
der Teilnehmer/innen sahen in der neuen Formulierung eine Gefährdung der Auto- 
nomie der Mitgliedskirchen. Für andere spiegelte sie die wachsende Gemeinschaft 
des LWB als Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft, die in Budapest erklärt worden 
war und in deren Folge die Mitgliedschaft zweier Kirchen suspendiert worden war, 
wider. 

Überdies waren einige der Meinung, mit der neuen Verfassung würde der Weltbund zu 
sehr im Genfer Sekretariat und vor allem im Büro des Generalsekretärs zentralisiert. 
Andere befürchteten, daß der an Stelle des Exekutivkomitees vorgeschlagene Rat mit 
seinen 50 zu gleichen Teilen aus Kirchen des Südens und des Nordens rekrutierten 
Mitgliedern die Verantwortung und den Einfluß der größeren, wohlhabenderen Kir- 
chen und ihrer Werke schmälern würde. Die Dichotomie zwischen Nord und Süd er- 
reichte ihren Höhepunkt, als öffentlich behauptet, allerdings nie bewiesen wurde, daß 
die Leiter gewisser nördlicher Hilfswerke, die gegen die Umstrukturierung waren, 
afrikanische Delegierte mit dem Versprechen vermehrter Unterstützung und Hilfe auf- 
gefordert hatten, dagegen zu stimmen. Neben dieser Behauptung kursierte die eben- 
falls nie bewiesene Gegenbehauptung, daß das Genfer Sekretariat die Kirchen und 
Nationalen Komitees in der Dritten Welt, vor allem in Afrika, ungebührlich beeinflußt 
habe, Delegierte für die Vollversammlung zu benennen, die für die Umstrukturierung 
waren. 

Diese und andere Fragen — etwa die Zweifel einiger Delegierter hinsichtlich der An- 
siedlung von Grundsatzentscheidungen für die Abteilungen im Rat und nicht wie frü- 
her in den unabhängigeren Kommissionen — führten zu einer kontroversen Debatte. 
Allgemein läßt sich sagen, daß die Delegierten aus der Dritten Welt die neuen Struk- 
turvorschläge befürworteten. Der Widerstand kam vor allem aus Dänemark und Finn- 
land; einige deutsche und amerikanische Delegierte hatten ähnliche Bedenken. 

Es ist wichtig festzustellen, daß diese Debatten vor der Vollversammlung und auf der 
Vollversammlung nicht immer deutlich zwischen zwei Punkten unterschieden: dem 
Selbstverständnis des LWB als einer Gemeinschaft und den Strukturvorschlägen. Der 
Strukturausschuß brachte deutlich zum Ausdruck, daß Communio nicht eine be- 
stimmte Struktur voraussetzt, da das lutherische Verständnis vom Kirchenrecht eine 
solche Bindung nicht zulasse. Er stellte andererseits aber auch fest, daß seine Vor- 
schläge zur Struktur ein funktionsfähiges und wirksames Mittel zum Ausdruck des 
Lebens der weltweiten lutherischen Gemeinschaft seien. Entsprechend dieser Position 
waren einige Vertreter/innen der Mitgliedskirchen in der Lage, diesem Verständnis 
der Gemeinschaft theologisch zuzustimmen, auch wenn sie gegen alle oder einen Teil 
der Strukturvorschläge waren. 
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Der Vorschlag war, an Stelle der 1984 gebilligten Verfassung eine neue Verfassung 
anzunehmen. Gegen Ende seiner Ansprache erläuterte Bischof Crumley das im Ple- 
num mit folgenden Worten: 
„Noch ein Wort zur Verfassung. Was Ihnen vorgeschlagen wird, hält das Exekutivkomi- 
tee für notwendig, um den Strukturvorschlag zu verwirklichen. Wenn dieser Vorschlag 
angenommen wird, müssen mehrere spezifische Punkte in die Ausführungsbestimmun- 
gen aufgenommen werden, was das Exekutivkomitee innerhalb des nächsten Jahres tun 
sollte. 


In mancherlei Hinsicht läßt sich sagen, daß in diesem so umstrukturierten Lutherischen 

Weltbund die Hoffnungen vieler zum Ausdruck kommen, die auf ein weltweit vereinig- 

tes Luthertum hingewirkt haben. Hier legen wir in Verfassungssprache dar, was sich in 

den Beziehungen unserer Mitgliedskirchen zueinander entwickelt hat“ (ebd., S. 211). 
Für eine Verfassungsänderung ist eine Zweidrittelmehrheit der Abstimmenden erfor- 
derlich, in diesem Falle waren dies 238 Jastimmen. Mit genau dieser Stimmenzahl bil- 
ligte die Achte Vollversammlung die neue Verfassung gegen 103 Neinstimmen. Die 
Abstimmung und die Wahlgänge verliefen aber nicht reibungslos, und es wurden Ein- 
wände laut. Dompropst Karsten Nissen aus Dänemark, einer der führenden Gegner 
der neuen Struktur, forderte aber den Abbruch der Einwände, die Annahme der Ab- 
stimmungsresultate und den gemeinsamen Einsatz für die Durchführung des Be- 
schlusses zum Wohle der Organisation. 
Es ist schwierig, nur wenige Jahre nach Curitiba abzuschätzen, was mit den damals 
gefaßten Beschlüssen erreicht wurde. Gunnar Stålsett war von ihrer Langzeitwirkung 
überzeugt: „Es wird sich herausstellen, daß diese Vollversammlung einen Meilenstein 
setzte. Man wird von einem ‚vor‘ und ‚nach‘ Curitiba sprechen. Es wird Jahre dauern, 
bis sich die hier gefaßten Beschlüsse in den Mitgliedskirchen und in unserer Haltung 
niederschlagen. Wenn man es mit dem Gedanken einer Gemeinschaft von Gleichge- 
stellten zwischen Norden und Süden zu tun hat, muß viel paternalistisches Gedanken- 
gut abgetragen werden“ (zitiert in Trexler, S. 9). 


Zusätzliche Beschlüsse 


Auch wenn die Achte Vollversammlung vorrangig in Erinnerung bleiben wird als eine 
Vollversammlung, auf der über Strukturfragen verhandelt wurde, soll in dieser Dar- 
stellung nicht übergangen werden, daß auch andere Beschlüsse gefaßt wurden — Be- 
lüsse, in denen der LWB seine Solidarität mit Mitgliedskirchen und Regionen zum 
Ausdruck brachte, deren Leben durch soziopolitischen Wandel und durch Konflikt in 
Mitleidenschaft gezogen war: 








in Brasilien, wo das Leiden der indianischen Bevölkerung, der Landlosen, der Margi- 
ierten in den Favelas, der Straßenkinder und der bedrohten Schöpfung gleicher- 
maßen für die Nation und die Kirche große Herausforderungen aufwirft; 





nal 





+. in den baltischen Staaten, wo die Politik von Glasnost und Perestroika zu neuen, aber 
noch unerfüllten Erwartungen im Blick auf Freiheit und Selbstbestimmung Anlaß gege- 
ben hat; 

.. in Mittelamerika, wo die Integrität von Nationen und Völkern von „allen Formen aus- 
ländischer Interventionspolitik und -maßnahmen ... seien sie ideologisch, politisch, 
wirtschaftlich oder militärisch“ bedroht wird. 








...in Palästina, wo der Aufstand „des palästinensischen Volkes gegen die israelische 
Besetzung des Westjordanlandes und des Gaza-Streifens“ (vgl. Curitiba, Offizieller 
Bericht, S. 151 ff.) 1990 bereits in das dritte Jahr ging. 








Mit Blick auf das ökumenische Miteinander empfahl der LWB den lutherischen Kir- 
chen, das Nizänische Glaubensbekenntnis stärker zu berücksichtigen, zumindest an 
den hohen Festtagen, und daß in „Ländern mit starkem orthodoxen Bevölkerungs- 
anteil“ der „westliche“ Filioque-Zusatz nicht verwendet werde (ebd., S. 159). Darüber 
hinaus nahm die Vollversammlung mit Dankbarkeit die Fortschritte in den anglika- 
nisch-lutherischen Beziehungen zur Kenntnis und beschloß, „daß der LWB seine Ver- 
pflichtung auf das Ziel der vollen Kirchengemeinschaft mit den Kirchen der 
Anglikanischen Gemeinschaft neu bestätigt und die LWB-Mitgliedskirchen dazu auf- 
fordert, die geeigneten Schritte zur Verwirklichung dieses Ziels zu unternehmen“ 
(ebd., S. 161-62). 

Ein weiterer Beschluß erhob die Forderung nach 20 Prozent Jugendvertretung auf der 
Neunten Vollversammlung, wobei die Altersgrenze 30 Jahre sein sollte. Dieser Be- 
schluß unterstrich nachdrücklich das Bemühen des Weltbundes um Gleichberechti- 
gung (vgl. Kap. 8). Wie bereits gesagt wurde, waren in Curitiba 43 Prozent der stimm- 
berechtigen Delegierten Frauen und 15,6 Prozent Jugendliche. Dieser Anteil entsprach 
der Forderung von Budapest nach 40 Prozent Frauen; für die Neunte Vollversamm- 
lung wurden 50 Prozent gefordert. 

Am 7. Februar 1990 wurde Dr. Gottfried Brakemeier, der Präsident der Evangelischen 
Kirche Lutherischen Bekenntnisses in Brasilien, zum neunten Präsidenten des LWB 
gewählt. Die Abstimmung wurde angefochten, aber Brakemeier setzte sich gegen 
Bischof Donald Sjoberg von der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Kanada mit 183 
gegen 165 Stimmen durch. Beim Abendmahlsgottesdienst zur Eröffnung am 30. Ja- 
nuar 1990 hatte er über Offenbarung 6,9-11 gepredigt. Ein Abschnitt aus seiner Pre- 
digt ist geeignet, die Kraft des Vollversammlungsthemas zu illustrieren: 








„Die Losung der Vollversammlung versichert, daß Gott das Schreien seines Volkes hört. 
Wie? Wenn das wahr wäre, müßte es nicht anders aussehen in der Welt? Hier liegt die 
Schwierigkeit des Themas, seine eigentliche Herausforderung. Es verbietet uns, beim 
Schreien stehen zu bleiben. Gewiß, auch das ist wichtig: Es gilt das Leben wahrzuneh- 
men, die grausame Wirklichkeit nicht zu beschönigen, sich mit Klage und Protest der 
Geschundenen dieser Welt zu solidarisieren. Wehe, wenn wir aus sicherer Distanz nur 
über das Leiden der anderen reden und nicht mit ihnen schreien. Wir hätten uns selbst 
aus dem Gottesvolk ausgeschlossen. Nur in Betroffenheit klingt unsere Losung echt. 
Das Schreien ist nicht nur Thema. Es ist Teil unseres Gottesdienstes und unserer 
Diakonie“ (ebd., S. 188). 
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PRÄSIDENTEN DES LUTHERISCHEN WELTBUNDES 


Anders Nygren 


Anders Theodor Samuel Nygren wurde am 15. No- 
vember 1890 in Göteborg (Schweden) geboren. Er 
studierte Theologie an der Universität Lund und 
schloß 1912 mit dem Teol. Cand. ab. Im gleichen 
Jahr wurde er zum Pfarrer der Schwedischen Kirche 
ordiniert und war bis 1920 als Gemeindepastor tätig. 
Er setzte dann seine Studien in Lund und in Deutsch- 
land fort, wo er bei Carl Stange, Ernst Troeltsch und 
Rudolf Otto arbeitete. 1921 wurde er Dozent für Re- 
ligionsphilosophie in Lund, 1924 ordentlicher Pro- 
fessor. 1948 wurde Nygren zum Bischof von Lund 
gewählt, 1958 trat er in den Ruhestand. Auf der 
Ersten Vollversammlung des Lutherischen Weltbun- 
des, die 1947 in Lund stattfand, wurde er zum Präsi- 
denten gewählt, was er bis zur Zweiten Vollver- 
sammlung in Hannover (Deutschland) blieb. Als Bi- 
schof von Lund war er 1952 Gastgeber für die bahn- 
brechende Dritte Weltkonferenz für Glauben und 
Kirchenverfassung. Nygren war seit 1921 mit der 
aus Pommern (Deutschland) stammenden Irmgard 
Anders Nygren, Bischof von Lund, Helene Luise Brandin verheiratet; das Ehepaar hatte 
Schweden, und Präsident des LWB zwei Söhne und zwei Töchter. Anders Nygren starb 
von 1947 bis 1952. am 20. Oktober 1978. 





Der Theologe 


Anders Nygrens akademische Leistungen berühren ein weites Spektrum: er schrieb 
bahnbrechende Werke über Religionsphilosophie; er arbeitete über jene Prinzipien 
und Methoden in der systematischen Theologie, die zum Entstehen der „Motivfor- 
schung“ als einer möglichen theologischen Methodik führten, und er verfaßte Beiträge 
zu der Debatte über zeitgenössische Herausforderungen des christlichen Evangeliums, 
vor allem wenn es um das Leben der Kirche in Nazideutschland nach 1933 ging. Unter 
seinen vielen veröffentlichten Werken wurde sein Hauptwerk Eros och Agape. Den 
kristna kärlekstanken genom tiderna international bekannt (schwedisch 1930; Eros 
und Agape. Gestaltwandlungen der christlichen Liebe, 1937; englisch 1932, 1938, 
1953; auch ins Japanische und andere Sprachen übersetzt). Sein Pauli brev till 
Romarna (1944) wurde 1949 auf englisch und anschließend auf deutsch unter dem 
Titel „Der Römerbrief“ (1951) und in anderen Sprachen veröffentlicht. Im Ruhestand 
verfaßte er Meaning and Method (schwedisch 1973; engl. Übersetzung von Philip A. 
Watson 1972). 
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Betrachten wir das Spektrum von Nygrens akademischen Leistungen, drängt sich an- 
gesichts der großen Vielfalt die Frage nach Kontinuität und Konsequenz auf, Auch die 
Beziehung zwischen Nygrens Forschungstätigkeit und seinem Dienst als Bischof in 
der lutherischen Kirche von Schweden bedarf der Untersuchung. Wie war es Anders 
Nygren überdies möglich, als Verfechter einer klaren und individuell geprägten theo- 
logischen Position sein Amt als Präsident des Lutherischen Weltbundes wahrzuneh- 
men, bei dem er konsequent und mit großem Weitblick einem freien und offenen Dia- 
log das Wort redete? Welchen Beitrag leistete er bei der so dringend benötigten kri- 
tischen Untersuchung der lutherischen Tradition, als er die Präsidentschaft des LWB 
übernahm, einer Untersuchung, die die ursprüngliche Sicht der lutherischen Identität 
aufrechterhalten sollte, auch wenn sie für die unmittelbare Lage umformuliert werden 
mußte? 

Diese Fragen eingehend zu untersuchen geht über den Umfang dieses Beitrags hinaus. 
Es steht aber fest, daß sie für die allgemeine Lage zur Zeit der Gründung des Welt- 
bundes prägend waren. Wir können hier Anders Nygrens theologisches Werk nur be- 
leuchten, insoweit als es auf den Kontext, in dem der LWB gegründet wurde, und seine 
Rolle zu seinem Beginn ein Licht wirft. 

Nygrens Kindheit war von einer tiefen christlichen Frömmigkeit und gleichermaßen 
einer bemerkenswerten Offenheit für die Gesellschaft und die Kultur geprägt. Sein 
ganzes Leben war von beiden Konstanten gekennzeichnet: von einem überzeugten, 
in der historischen Kontinuität der kirchlichen Tradition verwurzelten persönlichen 
Glauben und von einer großen Offenheit gegenüber neuen, von dem nationalen und 
kulturellen Umfeld geprägten Erkenntnissen. Das erklärt sowohl die Spannung als 
auch die Ausgewogenheit, die das ganze Spektrum seiner Interessen und Leistungen 
markieren. 

Ein wichtiger Faktor für die Folgerichtigkeit in Nygrens Leben und Arbeit war das 
sehr einheitliche Milieu von Lund mit seiner Universität und seinem Dom, in dem er 
über siebzig Jahre lebte. In dieser Umgebung, der er zutiefst verbunden war, nahm 
Nygren nicht nur akademische Probleme aus dem Umfeld der Theologischen Fakultät 
auf, sondern wurde auch durch die ständige Zusammenarbeit mit Gelehrten aus an- 
deren Disziplinen angeregt und war darum bemüht, beide zu den wichtigen Fragen der 
Kirche in Verbindung zu bringen. Hier müssen seine besonders engen Beziehungen zu 
zwei Kollegen erwähnt werden. Gustaf Aulén, Nygrens Lehrer und späterer Kollege 
bis zu seiner Einsetzung als Bischof von Strängnäs im Jahre 1933, und Ragnar Bring, 
sein Nachfolger als Theologieprofessor, entwickelten zusammen mit Nygren den 
„Lundensischen“ Ansatz von Theologie, der die ganze Diskussion in Schweden ent- 
scheidend bestimmte und auch international ziemlich bekannt wurde. 

Nygrens früheste Schriften griffen religionsphilosophische Themen auf, vor allem aus 
jenen Bereichen der Methodik, die die Beziehung zwischen Philosophie und Theo- 
logie zum Gegenstand haben. Dabei betonte er stets die Relevanz der Philosophie: 
„Sie hat die Aufgabe, uns die weitere Perspektive zu geben, die wir brauchen, um alles 
zur Diskussion Stehende zu verstehen“ (Intellectual Autobiography, S. 6). Deshalb 
müsse die Theologie sich der Philosophie bedienen, jedoch im Wissen darum, daß die 
letztere nicht zur Erkenntnis der christlichen Identität führt. Philosophie oder das Reli- 
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giöse a priori können für Nygren keine Grundlage für theologische Erkenntnis sein. 
Natürlich wirft dieses Konzept Nygrens Fragen auf: Ist es ihm gelungen, einen Zu- 
sammenhang zwischen der Aufgabe der Philosophie und der Auslegung der Glaubens- 
bekenntnisse herzustellen? Ist sein philosophisches Konzept möglicherweise zu for- 
mell oder zu abstrakt? Hat es einen ausreichenden Bezug zu der theologischen Auf- 
gabe der Theologie? 

Neben diesen religionsphilosophischen Problemen galt Nygrens Interesse auf einem 
ganz anderen Gebiet Fragen, die sich aus dem deutschen Kirchenkampf während der 
Ära des Nationalsozialismus ergaben. Durch seine Ehe hatte Nygren direkten Zugang 
zu Informationen über die dramatischen Entwicklungen, die auf Hitlers Machtüber- 
nahme folgten. Er sah es als seine unaufgebbare Pflicht an, auch und gerade als 
Theologe diese Entwicklungen genau zu verfolgen, wobei er alle Informationen aus 
Deutschland und von außerhalb benutzte. Während seiner häufigen Aufenthalte in 
Deutschland stand er in engem Kontakt nicht nur mit Birger Forell, dem Pastor der 
Schwedischen Kirche in Berlin, sondern auch mit leitenden Persönlichkeiten des 
kirchlichen Widerstands. Schon 1934, als er seine ersten Eindrücke über die Situation 
in Deutschland veröffentlichte, wurde Nygren klar, daß der wahre Kern des Kirchen- 
kampfes weit über politische oder journalistische Differenzen hinausging. Das „Füh- 
in dem er das Leitprinzip des Nazistaates auf jeder Ebene erkannte, und 
stische Ideologie hatten im neuen Deutschland absolut die Oberhand. 
Nygren war davon überzeugt, daß sie mit Gesetzlichkeit und Menschlichkeit und ganz 
offensichtlich mit den Leitsätzen des christlichen Glaubens gänzlich unvereinbar 
waren. „Der Kampf geht um das eigentliche Wesen des Christentums, um sein Weiter- 
bestehen oder seine Vernichtung“ (Den tyska kyrkostriden, p. 116). In diesem Zu- 
sammenhang sah sich Nygren als Theologe gefordert, traditionelle theologische For- 
schungskriterien auf aktuelle Herausforderungen anzuwenden, also eine theologische 
Kultur- und Gesellschaftskritik zu unternehmen. In den kommenden Jahren wurde 
ihm diese Aufgabe immer wichtiger. 

Das Werk, das Nygrens internationales Ansehen begründete, erschien in der gleichen 
Periode, in der Mitte der dreißiger Jahre. Ursprünglich wurde es in zwei Bänden ver- 
öffentlicht: Eros und Agape. Gestaltwandlungen der christlichen Liebe. Seit seinen 
Studentenjahren hatte Nygren Interesse an der im Römerbrief zum Ausdruck kom- 
menden paulinischen Theologie gezeigt. In Eros und Agape wandte er sich gegen die 
Auslegungstradition, in der die wichtigsten Glaubenssätze oft so behandelt wurden, 
als könnten sie eindeutig ausgelegt werden. Seiner Meinung nach hatte sich der Be- 
griff der christlichen Liebe im Gegenteil über die Jahrhunderte der christlichen Tradi- 
tion radikal verändert, vor allem aufgrund der Unterscheidung zwischen dem pauli- 
nischen Verständnis von agape und Augustins Begriff von amor. Als systematischer 
Theologe war es ihm ein Anliegen, diese „Gedankenverwirrung“ aufzuzeigen. 

Nach Nygren war es die Aufgabe der „Motivforschung“, grundlegende Motive wie 
Agape und Eros klar zu definieren und ihre empirische Erscheinung zu beschreiben. 
Das würde dann dazu führen, daß man die grundlegenden Typen klar evaluieren 
könnte. Deutlich zwischen Beschreibung und Evaluierung zu unterscheiden war für 
Nygren wesentlich, wenn die Wissenschaftlichkeit der theologischen Forschung ge- 
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währleistet werden sollte. Aufgrund dieser Methode hatte er nie Zweifel, wenn er 
grundsätzlich zwischen agape als von Gott, dem himmlischen Vater, ausgedrückte 
‚göttliche Liebe für die Menschen in einer Bewegung von oben nach unten und eros im 
hellenistischen Sinn als menschlieches Bestreben von unten nach oben auf der Suche 
nach göttlicher Vollkommenmheit unterschied. 

Nygrens Darstellung in Agape und Eros stieß international auf großes Interesse, ob- 
gleich sie oft mißverstanden und häufig abgelehnt wurde, Wie auch immer Inhalt und 
Botschaft des Werkes sechzig Jahre nach Erscheinen zu beurteilen sind, man muß 
sagen, daß das Projekt ein bemerkenswertes Verständnis der Theologiegeschichte an 
den Tag legte und weitere Forschungsarbeiten anregte. Nygrens Arbeit gab zu weitrei- 
chenden Diskussionen in der Theologie und anderen Disziplinen Anlaß, 
Nygren war auch persönlich überzeugt, daß die lutherische Theologie die Tat 
ernst nehmen sollte, daß sie vor allem eine Theologie der Schrift ist. Es 
er sich in den ersten zehn Jahren seiner akademischen Laufbahn dogmatischen Fragen 
widmete, die sowohl mit Philosophie als auch mit Geschichte zu tun hatten. Und doch 
fühlte er immer mehr den Drang, ohne diesen Fragen aus dem Wege zu gehen, auch 
an der modernen Auslegung von Bibeltexten mitzuwirken. In seinen späteren bibli- 
schen Studien sah er sich verpflichtet, seine Ergebnisse so darzustellen, daß die Ein- 
zelheiten im Rahmen des Ganzen zu verstehen waren — ohne dabei die Probleme in 
Bereichen wie Philologie, Textkritik und Religionsgeschichte zu ignorieren. Nygrens 
biblische Arbeit war grundsätzlich theologisch, zugleich aber an eine Leserschaft ge- 
richtet, die nicht nur aus Fachleuten bestand. 

Aus diesen Interessen heraus tat er sich mit Kollegen aus dem Gebiet der Exegese und 
der historischen Theologie zur Abfassung einer Reihe von Kommentaren zum Neuen 
Testament zusammen. Er selbst wählte Paulus’ Brief an die Römer, sein lebenslanges 
Interesse, das sich noch vertiefte, je mehr er sich bewußt wurde, wie wichtig dieser 
Brief für Luther gewesen war. Darüber hinaus erlaubte ihm der Römerbrief, eine ent- 
schlossene Haltung gegenüber der liberalen Theologie einzunehmen, die während sei- 
ner eigenen Studienjahre die Szene beherrscht hatte und die in biblischen Studien 
nichts anderes als das Zeugnis über eine lange zurückliegende Vergangenheit sah. 
Überdies war Nygren der Meinung, daß die liberale Auslegung des Neuen Testa- 
mentes zuviel Betonung auf den Unterschied zwischen den Evangelien und Paulus 
und gleichzeitig zuwenig auf die Rolle der Rechtfertigung als Kern der paulinischen 
Theologie legte. Genau das stand im Zentrum von Nygrens Auslegung von Paulus: „In 
der Kirchengeschichte hat es sich gezeigt, daß der Brief an die Römer ganz außer- 
ordentlich geeignet war, das Christentum zu erneuern. Wenn der Mensch vom Evan- 
gelium abkam, war die Beschäftigung mit dem Römerbrief oft ein Mittel, den Ver- 
lorenen wiederzufinden“ (Der Römerbrief, Einleitung). 

In seinem Werk „Der Römerbrief“ kam Nygren zum Schluß, daß die Christologie, die 
Rechtfertigung durch den Glauben, die Kirche und die Sakramente zusammengenom- 
men und in dieser Reihenfolge die Grundlage des christlichen Glaubens sind. Darüber 
hinaus stellte sich Nygren, was die geistige Situation der Gegenwart betrifft, ent- 
schlossen der damaligen modernen Säkularisierung entgegen, ein Kampf, der für ihn 
niemals aufhört. Unter Säkularismus verstand er die auf empirischer Erfahrung grün- 
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dende Versuchung, die Welt autonom machen zu wollen, eine Welt, in der kein Raum 
ist für göttliche Offenbarung oder die Macht Gottes, der in der Schöpfungsordnung 
direkt redet und wirkt. Dagegen führte Nygren das paulinische Evangelium der von 
Christus angesagten neuen Schöpfung an, einer neuen Ära, die die alte besiegt und 
dazu führt, daß in der Welt der Sünde und des Todes eine neue Gerechtigkeit zu leuch- 
ten beginnt. Das führt, da für Nygren der Kern der paulinischen Schriften im Kampf 
zwischen entgegengesetzten Zeitaltern („Äonen“) liegt, zu einer sehr dramatischen 
Sicht der Geschichte. 

Nygrens Mitarbeit an einem weiteren Gemeinschaftsprojekt hatte ebenfalls nicht nur 
für seine persönliche theologische Entwicklung, sondern auch für die lutherische 
Schwedische Kirche und ihren Beitrag zum Weltluthertum Bedeutung. Wir denken an 
die Veröffentlichung einer Sammlung von Aufsätzen: En bot om Kyrkan (1942; dtsch. 
Corpus Christi. Ein Buch von der Kirche, 1951). Aufgrund ihrer internationalen und 
ökumenischen Perspektive und ihrer direkten Auseinandersetzung mit der zeitgenös- 
sischen Herausforderung der Säkularisation sind diese Aufsätze beachtenswert. Die 
Verfasser, allen voran Nygren, waren davon überzeugt, daß im Kampf um das Weiter- 
bestehen des Christentums in der säkularen Welt die erneute Betonung der Identität 
der Kirche entscheidend sei. Sie bezogen sich dabei direkt auf die Gefahr der aktuel- 
len totalitären Ideologien. 

Die Veröffentlichung von En bok om Kyrkan kann in direkten Bezug zu der Barmer 
Theologischen Erklärung vom Jahre 1934 gestellt werden, der Charta der Bekennen- 
den Kirche in ihrem Überlebenskampf angesichts der von außen auferlegten Nazi- 
ideologie. Bei beiden geht es um eine Neuformulierung der Lehren der Reformatoren, 
eine auf die Schrift gründende Neuerwägung der Identität der Kirche, die in direktem 
Gegensatz zu der modernen Häresie steht. Gleichzeitig ist ein wichtiger Unterschied 
festzustellen. Die Barmer Erklärung stützte sich auf den Ersten und Zweiten Glau- 
bensartikel und protestierte kompromißlos gegen jede Art „doppelter Offenbarung“ 
oder „natürlicher Theologie“. Sie ging damit zurück auf die sogenannte dialektische 
Theologie, von der seit Anfang der zwanziger Jahre in Verbindung mit Theologen wie 
Karl Barth und Rudolf Bultmann die Rede war. Die schwedischen Ausführungen hin- 
gegen gründeten auf dem Dritten Glaubensartikel und brauchten andere Formulierun- 
‚gen. Auch wenn offen bleiben muß, ob diese unterschiedliche Akzentsetzung als ech- 
ter inhaltlicher Konflikt oder als natürlicher Ausdruck unterschiedlicher Kontexte und 
Traditionen zu werten ist, wirft sie doch ein Licht auf die innerhalb der lutherisc 
Familie zur Zeit der Gründung des Lutherischen Weltbundes im Jahre 1947 exis 
renden Schwierigkeiten. Anders Nygrens Beitrag zu Ein Buch von der Kirche weist 
somit gleichermaßen zurück auf die Ergebnisse seines Römerkommentars und voraus 
auf seine Beteiligung an der Formulierung einer wahrhaft ökumenischen Theologie 
und ist dadurch ein entscheidendes Element in seiner Gesamtwirkung auf die Kirche 
des zwanzigsten Jahrhunderts. 









Als Präsident des LWB 
Hinter Anders Nygrens Wahl zum ersten Präsidenten des Lutherischen Weltbundes 
war deutlich eine ganz bewußte Strategie festzustellen: Es sollte ein Kandidat mit 
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internationalem Ansehen als Gelehrter nicht nur im Bereich systematischen und bib- 
lischen Denkens, sondern auch in bezug auf die Auslegung der Theologie der Refor- 
matoren — und vor allem Martin Luthers — für die moderne Ära genommen werden. 
Nygren war ganz gegen eine bloße Wiederholung der Reformationslehren, die ja ihrer- 
seits von einem historischen Kontext geprägt waren. Auf der Vollversammlung des 
LWB im Jahre 1952 brachte er seine Ablehnung dieser Art lutherischer Zusammen- 
arbeit zum Ausdruck, die auf dem Gefühl der Selbstzufriedenheit gründet, „daß es so 
viele Christen in verschiedenen Ländern gibt, die unsern Glauben teilen, [die] nach 
Hause zurückkehren in dem befriedigenden Bewußtsein, gute Lutheraner zu sein und 
die rechte Lehre zu haben“ (Offizieller Bericht, S. 44). Nygren war der Meinung, daß 
genau das Gegenteil einer solchen konfessionellen Selbstgefälligkeit nötig sei. Er be- 
trachtete es als seine Aufgabe als Präsident des LWB, die schwierigsten und dringend- 
sten Fragen zu stellen und auf alle Forderungen einzugehen, wie schwierig sie auch 
waren, „[Unsere Konferenz] ist nicht dazu da, nur die Formulierungen der Reforma- 
tion zu wiederholen, sondern ihre Aufgabe ist es, von einem neuen Ausgangspunkt aus 
das eine, einheitliche Evangelium wieder zu durchdenken und in neuen Worten aus- 
zudrücken“ (ebd., S. 45). 

Es war dieses Ziel, das Nygren mit seinem berühmten Aufruf „Vorwärts zu Luther“ zu 
erreichen suchte. Was auf ersten Blick den Anschein von Selbstgerechtigkeit, viel- 
leicht sogar von lutherischem Triumphalismus hat, war in Wirklichkeit als Aufruf ge- 
meint, den Kern der biblischen Wahrheit neu zu formulieren und so alle Schwierig- 
keiten auf sich zu nehmen, die sich aus einer so furchtlosen, aber gutunterrichteten 
Reaktion auf die Grundkrisen der gegenwärtigen Zeit ergeben. 

Die Neuformulierung der Motive hinter der Theologie der Reformatoren war für 
Nygren untrennbar verbunden mit einer Neuentdeckung des eschatologischen Kerns 
ihres Denkens. In dieser Beziehung waren Nygrens Ansichten allerdings sehr pole- 
misch, man könnte auch sagen grob vereinfacht. Fast scheint es seine Überzeugung 
gewesen zu sein, daß in allen Fällen des Niedergangs von Kirche und Theologie durch 
die Jahrhunderte hinweg die gleiche Dekadenz am Werk war. Er hegte den Verdacht, 
daß die ursprüngliche Kraft und Macht der christlichen Botschaft immer zu kurz ge- 
kommen waren und sich deshalb sowohl „Weltlichkeit“ als auch ein fehlgeleitetes 
Vertrauen auf das Vermögen von rein intellektuellen Meinungen in die Kirche ein- 
schleichen konnten. 

„Die lutherische Kirche hat auch ihre eschatologische Dynamik verloren. Ihre Theo- 
logie und ihre Predigt sind in den Sog der allgemeinen Säkularisation geraten. In unse- 
rer Zeit hat der Geist der Säkularisierung deutlich Bankrott gemacht. Dadurch eröff- 
nen sich uns große Chancen. Nun stellt sich allerdings die große Frage, ob die luthe- 
rische Kirche ihr ursprüngliches Zeugnis wiedererlangen kann oder ob sie nur in säku- 
larer Sprache sprechen kann. Unsere Aufgabe ist klar: Wir müssen der heutigen Welt 
Zeugnis vom Evangelium, Luthers Zeugnis, ablegen. Damit muß unser Schlagwort 
sein: ‚Immer vorwärts zu Luther!‘“ (Lund, Proceedings, S. 140). 

Mit dieser Grundüberzeugung stellte Nygren seine ganze Energie und seine Leiden- 
schaft zur Verfügung, als er als erster Präsident des Lutherischen Weltbundes den Vor- 
sitz übernahm. Es lag ihm am Herzen, daß die neue Organisation nicht nur funktio- 
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nierte, sondern daß sie auch der bei der Gründung niedergelegten Vision getreu sein 
sollte. Einige seiner Initiativen sollen veranschaulichen, wie entschlossen er war, seine 
Überzeugungen in praktisches Tun umzusetzen. 

Er wollte entschieden die Tatsache ernst nehmen, daß der Lutherische Weltbund ein 
weltweites Ganzes war. Dabei ging er von der Gemeinschaft der skandinavischen 
lutherischen Kirchen aus und machte auch kein Hehl daraus. Mit fast der gleichen 
Energie setzte er sich für die Wiederaufnahme enger, durch den Zweiten Weltkrieg in 
Mitleidenschaft gezogener Verbindungen mit den lutherischen Kirchen in Deutsch- 
land und den Minderheitskirchen in anderen Teilen Europas ein. Kurz nach Ende des 
Krieges hielt er in Berlin Vorträge und berichtete später, wie gut ihn seine Zuhörer auf- 
genommen hatten, wie scht sie die Gemeinschaft mit anderen Lutheranern bei ihrem 
Bestreben, dem dunklen Schatten ihrer unmittelbaren Vergangenheit zu entrinnen, als 
wichtiges Unterstützungsmittel brauchten. Schon im Sommer 1945 reiste Nygren 
nach England, um bei der theologischen Ausbildung von deutschen Studenten, die 
sich als Kriegsgefangene in einem Lager in Norton aufhielten, zu helfen. Als er 
Präsident des LWB wurde, verlor er die aus diesen Erfahrungen gewonnen Überzeu- 
gungen nicht aus dem Gesicht. Vielmehr bildeten die 1945 vor den deutschen Studen- 
ten in England gehaltenen Vorlesungen die Grundlage für den Bericht, den er für die 
Vollversammlung von Lund ausarbeiten sollte und der den Titel trug: „Das Wort, die 
Sakramente und die Kirche“. 

Während seiner Präsidentschaft besuchte Nygren mehrfach die Vereinigten Staaten. 
Bei seinen dortigen Vorträgen stellte er seine auf theologisch-philosophischen Reflek- 
tionen gründende Fähigkeit, heikle und kritische Fragen zu klären, erneut unter 
Beweis, selbst wenn es dabei um ihm entgegenlaufende Ansichten ging und er ver- 
mitteln mußte. Diese Fähigkeit war angesichts gewisser Besonderheiten im amerika- 
nischen Luthertum, die er eindeutig als Schwächen betrachtete, nötig. Insbesondere 
verwies er darauf, daß die zahlreichen institutionellen Spaltungen in den amerikani- 
schen lutherischen Kirchen überwunden werden müßten. Überdies war er skeptisch 
gegenüber dem amerikanischen Aktivismus, der manchmal auf Kosten eines tieferen 
Verständnisses der Bedeutung des Evangeliums ging (vgl. The National Lutheran, 
September 1948). Nygren äußerte diese Kritik nie, ohne gleichzeitig die beträchtli- 
chen Verdienste der lutherischen Kirchen von Amerika zu erwähnen und ihnen beson- 
ders für ihre effizienten Dienste an anderen Lutheranern in den vom Zweiten 
Weltkrieg zerstörten Kirchen zu danken. Genau durch diese Mischung aus Kritik und 
Lob zeigte Nygren, was der Hauptbeitrag des Lutherischen Weltbundes sein könnte, 
nämlich theologische Reflexion und praktischen Dienst in eine produktive Beziehung 
zueinander zu stellen. 

Wichtig war die Aufgabe der Vermittlung für Nygren auch bei seinen Besuchen von 
Kirchen in der Dritten Welt, die wir heute passender als „Zweidrittelwelt“ bezeichnen. 
1950 besuchte er längere Zeit Indien und Tanganjika. In Indien kam er zum Schluß, 
daß drei Fragen im Ausland besondere Aufmerksamkeit und Unterstützung verdien- 
ten: 1. die Herausforderungen für die jüngeren Kirchen, die an neuentstehenden natio- 
nalen Unabhängigkeitsbestrebungen teilhaben und doch noch enge Verbindungen zu 
den „aussendenden Kirchen“ in Europa und Nordamerika unterhalten wollen; 2. die 
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Spannung zwischen lutherischer konfessioneller Identität und ökumenischem Enga- 
gement, besonders im Blick auf die neue Kirche von Südindien; und 3. die Heraus- 
forderung des vor allem im hinduistischen Umfeld zu beobachtenden Synkretismus 
für das christliche Evangelium. 

Nygrens Aufenthalt in Afrika war nicht weniger wichtig, und auch hier konnte er klar 
die Herausforderungen, vor denen die lutherischen Kirchen standen, erkennen: die 
Probleme, die sich jungen Kirchen, die in Richtung Unabhängigkeit gehen wollen, 
unweigerlich stellen, und die besonderen Herausforderungen des aus der tansanischen 
Tradition der Erweckungsbewegung hervorgegangenen extremen Pietismus und Le- 
galismus. 


Der Ökumeniker 


Es ist vor allem den skandinavischen lutherischen Theologen zuzuschreiben, daß der 
LWB von seiner Gründung an sowohl von konfessioneller Identität als auch von öku- 
menischer Offenheit geprägt war. Nygren war ein prominenter Verfechter dieser 
Richtung. Selbst als er in der seit 1949 mit dem Ökumenischen Rat der Kirchen asso- 
ziierten Bewegung von Glauben und Kirchenverfassung eine führende Position über- 
nahm, bestand er darauf, daß sich die lutherischen Kirchen „vorwärts zu Luther“ auf 
den Weg machen müßten. Er nahm 1952 in Lund die Dritte Weltkonferenz von Glau- 
ben und Kirchenverfassung bei sich auf; er hatte schon vorher an den Weltkonferenzen 
in Lausanne im Jahre 1927 und in Edinburgh im Jahre 1937 teilgenommen. 

Nygren war fest davon überzeugt, daß der lutherischen Theologie, wenn sie denn rich- 
tig ausgelegt wird, eine wichtige, im Wesen ökumenische Dimension innewohnt. Für 
Nygren war Luthers Versuch, die Grundüberzeugungen des christlichen Glaubens 
wiederzuerlangen, ein Beitrag von viel größerer Tragweite als die anderen, polemi- 
schen Positionen des Reformators. Mit Blick auf die ökumenische Situation betonte 
Nygren wie Luther, daß es nötig sei, gemeinsame Überzeugungen hinsichtlich 
Christus als Haupt seines Leibes, der Kirche, zu orten. Diese Methode führte ihn zu 
der Formulierung eines Leitmotivs, das viel zu der Entstehung einer zeitgemäßen öku- 
menischen Methodik beitrug: „Der Weg zum Zentrum ist der Weg zur Einheit“ 
us und seine Kirche, aus dem Schwedischen übersetzt von Irmgard Nygren, 
Göttingen, 1956, S. 5). 

Würden andere Wege beschritten, so Nygren, hätte das ökumenische Vorhaben nega- 
tive Ergebnisse. Diese negativen Resultate zeigten sich zum Beispiel in der Behaup- 
tung, daß die an der ökumenischen Bewegung Mitarbeitenden Elemente ihrer konfes- 
sionellen Identität aufgeben müßten, um einen „gemeinsamen Nenner“ zu finden. 
Nygren stellte sich dieser Methodik entgegen und hielt daran fest, daß der Ausgangs- 
punkt die bereits bestehende Einheit des Glaubens an Christus sein müsse. Die Öku- 
mene sei nicht das Ergebnis menschlichen Bestrebens, sondern der Gabe des gemein- 
samen Glaubens an Christus, das Zentrum. Für Nygren waren weder die ökumenische 
Begeisterung von früher noch konfessionelle Starrheit bei der Suche nach der Einheit 
der Kirche angemessen. Im Gegenteil, die ökumenische Bewegung sollte mit Christus 
in Richtung dessen schreiten, was Luther in seiner Erläuterung zum Dritten Artikel des 
Glaubensbekenntnisses „die ganze christliche Kirche auf Erden“ nennt. 
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Hanns Lilje 


Hanns Lilje wurde am 20. August 1899 in Hannover 
als Sohn eines Diakons geboren. 1917 legt er an der 
heimischen Leibnizschule die Reifeprüfung ab und 
wurde noch Teilnehmer am Ersten Weltkrieg. Von 
1919 bis 1922 studierte er in Göttingen und Leipzig 
Theologie und Kunstgeschichte. Nach dem Besuch 
des Predigerseminars in Loccum wurde er 1924 
Studentenpfarrer an der Technischen Hochschule 
Hannover und von 1927 bis 1935 Generalsekretär 
der Deutschen Christlichen Studentenvereinigung 
(DCSV), zuletzt als Vizepräsident der World Student 
Christian Federation. Ab 1935 war er Generalsckre- 
tär des Lutherischen Weltkonvents (des Vorläufers 
des LWB) in Berlin, che er im August 1944 von 
der Gestapo verhaftet wurde und bis zur Befreiung 
durch die Amerikaner im Mai 1945 in Berlin und 
Nürnberg im Gefängnis saß. 1945 wurde Lilje Ober- 
landeskirchenrat, 1947 Landesbischof der Evan- 
gelisch-Lutherischen Landeskirche Hannovers. 
Gleichzeitig gehörte er dem neu gebildeten Rat 
der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) 
an, von 1949 bis 1967 als Stellvertretender Vor- 
sitzender. 1945 bis 1957 war er Präsident des Zentral-Ausschusses für die Innere Mission. Nach 
dem Tod seines Vorgängers Landesbischof August Marahrens 1950 folgte er diesem als Abt 
des Klosters Loccum. Von 1955 bis 1969 war er Leitender Bischof der Vereinigten Evange- 
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands (VELKD). Im Lutherischen Weltbund (LWB) war 
er von 1947 bis 1970 Mitglied des Exekutivkomitees und 1952 bis 1957 Präsident. Im Öku- 
menischen Rat der Kirchen (ORK) gehörte er seit 1948 dem Zentralkomitee an und war seit 
1968 auch Mitglied des Präsidiums. 1971 trat er als Bischof seiner Landeskirche in den 
Ruhestand, behielt aber wichtige ehrenamtliche Funktionen auf ökumenischer Ebene bei. 
Lilje starb am 6. Januar 1977 in Hannover und wurde auf dem Klosterfriedhof in Loccum bei- 
gesetzt. 











Hanns Lilje, Bischof von Hannover, 
Deutschland, und Präsident des LWB 
von 1952 bis 1957. 








Theologische Position 


Hanns Lilje entstammte einem pietistischen Elternhaus, verstand sich aber als Luthe- 
raner mit weitem Horizont, frei von konfessioneller Enge. Sein Bibelverständnis war 
unangefochten von fundamentalistischen wie von historisch-kritischen Fragestellun- 
gen. Die Bibel war ihm kein sakrales Mysterium, sondern das Buch der alltäglichen 
Lebenshilfe. Er begriff das Wort Gottes als Medium der gnädigen Zuwendung Christi 
zum Menschen, Dabei hat Lilje stets seinen Respekt vor dem zögernden Zweifler 
bekundet. 

In seiner Dissertation 1932 über „Luthers Geschichtsanschauung“ schreibt er: 
„Luthers Gedanken zur Geschichte sind von größter Bedeutung für das Verständnis 
seines Gesamtwerkes. Denn wo immer er auf die Geschichte zu sprechen kommt, 
rührt er an alle Grundfragen seiner Theologie.“ 
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Für Lilje hat das Grundprinzip der Rechtfertigung des Sünders, wie es in der lutheri- 
schen Reformation neu entdeckt und entfaltet worden ist, zu einer radikalen Neubesin- 
nung auf das Menschenbild geführt. Die Anthropologie Luthers hat sich für Lilje als 
ein wesentliches Ferment der Neuzeit erwiesen. Nach seiner Auffassung ist weder das 
Existenzverständnis des modernen Menschen noch sein Freiheitsbegriff ohne die 
Grundlagen denkbar, wie sie in der lutherischen Reformation wirksam geworden sind. 
Ihre Wirkungen strahlen nicht nur auf Theologie, Kirche, Predigt und Unterricht, son- 
dern auch auf Dichtung und Philosophie aus, nicht zuletzt betreffen sie die Gestaltung 
der politischen Verhältnisse. Es war für Lilje kein Zweifel, daß in den anthropologi- 
schen Ansätzen Luthers wichtige Erkenntnisse der neueren Philosophie vorwegge- 
nommen sind. Da das Rechtfertigungsgeschehen nicht in statischen Besitz übergeht, 
sondern nur in actu gilt, ist die Nichtobjektivierbarkeit des Erkenntnisvorganges für 
Liljes Denken stets charakteristisch gewesen. Der zuweilen kraß erscheinende Sub- 
jektivismus des Glaubensverständnisses Luthers hat nach Lilje entscheidend dazu bei- 
getragen, daß der Weg für das Verständnis der neueren Erkenntnistheorie vorbereitet 
wurde. 

Damit hängt das Aufkommen des modernen Freiheitsgedankens zusammen, der nach 
Liljes Überzeugung insofern durch das lutherische Denken vorgeformt wurde, als er 
auf der einen Seite die Vorstellung von einer empirisch-realistischen Willensfreiheit 
überwindet und auf der anderen Seite nicht der Gefahr einer völligen Autonomie der 
Vernunft erliegt. Der lutherische Freiheitsgedanke, an dem Lilje sich orientierte, ba- 
siert auf einem responsorischen Verhältnis zu der Realität und Autorität Gottes; durch 
diese letzte absolute Bindung wird der Mensch grundsätzlich von allem Vorletzten in 
den geschichtlichen Bindungen frei. Hieraus ergeben sich auch die Ansätze zur 
Erneuerung des Bibelverständnisses. Luther las die Bibel, und zwar die ganze Heilige 
Schrift Alten und Neuen Testaments, christozentrisch, woraus Lilje den Schluß zog, 
damit sei der statische Kanonbegriff im Grunde ad absurdum geführt: „Die Autorität 
der Schrift ist inhaltlich, nicht aber formal begründet.“ Am nachhaltigsten ist die gei- 
stige Prägung Hanns Liljes durch Luther in der Anthropologie sichtbar. Durch die Be- 
tonung der Rechtfertigung des Sünders ergibt sich ein Menschenverständnis, das sich 
grundlegend unterscheidet von jeder optimistischen Bewertung und Einschätzung des 
Menschen. Da die Einmaligkeit der menschlichen Existenz, ihre Unmittelbarkeit zu 
Gott, ihre Abhängigkeit von Gottes Gnadenakt die entscheidenden Voraussetzungen 
für die Beurteilung des Menschen sind, ist bei Lilje in der Nachfolge Luthers immer 
ein Verständnis der menschlichen Existenz wach geblieben, das von idealistischer 
Überhöhung wie von nihilistischer Resignation gleich weit entfernt war. 

Besonders bedeutsam war für Lilje dieser theologische Ansatz für das Staatsdenken. 
Er zitierte mit Zustimmung Luthers Anspruch, daß er [Luther] „über den Staat herr- 
licher gelehrt habe als irgendein Lehrer der Christenheit seit der Apostel Tagen“, und 
bekennt sich dazu, er habe ein positives Verhältnis zur „Gottesordnung der auctoritas“. 
Dieses Denken „bietet eine kraftvolle Verbindung der Grundkategorie der Autorität, 
der Verantwortung und der Freiheit, im Unterschied zur schrankenlosen Willkür, die 
immer das Resultat völliger menschlicher Autonomie ist“. In diesem Sinn brachte 
Lilje wiederholt zum Ausdruck, daß in dem lutherischen Verständnis der menschli- 
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chen Existenz als der des gerechtfertigten Sünders ebenso wie im Begriff der Autorität 
als Gottesordnung noch immer aktuelle Ansätze zu Erneuerung des abendländischen 
Denkens liegen. Der moderne Staat, so Lilje, kann nicht mehr christlicher Staat im 
Sinne der mittelalterlichen Anschauung des Corpus Christianum sein. So entwickelte 
der Autor eine lutherische Staatslehre, die auf jede Form des Klerikalismus verzichtet, 
also der Unterstellung des Staates unter die Kirche, und der staatlichen Ordnung in 
ihrer Weltlichkeit Raum gibt: Sofern sie „gut Regiment“ ist, erfüllt sich Gottes Ord- 
nung. 

Lilje unterstrich, was in seiner Erstveröffentlichung „Das technische Zeitalter“ (1928) 
zum Ausdruck kommt, daß christliche Theologie Technik und Naturwissenschaft und 
die gesamte moderne Bewußtseinshaltung ernst nehmen müsse, wenn sie die Selbst- 
isolierung von Technik und Naturwissenschaft und ihr Abgleiten in die Autonomie 
verhindern wolle. Auch solche Errungenschaften wie technischer Fortschritt, Auto- 
matisierung des Lebens unterliegen dem göttlichen Schöpfungsgesetz. Lilje sah, daß 
die auf den traditionellen Wegen gesuchten Lösungen des Problems durch eine Ab- 
‚grenzung nach dem Motto: hier Technik, dort christlicher Glaube unzureichend waren. 
Er beschreibt Technik als „im ursprünglichen Wortsinne schöpferische Tätigkeit des 
Menschen. Und für den christlichen Glauben ist sie damit nichts Geringeres als die 
Fortsetzung des Schöpfungswerkes Gottes“. Solche Gedanken sind Lilje, wie er fest- 
stellt, aus seiner Arbeit als Studentenpfarrer an der Technischen Hochschule Hannover 
erwachsen. 

Hanns Lilje war ein überdurchschnittlich gebildeter Theologe, ein Intellektueller mit 
einer gehörigen Portion Skepsis. Dies hat seine Glaubensaussage nicht verkompli- 
ziert, ihn aber in Stand gesetzt, stärker, bei kirchenleitenden Personen üblich ist, 
in geistige Auseinandersetzungen und politische Entscheidungsprozesse einzugreifen. 
Während andere sich vorsichtig im Hintergrund hielten, gehörte er zu den klarsten und 
entschiedensten Befürwortern der Denkschrift der EKD: „Die Lage der Vertriebenen 
und das Verhältnis des deutschen Volkes zu seinen östlichen Nachbarn“ von 1965 wie 
auch später der Ostpolitik der seit 1969 amtierenden sozialliberalen deutschen Bun- 
desregierung. Er sah hier keine Alternative. 























Präsident des Lutherischen Weltbundes 


Im August 1957 hielt der Lutherische Weltbund in Minneapolis/USA seine Dritte 
Vollversammlung unter dem Thema „Christus befreit und eint“ ab. Die Tagung wurde 
ein Meilenstein auf dem Weg der lutherischen Kirchen, weil erstmals neue Strukturen 
gemeinsamer theologischer Arbeit erprobt wurden. Daß dies möglich wurde, war 
nicht zuletzt das Verdienst seines Präsidenten, Landesbischof Hanns Lilje, der seit 
1952 an der Spitze des Weltbundes stand. 
Auf die Frage, was Minneapolis an Ergebnissen gebracht habe, antwortete Lilje: Die 
Gemeinschaft im Bekenntnis, im Verständnis der biblischen Botschaft, im Hören auf 
das Wort Gottes und im Gebrauch der Sakramente ist spürbar gestärkt worden — keine 
Selbstverständlichkeit bei damals 57 Mitgliedskirchen aus 29 Ländern, deren Dele- 
gierte fünfzig Millionen Christen vertraten, die aus fünf Erdteilen kamen, alle Haut- 
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farben trugen und in Dutzenden von Sprachen sich Gehör verschafften. Ihr Glaube 
hatte als gemeinsames Fundament die Bibel in ihrem Verständnis durch die Refor- 
mation Martin Luthers. Ihre praktische Kooperation kam in Zahlen zum Ausdruck, in 
D-Mark und Schweizer Franken, in Pfund und Dollar, die in den Gemeinden rund um 
den Erdball gesammelt und dem Weltdienst in Genf zugeführt wurden, damit er die 
Möglichkeit erhielt, chinesische Flüchtlinge in Hongkong oder arabische Vertriebene 
in Palästina oder mittellose Gemeinden in der DDR zu unterstützen, Dabei erwiesen 
sich unter Liljes Präsidentschaft zunehmend auch die westdeutschen lutherischen 
Landeskirchen als gebefreudig, nachdem sie in der Nachkriegszeit ihren Wohltätern 
hst die leere Hand hatten entgegenhalten müssen, weil sie jahrelang selbst auf 
‚gerseite standen. 

Aber Lilje gab der Gemeinschaft noch andere Impulse. Sein weltweites, grenzüber- 
schreitendes Engagement führte mit dazu, daß die jungen Kirchen Asiens und Afrikas, 
die im lutherischen Dachverband Stütze und Heimat fanden, wachsendes Gewicht er- 
langten, z.B. die der Hannoverschen Landeskirche besonders verbundene Mekane- 
-Kirche in Äthiopien, deren Vertreter/innen sich mit erstaunlichem Selbstbe- 
sein im Umfeld ihrer weißen Glaubensgeschwister bewegten. 

Als Präsident des LWB hat Lilje eine Strategie favorisiert, die darauf zielte, gerade den 
jungen Kirchen Asiens und Afrikas mehr Selbstvertrauen, Kraft und Eigenständigkeit 
zu vermitteln. Ohne seine ausgedehnte Reise- und Besuchstätigkeit, ohne seine Reden 
und Predigten, Bücher und Briefe wäre das nicht möglich geworden. Unabhängig von 
seinen theologischen Gaben, seiner Verkündigung, seiner Bibelauslegung, besaß Lilje 
Eigenschaften, die im deutschen Protestantismus selten waren: Sprachgewandtheit, 
Verhandlungsgeschick, Weltläufigkeit, Charisma, Ausstrahlung — kurzum die Fähig- 
keit, nicht nur über das rechte Verständnis der christlichen Botschaft nachzudenken 
(so wichtig das ist), sondern Menschen guten Willens auch zu guten Taten in der Welt 
zu motivieren. In Lilje hatte das Weltluthertum einen deutschen protestantischen 
Kirchenführer von internationalem Rang, dessen Stimme gehört wurde. In Minnea- 
polis war sein Einfluß erkennbar nicht nur im Tagungsthema „Christus befreit und 
eint“, sondern auch in den Thesen, die in den Kommissionen erarbeitet wurden und 
das Ergebnis eines Reflexionsprozesses aus zwanzig Gesprächsgruppen wiedergaben. 
Alle Fragen der praktischen Zusammenarbeit, so betonte Lilje, verlieren ihren Sinn, 
wenn die lutherische Kirche ihre im Bekenntnis vorgegebene Einheit nicht ständig neu 
durchdenkt, mit den Problemen ihrer Zeit konfrontiert und gemeinsam Antwort zu 
geben wagt. Der Bischof sorgte mit dafür, daß das Minneapolis-Dokument den Geist 
einer latenten politischen Freiheit atmete, daß es die Bedürfnisse unterentwickelter 
Regionen nicht aus dem Auge verlor, die Nöte der Armen nicht ignorierte und auch die 
Gegensätze zwischen Glaube und Ideologie, Christentum und säkularer Weltanschau- 
ung, zwischen Protestanten und Katholiken beim Namen nannte. 

Was letzteres betrifft, so hat der Präsident aus Hannover auch die Idee zu einem Pro- 
jekt gefördert und mitverantwortet, das viel Segen gestiftet hat: Die Gründung des 
Instituts für Ökumenische Forschung in Straßburg, das die Möglichkeiten der Ver- 
ständigung mit dem modernen Katholizismus ausloten sollte. Es war für die Luthe- 
raner schon damals nicht leicht, den schmalen Grat zwischen Profilierung und Sektie- 
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rertum zu gehen. Daß Konfessionen voneinander lernen können und müssen, für diese 
Auffassung trat Lilje auch innerhalb des LWB ein. 

Eine Mischung von Parlament, Kirchentag und theologischer Konferenz: Das waren 
in den fünfziger Jahren der LWB und seine Vollversammlungen. Unter Lilje gewan- 
nen die Tagungen „Konzilscharakter“. Es blieb unter ihm nicht bei einer unverbind- 
lichen theologischen Diskussion. Ziel aller theologischen Arbeit war stets, zur Freude 
am gemeinsamen Bekenntnis vorzustoßen. „Wir sind im Begriff“, so sagte er in sei- 
nem Grundsatzreferat, „ein Bekenntnis unseres Glaubens auszusprechen. Wie jedes 
rechte Bekenntnis muß es vor dem Angesichte Gottes und vor den Augen der Welt 
abgelegt werden.“ Mit Bezugnahme auf die ökumenischen Konzilien der Alten 
Kirche, deren Wirkung bis in die Gegenwart auf ihrer Kraft geistiger Klärung in Aus- 
einandersetzungen ihrer Zeit beruhten, meinte Lilje weiter: „Wir dürfen nicht weniger 
wollen. Wenn die lutherische Kirche der Gegenwart sich mit so vielen Vertretern ihrer 
Gemeinden in aller Welt zusammenfindet, muß sie zwar die Botschaft genau im Auge 
behalten, die ihr von den Vätern her anvertraut ist. Aber sie darf ihr Bekenntnis nicht 
so ablegen, daß sie einfach die Gedanken und Formulierungen der Väter wiederholt. 
Sondern sie muß alles, was sie zu bekennen hat, im Angesicht der Welt sagen, in der 
wir heute leben. Denn der Augenblick, in dem wir unser Bekenntnis zu dem leben- 
digen Gott ablegen, ist diese unsere Gegenwart, diese unsere Welt, in deren faszinie- 
rendes Farbenspiel von Sehnsucht und Angst, technischen Triumphen und weltum- 
spannendenden Katastrophen wir mitten hineingestellt sind.“ 

Minneapolis war der eindrucksvolle Abschluß der Fünf-Jahres-Periode unter der Prä- 
sidentschaft Hanns Liljes. Diese fünf Jahre haben den LWB in einem Maße zu Stand 
und Wesen gebracht, wie kaum erwartet. Allein schon deshalb, weil Lilje so viele 
lutherische Kirchen in aller Welt, in Afrika und Asien, in Süd- und Nordamerika 
besucht hat und überall durch seine Person und die Art seiner Verkündigung Brücken 
des Vertrauens hat schlagen können. Auch die starke Beteiligung der Lutheraner aus 
den unierten Kirchen in Deutschland und die besondere Konzentration auf die theolo- 
gische Arbeit, die allein Basis für die breite Öffentlichkeitswirkung abgeben kann, 
darf als spezifischer Beitrag dieser Periode des Weltbundes unter der Führung seines 
deutschen Präsidenten gewertet werden. 


Der ökumenische Führer 


Der Nationalsozialismus ging 1945 mit dem Tod seines „Führers“ Adolf Hitler zu 
Ende. Seither ist die Bezeichnung „Führer“ belastet. Daß der Begriff ausgerechnet 
dort wieder Verwendung fand, wo sich der Führungsanspruch Hitlers am wenigsten 
durchgesetzt hat, in der Kirche nämlich und hier vorzugsweise in der Ökumene, gehört 
zu den Besonderheiten, die die ersten 25 Jahre der Nachkriegszeit auf kirchlichem 
Gebiet geprägt haben. Auf der anderen Seite war es ganz natürlich, gerade jener Gene- 
ration führender Männer Verantwortung in der Kirche zu übertragen, die den Kirchen- 
kampf unter der Herrschaft des Nationalsozialismus gekämpft und erlitten hat, von 
denen einige aus den Gefängnissen und Konzentrationslagern Hitlers sogar einen 
Hauch von Märtyrertum in die Freiheit nach 1945 mitbrachten. Sie waren, wie Martin 
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Niemöller sagte, auch zu „Führern“, freilich zu „Anti-Führern“ geworden. Unter 
ihnen spielte Hanns Lilje eine herausragende Rolle. 

Als junger Theologe gehörte er der Deutschen Christlichen Studentenvereinigung 
(DCSV) an und wurde dort bald zu einer führenden Persönlichkeit. Auf dem Weg über 
den Christlichen Studentenweltbund gewann er die Verbindung und Freundschaft mit 
den aktiven Vorkämpfern der in den zwanziger Jahren entstehenden Ökumenischen 
Bewegung, mit dem Amerikaner Francis Miller etwa oder dem Franzosen Pierre 
Maury, mit dem Schotten Robert Mackie und dem Niederländer Willem A. Visser't 
Hooft. Was Lilje damals in der gemeinsamen ökumenischen Lehrschule und dann 
auch als leitender kirchlicher Amtsträger seiner lutherischen Landeskirche bedeutet 
hat, wird nicht so rasch als ein Stück vergangener Kirchengeschichte an Interesse ver- 
lieren — kirchengeschichtlich gesehen besteht das „Ökumenische Zeitalter“ ja noch 
nicht lange, und es wird weiter andauern. 

In der Zeit, die dem „Dritten Reich“ folgte, gab es einige für die ökumenische Ent- 
wicklung bedeutsame Weichenstellungen, an denen die Christenheit in Deutschland 
maßgeblichen Anteil hatte. Da ist zuerst die Stuttgarter Schulderklärung vom Oktober 
1945, die auch die Unterschrift von Lilje trug. Darin wurden die Verstrickung und 
Mitverantwortung der Kirche am politischen Unrecht der Vergangenheit eindeutig 
festgehalten und eine Reihe von Versäumnissen konkret benannt — ein Vorgang, der 
die positive Einstellung des Ökumenischen Rates den Deutschen gegenüber nachhal- 
tig bestimmt hat. 

Hanns Lilje wurde dann 1948 von der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) 
als einer ihrer Delegierten auf die Weltkirchenkonferenz nach Amsterdam entsandt. 
Auch auf den Vollversammlungen des ÖRK in Evanston (1954), Neu-Delhi (1961) 
und Uppsala (1968) war er als EKD-Delegierter dabei. Es war kein Zufall, daß die 
EKD ihn immer wieder zum Delegierten berief, nicht nur in seiner Eigenschaft als 
Stellvertretender Ratsvorsitzender, sondern weil er mit seiner Tätigkeit im Christ- 
lichen Studentenweltbund eine „Vorgeschichte“ mitbrachte, die sich mit einer heraus- 
gehobenen Sachkenntnis verband, über die wohl kein anderer Kirchenvertreter seiner 
Generation verfügte. Auffällig war eher, daß man Lilje bereits in Amsterdam in den 
Zentralausschuß berief, dem er dann bis kurz vor seinem Tod ununterbrochen angehört 
hat. Er verkörperte mit seiner Person, überraschend für viele Ausländer und Ö 
meniker, einen „anderen“ Deutschen: umgänglich, bereit und fähig, sich einzufügen 
in den internationalen Meinungshorizont, dazu mit klugem und abgewogenem Urteil, 
Seiner politischen Integrität, dem Vertrauen, das ihm bei seinen weitausgreifenden 
ökumenischen Kontakten über die Landesgrenzen hinaus zufiel, war es mit zuzu- 
schreiben, daß sich Deutschland nach dem Krieg die Türen zur Welt wieder öffneten, 
wie er überhaupt, menschlich unbefangen und unvoreingenommen, bemüht war, 
Wunden zu heilen und Getrenntes zusammenzuführen. Durch ihn wurde die Kirche 
nicht nur glaubwürdiger, sie wurde auch aus provinzieller Enge befreit. 

Daß Hanns Lilje dann in New Delhi vom Zentralausschuß in den engeren Exekutiv- 
ausschuß gewählt wurde, erstaunte ebensowenig wie seine Wahl in Uppsala zu einem 
der sechs Präsidenten des Ökumenischen Rates der Kirchen — obgleich es bei Licht 
besehen ein ungewöhnlicher Vorgang war, daß für drei aufeinanderfolgende Legisla- 
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turperioden einer der Präsidenten immer aus der gleichen Kirche kam. Aber selbst 
wenn es beabsichtigt gewesen sein sollte, wäre man an Lilje nicht vorbeigekommen, 
und das war gut und richtig so. Denn ohne ihn und seinen Dienst an der Ökumene 
wären sicherlich manche Anstöße nicht zustandegekommen oder manche Entwick- 
lungen anders verlaufen, wenn man an die Vereinigung mit der Bewegung für Glaube 
und Kirchenverfassung, die Integration des Internationalen Missionsrates oder die 
Verbindungen zur römisch-katholischen Kirche denkt. 
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I En ee ee 


Franklin Clark Fry 


Franklin Clark Fry wurde am 30. August 1900 in 
Bethlehem, Pennsylvanien/USA, geboren. Sowohl 
sein Vater als auch sein Großvater waren Pastoren. 
Nach dem Schulbesuch in Rochester in New York 
studierte er zunächst am Hamilton College in Clin- 
ton, New York, wo er 1921 den Bakkalaureus der 
philosophischen Fakultät erwarb, und dann an der 
Amerikanischen Schule für humanistische Studien 
in Athen, Griechenland, 1925 legte Fry das Magi- 
sterexamen in Theologie am Lutherischen theolo- 
gischen Seminar in Philadelphia ab und wurde am 
10. Juni 1925 von der New York-New England-Sy- 
node der Vereinigten Lutherischen Kirche in Ame- 
rika (United Lutheran Church in America, ULCA) 
ordiniert. Im selben Jahr wurde er zum Pastor an der 
Erlöserkirche in Yonkers, New York, ernannt. 1929 
wurde er Pastor der Trinitätskirche in Akron, Ohio. 
Zwischen 1929 und 1944 arbeitete Fry in mehreren 
Ausschüssen und Kommissionen mit, u.a. im Aus- 
Franklin Clark Fry, Präsident des LWB schuß für amerikanische Mission, im Komitee für 
von 1957 bis 1963. Evangelisierung, im Komitee für moralische und 

soziale Fürsorge und im Exekutivausschuß seiner 
Kirche. 1944 wurde er zum Präsidenten der ULCA gewählt. Er wurde in diesem Amt mehrmals 
bestätigt, zuletzt auf der Tagung im Jahre 1960. Fry wurde 1962 zum Präsidenten der Luthe- 
rischen Kirche in Amerika (Lutheran Church in America, LCA) gewählt. Er bekleidete dieses 
Amt von 1963 bis zum Rücktritt kurz vor seinem Tod. Sowohl während seiner Präsidentschaft 
für die ULCA als auch für die LCA hatte Fry eine Vielzahl von Positionen in der lutherischen 
Kirche und auf ökumenischer Ebene inne, u.a. seit 1946 die Präsidentschaft der Lutherischen 
Welthilfe (LWR); er war Mitgründer des Lutherischen Weltbundes im Jahre 1947 sowie des 
Ökumenischen Rates der Kirchen (ÖRK) im Jahre 1948. Außerdem war er stellvertretender 
Vorsitzender und später Vorsitzender des ÖRK-Zentralausschusses bis 1968; von 1945 bis 1966 
gehörte er dem Lutherischen Nationalrat (NLC) an und war zwischen 1946 und 1966 Mitglied 
seines Exekutivkomitees; er führte 1950 auf der ersten Zusammenkunft des Nationalrats der 
Kirchen Christi (NCCC) in den USA den Vorsitz. Außerdem war er 1948 Schatzmeister des 
LWB und dessen Präsident von 1957 bis 1963. Fry erhielt zahlreiche staatliche Auszeichnungen 
für seinen Einsatz für Hilfsaktionen und 34 Ehrendoktorwürden von Einrichtungen auf der 
ganzen Welt. 1927 heiratete er Hilda Adrianna Drews. Sie hatten drei Kinder. Fry starb am 
6. Juni 1968 in New Rochelle, New York. 














Pfarrer 


Als Leiter des amerikanischen und weltweiten Luthertums sucht Fry in unserem Jahr- 
hundert seinesgleichen (Time, 7. April 1958). Er war eine große Persönlichkeit, die 
ihren Schatten auf praktisch jedes Gebiet des Luthertums und der ökumenischen Be- 
wegung seiner Zeit geworfen hat. Er war ein besonders begabter und vielseitiger 
Mensch, dessen Wirken von verschiedenen Seiten betrachtet werden kann. Den besten 
Einblick in die Persönlichkeit von Fry aber gibt nicht seine Stellung als Kirchen- 
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präsident oder Vorsitzender auf ökumenischen Tagungen, sondern sein Wirken als 
Pastor. 

Fry gehörte zur dritten Generation Geistlicher in seiner Familie. Sein Großvater war 
Mitglied des Lutherischen Theologischen Seminars in Philadelphia; sein Vater war 
zunächst Pastor in Bethlehem, Pennsylvanien, und in Rochester, New York, und spä- 
ter Exekutivsekretär des Ausschusses für amerikanische Mission der ULCA. Das 
familiäre Umfeld dürfte einen entscheidenden Einfluß auf das Leben von Fry gehabt 
haben. Mit einer gewissen Selbstverständlichkeit ging man davon aus, daß auch 
Franklin Clark Pastor werden würde, Seine Ausbildung war eine gute Vorbereitung 
auf das Predigerseminar: Griechisch lernte er auf der Oberschule, die Fähigkeit, in der 
Öffentlichkeit zu sprechen, erwarb er während seiner vierjährigen Studienzeit am 
Hamilton College sowie in Athen an der Amerikanischen Schule für humanistische 
Studien. Noch heute kursieren Geschichten über seine Unzufriedenheit mit dem 
Unterricht, der ihm in dieser Hinsicht auf dem Seminar zuteil wurde. 

Fry war insgesamt neunzehn Jahre als Gemeindepastor tätig: vier Jahre an der Erlöser- 
kirche in Yonkers und fünfzehn Jahre an der Trinitätskirche in Akron, Ohio. In diesen 
Jahren erwarb und entwickelte er Fähigkeiten und Fertigkeiten, die ihn für den Rest 
seines Lebens prägen sollten: Disziplin, harte Arbeit, Organisation, der sorgfältige Ge- 
brauch der Sprache sowie die Überzeugung, daß ökumenische Stellungnahmen 
von gut organisierten ökumenischen Organisationen kommen sollten. Trotzdem war 
Franklin Clark Fry vor 1944 noch kein ökumenischer Theologe. Im Mittelpunkt sei- 
nes Amtes stand die Gemeinde; das sollte sich erst später ändern. Obwohl Fry 1944 
nach der Wahl zum Präsidenten der ULCA aus dem Pastorenamt schied und später nie 
wieder in die Gemeinde zurückkehrte, war es offensichtlich, daß er weiterhin außer- 
ordentlich gerne „Pastor Fry“ war. Er unterrichtete eine Sonntagsschulklasse im Fern- 
sehen, er predigte so oft, wie es sein neues Amt zuließ. Über viele Jahre kommuni- 
zierte er mit den Pastoren seiner Kirche durch sogenannte „Dear Partners. Briefe. Fry 
verstand sich in allererster Linie als Pastor seiner Kirche, der aber auch andere Funk- 
tionen ausübte. 

Angesichts seiner Laufbahn überrascht es nicht, daß die Veröffentlichungen Frys aus 
Gelegenheitsschriften und nicht aus formellen Abhandlungen bestehen. Fry ist als 
Verfasser von Satzungen in Erinnerung geblieben, nicht als Autor von Büchern. Den- 
noch ist das Korpus seiner Schriften recht umfangreich, wenn auch weit verstreut. 
Artikel und Reden finden sich in einer Vielzahl von Zeitschriften, Bulletins und Proto- 
kollen. Viele seiner Predigten sind veröffentlicht worden. Sowohl das Handbuch für 
das Pfarramt (ULCA Pastor's Desk Book) als auch der Informationsdienst für den 
Pfarrdienst (The LCA Minister's Information Service) gaben Fry die Gelegenheit mit- 
zuteilen, was er über die Kirche dachte. Seine Artikel geben Aufschluß über seine 
Gedanken und Vorstellungen. 


















Präsident der ULCA und der LCA 


Im Oktober 1944 wurde Fry im Alter von 44 Jahren zum Präsidenten der ULCA ge- 
wählt. Sein Leben änderte sich damit einschneidend. In der Vergangenheit hatte Fry 
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in mehreren Ausschüssen und Komitees der ULCA mitgearbeitet, einschließlich des 
Exekutivausschusses, in den er 1942 gewählt worden war. Am 1. Januar 1945 wurde 
er leitender Geistlicher und Vorsitzender seiner Kirche. Von diesem Zeitpunkt an bis 
zu seinem Tod 1968 diente er seiner Kirche und hatte großen Einfluß auf ihr Dasein. 
Während seiner zwei Amtsperioden gelang es ihm, den Lutheranern in Amerika neues 
Selbstvertrauen zu schenken. Er trug dazu bei, die inneren Kirchenstrukturen wir- 
kungsvoll zu gestalten, aber er richtete gleichzeitig den Blick der ULCA und der LCA 
nach außen, damit sie ihre Möglichkeiten und Aufgaben in der Welt in christlicher 
Einheit und christlichem Dienst wahrnehmen konnten. Die Fähigkeiten, die er in der 
Gemeindearbeit gezeigt hatte, halfen ihm auch als Präsident der ULCA und der LCA, 
um die Zurückhaltung gegenüber der ökumenischen Bewegung zu überwinden. 

Die Ereignisse der kommenden Jahre zeigten, welche Rolle er als lutherischer Kir- 
chenleiter und ökumenischer Theologe einzunehmen bereit war. Fry wurde schon bald 
mit dem Lutherischen Nationalrat identifiziert. Außerdem wurde er Mitglied des Exe- 
kutivkomitees des LWB. Er arbeitete am Hilfsprogramm des NLC für Waisenkinder. 
Schon 1946, im zweiten Jahr seiner Präsidentschaft, wurde Fry zum Präsidenten der 
Lutherischen Welthilfe gewählt. In den folgenden zwanzig Jahren unternahm er viele 
Reisen, um die zwischenkirchliche Hilfe und den Wiederaufbau voranzubringen. 
Zwischen 1945 und 1948 kämpfte Fry für die Gründung des Ökumenischen Rates der 
Kirchen. Insbesondere bestand er darauf, daß im ÖRK die verschiedenen Konfessio- 
nen vertreten sein sollten. Diese Bemühungen brachten ihn 1945 nach Europa, wo er 
Kirchenleitern begegnete, mit denen er den Rest seines Lebens zusammenarbeiten 
sollte. Gleichzeitig spielte Fry eine bedeutende Rolle im Prozeß der Umwandlung des 
Lutherischen Weltkonvents in den Lutherischen Weltbund, der 1947 in Lund abge- 
schlossen wurde. 

Auf der ersten Sitzung der Konferenz der NCCC in Cleveland 1950 hatte Fry den 
Vorsitz. Er spielte eine entscheidende Rolle bei der Festlegung der Leitlinien der 
Organisation für den Nationalrat. Im Januar 1951 machte er im Rahmen des Aufrufs 
„Die große Stunde des Teilens“ (One Great Hour of Sharing) des NCCC- 
Kirchenweltdienstes eine Weltreise. 
Trotz der Vielzahl seiner Akt iten verlor Fry nie die Einheit der Lutheraner aus den 
Augen. Die ULCA setzte sich schon lange für die Vorstellung einer einzigen lutheri- 
schen Kirche in den Vereinigten Staaten ein. 1956 nahm Fry die Gelegenheit wahr und 
sprach in seinem Bericht an die Harrisburger Konferenz der ULCA dieses Thema an 
(Minutes of the Twentieth Biennial Convention of The United Lutheran Church, Har- 
risburg, Pennsylvanien, 1956, S. 29-38). In seiner Rede ging es vornehmlich um die 
Einheit der Lutheraner. Die Rede war aber auch ein Zeugnis dafür, daß die ökumeni- 
schen Aktivitäten bei Fry einen nachhaltigen Eindruck hinterlassen hatten, denn Fry 
sah die Einheit der Lutheraner vor dem Hintergrund der Einheit der universalen Kir- 
che. Dieser Bericht ist sicher eine der eindrucksvollsten Schriften Frys und ein spre- 
chender Ausdruck seiner Leitungsfähigkeiten. 

Obwohl eine umfassende Union der acht Organe der NLC nicht zustande kam, wurde 
1962 unter Frys Leitung und zum großen Teil durch seine Bemühungen die LCA ge- 
gründet. 1956 nahm die gemeinsame Kommission für die Einheit der Lutheraner ihre 
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Zusammenarbeit mit der ULCA, der Lutherischen Augustana-Kirche, der Amerika- 
nischen Evangelisch-Lutherischen Kirche und der Finnischen Evangelisch-Lutheri- 
schen Kirche (Suomi-Synode) auf. Sechs Jahre später war die Aufgabe vollendet. Auf 
der Gründungstagung in Detroit wurde Fry zum ersten Präsidenten der LCA gewählt. 
Er übte dieses Amt bis zu seinem Rücktritt 1968 aus. 

Als eine Konsequenz dieses Zusammenschlusses und der Union der Kirchen, die 1960 
die Amerikanische Lutherische Kirche (ALC) bildeten, schlugen Fry und Paul C. 
Empie, der Exekutivdirektor des NLC, 1966 vor, diese Organisation durch den Luthe- 
rischen Rat in den USA (LCUSA) zu ersetzen. Erstmals arbeiteten die LCA und ALC 
mit der Missouri-Synode der Lutherischen Kirche (LCMS) und der Synode Evange- 
lisch-Lutherischer Kirchen in einem gemeinsamen Programm für theologische Stu- 
dien und christlichen Dienst zusammen. 

Unter der Leitung Frys verwandelte sich die LCA schnell in eine vereinte Kirche, die 
durch die Gaben der neu hinzugekommenen Kirchen bereichert wurde. Sie wurde 
Mitglied des NCCC, des ÖRK, des LCUSA und des LWB und hat außerdem früh die 
Richtlinien für die Beteiligung an der Ökumene auf regionaler Ebene festgelegt. Als 
Präsident der LCA hatte Fry weiterhin mehrere ökumenische Ämter inne, in die er 
früher gewählt worden war. 


Präsident des LWB 


Schon lange vor seiner Wahl zum Präsidenten des LWB nahm Fry im Weltbund eine 
führende Rolle ein. Bereits 1945 wurde er ins Koordinationskomitee des Lutherischen 
Weltkonvents (LWK) gewählt. Die Aufgaben dieses Komitees bestanden darin, die 
Hilfsaktionen und die Neuorganisation des Weltkonvents zu koordinieren. 1945 und 
1946 war Fry zusammen mit Kollegen vom Zentralrat der Kirchen und der amerika- 
nischen Sektion des Lutherischen Weltkonvents in Europa. Auf der zweiten Reise 
hatte er sich zum Ziel gesetzt, das Exekutivkomitee des Weltkonvents zu reaktivieren 
sowie Unterstützungsaktionen und Hilfseinrichtungen zu fördern. Ebenso ging es ihm 
darum, die europäischen Lutheraner für den Gedanken zu gewinnen, daß bei dem in 
Entstehung begriffenen ÖRK eine konfessionelle Vertretung der Kirchen einer geo- 
graphischen Vertretung vorzuziehen sei. Fry war Teilnehmer des Exekutivkomitees 
des LWK in Uppsala im Jahre 1946, das die Gründungsversammlung des LWB in 
Lund im Jahre 1947 vorbereitete. Fry bezeichnete das Treffen in Uppsala als „Sieg für 
die weltweite Einheit der Lutheraner in unserem Zeitalter“ (vgl. E. Clifford Nelson, 
The Rise of World Lutheranism. An American Perspective, 1987, S. 384-386). 

Auf der Versammlung in Lund wurde Fry ins Exekutivkomitee des Weltbundes ge- 
wählt. Im folgenden Jahr wurde er zum Schatzmeister ernannt; dieses Amt behielt er 
bis 1952. Auf der Vollversammlung in Hannover 1952 wurde Fry zum ersten Vize- 
präsidenten gewählt. Seine Wahl zum Präsidenten auf der Vollversammlung in Min- 
neapolis im Jahre 1957 war daher keine Überraschung mehr. Fry bekleidete dieses 
Amt bis zur Vollversammlung in Helsinki im Jahre 1963. Seine Führungsqualitäten 
stellte er auf beiden Versammlungen unter Beweis. In Minneapolis wurde es als sein 
Verdienst bezeichnet, Autor der „Thesen von Minneapolis“ zu sein, in denen eine 
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theologische Interpretation des Themas „Christus befreit und eint“ gegeben wurde. 
Auf der Vollversammlung von Helsinki leitete er die schwierigen Diskussionen über 
die vorgeschlagene Erklärung über das Verständnis der Rechtfertigung. Diese Diskus- 
sionen stellten sein parlamentarisches Geschick auf eine harte Probe. Von mancher 
Seite wurde freilich auch Kritik an seinem „westlichen“ Führungsstil laut. Dem 
Exekutivkomitee des LWB gehörte Fry von 1963 bis zu seinem Tod 1968 an. 

Frys Führung im LWB, insbesondere seine Präsidentschaft, war gekennzeichnet durch 
sein Bekenntnis zur konfessionellen Integrität. In seiner Arbeit legte er darum den 
Akzent auf konfessionelle und evangelische Grundgedanken. Bemerkenswert war 
aber auch sein ökumenisches Engagement, das sich auf die orthodoxen, anglikani- 
schen und reformierten Kirchen ebenso wie auf die römisch-katholische Kirche er- 
streckte, auf letztere aber erst nach erheblichem Zögern (vgl. ULCA Pastor's Desk 
Book, Dezember 1950, S. 211-19; Juni 1951, S. 249-55; November 1951, S. 287-98.) 
In den Jahren seiner Wirksamkeit beim LWB widmete er drei Themen besondere Auf- 
merksamkeit: a) Der Beziehung zwischen dem LWB und dem Ökumenischen Rat, 
b) der Beziehung des LWB zur LCMS sowie c) einer Studie über das Wesen des LWB 
aus theologischer und kirchengeschichtlicher Sicht. 

Bei vielen Gelegenheiten sprach Fry von den bedeutenden Herausforderungen, denen 
sich der LWB gegenübersah, und er sprach zu den Mitgliedskirchen über die Aufgabe 
des Weltbundes. Auf dem ersten Treffen des Exekutivkomitees, das er im Oktober 
1958 in Straßburg als Präsident des LWB leitete, hob er die Notwendigkeit eines 
Gleichgewichts zwischen Einheit und Wahrheit hervor. Es sei die Aufgabe des LWB, 
das richtige Verhältnis zwischen diesen beiden Grundprinzipien aufrechtzuhalten. 
Dieses Thema brachte er auch auf der Konferenz der „Frauen in der lutherischen 
Kirche“ (United Lutheran Church Women) unter dem Titel „Der Dienst des LWB in 
der Kirche heute“ (LWF Serves the Church in the World Today) zur Sprache. Schon 
in seinem ersten Jahr als Vizepräsident ließ er mit Hilfe eines Berichts über den 
Zustand der Kirche in seinen „Dear Partners Letters“ andere an den Entwicklungen im 
Exekutivkomitee in Wien Anteil nehmen. 


Vorsitzender des Zentralausschusses des ÖRK 


Wie auch im Fall des LWB spielte Fry bei der Gründung des ÖRK eine entscheiden- 
de Rolle. Fast unmittelbar nach seiner Wahl zum Präsidenten der ULCA befürwortete 
Fry den Vorschlag, daß der ORK das konfessionelle Prinzip für die Vertretung der Mit- 
gliedskirchen anerkenne. 1945 und 1946 unternahm er mehrere Reisen nach Europa, 
um auf verschiedenen Treffen mit lutherischen Kirchenleitern und vor allem mit W. A. 
Visser’t Hooft, dem designierten Generalsekretär des in der Entstehung begriffenen 
ÖRK, seinen Standpunkt darzulegen. Eine von Frys Leistungen bestand darin, daß auf 
der Ersten Vollversammlung des ÖRK in Amsterdam 1948 einmütig ein Zusatz in der 
Satzung angenommen wurde, der die konfessionelle Repräsentation zuließ. 

Der erste Zentralausschuß des ORK. der nach der Vollversammlung zusammenkam, 
wählte Fry zum stellvertretenden Vorsitzenden. Unter der Führung von George K.A. 
Bell, dem anglikanischen Bischof zu Chichester, hatte Fry Gelegenheit, sich mit den 


390 











Mitarbeitern und der Arbeit des ÖRK vertraut zu machen. Dieses Amt hatte er von 
1948 bis 1954 inne. Von 1954 bis 1968 war er Vorsitzender des Zentral- und des 
Exekutivausschusses des ÖRK. Das erste Mal wurde er auf der Vollversammlung in 
Evanston gewählt; 1961 in Neu-Delhi wurde er wiedergewählt, Er blieb in dieser 
Funktion bis zu seinem Tod, wenige Monate vor der Vollversammlung in Uppsala im 
Jahre 1968. 

1949 und 1950 gehörte Fry einer kleinen Gruppe an, die von Visser’t Hooft beraten 
wurde und die Erklärung von Toronto ausarbeitete, die 1950 vom Zentralausschuß 
genehmigt wurde und die Bedeutung der Mitgliedschaft im ÖRK erläuterte. Als eine 
der führenden Persönlichkeiten innerhalb des ÖRK setzte sich Fry für die Beziehun- 
gen mit der orthodoxen Kirche sowie für die Mitgliedschaft der Russischen Ortho- 
doxen Kirche ein. Ebenso sprach er sich dafür aus, daß der ÖRK Beobachter zum 
Zweiten Vatikanischen Konzil senden solle. Er stellte sich auch den Herausforderun- 
gen, die der Kalte Krieg und die Spannungen zwischen Ost und West mit sich brach- 
ten. Er war bekannt für seine Diplomatie und Verhandlungsfähigkeit. Gelegentlich 
vertrat er mit Entschlossenheit und Geschick den ORK in dessen Beziehungen zu 
kommunistischen Ländern. Er war auf der Sitzung des ÖRK in Ungarn anwesend, als 
wegen der Freiheitsbeschränkungen von Bischof Lajos Ordass schwierige Verhand- 
lungen geführt wurden. Fry unterstützte ihn auf jede erdenkliche Art und Weise und 
sprach mit aller Kraft und Deutlichkeit. 

Es gelang Fry sowohl auf internationaler Eben: 
che, die Bedeutung des ORK überzeugend darzı 
Partners Letters“ und der LCA Minister’ s Information Service Aufschluß. Über viele 
Jahre hinweg berichtete Fry auf interessante Art und Weise von den Vollversamm- 
lungen des ÖRK, von Sitzungen des Zentralausschusses sowie von der gemeinsamen 
Arbeitsgruppe mit der römisch-katholischen Kirche, indem er die Bedeutung dieser 
Veranstaltungen für die regionale Ebene aufzeigte. 

Beinahe zwei Jahrzehnte setzte sich Fry für die weltweite Christenheit ein, indem er 
das lutherische Bekenntnis als festen Bestandteil der ökumenischen Vision veranker- 
te. Er gab weder die Einheit noch die Wahrheit auf, weil er daran festhielt, daß jede 
ökumenische Aktivität in den bestehenden Kirchen verankert sein müsse. Es lag für 
ihn kein Widerspruch darin, gleichzeitig für den Aufbau der eigenen Kirche und den 
der universalen Kirche einzutreten. 
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Fredrik Schiotz 


Fredrik Axel Schiotz wurde am 15. Juni 1901 in 
Chicago, Illinois, geboren. Seine Eltern waren däni- 
sche Einwanderer. Nach dem Abitur studierte er am 
St. Olaf College in Northfield, Minnesota und am 
Lutherseminar in St Paul, Minnesota, wo er 1930 
den Bachelor of Theology und 1932 den Master of 
Theology ablegte. Schiotz arbeitete in der Luthe- 
rischen Studentenbewegung mit und wurde 1930 
in der Norwegischen Lutherischen Kirche. Schiotz 
war in drei Gemeinden Zion in Duluth, Minne- 
sota, Trinity in Moorhead, Minnesota und Trinity in 
Brooklyn, New York. Er hatte eine Vielzahl von 
führenden Positionen inne, die im Zusammenhang 
standen mit Weltmission und ökumenischer Arbeit: 
Studienleiter der Student Service Commission der 
Amerikanischen Lutherischen Konferenz (1938- 
1945), Vorstandsmitglied der Student Volunteer Mo- 
vement for Foreign Missions (1948-1954), Exeku- 
tivsekretär Studienleiter der Kommission des Luthe- 
rischen Nationalrats in den USA für junge Kirchen 
x A und verwaiste ionen (Commission on Younger 
nischen Lutherischen Kirche und Churches and Orphaned Missions/CYCOM) (1948- 
Präsident des LWB von 1963 bis 1970. 1954), erster Vorsitzender der Kommission für Welt- 
s Lutherischen Weltbundes (1957); Mit- 
glied des Exekutivkomitees des Lutherischen Nationalrats (1955-1966), des Lutherischen 
Rates in den USA (1967-1971); Präsident der ELC (1954-1960) und der Amerikanischen 
Lutherischen Kirche (ALC) (1961-1971). Schiotz war Delegierter seiner Kirche auf den 
ersten drei Vollversammlungen des Lutherischen Weltbundes und von 1955-1971 Mitglied 
des Exekutivkomitees. Die Vierte Vollversammlung in Helsinki 1963 wählte ihn zum Pr‘ 
denten des LWB. Zehn amerikanische Hochschulen sowie die Universität zu Erlangen verlie- 
hen ihm die Ehrendoktorwürde. 1928 heiratete er Dagny Aasen. Fredrik Schiotz starb am 
25. Februar 1989. 





















Fredrik A. Schiotz, Präsident der Ame- 
rikat 

















Im Dienst der Weltmission 


Fredrik A. Schiotz verstand sich immer als Mitglied einer weltweiten christlichen Be- 
wegung. Weil er in einer Welt, die von den zwei Weltkriegen heimgesucht worden war, 
einschneidende Veränderungen erfahren hatte, lag ihm daran, durch Glaube, Liebe 
und Gerechtigkeit die Not von Christen und Nichtchristen zu lindern. Als Lutheraner 
war er tief in den lutherischen Bekenntnissen verwurzelt und zugleich geprägt von der 
Frömmigkeit der Haugeanischen Erweckungsbewegung (Hans Nielsen Hauge, 1771- 
1824 war ein norwegischer Laienprediger und Leiter der ersten großen Erweckungs- 
bewegung in Norwegen. Beeinflußt durch den deutschen Pietismus, besonders Philipp 
Jakob Spener, 1645-1705, trat er für eine individuelle Frömmigkeit ein, die auf dem 
Studium der Bibel begründet und von einer bescheidenen Lebensweise geprägt war). 
Von den lutherischen Bekenntnissen lernte Schiotz, daß die christliche Einigkeit kein 
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Beiwerk, sondern das Kernstück des christlichen Lebens ist, und vom Haugeanischen 
Pietismus begriff er, daß die persönliche Hingabe an Christus die Voraussetzung für 
Ökumene und Mission ist. 

Schiotz faßte seine Lebensgeschichte in einer kurzen Autobiographie mit dem Titel 
„One Man’s Story“ (Minneapolis 1980) zusammen. Darin spricht er von Erkenntnis- 
sen, die sein Leben in der Studienzeit prägten, besonders die innere Befreiung von 
einem Lebensstil, der durch Traditionen und künstliche Regeln bestimmt war (S. 41). 
Als ihm bewußt wurde, daß Traditionen und Regeln Christen von einem gelösten 
Zusammensein und von gemeinschaftlicher Arbeit für Gerechtigkeit abhielten, for- 
derte er eine Befreiung von dem, was er als „moralischen Legalismus“ bezeichnete, 
welchen er in seiner eigenen Kirche erlebt hatte. In einem Buch mit dem Titel 
„Release“ (Minneapolis 1935) beschrieb er einen Weg, auf dem Christen von einer 
engstirnigen Lebensweise befreit und damit für die weltweite Mission geöffnet wer- 
den. Schiotz griff auf seine Gemeindeerfahrung zurück, um seine lutherische Über- 
zeugung von christlicher Freiheit auszudrücken, Diese Freiheit von der Gefangen- 
schaft durch Furcht, Sünde und das eigene Ich werde durch „drei Wegweiser‘ 
lich durch Sehen, Wollen und Hingabe erlangt. Ein gesundes Maß an Kriti 
Schiotz, führe zu einer richtigen Diagnose der menschlichen Schwäche, zur Buße 
und zum Wunsch, sich zu verändern. Eine solche Sichtweise führe zu dem Wunsch, 
Vergebung zu erlangen und nicht länger von Verzweiflung und Apathie beherrscht 
zu werden. Schließlich führe das Verlangen nach Vergebung zur demütigen Hinwen- 
dung zu Gott im Glauben. Nach Schiotz ist Erlösung kein frommes Gefühl, sondern 
die Erfahrung einer grundlegenden Veränderung: die Befreiung von der Gefangen- 
schaft des Ichs durch die Bindung an Gott, der in Christus die Christen befähigt, stand- 
feste Jünger zu werden und bleiben (1.-3. Kap.). Schiotz war sich dessen bewußt, daß 
der lutherische Pietismus in Amerika, der in Deutschland und Skandinavien seine 
Wurzeln hatte, zu individualistischer Selbstbeobachtung und engstirnigem Moralis 
mus neigte. Obwohl Bibelstudium, Sonntagsschulen und Freizeiten zu einer sp 
fischen Frömmigkeit und zu geistiger Erneuerung führen, ist, so Schiotz, das Abend- 
mahl die wahre Quelle des Lebens, das die Christen mit Christus und untereinander 
verbindet (ebd., S. 119-27). Diese Gemeinschaft begründet christliche Einheit und 
Mission. Sie umschließt die Opfer des 20. Jahrhunderts mit seiner Gewalt, Tyrannei 
und Not. 

Schiotz kritisierte vor allem das Fehlen eines explizit lutherischen Ansatzes der 
Mission. Er entwickelte die theologische Basis dafür in dem Aufsatz „A Lutheran 
Approach to Missions“. Dieser wurde zusammen mit zwei weiteren Aufsätzen zum 
gleichen Thema veröffentlicht: „Missions at Home“ von H. Conrad Hoyer, Abteilung 
des Lutherischen Rates für amerikanische Mission, und „Missions Abroad“ von 
Andrew S. Burgess, Lutherseminar in St. Paul, Minnesota (in: Fredrik A. Schiotz et 
al., Go Into All the World: An Introduction to Lutheran Missions, Division of Student 
Service, NLC, Chicago 1951). Schiotz war sich des Unterschiedes zwischen der Zeit 
Luthers und der des 20. Jahrhunderts sehr wohl bewußt. Gleichwohl legte er alles Ge- 
wicht auf „das Wort Gottes und das wiederentdeckte Evangelium“ als das Fundament 
der Kirche, die die Aufgabe hat, das Evangelium in aller Welt zu verbreiten, sei es 
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durch Gelegenheits- oder sei es durch Planmission (ebd., S. 1). Die Verkündigung von 
Gottes Wort ist jedoch keine Propaganda oder die Erlaubnis, eine bestimmte Form von 
Kirchenorganisation zu exportieren. Die christliche Mission ist vielmehr die Verkün- 
digung des Evangeliums in Wort und Sakramenten als die einzig notwendigen Mittel, 
durch die Menschen mit Christus verbunden werden. Alle anderen Aspekte der Mis- 
sion haben nur eine funktionale Bedeutung mit dem Ziel, die Verkündigung des Evan- 
geliums zu erleichtern. Schiotz sah auch die Notwendigkeit, deutlich zwischen der 
Verkündigung des Wortes und den Taten der Liebe und Gerechtigkeit zu unterschei- 
den. Genauso wie die Speisung der Fünftausend die Verkündigung Jesu begleitet habe, 
so sollten landwirtschaftliche Projekte oder die Gründung einer Kirche als ein Kom- 
mentar zum Evangelium verstanden werden (ebd., S. 12). 

Wort und Tat bildeten bei Schiotz eine Einheit: wovon er überzeugt war, das prakti- 
zierte er bei seinen Begegnungen mit Kirchen und Völkern auf der ganzen Welt, Sein 
besonderes Augenmerk galt den ethnischen Unterschieden, die die Christen in Süd- 
afrika und in den USA gespalten hatten. Wo immer er auf Rassismus stieß, trat er ihm 
behutsam, aber entschieden entgegen. Der Rassismus sei zwar, wie er zugab, von sug- 
gestiver Anziehungskraft, aber unter Christen habe er keinen Platz und sei dabei, welt- 
weit zu verschwinden (One Man’s Story, S. 127). 





Seelsorger und Kirchenleiter 


Schiotz strebte nie ein höheres Amt als das eines ordinierten Pfarrers seiner Kirche an. 
Obwohl er davon träumte, nach China und in andere fremde Regionen zu gehen, hat 
er diesen Wunsch nie aktiv verfolgt. Aber ihm öffneten sich immer wieder Türen, 
schon in seiner Studienzeit wie auch spä s identen des Lutherischen 
Weltbundes gewählt wurde. Er lernte, seine Ämter aus kirchlicher Berufung auszu- 
üben, sei es als Verwalter verschiedener Missionsprojekte im Ausland oder als Leiter 
einer Heimat. Er übernahm viele Aufträge, die einen Bezug zur auslän- 
dischen Mission hatten, und er legte darüber genaue Berichte vor. Ein Beispiel dafür 
ist sein Aufsatz „Lutheran World Missions“ (veröffentlicht in: International Review of 
Missions, 43/1954, S. 311-322), der aufschlußreiche Einblicke in die Beratungen 
zwischen Lutheranern und anderen Christen in der Batak-Kirche von Indonesien er- 
öffnet. 

Als Schiotz 1954 für das Amt des Präsidenten der ELC nominiert wurde, gab er be- 
kannt, daß er bei der Versammlung nicht anwesend sein würde, da er an einem Treffen 
des Lutherischen Nationalrates teilnehmen und einen Bericht über die Mission geben 
. Er wurde aber im zweiten Wahlgang gewählt (One Man’s Story, S. 130). Als 
Präsident der ELC verfolgte Schiotz konsequent einen gleichermaßen gesamtlutheri- 
schen wie ökumenischen Kurs. Außerdem setzte er sich für eine Umstrukturierung des 
Lutherischen Nationalrates ein. 1966 erhielt dieser als Lutherischer Rat in den USA 
(LCUSA) eine neue Gestalt. Als die amerikanischen Städte mehr und mehr unter 
sozialen und politischen Spannungen litten, wurde 1967 unter seiner Mithilfe ein 
Ausschuß gebildet, der sich mit diesen Fragen auseinandersetzte (Committee on 
Inner-City Ministries). Schiotz begründete seinen Standpunkt in dieser Frage, indem 
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er sich in lutherischer Freiheit auf den Auftrag der Bibel bezog und zugleich gegen 
eine fundamentalistische Auslegung aussprach (ebd., S. 148). 

Als Schiotz zum Präsidenten des LWB auf dessen Vierter Vollversammlung in Hel- 
sinki 1963 nominiert wurde, machte er deutlich, daß er nicht nach diesem Amt strebe. 
Dennoch wurde er gewählt und übte sein Amt gewissenhaft aus. Das zeigte sich 
besonders in den Verhandlungen mit den Kirchen Osteuropas. Seine zurückhaltende, 
freundliche Art sowie seine Fähigkeit, christliche Anliegen auch unter schwierigen 
Verhältnissen offen zur Sprache zu bringen, ermöglichten einen Dialog mit den luthe- 
rischen Kirchen unter kommunistischer Regierung. 

Gleichzeitig war er kompromißlos im Umgang mit rechtsgerichteten Militärdikta- 
turen, wenn diese versuchten, den LWB für ihre Zwecke zu mißbrauchen. Dies war 
der Fall, als der LWB 1970 seine Fünfte Vollversammlung in Porto Alegre, Brasilien, 
durchführen wollte und die Militärregierung darauf bestand, einen ihrer Vertreter auf 
der Eröffnungsveranstaltung sprechen zu lassen. Dies wäre normalerweise kein Pro- 
blem gewesen, hätte aber unter den gegebenen Umständen bedeutet, daß der LWB den 
Eindruck erweckt hätte, die Politik der Militärregierung zu billigen. Schiotz unter- 
richtete die Mitgliedskirchen des LWB von diesen Schwierigkeiten und befürwortete 
die Durchführung der Vollversammlung in Europa. Evian in Frankreich bot dafür die 
besten Möglichkeiten. 

Auch auf der Vollversammlung gelang es Schiotz, schwierige Situationen zu bewälti- 
gen. Es gelang ihm, den Jugenddelegierten größeres Stimmrecht einzuräumen. Diese 
hatten die Resolutionen des LWB wiederholt als zu abgehoben von den Problemen der 
Entwicklungsländer, besonders in Afrika und Asien, kritisiert. Ein Höhepunkt der 
Vollversammlung war, daß er Kardinal Willebrands, mit dem erstmals ein Vertreter 
des Vatikan auf einer Vollversammlung des LWB sprach, mit freundlichen Worten 
über Luther und die lutherischen Beziehungen mit Rom begrüßte. Ein Jahr später be- 
suchte Schiotz Rom und drückte seinen Dank für die Teilnahme Kardinal Willebrands 
an der Vollversammlung in Evian aus. Aber sein Besuch geschah nicht nur aus Höf- 
lichkeit. Schiotz, der Sitzungen des Zweiten Vatikanischen Konzils (1962-1965) be- 
sucht hatte, besprach verschiedene Themen mit dem Papst, unter anderem die schwie- 
rige Frage der Geburtenkontrolle. Schiotz trat für sie ein, aber er verließ Rom trotz- 
dem als ein Freund des Vatikans (ebd., S. 187-188). 
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Mikko Juva 


Geboren am 22. November 1918 in Kaarlela (Finn- 
land). Studium der Geschichte an der Universität 
Turku von 1936 bis 1939 und der Theologie an der 
Universität Helsinki von 1944 bis 1946. 1946 Heirat 
mit Riitta Brofeldt. Auslandstudium am Gettysburg 
Lutheran Seminary von 1946 bis 1947. Studenten- 
pfarrer von 1948 bis 1950. Promotion in Geschichte 
an der Universität Turku im Jahre 1950 und in Kir- 
chengeschichte an der Universität Helsinki im Jahre 
1955. Professor für finnische Geschichte in Turku 
von 1957 bis 1962, Professor für finnische und skan- 
dinavische Kirchengeschichte an der Universitä 
Helsinki von 1962 bis 1978. Rektor der Univers 
von 1971 bis 1973, Kanzler 1973 bis 1978. Erzbi- 
schof von Turku seit 1978, Eintritt in den Ruhestand 
1982. Vorsitzender der Theologischen Kommission 
des LWB von 1963 bis 1970, Präsident des LWB von 
1970 bis 1977. 











Mikko Juva, Professor an der Univer- 
sität Helsinki, Präsident des LWB von 
1970 bis 1977. 


Wissenschaftliche Laufbahn 


Juvas Vater war Geschichtsprofessor. So war er von früher Jugend an in der akademi- 
schen Welt zuhause. Dank seiner klassischen Ausbildung war er vertraut mit der 
humanistischen Tradition Europas und der Geschichte der römisch-hellenistischen 
Welt. Seine historische Magisterarbeit schrieb er über Augustins Staatsverständnis. 
Nach Abschluß der Studien an der Universität Turku im Jahre 1939 begann er das 
Studium der Theologie an der Universität Helsinki. 

Kaum begonnen, mußte es jedoch wieder abgebrochen werden durch den hundert- 
tägigen Winterkrieg, als die Sowjetunion am 30. November 1939 in Finnland einfiel. 
Juva wurde als Infanterist an die Front geschickt. Als im Juni 1941 der Krieg zwischen 
Finnland und der UdSSR ausbrach, war er Offizier und wurde Kommandeur einer 
Mörsereinheit. In den Gefechtspausen widmete er sich seinen theologischen Studien 
und wurde nach einem viermonatigen Studienurlaub im Januar 1944 ordiniert. Als 
erfahrener Soldat kam er aus dem Krieg zurück; er war zum Hauptmann befördert 
worden, und seine Berufung als Pfarrer hatte sich in den Schrecken des Krieges be- 
währen müssen. Die Fronterfahrung prägte Juvas Persönlichkeit und seine theologi- 
sche Perspektive sein Leben lang. 

Juva erhielt dann ein Stipendium vom Gettysburg Lutheran Seminary im Jahre 
1946-47. So hatte er die Möglichkeit, seine theologische Ausbildung in jenen Be- 
reichen, die er durch den Krieg vernachlässigt hatte, zu ergänzen. Aus den neuen Ein- 
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sichten entstand sein Plan für eine Doktorarbeit. Jedoch bedeutete das Studienjahr in 
Amerika vor allem, daß ihm dabei die Vielfalt der weltweiten Kirche vor Augen trat, 
sein Verständnis der lutherischen Gemeinschaft erweitert wurde und er lernte, über die 
beschränkte Welt des finnischen Pietismus hinauszugehen. 

Nach seiner Rückkehr nach Finnland konzentrierte sich Juva auf seine Doktorarbeit in 
Geschichte und wurde 1950 an der Universität Turku promoviert. Seine Dissertation 
behandelte den Aufstieg des religiösen Liberalismus in Finnland von 1848-1869. In 
den folgenden Jahren galt sein wissenschaftliches Interesse der Geistesgeschichte 
Finnlands in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts. Aus diesen Unter- 
suchungen gingen zwei weitere Bücher hervor über die Auseinandersetzung zwischen 
Konservatismus und Liberalismus in Kirche und Gesellschaft, die Einführung der 
Religionsfreiheit und die Umwandlung der finnischen lutherischen Staatskirche in 
eine Volkskirche. Alle drei Bände, einschließlich seiner Dissertation, sind grundle- 
gend für die Geschichte der Geistesbewegungen jener Zeit in Finnland. 

Juvas zweite Dissertation an der Theologischen Fakultät der Universität Helsinki 
untersuchte die Volksreligiosität im Südwesten Finnlands im 17. und 18. Jahrhundert. 
Nachdem er fünf Jahre als Dozent für Geschichte an der Universität Turku gewirkt 
hatte, wurde er auf die Professur für Kirchengeschichte an der Theologischen Fakultät 
der Universität Helsinki berufen. 

Juva wurde bald ein renommierter Lehrer und Wissenschaftler. Durch sein Wirken in 
Universität und Kirche wie auch im gesellschaftlichen Zeitgeschehen hatte seine 
Stimme in Finnland Gewicht. Als Rektor und schließlich als Kanzler der Universität 
Helsinki war er eine einflußreiche Persönlichkeit im universitären Leben Finnlands 
und hatte auf staatliche Entscheidungen in Bezug auf Hochschulausbildung einen gro- 
Ben Einfluß. 

Während der Studentenunruhen spielte Juva eine wichtige Rolle, als es darum ging, 
die Freiheit der Universität gegen politischen und ideologischen Einfluß aufrechtzu- 
erhalten. Als Verfechter der Freiheit und der Integrität der wissenschaftlichen Arbeit 
gewann er die Achtung seiner Gegner unter den Studierenden und Politikern, ein- 
schließlich der Vertreter des linken politischen Flügels. 


Wirken innerhalb der Kirche 


Als Mikko Juva im Sommer 1936 an einer Sommerkonferenz der Finnischen christ- 
lichen Studentenbewegung (SCM) teilnahm, wurde für ihn klar, daß er sich einer 
Laufbahn in der Kirche zuwenden mußte. Er erlebte eine „geistliche Erleuchtung“, 
wie er es selbst beschrieb, die ihm einen neuen, ganz persönlichen Einblick in die 
Bedeutung Jesu Christi gab. Die Mitarbeit in der christlichen Studentenbewegung in 
den folgenden zwanzig Jahren übte einen bleibenden Einfluß auf ihn aus. Von den 
dreißiger bis Ende der vierziger Jahre war die finnische SCM geprägt von einer Mi- 
schung aus finnischem, im Land verwurzelten Pietismus und der nordeuropäischen, 
konservativ evangelikalen Bewegung unter der Führung von Ole Hallesby aus Nor- 
wegen. Dieses Erbe war ein wichtiger Ausgangspunkt für seine späteren Überzeugun- 
gen. 
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Durch die Mitarbeit im Christlichen Studentenweltbund (WSCF) unter der Leitung 
von Philippe Maury gewann Juvas Vision des kirchlichen Amts und Dienstes neue 
Elemente. Durch seine Teilnahme an der Christlichen Weltjugendkonferenz in Kott- 
yam, der Tagung des Zentralausschusses des Ökumenischen Rates der Kirchen (ORK) 
in Lucknow und dem Generalausschuß des WSCF in Nasrapur gewann er internatio- 
nale Erfahrung und Kenntnisse über die Ökumene weltweit und die Mission der 
Kirche im Unabhängigkeitskampf der asiatischen Länder. Ganz besonders beein- 
druckt war er von W. A. Visser’t Hooft vom ORK. Martin Niemöller aus Deutschland, 
M. M. Thomas aus Indien und D.T. Niles aus Sri Lanka (Ceylon). Durch diese Kon- 
ferenzen und seine spätere Mitgliedschaft im Exekutivkomitee des WSCF gelangte 
Juva in die engeren Kreise der ökumenischen Bewegung. 

Die Nachkriegszeit bedeutete für die finnische Kirche eine entscheidende Phase theo- 
logischer Neuorientierung. Die konservative evangelikale Bewegung in der Kirche 
war als Folge einer geistlichen Erneuerung während des Krieges gewachsen. Ihre 
Botschaft zielte auf Buße, Umkehr und Annahme Christi und betonte den Gegensatz 
zwischen dem Reich Gottes und der Welt. Eine andere Grundhaltung zeigte sich bei 
den Pastoren, die Jahre in den Schützengräben verbracht hatten. Für sie war es sinn- 
los, zwischen Gläubigen und Nichtgläubigen zu unterscheiden und damit die 
Erfahrung von Solidarität und Verständigung zunichte zu machen, die sie an der Front 
hatten machen können. Nach ihrer Überzeugung war die christliche Spiritualität etwas 
viel Weiteres und Vielfältigeres, als es die Pietisten wahrhaben wollten. Im Mittel- 
punkt ihres Amtsverständnisses stand darum das Zeugnis von Gottes bedingungsloser 
Liebe für die Schöpfung und von seiner uneingeschränkten Offenheit für Menschen in 
Elend, Angst und Leid. Eine Bewegung mit diesen Akzentsetzungen breitete sich auch 
in der Kirche aus und folgte weitgehend den Lehren von Anders Nygren und Gustav 
Wingren, der sogenannten Lundenser Schule. 

Bei der Heranbildung seiner eigenen theologischen Position wurde Juva von dieser 
Entwicklung beeinflußt, und er zog daraus praktische Schlüsse für das kirchliche Amt. 
Er sagte sich vom konservativen evangelikalen Neopietismus los, konnte sich aber 
nicht vollständig der Bewegung unter der Führung der finnischen Anhänger der Lun- 
denser Schule anschließen. Er war der Überzeugung, daß christliches Leben in der 
Welt eine Verwurzelung in der klassischen Christologie voraussetzte, was diese Be- 
wegung seiner Meinung nach nur ungenügend zum Ausdruck brachte. 

Juvas Hauptthema wurde „die Kirche für die Welt“. Es war ein missionarisches 
Thema, das ihm für die Gesellschaft allgemein und für die akademische Welt 
insbesondere relevant erschien. Er strebte einen christlichen Dienst an, der auf 
dem klassischen christlichen Bekenntnis gründete und offen war für Menschen aus 
allen Lebensbereichen. Das Herzstück des Missionsauftrags der Kirche sei es, sich 
mit Hilfe des Evangeliums für das Leben einzusetzen. Das bedeute Dialog, wenn 
nötig sogar Auseinanderseizung mit den jeweiligen gesellschaftlichen und ideolo- 
gischen Bewegungen. Juva lehnte also jedes introvertierte und defensive Verständ- 
nis des christlichen Glaubens ab. Viele in der damaligen finnischen Kirche waren 
nicht bereit, ihm auf diesem Weg zu folgen, der für sie die Gefahr des Säkularis- 
mus barg. Dennoch gewann Juvas Vision der Kirche für die Welt und sein Insistie- 
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ren auf dem Dialog mit Menschen unterschiedlicher Überzeugungen Boden in der 
Kirche, 

Zwar wurde Juva von konservativen Theologen und Pastoren angegriffen, trotzdem 
wählte man ihn 1954 zum Vorsitzenden der Finnischen Missionsgesellschaft (FMS, 
früher Finnische Evangelisch-Lutherische Mission). Diese Arbeit lag ihm sehr am 
Herzen, und er legte sie erst 1980 nieder. Die Besuche der „Missionsfelder“, vor allem 
in Namibia und Tansania, die er in dieser Eigenschaft machte, wirkte sich auf sein 
Verständnis des Unabhängigkeitskampfes der afrikanischen Länder aus. Darüber hin- 
aus führten sie dazu, daß es ihm gelang, die FMS aus ihrem politischem Quietismus 
in bezug auf die Apartheid in Südafrika herauszuführen und den Unabhängigkeits- 
kampf Namibias zu unterstützen. 

Obgleich Juva den größten Teil seines beruflichen Lebens bis zur Vollversammlung 
von Helsinki im Jahre 1963 in der akademischen Welt verbracht hatte, war er in der 
Folgezeit vor allem ein Mann der Kirche. 





Teilnahme am öffentlichen Leben 


In der Mitte der sechziger Jahre machte Juva einen Abstecher von seinen akademi- 
schen und kirchlichen Aufgaben in die Politik. Er schloß sich der Liberalen Partei an 
und war von 1965-1968 ihr Vorsitzender sowie von 1964-1966 ein Mitglied des fin- 
nischen Parlaments. Zwar zog er sich schon bald aus der Parteipolitik wieder zurück. 
Ihm waren die neuen Aufgaben im Lutherischen Weltbund wichtiger, als sich einer 
Wiederwahl zu stellen oder andere politische Ämter anzunehmen. Doch hatte diese 
politische Arbeit zur Folge, daß Juva zu einem wichtigen Berater in Regierungsaus- 
schüssen über das Verhältnis Kirche — Staat, über Universitätspolitik und über Flücht- 
lingsrechte wurde. Diese Erfahrung trug viel zu seiner Wachsamkeit und seinem 
Realismus in bezug auf Fragen der politischen und gesellschaftlichen Verantwortung 
der Christen bei. Sie bereitete ihn auch auf seine Aufgabe als Präsident des LWB und 
als Erzbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche Finnlands vor. 


Präsident des Lutherischen Weltbundes 





Juvas Wahl zum Präsidenten des Lutherischen Weltbunds auf der Vollversammlung in 
Evian im Jahre 1970 folgte nicht dem üblichen Muster. Er kam nicht aus der gastge- 
benden Kirche und war zu der Zeit auch kein Bischof. Im LWB war er als der örtliche 
Koordinator der Vorbereitung der Vollversammlung von Helsinki im Jahre 1963 und 
als Vorsitzender der Theologischen Kommission des LWB von 1963-1970 bekannt 
geworden. Zu jener Zeit beschäftigte sich die Theologische Kommission eingehend 
mit damals aufkommenden „Revolutionstheologien“, dem lutherischen Beitrag zur 
ökumenischen Diskussion und dem Vorgehen im Zusammenhang mit sozialer Ge- 
rechtigkeit, Frieden und Menschenrechten. 

Juvas Verständnis des Präsidentenamtes wirkte sich in mehrfacher Hinsicht auf den 
LWB aus. Wichtig war für ihn das Wesen des LWB als einer Organisation lutherischer 
Kirchen. Nach seiner Überzeugung hatten das Exekutivkomitee und die Amtsträger 
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vor allem die Aufgabe, die Kirchen bei der Erfüllung ihres Auftrags, bei der Aus- 
führung der Richtlinien und Programme des LWB zu vertreten. Der von der Vollver- 
sammlung gewählte Präsident war ein Treuhänder der Kirchen und der Primus inter 
pares unter den Mitgliedern des Exekutivkomitees. Der Präsident hatte nicht nur bei 
Tagungen des Exekutivkomitees und der Amtsträger den Vorsitz inne, sondern war 
auch der Vertreter des LWB und zwischen den Tagungen seine oberste Autorität. Für 
Juva hieß diese in der Verfassung niedergelegte Rolle, daß das Genfer Sekretariat ihn 
bei wichtigen Fragen und Entscheidungen einbeziehen sollte. Die Zentrale in Genf 
war unter der Leitung des Generalsekretärs in erster Linie der ausführende Arm des 
Exekutivkomitees. Sie war verantwortlich für die Planung und Ausarbeitung von 
Richtlinien und Programmen, die dann dem Exekutivkomitee zur Billigung vorgelegt 
werden sollten, sowie für die Ausführung seiner Beschlüsse. Nach Juvas Verständnis 
mußte es eine klare Arbeitsteilung zwischen dem Exekutivkomitee, dessen Vorsitz er 
führte, und dem Stab in der Zentrale unter der Leitung des Generalsekretärs geben, 
Der Stab sollte nicht auf eigene Faust die Richtung des LWB bestimmen, sondern den 
Vorgaben des Exekutivkomitees folgen. Diese Arbeitsteilung und die damit verbun- 
dene regelmäßige Kommunikation zwischen ihm und dem Generalsekretär waren sei- 
ner Meinung nach für die Führung des LWB wesentlich. 

Juva wußte auch, daß das Exekutivkomitee bei aktuellen Fragen wie Vietnamkrieg, 
Rassismus und Apartheid nicht genug Zeit haben würde, um zu einem Konsens zu 
kommen. Neben nationalen und regionalen Unterschieden gab es auch Spannungen 
zwischen denen, die den Akzent auf die gemeinsame lutherische Lehrtradition legten, 
und denen, die die kulturelle politische Kontextualität betonten, was die Konsens- 
bildung zusätzlich erschwerte. Deshalb bemühte sich Juva, in seinen Präsidialanspra- 
chen vor dem Exekutivkomitee theologische und politische Perspektiven für die Dis- 
kussion und die Beschlüsse aufzuzeigen und die Hauptanliegen der lutherischen Kir- 
chen auf der ganzen Welt zu benennen. 

Auch nach der Vollversammlung in Evian im Jahre 1970 blieb die Studentenbewe- 
gung eine Herausforderung für den LWB. Juva wehrte sich jedoch entschieden dage- 
gen, wenn hinter dem Rücken des Exekutivkomitees neue Aktivitäten aufgenommen 
und die legitimen Entscheidungsträger der Mitgliedskirchen umgangen wurden. 

Juva machte auch auf die Gefahren, die mit einer Erweiterung der Mitgliedschaft im 
Exekutivkomitee verbunden sein würden, aufmerksam. Er befürchtete, daß die Orga- 
nisation leichter vom Stab manipuliert werden und die Balance zwischen den mit 
Vertretern der Kirchen besetzten Leitungsgremien und dem Generalsekretär und dem 
Stab der Zentrale gefährden könnte. Eine Machtkonzentration im Stab, wie er sie im 
ÖRK beobachtete, widersprach seiner Meinung nach dem Wesen des LWB als eines 
Bundes von Kirchen und Ausdruck der lutherischen Gemeinschaft. 

Es geschah auch, daß er angesichts dessen, was ihm als „subversive Aktivitäten“ im 
Stab erschien, die Geduld verlor, so in seiner Einschätzung des Führungsstils von 
Ulrich Duchrow, dem Direktor der Studienabteilung. Die Jahre 1972 bis 1974 waren 
eine Zeit der Auseinandersetzung über die von der Studienabteilung eingeführten 
Methoden und Themen. Ein Wechsel im Stab der Abteilung in jenen Jahren setzte 
jedoch der Eskalation des Konflikts ein Ende. Die sozial-revolutionäre Orientierung 
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trat in den Hintergrund, und die Vorbereitung der Vollversammlung ging ohne allzu 
große interne Konflikte vor sich. Als die Vollversammlung 1977 in Daressalam zu- 
sammentrat, hatte der LWB eine neue theologische und politische Balance gewonnen 
und den Vorwurf der Manipulation abwerfen können. Juvas Neigung, mit Meinungs- 
verschiedenheiten und den verschiedenen Parteien, einschließlich derer, mit denen er 
nicht einverstanden war, offen und fair umzugehen, sowie seine Fähigkeit, Debatten 
im LWB in den größeren Kontext gesellschaftlicher und politischer Bewegungen zu 
stellen, trugen entscheidend zu der verbesserten Atmosphäre im LWB bei. 

Juvas Amtszeit als Präsident des LWB brachte den LWB auf dem Weg zu einer welt- 
weiten Gemeinschaft einen wichtigen Schritt weiter. Die Vertreter und Vertreterinnen 
der Kirchen Afrikas, Asiens und Lateinamerikas hatten jetzt nicht mehr das Gefühl, 
nur ein Anhängsel einer aus europäischen und nordamerikanischen Kirchen bestehen- 
den Organisation, sondern Vollmitglieder einer weltweiten Gemeinschaft lutherischer 
Kirchen zu sein, 


Bischof der finnischen Kirche 


1978 wurde Juva zum Erzbischof von Turku und damit zum Haupt der Evangelisch- 
Lutherischen Kirche Finnlands gewählt. Obwohl er beschloß, vorzeitig — schon 1982 
— in den Ruhestand zu treten, erweiterte sich unter seiner Führung die Ausstrahlung 
der christlichen Botschaft beträchtlich. Juva drang darauf, daß sich die Kirche der gan- 
zen Gesellschaft, auch wo diese ihr feindlich gegenüberstand, öffnete. Das Verständ- 
nis zwischen der Kirche und der Arbeiterschaft nahm deutlich zu, so daß bei seinem 
Rücktritt die führende kommunistische Zeitung einen Kommentar veröffentlichte, in 
dem der Verfasser diesen Entscheid bedauerte. 

Während seiner Amtszeit versuchte Juva, die Beziehung des Bischofsamtes zur kirch- 
lichen Verwaltung sowie zur internationalen Arbeit neuzugestalten. Die mit seiner 
üblichen Energie zusammen mit einer Spur Ungeduld vorgelegten Initiativen stießen 
jedoch auf großen Widerstand. Diese Tatsache sowie sein Wunsch, die administrativen 
Pflichten zugunsten einer freiberuflichen Tätigkeit als christlicher Schriftsteller auf- 
zugeben, bewegten ihn zum vorzeitigen Ruhestand. Seitdem hat er noch verschiedene 
Bücher veröffentlichen können. 

Die Bemerkungen zu Mikko Juva wären einseitig, wenn sein leidenschaftliches Inter- 
esse für Botanik nicht zur Sprache käme. Niemand in LWB-Kreisen kannte die Flora 
der ganzen Welt so gut wie er. Wenn er aus LWB-Sitzungen in passenden Momenten 
entschwand, um in Äckern, auf Bergen und in Wäldern nach seltenen Pflanzenarten 
für sein Herbarium zu suchen, kam das einer Begegnung mit jenem Teil von Gottes 
Schöpfung gleich, von dem er keine Auseinandersetzung zu befürchten hatte. 
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Josiah Mutabuzi Kibira 


Josiah Mutabuzi Kibira wurde am 25. August 1925 
in Kashenye geboren, einem Dorf im Nordwesten 
Tansanias (damals die britische Kolonie Tanganji 
ka). Er wurde an einem Lehrerseminar in der Nähe 
von Bukoba, der größten Stadt in diesem Landesteil, 
ausgebildet. In den Jahren 1951-1957 war er als 
Lehrer tätig. 1951 heiratete er Martha, die aus der 
gleichen Region wie er stammte. 1957-59 studierte 
Kibira Theologie an der Kirchlichen Hochschule 
Bethel, Deutschland, und schloß sein Studium mit 
einem Magisterexamen ab. Nach seiner Rückkehr 
nach Bukoba wurde er 1961 ordiniert. In Boston, 
USA, hat er 1962-64 sein Studium fortgesetzt. 1964 
wurde Kibira zum Bischof in der Nordwestlichen 
Diözese in Tansania gewählt. Die Bischofsweihe 
vollzog sein Vorgänger, der schwedische Bischof 
und Missionar Bengt Sundkler. Auf der Sechsten 
Vollversammlung des LWB in Daressalam im Jahre 
1977 wurde Kibira zum Präsidenten gewählt; er übte 
dieses Amt bis zur Siebenten Vollversammlung in 
Josiah Kibira, Bischof der Nordwest- Budapest im Jahre 1984 aus. Aus gesundheitlichen 
lichen Diözese der Ev.-Luth. Kirche in Gründen (er litt an der Parkinsonschen Krankheit) 
Tansania und Präsident des LWB von trat er im Oktober desselben Jahres vom Bischofs- 
1977 bis 1984. amt zurück. Kibira starb am 18. Juli 1988. 





Afrikanischer Kirchenleiter von internationalem Format 


Kibiras Eltern, die am Ufer des Viktoriasees lebten, gehörten zur ersten Generation 
von Lutheranern. Sein Vater, eine führende Gestalt in der Anfangsphase der lutheri- 
schen Mission, starb, als Josiah gerade erst vier Jahre alt war. Die Mutter überlebte 
ihren Mann um 56 Jahre und war das ganze Leben hindurch eine respektierte und 
beliebte Autorität in der Familie. Josiah hatte fünf ältere Schwestern und Brüder. 
Kibira wuchs in einer von christlicher Frömmigkeit geprägten Atmosphäre der So- 
lidarität auf. Der persönliche Glaube des jungen Kibiras wurde gefestigt, als er im 
Jahre 1947 die ostafrikanische Erweckungsbewegung kennenlernte. In späteren Jah- 
ren machte er nie ein Hehl daraus, daß seine christliche Identität durch die Begegnung 
mit der Erweckungsbewegung geprägt worden war. Er verschwieg jedoch auch nicht 
seine theologisch begründete Zurückhaltung gegenüber dieser Bewegung, die in die- 
sem Teil Afrikas von großer Bedeutung war. Kibira war sich seiner Herkunft deutlich 
bewußt. Als er später auf internationaler Ebene tätig wurde, betonte er aus grundsätz- 
lichen Erwägungen den Reichtum der afrikanischen Kultur und des kirchlichen Le- 
bens. Für ihn war dies eine Möglichkeit, sich mit der selbstgenügsamen Überheblich- 
keit auseinanderzusetzen, die er bei vielen Menschen, die aus dem westlichen Kontext 
stammten, wahrnahm. Darüber hinaus aber verband er das Bewußtsein seiner Her- 
kunft mit internationaler Offenheit. 


404 











Dank seiner intellektuellen Fähigkeiten erhielt er ein Stipendium für ein Studium an 
der Kirchlichen Hochschule Bethel, Deutschland. In der Geschichte des deutschen Pro- 
testantismus nimmt Bethel eine besondere Rolle ein. Dieser Ort hat sich zu einem Zen- 
trum entwickelt, das diakonische Einrichtungen, missionarische Tätigkeiten und das 
Studium der Theologie miteinander verbindet. Die Verbindung dieser drei Aspekte 
wurde von grundlegender Bedeutung für Kibiras theologische und kirchliche Prägung. 
Sein Aufenthalt in Boston einige Jahre später war ebenfalls entscheidend für seine per- 
sönliche Entwicklung. Der Anfang der sechziger Jahre war in den Vereinigten Staaten 
von der Bürgerrechtsbewegung und dem Erwachen eines größeren Verständnisses für 
den Zusammenhang zwischen der Verkündigung des Evangeliums und der Schaffung 
sozialer Gerechtigkeit geprägt. Kibiras internationaler und ökumenischer Horizont 
wurde in diesen Jahren in Nordamerika erweitert. Nachdem er in seiner Heimat zum 
Bischof gewählt worden war, versuchte er als regionaler Kirchenleiter an der ökume- 
nischen Gemeinschaft auf regionaler und internationaler Ebene teilzunehmen. 

1964 wurde Kibira zum Bischof von Bukoba, der Nordwestlichen Diözese der Evan- 
gelisch-Lutherischen Kirche in Tansania, gewählt. Er wurde von seinem Vorgänger, 
dem schwedischen Bischof Bengt Sundkler, geweiht. Dieser war sein Lehrer, Ratge- 
ber und geistlicher Vater gewesen. Kibira war folglich nicht nur Kirchenleiter im 
episkopalen Rang, er stand auch in der apostolischen Sukzession. Ihm standen diese 
Aspekte deutlich vor Augen. Und er war sich dessen bewußt, daß es sich um eine 
Qualifikation handelte, die sich von seiner Herkunft aus der Erweckung mit ihren 
stark laizistischen und antihierarchischen Tendenzen unterschied. Dennoch war Kibira 
weit davon entfernt, die Bischofsweihe oder die apostolische Sukzession zu einer 
Bedingung für wahre Kirchenidentität zu machen. Auf der regionalen Ebene hatte es 
wegen seiner Wahl einige Vorbehalte gegeben, da er sehr jung, noch ziemlich uner- 
fahren und außerdem der Kandidat seines Vorgängers war. Seine scharfe Zunge, sein 
Temperament und seine festen Überzeugungen waren gefürchtet. Gleichzeitig war er 
aber sehr menschlich, humorvoll, zeigte spontan seine Freude und Trauer und, was 
später sehr wichtig werden sollte, er hatte als seelsorgerlicher Berater das notwendige 
Einfühlungsvermögen. Deshalb wurde er schon bald eine geachtete Führungspersön- 
lichkeit in seinem eigenen Land und betrat einige Jahre später ebenso überzeugend die 
ökumenische Szene. 

Sein Durchbruch auf der internationalen Ebene war spektakulär. Die Gesamtafrika- 
nische Lutherische Konferenz fand im Oktober 1965 zum dritten Mal statt, dieses Mal 
in Addis Abeba. Kibira war eingeladen, um die programmatische Rede zum Thema 
„Eine lebendige Kirche in einer sich wandelnden Gesellschaft“ zu halten. Wie wir 
bereits gesehen haben (vgl. 2. Kap.), hatte die erste Konferenz dieser Art auf dem afri- 
kanischen Kontinent gezeigt, wie schwierig es für die einheimischen afrikanischen 
Kirchenleiter war, in der Gegenwart von Vertretern und Missionsgesellschaften der 
„sendenden Kirchen“ ihre eigene Meinung und ihre eigenen Interessen zu artikulie- 
ren. Obwohl sich die Verhältnisse bis zu einem gewissen Grad bereits geändert hatten, 
glaubte Kibira, daß diese Spannung eine wichtige Herausforderung bleiben würde, 
und er sprach dieses Thema darum offen an, Da er selbst das Privileg gehabt hatte, 
Einrichtungen des klassischen theologischen Studiums zu besuchen, warf er die Frage 
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auf, warum es denn so ungeheuer schwer sei, theologische Studien aus einer unab- 
hängigen afrikanischen Perspektive zu fördern, und warum es so wenig Freiheit für 
theologische Untersuchungen gebe. 
Er forderte die afrikanischen Theologen dazu auf, das notwendige Selbstvertrauen zu 
gewinnen, um Veränderungen herbeizuführen, die „sich auf Kirchengebäude, Litur- 
gie, Gottesdienstformen und symbolische Darstellung auswirken müßten. Wir müssen 
den Blick darauf richten, wie unsere afrikanische Kunst und Kultur eine christliche 
Bedeutung bekommen kann“ (Per Larsson, Bishop Josiah Kibira of Bukoba,, S. 31). 
Mit geradezu prophetischem Weitblick sagte Kibira heftige Debatten, einen harten 
Kampf und schwierige Entscheidungen voraus. Er deutete damit die Brennpunkte an, 
denen er sich ein Jahrzehnt später als internationaler Kirchenführer mit großer Ver- 
antwortung gegenübersah. Um der Gefahr zu wehren, die darin besteht, sich „in die 
Festung des Glaubens“ zurückzuziehen und „die Außenwelt nicht wahrnehmen zu 
wollen“, sagte er den Anwesenden: 

„Einem Christ kann nicht vergeben werden, wenn er zu feige ist, sich zu politischen 

Fragen zu äußern wie den globalen Ungerechtigkeiten, dem Rassismus, der Rassen- 

trennung oder jeder anderen unmenschlichen Vorgehensweise, wie sie von der südafri- 


kanischen Regierung praktiziert wird, oder zu jeder Form von Neokolonialismus gegen- 
über den Kindern dieses Kontinents“ (ebd., S. 30). 





Der Vortrag wurde überall diskutiert. Der Redner wurde über den Kreis der afrikani- 
schen Lutheraner hinaus bekannt. Josiah Kibira wurde ein respektierter und einfluß- 
reicher Kirchenleiter innerhalb des Lutherischen Weltbundes und trat damit in die 
Fußstapfen seines tansanischen Kollegen, Stefano Moshi, dem bereits in den fün 
ger und sechziger Jahren einflußreiche Positionen in den Gremien des LWB anvertraut 
worden waren. 

Kibira nahm an der Dritten und der Vierten Vollversammlung des Ökumenischen 
Rates der Kirchen, die 1961 in Neu-Delhi und 1968 in Uppsala stattfanden, teil. Be- 
sonders die Versammlung in Uppsala betrachtete er als einen wichtigen Schritt nach 
vorn in dem Bestreben, eine erneuerte Betonung der Mission der universalen Kirche 
mit einem verstärkten Kampf für gerechte Strukturen auf der südlichen Halbkugel zu 
verbinden. 

Infolge der Restrukturierung innerhalb des LWB wurden auf der Fünften Vollver- 
sammlung in Evian 1970 Mitglieder der drei Kommissionen wiederernannt. Kibira 
wurde zum Vorsitzenden der Kommission für kirchliche Zusammenarbeit gewählt. 
Als Vorsitzender dieser wichtigen Kommission hatte Kibira die Möglichkeit, die 
Vorstellungen, wie er sie bereits in seiner Rede von 1965 zum Ausdruck gebracht 
hatte, zu entwickeln und weiter auszuführen. Insbesondere trat er der Überheblichkeit 
und den Vorurteilen entgegen, die viele der vermögenden und einflußreichen Kirchen 
auf der nördlichen Halbkugel prägten. Er selbst verstand sich als ein Sprecher der süd- 
lichen Kirchen, die nicht nur ihre Gleichberechtigung in den Leitungsgremien des 
LWB einforderten, sondern vor allem für ein Leben in wahrer menschlicher Würde in 
ihren Gemeinden und Heimatländern kämpften. 

Auf der jährlichen Sitzung der Kommission für kirchliche Zusammenarbeit im öster- 
reichischen Villach im Jahre 1972 brachte Kibira seinen Ärger und seine Sorgen im 
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Hinblick auf die Zukunft zum Ausdruck. Er machte deutlich, daß ohne jeden Zweifel 
eine Neudefinition der Aufgabe der Kommission als ein Rückzug von der missionari- 
schen Verkündigung gedeutet werden könnte, wenn man das Wort „Mission“ weglas- 
sen würde (vgl. 4. Kap.). Vielmehr bestehe, so Kibira, die Aufgabe der Kommission 
darin, „alle lutherischen Kirchen und Gruppen dabei zu unterstützen, den Auftrag aus- 
zuführen, den unser Herr uns gegeben hat“. Kibira war nicht bereit, dem schwierigen 
Prozeß des Umdenkens aus dem Weg zu gehen. Mit Entrüstung und Sarkasmus wand- 
te er sich gegen die überhebliche Haltung der sendenden Organisationen im Norden 
und griff die in der Vergangenheit verbreitete, aber wirklichkeitsfremde missionari- 
sche Vorstellung an, daß es Heidentum nur in Afrika, Asien und Lateinamerika gebe 
und daß Europa und Nordamerika Länder dieser Kontinente als die Zielscheibe ihrer 
missionarischen Aktivitäten betrachten müßten. Stattdessen wandte er sich der wirk- 
lichen Situation in den nördlichen Kirchen zu und fragte: 

„Wie können wir einen missionarischen Aufbruch für Europa und Nordamerika wieder 

in Gang setzen? Heiden in diesen Ländern sind nicht weniger Heiden als die, die man 

anderswo findet. Wir haben die gleichen Probleme“ (ebd. S. 36 f.). 





Präsident des Lutherischen Weltbundes 


Josiah Kibira nahm die Tatsache, daß er ein lutherischer Kirchenführer war, ernst, 
Unter den Gedenkfeiern während der Jahre seiner Präsidentschaft waren der 450. 
Jahrestag der Augsburger Konfession und Martin Luthers 500. Geburtstag. In seinen 
Reden bei diesen Anlässen legte er das lutherische Erbe und seine gegenwärtige Be- 
deutung für das weltweite Luthertum aus. Natürlich kannte er die klassischen Krite- 
rien der Theologie Luthers. Es lag ihm jedoch fern, etwas zu wiederholen, das in der 
Vergangenheit bereits unzählige Male gesagt worden war. Er war entschlossen, die 
Bedeutung des Aufrufes „Vorwärts zu Luther“, der von dem ersten Präsidenten des 
LWB, Anders Nygren, formuliert worden war, neu zu interpretieren. Kibira wollte 
damit keine wissenschaftliche Auslegung von Luthers Gedanken geben. Er sprach 
vielmehr als ein Prediger, der aus eigener Erfahrung wußte, was Luthers Erbe im 
Leben der Gemeinden, auch der Gemeinden in seiner Diözese, bedeutet. Daher war 
er stolz, auf Lieder im Gesangbuch von Buhaya verweisen zu können, die Überset- 
zungen von großen Liedern der lutherischen Tradition waren, wie das Lied von Philipp 
Friedrich Hiller „Mir ist Erbarmung widerfahren“ (Evangelisches Gesangbuch 
Nr. )-ein Lied, das die Menschen in Bukoba auswendig konnten, Für ihn war dies 
ein wichtiger Ausdruck dafür, daß Luthers Gedanken in der Gegenwart unverändert 
Bedeutung hatten. 

Weil Kibira von der Bedeutung gründlicher theologischer Arbeit überzeugt war, setz- 
te er sich wiederholt dafür ein, die Studienabteilung im Genfer Sekretariat zu stärken 
und globaler auszurichten. Der Hintergrund seiner Forderung war die Beobachtung, 
daß man vielfach Treue gegenüber dem Erbe der Reformatoren mit der Art und Weise 
identifizierte, wie Luthers Theologie in Europa und in Nordamerika interpretiert 
wurde. Diese Erfahrung überzeugte ihn von der Notwendigkeit eines offenen und 
globalen Meinungsaustausches. Er kritisierte die Kurzsichtigkeit gewisser Theologen 
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aus dem Norden und erzählte mit einem Unterton von bitterer Ironie folgende Ge- 
schichte: 


„Während der Gedenkfeier des Augsburger Bekenntnisses wurde ich mit den folgenden 
Fragen eines Reporters in Augsburg konfrontiert: ‚Sie sind Afrikaner, Tansanier. Ich 
meine, Sie sind kein Deutscher.‘ (Dies war schon einmal eine Platitüde). ‚Jedenfalls‘, 
setzte er fort, ‚was haben Sie mit der Feier von Luther und seinen reformatorischen 
Gesinnungsgenossen eigentlich zu tun? Wäre es nicht besser gewesen, zu Hause zu blei 
ben und die eigenen afrikanischen Religionen zu entwickeln? Meiner Meinung nach hä 
ten diese Ihren Landsleuten mehr Sicherheit in ihrem Leben gegeben, wie sie es gelebt 
haben, bevor Afrika kolonialisiert wurde‘“ (Has Luther „reached“ Africa? The testi- 
mony of a confused Lutheran; im Besitz von P. Larsson). 








Während Kibiras Amtsperiode als Präsident des LWB fand die hitzige Debatte über 
die Frage des „status confessionis“ statt — ein Thema, das ihm besonders am Herzen 
lag. In dieser Debatte vertrat er das Interesse des afrikanischen Kontinents, und er ließ 
sich auch nicht durch die Konfrontation, die die Atmosphäre zeitweise prägte, ent- 
mutigen. 

Kibiras Engagement in wichtigen Fragen während seiner Präsidentschaft wird an 
anderen Stellen dieses Buch angesprochen. Zu diesen Fragen gehörten die Beziehung 
zwischen den Mitgliedskirchen und den Exekutivgremien einerseits und dem Sitz des 
LWB in Genf andererseits, sowie die verschiedenen Aspekte der Inklusivität (vgl. 8. 
Kap.). Ein weiteres Beispiel für ein Ungleichgewicht, das Kibiras Meinung nach einen 
verheerenden Effekt auf die Entwicklung des Weltbundes hatte, war der Mangel an 
Austausch und Gemeinschaft zwischen den privilegierten westeuropäischen und nor- 
damerikanischen Kirchen und den unterprivilegierten Kirchen in Osteuropa und 
denen auf der südlichen Halbkugel. Für Kibira wurde die Wahl von Budapest als Aus- 
tragungsort der Siebenten Vollversammlung zum Ausgangspunkt einer wiederauf- 
genommenen Diskussion über diese Spannungen. Er wandte sich kritisch gegen die 
Dominanz der Mehrheitskirchen der sogenannten Ersten Welt. In diesem Sinne er- 
wähnte er die Eindrücke, die er während eines Besuchs der Kirchen in der damaligen 
DDR gesammelt hatte: 








„In der DDR war ich von der ungewöhnlich tiefen Hingabe und Verpflichtung der luthe- 
rischen Christen beeindruckt. Es ist nicht selbstverständlich in einer kommunistischen 
Umwelt Christ zu sein. So erfuhren wir an vielen Orten von den Menschen, daß man dort 
entweder Christ ist oder nicht. Das unterscheidet sich grundlegend von der Situation im 
Westen, wo niemand sich darum zu kümmern scheint, ob man gläubig ist oder nicht, und 
wo es keine Unterdrückung der Religionsfreiheit gibt. Dadurch wurde mir bewußt, wie 
lebendig und theologisch rege die lutherischen Kirchen in der DDR sind und daß die 
Mehrheitskirchen im Westen — die vielleicht bald nicht länger in der Mehrheit sein wer- 
den — viel von ihnen lernen können“ (Ansprache auf der Tagung des Exekutivkomitees 
des LWB 1981 in Turku, Finnland; Protokoll, Anlage 6, S.3). 





Kibira interessierte sich nicht nur für den Charakter der Mehrheitskirchen in liberalen 
westlichen Gesellschaften im Vergleich zu Minderheitskirchen in Ländern unter so- 
zialistischer Herrschaft. Er wollte die Beziehung zwischen christlichen Kirchen und 
verschiedenen politischen Ideologien diskutieren, wohl wissend, daß seine persön- 
liche Präferenz für einen Dialog zwischen Christentum und Sozialismus auf erheb- 
lichen Widerstand stoßen würde. 
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Solche pointierten Worte sollten nicht aus dem Kontext gelöst und so verstanden wer- 
den, als ob Kibira sich darauf beschränkt hätte, für seine eigenen politischen Priori- 
täten zu werben. Kibira setzte sich dafür ein, die Tatsache ernst zu nehmen, daß die 
weltweite Gemeinschaft lutherischer Kirchen unterschiedliche Kirchenstrukturen, 
kulturelle Horizonte und politische Rahmenbedingungen umfasst. Bei allem Respekt 
für diese Vielfalt an Traditionen aber machte er deutlich, daß die Kirchen durch das 
gemeinsame Erbe und durch die Mission vereint sind. Ganz gleich, in welcher Ge- 
sellschaft eine Mitgliedskirche existierte — sie war immer der Gefahr des „Konfor- 
mismus“ ausgesetzt. Deshalb sah es Kibira als die Verantwortung der Mitgliedskir- 
chen an, einander in Treue zu dem Zeugnis der Bibel Solidarität zu zeigen. Er hob fol- 


‚gendes hervor: 

„Doch möchte ich um eines bitten: Wir wollen einander nicht beschuldigen, sondern 
einander durch unser Zusammenstehen Mut machen, die Gesellschaft, in der wir zu 
leben haben, auf legitime Weise herauszufordern! Jede Mitgliedskirche muß jedoch 
selbst entscheiden, ein wie schweres Kreuz sie zu tragen bereit ist. Die Zugehörigkeit zu 
unserem Weltbund sollte uns dazu befähigen, die Augen für unsere prophetische 
Aufgabe zu diesem höchst schwierigen Zeitpunkt der Geschichte des Menschen zu öff- 
nen“ (ebd., S. 17 f.). 











LITERATURHINWEISE 


Ungedruckte Quellen 

Sammlung von unveröffentlichten Dokumenten Kibiras im Besitz von Pfr. Per Larsson, Sig- 

tuna, Schweden 

Mündliche Informationen von Bengt Sundkler (inzwischen verstorben) und Per Larsson 
Gedruckte Quellen 

Larsson, Per, Bishop Josiah Kibira of Bukoba in an international perspective, Nairobi 1993 


Jens Holger Schjørring 


409 











Zoltän Käldy 


Zoltän Käldy wurde am 29. März 1919 in Iharos- 
bereny in Ungarn geboren. Er studierte von 1937 
bis 1941 an der theologischen Fakultät der Elisabeth- 
Universität in Sopron-P&cs (Ödenburg). 1941 wurde 
er zum Pastor der Lutherischen Kirche in Ungarn 
(Magyarországi Evangélikus Egyház) ordiniert, Zu- 
nächst war er Pfarrer in Pécs, dann — seit 1954 — 
Superintendent im Kirchensprengel Tolna-Baranya 
im Süden Ungarns. Vier Jahre später wurde er zum 
Bischof der südlichen Diözese in Ungarn und 1967 
zum Leitenden Bischof der Lutherischen Kirche, die 
ihren Hauptsitz in Budapest hat, gewählt. Zusam- 
men mit den führenden Bischöfen anderer Kirchen 
hatte er einen Sitz im ungarischen Parlament. Auf 
der Siebenten Vollversammlung des LWB in Buda- 
pest 1984 wurde Käldy zu dessen siebten Präsiden- 
ten gewählt. Käldy starb am 17. Mai 1987 an den 
Folgen eines Schlaganfalls; er war der erste Präsi- 
Zoltán Káldy, Leitender Bischof der dent, der im Amt starb. Zoltán Káldy heiratete 1960 
Luth. Kirche in Ungarn und Präsident Magdolna Esze, die später in Budapest Wirtschafts- 
des LWB von 1984 bis 1987. wissenschaften lehrte. 








Das historische Umfeld 


Es ist nicht möglich, Zoltän Käldys Arbeit als ungarischer Bischof oder als Präsident 
des Lutherischen Weltbundes zu beschreiben, ohne das Umfeld, in dem er lebte und 
wirkte, also die Situation Ungarns und die der lutherischen Kirche angemessen zu be- 
rücksichtigen. Die besonderen Zeitumstände, die von äußerst dramatischen Verände- 
rungen gekennzeichnet waren, wurden bereits in dem Bericht über die 1984 in Buda- 
pest abgehaltene Siebente Vollversammlung des LWB dargestellt. Wichtig ist auch die 
Rolle des ungarischen Bischofs Lajos Ordass in den Gründungsjahren des LWB sowie 
das kirchliche Leben im Ungarn der Nachkriegszeit. Käldys Wirken als Bischof und 
als Präsident des LWB umfaßt eine Spanne von dreißig Jahren. Sie reicht von der Zeit, 
in der Ordass sich darum bemühte, der lutherischen Kirche Ungarns in einer stalini- 
stisch geprägten Gesellschaft eine angemessene Stellung zu geben, bis in die Mitte der 
achtziger Jahre. Zu diesem Zeitpunkt ließen die Spannungen allgemein nach, obwohl 
sich erst Ende der achtziger Jahre abzeichnete, daß Ordass rehabilitiert werden würde. 
Während seiner Tätigkeit als Bischof setzte sich Käldy mit ganzer Kraft für das Fort- 
bestehen seiner Kirche innerhalb des sozialistischen Staates ein. Gewiß hatte er inn- 
erkirchliche Gegner, die seine Haltung gegenüber der Regierung verurteilten. Man 
warf ihm immer wieder vor, er helfe den Marxisten bei ihren Bestrebungen, die Macht 
völlig zu übernehmen. 

Man kann Käldy nur vor diesem spannungsvollen und von Auseinandersetzungen 
geprägten Hintergrund verstehen, und selbst wenn man dies tut, sind Vollständigkeit 
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und Objektivität nicht gewährleistet. Deutlich ist auf jeden Fall, daß der Ambivalenz 
und den Widersprüchen, die sowohl sein Leben als auch seine Rolle in der weltweiten 
Kirchengemeinschaft prägten, Rechnung getragen werden muß. 


Leben und Wirken 


Zoltán Käldys Vater war lutherischer Pastor. Das familiäre und das schulische Umfeld 
Käldys legten ihm darum das Studium der Theologie nahe. Die theologische Fakultät 
in Sopron-P&cs (Ödenburg) gehörte zu der weltweit bekannten Elisabeth-Universität. 
Dort wurde Käldy mit den deutschen Arbeiten über Luther, der liturgischen Erneue- 
rung in Schweden und mit den Auswirkungen der Erweckungsbewegung auf die fin- 
nische Theologie vertraut, Tatsächlich hatte die Erweckungsbewegung einen bedeu- 
tenden Einfluß auf den jungen Pastor, der darum oft zu evangelistischen Veranstal- 
tungen als Prediger eingeladen wurde. So gewann er das Vertrauen vieler innerhalb 
der Kirche, und seine Wahl zum Bischof im südlichen Bistum im Jahre 1958 war mit 
großen Hoffnungen verbunden, Diese Wahl fand aber unter schwierigen, um nicht zu 
sagen besorgniserregenden Umständen statt. 

Im November 1957, ein Jahr nach der Niederschlagung des Volksaufstandes, leitete 
das staatliche Amt für kirchliche Angelegenheiten Gespräche mit den führenden Per- 
sönlichkeiten der lutherischen Kirche in Ungarn ein, um unter anderem Personalfra- 
gen zu diskutieren. Die Verhandlungen fuhren sich jedoch fest und endeten mit der Er- 
nennung eines staatlichen Beamten, der vorübergehend die Kontrolle und Verwaltung 
der kirchlichen Angelegenheiten übernehmen sollte. Zoltän Käldy, zu dieser Zeit 
Dekan und Superintendent in Tolna-Baranya, war allerdings bereit, einen Kompromiß, 
der die Entlassung von Bischof Ordass aus seinem Amt zur Folge hatte, einzugehen. 
Im Juni 1958 wurde Ordass aus dem Amt entfernt und im November desselben Jahres 
Käldy als Bischof der südlichen Diözese eingeführt. Eine seine ersten Aufgaben 
bestand darin, die Pastoren, die der Staat nicht zu akzeptieren bereit war, zu entlassen. 
Obwohl dieser problematische Kompromiß, den Käldy in der Auseinandersetzung 
zwischen der ungarischen Regierung und der lutherischen Kirche akzeptiert hatte, 
einer breiten Öffentlichkeit bekannt war, wurde seine Wahl zum Bischof innerhalb der 
Kirche von vielen begrüßt. Als Prediger war er sehr geschätzt. Und in einer Zeit, in der 
das öffentliche Leben einer scharfen Kontrolle ausgesetzt war, meinten viele, der 
Kompromiß wende noch restriktivere Einschränkungen seitens des Staates von der 
Kirche ab. 

Auf der internationalen und ökumenischen Ebene wurde Käldy jedoch deutlich sig- 
nalisiert, daß Bischof Ordass unverändert das Vertrauen der Leitung des LWB genoß. 
Nach der jährlichen Sitzung des Exekutivkomitees des LWB in Wien im Februar 1959 
traf sich Käldy mit mehreren führenden Mitgliedern: Franklin Clark Fry, dem ameri- 
kanischen Präsidenten des LWB, dem schwedischen Bischof Bo Giertz, und dem 
Exekutivsekretär Carl Lund-Quist. Sie wiesen Káldy darauf hin, daß Bischof Ordass 
trotz seiner Stellung in Ungarn (er stand unter Hausarrest) der Vizepräsident des LWB 
und Mitglied des Exekutivkomitees bleibe, auch wenn er nicht in der Lage sei, seine 
Amtsverpflichtungen wahrzunehmen. 
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In den ersten Jahren seiner Tätigkeit als Bischof schien Käldy seine theologische Hal- 
tung entscheidend zu ändern. Er problematisierte seine pietistischen Tendenzen und 
beschrieb das evangelikale Predigen als steril, unzeitgemäß und rück wärtsgewandt. 
Gleichzeitig begann er seinen theologischen Standpunkt zu revidieren und eine 
„Theologie der Diakonie“ zu entwickeln, welche später sein Kennzeichen werden 
sollte. Diese Theologie sollte der vereinende Punkt im kirchlichen Leben sein und der 
Kirche ermöglichen, ihre Aufgabe in einem sozialistischen Staat zu erfüllen. 

Käldy legte seine Theologie in den sechziger Jahren bei zahlreichen öffentlichen Ge- 
legenheiten dar. Bei der Verleihung der Ehrendoktorwürde durch die theologische 
Fakultät in Bratislava (in der damaligen Tschechoslowakei) stellte er fest, es gebe fünf 
Optionen für die Rolle der Kirche in der modernen Gesellschaft: der Anspruch, die 
Gesellschaft als Hierarchie zu beherrschen; der Versuch, durch Anpassung an die 
Gesellschaft den Konflikten aus dem Weg zu gehen; die Kirche als ein Ghetto, abge- 
schirmt von den Versuchungen der Gesellschaft; die Kirche als eine Kraft des politi- 
schen Widerstandes, welche Gefahr laufe, von Diktatoren verfolgt zu werden; und 
eine Kirche, die den Weg der „Diakonie“ einschlage, also zu dienen versuche, ohne 
Macht auszuüben, und die das Evangelium durch die Tat der Liebe verkündige. Ohne 
zu zögern entschied sich Käldy für die letzte dieser Optionen. Die „Theologie der 
Diakonie“ sollte mit der Zeit weit über ihren Ursprung hinaus Anerkennung finden. 
Sie wurde das Kennwort einer behutsam vorgehenden Kirchenpolitik, deren Befol- 
gung durch Theologiestudenten, Professoren und Pastoren von offizieller Seite erwar- 
tet wurde. 








„Es macht das innerste Geheimnis des Lebens Jesu aus, daß er zugleich, in einer Person, 
gleicherweise Kyrios und Diakonos ist...“ (837). 

„Es ist klar, daß uns die kosmische Christologie keine christokratische Weltsicht ver- 
mittelt, aber sie schafft eine Grundlage für unsere Bemühungen — auch im Hinblick auf 
die Zwei-Reiche-Lehre —, unsere Mitarbeit bei der Schaffung einer Welt unter der Sou- 
veränität des Kyrios zu intensivieren, und zwar durch die Predigt des Evangeliums und 
durch tatkräftige Aktionen der Liebe“ ($ 49) (Protokoll der Tagung des LWB-Exekutiv- 
komitees, August 1975, Anlage 20.1.3. S. 9 und 12). 









Es war deutlich, daß Käldys Haltung — als Theologe und als Bischof einer Diözese — 
in großem Maße zur inneren Stabilität der Kirche beitrug. Dies ist eine bemerkens- 
werte Tatsache, die einem besonders vor Augen geführt wird, wenn man die Lage 
der ungarischen Kirche mit der anderer Kirchen in anderen Ländern hinter dem Eiser- 
nen Vorhang vergleicht. So war es in Ungarn möglich, Bücher für den kirchlichen 
Gebrauch zu veröffentlichen; dazu zählen eine Bibelübersetzung, ein neues Gesang- 
buch, eine einheitliche Agende für die Pfarrer in Ungarn, Bibelkommentare und an- 
deres mehr. Außerdem gelang es Käldy, höhere Gehälter und Renten für die Pastoren 
auszuhandeln und die Renovierung von Kirchen und kirchlichen Häusern voranzu- 
bringen. 

In diesen Jahren öffneten sich die Türen seiner Heimatkirche für weit gefächerte 
Aktivitäten. An der theologischen Fakultät in Budapest wurde ein dreijähriger Kurs 
zur Ausbildung von Laien eingeführt. Mit der Unterstützung des LWB und der Part- 
nerkirchen im Westen konnten zahlreiche Kirchen, Gemeindezentren und Pfarrhäuser 
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renoviert und gebaut werden. 1979 wurde im Herzen Budapests ein protestantisches 
Museum eröffnet. Martin Luthers 500. Geburtstag wurde gefeiert. Das wichtigste Er- 
eignis für die ungarische Kirche war jedoch, daß sie als erste Kirche in der „marxisti- 
schen Welt“ Gastgeberin für die lutherischen Kirchen aus allen fünf Kontinenten sein 
konnte. Durch die vielen persönlichen Begegnungen in 114 städtischen und ländlichen 
Gemeinden wurde „Budapest 1984“ zu einem unvergeßlichen Ereignis für alle Teil- 
nehmenden und für die gastgebende ungarische Kirche, die durch die Vollversamm- 
lung eine innere Stärkung erfuhr. 

Käldy strebte vor allem zwei Ziele an. Zunächst wollte er die Gemeinden von innen 
durch die Verkündigung des Evangeliums auf unterschiedliche Art und Weise stärken. 
Zum anderen erkannte er die große Bedeutung der Kontakte zwischen seiner Heimat- 
kirche und den Mitgliedskirchen des LWB sowie mit der weltweiten ökumenischen 
Bewegung. Diese zwei Anliegen bestimmten sein Leben und Wirken in der Kirche. 
Innerhalb eines Jahrzehnts, d. h. vom Ende der fünfziger bis zum Ende der sechziger 
Jahre, veränderten sich die Beziehungen zwischen dem Sekretariat des LWB in Genf 
und Bischof Käldy erheblich. Damals schlug der LWB in seiner Politik gegenüber den 
Mitgliedskirchen in Osteuropa einen neuen Weg ein, der von größerer Offenheit ge- 
prägt war. Infolgedessen wurde Käldy großes Vertrauen entgegengebracht, was seinen 
Ausdruck darin fand, daß ihm mehrere wichtige Ämter in den führenden Gremien des 
LWB übertragen wurden. Bereits 1963 wurde er auf Empfehlung von Mitarbeitern des 
LWB Mitglied des Nominierungskomitees und der Kommission für Haushalterschaft 
und Evangelisation. Auf der Vollversammlung in Evian wurde er Vizepräsident der 
Kommission für kirchliche Zusammenarbeit, zusammen mit Bischof Josiah Kibira als 
Präsidenten (vgl. S. 405ff.) und Gunnar Stålsett (vgl. S. 452ff.) als zweitem Vizeprä- 
sidenten. Auf der Vollversammlung in Daressalam im Jahre 1977 wurde Käldy zum 
Mitglied des Exekutivkomitees, und auf der Vollversammlung in Budapest im Jahre 
1984, die von der ungarischen Kirche ausgerichtet wurde, wurde er schließlich zum 
Präsidenten des LWB gewählt. 

Der wachsende Einfluß Käldys innerhalb des LWB ist nur bedingt auf seine persönli- 
chen Ambitionen zurückzuführen. Auch hatte sie mit der Entscheidung des LWB, 
einer der größten Mitgliedskirchen in Mittel- und Osteuropa mehr Beachtung zu 
schenken, nur am Rande zu tun. Vielmehr spiegelte sich darin eine weitreichende 
Neuorientierung des LWB wider. Folgendes Beispiel ist dafür charakteristisch, 

In einem Referat, das Käldy dem Exekutivkomitee auf der Sitzung im August 1975 in 
Amsterdam vorlegte, erläuterte er seine „Theologie der Diakonie“ und wies auf die 
Verbindung zwischen Christologie und Ekklesiologie hin. Indem er Christus gleicher- 
maßen als „Kyrios“ (Herr) und als „Diakonos“ (Diener) interpretierte, versuchte er, 
eine ähnliche Verbindung zwischen der Verkündigung des Evangeliums und dem 
praktischen christlichen Glauben herzustellen. 

Káldy verband die Theologie der Diakonie mit dem Gedanken der „via crucis“ (Kreu- 
zesweg). Damit vertrat er einen Standpunkt, für den sich damals auch die Äthiopische 
Evangelische Kirche Mekane Yesus und Bischof Josiah Kibira aus Tansania, der 
später zum Präsidenten des LWB gewählt werden sollte, einsetzten. Eine Verbindung 
wurde damit sichtbar zwischen den lutherischen Kirchen in Mittel- und Osteuropa 
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auf der einen und den Schwesterkirchen in der „Zweidrittelwelt“ auf der anderen 
Seite. Diese Verbindung sollte im Leben des LWB eine immer größere Rolle spielen. 


Präsident des LWB 


Es gab sowohl eine theologische als auch eine praktische, auf Kooperation beruhende 
Verbindung zwischen Zoltän Käldy und afrikanischen Kirchenführern wie hof 
Josiah Kibira von der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Tansania und Präsident 
Emmanuel Abraham von der Äthiopischen Evangelischen Kirche Mekane Yesus. 
Diese Verbindung, die man auch als ein „Bündnis“ bezeichnen könnte, erklärt, warum 
Käldy die Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigen konnte, als er 1984 für die Wahl 
des Präsidenten auf der Siebenten Vollversammlung in Budapest kandidierte. Gleich- 
wohl war seine Wahl umstritten. 

Der ungarische Bischof war zugegebenermaßen daran interessiert, gewählt zu werden, 
und er berief sich, um seine eigene Kandidatur zu unterstützen, öffentlich auf die 
Tradition des LWB, in der Regel einen Leiter der gastgebenden Kirche zum Präsi- 
denten zu wählen. In der Tat wurde von vielen Delegierten die Frage aufgeworfen, ob 
es richtig und notwendig sei, diese Tradition aufrechtzuerhalten. Außerdem wurden 
Vorwürfe laut, die in der Presse breiten Raum einnahmen, der Stab des LWB übe 
zugunsten Käldys Druck aus; es war sogar von Manipulation die Rede. Viel Aufmerk- 
samkeit schenkten die Medien den Vorwürfen, die Zoltän Döka gegenüber dem unga- 
rischen Bischof vorbrachte. Der ungarische Pastor hatte Käldy scharf kritisiert, und 
dieser hatte Publikationen Dökas verhindert. Diese öffentliche Kontroverse drängte 
möglicherweise eine ernsthafte Auseinandersetzung über grundlegende Fragen in den 
Hintergrund. Dennoch entschied sich die Vollversammlung für Käldy, und dieser trat 
sein Amt als der siebte Präsident des LWB an. 

Als Präsident machte sich Käldy mit Energie und Entschlossenheit an seine Aufgaben. 
Wichtige Reisen führten ihn in die USA und in den Vatikan. Seine Zeit im Amt war 
jedoch zu kurz, um ihm die Möglichkeit zu geben, einen Durchbruch in der Frage zu 
erzielen, die ihm besonders am Herzen lag: eine Verbesserung der Beziehungen zwi- 
schen Kirche und Staat in den Ländern Mittel- und Osteuropas. Zoltán Káldy erlitt 
einen Schlaganfall auf dem Zürcher Flughafen im Dezember 1985, als er sich gerade 
auf der Rückfahrt von einem Treffen mit Mitarbeitern des LWB in Genf befand. Er 
starb im Mai 1987, und einer der Vizepräsidenten, Bischof Johannes Hanselmann von 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, wurde sein Nachfolger. Er wurde 
wenig später auf der Tagung des Exekutivkomitees in Viborg, Dänemark, gewählt. 
Zum ersten Mal in der Geschichte des LWB wurde ein Präsident nicht auf einer Voll- 
versammlung gewählt. 





















Weitere Beiträge 


Käldy hatte mehrere ökumenische Ämter inne und war an vielen öffentlichen Akti- 
vitäten beteiligt. Von 1960 an war er aktiver Teilnehmer der Christlichen Friedens- 
konferenz von Prag. Drei Jahre später wurde er ins Präsidium des ungarischen Welt- 
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bundes gewählt, der vor dem Zweiten Weltkrieg gegründet und in den fünfziger Jahren 
wieder ins Leben gerufen worden war. Dabei handelte es sich um eine offensichtlich 
politische Organisation unter kommunistischer Führung, die darum bemüht war, füh- 
rende Nichtkommunisten einzubeziehen, und die darauf hinarbeitete, gute Beziehun- 
gen zu Ungarn, die in westlichen Ländern lebten, zu schaffen. 

1971 wurde Käldy ins ungarische Parlament gewählt, eine Wahl, die für die Bischöfe 
der verschiedenen ungarischen Kirchen üblich war. Um dem Parlament keinen zu 
großen Einfluß einzuräumen, wurde es allerdings nur zwei- oder dreimal im Jahr 
zusammengerufen, und das auch nur, um sich über Berichte zu äußern und um Geset- 
zen, die die kommunistische Bürokratie vorgelegt hatte, zuzustimmen. Gleichwohl 
war es ein wichtiger Teil der Strategie der Kommunisten, kooperationswillige Kir- 
chenleiter für die Wahl zum nationalen Parlament vorzuschlagen. 

In Anerkennung seiner Rolle in der Gesellschaft, wurde Käldy bei mehreren Ge- 
legenheiten vom ungarischen Staat geehrt: 1969 erhielt er den Goldenen Verdienst- 
orden für Verdienste der Arbeit sowie den höchsten Rang des Verdienstordens der 
ungarischen Volksrepublik. Ihm wurde die Ehrendoktorwürde von der Lutherischen 
Theologischen Akademie in Bratislava, Tschechoslowakei, dem Protestantischen 
Theologischen Institut in Cluj, Rumänien, und von der Reformierten Theologischen 
Akademie in Debrecen, Ungarn, verliehen. Er war ein führendes Mitglied der Prager 
Friedenskonferenz sowie der Konferenz Europäischer Kirchen. 1963 wurde er Mit- 
glied des Zentralausschusses des Ökumenischen Rates der Kirchen; dieses Amt be- 
hielt er über zwei Amtsperioden. 


Ein Mann seiner Zeit 


Wie eingangs bereits angedeutet, ist es schwierig, zu einer objektiven Bewertung der 
Arbeit und der Verdienste von Zoltän Käldy zu gelangen. Auf der einen Seite verdie- 
nen die positiven Aspekte seiner Leistungen Anerkennung; auf der anderen Seite dür- 
fen kritische Fragen nicht verschwiegen werden. Während der Niederschrift dieser 
Zeilen (1996) waren laute Stimmen zu vernehmen, die die zwischen Kirche und Staat 
in den Ländern Mittel- und Osteuropas unter der sozialistischen Herrschaft eingegan- 
genen Kompromisse verurteilen. Um so wichtiger ist es, Bischof Käldy Gerechtigkeit 
widerfahren zu lassen und ihn in seinem historischen, kirchlichen, sozialen und po- 
litischen Kontext zu sehen. Obwohl es verfrüht scheinen mag, ist es, ohne daß damit 
der Anspruch erhoben würde, ein endgültiges Urteil abzugeben, wichtig, auf ver- 
schiedene Aspekte in diesem Geflecht hinzuweisen, die es ermöglichen, seine Arbeit 
und seine Verdienste zu verstehen. 

Zunächst darf nicht vergessen werden, daß die Beziehungen innerhalb des LWB — also 
zwischen den Leitungspersönlichkeiten, dem Genfer Stab und den Mitgliedskirchen — 
auf der Zusammenarbeit zwischen den Kirchen beruht. Das bedeutet mit anderen 
Worten, daß der LWB darauf ausgerichtet ist, die Leitung der Gesamtorganisation den 
Kirchenführern der Mitgliedskirchen zu übertragen. Das allerdings steht in Spannung 
zu der grundsätzlichen Verpflichtung des Genfer Sekretariats, Solidarität mit denjeni- 
gen zu zeigen, die in totalitären Staaten ungerecht behandelt oder unterdrückt werden. 
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Sodann ist festzuhalten, daß ein hohes Maß an Differenzierung erforderlich ist, wenn 
man die öffentliche Rolle der Kirche in den Partei-Staaten interpretieren will. Es 
ist unschwer zu erkennen, daß sich in der 50jährigen Geschichte des LWB die Ein- 
schätzung der Kirchen in Mittel- und Osteuropa und ihrer Beziehungen zu den marxi- 
stischen Regierungen der jeweiligen Länder verändert hat. Im Falle Käldys ist es 
besonders wichtig, auf den grundsätzlichen Wandel hinzuweisen, der sich vom „Kal- 
ten Krieg“ hin zu einer Politik der „kleinen Schritte der Annäherung“, für die in den 
sechziger Jahren der westdeutsche Bundeskanzler Willy Brandt als erster eintrat, voll- 
zogen hat. 

Außerdem darf nicht vergessen werden, daß es Ende der sechziger und Anfang der 
siebziger Jahre, als Bischof Käldy an der Spitze seiner Kirche stand und innerhalb des 
LWB eine bedeutende Rolle übernahm, eine weltweite Tendenz gab, das Verständnis 
und die Zusammenarbeit zwischen dem „Sozialismus mit einem menschlichen Ant- 
litz“ und den Kirchen zu fördern. Dafür einzutreten war eine wichtige Dimension des 
LWB in dieser Zeit — die Chinastudie der Studienabteilung ist dafür ein deutliches Bei- 
spiel. Es erklärt die Zustimmung und die Erwartung, mit der viele führende Kirchen- 
leiter und nicht zuletzt die der südlichen Hemisphäre Käldy begegneten. 

Schließlich ist es notwendig, sich bestimmter Züge der Geschichte Ungarns als Nation 
bewußt zu werden, die aber nicht im Rahmen dieser Analyse behandelt werden kön- 
nen. Im Hinblick darauf ist es von Bedeutung, daß nicht nur Zoltän Käldy für eine 
enge Zusammenarbeit zwischen Kirche und Staat in Ungarn eintrat. Einen ähnlichen 
Standpunkt nahmen auch andere ungarische Kirchenführer ein, unter ihnen führen- 
de Vertreter der römisch-katholischen Kirche sowie der reformierten Kirchen. 

Diese Bemerkungen sind nicht als eine abschließende Aussage über Zoltän Käldy zu 
verstehen. Was er für seine Kirche, sein Land und den LWB bedeutet hat, muß den- 
noch umfassend gewürdigt werden. Dabei gilt es, der Person und dem Werk Käldys 
unter Berücksichtigung der vieldeutigen und komplexen Zeit, in der er lebte, gerecht 
zu werden. 
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Johannes Hanselmann 


Geboren am 9. März 1927 in Ehingen/Ries, 
Deutschland. Studium der evangelischen Theologie 
und der Philosophie an der Universität Erlangen 
(1946-1949), am Wittenberg-Seminar in Spring- 
field/Ohio, USA (1949- 1950) und an der Hartford 
University of Religion in Connecticut, USA (1950- 
1951). Ordination 1950, Vikar in Coburg 1951, Hei- 
rat mit Ruth Hanemann 1952, Pfarrer in Grup am 
Forst 1953, Oberkirchenrat und Kreisdekan für den 
Kirchenkreis Bayreuth 1974. 1975 Wahl zum Lan- 
desbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern. Seit 1994 im Ruhestand. 


Johannes Hanselmann, Bischof der 
Ev.-Luth. Kirche in Bayern, Deutsch- 
land, und Präsident des LWB von 1987 
bis 1990. 





Ausbildung, Veröffentlichungen 


Johannes Hanselmann zählt zu den vielseitig begabten Theologen, die ihre Disziplin 
nicht isoliert betrachten. So nutzte er seine Studienaufenthalte Anfang der fünfziger 
Jahre in den USA, um mit einer Arbeit über das Thema „Theologie ohne Gott? Pro- 
bleme der theologischen Anthropologie“ den Magistergrad und mit einer Unter- 
suchung über „Martin Heideggers Fundamentalontologie und ihre theologischen Im- 
plikationen“ den Doktorgrad in Philosophie zu erwerben. Auch wenn damit das Inter- 
esse und die Befähigung für eine wissenschaftliche Laufbahn deutlich wurden, ent- 
schied er sich doch für die Arbeit in der Kirche. Für seinen weiteren Weg ist kenn- 
zeichnend, daß sich Hanselmann immer wieder für Aufgaben gewinnen ließ, die an 
ihn herangetragen wurden, Zunächst zog es ihn, nicht zuletzt aufgrund des gravieren- 
den Pfarrermangels, in eine Landgemeinde. Seelsorgerliche Qualitäten, Sensibilität 
im Umgang mit Andersdenkenden, die Fähigkeit zur Integration, Gelassenheit und 
eine gute Portion Humor zeichneten ihn früh aus. 1966 wurde er nach West-Berlin 
berufen, um in der Evangelischen Kirche von Berlin-Brandenburg das „Haus der 
Kirche“ zu leiten. Damals, in der Zeit der Studentenunruhen in Deutschland, profi- 
lierte er sich als Vermittler bei Konflikten. Diese Kompetenz war auch in den leiten- 
den Positionen, die Hanselmann später übernahm, gefragt. Nach seiner Wahl zum 
Landesbischof 1975 begründete er, warum er sich als ein Mann des Ausgleichs ver- 
stand: „Nicht weil ich mich scheue, Position zu beziehen, sondern weil ich meine, daß 
es Menschen geben muß, die diese Mitte aushalten, um Brückenfunktion wahrzuneh- 
men“ (Walter Allgaier: „Der gute Mann aus Bayreuth“, in: Deutsche Zeitung/Christ 
und Welt, 2.5.1975). 
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In seinen Veröffentlichungen, die zumeist auf eine gemeindliche Leserschaft zielen, 
geht Hanselmann immer wieder auf die zentrale Frage ein, was es bedeutet, heute ein 
lutherischer Christ zu sein. Seine Antwort ist elementar und zielt doch auf das 
Zentrum: Lutherischer Christ zu sein heißt, Mitglied einer Kirche zu sein, „die sich 
abhängig und getragen weiß vom Evangelium Jesu Christi, das Martin Luther neu ent- 
deckt, übersetzt und ausgelegt hat: Eine Kirche, die sich um Wort und Sakrament ver- 
sammelt, die gefestigt ist im Bekenntnis und von daher ihr Leben und ihre Wirk- 
lichkeit in der Welt gestaltet“ (Johannes Hanselmann: Bischofsworte für den Alltag. 
Bedenkenswertes aus 19 Amtsjahren, München 1994, S. 84). Nach lutherischem Ver- 
ständnis kann und darf sich die Kirche, so Hanselmann, nicht aus der Welt heraushal- 
ten. Die Verantwortung vor Gott macht sie frei zur Verantwortung für die Welt, auch 
wenn sie weder ein politisches Programm zu verwirklichen hat noch ein Mandat 
besitzt, um von der Kanzel aus die Welt zu regieren. 

Wie ein roter Faden zieht sich durch Hanselmanns Tätigkeit die Auseinandersetzung 
mit den Fragen kirchlicher Publizistik. So war es ein Glücksfall, daß er zwischen 1977 
und 1980 den Vorsitz der Kammer der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) 
für publizistische Arbeit innehatte. Die Problemanzeige, die er in dem Vorwort des 
1979 erschienenen ersten „Publizistischen Gesamtplans“ der EKD formulierte, ist 
unverändert aktuell: „Wer über Kommunikation in der Kirche nachdenkt, steht vor 
einem gewissen Dilemma. Es erscheint zwar eine ständig wachsende Zahl von kirch- 
lichen Informationsdiensten, Zeitschriften und Mitarbeiterpublikationen aller Art, 
Daß dies zur stärkeren Ausprägung eines gesamtkirchlichen Bruderschafts- und Ver- 
antwortungsbewußtseins geführt hat, kann man aber nicht ohne weiteres sagen. Ähn- 
liches gilt für die Kommunikation zwischen Kirche und Gesellschaft: Ausbau und 
Professionalisierung der kirchlichen Öffentlichkeitsarbeit in den letzten Jahren haben 
nicht verhindern können, daß sich Zeugnis und Dienst der Kirche heute schwerer im 
‚Zeitgespräch der Gesellschaft‘ vermitteln lassen. Dem Zuviel an Information steht 
ein Zuwenig an Kommunikation gegenüber“ (in: Publizistischer Gesamtplan der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, Gütersloh 1979, S. 11). 

Ein besonderes Interesse Hanselmanns galt der 1960 gegründeten „Evangelischen 
Buchhilfe e.V.“. Diese Einrichtung, deren Vorsitz er 1974 übernahm, verfolgte bis zum 
Jahre 1990 — der Vereinigung Deutschlands — das Ziel, im Auftrag der EKD und ihrer 
Gliedkirchen, die evangelischen Landeskirchen in der DDR mit christlich-religiöser 
Literatur zu versorgen. Aus verständlichen Gründen entzog sich das Wirken der Buch- 
hilfe dem direkten Einblick der Öffentlichkeit, weil sie ohne Diskretion nicht möglich 
gewesen wäre. Um die Bedeutung dieser Arbeit einschätzen zu können, muß man sich 
jedoch vor Augen halten, daß zwischen 1960 und 1990 rund 200 Begegnungen in der 
DDR, zumeist in Ost-Berlin, organisiert und 1,4 Millionen Bücher in einem Gesamt- 
wert von 30 Millionen Mark den DDR-Landeskirchen zur Verfügung gestellt wurden. 
Unter den zahlreichen Veröffentlichungen Hanselmanns hat seine Schrift „In jeder 
Sekunde geborgen. Ein Begleiter in Tagen der Krankheit“ (München 1990), die größte 
Verbreitung gefunden. Sie hat bis heute eine Auflage von mehr als einer Million 
Exemplaren erreicht, 
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Präsident des Lutherischen Weltbundes 


Im Jahre 1978 übernahm Johannes Hanselmann als Vizepräsident Verantwortung im 
Lutherischen Weltbund (LWB). Souverän leitete er die Plenardebatten auf der 
Siebenten Vollversammlung in Budapest 1984. In der mitunter spannungsgeladenen 
Atmosphäre erwies er sich als ruhender Pol, der stets um Ausgleich bemüht war. Daß 
er in das erste Glied des LWB aufrücken würde, war nicht vorhersehbar. Jedoch gab 
es nach dem überraschenden Tod des ungarischen Bischofs Zoltän Käldys zu Hansel- 
mann keine Alternative. So sah es jedenfalls das Exekutivkomitee, als es ihn 1987 zum 
Präsidenten des LWB wählte. Nach seinem Ausscheiden aus diesem Amt 1990 wurde 
Hanselmann zum Ehrenpräsidenten ernannt, 

Das Engagement des bayerischen Landesbischofs im Lutherischen Weltbund konzen- 
trierte sich von Beginn an auf die Frage, wie der LWB, der sich nach Artikel III seiner 
Verfassung aus dem Gründungsjahr 1947 als eine „freie Vereinigung von lutherischen 
Kirchen“ sah, zu einer Gemeinschaft von Kirchen werden könnte, Dieses Anliegen 
prägt seine Ansprache als neugewählter Präsident auf der Tagung des Exekutivkomi- 
tees 1988 in Addis Abeba, Äthiopien, unter dem Thema „Kirchengemeinschaft im 
Lutherischen Weltbund“. 

Darin erinnert er zunächst daran, was der Verfassung des LWB auf der Vollver- 
sammlung in Budapest (1984) in Artikel III hinzugefügt wurde: „Die Mitgliedskirchen 
des Lutherischen Weltbundes wissen sich als in gegenseitiger Kanzel- und Abend- 
mahlsgemeinschaft befindlich.“ Dann aber wendet er sich gegen die Vorstellung, das 
Stichwort „Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft“ sei „minimalistisch“ zu verstehen, 
und führt aus: „Vielmehr ist in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft manches einge- 
schlossen, was erst in seiner Explikation ‚Kirchengemeinschaft‘ ausmacht: wechsel- 
seitige Ämteranerkennung, die gemeinsame Amtsausübung ermöglicht, gemeinsames 
Handeln und die dazu unentbehrlichen Strukturen gemeinsamer Entscheidungsfin- 
dung. Das letztlich Entscheidende ist ja, daß Kirchengemeinschaft ihrem Wesen nach 
‚verpflichtende Gemeinschaft‘ ist“ (Ansprache zum Thema „Kirchengemeinschaft im 
Lutherischen Weltbund“, Tagung des Exekutivkomitees 1988 in Addis Abeba, Äthio- 
pien). Hanselmann bereitete damit gedanklich vor, was zwei Jahre später auf der 
Achten Vollversammlung in Curitiba/Brasilien (1990) tatsächlich beschlossen wer- 
den sollte: „Wenn also eines Tages die Verfassung des Lutherischen Weltbundes die 
Entwicklung zur Kirchengemeinschaft/Communio wirklich widerspiegeln soll, so ist 
es mit dem Stichwort ‚Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft‘ nicht getan, wie grund- 
legend das andererseits auch ist.“ 


Ökumenischer Kirchenleiter 


Hanselmann gilt als exzellenter Kenner der römisch-katholischen Kirche. Als Bischof 
der in Deutschland flächenmäßig größten Landeskirche, die sich freilich mit ihren 
rund zwei Millionen Mitgliedern gegenüber zehn Millionen Katholiken in einer Dia- 
sporasituation befindet, waren gute Kontakte über die Kont nsgrenzen hinweg 
von besonderer Bedeutung. Als Stellvertretender Leitender Bischof der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Deutschland (VELKD) bereitete Hanselmann 
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auf evangelischer Seite den Besuch von Papst Johannes Paul II. 1980 in Deutschland 
vor. 1984 übernahm er den Vorsitz der Lutherischen Stiftung für ökumenische For- 
schung in Straßburg. Zwischen 1991 und 1994 übte er darüber hinaus das Amt des 
Catholica-Beauftragten der VELKD aus. 

Hanselmann hat sich an den interkonfessionellen Dialogen mit einem hohen Maß an 
Sensibilität und theologischer Kompetenz beteiligt. Um der Menschen willen konnte 
beides bisweilen auch in mahnendes Drängen umschlagen. Als er 1988 mit dem Papst 
zusammentraf, unterstrich er nachdrücklich, daß das Leitbild für die Annäherung der 
Kirchen weder die „Rückkehrökumene“ noch eine wie auch immer geartete Einheits- 
kirche sein könne, sondern nur eine „Einheit in versöhnter Verschiedenheit“ (Udo 
Hahn: „Partner für die Ökumene“, in: Rheinischer Merkur, 12.7.1991). Gleichzeitig 
wehrte er sich wiederholt gegen jegliche Klage über einen vermeintlichen Stillstand 
oder gar Rückschritt in der Ökumene. Mit Recht konnte er auf viele Erfolge des öku- 
menischen Dialogs verweisen, die sich erst in den zurückliegenden dreißig Jahren 
ergeben haben. 

Dennoch sind auch für Hanselmann mehrere Probleme nach wie vor ungeklärt. In der 
Frage der Zulassung zur römisch-katholischen Eucharistie sind nach seiner Einschät- 
zung keine schnellen Lösungen zu erwarten. Sein Wunsch, daß wenigstens konfessi- 
onsverschiedene Ehepaare zur gemeinsamen Teilnahme am Herrenmahl in der katho- 
lischen Kirche zugelassen werden, scheint ebenfalls in absehbarer Zeit nicht in 
Erfüllung zu gehen. Gleichwohl gilt: Daß die Ökumene nicht nur in Deutschland, son- 
dern auch in den Gesprächen der Konfessionen auf Weltebene bedeutende Fortschritte 
gemacht hat, ist nicht zuletzt das Verdienst Johannes Hanselmanns. 
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Gottfried Brakemeier 
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Gottfried Brakemeier, Präsident der 
Ev. Kirche Lutherischen Bekenntnis- 
ses in Brasilien und Präsident des LWB 
von 1990 bis 1997. 


Ausbildung, Theologie, Hauptschriften 


Als Sohn eines deutschen Missionars und einer deutschbrasilianischen Mutter absol- 
vierte Gottfried Brakemeier seine theologische Ausbildung in einer Zeit, in der das 
brasilianische Luthertum auf dem Wege war, voll und ganz Kirche in Brasilien sein zu 
wollen. Die spezifische Situation seiner Heimatkirche prägt deshalb auch seine theo- 
logischen Schriften und Aufsätze, die das ganze Spektrum der Theologie umfassen. 
Biblische Exegese führt darum immer wieder zu einer kontextuellen Theologie und 
der Frage nach dem Kirchesein im Kontext Lateinamerikas. 
Brakemeier sieht die Aufgabe der Theologie darin, Glaube, Liebe und Hoffnung in 
Gemeinschaft mit dem ganzen Volk Gottes auf Erden zu formulieren. Dies geschieht 
aber in Auseinandersetzung mit der Tradition der Kirche und der in Jesus Christus ge- 
gebenen Verheißung Gottes. Ziel dieses Reflexionsprozesses ist die Förderung evan- 
gelischer Lebenspraxis, die zur Überwindung ungerechter Lebensverhältnisse bei- 
trägt. 

Daher hat die Theologie mehrere Funktionen, die Brakemeier als kritisch, ökume- 
nisch, konfessionell, kirchlich, prophetisch, pastoral und spirituell bezeichnet, Die kri- 
tische Funktion der Theologie dient zur „Unterscheidung der Geister“. Sie bezieht sich 
auf Kirche und Gesellschaft, auf Reden und Handeln, auf Religion und auf die Theo- 
logie selbst. Normatives Kriterium ist das Evangelium. Die ökumenische Funktion der 
Theologie ist eingebettet in die Geschichte Gottes mit seinem Volk. Sie sucht die 
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Einheit dieses Volkes und die Erfüllung der gemeinsamen, gottgegebenen Aufgabe. 
Denn die Universalität der göttlichen Gnade stellt Exklusivansprüche in Frage und 
tritt für Geschwisterlichkeit und Frieden auf Erden ein. Die konfessionelle Funktion 
der Theologie ist den historischen Formen des Bekennens verpflichtet, ohne sie abso- 
lut zu setzen. Ökumene muß bekenntnismäßige Tradition respektieren, sie aber gleich- 
zeitig auch in Frage stellen. Sind die Bekenntnistraditionen und ihre Kritik im Evan- 
gelium verankert, so dienen sie zur Vertiefung der Nachfolge Jesu Christi. Die kirch- 
liche Funktion der Theologie hat die konkrete Gemeinde als Bezugspunkt. Diese 
Gemeinde hat eine evangelische Verpflichtung, mit der die Theologie zur Zusammen- 
arbeit gerufen ist, Die prophetische Funktion der Theologie hat die Aufgabe, Gottes 
Willen in dieser Welt zu verkünden und die Rechte des Schöpfers anzumahnen. Sie 
erinnert daran, daß die Willkür und die Vergewaltigung des Rechts, des Friedens und 
der Schöpfung dem Menschen nicht zustehen, sondern dem Gericht Gottes unter- 
stehen. Die pastorale Funktion der Theologie dient der Gestaltung, der Erhaltung und 
der Erneuerung des Lebens durch Verkündigung und Diakonie, durch Aufruf zur Buße 
und Zuspruch der Sündenvergebung. Die geistliche Funktion der Theologie trägt 
zur Formulierung einer reflektierten Spiritualität individuellen und gemeindlichen 
Lebens bei. 

Bei seinen theologischen Äußerungen weiß sich Brakemeier dem Erbe der Refor- 
mation verpflichtet. Er sieht aber den lutherischen Beitrag zur Ökumene weniger in 
den klassischen dogmatischen Lehraussagen, obgleich die Rechtfertigung aus Gnaden 
allein und die theologia crucis für Lateinamerika hochaktuell sind. Wichtiger ist ihm 
die Wiedergewinnung der „lutherischen Unterscheidungen“ und ihrer Korrelation, 
und er verweist dabei auf die Unterscheidung von Gesetz und Evangelium und die 
Vorstellung der beiden Regimente Gottes. Gerade in den „Unterscheidungen“ habe 
das Luthertum seine Stärke, die es mit anderen Denominationen zu teilen gelte. Brake- 
meier hat diese Überzeugung in zahlreichen Veröffentlichungen begründet und ent- 
faltet. 








Präsident des LWB 


Brakemeier wurde auf der Vollversammlung in Curitiba 1990 mit knapper Mehrheit 
zum Präsidenten gewählt. Er ist der zweite LWB-Präsident aus einer Mitgliedskirche 
der sog. Dritten Welt. Er ist in Brasilien geboren und aufgewachsen, gleichwohl aber 
deutscher Herkunft, und er hat in beiden Ländern Theologie studiert. So verkörpert er 
einen theologischen Spannungsbogen: auf der einen Seite kontextuelles Engagement 
als Ausdruck des eigenen Glaubens und auf der anderen Seite kompromißlose Treue 
zum Evangelium als verbum externum. In seiner Ansprache auf der Ratstagung in 
Genf 1994 spricht er von der Notwendigkeit angesichts dieses Spannungsbogens 
zwischen Solidarität und Komplizenschaft zu unterscheiden (LWB- Dokumentation 
35, S. 69 ff.) An anderer Stelle hat er dafür die prägnante Form gefunden: „Eine Praxis 
ohne Glauben verliert die Orientierung; ein Glaube ohne Praxis wird steril“ (LWB- 
Dokumentation 30, S. 11). 

Brakemeiers Amtszeit im LWB ist von diesem methodischen Grundansatz geprägt. 
Nach seiner Überzeugung muß der LWB „Evangelium und Kultur miteinander in 
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Beziehung ... setzen“ (LWB-Dokumentation 33, September 1993, S. 9). Das impliziert 
eine doppelte Rolle. Einerseits ist der Lutherische Weltbund ein Ausdruck der lutheri- 
schen communio im universalen Leib Christi, und andererseits ist er das Instrument, 
das diese Gemeinschaft stärken und verwirklichen soll. Als Ausdruck muß er die 
„Gleichnisse des Reiches Gottes“ (LWB-Dokumentation 30, S. 14) sichtbar machen, 
die die Kirchen in verschiedenen Kontexten „erstellen“ (ebd.). Als Instrument muß er 
die Kirchen befähigen, „Hilfestellung zu geben beim Erlernen von Glaube, Liebe und 
Hoffnung“ (ebd., S. 13). Diese doppelte Aufgabe zeigt sich im Spannungsfeld von 
Kirche und Welt. Die Kirche hat den Auftrag zur Mission und zur Diakonie in der 
Welt, aber sie muß bei der Wahrnehmung dieses Auftrags auf das Gleichgewicht zwi- 
schen Kirche und Welt achten: „Inkulturation ohne Distanz gefährdet die Wahrheit des 
Evangeliums. Distanz ohne Inkulturation macht die Kommunikation des Evangeliums 
unmöglich“ (LWB-Dokumentation 33, S. 20). 

Den ökumenischen Herausforderungen gegenüber nimmt Brakemeier eine ähnliche 
Haltung ein. Zwar haben „Glaubensbekenntnisse ... ihren ‚Sitz im Volk‘“ und erschei- 
nen damit in einer Vielfalt von Glaubensformen. Doch muß man darauf bestehen, daß 
„der Pluralität der Glaubensformen eine klare Grenze gesetzt [ist]. Der Glaube muß 
dem sola gratia‘ entsprechen“ (ebd., S. 15). Der LWB als eine Communio von 
Kirchen ist darum der Ökumene in kritischer Solidarität verpflichtet, warnt er ange- 
sichts der römisch-katholischen Tradition vor jeglichem Exklusivanspruch, so proble- 
matisiert er gegenüber der protestantischen Tradition die Gefahr eines konturenlosen 
Pluralismus. 

Angesichts der „‚moderne[n] Sprachlosigkeit gegenüber der Rechtfertigung‘ “ greift 
Brakemeier erneut auf Luther zurück („Rechtfertigung in einer ungerechten Welt“, 
LWB-Dokumentation 31, Dezember 1992, S. 7). Die lutherische Tradition, gerade weil 
sie zwischen Rechtfertigung und Gerechtigkeit eine Verbindung sehe, habe eine be- 
sondere Verantwortung der Gesellschaft gegenüber: „angesichts des Hasses und der 
Gleichgültigkeit, angesichts unermeßlicher Schuld in Vergangenheit und Gegenwart, 
angesichts der Brutalität eines immer verzweifelnder werdenden Überlebenskampfes“ 
(ebd., S. 16-17) könne sie nicht schweigen. „Rechtfertigung [will] das Leben", so 
Brakemeier, und ang: ts der „Gefahren, ... die auf der Menschheit lasten“ biete sie 
„ein anderes Menschenbild und ‚Ökobild‘“ (ebd.) an. 














Ökumenische Führung 


Schon vor der Wahl zum Präsidenten des LWB 1990 war Brakemeier an mehreren 
ökumenischen Konsultationen beteiligt. Außerdem gehörte er von 1983 bis 1989 als 
Mitglied dem Kuratorium des Institut für ökumenische Forschung in Straßburg an. Als 
wichtigste Vorbereitung auf das Amt des Präsidenten des LWB und für die sich daraus 
ergebenden größeren ökumenischen Gespräche müssen aber die entschaft des 
Nationalen Rates Christlicher Kirchen in Brasilien (1986-1990) und die Teilnahme an 
den Dialoggesprächen der Internationalen lutherisch/römisch-katholischen Kommis- 
sion genannt werden (1987-1994). Dazu kommen noch die Vollversammlungen des 
Lateinamerikanischen Kirchenrates (CLAI) und die vielen Gespräche in Brasilien. 
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GENERALSEKRETÄRE (BIS 1963: EXEKUTIVSEKRETÄRE) 
DES LUTHERISCHEN WELTBUNDES 


Sylvester Clarence Michelfelder 


Geboren am 27. Oktober 1889 in New Washington, 
Ohio, USA. Theologisches Studium an der Capital 
University und dem Theologischen Seminar in 
Columbus, Ohio. 1914 Ordination zum Pfarrer der 
Amerikanischen Lutherischen Kirche. Im gleichen 
Jahr Heirat mit Florence E. Kibler. Von 1914 bis 
1945 Pfarrer in Willard und Toledo, Ohio, unterbro- 
chen durch fünf Jahre Pfarramt in Pittsburg, Penn- 
sylvanien, und fünf Jahre Dienst als Superintendent 
in der Lutherischen Inneren Mission. Seit Sommer 
1945 in Genf. Wahl zum Exekutivsekretär des Lu- 

schen Weltkonvents (Dezember 1945) bzw. des 
n Weltbundes (Juli 1947). Ausgezeich) 
mit der Ehrendoktorwürde seiner Heimatuniversi 
der Capital University in Columbus, Ohio, und 
ischen Wilhelmsuniversität in Münster, 
Deutschland. Gestorben am 30. Dezember 1951 in 
Chicago. 








Sylvester C. Michelfelder, Exekutiv- 
sekretär des LWB von 1947 bis 1951. 


Theologische Ausbildung und Pfarrdienst 


Wie der Familienname andeutet, sind die Vorfahren von Sylvester Michelfelder Ein- 
wanderer aus Deutschland. Sie stammten aus der Gegend um Stuttgart in Württem- 
berg. Zusammen mit anderen wichtigen Ereignissen in seinem Leben hat das dazu 
beigetragen, daß Michelfelder in der lutherischen Tradition und dem konfessionellen 
Erbe verwurzelt und von einer persönlichen Frömmigkeit geprägt war. Auch das Se- 
minar in Ohio war damals zweisprachig, englisch wie deutsch. 1911 ging Michelfelder 
nach Kanada in den Staat Alberta für einen missionarischen Einsatz unter den Sied- 
lern, die für die Pacific Railway arbeiteten. In seinem Dienst als Pfarrer zeigte Michel- 
felder seine Gaben als Seelsorger und als missionarischer Prediger, der über die beson- 
dere Fähigkeit verfügte, die Zusammenarbeit zwischen Laien und Pastoren zu fördern. 
Sein Sinn für Humor, seine administrativen Fähigkeiten und sein Vermögen, für die 
Aktivitäten der Kirche immer wieder Unterstützung zu finden, kamen ihm dabei zu- 
statten. Es waren diese Fähigkeiten, die Ralph Long, Direktor des Lutherischen Natio- 
nalrates in New York, veranlaßten, die Gemeinde in Toledo, Ohio, um eine Beurlau- 
bung für Michelfelder zu bitten, damit dieser als Bevollmächtigter der amerikanischen 
Sektion des Lutherischen Weltkonvents und des in der Entstehung begriffenen Öku- 
menischen Rates der Kirchen arbeiten könne. 
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Exekutivsekretär in Genf 


In Genf trat er dem Stab des Ökumenischen Rates, der unter der Leitung von Willem 
A. Visser’t Hooft im Aufbau war und der damals noch sein Büro in der Route de 
Malagnou 17 hatte, bei. Bereits in der ersten Woche wurde Michelfelder angeregt, mit 
den Kirchenführern in Deutschland Kontakt aufzunehmen. Ein wichtiger Anstoß dazu 
war eine Morgenandacht von Visser’t Hooft, in der dieser an die Märtyrer in den vom 
nationalsozialistischen Deutschland besetzten Ländern und in Deutschland selbst 
erinnerte, insbesondere an Dietrich Bonhoeffer und sein Gedicht „Nächtliche Stim- 
men in Tegel“ (Widerstand und Ergebung). Es war das darin zum Ausdruck kommen- 
de Bekenntnis der Schuld, die Vergebung der Sünden, die daraus folgende Versöhnung 
und der gemeinsame Wille zu einem Neubeginn, was Visser’t Hooft dazu führte, mit 
den Leitern der Bekennenden Kirche in Deutschland in Verbindung zu treten — ein 
Gespräch begann, das in die Stuttgarter Erklärung vom 18./19. Oktober 1945 ein- 
mündete. Diese Ereignisse haben in der zeitgeschichtlichen Forschung ein breites 
Interesse gefunden. Weniger bekannt, aber darum keineswegs weniger bedeutsam ist 
eine Initiative, die Sylvester Michelfelder nur zehn Tage nach seiner Ankunft in Genf 
unternahm. 

In seiner „Botschaft an die Kirchen in Deutschland“ verschwieg Michelfelder „die 
Zerstörungen und Schrecken des Krieges“ nicht. Aber ihm ging es dennoch nicht um 
Rache. Im Gegenteil war sein Brief ein Ausdruck der Sympathie mit den Brüdern in 
Deutschland, der die Freundschaft und die Bereitschaft zur Hilfe zeigen sollte: „Eure 
lutherischen Brüder in Amerika suchen nach den besten Wegen, Euch zu helfen. Noch 
sind wir durch den Besatzungsstatus in unseren Möglichkeiten begrenzt. Es gibt vie- 
les, was wir gegenwärtig gerne tun würden, aber nicht tun können. Der Lutherische 
Weltkonvent, deren amerikanische Sektion ich vertrete, hat Pläne ausgearbeitet, um 
Euch zur Hilfe zu kommen. Millionen von Dollars werden bereitstehen, wenn wir die 
Gemeinschaft im Glauben, die einst so stark war, wieder zum Leben bringen.“ 
Michelfelder machte dann deutlich, daß er vom Kirchenkampf wisse und daß er die- 
jenigen bewundere, die im Widerstand ausgehalten hätten. „Wir wissen, daß viele von 
Euch Gefangenschaft erlitten haben und wegen ihres Glaubens und ihres Wider- 
standes gegen die teuflischen Mächte, die die Kirche Jesu Christi zerstören wollten, 
verfolgt wurden. Wir sind betroffen zu hören, wie viele von Euren Brüdern den Mär- 
tyrertod um Christi willen gestorben sind. ‚Das Blut der Märtyrer ist der Same der Kir- 
che‘ [Tertullian]. Wir glauben, daß sie nicht vergeblich gestorben sind. Wir glauben, 
daß eine stärkere Kirche aus der Asche im Land der Reformation hervorgehen wird.“ 
Gleichzeitig aber appellierte Michelfelder an die Bereitschaft zu Selbstkritik, Buße 
und Schuldbekenntnis: „Gott haßt die Sünde, aber er liebt die Sünder. Wo Ihr im Urteil 
geirrt habt, verleugnet es nicht und lenkt Eure Schritte zurück zum Kreuz Christi, des 
Erlösers. Wenn Ihr grausamen und gottlosen Führern, die Euch in die Irre geleitet und 
Euch getäuscht haben, vertraut habt, betet zu Gott um die Kraft, aussprechen zu kön- 
nen: ‚Ich habe mich geirrt. Wir haben uns geirrt.‘“ 

Abschließend brachte Michelfelder die Sympathie, Solidarität und Hilfsbereitschaft 
zum Ausdruck, die bei den Brüdern und Schwestern in den USA vorhanden seien, 
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wenn sie denn eine Botschaft mit einem entsprechenden Antrag aus Deutschland 
bekämen. Voraussetzung sei natürlich auch, daß ihm von den militärischen Besat- 
zungsbehörden der Zugang nach Deutschland erlaubt werde. Michelfelder schloß mit 
der Bitte, Gott möge „den Ermüdeten und Enttäuschten“ helfen. 

Aufgrund der strengen Richtlinien der Besatzungsbehörden war es Michelfelder 
zunächst nicht möglich, nach Deutschland zu reisen. Sein amerikanischer Kollege in 
Genf Stewart Herman, der bis 1941 Kaplan in Berlin gewesen, dann in die USA zu- 
rückgekehrt war und in den letzten Kriegsjahren im Dienst der amerikanischen Regie- 
rung gestanden hatte, konnte jedoch stellvertretend für Michelfelder und das Genfer 
Büro arbeiten. In diesem Sinne nahm Herman an der Kirchenkonferenz in Treysa (bei 
Kassel) vom 27.-31. August 1945 teil, auf der die Bildung der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (EKD) beschlossen wurde. Stewart Herman gab anschließend einen 
detaillierten Bericht über seine Eindrücke sowie über die Haltung der führenden 
Vertreter der Bekennenden Kirche. Darin verschwieg er nicht ihre Schwierigkeiten, 
eine gemeinsame Vorgehensweise zu vereinbaren. 

In seinen Tagebuchaufzeichnungen vom 21. September 1945 betont Michelfelder das 
hoffnungsvolle Zeichen, das von Treysa ausging: „Treysa erwies sich als ein großes 
Ereignis. Die Zusammenkunft war geprägt von einem tiefen Geist der Andacht, und 
es wurde mit großem Nachdruck darüber nachgedacht, was von Christen nun getan 
werden müsse. Herman berichtete, daß die Konferenz in der Kapelle eines Kranken- 
hauses, in dem viele verkrüppelte Kriegsveteranen untergebracht waren, abgehalten 
wurde. Allein dieses führte den Konferenzteilnehmern die Auswirkungen des Krieges 
deutlich vor Augen. Auch der Eröffnungsgottesdienst spiegelte die Kriegssituation 
und das Leiden in Deutschland wider. Dann verlas — zu Hermans Überraschung — Bi- 
schof Wurm meinen Brief an die deutschen Kirchen. ‚Es war, als hätte man ein Fenster 
geöffnet und einen Lichtstrahl und frische Luft hereingelassen. Der Brief drückte 
etwas aus, das man zuvor in Deutschland noch nicht gehört hatte. Er änderte grundle- 
gend die Atmosphäre der Konferenz. Das Wissen, daß amerikanische Lutheraner zur 
Hilfe bereit waren, machte den Unterschied aus.‘ Ich war sehr erfreut und dankbar. 
Von dieser Wirkung des Briefes zu hören war ein Ausgleich dafür, daß ich zu meinem 
großen Bedauern nicht nach Deutschland einreisen und in Treysa teilnehmen konnte“ 
(Tagebuchaufzeichnungen, LWB-Archiv, Exec. Sec. office, Class Nr. ES/II 2). 

Man kann die Bedeutung dieses von Michelfelder geschriebenen Briefes kaum über- 
schätzen. Er führte zu wechselseitigem Vertrauen und zur Bereitschaft, einen gemein- 
samen neuen Anfang zu machen, um die verhängnisvollen Irrtümer, Fehler und Ver- 
brechen der Vergangenheit zu überwinden. Die erste Sitzung des Rates der neugebil- 
deten EKD kam auf diesem Hintergrund zu stehen. Auf dieser Sitzung in Stuttgart am 
18./19. Oktober 1945 trafen sich die Leiter der Bekennenden Kirche in Deutschland 
mit führenden Persönlichkeiten aus der Ökumene. Die Deutschen legten dabei der 
ökumenischen Christenheit eine „Erklärung“ vor, die als „Stuttgarter Schuldbekennt- 
nis“ in die Geschichte eingegangen ist. Auch Sylvester Michelfelder war Mitglied der 
ökumenischen Delegation in Stuttgart. Diese Erfahrung war für ihn von großer Be- 
deutung und prägte seine Korrespondenz mit den Leitern der lutherischen Kirchen in 
Deutschland, insbesondere mit Hans Meiser und Hanns Lilje. 
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Vorbereitungen zur Ersten Vollversammlung des LWB 


In dem Bericht über die unmittelbar nach dem Krieg einsetzenden Hilfsmaßnahmen 
in Deutschland ist aus den Briefen, die Michelfelder an die US-Hilfsorganisationen 
geschrieben hat, zitiert worden (vgl. 3. Kap.). Es reicht darum an dieser Stelle, auf den 
inneren Zusammenhang der Ereignisse zu verweisen, die mit dem Brief vom Juli 1945 
begannen, in der Stuttgarter Erklärung ihre Fortsetzung fanden und schließlich zum 
Aufbau e festen, von gegenseitigem Vertrauen getragenen Netzes der Zusam- 
menarbeit führten. Auf der ersten Versammlung des LWB in Lund 1947 wurde diese 
Entwicklung nicht nur grundsätzlich bestätigt, sondern zugleich auf das Niveau inter- 
nationaler Zusammenarbeit von Schwestern und Brüdern des gleichen Glaubens 
gehoben. 

Die Vorbereitungen zu dieser Versammlung und ihr erfolgreicher Abschluß waren 
zuerst und vor allem Michelfelders Verdienst. Seine umsichtige Vorbereitung geschah 
im engen Gedankenaustausch mit dem amtierenden Präsidenten, Erzbischof Eidem 
von Uppsala, und mit den neuen Freunden in Deutschland, Bischof Meiser in Mün- 
chen und Oberkirchenrat Lilje in Hannover. Michelfelder hatte klare Vorstellungen 
von einer Versammlung mit einem Programm aus drei Teilen: Sektion 1 „Die Luthe- 
rische Kirche bekennt die Wahrheit in einer verwirrten Welt“, Sektion 2 über „Ver- 
kündigung und Dienst am Nächsten“, „Die lutherische Weltmission heute“ und 
„Gegenseitige Hilfe“ und schließlich Sektion 3 „Die Lutherische Kirche vor den Pro- 
blemen einer durcheinandergeratenen Welt“ (Lund 1947. Berichte und Dokumente, 
S. 32 ff.). Die Erläuterungen, mit denen Michelfelder Meiser und Lilje sein Konzept 
vorstellte, geben einen deutlichen Eindruck davon, wie er die seelsorgerlich-missio- 
narischen Aufgaben der Kirche mit den Herausforderungen der aktuellen politischen 
Situation verband: „...unter Materialismus, Säkularismus, dem Verfall der Moral und 
anderen -ismen, die die Kirche vor Probleme stellen, sollte auch der Bolschewismus 
zu stehen kommen. Unter Punkt b, der das Verhältnis der Völker betrifft, sollten wir 
natürlich auch die Probleme erörtern, die sich aus dem Nationalismus, den rassischen 
Vorurteilen und den Deportationen ergeben haben. Unter Punkt c, Flüchtlinge und 
Vertriebene, sollten wir Untersuchungen und Berichte einschließen, die die Probleme 
der Flüchtlingsbewegung, die bis zum heutigen Tag Millionen von Menschen betrifft, 
ansprechen“ (Brief vom 8. 10. 1946 an Hans Meiser mit Kopien an H. Lilje, E. Eidem, 
A. Nygren und A.Th. Jørgensen; LWB-Archiv, Vollversammlung Lund, Box 1, Kor- 
respondenz. Entwürfe und Manuskripte). 

Der Umgang mit einer zunehmenden Vielzahl von Aufgaben, die zunächst theologisch 
begründet, immer mehr aber von den praktischen Herausforderungen bestimmt waren, 
kennzeichnet das breite Arbeitsfeld von Michelfelder. Daß er von Hause aus kein aka- 
demischer Theologe, sondern ein begnadeter Prediger und ein geschickter Organisator 
war, kam ihm dabei zustatten. Der Theologie räumte er gleichwohl einen hohen Rang 
ein und betonte die Notwendigkeit, sie auf allen Ebenen der internationalen 
Zusammenarbeit des LWB angemessen zur Geltung zu bringen. 

Mit großer Beharrlichkeit brachte Michelfelder immer wieder zum Ausdruck, daß es 
ohne Klarheit in der Lehre nicht möglich sei, konfessionelle Identität mit ökumeni- 
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scher Offenheit zu verbinden. Rückblickend auf seine ersten Jahre in Genf und auf 
seine Beteiligung an der Gründung des ÖRK in Amsterdam 1948 sowie anknüpfend 
an die Verfassung des LWB, nach der die lutherische Beteiligung an der ökumenischen 
Bewegung zu fördern sei, sagte Michelfelder dem Exekutivkomitee auf seiner jähr- 
lichen Sitzung 1949: „Keine Kirche hat eine aktivere Rolle bei der Gründung und im 
Leben des ORK gespielt als die lutherische Kirche. Und obwohl es zunächst durchaus 
ungewohnt war, Meinungen und Urteile aus lutherischem Mund zu hören, kann man 
heute mit Gewißheit sagen, daß die lutherischen Vertreter auf dem Gelände des ÖRK 
als ein außerordentlich wichtiger Faktor in jeder Diskussion und auf jeder Konferenz 
anerkannt sind“ (Bericht des Exekutivkomitees 1948/9, Nachlaß Lilje, Hannover, 
13/111 420). 








Neue Organisationsstruktur 


Seine Fähigkeiten als Organisator stellte Michelfelder bei zwei Gelegenheiten unter 
Beweis: Zum einen bei der Vorbereitung und Leitung der Ersten Vollversammlung des 
LWB. Zum zweiten bei der Schaffung einer Organisationsstruktur für das Genfer 
Sekretariat und die Nationalkomitees. Letzteres war um so wichtiger, als es galt, die 
provisorischen Maßnahmen der Gründungsjahre auf eine verläßliche Grundlage zu 
stellen. Klare Vorstellungen, aber auch Fähigkeit und Sensibilität, den unterschied- 
lichen Bedingungen der Mitgliedskirchen gerecht zu werden, waren dabei gleicher- 
maßen gefordert. Michelfelder stellte seine Überlegungen für eine neue Organisa- 
tionsstruktur 1951 mit folgenden Worten vor: „Das ist kein Gesetzbuch, sondern es ist 
ein Buch mit Hinweisen. Kein Nationalkomitee des LWB gleicht dem anderen. In- 
folgedessen kann ein jedes diese Vorschläge sich nur insoweit zu eigen machen, als sie 
in die jeweiligen Verhältnisse hineinpassen. Einige Nationalkomitees haben einen 
Verwaltungsapparat aufgebaut, andere haben keine hauptamtlichen Kräfte eingestellt. 
Einige werden alle fünfzehn vorgeschlagenen Studiengruppen einrichten wollen, 
andere werden sie zu kombinieren suchen“ (Handbuch für die Leitung von Kommis- 
sionen, Nationalkomitees und Studiengruppen, in Vorbereitung für die Vollversamm- 
lung des LWB, Hannover 1952, Genf 1952). Michelfelder ging es mit seinen Vor- 
schlägen für eine neue Organisation vor allem darum, zwischen den Nationalkomitees 
und ihren Studiengruppen auf der einen Seite und den internationalen Kommissionen 
und dem Sekretariat in Genf auf der anderen Seite eine dynamische Wechselwirkung 
herzustellen. Die vollständige Umsetzung dieser Gedanken war ihm jedoch nicht 
mehr vergönnt. 

Sylvester Michelfelder stand noch mitten in dem Prozeß, seine Ideen in die Vorbe- 
reitung der Vollversammlung einzubringen, als er am 30. Dezember 1951 während 
eines Besuches seiner Heimatkirche plötzlich verstarb. 








Würdigung 


Bereits zu Lebzeiten ist Sylvester Michelfelder für seine Bemühungen um internatio- 
nale Zusammenarbeit gewürdigt worden. Die Bedeutung seines Einsatzes wird nur 
recht verstanden, wenn man sich die zahlreichen, aus der Geschichte resultierenden 
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Schwierigkeiten, die einer Zusammenarbeit im Wege standen, vor Augen stellt. Es war 
der Wille, den Hindernissen nicht auszuweichen, der den Geist der Zusammenarbeit 
förderte. Es war Michelfelders Leistung, daß er in diesem Prozeß gleichermaßen Kata- 
Iysator und Koordinator war. 

Es gab freilich zahlreiche Stimmen, die dieser Zusammenarbeit zögernd, wenn nicht 
gar mißtrauisch gegenüberstanden. Einige Persönlichkeiten aus dem Lutherischen 
Weltkonvent waren nicht in der Lage, sich den neuen Verhältnissen anzupassen. 
Andere zögerten, die scheinbare Dominanz des amerikanischen Arbeitsstils, der sich 
aus der wirtschaftlichen Unterstützung der amerikanischen Hilfsorganisationen ergab, 
zu akzeptieren. Wiederum andere wandten sich dagegen, daß die großzügige Hilfe zu 
rasch weitergeleitet würde; sie befürchteten nicht nur Mißbrauch in der Verteilung, 
sondern auch das Entstehen eines materialistischen Geistes unter den Empfängern. 
Hier und da wurde auch an Michelfelders angeblicher persönlicher Extravaganz Kri- 
tik laut. 

Solche kritischen Töne sollten jedoch Michelfelders bemerkenswerte Leistung nicht 
vergessen lassen. Anders Nygren, der damalige Präsident des LWB, brachte das auf 
eine eindrucksvolle Weise in seiner Ansprache zum Ausdruck, die er in einem Gottes- 
dienst zum Gedächtnis Michelfelders während der Zweiten Vollversammlung in Han- 
nover hielt. Nygren sagte, es sei jetzt nicht der Zeitpunkt, den Mann, zu dessen 
Erinnerung man sich versammelt habe, zu loben, denn in „unserer evangelisch-Iuthe- 
rischen Kirche sind wir sehr empfindlich, geradezu feindlich gegen alles, was den 
Anschein von Menschenruhm erwecken könnte“. Stattdessen wolle er die versam- 
melte internationale Gemeinde zu einer Gedenkstunde einladen. Nygren zitierte das 
Wort aus dem Hebräerbrief Kap. 13,7: „Gedenket an eure Lehrer, die euch das Wort 
Gottes gesagt haben.“ Noch besser wäre es von hegumenos zu sprechen: „Dr. Michel- 
felder war ein solcher Leiter im tiefsten Sinn des Wortes, ein Leiter der Kirche, und 
zwar nicht nur einer einzelnen Kirche, sondern ein Leiter der lutherischen Kirchen 
der Welt, und noch weit über ihre Grenzen hinaus... Wie klar ist es uns doch in die- 
sem Augenblick, daß er der richtige Mann für diese Arbeit war und daß es ein beson- 
deres Geschenk Gottes an seine Kirche war, daß er dem lutherischen Einigungswerk 
zur rechten Zeit dies in erlesenes Werkzeug gab“ (Hannover, Offizieller Bericht, 
S. 184f.). 
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Carl Elof Lund-Quist 


Carl Elof Lund-Quist wurde am 19. September 1908 
u auf einem Bauernhof in der Nähe von Lindsborg, 
Kansas, geboren. Seine Eltern waren schwedisch- 
amerikanischen Ursprungs. Nach der Oberschule 
besuchte er das Bethany College in Lindsborg. wo 
er 1932 den Bakkalaureus der philosophischen Fa- 
kultät erwarb, und von 1929 bis 1930 das Luthe- 
rische Bibelinstitut in Minneapolis, Minnesota, das 
für seine gesetzliche Frömmigkeit bekannt war, die 
ihn aber enttäuschte. Lund-Quist fand ein geistliches 
Zuhause in dem Lutherischen Studentenverein Ame- 
rikas (LSAA), im Christlichen Studentenweltbund 
(WSCF) und in der Weltorganisation der Sonntags- 
schulen (WSSA). Nach seiner theologischen Aus- 
bildung am Augsburger Theologischen Seminar in 
Rock Island, Illinois und einem einjährigen Vikariat 
in der lutherischen Ebenezerkirche in Chicago, Ili- 
nois, wurde Lund-Quist 1936 von der lutherischen 
Au makirche ordiniert und trat eine Stelle an der 
Lutherischen Konkordia-Kirche in Chicago, Illinois, 











GN und ue (1936-1941); Außerdem war er Studentenpfarrer 


an der Minnesota-Universität in Minneapolis (1941— 


1946). Er hatte verschiedene Positionen inne, die mit 
der Mission und der christlichen Einheit im Zusammenhang standen: Er war P lent der 
LSAA (1931-1933), Mitglied des Exekutivkomitees der Christlichen Vereine Junger Männer 
(YMCA) und des Exekutivkomitees des WSCF in Amerika (1939-1944); er war Delegierter 
der Weltkonferenz der christlichen Jugend in Amsterdam (1939) und in Oslo (1947), Direktor 
der Abteilung für Öffentlichkeitsarbeit des Lutherischen Nationalrates in Amerika (NLCA) 
(1946-1948), Assistent des ersten Exekutivsekretärs des LWB, Sylvester Michelfelder, nach 
dessen Tod 1951 für kurze Zeit amtierender Exekutivsekretär und von 1951 bis 1960 zweiter 
Exekutivsekretär des LWB. Lund-Quist war an der Planung der Ersten Vollversammlung des 
LWB in Lund 1947 beteiligt und für die Vorbereitung der Vollversammlungen in Hannover 
(1952), in Minneapolis (1957) und - in geringerem Umfang — in Helsinki (1963) verantwort- 
lich. Am 26. August 1965 starb er. Vier amerikanische akademische Einrichtungen und die 
deutsche Universität Erlangen verliehen ihm die Ehrendoktorwürde. 1957 erhielt er von der 
Bundesrepublik Deutschland den Bundesverdienstorden. 












Ausbildung 


Carl E. Lund-Quist wuchs an der Siedlungsgrenze im mittleren Westen Amerikas auf. 
Seine Eltern waren von einer schwedischen lutherischen Frömmigkeit geprägt, die 
Züge der skandinavischen Frömmigkeitsbewegung mit der Betonung von Bibelstu- 
dium, Familienwerten und der persönlichen Hingabe, Christus in der Welt zu dienen, 
verband. Die ländlichen Grund- und Oberschulen bildeten neben der Sonntagsschule 
in der Gemeinde in Freemont, Kansas, die Grundlage für Lund-Quists frühen Ent- 
schluß, Pastor zu werden. Er betrachtete diese Entscheidung als einen „deutlichen“ 
und „inneren Ruf“, der sich von einem von „außen“ kommenden Ruf zu einem mehr 
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weltlichen Amt unterscheidet. Diese Terminologie war in seiner Kirche, der Au- 
gustanakirche, sehr verbreitet. Seine erste Predigt hielt er mit 17 Jahren. Bevor er mit 
18 Jahren in das College ging, half er Pastoren in kleinen Gemeinden. Als er aber 
während einer kurzen Studienzeit am Lutherischen Bibelinstitut in Minneapolis, Min- 
nesota, auf eine gesetzliche Frömmigkeit stieß, lehnte er diese mit der Begründung ab, 
s ein Hindernis, wenn man das geistliche Amt wirksam ausüben wolle. Sein Col- 
legestudium zeigte ihm ein weniger konservatives Luthertum, das den Anfragen durch 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse und Theorien wie etwa der darwinistischen Sicht 
der biologischen Entwicklung des Menschen nicht auswich. Am Bethany College und 
an anderen Einrichtungen höherer Ausbildung wurden diese Fragen vielmehr offen 
diskutiert. In der lutherischen Studentenbewegung entdeckte Lund-Quist schon bald 
die tolerante, ökumenische Komponente des Luthertums. Sie öffnete ihm die Welt, 
doch behielt er seine starke Hingabe zu persönlicher, geistlicher Bildung durch ge- 
meinsames Bibelstudium, Gebetsgruppen, enge Kameradschaft, besonders in den 
beliebten „Ashrams“, in denen er eine aktive Rolle spielte. In seiner Arbeit als Ge- 
meindepastor und Studentenpfarrer führte Lund-Quist Gemeindeglieder und Studen- 
ten an diese geistige Bildung heran. 

Lund-Quist kam mit dem internationalen Christentum erstmals in Berührung, als er 
1936 während seiner Reisen zu Studentenkonferenzen in Europa an einem Seminar an 
der Universität Genf teilnahm. Dort begegnete er Hanns Lilje, dem deutschen Sekretär 
des Christlichen Studentenweltbundes, und dem japanischen Theologen Toyohiko 
Kagawa, einer bedeutenden theologischen Stimme der „jüngeren Kirchen“. 1946 
wurde Lund-Quist ernannt, im Auftrag des Christlichen Studentenweltbundes vier 
Monate durch Europa zu reisen. Er besuchte Universitäten in Deutschland, Skandi- 
navien, der Schweiz und England. Diese Reisen hinterließen bei ihm einen unaus- 
löschlichen Eindruck von den Verwüstungen des Zweiten Weltkrieges, und er gewann 
Eindrücke, die ihn in seinem Wunsch bestärkten, in der ökumenischen Bewegung 
mitzuarbeiten. 








Im Dienst der nationalen Kirche 


Als der erste Direktor der Abteilung für Öffentlichkeitsarbeit des Lutherischen 
Nationalrates in Amerika (NLCA) hatte Lund-Quist die Aufgabe, „den Glauben, die 
Ideale und die Programme der lutherischen Kirche mit verschiedenen Mitteln vorzu- 
stellen, um auf das menschliche Denken und Handeln Einfluß nehmen zu können.“ 
Der NLCA war 1918 ins Leben gerufen worden und sowohl im eigenen Land als auch 
im Ausland gegen Ende des Zweiten Weltkrieges eine bekannte gesamtlutherische 
Einrichtung geworden, Lund-Quist interessierte sich besonders für ihre Radiosendung 
„Wanderung des Glaubens“ (March of Faith), die in Zusammenarbeit mit der bekann- 
ten und einflußreichen National Broadcasting Company (NBC) produziert wurde. 
Lund-Quist überwachte ebenfalls die Produktion visueller Hilfsmittel, die die Arbeit 
der Lutheran World Action (LWA) veranschaulichten. Die Organisation war an einer 
weltweiten Verteilung von Lebensmitteln und an anderen Hilfsprogrammen beteiligt. 
Solche Projekte wurden ergänzt durch die Lutherische Welthilfe (Lutheran World 
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Relief, LWR), die 1945 vom NLCA gegründet wurde, um Hilfsgüter bereitzustellen 
und sie in Regionen zu senden, die von der United Nations Relief and Rehabilitation 
Agency (UNRRA) dafür vorgesehen waren. Darüber hinaus war Lund-Quist für die 
Herausgabe von „The National Lutheran“, einer weitverbreiteten Zeitschrift, verant- 
wortlich, eine von 63 lutherischen Zeitschriften, die in den USA erschienen.! Lund- 
Quist war nicht ein Mann der Visionen, aber er war in der Lage, die Visionen anderer 
umzusetzen. Er war bekannt und geschätzt als jemand, der in Diskussionen nicht 
dominierte, sondern zuhören konnte und seinen Mitarbeitern Vertrauen gab. Er hatte 
die Fähigkeit, das, was in unterschiedlichen Zusammenhängen gesagt worden war, zu- 
sammenzufassen, und er vermochte die für die weitergehende Diskussion wichtigen 
Fragen zu benennen. Man sagte von ihm, er habe eine gute Menschenkenntnis. 
Durch die Tätigkeit in seiner Heimat kam Lund-Quist auch mit dem Weltluthertum in 
Berührung, insbesondere mit dem LWB und seiner Ersten Vollversammlung 1947 in 
Lund, Schweden. Er wurde mit der Pressearbeit beauftragt und traf mit vielen lutheri- 
schen Kirchenleitern aus der ganzen Welt zusammen. Außerdem organisierte er die 
Reise für die Teilnehmer aus den USA. Nach der Vollversammlung redigierte er die 
offiziellen Berichte und setzte sich für die Veröffentlichung von Bischof Eivind Berg- 
gravs Aufsatz über Kirche und Staat ein. Als die konstituierende Versammlung des 
Ökumenischen Rates 1948 in Amsterdam, Holland, stattfand, besorgte er die Unter- 
kunft der lutherischen Delegierten. Gleichzeitig legte er dem Exekutivsekretär des 
LWB, Sylvester C. Michelfelder, nahe, ein Programm für europäische Studenten ins 
Leben zu rufen, das ihnen ein Studium in den USA ermöglichen sollte. Er forderte 
auch die Lutheraner in Europa auf, Beiträge in amerikanischen lutherischen Zeit- 
schriften zu veröffentlichen. 

Als Paul Empie 1948 an die Spitze des NLCA trat, ernannte er Lund-Quist zum stell- 
vertretenden Direktor und ermächtigte ihn, in seiner Abwesenheit alle wichtigen 
Entscheidungen zu treffen. Da Empie oft abwesend war, benutzte Lund-Quist seine 
Autorität, um den Einfluß des NLCA zu erweitern. Nachdrücklich setzte er sich dafür 
ein, Lutheraner in das vom Krieg zerstörte Europa reisen zu lassen. Um Genehmi- 
gungen dafür zu erlangen, ging er auch wiederholt in das Kriegsdepartement der USA, 
das viele bürokratische Einzelheiten forderte, bevor eine Einreisebewilligung nach 
Europa erteilt werden konnte. In einem bestimmten Fall mußte Lund-Quist neun- 
zehn Briefe schreiben, um 1948 eine Genehmigung für einen lutherischen Kirchen- 
vertreter für eine Reise nach Finnland zu bekommen. Er wurde oft gebeten, europä- 
ischen Funktionären die Einreise in die USA zu erleichtern. Bei einer Gelegenheit 
schickte Exekutivsekretär Michelfelder Lund-Quist einen ganzen Katalog mit Bitten. 
Unter anderem bat er ihn, für einen Bekannten eine Unterrichtsstelle zu finden, oder 
Büromaterial zu kaufen. Empie hatte volles Vertrauen in Lund-Quists Amtsführung. 
Beide wurden gute Freunde und blieben es auch über die Amtszeit Lund-Quists beim 
NLCA hinaus. 








1 Frederick K. Wentz, Lutherans in Concert. The Story of the National Lutheran Council, Augsburg, 
Minneapolis 1968, S. 154-155. 
2 Berggrav. Eivind, Der Staat und der Mensch, übers. von W. Lindenthal, Neuer Verlag, Stockholm 1946. 
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Exekutivsekretär des LWB 


Seit der Vollversammlung in Lund 1947 waren Lund-Quist und Michelfelder eng 
befreundet. Deswegen war es keine Überraschung, daß Michelfelder Lund-Quist 
als seinen Stellvertreter nach Genf holte. Als dieser 1951 in Genf ankam, erhielt er 
mehrere Aufgaben. Er sollte das europäische Programm des NLCA leiten, für die 
LWB-Publikation „Lutherische Rundschau“ (von 1954 an englische Parallelausgabe 
„Lutheran World“), die über die Arbeit des LWB informierte, die Leitung übernehmen 
und dem Generalsekretär in verschiedenen Fragen behilflich sein. Bald wurden sie als 
das Team „Carl und Micky“ bekannt, obwohl sie von ihrer Persönlichkeit her sehr 
unterschiedlich waren. Michelfelder war impulsiv und ungeduldig, Lund-Quist dage- 
gen war diplomatischer. Ihre Zusammenarbeit in Genf war aber nur von kurzer Dauer. 
Michelfelder starb an einem Herzinfarkt kurze Zeit nach einer Tagung mit Aus- 
schüssen des NLCA in Chicago. 

Lund-Quist übernahm die Aufgaben von Michelfelder, mit denen er in Genf bereits 
vertraut war, Im Mittelpunkt seiner Arbeit stand die Vorbereitung der Vollversamm- 
lung in Hannover im Jahre 1952. Er arbeitete mit Anders Nygren, dem damaligen 
LWB-Präsidenten, zusammen. Seine Erwartungen formulierte er in einem Aufsatz mit 
dem Titel „Our Tasks“. Darin stellte er fest, daß die Lutheraner ihrem Erbe nicht genü- 
gend Treue gezeigt hätten; dieses Erbe beruhe auf der Heiligen Schrift und den 
Bekenntnissen der Reformationszeit. Wenn die Lutheraner ihrem Erbe gegenüber treu 
wären, könnten sie die einflußreichste Gruppe von Christen in Zeugnis, Dienst und 
Hilfe sein. 

Er wies ebenfalls auf die weltweite politische Situation hin, welche die Lutheraner in 
kommunistischen Ländern daran hinderte, an der Versammlung teilzunehmen. Als 
amtierender Generalsekretär war Lund-Quist für die Organisation der Vollversamm- 
lung in Hannover verantwortlich. Diese Aufgabe führte er aus, indem er sowohl den 
Rahmen als auch die Details bedachte. Seiner Ansicht nach standen Gottesdienst und 
Theologie im Vordergrund, und er arbeitete unermüdlich an organisatorischen Fragen. 
In einem Brief an seine Familie schrieb er: „Ich arbeite von 6 Uhr morgens bis 2 oder 
3 Uhr nachts. Ich bin froh, daß ich auf einem Bauernhof großgeworden bin; wir waren 
es gewohnt, früh aufzustehen.“ Er freute sich besonders über die Entscheidung, eine 
theologische Abteilung einzurichten, und er war einer der nachdrücklichsten Befür- 
worter der Gründung einer LWB-Stiftung für interkonfessionelle Forschung (1965 
errichtet als Institut für ökumenische Forschung in Straßburg, Frankreich). Ein wich- 
tiges Anliegen war ihm auch die größere Mitwirkung der Nichttheologen und der 
Jugend im LWB. In seinem Bericht an das Exekutivkomitee des LWB 1953 äußerte er 
seine Zufriedenheit mit der in Hannover getroffenen Entscheidung, daß Nichttheo- 
logen im Komitee besser vertreten sein sollten.‘ 





3 Der Artikel wurde in Information Service of the LWF vom 5. Juli 1952, Nr. I 
Genf an seine Familie vom 9. November 1952. Zit. bei Eklund, aaO, S. 73. 
4 10. Ebd., S. 74. 
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Als Generalsekretär des LWB war Lund-Quist in der Zeit zwischen der Vollver- 
sammlung in Hannover 1952 und der in Minneapolis 1957 häufig auf Reisen. In die- 
sem Zeitraum besuchte er alle Erdteile und legte etwa 150 000 Meilen zurück. Er war 
der erste Vertreter des LWB, der nach Indonesien fuhr, um über die Mitgliedschaft der 
Batak-Kirche auf der Grundlage ihres eigenen Bekenntnisses zu verhandeln. Er wirk- 
te daran mit, daß die ersten kontinentalen Konferenzen in Afrika (1955) und Asien 
(1956) durchgeführt werden konnten. Durch die Organisation der Zweiten gesamtlat- 
einamerikanischen Konferenz konnten die verstreuten Lutheraner in diesem Kon- 
tinent zusammengeführt werden. Lund-Quist machte auch auf die schwierige Lage der 
lutherischen Minderheitskirchen aufmerksam, besonders der in Osteuropa. Der unga- 
rische Bischof Lajos Ordass, der in Lund 1947 zum Vizepräsidenten des LWB gewählt 
worden war, symbolisierte diese Not durch sein persönliches Leiden in einem kom- 
munistischen Gefängnis und durch seinen unerschütterlichen Glauben. Lund-Quist 
gelang es, den Kontakt zu Ordass, den er als seinen Freund betrachtete, aufrechtzuer- 
halten. So konnte er dem Exekutivkomitee detaillierte Berichte über die Entwicklung 
in Ungarn vorlegen.‘ 1957 reiste er offiziell nach in Ungarn und nutzte die Gelegen- 
heit, Bischof Ordass Winterkleidung zu überreichen, die er eingeschmuggelt hatte, in- 
dem er sie am eigenen Körper trug. 

Der Kalte Krieg zwischen der Sowjetunion und den USA überschattete die Vorberei- 
tungen der Dritten Vollversammlung des LWB in Minneapolis im Jahre 1957. Ohne 
großen Erfolg versuchte Lund-Quist, Ausreisevisa für Delegierte hinter dem „Eiser- 
nen Vorhang“ zu erhalten. Sogar seine persönlichen Bemühungen in Ostdeutschland 
und Ungarn brachten keinen Erfolg, obwohl Bischof Ordass infolge eines politischen 
Tauwetters nach dem ungarischen Aufstand gegen die kommunistische Herrschaft 
1956 die Erlaubnis erhielt, nach Minneapolis zu reisen. Trotz mancher Kritik sah 
Lund-Quist die Vollversammlung in Minneapolis als einen Erfolg an, da die Frage der 
lutherischen und christlichen Einheit vorangetrieben wurde. Er war auch stolz darauf, 
daß die Vollversammlung ein amerikanisches Ereignis war. 

In seinem letzten Bericht an das Exekutivkomitee im Oktober 1958 faßte Lund-Quist 
die Arbeit der ersten zehn Jahre des LWB zusammen. Er betonte, daß die lokale Ge- 
meinde die beste Vertreterin der Kirche sei. Er sagte auch, daß er noch immer gewisse 
Befürchtungen gegenüber der Bürokratie hege. Der regelmäßige Kontakt zu Mit- 
gliedskirchen sei sehr wichtig, besonders zu den Minderheitskirchen. Er war stolz dar- 
auf, an der Gründung des Radiosenders in Addis Abeba in Äthiopien beteiligt gewe- 
sen zu sein. In seiner letzten Amtsperiode verhandelte er mit den Lutheranern in A 
tralien. Diese Verhandlungen waren allerdings durch Lehrfragen, die in der Tradition 
der Lutherischen Kirche — Missouri-Synode standen, belastet. Nach einem Besuch in 
Australien im Jahre 1959 gab er sich optimistisch im Hinblick auf die Zukunft, da 
Australien und der LWB in Fragen der Einwanderung und der Inneren Mission schon 
viel zusammengearbeitet hätten. 




















5 Die Lage Ungarns wird in dem Artikel „Überblick über die neuesten Entwicklungen in der ungarischen 
lutherischen Kirche“ (LWB-Informationsabteilung, 45/56, 30. November 1956) geschildert. Lund- 
Quist wird häufig erwähnt in der Biographie über Ordass von László Terray, S. 97-104. 
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Obwohl Lund-Quist seit Weihnachten 1958 sehr krank war, setzte er nach der Rück- 
kehr aus Australien seine Arbeit in Genf fort. Er beriet sich mit Mitgliedskirchen über 
die Thematik der Vierten Vollversammlung des LWB. Erhöhter Blutdruck, Depressio- 
nen und Schlaganfälle zwangen ihn aber 1960 zum Rücktritt von seinem Amt. Er starb 
1965 kurz vor seinem 57. Geburtstag. Freunde und Kollegen aus der ganzen Welt 
behalten ihn als einen Mann in Erinnerung, der genau zuhören konnte, bevor er einen 
Entschluß faßte, und der trotz seiner verantwortungsvollen Positionen nie eine gewis- 
se Volkstümlichkeit verloren hat. 
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Kurt Schmidt-Clausen 


Kurt Schmidt-Clausen wurde am 1. Oktober 1920 in 
Hannover geboren. Er studierte, unterbrochen durch 
Kriegseinsatz und Gefangenschaft, in den vierziger 
Jahren Theologie in Göttingen, Wien und Oxford. 
Nach der Ordination wurde er 1951 Pastor an der 
Neustädter Kirche in Hannover, 1955 in Wunstorf/ 
Niedersachen. 1960 bis 1965 war er Generalsekretär 
des Lutherischen Weltbundes (LWB) in Genf, nach- 
dem er zuvor schon an den Vollversammlungen in 
Hannover 1952 und Minneapolis 1957 sowie an der 
Weltkonferenz in Evanston 1954 als Delegierter sei- 
ner Landeskirche teilgenommen hatte. 1965 wurde 
Schmidt-Clausen Oberlandeskirchenrat im Landes- 
kirchenamt Hannover, verantwortlich für die De- 
zernate Mission, Ökumene und kirchliches Presse- 
wesen. Seiner Initiative ist die Gründung des Ev. 
Presseverbandes Niedersachsen zu verdanken; auch 
war er Mitherausgeber der „Lutherischen Monats- 
hefte“, des Organs der Vereinigten Evangelisch-Lu- 
therischen Kirche Deutschlands (VELKD). Ebenso 
führte er im Ökumenischen Ausschuß der VELKD 
den Vor: 1970 ernannte der hannoversche Kir- 
chensenat Schmidt-Clausen zum Landessuperinten- 
denten für den Sprengel Osnabrück, ein Amt, das er bis zu seiner Pensionierung 1982 innehatte. 
Überdies war er Mitglied des Konvents des ehemaligen Zisterzienserklosters in Amelungsborn 
und wurde 1971 Abt des Klosters. Er starb am 25. Januar 1993. 











Kurt Schmidt-Clausen von der Ev.- 
Luth. Landeskirche Hannovers, Gene- 
ralsekretär des LWB von 1960 bis 1965. 











Theologische Position 


Kurt Schmidt-Clausen hat immer wieder betont, daß lutherische Kirche im Rahmen 
der Ökumene in erster Linie darin eine Existenzberechtigung hat, daß sie eine theolo- 
gische Verantwortung wahrnimmt: Sie soll die Wahrheitserkenntnis der lutherischen 
Reformation, nämlich das Gesamtverständnis christlicher Botschaft uneingeschränkt 
vom Evangelium her erfassen, aktualisieren und fruchtbar machen. Es geht darum, 
„daß der Sünder um Christi Willen allein durch den Glauben gerechtfertigt wird“. 
„Weil die Heilige Schrift diese zentrale Frohbotschaft enthält und weil dieses Evange- 
lium von der freien, schrankenlosen, menschensuchenden Liebe Gottes zum Sünder 
alle Grenzen der Sprache, der Rasse, des Volkstums, des Geschlechts, der Klasse und 
der Kultur überwindet, darum muß die Reformation ... ökumenischen Charakter 
haben.“ 

Entscheidend ist also die Besinnung auf die Mitte der von der Reformation wieder- 
entdeckten biblischen Botschaft. Von dieser Botschaft der Rechtfertigung des Gott- 
losen durch den Glauben wird festgestellt, daß sie das Zentrum der ökumenischen 
Erneuerungs- und Sammlungsbewegung ist. Diese Erkenntnis beschreibt Schmidt- 
Clausen nicht als konfessionelles Sondergut, sondern als Sinn des Evangeliums, der 
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Kirche und christlichen Existenz schlechthin. „Was kann von universalerer, allgemei- 
nerer Bedeutung sein als die Frage nach der rechten Weise der Heilsverkündigung an 
den verlorenen, gottfeindlichen Menschen?“ Auf diesem Hintergrund können sich 
Reformation und ökumenische Bewegung gegenseitig nicht ausschließen. Wichtigstes 
Merkmal der Reformation ist für ihn „das Bestreben, die Wahrheit über alles andere 
zu stellen“. Er fährt fort: „Man kann nicht gut von der Wahrheit sprechen, ohne an das 
Dokument zu denken, das Wahrheit bezeugt. Alles ... Wirken und Leben der Kirche 
Christi hat sich immer erneut an dem zu messen, was in der Heiligen Schrift eindeu- 
tig als göttlicher Wille hervortritt.“ 

„Christus allein“ — das war der einzige und ausschließliche Inhalt seines Glaubens und 
seiner Theologie. Diese Position hatte für ihn nicht selten eine polemische Frontstel- 
lung. Niemand außer Christus kann Menschen den Weg zu Gott bahnen. „Er ist der 
einzige Mittler zwischen Gott und Mensch.“ Das e auch heute gelten. „Nicht 
irgendein Glaube erlöst uns, sondern allein der Glaube an Jesus Christus, der für uns 
starb und auferstand, den Herrn der Welt, das Ziel unserer Hoffnung.“ 

Von daher hat Schmidt-Clausen skeptisch die Entwicklung der ökumenischen Bewe- 
gung beurteilt, die sich in und seit der Vollversammlung des ÖRK in Uppsala 1968 
vollzogen hat. Bei allem Verständnis für das soziale und politische Engagement der 
Christen und ihrer Kirchen hat er doch den Versuchen derer widerstanden, die die 
Christenheit in ein Element des politisch-gesellschaftlichen Fortschritts umfunktio- 
nieren wollten. Für ihn war die ökumenische Bewegung ein Instrument in der Hand 
Gottes mit dem Ziel, die Christenheit zu klarer und einmütiger Bezeugung des Evan- 
geliums zu befähigen. Die lutherische Kirche und ihr Bekenntnis hatten in seiner Sicht 
der Ökumene den einen unerläßlichen Dienst zu leisten, „sie bei dieser Mitte, beim 
Evangelium zu halten und nicht müde zu werden, immer wieder zu dieser Mitte 
zu rufen. Alles, was sonst noch Anspruch auf Gehör in der Ökumene erhebt ..., kann 
dem Evangelium gegenüber nur sekundäre Bedeutung besitzen. Wird die lutherische 
Kirche dieser ihr ... gewiesenen Aufgabe gerecht werden, oder wird sie sich zurück- 
verwandeln in ein Instrument der Leistungsreligion?“ Selbstrechtfertigung durch 
Leistung oder Rechtfertigung durch Glauben allein um Christi Willen? Das war 
Schmidt-Clausens Frage. Er hat sie eindeutig zu Gunsten der zweiten Alternative 
beantwortet. 








Generalsekretär des LWB 


Nach den Amerikanern Michelfelder und Lund-Quist war Schmidt-Clausen der erste 
Deutsche, dem das Amt des Generalsekretärs übertragen wurde. Man darf nicht unter- 
schätzen, was es bedeutete, daß im Generalsekretariat dieser weltweiten Organisation 
Deutsch gesprochen wurde. Aber es ging natürlich nicht nur um die Sprache. Kurt 
Schmidt-Clausens Oxford-Englisch mit hannoverschem Zungenschlag fand die Be- 
wunderung von jedem, der sein Englisch aus anderen Gegenden der Welt bezogen 
hatte. Gemeint war hier aber vielmehr: Daß ein Deutscher in einer internationalen Ge- 
meinschaft den rechten Ton traf und eine Redeweise fand, die bis hinein in die politi- 
schen Fragen nichts gewaltsam abstrich, was zur eigenen Geschichte dazugehört, und 
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die andererseits das ökumenische Selbstbewußtsein widerspiegelte, das die deutschen 
Kirchen nach allem, was gewesen war, auf neue Weise bestimmten. 

Von der Gemeindearbeit in der hannoverschen Kirche bis nach Genf auf das interna- 
tionale Parkett war für Schmidt-Clausen gewiß kein kurzer Weg. Ein wachsendes 
diplomatisches Geschick, das auch in der Kirche nicht von Schaden ist, sowie die rich- 
tige Mischung aus klarem theologischen Profil, brüderlichem Respekt vor der Mei- 
nung, der Arbeitsweise und der Tradition anderer Kirchen und Engagement in der 
Sache haben Schmidt-Clausen geholfen, den Weg mit gutem Erfolg zu gehen. 

In sein Amt, zunächst als stellvertretender Exekutivsekretär (Mai 1960), dann nach 
dem Ausscheiden des erkrankten Lund-Quist als gesc! render Exekutivsekretär 
(September 1960) und schließlich als vom Exekutivkomitee in Warschau 1961 ge- 
wählter Exekutivsekretär kam der damals 42jährige Doktor der Theologie ökume- 
nisch gut vorbereitet. Man sagt gemeinhin, der Generalsekretär einer Organisation sei 
um so besser, je mehr er Verantwortlichkeiten an andere delegiere und sich selbst 
freihalte für das Ganze. Schmidt-Clausen tat sich schwer, beides miteinander zu ver- 
binden: die Beschäftigung mit dem Detail, die ihm als gewissenhaften deutschen 
Theologen wichtig war, und die Gesamtschau, die ihm, je länger er die Geschäfte 
in Genf mitbestimmte, ans Herz gewachsen war. Was ein anderer mit pragmati- 
scher Hand bewerkstelligt hätte, versuchte Kurt Schmidt-Clausen als Theologe zu tun. 
Das machte für ihn manches schwierig, aber vieles auch farbiger, tiefer, lebendiger 
und ertragreicher. Er wußte immer, daß seine eigentliche Stärke bei der Theologie 
lag. 

Als Generalsekretär hatte Schmidt-Clausen die Tagung der Vollversammlung 1963 in 
Helsinki vorzubereiten, die eine aktuelle Definition der lutherischen Rechtfertigungs- 
lehre verabschieden wollte. Ob das Thema bewältigt wurde, ist bis heute umstritten. 
Die Tagung fand ein breites, in Deutschland aber eher distanziertes Echo, weil man 
sich schwer damit abfinden konnte, daß eine Versammlung der lutherischen Kirchen 
in der Welt, die sich vorgenommen hatte, einen zentralen Gegenstand wie den der 
Rechtfertigungslehre für die Gegenwart neu zu formulieren, nicht zu einem gemein- 
samen Wort gefunden hat, denn der Abschlußbericht wurde von der Vollversammlung 
nicht entgegengenommen. Dabei ehrt es die lutherische Kirche in ihrer strikten 
Bindung an die Wahrheit, daß sie nicht der Versuchung erlegen war, in rasche har- 
monisierende Formeln auszuweichen. Schmidt-Clausen selbst beurteilte den Ertrag 
von Helsinki 1963 stets positiv, und die pauschale Kritik, die Lutheraner hätten sich 
mit ihrer Aufgabe übernommen und seien an ihrem eigenen Anspruch gescheitert, 
schmerzte ihn — sah er es doch als Zeichen ihrer reformatorisch begründeten Glau- 
bensfreiheit an, daß diese Kirche „nicht von der Voraussetzung einer monolithischen 
Dogmatisierung lebt“. Damit wollte er nicht von der Tatsache ablenken, daß im Ver- 
lauf der Auseinandersetzungen in den Diskussionsgruppen zum Teil erhebliche Unter- 
schiede deutlich geworden waren. Offenbar gab (und gibt) es in der lutherischen Kir- 
che wesensmäßig zwei Strömungen: Für die eine Seite bleibt das Vermächtnis der 
reformatorischen Väter so zentral, daß sie sich davon nicht entfernen mag. Für die 
andere Seite ist nur das ein ehrliches Glaubenszeugnis, das hier und heute ausgespro- 
chen werden und vor der Gegenwart bestehen kann. 






































Schmidt-Clausen hat seine wichtigsten Reden und Aufsätze zu Themen der ökumeni- 
chen Bewegung in seinem Buch „Reformation als ökumenisches Ereignis“ (1970) 
zusammengestellt, Darin nimmt er eine ökumenische Standortbestimmung vor, die 
Beachtung verdient. Denn es treten die Gedanken eines Mannes zutage, der sozusagen 
das ökumenische Handwerk von der Pike an erlernt hat. Der wesentliche Aspekt die- 
ses Buches besteht darin, daß die theologische Besinnung den ihr gebührenden zen- 
tralen Raum einnimmt, auch bei den vermeintlich marginalen Fragen der Planung und 
Organisation. Theologie ist hier mehr als abstrakte Reflexion, vielmehr Nachdenken 
über die Mitte der von der Reformation wiederentdeckten biblischen Botschaft. Diese 
Botschaft umfaßt die Rechtfertigung des Menschen durch den Glauben an Jesus 
Christus, und nur diese Erkenntnis kann nach Schmidt-Clausen als das Zentrum aller 
ökumenischen Annäherungsversuche glaubwürdig in Betracht kommen. 

Kurt Schmidt-Clausen war ein weltoffener Theologe, weil er sich an den gebunden 
wußte, der die Welt überwunden hat (Jh 16,33). Er war ein dezidiert lutherischer 
Theologe und vielleicht gerade deshalb für das ökumenische Gespräch besonders ge- 
schaffen. Er war ein unerbittlicher Verfechter jener Auffassung, wonach nur Christen 
mit klarem eigenen Profil und unverwechselbar konfessioneller Identität einen geeig- 
neten Beitrag für die ökumenische Nachbarschaft und das Zusammenwachsen der 
verschiedenen Kirchen leisten können. 
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Andre Appel 


Andre Appel wurde am 20. Dezember 1921 in Saver- 
D geboren. Er studierte Theologie an den 
en Leipzig und Tübingen. Obwohl er 
1942 gegen seinen Willen in die deutsche Armee ein- 
berufen wurde, konnte er sich später den unabhän- 
gigen französischen Streitkräften anschließen. Er 
nahm sein Studium in Paris später wieder auf und 
beendete es 1946 an der theologischen Fakultät in 
Straßburg. Ein Stipendium von der amerikanischen 
Regierung ermöglichte ihm einen zweijährigen Stu- 
dien- und Lehraufenthalt in Nordamerika. Appel 
wurde 1949 in Wissembourg im Elsaß ordiniert und 
1955 in Paris zum Universitätspfarrer ernannt. An- 
derthalb Jahre r wurde er Generalsekretär des 
Bundes der evangelischen Kirchen in Frankreich. 
1964 kehrte er in seine elsässische Heimat zurück 
und wurde Pastor an einer der lutherischen Kirchen 
K/ in Straßburg. Im Jahr darauf wurde er zum General- 

M sekretär des LWB gewählt, Nach zwei Amtsperioden 
André Appel von der Kirche Augsbur- wurde er 1974 zum denten seiner Heimatkir- 
gischen Bekenntni: im Elsass und che, der Kirche Augsburgischen Bekenntnisses im 
in Lothringen, Frankreich, Generalse- Elsaß und in Lothringen, gewählt. 1987 ging Appel 
kretär des LWB von 1965 bis 1974. in den Ruhestand. 


























Hintergrund und Erziehung 


Der Vater von André Appel, Georges Appel, war ein lutherischer Pastor, der sich stark 
mit der kleinen Minderheitskirche im Elsaß identifizierte, gleichwohl aber einen wei- 
ten Horizont hatte. Er hatte als Student ein Jahr in Berlin verbracht und war in Mai- 
land, wo er die Schweizerin Erna Meyer, seine künftige Frau, kennenlernte, als Pastor 
tätig gewesen. Dieser internationale Horizont prägte die Familie auch dann noch, als 
Georges Appel in Saverne, einer elsässischen Provinzstadt, Pastor wurde: neben Fran- 
zösisch und Elsässisch wurde auch Deutsch und Italienisch gesprochen. Als Student 
konnte Andre Appel auf diesem breiten kulturellen und sprachlichen Fundament auf- 
bauen: die ersten Jahre seines Theologiestudiums verbrachte er an deutschen Univer- 
sitäten, dann in Paris und legte sein Schlußexamen in Straßburg ab und führte seine 
akademischen Studien in Nordamerika weiter. 

Appel wurde stark geprägt durch die unsichere politische und kulturelle Lage in sei- 
ner Heimat: 1871 war das Elsaß deutsch geworden, im Versailler Vertrag 1919 wurde 
es wieder Frankreich zugesprochen und dann 1940 bis 1944 noch einmal von deut- 
schen Truppen besetzt und unter deutsche Zivilverwaltung gestellt. Über viele Jahr- 
zehnte blieb das Elsaß eine Pufferzone, aber auch eine Region der Begegnung und des 
Brückenbaus. Ohne Zweifel hat das Erleben des Zweiten Weltkrieges und der deut- 
schen Besatzung Appels internationales und ökumenisches Interesse gestärkt. 
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Auch die besondere Lage der lutherischen Kirche im Elsaß hat Appels Haltung ge- 
prägt. In einem Interview mit dem Nachrichtenbüro des Lutherischen Nationalrates 
kurze Zeit nach seiner Ernennung zum Generalsekretär des LWB wies er darauf hin, 
daß er aus einer Minderheitskirche komme. Appel betonte, daß größeres Verständnis 
unter und eine engere Zusammenarbeit zwischen den christlichen Kirchen notwendig 
sei. Und er nannte die Tatsache, daß er sein Amt als Leiter eines konfessionellen Welt- 
bundes im Gebäude des Ökumenischen Rates der Kirchen antrat, ein wichtiges Zeug- 
nis für sein ökumenisches Engagement, das bereits bei seinen Erfahrungen als Gene- 
ralsekretär des Französischen Evangelischen Kirchenbunds prägend war. 

Die Zeitumstände waren damals von ökumenischer Offenheit geprägt. Appel trat sein 
Amt an, als das Zweite Vatikanische Konzil soeben zu Ende gegangen war. In seinem 
ersten Interview als Generalsekretär des LWB unterstrich er: „Die katholische Kirche 
konfrontiert uns gegenwärtig mit der Frage, ob wir bereit sind, unsere Kirchen mit 
Mut und Demut aufs neue kritisch am Maßstab der Prinzipien der Reform zu prüfen. 
Was bedeutet Reformation nach dem Zweiten Vatikanischen Konzil?“ 








Generalsekretär des LWB 


Die ersten Generalsekretäre des LWB waren aus den Vereinigten Staaten (Michelfel- 
der und Lund-Quist) und aus Deutschland (Schmidt-Clausen) gekommen. In dieser 
Hinsicht bedeutete die Ernennung von André Appel eine neue Ära. Appel bemühte 
sich mit Blick auf den Prozeß der Entkolonialisierung um eine globale Perspektive, 
und er verlieh der Forderung nach größerem Einfluß der Frauen, der Jugendlichen so- 
wie der Kirchen der südlichen Halbkugel größeres Gewicht. Außerdem stand er vor 
der Aufgabe, die Rolle der Minderheitskirchen in Mittel- und Osteuropa neu zu defi- 
nieren. Dies wurde gleich zu Beginn seiner Amtszeit deutlich, als er mit den ostdeut- 
schen Behörden über die Frage verhandelte, die Fünfte Vollversammlung in Weimar 
in der damaligen DDR durchzuführen. Die Handlungsmöglichkeiten seines Vorgän- 
gers, eines Westdeutschen, waren begrenzt gewesen. Außerdem nahm Appel in den 
Ost-West-Fragen eine unparteiische Haltung ein. Die Verhandlungen, die die Fünfte 
Vollversammlung zum Gegenstand hatten, wurden nur deswegen nicht fortgeführt, 
weil die ostdeutsche Regierung dazu nicht bereit war (vgl. den Abschnitt über Evian, 
die Fünfte Vollversammlung, S. 331ff.). 

Die ersten Jahre Appels in Genf waren geprägt von seinem Bemühen, dem ökumeni- 
schen Dialog neue Anstöße zu geben und die Beteiligung der Jugend, der Frauen und 
der jungen Kirchen zu verstärken. Diese Anliegen wurden jedoch überschattet von den 
dramatischen Ereignissen im Vorfeld der Fünften Vollversammlung und von den 
wichtigen Entscheidungen, die von ihr getroffen wurden. 

Appel war sich darüber im klaren, daß es nur schwer gelingen konnte, den Forderun- 
gen nach Erneuerung und Neuorientierung gerecht zu werden, gleichzeitig aber den 
Sinn für Proportionen zu bewahren und die entscheidenden Werte des lutherischen 
Erbes zu erhalten. Deswegen stand er vor einer großen Aufgabe, als er sich ein Jahr 
nach der Vollversammlung in Evian an das Exekutivkomitee wandte. In seinem Be- 
richt „Wo steht der LWB heute?“ verschwieg Appel nicht, daß der LWB eine Krise 
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durchlebt hatte, die sein Fortbestehen in Frage gestellt hatte. Dennoch drängte er dar- 
auf, sich den Herausforderungen mit mehr Optimismus zu stellen. „Selten waren die 
Diskussionen über den LWB so leidenschaftlich und anregend wie jetzt.“ An diejeni- 
gen gerichtet, die befürchteten, daß „die noch nicht 25 Jahre alte Organisation ... die 
Krise, die der Beschluß, nicht nach Brasilien zu gehen, ausgelöst hatte, nicht überste- 
hen [würde]“, erklärte Appel: „Sie hat sie überstanden. Ob der LWB aber für unsere 
Kirchen und die ökumenische Bewegung wirklich von Bedeutung sein wird, wird von 
unserer Fähigkeit abhängen, die Zeichen der Zeit zu verstehen, den Willen des Herrn 
für seine Kirche zu vernehmen und seinem Ruf gehorsam zu sein.“ Appel zitierte aus 
dem Buch des Predigers: „Ein jegliches hat seine Zeit, und alles Vorhaben unter dem 
Himmel hat seine Stunde“, und er schlug vor, daß für den LWB eine Periode der 
Besinnung beginnen solle (Lutherische Rundschau, 21. Jg., 1971, S. 459 ff.). 

Zuerst müsse eine „Zeit des Zuhörens“ kommen. Die Vollversammlung habe einen 
Durchbruch bedeutet, gerade weil die Vielfalt innerhalb der weltweiten Gemeinde 
zum Ausdruck gebracht worden sei, „Wir müssen die Minderheiten genauso intensiv 
anhören wie die Mehrheiten; wir müssen gegeneinander abwägen, was Delegierte und 
Beobachter, Theologen und Laien, Kirchenführer und Jugend, wortgewandte Vertreter 
des Westens und zurückhaltendere Repräsentanten Asiens oder Afrikas, Journalisten 
der kirchlichen wie auch der weltlichen Presse zu sagen haben“ (ebd.). Für Appel war 
dieser Pluralismus keineswegs lähmend oder eine schwere Last; er ermutigte die 
Mitgliedskirchen vielmehr, die Vielfalt des Weltbundes als Bereicherung zu sehen. 
„Aus der Verbindung [der Vielzahl aller Stimmen] entsteht natürlich eine ganz neuar- 
tige Sinfonie mit dissonanten Klängen. Zu sagen, der LWB habe seine Ziele verraten 
und seine Daseinsberechtigung verloren, weil die Soli der Theologen oder der Cantus 
firmus der reformatorischen Lehre nicht so deutlich herauszuhören waren wie in der 
Vergangenheit, hieße die Dinge allzusehr vereinfachen. Die Frage ist vielmehr, ob das 
grundlegende Thema, die zentrale Botschaft des Evangeliums da war und in den ver- 
schiedenen Dokumenten und Zeugnissen zum Ausdruck kam“ (ebd.). 

Appels Perspektive für den LWB war geprägt von Optimismus und Zuversicht. Er 
machte jedoch deutlich, daß es nicht ausreiche, nur zuzuhören, ohne zugleich das 
Programm zu überarbeiten und die Prioritäten neu zu setzen. Insbesondere betonte 
Appel die Rolle der Kirchen aus dem Süden, da die Notwendigkeit einer Veränderung 
oder zumindest einer Anpassung offensichtlich war. „Die Vorherrschaft der Kirchen 
zu beiden Seiten des Atlantik ist so überwältigend, daß sie für manche zur Selbstver- 
ständlichkeit geworden ist und andere sich mit ihr abgefunden haben. Heute geben uns 
jedoch die Kirchen in Afrika, Asien und Lateinamerika zu verstehen, daß sie als luthe- 
rische Kirchen eine eigenständige Identität und eine Auffassung von ihrer Rolle 
haben, die von derjenigen, die von der Tradition des 16. Jahrhunderts herrührt, durch- 
aus abweichen kann. Wenn wir das in Betracht ziehen, dürfte uns klarwerden, daß wir 
in den vergangenen Jahrzehnten kaum von allen Möglichkeiten Gebrauch gemacht 
haben, die uns im LWB zur gegenseitigen Bereicherung zu Gebote stehen“ (ebd.). 
Eine Zeit des Zuhörens müsse darum den Phasen des Überprüfens und der Festlegung 
von Prioritäten vorangehen. Wiederum verfolgte Appel die Strategie, einerseits eine 
Bestandsaufnahme aller Interessen und Anliegen durchzuführen, andererseits aber 
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sich den Herausforderungen mutig zu stellen. Obwohl einige der Hauptfragen, die auf 
der Vollversammlung in Evian aufgeworfen worden waren, wie die mit Brasilien, Süd- 
afrika oder der Resolution über die Menschenrechte im Zusammenhang stehenden 
Probleme, Anlaß zu Kontroversen und Uneinigkeit gaben, wäre es verhängnisvoll ge- 
wesen, wenn der LWB sich vor der bevorstehenden schwierigen Aufgabe gedrückt 
und es versäumt hätte, den Kern der Probleme anzusprechen. 

Prioritäten zu setzen erforderte nicht nur Weitblick und Mut, sondern auch Vertrauen 
in die Fähigkeit des LWB fortzubestehen. Appel war fest entschlossen, die Substanz 








auf die Definition und die Durchführung einer neuen Sozialethik, die auf Inklusi 
und Menschenrechte beruht, und im Hinblick auf den Beschluß zu Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft. 

Appel betrachtete den LWB nicht als eine alternde Institution, die Anzeichen der 
Resignation zeigte und unter der Last der Strukturreformen zusammenbrach. Sie war 
eine Einrichtung, die wichtige Beschlüsse durchführte und neue Prioritäten setzte, 
zugleich aber bemüht war, das lutherische Erbe wachzuhalten und eine darauf grün- 
dende Identität für den LWB zu bewahren. Dieses setzte, wie Appel betonte, Beweg- 
lichkeit und Flexibilität voraus: „Der Lutherische Weltbund hat den Vorteil, eine 
junge, institutionell noch nicht zu stark verfestigte Organisation zu sein. Er will und 
muß ein lebendiger, beweglicher Organismus bleiben. Auch das hat Evian bewiesen.“ 
Diese Diagnose wäre jedoch nach Appel unvollständig ohne die Erkenntnis, daß die 
Zusammenarbeit zwischen lutherischen Kirchen nur ein Versuch sei und dazu diene, 
„bessere Werkzeuge Gottes zur Erfüllung seines Heilsplans zu sein“ (ebd.) 


Würdigung 


Während Appels Amtsperiode erfuhr der LWB die umfassendste Neuorientierung sei- 
ner bisherigen Geschichte. Die Aktivitäten und Vorstellungen Appels können nur auf 
dem Hintergrund dieser Übergangsperiode beurteilt werden (vgl. 2. Kapitel oben). 
Rückblickend wird man sagen müssen, daß Appel sich einer nahezu unmöglichen 
Aufgabe gegenübersah. Wie sollte man ein Schiff manövrieren, das mit so vielen Ge- 
genständen beladen ist, die alle besondere Aufmerksamkeit und Fürsorge erfordern? 
Wie konnte man ein komplexes Schiff wie den LWB mit sicherer Hand zwischen 
Scylla und Charybdis hindurchsteuern, ohne auf Grund zu laufen, von der Gefahr 
einer Seeschlacht ganz zu schweigen? 

Als Carl Mau, der zu Appels Zeit Beigeordneter Generalsekretär war, diesem 1974 
nachfolgte, waren einige der kontroversen Fragen noch unbeantwortet. Dies sollte 
Appels Leistungen in einer Zeit der Spannungen und des Übergangs nicht schmälern. 
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Carl Henning Mau, Jr. 


Carl Henning Mau, Jr. wurde am 22. Juni 1922 in 
Seattle, Washington, USA, geboren. Er gehörte zu 
‚ten Pastorengeneration in seiner Familie, 
ins Jahr 1732 zurückver- 
folgen läßt. Diese Tradition haben neben Carl Mau 
auch sein Bruder und seine Tochter fortgesetzt, Carl 
Mau erwarb 1944 den Bakkalaureus der philosophi- 
schen Fakultät an der Washington State Universität 
in Pullman, Washington. Daran schloß sich ein Stu- 
dium in Deutsch mit den Nebenfächern Mathematik 
und Geschichte an der Willamette Universität in 
Oregon und der Universität von Pennsylvanien an. 
1946 beendete er sein Theologiestudium am Lutheri- 
schen Theologischen Seminar in Philadelphia und 
wurde von der Amerikanischen Lutherischen Kirche 
ordiniert. Von 1946-1950 war er Pastor an der Lu- 
ther-Gedächtniskirche in Portland, Oregon. Mau be- 
gann seine internationale Laufbahn 1950, als er zum 
Leiter des Büros des LWB in Hannover (Deutsch- 
land) ernannt wurde. Dort war er dafür verantwort- 
lich, die deutschen Lutheraner in Fragen der Verkün- 
digung, Verwaltung und Fürsorge zu unterstützen. 
Für seine Leistungen erhielt er 1957 die Wichern- 
medaille der Inneren Mission und das Bundesverdienstkreuz der Bundesrepublik Deutschland. 
Im selben Jahr kehrte er in die USA zurück und wurde Pastor an der Luther-Gedächtniskirche 
in Tacoma, Washington. Von 1960 bis 1964 wirkte er als Studentenpfarrer an der Universität 
Wisconsin in Madison, Wisconsin. 1963 wurde er zum Assistierenden Generalsekretär des 
LWB (von 1965 an lautete der Titel Beigeordneter Generalsekretär) gewählt und trat ein Jahr 
später diese Position im Genfer Sekretariat des LWB an. 1972 kehrte er als Generalsekretär des 
US-Nationalkomitees des LWB nach New York zurück, 1974 wurde Mau vom Exekutiv- 
komitee auf dessen Tagung in Northfield, Minnesota, als Nachfolger von André Appel zum 
Generalsekretär des LWB gewählt. Auf der Sechsten Vollversammlung in Daressalam im Jahre 
1977 wurde er in diesem Amt bestätigt und hatte es bis 1985 inne, Er kehrte in die USA zurück 
und war bis zum Ruhestand 1989 als Pastor der lutherischen Reformationskirche in Washington 
D.C, tätig. Danach war er Vorsitzender des Arbeitsausschusses der ELCA für Frieden. Er 
erhielt zahlreiche Preise von kirchlichen und lichen Organisationen sowie vier Ehren- 
doktorwürden von Hochschulen und Universitäten in den USA. Carl Mau starb im Alter von 72 
Jahren am 31. März 1995 in Des Moines, Washington. 











Carl H. Mau, Jr., Generalsekretär des 
LWB von 1974 bis 1985. 








Internationale Anfänge 


Carl Mau war einer von vielen jungen amerikanischen Pastoren und Studenten, die 
nach dem Zweiten Weltkrieg freiwillig halfen, die lutherischen Kirchen im vom Krieg 
verwüsteten Europa wieder aufzubauen, 1950 ging Mau nach Hannover, wurde Leiter 
des dortigen Büros des LWB und war als Pastor der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Hannovers tätig. Mit sich brachte er wertvolle Kenntnisse auf den Ge- 
bieten des Gemeindelebens, der Verwaltung und der Evangelisierung; diese Tätigkeit 
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wurde erleichtert durch seine hervorragenden Deutschkenntnisse. In Hannover lernte 
Mau Hanns Lilje kennen, den Bischof der Hannoverschen Landeskirche, der seit der 
Zweiten Vollversammlung in Hannover Präsident des LWB war. Liljes Einfluß auf 
Mau — als Mentor, Kollege, Pastor und Freund — war groß. Im Umfeld der Zweiten 
Vollversammlung kam Mau zum ersten Mal mit der weltweiten lutherischen Gemein- 
schaft in Berührung. 

Die sich an die Zeit in Hannover anschließende Tätigkeit als Gemeindepastor im Staat 
Washington und als Studentenpfarrer an der Universität Wisconsin war von interna- 
tionalen Erfahrungen durch den LWB in Deutschland geprägt. Bereits Mitte der fünf- 
ziger Jahre entdeckte man in ihm einen Sprecher für den LWB in den USA. Im Vorfeld 
der Vollversammlung von Helsinki wurde Mau 1962 die Verantwortung für die Ein- 
stellung von Übersetzern und Dolmetschern aus Amerika, Deutschland, England so- 
wie aus den nordeuropäischen Ländern übertragen; unter seiner Leitung wurde ein 
Team von 41 Freiwilligen zusammengestellt. Mau war dann auch der Gesamtkoordi- 
nator der Vierten Vollversammlung. 

1964 wurde Mau die Position des Assistierenden Generalsekretärs des LWB übertra- 
gen. Er arbeitete mit zwei Generalsekretären, Kurt Schmidt-Clausen und André Appel, 
zusammen. Als er 1972 in die USA zurückkehrte, sah er es als seine Aufgabe an, als 
Generalsekretär des Nationalkomitees der USA die Arbeit des weltweiten Luthertums 
voranzubringen, In dieser Stellung konnte Mau sein brennendes Interesse an der Ver- 
tiefung des weltweiten Engagements der amerikanischen Lutheraner durch vermehrte 
Beteiligung und Unterstützung von Projekten und Aktivitäten des LWB weiterverfol- 
gen. In diesem Amt wurde sein Bewußtsein für die Verantwortung der Lutheraner in 
politischen und sozialen Fragen noch gestärkt. 











Generalsekretär des LWB 


Als das Exekutivkomitee 1974 in Minnesota zusammenkam, war einer der wichtigsten 
Tagesordnungspunkte die Wahl eines neuen Generalsekretärs, denn André Appel war 
zum Präsidenten der Kirche in seiner Heimat, der Kirche Augsburgischen Bekennt- 
nisses im Elsaß und in Lothringen, ernannt worden. Mau wurde gewählt; er bekam 
eine Stimme mehr als der Norweger Gunnar Stålsett, der 1985 Maus Nachfolger wer- 
den sollte. 

Carl Maus Amtszeit als Generalsekretär des LWB war geprägt von richtungsweisen- 
den Ereignissen. Er lenkte nicht nur das Genfer Sekretariat durch eine Zeit, in der die 
in Evian gefaßten Beschlüsse zur Umstrukturierung umgesetzt, verändert und gefe- 
stigt werden mußten. Außerdem weckte er im LWB ein neues Bewußtsein für die welt- 
weiten Möglichkeiten — insbesondere im Hinblick auf die Situation der afrikanischen 
Kirchen, verursacht durch die Politik der Rassentrennung, und im Hinblick auf die 
Spannungen zwischen Ost und West, die sich in Europa abspielten. Darüber hinaus 
trug sein Dringen auf intensivere Beteiligung der Frauen und der Jugend an den 
Aktivitäten des LWB in großem Maße zu dem sich allmählich herausbildenden Selbst- 
verständnis der Organisation als einer Gemeinschaft (communio) bei. Während seiner 
Amtszeit wurden die Sechste Vollversammlung in Daressalam im Jahre 1977 und die 
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Siebente Vollversammlung 1984 in Budapest abgehalten. Die eine war die erste Zu- 
sammenkunft dieser Art in einem Land der Dritten Welt; die andere war die erste 
christliche Großversammlung im sozialistischen Osteuropa. 

In Daressalam spielte Mau eine Hauptrolle bei der Abfassung der Erklärung über das 
südliche Afrika. Er bezeichnete sie als eine „mutige Feststellung, daß Widerstand 
gegen das Apartheidsystem für Christen nicht nur eine politische Entscheidung ist, 
sondern eine Sache der Integrität des christlichen Glaubens (status confessionis)“ 
(Daressalam, Offizieller Bericht, S. 8.) Mau sprach sich in dies ammenhang 
dafür aus, falls die weißen Kirchen in Südafrika und Namibia bis zur Vollver- 
sammlung in Budapest nicht von der Politik der Rassentrennung Abstand nähmen und 
auf die Gemeinschaft mit ihren schwarzen lutherischen Brüdern und Schwestern 
zugingen, die Mitgliedschaft dieser Kirchen im LWB auszusetzen (vgl. S. 346ff.). 
Auch in den Spannungen zwischen Ost und West, die sich besonders auf das Leben 
und die Rolle der Kirchen in den sozialistischen Gesellschaften einschränkend aus- 
wirkten, spielte Mau eine wichtige Rolle. Als in den sechziger Jahren bekannt wurde, 
daß Tausende von Deutschstämmigen in der Sowjetunion sich auch weiterhin zu 
ihrem Luthertum bekannten, obwohl Stalin sie aus ihrer Heimat im Wolgatal nach 
Sibirien und in die zentralasiatischen Republiken deportiert hatte, trat der LWB für 
Unterstützung dieser Menschen und für Solidarität mit ihnen ein. Während seiner 
Amtszeit als Generalsekretär förderte Mau die Kontakte mit diesen verstreuten Luthe- 
ranern. Der LWB schenkte ihnen Bibeln und Gesangbücher und stellte ordinierte 
lutherische Pastoren für seelsorgerliche Aufgaben zur Verfügung. 

Die politischen Spannungen, die die Kirchen im kommunistischen und sozialistischen 
Osteuropa erlebten, waren jedoch äußerst komplex, und mit Mau an der Spitze spiel- 
te der LWB eine wichtige, zeitweise aber auch umstrittene Rolle im Prozeß der 
Versöhnung. So wurde die Entscheidung, die Achte Vollversammlung in Budapest 
abzuhalten, damals offen kritisiert, ist aber später als ein Meilenstein in der 
Kirchengeschichte des 20. Jahrhunderts bezeichnet worden. 

Die umstrittene Wahl von Bischof Zoltän Käldy von der Lutherischen Kirche in Un- 
garn zum neuen LWB-Präsidenten erforderte sowohl in Budapest als auch außerhalb 
der Grenzen Ungarns geduldiges Erklären und diplomatisches Geschick seitens des 
Generalsekretärs. Diese Wahl war ein weiteres Zeichen der Versöhnung zwischen Ost 
und West innerhalb des LWB. 



















Auf dem Weg zur Gemeinschaft 


Auf der Vollversammlung in Budapest nahm der LWB in der Absicht, sein Selbst- 
verständnis neu zu bestimmen, eine wichtige Erklärung über „Selbstverständnis und 
Auftrag des Lutherischen Weltbundes“ an. Diese Erklärung, die eine entscheidende 
Etappe auf dem Weg „vom Weltbund zur Gemeinschaft“ darstellt, bestätigte das Ver- 
ständnis, das Carl Mau im Laufe der fast 35jährigen Arbeit beim LWB entwickelt 
hatte. In seiner Abschiedsansprache als LWB-Generalsekretär an das Exekutivkomi- 
tee im August 1985 in Genf brachte Mau seine Auffassung zum Ausdruck, daß der in 
der LWB-Verfassung verwendete Ausdruck „freie Vereinigung“ dringend überprüft 
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werden müßte. Zu sagen: „Der Lutherische Weltbund ist eine freie Vereinigung von 
lutherischen Kirchen“ sei ekklesiologisch so schwach, wie es sich nur ausdrücken 
läßt. Er schlug statt dessen „Gemeinschaft“ („fellowship“ oder communion") vor 
(vgl. Brand, Eugene L., Auf dem Wege zu einer lutherischen Gemeinschaft: Kanzel- 
und Abendmahlsgemeinschaft, LWB-Report 26, Februar 1989, S, 75f.). Er schlug 
statt dessen „fellowship“ (Gemeinschaft) oder „communion“ (Gemeinschaft) vor. 
Carl Mau wird nicht als akademischer Theologe, sondern als hingebungsvoller und 
manchmal auch prophetischer Kirchenleiter im Gedächtnis bleiben. In seiner Lauf- 
bahn innerhalb des LWB gewinnt das wachsende Verständnis der lutherischen Ge- 
meinschaft Gestalt. Es ist nicht übertrieben zu sagen, daß er diese Gemeinschaft auf 
eine besondere Weise verkörpert hat. 
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Gunnar Johan Stälsett 


Gunnar Johan Stälsett wurde am 10. Februar 1935 in 
Nordkapp, Norwegen, geboren. Er studierte Theolo- 
gie an der Universität Oslo, am Bethany Lutheran 
Seminary, Mankato, Minnesota, USA, an der Ge- 
meindefakultät in Oslo und an der Universität Hei- 
delberg. Stålsett legte das theologische Examen 
1961 in Oslo ab und wurde 1962 zum Pastor der Nor- 
wegischen Kirche ordiniert. In den Jahren 1964-70 
war er Dozent in systematischer Theologie an der 
Schule für Mission und Theologie der Norwe- 
gischen Missionsgesellschaft in Stavanger. 1970- 
1979 war er Generalsekretär des Zwischenkirch- 
lichen Rates der Norwegischen Kirche, der zugleich 
das Nationalkomitee des LWB ist. Über zwei Amts- 
perioden hatte Stålsett politische Ämter inne: 1972- 
73 war er Staatssekretär im Ministerium für Kirche, 
Bildung und Kultur; von 1977 bis 1979 war er Vor- 
sitzender der norwegischen Zentrumspartei. Stålsett 
kehrte anschließend in den aktiven Dienst der Kirche 
3 zurück und war 1979-82 Pfarrer zunächst in Sör 
Gunnar J. Stålsett, Generalsekretär des Österdahl und dann in Elverum, Bistum Hamar. Von 
LWB von PS SP, 1982 bis 1985 war Stälsett Generalsekretär der nor- 

wegischen Bibelgesellschaft sowie des Verlagshau- 
ses Verbum in Oslo. Stälsett trat 1994 von seinem Amt zurück und wurde im November des 
gleichen Jahres Rektor des Seminars für praktische Theologie an der Universität Oslo. Im LWB 
war Stålsett von 1970 bis 1977 stellvertretender Vorsitzender der Kommission für kirchliche 
Zusammenarbeit, von 1970 bis 1974 gehörte er dem Kuratorium für den Rundfunksender der 
äthiopischen Kirche „Radio Stimme des Evangeliums“ an. Von 1975 bis 1977 war er Mitglied 
der Kommission für Kommunikation, Stålsett war darüber hinaus von 1983 bis 1985 Mitglied 
des Zentral- und Exekutivausschusses des Ökumenischen Rates der Kirchen (ÖRK) und 
1984/85 des Vorstandes der Vereinigten Bibelgesellschaften. Ihm wurde die Ehrendoktorwürde 
der Theologie und der Rechte in den Vereinigten Staaten, in Ungarn und in der ehemaligen 
Tschechoslowakei verliehen. Er erhielt mehrere Auszeichnungen für seine Arbeit auf interna- 
tionaler Ebene wie etwa den Albert-Schweitzer-Preis für humanitäre Leistungen und den 
Wittenbergpreis. Stälsett war Mitglied im norwegischen Komitee für den Friedensnobelpreis 
und im Ausschuß der UNESCO-Kommission Norwegens. Er war schließlich Abgeordneter im 
norwegischen Parlament und Mitglied des Stadtrates in Oslo. 















Kirche und Politik 


Gunnar Stälsett ist 1935 in Nordkapp, der nördlichsten Gemeinde Norwegens und 
Europas, geboren. Seine Familie ist finnischen Ursprungs; seine Vorfahren waren 
Mitte des 19. Jahrhunderts nach Norwegen eingewandert und gehörten zu einer Min- 
derheit, die von der Frömmigkeit der nordschwedischen Erweckungsbewegung um 
Lars Levi Laestadius (1800-1861) geprägt war. Stälsetts Vater war Lehrer. Da Gunnar 
Stålsett viele Geschwister hatte — er war der drittälteste von sieben Brüdern und einer 
Schwester, mußte er seine Ausbildung selbst finanzieren und arbeitete als Lehrer, 
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Seemann und im Hotelfach. Während der Studienzeit in den USA arbeitete er im 
Krankenhaus und in einer Fabrik, um seinen Lebensunterhalt zu verdienen. Im Stu- 
dium wurde Gunnar Stälsett besonders von zwei Theologen beeinflußt. An der Uni- 
versität Oslo hörte er Vorlesungen bei dem Kirchenhistoriker Einar Molland, einem 
der führenden ökumenischen Theologen der Norwegischen Kirche. An der Gemein- 
defakultät war es vor allem der Systematiker Leiv Aalen, bei dem er lernte, die luthe- 
rischen Bekenntnisse mit ökumenischer Spiritualität in Verbindung zu bringen. 

Nach einem dreijährigen Studium an der Universität Oslo erhielt Stälsett 1957 eine 
Einladung an das Bethany Seminar in Minnesota, eine Einrichtung mit einem kleinen, 
konservativen Lehrkörper norwegischer Herkunft. Dort legte er zwei Jahre später ein 
theologisches Examen (Bachelor of Divinity) ab. Nach der Rückkehr nach Norwegen 
nahm Stälsett das Studium an der Gemeindefakultät wieder auf. 1961 schloß er sein 
Studium ab. Es folgte das einjährige Vikariat und 1962 die Ordination. 

Noch zu Beginn seines kirchlichen Dienstes trat Stälsett nachdrücklich für ein kon- 
servatives Luthertum ein, das dem Wirken des Ökumenischen Rates der Kirchen kri- 
tisch gegenüberstand. Neben schwedischen und dänischen Theologen war Stålsett an 
der Erarbeitung einer alternativen Erklärung über die Mission für die Vollversamm- 
lung des ÖRK in Uppsala im Jahre 1968 beteiligt. Außerdem distanzierte er sich in 
mehreren Punkten von der Art und Weise, wie das weltweite Luthertum damals vom 
LWB vertreten wurde. Während seiner Tätigkeit als Dozent an der Schule für Mission 
und Theologie der Norwegischen Missionsgesellschaft entwickelte Stålsett jedoch 
einen neuen theologischen Standpunkt und ein neues Engagement für die ökumeni- 
sche Mission der Kirche. Als Generalsekretär des Zwischenkirchlichen Rates der Nor- 
egischen Kirche trat Stälsett dafür ein, das weltweite Leben der Kirche und die Akti- 
vitäten in den Gemeinden näher zueinander zu führen. 

Die sozialethischen Herausforderungen des kirchlichen Lebens veranlaßten Stälsett 
zweimal dazu, seine Ämter innerhalb der Kirche aufzugeben und in die Politik zu 
gehen. 1972 trat er der Regierung bei und war ein Jahr lang Staatssekretär im Ministe- 
rium für Kirche, Bildung und Kultur. Auch in den folgenden Jahren hat Stälsett eine 
Vielzahl von öffentlichen Aufgaben im Dienst der norwegischen Regierung übernom- 
men: im Regierungsrat für Abrüstung und Waffenkontrolle und als Mitglied der nor- 
wegischen Delegation zu den Vollversammlungen der Vereinten Nationen. 
















In der lutherischen Gemeinschaft 


Gunnar Stälsetts aktive Mitarbeit im Lutherischen Weltbund begann auf der Voll- 
versammlung in Evian im Jahre 1970. Dort beteiligte er sich intensiv an den Debatten 
über die Entscheidung, den Namen der Kommis on in „Kommission 
für kirchliche Zusammenarbeit“ zu ändern, Diskutiert wurde auch eine Stellungnahme 
zu den Menschenrechten. Stålsett war es, der eine Resolution entwarf, in der sich die 
Vollversammlung nach einer kontroversen Debatte einstimmig für ein dauerhaftes 
Engagement für Mission und Evangelisierung aussprach. Zusammen mit dem schwe- 
dischen Theologen Gustav Wingren war er für die endgültige Niederschrift dieser 
wichtigen Resolution verantwortlich. Stälsett wurde von den Delegierten als eine 





453 














Alternative zu dem damaligen Bischof von Oslo für das Präsidentenamt vorgeschla- 
gen, lehnte aber seine Kandidatur mit den Worten „Ich habe noch Zeit zu warten“ ab. 
Er wurde aber in die neue Kommission für kirchliche Zusammenarbeit gewählt. 
1974 trat Stålsett erneut in den Blickpunkt, als das Exekutivkomitee des LWB vor der 
Aufgabe stand, einen Nachfolger für Generalsekretär André Appel zu wählen. Stälsett 
verlor jedoch mit einer Stimme gegen Carl Mau. 1985 wurde er erneut vorgeschlagen, 
diesmal als Nachfolger von Mau. Er lehnte jedoch das gängige Auswahlverfahren ab 
und wollte aus diesem Grund zunächst seinen Namen nicht auf die Kandidatenliste 
setzen lassen. Schließlich wurde er einstimmig gewählt und trat im August 1985 sein 
Amt in Genf an. 

In seiner Begrüßungsrede an das Exekutivkomitee — eine formelle Einführung als Ge- 
neralsekretär lehnte er ab — deutete Stålsett an, daß die beiden Schwerpunkte rend 
seiner Amtszeit in den Bereichen Ökumene und Menschenrechte liegen würden. Er 
bat deswegen das Exekutivkomitee, die Berufung zweier assistierender Generalsekre- 
täre für ökumenische Angelegenheiten sowie für internationale Angelegenheiten und 
Menschenrechte zu billigen. 

Mit den wachsenden finanziellen Schwierigkeiten und den schon seit längerem beste- 
henden organisatorischen Problemen des LWB konfrontiert formulierte der neue 
Generalsekretär als sein wichtigstes Ziel, „einheitliches Vorgehen, Zusammenarbeit 
und Koordination“ voranbringen zu wollen. Er wollte den Mitarbeiterstab und die 
Kosten in Genf um 25 Prozent reduzieren und dennoch die weltweiten Programme auf 
dem einmal erreichten Niveau beibehalten. Was die einheitliche Zielsetzung innerhalb 
des LWB betraf, war von Anfang an deutlich, daß Stålsett sehr darauf drängen würde, 
die Vision vom LWB als einer Gemeinschaft der Kirchen voranzubringen. In diesem 
Punkt folgte er der Erklärung von Budapest, in welcher der LWB sein Selbstver- 
ständnis mit dem Begriff „Gemeinschaft“ beschrieben hatte. In seinen Berichten und 
Erklärungen nutzte Stälsett jede Gelegenheit, um dieses Ziel hervorzuheben, indem er 
den Versuch unternahm, konkret darzustellen, welche Auswirkungen dies auf die 
Struktur und das Programm haben würde. 

Dieses Ziel kam besonders deutlich in Stälsetts Dringen auf Durchsetzung einer neuen 
Struktur für den LWB zum Ausdruck. Im April 1987 erklärte er auf einer gemeinsa- 
men Tagung aller LWB-Kommissionen in Genf, daß die Arbeit der LWB oft ohne eine 
klare Vision und ohne eine ausreichend einheitliche Strategie und Vorgehensweise 
ausgeführt worden sei, Er bat die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des LWB, die 
Gründung einer Strukturkommission, die bis zur Achten Vollversammlung konkrete 
Vorschläge ausarbeiten würde, mitzutragen. Dieser Ausschuß wurde 1987 vom Exe- 
kutivkomitee auf dessen Tagung in Viborg, Dänemark, ins Leben gerufen. Der dama- 
lige Bischof der Lutherischen Kirche in Amerika, James Crumley, wurde zum Vor- 
sitzenden gewählt; die Hauptverantwortung für die Arbeit des Ausschusses übernahm 
Pfr. Norman Hjelm, Direktor der Abteilung für Kommunikation. Gleichwohl war es 
ohne Zweifel der Generalsekretär, der mit seinen Vorstellungen den Prozess der Um- 
strukturierung wesentlich prägte. Dieser Prozeß löste heftige und manchmal erbittere 
Debatten aus. Seinen Höhepunkt erreichte er auf der Vollversammlung in Curitiba 
(vgl. S. 361ff.). 
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Für Stålsett war die Umstrukturierung nicht nur ein Weg zu engerer Zusammenarbeit, 
sondern ein Schritt, der eine Machtverlagerung von den Kirchen der nördlichen Halb- 
kugel auf die Kirchen der Dritten Welt und von den reichen auf die armen Kirchen 
bedeutete. Indem er das Schwergewicht auf die Gemeinschaft (communio) legte, 
schuf er die Voraussetzungen dafür, daß im LWB die Männer weniger, die Nichttheo- 
logen und die Frauen aber mehr Einfluß bekommen konnten. Außerdem führte er 
Spanisch als fünfte offizielle Sprache des LWB neben Englisch, Französisch, Deutsch 
und den skandinavischen Sprachen ein. Vor der Versammlung in Curitiba warnte er 
davor, groß von einer Gemeinschaft zu reden, falls man nicht gewillt sei, sie auf 
Programme und Einrichtungen zu übertragen, in denen sich die Bereitschaft des LWB 
widerspiegeln müsse, alle Mitgliedskirchen als gleichrangig anzusehen. Der Gedanke 
der Gemeinschaft könne nicht losgelöst von den bestehenden Abhängigkeiten und von 
der Dominanz der historisch gewachsenen, starken und einflußreichen Kirchen ge- 
sehen werden. 

Stälsett setzte sich dafür ein, auch das Engagement für den Frieden und für die Men- 
schenrechte unter die Rubrik „communio“ zu setzen. Nachdrücklich unterstützte er in 
den achtziger Jahren den Kampf der namibischen Befreiungsbewegung (SWAPO) und 
den Einsatz für Menschenrechte in Äthiopien und Eritrea, besonders in der Zeit der 
großen Hungersnot und des Bürgerkriegs, als zahlreiche Kirchenleiter verschwanden. 
Sein Engagement für Südafrika und insbesondere seine Sympathien für die SWAPO 
riefen heftige Kritik vor allem von seiten der deutschen Kirchen hervor. Ähnlich ver- 
hielt es sich mit seinem Engagement in Osteuropa. Während seiner Amtszeit wurde 
viel für die Menschenrechte in der Sowjetunion und in den osteuropäischen Ländern 
getan, was aber die Vorwürfe norwegischer und US-amerikanischer „Gruppen für 
Mission hinter dem Eisernen Vorhang“, der LWB sei dem Kommunismus gegenüber 
zu nachgiebig, nicht entkräftete. 

Schließlich muß darauf hingewiesen werden, daß Stälsett die „communio“ auch als 
eine konfessionelle Aufgabe ansah. Die ökumenische Arbeit war in seinen Augen mit 
der lutherischen Identität vereinbar. Er entwickelte enge Beziehungen zu den anderen 
christlichen Weltgemeinschaften und organisierte regelmäßige Treffen zwischen dem 
Sekretariat des LWB und dem Sekretariat zur Förderung der Einheit der Christen im 
Vatikan. Er kritisierte jedoch die Entwicklung innerhalb des ORK. Stålsett vertrat die 
Auffassung, die ökumenische Bewegung könne sich nicht einem Schnellverfahren, 
das die Bedeutung des konfessionellen Erbes ignoriere, auf eine „sichtbare Einheit“ 
hin entwickeln. Die ökumenische Bewegung müsse eine Bewegung der Kirchen sein 
und dürfe nicht den sog. kirchlichen Bewegungen übertragen werden. Eine solche 
Entwicklung berge große Gefahren in sich. 

Die neunjährige Amtszeit Stälsetts als Generalsekretär des LWB ist noch zu frisch, um 
angemessen gewürdigt werden zu können. Mit seinem Namen verbinden sich zahl- 
reiche Initiativen und Anregungen: die Ekklesiologie der „communio“, Menschen- 
rechte, Friedensstiftung, die Förderung der Frauen innerhalb der Kirche, Brücken 
nach Osteuropa, die Umstrukturierung des LWB. Vielleicht hat in der 5Ojährigen 
Geschichte des LWB kein Generalsekretär soviel Unterstützung bekommen, aber auch 
soviel Widerstand hervorgerufen wie Stålsett. Auf jeden Fall wird man sagen müssen, 
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daß unter seiner Leitung eine erhebliche Strecke auf dem Weg „Vom Weltbund zur 
Gemeinschaft“ zurückgelegt worden ist. 
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Ishmael Noko 


Ishmael Noko wurde am 29. Oktober 1943 in Mnya- 
bezi, Rhodesien, dem heutigen Simbabwe, geboren. 
Sein Vater war Pastor der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Simbabwe. Er besuchte 1952-1961 die 
Grundschule in Mnyabezi und die Central School in 
Manama; von 1962-1965 studierte er am Bernard 
Mizeki College. Er erhielt das Diplom in Theologie 
von dem Lutheran Theological College Umpumulo 
in Mapumulo, Natal, Südafrika. Er studierte dann an 
der Universität von Südafrika in Pretoria. 1971 legte 
er das theologische Examen an der Universität von 
Zululand ab. 1972 wurde Noko zum Pastor der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Simbabwe or- 
diniert. Anschließend unterrichtete er an der Mana- 
ma-Schule, an der er auch als Schülerpfarrer tätig 
war. Im November 1972 fuhr er nach Kanada, wo er 
1974 mit einer Arbeit über „The Communion of 
Saints from the African Perspective" das Magister- 
examen am Lutherischen Theologischen Seminar 
von Saskatoon ablegie. Während seines Aufenthalts 
in Saskatoon war er auch als Pastor an der lutheri- 
schen Erlöserkirche tätig. Im September 1974 wurde 
er Doktorand an der Fakultät für Religionswissen- 
schaften an der MeGill Universität in Montreal, Quebec. Den akademischen Doktorgrad er- 
langte er 1977; seine Arbeit behandelt „The Concept of God in Black Theology. An Appre- 
ciation of God as Liberator and Reconciler“. Im Oktober 1977 kehrte er nach Afrika zurück und 
wurde Dozent der Universität von Botsuana. 1978-1982 war er Leiter der Abteilung für Theo- 
logie und Religionswissenschaften; von 1980-82 war er außerdem Dekan der Fakultät für 
Geisteswissenschaften. In den Jahren 1978-1982 hatte er das Amt des Schriftführers und des 
Schatzmeisters des Lutherischen Komitees für Flüchtlingshilfe (Botswana Lutheran Liaison 
Committee) inne. Im Mai 1982 wurde er von der Abteilung Weltdienst des Lutherischen Welt- 
bundes als Referent eingestellt und übersiedelte nach Genf. Im Oktober 1987 wurde Noko 
Direktor der Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit, und 1990 wurde er zum ersten Direktor 
der Abteilung für Mission und Entwicklung im umstrukturierten LWB ernannt. Im Juni 1994 
wählte ihn der Rat des LWB zum Generalsekretär; am 1, November 1994 übernahm er das Amt 
als Nachfolger von Gunnar Stålsett. Noko ist der erste Generalsekretär des LWB, der nicht aus 
den Vereinigten Staaten oder Europa kommt. Ishmael Noko und seine Frau Gladys, eine 
Krankenschwester aus Südafrika, haben drei Kinder. 



















Ishmael Noko, 1994 zum Generalse- 
kretär des LWB gewählt, 











Herkunft aus Afrika 


Ishmael Noko wurde in ein Umfeld hineingeboren, das von der Mission der Schwe- 
dischen Kirche im Süden Simbabwes geprägt war. Das Land — früher Rhodesien — 
wurde erst 1980 von Großbritannien unabhängig. Die lutherische Kirche in Simbabwe 
wurde zwar erst 1962 selbständig, war aber schon seit 1941 für ihre Existenz verant- 
wortlich. Diese Verantwortung teilte sie mit den schwedischen Missionaren. Es war 
übrigens eine schwedische Missionarin — seine „schwedische Mutter“, Elsa Kälström 
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aus Skara — die eine große Bedeutung für Nokos Erziehung hatte. Der ekklesiologi- 
sche und liturgische Charakter der Schwedischen Kirche prägte von früh an sein Ver- 
ständnis der Kirche. 

Das Milieu, in dem Noko groß wurde, war aber auch durch den Befreiungskampf 
in seinem Land geprägt. Der Bürgerkrieg, durch den Rhodesien in Simbabwe um- 
gewandelt wurde, war im Bewußtsein der Menschen, mit denen er als Kind zusam- 
menlebte, gegenwärtig. Als Student setzte er sich für die Befreiung seines Landes ein. 
1972 mußte er sein Land unter dramatischen Umständen verlassen, Er siedelte nach 
Kanada über, mit einem britischen Reisepaß versehen, aber als Verbannter durch den 
Befreiungskampf. 

Nokos akademische Tätigkeit in Kanada — zuerst am Lutherischen Theologischen 
Seminar von Saskatchewan (Lutheran Theological Seminary, nunmehr eingegliedert 
in die Universität von Saskatchewan, Saskatoon) und schließlich an der McGill Uni- 
versität in Montreal — trug Spuren des kirchlichen und politischen Umfelds, in dem er 
aufgewachsen war. Seine erste Arbeit in Saskatoon befaßte sich mit der Communio 
Sanctorum „aus einer afrikanischen Perspektive“, einem Thema, das beeinflußt war 
durch seine kirchliche Herkunft, wie sie die Arbeit der Schwedischen Kirche geformt 
hatte, Seine Doktorarbeit behandelte Fragen, die durch die „schwarze Theologie“ auf- 
geworfen worden waren. Noko untersuchte sie aus der Perspektive der Befreiung und 
der Versöhnung. Er nahm damit zwei wichtige Aspekte auf, die in den Befreiungs- 
kämpfen, die in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auf dem afrikanischen 
Kontinent ausgetragen wurden und die Noko aus eigener Erfahrung kennt, im Mittel- 
punkt standen. 

In Kanada waren Noko und seine Familie Flüchtlinge, ausgewiesen aus Rhodesien/ 
Simbabwe und der Republik Südafrika, der Heimat seiner Frau. Diese Erfahrung präg- 
te Nokos Engagement für die Flüchtlings- und Hilfsarbeit, die er zunächst in Botsuana 
nach seiner Rückkehr 1977 ausübte. Dort wurde er Mitarbeiter im Lutherischen Komi- 
tee für die Koordination der Flüchtlingshilfe und später im LWB, von dem er 1982 mit 
dem Amt des Referenten für Koordination in der Abteilung Weltdienst in Genf beauf- 
tragt wurde. 















Wirken im LWB 


Ishmael Noko brachte seine kirchlichen und politischen Erfahrungen in drei Schlüs- 
selpositionen des LWB ein: zunächst in der Abteilung Weltdienst, dann als Direktor 
der Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit, schließlich als Direktor der Abteilung 
für Mission und Entwicklung. 

In dem Aufgabenbereich der Abteilung Weltdienst war Noko für die Herstellung und 
die Pflege von Kontakten zu den Mitgliedskirchen des LWB, zu nationalen christli- 
chen Räten und zu ökumenischen Organisationen verantwortlich, und zwar in den 
Regionen, in denen der LWB mit seinen Hilfsdiensten tätig war. Darüber hinaus ver- 
trat er den Weltdienst gegenüber afrikanischen Organisationen wie der Gesamtafrika- 
nischen Kirchenkonferenz (All Africa Conference of Churches), der Organisation für 
Afrikanische Einheit (Organization of African Unity, OAU) und der Wirtschaftskom- 
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mission für Afrika (Economic Commission for Africa). Von 1984 bis 1988 war er 
Vorsitzender des Koordinationskomitees der OAU für die Unterstützung von Flücht- 
lingen. 

Seit 1987 war Noko als Direktor der Abteilung für kirchliche Zusammenarbeit für Fra- 
gen zuständig, die die Mission, die theologische Ausbildung, die Jugend sowie die 
Arbeit der Gebietsreferate für Asien, Afrika, Lateinamerika und die Karibik, Europa 
und Nordamerika betrafen. Noko wurde außerdem damit beauftragt, sich mit den wei- 
Ben Kirchen im Süden Afrikas, deren LWB-Mitgliedschaft wegen ihrer Haltung in der 
Apartheidfrage suspendiert worden war, in Verbindung zu setzen. Schließlich konnte 
er sich für die Wiederaufnahme dieser Kirchen in den LWB aussprechen, da sie sich 
zu einer vollen Gemeinschaft mit ihren schwarzen Schwestern und Brüdern ver- 
pflichtet hatten. 

Als er 1990 die Leitung der nach der in Curitiba beschlossenen Umstrukturierung neu 
eingerichteten Abteilung für Mission und Entwicklung übernahm — die größte Ab- 
teilung innerhalb des Genfer Sekretariats —, stand Noko vor der schwierigen Aufgabe, 
den „Gemeinschaftsbezogenen Entwicklungsdienst“ (Community Development Ser- 
vice) aus der Abteilung Weltdienst herauszulösen und der Abteilung, die früher 
„Kirchliche Zusammenarbeit“ geheißen hatte, zuzuordnen. Unter seiner Leitung ver- 
waltete die Abteilung für Mission und Entwicklung ungefähr 500 Projekte und 25 glo- 
bale Programme, für die etwa 55-60 Millionen US-Dollar ausgegeben wurden. 





Generalsekretär 


Ishmael Noko wurde am 3, Februar 1995 in das Amt des Generalsekretärs eingeführt. 
Die Aufgaben des Amtes hatte er jedoch bereits im November 1994 übernommen. Der 
Gottesdienst anläßlich seiner Einführung wurde begleitet von Rhythmen afrikanischer 
Trommeln und Liedern aus dem Süden Afrikas. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
des LWB, Kirchenleiter und Diplomaten, die die Kapelle im Ökumenischen Zentrum 
in Genf füllten, begrüßten Noko mit dem simbabwischen Lobgesang „Rakanaka van- 
geri“ („Das Evangelium ist herrlich“) und dem südafrikanischen Lied „Thuma mina“ 
(„Sende mich, Herr“). 

Der erste Generalsekretär aus der südlichen Halbkugel sieht sich vielen Herausforde- 
rungen gegenüber. Er ist für die Organisation der Neunten Vollversammlung, die im 
Juli 1997 in Hongkong stattfindet, verantwortlich. 1997 ist auch das Jahr, in dem das 
fünfzigjährige Bestehen des LWB gefeiert wird — ein Jubiläum, das mit politischen, 
diplomatischen und logi hen Problemen verbunden ist, da die Vollversammlung 
die erste internationale Zusammenkunft in Hongkong nach der Vereinigung mit der 
Volksrepublik China sein wird. Dieses Ereignis ist sowohl in kirchlicher wie in politi- 
scher Hinsicht von weltweiter Bedeutung und verlangt viel Geschick vom LWB und 
seiner Leitung. Von Bedeutung wird auch der Entwurf der „Gemeinsamen Erklärung 
zur Rechtfertigungslehre“, der in den vergangenen Jahren zwischen den lutherischen 
Kirchen und der römisch-katholischen Kirche ausgearbeitet wurde, sein. 

Die Vollversammlung unter der Leitung Ishmael Nokos aus Simbabwe bringt die 
Mitgliedskirchen des LWB als eine Gemeinschaft zusammen. Noko selbst hat ge- 
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äußert, daß „communio“ sein persönlicher Bezugspunkt für den LWB sei und daß er 
es als seine Aufgabe ansehe, den Blick auf die „Konsequenzen der Gemeinschaft“, die 
eine Gabe Gottes an sein Volk sei, zu richten. 

In einem Interview vom Juni 1996 antwortete er auf die Frage: „Könnten Sie wichti- 


ge 


Ziele nennen, die nicht erreicht wurden?“ mit folgenden Worten: 


„Zur Zeit vertritt der Lutherische Weltbund als Ausdruck der weltweiten lutherischen 
Gemeinschaft nicht alle Lutheraner und Lutheranerinnen der Welt. Drei Millionen Lu- 
theraner sind ‚noch nicht“ in dieser Gemeinschaft. Das heißt, daß der LWB zwar für eine 
Mehrheit von Lutheranern und Lutheranerinnen weltweit spricht, sich aber nicht darauf 
berufen kann, auch im Namen derer zu sprechen, die es bislang noch als unmöglich 
erachten, dieser weltweiten Gemeinschaft anzugehören. Ich hoffe und bete jedoch, daß 
um der Integrität unseres Zeugnis und der einen ökumenischen Bewegung willen wir 
das Ziel der innerlutherischen Einheit erreichen. 








Seit vielen Jahren führt der Lutherische Weltbund verschiedene Dialoge mit anderen 
weltweiten christlichen Gemeinschaften über spezifische lehrmäßige und theologische 
Fragen... Die Dialogergebnisse werden jeweils an die lutherischen und die Partner- 
Kirchen zur Diskussion und Anwendung im täglichen Leben weitergeleitet. Allerdings 
ist die Reaktion auf allen Seiten gering. Meines Erachtens wird das nächste Jahrzehnt 
von Initiativen geprägt sein, die die Rezeption beschleunigen werden. 








In den 60er und 70er Jahren war die Flüchtlingsarbeit des LWB und anderer internatio- 
naler Organisationen von Optimismus gekennzeichnet. Man war davon überzeugt, daß 
im nächsten Jahrzehnt bestandfähige Lösungen gefunden werden würden. Stattdessen 
mußten wir miterleben, wie die Zahl der Flüchtlinge und der Vertriebenen von vier Mil- 
lionen in den 70er Jahren auf 125 Millionen im Jahre 1996 angestiegen ist. Zudem hat 
die Mißachtung der Menschenwürde in vielen Ländern und Nationen Staaten zugenom- 
men“ (LWB HEUTE, Juli 1996, S. 7 f.). 








Diese Antwort bringt nicht nur auf prägnante Weise die Herausforderungen zum 
Ausdruck, denen sich Ishmael Noko als Generalsekretär des LWB stellen muß. Sie 
zeigt auch das kirchliche und politische Umfeld, von dem aus er sich ihnen zu stellen 
versucht. 


Norman A. Hjelm 


460 











ANHANG 


Nachwort 


Geschichtlicher Rückblick, sofern er nicht auf die bloß statistische Erhebung von 
Fakten beschränkt bleibt, ist ein komplexes Unternehmen. Er verbindet Information 
über Vergangenes mit Selbstbesinnung, legt Rechenschaft ab und verfolgt in kritischer 
Abwägung das Ziel einer Standortbestimmung heute. Das ist auch anläßlich der Be- 
trachtung der 50jährigen Geschichte des Lutherischen Weltbundes nicht anders. Der 
vorliegende Band ist der Beweis. 


Aber der Rückblick wäre unvollständig, wenn er nicht im Bewußtsein des geschulde- 
ten Dankes geschähe und ihm nicht den gebührenden Ausdruck verliehe. Die Kirchen, 
de den Lutherischen Weltbund gegründet oder sich im Laufe der Jahre ihm ange- 
schlossen haben, sind durch ihren Zusammenschluß ausnahmslos bereichert worden. 
Viel gegenseitige Hilfe, aber auch gemeinsames Zeugnis, prophetischer und karitati- 
ver Dienst, manche Lernprozesse wären unterblieben, hätte es den Lutherischen Welt- 
bund nicht gegeben. Dank sei darum allen, die ihn mitgetragen, sich für seine Ziele 
eingesetzt und sein Wirken ermöglicht haben. Dank aber vor allem Gott, der Anfang, 
Mitte und Ende unseres Tuns ist und der auch dem Lutherischen Weltbund durch sein 
Wort Anregung, Durchhaltekraft und Wegweisung gegeben hat. Ohne die Gnade des 
Herrn wäre unser Tun und Laufen umsonst. Es empfiehlt sich, diese Wahrheit auch bei 
dieser Gelegenheit nicht aus den Augen zu verlieren. 


Das gilt auch und gerade angesichts der Erkenntnis geschichtlicher Schuld. Ehrliche 
Begegnung mit der eigenen Geschichte erfordert Mut. Sie deckt Versagen auf und 
Versäumnisse, Verstrickung in private und gesellschaftliche Interessen. Die Aufarbei- 
tung der Geschichte wird darum häufig umgangen, oder aber sie krankt an Einseitig- 
keit, führt zu Unterschlagung oder Verfälschung der Tatsachen, dient triumphalisti- 
scher Selbstrechtfertigung. In den Beiträgen dieses Bandes ist diese Gefahr vermieden 
worden. Der Lutherische Weltbund hat die Freiheit zu selbstkritischer Beschäftigung 
mit seiner Vergangenheit. Schuld muß nicht verschwiegen werden. Genauso wenig 
aber darf der Dank für das gute Werk unterschlagen werden, für beispielhafte Solida- 
rität, für die Wunder Gottes. Nur Demut und Dank zusammen bietet Gewähr für eine 
einigermaßen wirklichkeitsgetreue Darstellung des Weges, der hinter uns liegt. Inwie- 
fern das Ziel einer „objektiven“ Geschichtsschreibung erreicht wurde, sei dem Urteil 
des Lesers oder der Leserin überlassen. 


Im Wandel der Zeiten hat sich auch der Lutherische Weltbund verändert. Er ist nicht 
mehr der gleiche wie vor 50 Jahren. Es mag sein, daß die Differenz in Selbstverständ- 
nis, Struktur und Aufgabenstellung augenfälliger ist als die Kontinuität, die ihn mit 
seinem Ursprung verbindet. Dennoch ist solche Kontinuität vorhanden. Wäre es an- 
ders, hätte sich der Lutherische Weltbund selbst aufgegeben. Die vier tragenden Säu- 
len, die an seinem Anfang stehen, sind auch heute noch für ihn verbindlich, nämlich 
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1) Hilfe für Menschen in Not, 2) gemeinsames Handeln in der Mission, 3) gemein- 
same Studien in der Theologie und 4) eine gemeinsame Reaktion auf die ökumenische 
Herausforderung. Diese Aufgaben stehen heute in einem anderen Rahmen und haben 
neue Dimensionen bekommen. Und doch sind sie die gleichen geblieben. Am Anfang 
des Lutherischen Weltbundes stand der Wille von Kirchen zu mehr Gemeinschaft, 
auch wenn die Vorstellungen darüber, wie eine solche aussehen sollte, erheblich aus- 
einandergingen. Wie ist eine gemeinsame Sprache und ein gemeinsames Handeln auf 
der Grundlage des gemeinsamen Bekenntnisses in unterschiedlichen Situationen zu 
erreichen und zu gestalten? 





Die viel diskutierte Entwicklung des Lutherischen Weltbundes von einer freien Ver- 
einigung zu einer Gemeinschaft von Kirchen ist dafür aufschlußreich. Gewiß ist diese 
Entwicklung in der gemeinsamen Bekenntnisgrundlage angelegt. Denn wo Überein- 
stimmung besteht im Verständnis des Evangeliums und in der Verwaltung der Sakra- 
mente, da ist Kirche. Die Entwicklung des Lutherischen Weltbundes zu einer Gemein- 
schaft mit wachsender „kirchlicher Dichte“ erfolgte daher mit innerer Konsequenz aus 
den ihm eigenen theologischen Prämissen. 











Und doch ist ein weiterer Gesichtspunkt zu beachten. Wäre der Lutherische Weltbund 
seiner ursprünglichen Zielsetzung treu geblieben, wenn er sich auch heute noch, in 
einer Zeit umfassender Globalisierung aller Lebensbereiche als lockerer Kirchenbund 
verstünde? Er wäre in der Zeit stehengeblieben und den heutigen Herausforderungen 
nicht gewachsen. Diese erfordern globales Denken, ohne andererseits zu gestatten, die 
regionalen Gegebenheiten zu übersehen. Daß viele theologische und strukturelle 
Fragen den Lutherischen Weltbund betreffend nach wie vor offen sind, sollte dabei 
nicht stören. Entscheidend ist, daß diese Entwicklung in ihrer Notwendigkeit erkannt 
wird, gerade um die Identität des Lutherischen Weltbundes zu wahren. 


Diese Problematik ist kein lutherisches Spezifikum. Allen Kirchen und der Ökumene 
insgesamt stellt sich die Frage nach Bedeutung und Gestalt weltweiter Gemeinschaft 
heute. Die Diskussion um das Wesen des Lutherischen Weltbundes hat, so betrachtet, 
ökumenischen Stellvertretungscharakter. Sie ist Teil der Frage nach dem Wesen von 
„communio sanctorum” überhaupt. Wie Glaubensgemeinschaft zu leben und zu ver- 
wirklichen sei, war schon immer eine der größten Herausforderungen an die Kirche 
Jesu Christi auf Erden. Doch hat sie in der kleiner gewordenen Welt von heute eine 
unvergleichliche Dringlichkeit erhalten. Der Lutherische Weltbund hat durch seine 
Selbstdefinition als Gemeinschaft von Kirchen sowie durch die intensive theologische 
Debatte, die ihr vorausging und sie begleitete, ein Stück ökumenische Pionierarbeit 
geleistet, obwohl zuzugeben ist, daß er durch seinen „großen Konsens” in Bekennt- 
nisfragen auf diesem Wege begünstigt worden ist. Das Gemeinschaftskonzept in der 
gesamten Ökumene zum Tragen zu bringen wird noch harte Arbeit erfordern. 

Aber auch der Lutherische Weltbund selbst wird noch manche Fragen zu klären haben, 
vor allem die nach den Strukturen, die seinem Anspruch, eine Gemeinschaft von Kir- 


chen zu sein, entsprechen. Die Autonomie der Mitgliedskirchen und die weltweite, 
gemeinsame Verantwortung müssen strukturell in das rechte Verhältnis zueinander 
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gebracht werden — eine alte und doch wieder neue Frage. Wo und wie geschieht 
Konsensbildung in der lutherischen Weltfamilie? Wo ist „Lehrbefugnis” anzusiedeln? 
Wie umfassend wird Gemeinschaft zu verstehen sein? Daß sie sich nicht auf Kanzel- 
und Abendmahlsgemeinschaft beschränken darf, sondern sich auch auf andere Le- 
bensäußerungen der Gemeinde Jesu Christi erstrecken muß, wird inzwischen weithin 
akzeptiert. Doch fehlen konkrete Muster und Vorstellungen eines solchen Konzepts. 


Wiederum steht der Lutherische Weltbund mit diesen Fragen nicht allein. Ob in der 
Kirche oder Gesellschaft, „Gemeinschaft“ ist zu einem fast „soteriologischen“ Begriff 
geworden. Ob es gelingt, Gemeinschaft von der lokalen, nationalen und regionalen 
Ebene auf die globale anzuheben und ihr die erforderlichen internationalen Strukturen 
zu geben, hat sich zu einer Überlebensfrage der Menschheit entwickelt. Ähnliches gilt 
für die Kirche Jesu Christi. Abschottung und Partikularismus setzen ihre Glaubwür- 
digkeit und damit ihre Existenz aufs Spiel. Die Kirche braucht Mittel, die es ihr gestat- 
ten, in der heutigen Welt mit einer Stimme zu sprechen. Der Lutherische Weltbund 
sollte sich nicht scheuen, weiterhin mit gutem Beispiel voranzugehen. 


Daß dies schwierig ist, bedarf keiner Begründung. Die Aufgabe muß mit geringer wer- 
denden finanziellen Mitteln erfüllt werden. Das setzt dem Lutherischen Weltbund 
deutliche Grenzen. Und dennoch sollte dies kein Grund zur Resignation sein. Wichtig 
ist, daß Zeichen gesetzt werden, auch wenn sie klein sind. Es ist Grund zu Freude, daß 
die 50jährige Geschichte des Weltbundes reich an solchen Zeichen gewesen ist. Dabei 
ist nicht nur an die beeindruckende Arbeit des Weltdienstes zu erinnern, an die doch 
beachtliche Integration der Kirchen aus Nord und Süd, aus Ost und West, an die öku- 
menischen Initiativen und an die Früchte der theologischen Arbeit. Nicht zu verges 
sen ist ebenfalls das gemeinsame Lernen, das durch teils bittere Erfahrungen ermög- 
licht wurde. Daß konfessionelle Integrität auch di ‚ale Verantwortung umfaßt, daß 
Praxis in einen „status confessionis“ führen kann, daß Bekenntnistreue nicht mit kon- 
fessionalistischer Enge verwechselt werden darf, das alles sind Erkenntnisse, die 
Marksteine auf dem Weg des Lutherischen Weltbundes bezeichnen. So ist zu hoffen, 
daß dieser Weg weiterhin durch ein Wachsen in der Erkenntnis gekennzeichnet sein 
möge und daß auch mit bescheidenen Mitteln Gemeinschaft zum Ausdruck gebracht 
werden kann. 

















Es wäre verfehlt, diesen Wunsch im Sinne eines konfessionellen Sonderprogramms zu 
interpretieren. Ökumene ohne konfessionelle Grundlage ist nicht denkbar. Bekennt- 
nisbindung und ökumenische Offenheit sind keine Gegensätze. Von jeher hat sich der 
Lutherische Weltbund daher der ökumenischen Bewegung verpflichtet gewußt. Es 
mag sein, daß er diese Verpflichtung noch energischer aufgreifen sollte, mit Einschluß 
struktureller Konsequenzen. Doppelung von Initiativen ist zu vermeiden und Kosten 
sind einzusparen. Dennoch ist das Bemühen um speziell lutherische Einheit keines- 
wegs illegitim. Im Gegenteil, es ist geradezu ein ökumenisches Erfordernis, das stets 
dann akut wird, wenn gefragt wird, wer das lutherische Bekenntnis authentisch vertritt 
und was es in die ökumenischen Sachdiskussionen einzubringen hat. Daß damit kei- 
nesfalls einem konfessionalistischen Fundamentalismus das Wort geredet wird, ver- 
steht sich von selbst. Aber ist es falsch, wenn die lutherischen Kirchen ihr reformato- 
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risches Erbe als anvertrautes Pfund verstehen, mit dem sie der Ökumene zu dienen 
beauftragt sind? Dieses Pfund betrifft die Theologie, die Mission, das Zeugnis, die 
lutherische Identität insgesamt. So wie konfessioneller Partikularismus dem lutheri- 
schen Bekenntnis widerspricht, so auch der konfessionelle Relativismus. Eine Öku- 
mene der „leeren Hände“, der unklaren Positionen, hat keine Zukunft. Einem solchen 
Relativismus zu wehren wird die Aufgabe des Lutherischen Weltbundes auch in 
Zukunft bleiben. 


Eine solche Sicht setzt freilich ein bestimmtes Verständnis von ökumenischer Ge- 
meinschaft voraus. Sie wird Differenzen nicht eliminieren, sondern miteinander ver- 
söhnen wollen. Friede ist das Ziel der Ökumene. Der aber ist ohne die Anerkennung 
legitimer Verschiedenheit nicht möglich. Nicht die Verschiedenheit als solche ist das 
Problem, sondern die zerstörerischen Elemente, die ihr eigen sind oder die sie frei- 
setzt. Wo Verschiedenheit lernt, sich gegenseitig zu dienen, entsteht Gemeinschaft. 
Dieses Ziel bleibt auch innerhalb der lutherischen Kirchen auf der Tagesordnung. Die 
bereits beschlossene Gemeinschaft von Kirchen, die der Lutherische Weltbund sein 
will, muß weiterhin in die Praxis umgesetzt werden und im gegenseitigen Verhalten 
Gestalt gewinnen. 





Das beginnende dritte Jahrtausend fordert dazu in besonderer Weise heraus. Neue, 
gefährliche Konflikte sind zu meistern, allen voran der soziale Konflikt von Arm und 
Reich, Arbeithabenden und Arbeitslosen, von Überbeschäftigten und Überflüssigen. 
Die Grenze von Erster und Dritter Welt wird immer mehr quer durch die Länder 
verlaufen. Hinzu kommt der kulturelle Konflikt, der Krieg der Religionen, zu denen 
übrigens auch der atheistische Säkularismus gehört. Neue Glaubenskriege drohen zu 
entbrennen, es sei denn, daß der vorhandene Zündstoff rechtzeitig entschärft wird. 
Gemeinschaft will in einer zunehmend polarisierten Welt gelebt werden. 


Die ökumenische Verpflichtung zu mehr Einheit ist für den Lutherischen Weltbund in 
jeder Hinsicht aktuell, nach „außen“ wie nach „innen“, Der Rückblick auf die ver- 
gangenen 50 Jahre ist für beides lehrreich und sollte motivieren, diesen Weg auch 
unter veränderten Gegebenheiten mit Gottes Hilfe weiter zu verfolgen. 


Gottfried Brakemeier 
Präsident des Lutherischen Weltbundes 
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Die Verfassung 
des Lutherischen Weltbundes* 


(angenommen von der Ersten Vollversammlung, 1947, Lund, Schweden) 


I. NAME 


Die auf Grund dieser Verfassung gebildete Körperschaft trägt den Namen „Luthe- 
rischer Weltbund“, 


II. LEHRGRUNDLAGE 


Der Lutherische Weltbund erkennt die Heilige Schrift Alten und Neuen Testaments als 
die alleinige Quelle und unfehlbare Norm alles Lehrens und Handelns der Kirche an. 
Er betrachtet die Bekenntnisse der lutherischen Kirche, insbesondere die unveränder- 
te Augsburgische Konfession und Luthers Katechismus, als unverfälschte Auslegung 
des Wortes Gottes. 


III. WESEN UND ZIELE 


1) Der Lutherische Weltbund ist eine freie Vereinigung von lutherischen Kirchen. Er 
hat den Gliedkirchen gegenüber keine Vollmacht, Gesetze zu erlassen, oder in ihre 
volle Autonomie einzugreifen. Er handelt aber als ihr Organ in Angelegenheiten, die 
ihm von den Gliedkirchen übertragen werden. 





2) Der Lutherische Weltbund will folgenden Zwecken dienen: 

a) Das Evangelium von Jesus Christus als die seligmachende Kraft Gottes vor der 
Welt einmütig zu bezeugen; 

b) Einigkeit des Glaubens und Bekennens unter den lutherischen Kirchen der Welt 
zu pflegen; 

c) Brüderliche Gemeinschaft und gemeinsame Studienarbeit unter Lutheranern 
weiterzuentwickeln; 

d) Die lutherische Beteiligung an ökumenischen Bewegungen zu fördern; 

e) Eine geschlossene lutherische Initiative in der Erfüllung missionarischer und 
katechetischer Aufgaben zu entwickeln; 

f) Lutherische Gruppen zu unterstützen, die geistlicher oder materieller Hilfe be- 
dürfen, 





3) Der Lutherische Weltbund kann für die Gliedkirchen in Angelegenheiten tätig wer- 
den, die ihm von einer oder mehreren von ihnen übertragen werden. 


IV. MITGLIEDSCHAFT 


Alle lutherischen Kirchen, die schon früher dem Lutherischen Weltkonvent ange- 
schlossen waren und die durch ihre Vertreter in der Annahme dieser Verfassung betei- 


* Übersetzung aus der englischen Originalfassung. 
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ligt sind, bleiben Mitglieder des Lutherischen Weltbundes. Andere lutherische Kir- 
chen, die sich bereit erklären, diese Verfassung anzunehmen, können zu Mitgliedern 
des Lutherischen Weltbundes gewählt werden. Über ihre Aufnahme entscheidet der 
Lutherische Weltbund durch die Vollversammlung oder in der Zwischenzeit, falls 
keine grundsätzlichen Einwendungen erhoben werden, durch das Exekutiv-Komitee. 


V. ORGANISATION 


Der Lutherische Weltbund übt seine Funktionen durch die folgenden Organe aus: 
1) Vollversammlung; 2) Das Exekutiv-Komitee; 3) Nationalkomitees; 4) Sonderaus- 
schüsse. In allen Funktionen des Weltbun-des können sowohl Geistliche als auch 
Laien als Teilnehmer gewählt werden. 


VI. DIE VOLLVERSAMMLUNG 


1) Eine vom Präsidenten einberufene Vollversammlung des Weltbundes wird alle fünf 
Jahre gehalten. Ort, Zeit und Programm jeder Vollversammlung werden vom Exeku- 
tiv-Komitee bestimmt. Das Exekutiv-Komitee kann besondere Zusammenkünfte der 
Vollversammlung einberufen. 

2) Die Vollversammlung besteht aus gewählten Vertretern der Gliedkirchen des Welt- 
bundes. Die Zahl der Vertreter wird vom Exekutiv-Komitee bestimmt. 


Die Zuweisung der Vertretungen in der Vollversammlung an die Gliedkirchen wird 
vom Exekutiv-Komitee bestimmt, das sich dabei von den Nationalkomitees beraten 
läßt; Faktoren, wie die zahlenmäßige Größe der Kirchen, die geographische Vertei- 
lung nach Kontinenten und Ländern, die angemessene Vertretung der jüngeren Kir- 
chen und Minderheiten-Kirchen, sowie das Recht jeder völlig unabhängigen Glied- 
kirche, mindestens einen Vertreter in der Vollversammlung zu haben, sollen gebüh- 
rend berücksichtigt werden. Für Änderungen in der Zuweisung von Vertretungen für 
die Vollversammlung können dem Exekutiv-Komitee von Gliedkirchen oder Gruppen 
von Gliedkirchen (nationalen oder regionalen) Vorschläge gemacht werden. Diese 
Änderungen treten in Kraft, wenn sie vom Exekutiv-Komitee und den beteiligten 
Gliedkirchen gebilligt werden. 

Die Vertreter für die Vollversammlung werden von den Gliedkirchen selbst ausge- 
wählt. Wenn lutherische Gemeinden innerhalb von unierten Kirchenkörpern gemein- 
sam um Vertretung in der Vollversammlung nachsuchen, kann das Exekutiv-Komitee 
sie einladen, Vertreter zu entsenden, die in beratender Eigenschaft an der Vollver- 
sammlung teilnehmen. Lutherische Vereinigungen und Organisationen können auf 
Bestimmung durch das Exekutiv-Komitee eingeladen werden, Vertreter zur Vollver- 
sammlung zu entsenden, die in beratender Eigenschaft teilnehmen; die Anzahl der 
Vertreter bestimmt das Exekutiv-Komitee. 











3) Die Vollversammlung ist das maßgebende Organ des Weltbundes. Sie wählt den 
Präsidenten des Weltbundes und die anderen Mitglieder des Exekutiv-Komitees, 
nimmt Berichte von den Nationalkomitees entgegen, bestimmt Sonderausschüsse und 
legt die Grundlinien für die Arbeit des Weltbundes fest. 
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VII. AMTSTRÄGER 


Der Präsident des Weltbundes wird von der Vollversammlung durch Stimmzettel 
gewählt; für eine Wahl ist einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. 
Er tritt sein Amt unmittelbar nach Schluß der Vollversammlung an, die ihn gewählt 
hat, und vor dem Zusammentritt des neuen Exekutiv-Komitees. Er ist der oberste offi- 
zielle Vertreter des Weltbundes. Er bleibt im Amt bis zum Schluß der nächsten Voll- 
versammlung und kann nicht als sein eigener Nachfolger wiedergewählt werden. An- 
dere Amtsträger des Weltbundes werden vom Exekutiv-Komitee gewählt, 


VIII. EXEKUTIV-KOMITEE 


1) Jede Vollversammlung wählt fünfzehn Personen, die zusammen mit dem Präsiden- 
ten das Exekutiv-Komitee des Weltbundes bilden. Die Mitgliedschaft im Exekutiv- 
Komitee wird verteilt unter angemessener Berücksichtigung von Faktoren wie der 
zahlenmäßigen Größe der Kirchen, der geographischen Verteilung nach Kontinenten 
und Ländern, sowie der angemessenen Vertretung der jüngeren Kirchen und Minder- 
heiten-Kirchen, Bei der Auswahl der Mitglieder aus den jüngeren Kirchen und Min- 
derheiten-Kirchen soll angestrebt werden, daß bei jeder Vollversammlung ein Wechsel 
eintritt, damit alle Länder umlaufend berücksichtigt werden. 

2) Das Exekutiv-Komitee tritt mindestens einmal jährlich zusammen. Aus seinen Mit- 
gliedern wählt es zwei Vizepräsidenten und einen Schatzmeister als Amtsträger des 
Weltbundes. Die Aufgaben dieser Amtsträger entsprechen denen, die gewöhnlich mit 
diesen Ämtern verbunden sind. 

3) Das Exekutiv-Komitee führt die Geschäfte des Lutherischen Weltbundes in der 
Zwischenzeit zwischen den Vollversammlungen, überwacht die Errichtung der Natio- 
nalkomitees und nimmt jährlich Berichte von diesen entgegen, wählt einen Exekutiv- 
Sekretär und weist ihm seine Aufgaben zu, gibt allen Gliedkirchen einen umfassenden 
Jahresbericht (einschließlich vollständiger finanzieller Angaben), ernennt alle Komi- 
tees und Sonderaus: , über die nicht anderweitig bestimmt ist, und vertritt den 
Weltbund in jeder Weise nach außen. 

4) Fehlstellen im Exekutiv-Komitee werden ad interim vom Exekutiv-Komitee selbst 
besetzt. 

5) Die Unkosten, die einem Mitglied des Exekutiv-Komitees beim Besuch von Zu- 
sammenkünften des Exekutiv-Komitees entstehen, werden von der Kirche getragen, 
zu der das Mitglied gehört, oder es wird seitens des Nationalkomitees, in dem seine 
Kirche vertreten ist, eine Regelung getroffen. 














IX. EXEKUTIV-SEKRETÄR 


Unmittelbar nach Schluß jeder Vollversammlung wählt das Exekutiv-Komitee einen 
Exekutiv-Sekretär, der hauptamtlich diese Stellung bekleidet und bis zum Ende der 
nächsten Vollversammlung im Amt bleibt. Der Exekutiv-Sekretär ist dem Exekutiv- 
Komitee für seine Arbeit verantwortlich. Es ist seine Aufgabe, unter der allgemeinen 
Aufsicht des Präsidenten die Entscheidungen der Vollversammlung und des Exekutiv- 
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Komitees durchzuführen. Durch das Exekutiv-Komitee erstattet er der Vollversamm- 
lung des Weltbundes Bericht. 


X. NATIONALKOMITEES 


Die Gliedkirchen jedes Landes wählen eine Gruppe von Personen aus, die, zusammen 
mit dem Mitglied oder den Mitgliedern des Exekutiv-Komitees in diesem Lande, ein 
Nationalkomitee für den Lutherischen Weltbund bilden, Jedes Nationalkomitee wird 
ersucht, dem Exekutiv-Komitee alljährlich einen Bericht betreffend die Interessen des 
Lutherischen Weltbundes in seinem Lande zu geben. 


XI. SONDERAUSSCHÜSSE 


Die Einsetzung von Sonderausschüssen erfolgt unter der Autorität der Vollversamm- 
lung. Sie werden entweder von der Vollversammlung oder dem Exekutiv-Komitee 
bestimmt und haben die Aufgabe, besonders bestimmte Funktionen des Weltbundes 
wahrzunehmen. Sie berichten alljährlich dem Exekutiv-Komitee, dessen allgemeiner 
Aufsicht sie auch unterstehen. 


XII. FINANZEN 


Das Exekutiv-Komitee bereitet alljährlich einen ausführlichen Haushaltsplan für den 
Weltbund vor, legt die Zuweisung von Geldmitteln für besondere Bedürfnisse fest und 
weist jedem Nationalkomitee die Verantwortung für besondere Anteile des Voran- 
schlages zu. Der Schatzmeister ist bevollmächtigt, in den verschiedenen Ländern 
Depositen anzulegen. 


XIII. ÄNDERUNGEN 


Änderungen dieser Verfassung können durch Zweidrittelmehrheit der bei jeder or- 
dentlich einberufenen Vollversammlung anwesenden Mitglieder vorgenommen wer- 
den, vorausgesetzt, daß diese Absicht am Tage vorher bekanntgegeben wird. Ände- 
rungen, die auf diese Weise zustandekommen, treten ein Jahr nach ihrer Annahme 
durch die Vollversammlung in Kraft, wenn nicht von Kirchen, die insgesamt ein Drit- 
tel des Bestandes des Weltbundes ausmachen, beim Exekutiv-Komitee Einspruch ein- 
gelegt wird. 
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Verfassung 
des Lutherischen Weltbundes* 


(angenommen von der Achten Vollversammlung, 1990, Curitiba, Brasilien) 


1. NAME 


Die aufgrund dieser Verfassung gebildete Körperschaft trägt den Namen „Lutheri- 
scher Weltbund“. 


2. LEHRGRUNDLAGE 


Der Lutherische Weltbund bekennt die Heilige Schrift des Alten und Neuen Testa- 
mentes als die alleinige Quelle und Norm seiner Lehre, seines Lebens und seines 
Dienstes. Er sieht in den drei ökumenischen Glaubensbekenntnissen und in den Be- 
kenntnissen der lutherischen Kirche, insbesondere in der unveränderten Augsburgi- 
schen Konfession und in dem Kleinen Katechismus Martin Luthers eine zutreffende 
Auslegung des Wortes Gottes. 


3. WESEN UND AUFGABEN 


Der Lutherische Weltbund ist eine Gemeinschaft von Kirchen, die sich zu dem dreiei- 
nigen Gott bekennen, in der Verkündigung des Wortes Gottes übereinstimmen und in 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft verbunden sind. 

Der Lutherische Weltbund bekennt die eine, heilige, katholische und apostolische 

Kirche und will der Einheit der Christenheit in der Welt dienen. 

Der Lutherische Weltbund 

— fördert die einmütige Bezeugung des Evangeliums von Jesus Christus und stärkt 
die Mitgliedskirchen bei der Erfüllung des Missionsauftrages und in ihrem Bemü- 
hen um die Einheit der weltweiten Christenheit; 

— fördert weltweit unter den Mitgliedskirchen diakonisches Handeln, Linderung 
menschlicher Not, Frieden und Menschenrechte, soziale und wirtschaftliche Ge- 
rechtigkeit, Bewahrung der Schöpfung Gottes und gegenseitiges Teilen; 

— fördert durch gemeinsame Studienarbeit die Gemeinschaft und das Selbstverständ- 
nis der Mitgliedskirchen und hilft ihnen, Aufgaben miteinander wahrzunehmen. 


4. ZUSTÄNDIGKEIT 


Der Lutherische Weltbund handelt als Organ seiner eigenständigen Mitgliedskirchen 
in Angelegenheiten, die ihm von den Mitgliedskirchen übertragen werden. Er kann für 
eine oder mehrere Mitgliedskirchen tätig werden, sofern diese ihm bestimmte Aufga- 
ben übertragen. Er kann einzelne Mitgliedskirchen bitten, Aufgaben für die gesamte 
Gemeinschaft zu übernehmen. 


* Übersetzung aus der englischen Originalfassung. 
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5. MITGLIEDSCHAFT UND ANDERE FORMEN 
DER ZUGEHÖRIGKEIT 


a. Mitgliedskirchen 


Der Lutherische Weltbund setzt sich aus Kirchen zusammen, welche die in Artikel II 
dieser Verfassung festgelegte Lehrgrundlage annehmen. 

Eine Kirche, die einen Antrag auf Mitgliedschaft im Weltbund stellt, hat die Annahme 
dieser Verfassung zu erklären. 

Über ihre Aufnahme entscheidet der Weltbund durch die Vollversammlung oder in der 
Zwischenzeit durch den Rat. 

Die Mitgliedschaft im Weltbund kann durch Austritt beendet werden. Auf Empfeh- 
lung des Rates kann die Vollversammlung die Mitgliedschaft mit Zweidrittel der abge- 
gebenen Stimmen für ruhend oder für beendet erklären. 

Verfahrensweisen bezüglich der Mitgliedschaft werden in den Ausführungs- 
bestimmungen geregelt. 


b. Anerkannte Kirchen, Kirchenräte und Kirchengemeinden 


Der Lutherische Weltbund kann solchen Kirchen, die nicht Mitglied sind, sowie Kir- 
chenräten oder Kirchengemeinden, welche die in Artikel II dieser Verfassung festge- 
legte Lehrgrundlage annehmen, die Berechtigung zur Teilnahme an der Arbeit des 
Weltbundes zuerkennen (Assoziierte Mitgliedschaft). 

Anerkennung, Bedingung und Fortsetzung solcher Mitarbeit werden in den Ausfüh- 
rungsbestimmungen geregelt. 


6. ORGANISATION 


Der Lutherische Weltbund übt seine Funktionen durch die Vollversammlung, den Rat, 
das Sekretariat und die entsprechenden Einrichtungen der Mitgliedskirchen aus. In 
allen diesen Organen und Einrichtungen des Weltbundes sollen Geistliche und Laien, 
Männer, Frauen und Jugendliche teilnehmen. 


7. VOLLVERSAMMLUNG 


1. Die Vollversammlung besteht aus den Vertretern und Vertreterinnen der Mitglieds- 

Kirchen, Als das oberste Organ des Lutherischen Weltbundes hat die Vollversammlung 

folgende Aufgaben: 

— sie beschließt über die Verfassung; 

— sie gibt allgemeine Ausrichtung über die Arbeit des Weltbundes; 

— sie wählt den Präsidenten/die Präsidentin und die Mitglieder des Rates; 

— sie billigt die Berichte des denten/der Präsidentin, des Generalsekretärs/der 
Generalsekretärin und des Schatzmeisters/der Schatzmeisterin. 





2. Die Vollversammlung wird in der Regel alle sechs Jahre abgehalten. Zeit, Ort und 
Programm der Vollversammlung werden vom Rat bestimmt. 
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Sondertagungen der Vollversammlung können auf Verlangen des Rates stattfinden. 
Sie müssen stattfinden, wenn mindestens ein Viertel der Mitgliedskirchen dies ver- 
langt. 


3. Die Zahl der Delegierten auf der Vollversammlung und die Verteilung der Sitze auf 
die Mitgliedskirchen werden vom Rat bestimmt. 

Jede Mitgliedskirche hat das Recht, mindestens eine/n Vertreter/in in die Vollver- 
sammlung zu entsenden. 

Dabei sind die zahlenmäßige Größe der Mitgliedskirchen und ihre Verteilung auf 
Kontinente und Länder gebührend zu berücksichtigen. 


4. Der Rat kann Vertreter/innen von lutherischen Gemeinden innerhalb unierter Kir- 
chen oder von lutherischen Vereinigungen und Organisationen mit beratender Stimme 
in die Vollversammlung einladen, soweit diese nicht von Mitgliedskirchen mit vertre- 
ten werden. 

Die Zahl dieser Vertreter/innen wird vom Rat festgesetzt. 


8. RAT 





1. Der Rat setzt sich aus dem Präsidenten/der Präsidentin, dem/der Schatzmeister/in 
und 48 Personen zusammen, die von der Vollversammlung gewählt werden. 

Auf Vorschlag der Mitgliedskirchen werden 48 Mitglieder des Rates mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen von der Vollversammlung gewählt. 

Die Vollversammlung kann auch andere als von den Mitgliedskirchen vorgeschlagene 
Personen und andere als Delegierte von Vollversammlungen in den Rat wählen, sofern 
deren Mitgliedskirchen zustimmen. 

Das Wahlverfahren und die Verteilung der Sitze der Delegierten auf die Kontinente 
und Länder werden in den Ausführungsbestimmungen geregelt. Auf eine angemes- 
sene Vertretung von Geistlichen und Laien, Frauen und Männern sowie Jugendlichen 
ist zu achten. 

Die Amtszeit des Rates endet mit dem Schluß der nächsten ordentlichen Vollversamm- 
lung. Die einmalige Wiederwahl der Mitglieder des Rates ist zulässig. 


2. Der Rat führt die Geschäfte des Weltbundes in der Zeit zwischen den ordentlichen 
Vollversammlungen; er tritt mindestens einmal im Jahr zusammen. 








3. Der Rat wählt den/die Generalsekretär/in (Artikel XII) und den/die Schatzmei- 
ster/in (Artikel X) und legt deren Aufgaben fest. 

Die Amtszeit der vom Rat Gewählten kann durch Zweidrittelmehrheit des Rates vor- 
zeitig beendet werden. 

Der Rat beschließt über die Struktur des Sekretariats und legt den Mitgliedskirchen 
einen Jahresbericht vor. 


4. Der Rat wählt binnen drei Monaten den Präsidenten /die Präsidentin, wenn dieses 
Amt infolge des Todes oder der Handlungsunfähigkeit des Amtsinhabers/der Amtsin- 
haberin vakant geworden ist. 


471 

















Wenn ein Mitglied des Rates für den Rest seiner/ihrer Amtszeit nicht mehr an den 
Tagungen des Rates teilnehmen kann, wählt der Rat im Einvernehmen mit der 
Mitgliedskirche für die noch verbleibende Amtszeit eine/n Stellvertreter/in. 


5. Der Rat beschließt die Finanzhaushalte des Weltbundes. Er nimmt die geprüften 
Rechnungsberichte entgegen und erteilt die Entlastung. 





6. Der Rat wählt aus seiner Mitte die Vizepräsidenten /- ‚dentinnen unter Berück- 
sichtigung der sieben geographischen Regionen, 

Der Rat wählt aus seiner Mitte ein Exekutivkomitee sowie Programmaus; 
ernennt deren Vorsitzende. 

Das Exekutivkomitee setzt sich aus folgenden Personen zusammen: dem Präsidenten / 
der Präsidentin, den Vizepräsidenten/-präsidentinnen, dem/ der Schatzmeister/in und 
den Vorsitzenden der Programmausschü: 
Für die Programmausschüsse wählt der Rat für die Dauer seiner Amtszeit insgesamt 
bis zu 30 Berater/innen mit Stimmrecht in den Ausschüssen. 

Bei Bedarf kann der Rat ständige Ausschüsse oder Ad-hoc-Unterausschüsse berufen. 
Das Exekutivkomitee nimmt die ihm vom Rat zugewiesenen Aufgaben wahr, um den 
reibungslosen Ablauf der Tätigkeiten des Weltbundes zu gewährleisten. 

Es beschließt unter anderem, welche Mitglieder des Rates oder des Stabes für den 
Lutherischen Weltbund zeichnungsberechtigt sind. 

Das Exekutivkomitee fungiert als Personalausschuß. Es nimmt ferner die Aufgaben 
des Treuhandschaftsrates des Weltbundes wahr. 








hüsse und 













9. NATIONALE KOMITEES 


Die Mitgliedskirchen können in jedem Land ein Nationales Komitee bilden, um ihre 
Beziehungen zum Weltbund zu koordinieren. Das Recht jeder Mitgliedskirche, mit 
dem Weltbund unmittelbar in Verbindung zu treten, wird dadurch nicht berührt. Jedes 
Nationale Komitee legt dem Rat einen Jahresbericht über seine Tätigkeiten vor. 


10. AMTSTRÄGER/INNEN 


a. Präsident! in 





Die Wahl des identen/der Präsidentin durch die Vollversammlung erfolgt durch 
die Mehrheit der in einer schriftlichen Wahl abgegebenen Stimmen. 

Der/die Präsident/in übernimmt sein/ihr Amt unmittelbar nach Schluß der Vollver- 
sammlung, auf der die Wahl stattgefunden hat. Er/sie bleibt bis zum Schluß der näcl 
sten ordentlichen Vollversammlung im Amt und kann nicht für eine weitere Amtszeit 
wiedergewählt werden. 

Der/die Präsident/in ist der/die oberste Vertreter/in und Sprecher/in des Weltbundes. 
Er/sie leitet die Vollversammlung, den Rat und das Exekutivkomitee, 

Der/die Präsident/in führt im Zusammenwirken mit dem/der Generalsekretär/in und 
dem/der Schatzmeister/in die Aufsicht über Leben und Arbeit des Weltbundes. 
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b. Schatzmeister/in 


Der/die Schatzmeister/in wird vom Rat auf dessen konstituierender Sitzung gewählt 
und bleibt bis zum Schluß der folgenden ordentlichen Vollversammlung im Amt. 
Der/die Schatzmeister/in führt die Aufsicht über die finanziellen Angelegenheiten 
des Weltbundes und berät den Präsidenten/die Präsidentin und den/die Generalsekre- 
tär/in in diesen Angelegenheiten. 


11. SEKRETARIAT 


Der Weltbund unterhält ein Sekretariat, das zur Erfüllung seiner Aufgaben angemes- 
sen ist. 
Der Rat legt die Struktur und den Aufgabenbereich des Sekretariats fest. 


12. GENERALSEKRETÄR/IN 


Der Rat wählt unverzüglich nach Schluß jeder ordentlichen Vollversammlung den/die 
Generalsekretär/in, dessen/deren Amtszeit mit dem Dienstantritt des Nachfolgers/ 
der Nachfolgerin endet. Der/die Generalsekretär/in ist hauptberuflich tätig. Wieder- 
wahl ist möglich. 

Der/die Generalsekretär/in ist dem Rat für seine/ihre Arbeit verantwortlich. Er/sie 
führt die Geschäfte des Weltbundes und vollzieht die Beschlüsse der Vollversamm- 
lung und des Rates. 

Der/die Generalsekretär/in erstattet der Vollversammlung und dem Rat Bericht. 


13. FINANZEN 


Der Rat genehmigt die Finanzbedarfsliste zur Übersendung an die Mitgliedskirchen, 
Nationalen Komitees und sonstigen Organisationen. Er empfiehlt die Unterstützung 
der Bedarfsliste durch zweckgebundene und nicht zweckgebundene Beiträge. 

Der Rat setzt die von den Mitgliedskirchen zu zahlenden Mitgliedsbeiträge fest. Der 
Rat nimmt den Bericht der Buchprüfer entgegen und billigt den jährlichen Finanz- 
bericht. Die Mitgliedskirchen erhalten einen jährlichen Finanzbericht. 


14. VERFASSUNGSÄNDERUNGEN 
UND AUSFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN 


a. Verfassungsänderungen 


Änderungen dieser Verfassung können mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen 
Stimmen einer ordentlichen Vollversammlung beschlossen werden, sofern die Ände- 
rungsvorschläge den Mitgliedskirchen drei Monate vor der Vollversammlung durch 
den/die Generalsekretär/in mitgeteilt wurden. 

Verfassungsänderungen treten ein Jahr nach ihrer Verabschiedung durch die Vollver- 
sammlung in Kraft, wenn nicht vorher von mindestens einem Drittel der Mitglieds- 
kirchen beim Rat Einspruch eingelegt worden ist. 
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b. Ausführungsbestimmungen 


Der Rat erläßt die Ausführungsbestimmungen zu dieser Verfassung. Diese Bestim- 
mungen oder ihre Änderung treten ein Jahr nach ihrer Verabschiedung in Kraft, wenn 
nicht vorher von mindestens einem Drittel der Mitgliedskirchen beim Rat Einspruch 
eingelegt worden ist. 

Die Vollversammlung kann Ausführungsbestimmungen mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen annehmen, ändern oder aufheben. Solche Beschlüsse treten 
nach einem Jahr in Kraft, wenn nicht vorher von mindestens einem Drittel der Mit- 
gliedskirchen beim Rat Einspruch eingelegt worden ist. 
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Mitgliedskirchen des Lutherischen Weltbundes 


AFRIKA 


Äthiopien 

Äthiopische Evangelische Kirche 
Mekane Yesus 

Ye Ethiopia Wongelawit Bete — Kristian 
Mekane Yesus) 

Dem LWB beigetreten: 1963 


Botswana 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Botswana 
(Kereke ya Luthere ya Efangele 

mo Botswana) 

Dem LWB beigetreten: 1986 


Eritrea 

Evangelische Kirche von Eritrea 
(Wenghelawit Bete Kristian Be Ertra) 
Dem LWB beigetreten: 1963 


Kamerun 


he Brüderkirche von Kamerun 
se fraternelle lutherienne du Cameroun) 
Dem LWB beigetreten: 1992 





Evangelisch-Lutherische Kirche 
von Kamerun 

(Eglise évangélique luthérienne 
du Cameroun) 

Dem LWB beigetreten: 1971 


Kenia 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Kenya 
(Kanisa la Kiinjili la Kilutheri Katika Kenya) 
Dem LWB beigetreten; 1970 

Kenianische Evangelisch-Lutherische Kirche 


(Kanisa la Kiinjili la Kilutheri Kenya) 
Dem LWB beigetreten: 1992 





Liberia 
Lutherische Kirche in Liberia 
Dem LWB beigetreten: 1966 


Madagaskar 

Madagassische Lutherische Kirche 
(Fiangonana Loterana Malagasy) 
Dem LWB beigetreten: 1950 


Malawi 
Evangelisch-Lutherische Kirche in Malawi 
(Mpingo wa Uthenga Wabwino Wa Lutele 
M’Malawi) 

Dem LWB beigetreten: 1988 


Namibia 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Namibia 
(ELKIN) 

(Ongeleki Onkwaevaangeli paLuther 
yomuNamibia) 

Dem LWB beigetreten: 1961 


Evangelisch-Lutherische Kirche in Namibia 
(DELK) 
Dem LWB beigetreten: 1963 


Evangelisch-Lutherische Kirche 

in der Republik Namibia (ELKRN) 
(!Gäi-=höa Kerkib Lutheri dib Namibiab 
Ina — Ongerki jEvangeli ja Luther mu 
Namibia) 

Dem LWB beigetreten: 1970 


Nigeria 

Lutherische Kirche Christi in Nigeria 
(Ekklesiyar Kristi Ta Lutheran A Nigeria) 
Dem LWB beigetreten: 1961 

Lutherische Kirche von Nigeria 

Dem LWB beigetreten: 1973 


Senegal 

Lutherische Kirche von Senegal 
(Eglise lutherienne du Sénégal) 
Dem LWB beigetreten: 1992 


Sierra Leone 
Evangelisch-Lutherische Kirche 
in Sierra Leone 

Dem LWB beigetreten: 1990 


Simbabwe 
Evangelisch-Lutherische Kirche 
in Simbabwe 

Dem LWB beigetreten: 1963 


Südafrika 
Evangelisch-Lutherische Kirche 

im Südlichen Afrika 

(Evangelies Lutherse Kerk in Suider Afrika) 
Dem LWB beigetreten: 1976 


Evangelisch-Lutherische Kirche 

im Südlichen Afrika (Kapkirche) 
(Evangelies-Lutherse Kerk in Suider Afrika 
(Kaapse Kerk) 

Dem LWB beigetreten: 1963 
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Evangelisch-Lutherische Kirche im 
Südlichen Afrika (Natal-Transvaal) 
(Evangeliese Lutherse Kerk in Suider Afrika 
(Natal-Transvaal)) 

Dem LWB beigetreten: 1992 


Brüderkirche im Südlichen Afrika 
Dem LWB beigetreten: 1975 


Tansania 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Tansania 
(Kanisa la Kiinjili la Kilutheri Tanzania) 
Dem LWB beigetreten: 1964 


Zaire 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Zaire 
(Eglise évangélique luthérienne du Zaire) 
Dem LWB beigetreten: 1986 





frikanische Republik 
Evangelisch-Lutherische Kirche der 
Zentralafrikanischen Republik 
(Eglise évangélique lutherienne 

de la République centrafricaine) 
Dem LWB beigetreten: 1974 


ASIEN 


Australien 

Lutherische Kirche von Australien 
Dem LWB beigetreten als assoziiertes 
Mitglied: 1994 


Bangladesch 
Lutherische Kirche von Bangladesch 
Dem LWB beigetreten: 1986 


Evangelisch-Lutherische Kirche 
von Nordbangladesch 
Dem LWB beigetreten: 1992 


Hongkong 
Chinesische Rheinische Kirche, 
Hongkong-Synode 

Dem LWB beigetreten: 1974 
Evangelisch-Lutherische Kirche 
von Hongkong 

Dem LWB beigetreten: 1957 


Lutherische Kirche von Hongkong 
und Macau 
Dem LWB beigetreten: 1992 
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Tsung Tšin Mission von Hongkong 
Dem LWB beigetreten: 1974 


Indien 
Evangelisch-Lutherische Andhra-Kirche 
Dem LWB beigetreten: 1950 


Lutherische Arcot-Kirche 
Dem LWB beigetreten: 1961 


Evangelisch-Lutherische Kirche 
in Madhya Pradesh 

(Madhya Pradesh Evangelical Lutheran 
Kalisiya) 

Dem LWB beigetreten: 1950 
Evangelisch-Lutherische Gossner-Kirche 
in Chotanagpur und Assam 

Dem LWB beigetreten: 1947 


Evangelisch-Lutherische Kirche von Indien 
Dem LWB beigetreten: 1970 


Evangelisch-Lutherische Jeypur-Kirche 
Dem LWB beigetreten: 1950 


Nördliche Evangelisch-Lutherische Kirche 
Dem LWB beigetreten: 1950 

Südliche Evangelisch-Lutherische 
Andhra-Kirche 

(Dakshana Andhra Lutheran Sangham) 
Dem LWB beigetreten: 1952 


Evangelisch-Lutherische Tamil-Kirche 
(Thamil Suvesesha Lutheran Thiruchabai) 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Indonesien 

Christliche Batak-Gemeinschaftskirche 
(Gereja Punguan Kristen Batak) 

Dem LWB beigetreten: 1972 


Christlich-Protestantische Angkola-Kirche 
(Gereja Kristen Protestan Angkola) 
Dem LWB beigetreten: 1977 


Christlich-Protestantische Kirche 
in Indonesien 

(Gereja Kristen Protestan Indonesia) 
Dem LWB beigetreten: 1975 





Indonesische Christliche Kirche 
(Majelis Pusat Huria Kristen Indonesia) 
Dem LWB beigetreten: 1970 


Indonesische Christliche Lutherische Kirche 
(Gereja Kristen Luther Indonesia) 
Dem LWB beigetreten: 1994 











Protestantisch-Christliche Batak-Kirche 
(Huria Kristen Batak Protestan) 
Dem LWB beigetreten: 1952 


Protestantisch-Christliche Kirche 

in Mentawai 

(Gereja Kristen Protestan di Mentawai) 
Dem LWB beigetreten: 1984 


Protestantisch-Christliche Simalungun- 
Kirche 

(Gereja Kristen Protestan Simalungun) 
Dem LWB beigetreten: 1967 


Japan 
Evangelisch-Lutherische Kirche von Japan 
(Nihon Fukuin Ruuteru Kyookai) 

Dem LWB beigetreten: 1952 


Evangelisch-Lutherische Kinki-Kirche 
(Kinki Fukuin Ruteru Kyokai) 
Dem LWB beigetreten: 1976 


Jordanien 
sch-Lutherische Kirche in Jordanien 
Al-Injiliyyeh Al-Loutheriyyeh Fi 





Al-Urdun) 
Dem LWB beigetreten: 1974 


Korea 

Lutherische Kirche in Korea 
(Kidokyo Hankuk Lutuhoi) 
Dem LWB beigetreten: 1972 


Malaysia 

Basler Christliche Kirche von Malaysia 
(Gereja Basel Malaysia) 

Dem LWB beigetreten: 1979 


Evangelisch-Lutherische Kirche in Malaysia 
(Gereja Evangelical Lutheran di Malaysia) 
Dem LWB beigetreten: 1968 


Lutherische Kirche in Malaysia und Singapur 
(Gereja Lutheran di Malaysia dan Singapura) 
Dem LWB beigetreten: 1971 


Protestantische Kirche in Sabah 
(Gorija Protestan Sid Sabah) 
Dem LWB beigetreten: 1995 


Papua-Neuguinea 
Evangelisch-Lutherische Kirche 
von Papua-Neuguinea 

Dem LWB beigetreten: 1976 


Lutherische Gutnius-Kirche — 
Papua-Neuguinea 
Dem LWB beigetreten: 1979 


Philippinen 
Lutherische Kirche auf den Philippinen 
Dem LWB beigetreten: 1973 


Taiwan 
Lutherische Kirche auf Taiwan 
Dem LWB beigetreten: 1960 


Lutherische Kirche von Taiwan 
Dem LWB beigetreten: 1984 


Lutherische Kirche der Republik China 
(Chung Kuo Chi Tu Chiao Hsin Yi Hui) 
Dem LWB beigetreten: 1995 


Thailand 
Evangelisch-Lutherische Kirche in Thailand 
Dem LWB beigetreten: 1994 


EUROPA 


Dänemark 

Dänische Evangelisch-Lutherische 
Volkskirche 

(Den evangelisk-lutherske Folkekirke 

i Danmark) 

Dem LWB beigetreten: 1947 

Die Diozesen der Färöerinseln und Grönland 
sind Teil der Dänischen Evangelisch- 
Lutherischen Volkskirche. 





Deutschland 
Evangelische Landeskirche in Württemberg 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Evangelisch-Lutherische Kirche in Baden 
Dem LWB beigetreten: 1968 


Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Evangelisch-Lutherische Landeskirche 
in Braunschweig 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Evangelisch-Lutherische Kirche 
in Oldenburg 
Dem LWB beigetreten: 1957 
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Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Evangelisch-Lutherische Landeskirche 
Hannovers 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Evangelisch-Lutherische Landeskirche 
Mecklenburgs 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Evangelisch-Lutherische Landeskirche 
Sachsens 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Evangelisch-Lutherische Landeskirche 
Schaumburg-Lippe 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Lettische Evangelisch-Lutherische Kirche 
im Ausland 

(Latvijas Evangeliski Luteriska Baznica 
àrpus Latvijas) 

Dem LWB beigetreten: 1947 


Lippische Landeskirche (Lutherische Klasse) 
Dem LWB beigetreten: 1992 


Nordelbische Evangelisch-Lutherische 
Kirche 
Dem LWB beigetreten: 1977 


Pommersche Evangelische Kirche 
Dem LWB beigetreten: 1956 


Estland 

Estnische Evangelisch-Lutherische Kirche 
(Eesti Evangeelne Luterlik Kirik) 

Dem LWB beigetreten: 1963 


Finnland 

Evangelisch-Lutherische Kirche Finnlands 
(Suomen Evankelis-Luterilainen Kirkko) 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Frankreich 

Kirche Augsburgischen Bekenntnisses 
im Elsass und in Lothringen 

(Eglise de la Confession d’Augsbourg 
d'Alsace et de Lorraine) 

Dem LWB beigetreten: 1947 


Evangelisch-Lutherische Kirche 

von Frankreich 

(Eglise évangélique luthérienne de France) 
Dem LWB beigetreten: 1947 
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Island 

Evangelisch-Lutherische Kirche - 
Isländische Nationalkirche 
(Thjodkirkja Islands) 

Dem LWB beigetreten: 1947 


Italien 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Italien 
(Chiesa Evangelica Luterana in Italia) 
Dem LWB beigetreten: 1949 


Bundesrepublik Jugoslawien 

Slowakische Evangelische Kirche Augsbur- 
gischen Bekenntnisses in Jugoslawien 
(Slovenská evanjelická augsburského vyzna- 
nia cirkev v Juhoslávii) 

Dem LWB beigetreten: 1952 


Kroatien 

Evangelische Kirche in Kroatien 
(Evangelicka crkva u R. Hrvatskoj) 
Dem LWB beigetreten: 1951 


Lettland 
Ei 





'h-Lutherisch Kirche Lettlands 
Evangeliski Luteriska Baznica) 
Dem LWB beigetreten: 1963 


Litauen 

Evangelisch-Lutherische Kirche Litauens 
(Lietuvos Evangeliku-Liuteronu Baznycia) 
Dem LWB beigetreten: 1967 


Niederlande 
Evangelisch-Lutherische Kirche 
im Königreich der Niederlande 


(Evangelisch-Lutherse Kerk in het 
Koninkrijk der Nederlanden) 
Dem LWB beigetreten: 1952 


Norwegen 

Norwegische Kirche 

(Den Norske Kirke) 

Dem LWB beigetreten: 1947 


Österreich 

Evangelische Kirche Augsburgischen 
Bekenntnisses in Österreich 

(Dem LWB beigetreten: 1947 


Polen 

Evangelisch-Augsburgische Kirche in Polen 
(Koscilisch-Augsburgische Kirche in Pole) 
Dem LWB beigetreten: 1947 














Rumänien 

Evangelische Kirche Augsburgischen 
Bekenntnisses in Rumänien 

Dem LWB beigetreten: 1964 


Synodal-Presbyteriale Evangelisch- 
Lutherische Kirche 

(Biserica Evanghelica Lutherana Sinodo- 
Presbiteriala de Confesiune Augustana din 
Romania) 

Dem LWB beigetreten: 1964 


Russische Föderation und Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten 
Evangelisch-Lutherische Kirche in Russland 
und anderen Staaten 

Dem LWB beigetreten: 1989 


Evangelisch-Lutherische Kirche 
Ingermanlands in Russland 
Dem LWB beigetreten: 1994 


Schweden 

Schwedische Kirche 
(Svenska Kyrkan) 

Dem LWB beigetreten: 1947 


Schweiz 

Bund Evangelisch-Lutherischer Kirchen in 
der Schweiz und im Fürstentum Liechtenstein 
Dem LWB beigetreten: 1979 


Slowakische Republik 

Evangelische Kirche Augsburgischen 
Bekenntnisses in der Slowakischen Republik 
(Evanjelická cirkev augsburgsk&ho vyznania 
na Slovensku) 

Dem LWB beigetreten: 1947 


Slowenien 
Evangelische Kirche Augsburgischen 
Bekenntnisses in Slowenien 





(Evangelicanska cerkev A.V. v Republiki 
Sloveniji) 
Dem LWB beigetreten: 1952 


Tschechische Republik 

Schlesische Evangelische Kirche 
Augsburgischen Bekenntnisses in der 
Tschechischen Republik 

(Slezská církev evangelická augsburského 
vyznání v Ceské republice) 

Dem LWB beigetreten: 1956 


Ungarn 

Lutherische Kirche in Ungarn 
(Magyarországi Evangélikus Egyház) 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Vereinigtes Königreich 
Lutherische Kirche in Grossbritannien 
Dem LWB beigetreten: 1988 


LATEINAMERIKA 


Argentinien 

Evangelische Kirche am La Plata 
(Iglesia Evangélica del Río de la Plata) 
Dem LWB beigetreten: 1991 





Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
(Iglesia Evangélica Luterana Unida) 
Dem LWB beigetreten: 1951 


Bolivien 

Bolivianische Evangelisch-Lutherische 
Kirche 

(Iglesia Evangélica Luterana Boliviana) 
Dem LWB beigetreten: 1975 


Brasilien 

Evangelische Kirche Lutherischen 
Bekenntnisses in Brasilien 

(Igreja Evangélica de Confissão Luterana 
no Brasil) 

Dem LWB beigetreten: 1952 


Chile 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Chile 
(Iglesia Evangélica Luterana en Chile) 
Dem LWB beigetreten: 1955 


Lutherische Kirche in Chile 
(Iglesia Luterana en Chile) 
Dem LWB beigetreten: 1991 





El Salvador 

Lutherische Salvadorianische Synode 
(Sínodo Luterano Salvadoreño) 

Dem LWB beigetreten: 1986 


Guyana 


Lutherische Kirche in Guyana 
Dem LWB beigetreten: 1950 


479 











Honduras 

Christlich-Lutherische Kirche von Honduras 
(Iglesia Cristiana Luterana de Honduras) 
Dem LWB beigetreten: 1994 


Kolumbien 

Evangelisch-Lutherische Kirche 

von Kolumbien 

(Iglesia Evangélica Luterana de Colombia) 
Dem LWB beigetreten: 1966 


Mexiko 

Mexikanische Lutherische Kirche 
(Iglesia Luterana Mexicana) 
Dem LWB beigetreten: 1957 





Nicaragua 

Lutherische Kirche von Nicaragua 
„Glaube und Hoffnung“ 

(Iglesia Luterana de Nicaragua Fe 
y Esperanza) 

Dem LWB beigetreten: 1994 


Surinam 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Surinam 
(Evangelisch Lutherse Kerk in Suriname) 
Dem LWB beigetreten: 1979 
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Venezuela 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Venezuela 
(glesia Evangélica Luterana en Venezuela) 
Dem LWB beigetreten: 1986 


NORDAMERIKA 


Kanada 

Estnische Evangelisch-Lutherische Kirche 
im Ausland 

(Eesti Evangeeliumi Luteriusu Kirik) 
Dem LWB beigetreten: 1947 


Evangelisch-Lutherische Kirche in Kanada 
Dem LWB beigetreten: 1986 


Vereinigte Staaten von Amerika 
Evangelisch-Lutherische Kirche in America 
Dem LWB beigetreten: 1988 


Litauische Evangelisch-Lutherische Kirche 
in der Diaspora 

(Lietuviu Evangeliku Liuteronu Baznycia 
Iseivijoje) 

Dem LWB beigetreten: 1947 
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1955 134334 
1960 236204 
1965 SE 610213 
1970 702.800 
1975 1560142 
1980 2991748 
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Personenregister 


AARFLOT, Andreas 346 

AASGARD, Johan Arnd 131 

ABISHEGAM, Nirmala 278 

ABRAHAM, Emmanuel 14, 60, 70, 85, 175, 
352, 414 

ABRAHAM, Ruth 266 

ADENAUER, Konrad 311 

ALTHAUS, Paul 35, 282 

ALTMANN, Walter 369 

APPADURAI (Pastor) 134 

APPEL, André 6, 14, 65, 70, 74, 85, 204, 205, 
207, 218, 443-447, 448, 449, 454 

APPEL, Erna, MEYER 443 

ASHEIM, Ivar 14, 302, 336 

ASKE, Sigurd 148 

ASMUSSEN, Hans 35 

AUALA, Leonhard 255 

AUKRUST, Tor 112 

AULÉN, Gustaf 44, 174, 371 


BACHMAN, John W. 131 

BACHMANN, E. Theodore 14, 47, 85, 131, 
316, 369, 392, 432 

BACHMANN, Mercia 14, 15, 369 

BAETZ, Reuben 95, 102 

BARTH, Karl 34, 35, 43, 47, 174, 282, 333, 
374 

BATONG, Thomas 365 

BAUR, Jörg 330 

BECKER, Horst 74 

BEHNKEN, John W. 319 

BELL, G. K. A. 36, 390, 391 

BENGU, Sibusisu 128, 292, 295 

BERGGRAV, Eivind 22, 37, 38, 39, 41, 47, 





BESIER, Gerhard 26, 47, 432 

BETTENHAUSEN, Elizabeth 264 

BIRKELI, Fridtjov 59, 140, 344 

BOE, Lars 47 

BOLEWSKI, Hans 324 

BONHOEFFER, Dietrich 35, 36, 47, 340, 
427 

BRAKEMEIER, Gottfried 6, 12, 14, 361, 368, 
369, 422-425, 464 

BRAND, Eugene 14, 186, 191, 218, 248, 282, 
451 

BRANDT, Willy 73, 416 

BRANDT, Reinhard 14, 330 

BRATTGARD, Helge 324, 327 
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BRING, Ragnar 174, 371 

BROHED, Ingmar 378 

BRUNNER, Peter 46, 185, 196, 197, 198, 204, 
218, 221, 223, 224, 310, 330 

BRUNOTTE, Heinz 312, 385 

BULTMANN, Rudolf 174, 374 

BURGESS, Andrew 394, 396 

BURGESS, Joseph, A. 250 





BUTHELEZI, Manas 74, 202, 257, 361 


CAMARA, Dom Helder 175, 474 

CARLSON, Edgar M. 318 

CHAMBRON, Marc 202 

CHRISTIANSEN, Christian 98 

CONRAD, H. 185, 394, 396 

CRUMLEY, James R. Jr. 14, 82, 85, 214, 215, 
365, 367, 454 


DAHLGREN, Sam 131 

DAVID (Bischof) 326 

DESZÉRY, László 313 

DIESTEL, Gudrun 265 

DIETZFELBINGER, Hermann 225, 230 

DÓKA, Zoltán 359, 414 

DREHER, Martin 14, 345, 425 

DUCHROW, Ulrich 126, 128, 131, 176, 191, 
286, 302, 401 


EGGINS, Edwin 131 

EHRENBERG, Hans 43, 44, 47 

EIDEM, Erling 21, 30, 33, 41, 47, 303, 304, 
306, 309, 429, 432 

ELERT, Werner 242, 282 

ELLINGSEN, Mark 241 

EMPIE, Paul 102, 103, 105, 112, 310, 389, 
435 


FILO, Julius 14, 279, 280 

FISCHER, Jaques 278 

FISCHER, Robert W. 392 

FISTAROL, Beate 365 

FORELL, Birger 372 

FOSSEUS, Helge 326 

FRADO, Dennis 14, 301 

FRY, Franklin Clark 4, 6, 21, 42, 58, 64, 104, 
191, 200, 201, 255, 318, 319, 321, 323, 
324, 386-392, 411 

FRY, Hilda DREWS 386 

FUGLSANG-DAMGAARD, Hans 42 











GASSMANN, Günther 218, 250 
GEBRE SELASSIE, Emmanuel 14, 60, 85 
GENSICHEN, Hans-Werner 318 
GIERTZ, Bo 318, 411 

GLOEGE, Gerhard 285, 324, 327 
GOGARTEN, Friedrich 35 
GOTTSCHALD, Karl 337 

GRAUL, Karl 133 

GRESCHAT, Martin 432 
GRITSCH, Eric W. 14, 323, 396, 438 
GRUMM, Christine 269 
GRUNDMANN, Siegfried 47 


HABELGAARN, August W. 351 

HANSELMANN, Johannes 6, 352, 355, 361, 
366, 414, 418-421 

HANSEN, Holger B. 14, 131 

HANSEN, Paul 73, 109, 156, 333 

HARMATI, Bela 14, 292, 298 

HAUGE, Henrik 102, 105 

HAUGE, Hans Nielsen 393 

HEIENE, Gunnar 14, 47 

HELD, Christa 14, 108, 111, 128, 131, 269 

HERMAN, Stewart W. 14, 24, 42, 47, 57, 
58, 85, 93, 100, 121, 131, 140, 163, 310, 
428 

HERNTRICH, Hans-Volker 14, 385, 442 

HERNTRICH, Volkmar 102 

HERTZ, Karl 286 

HERTZBERG, Eva VON 14, 265 

HERTZSCH, Klaus-Peter 352 

HESSLER, Hans-Wolfgang 132 

HINZ, Rudolf 128 

HJELM, Norman A. 2, 13, 280, 365, 369, 451, 
454, 456, 460 

HOEFFEL, Michel 14, 447 

HOERSCHELMANN, Sieghilde 365 

HOFFMAN, Bengt 102 

HOLLOWAY, Sandra 280 

HOLZE, Heinrich 12, 14, 191 

HONG, Howard 14, 24, 47, 93, 110, 131 

HOYER, Conrad 394, 396 

HSIAO, Andrew 14, 352, 355 

HUBER, Wolfgang 302 

HØJEN, Peder 249 


IDLAND, Alf 279 

IHMELS, Ludwig 20 
INADOMI (Pastor)134 
ISHIDA, Yoshiro 257, 258, 265 
ISSA, Hanna 99, 109, 131 
TWAND, Hans Joachim 35 





JANHONEN, Anneli 14, 269 

JARLERT, Anders 378 

JOHANSSON, Harry 102 

JØRGENSEN, Alfred, Th. 22, 41,42, 429 

JUNG, Etienne 68 

JUVA, Mikko 6, 14, 85, 207, 256, 284, 331, 
334, 336, 344, 346, 357, 397-403 

JUVA, Riitta BROFELDT 397 


KÁDÁR, János 354 

KAGAWA, Toyohiko 432 

KÁLDY, Magdolna ESZE 412 

KÁLDY, Zoltán 4, 6, 77, 355, 358, 359, 
410-417, 419, 450 

KALNINS, Harald 156, 157 

KANTONEN, Taito A. 185, 221 

KANYORO, Musimbi 14, 267, 281 

KASCH, Susanne 274, 378 

KEGLEY, Charles W. 378 

KELLER, Adolf 24 

KIBIRA, Josiah 4, 6, 71, 74, 77, 257, 271, 
346, 35 . 355, 358, 404-409, 413, 
414 

KIBIRA, Martha 404 

KIRST, Nelson 191 

KISHI, Chitose 318 

KISHII, Satoru 191 

KNUTSON, Kent 286, 331, 340, 341, 342, 
343 

KOLOWA, Sebastian 365 

KRUMMACHER, Frierich-Wilhelm 318 

KRUSCHE, Günter 14, 301, 302 

KUMARI, Prasanna 2. 

KÜNNETH, Friedrich Wilhelm 186 

KÄLSTRÖM, Elsa 457 

LAKRA, Joel 254, 306 

LARSON, Rebecca 295 

LARSSON, Per 14, 406, 408, 409 

LATHROP, Gordon 187 

LAZARETH, William H. 14, 284, 336, 352, 
392 

LEFFLER, Lois 281, 351, 403 

LEHTONEN, Risto 14, 131, 162 

LEMA, Anza A. 14, 131, 280, 356 

LILJE, Hanns 6, 20, 26, 32, 39, 40, 42, 47, 57, 
58, 64, 85, 91, 93, 95, 131, 165, 170, 191, 
261, 282, 283, 303, 304, 310, 312, 313, 
316, 318, 321, 345, 379-385, 428, 429, 
430, 432, 434, 449 

LIMSTRAND, Siv 279 

LINDBECK, George A. 225, 229 

LINDBERG, Carter 241 
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LISSNER, Jørgen 123, 124, 132, 301 

LIVERNOIS, Gertrude 269 

LOFGREN, Joan 278 

LONG, Ralph H. 137, 303, 309, 426 

LORENZ, Eckehart 14, 219, 292, 298, 301, 
302 

LUDWIG, Hartmut 432 

LUMBANTOBING, Andar 324, 326, 328 

LUND-QUIST, Carl 4, 6, 15, 21, 168, 200, 
201, 260, 310, 316, 318, 323, 411, 
433-438, 440, 441, 444 

LUNDGREN, Manfred 61, 85, 148, 163 

LYNGBY, Eva Bededictine 2 








MAASDORP, Albertus 258 

MACKIE, John 103 

MACKIE, Robert 384 

MAHRENHOLZ, Christhard 185 

MAIMELA, Simon 215 

MANIKAM, Rajah 255 

MARAHRENS, August 20, 30-32, 34, 47, 
312, 379, 442 

MARAVA, Anna 278 

MARO, Nicholas J. 257, 346 

MARPLE, Dorothy 14, 266, 280, 281 

MARSHALL, Robert 14, 85, 310 

MARTENSEN, Daniel F. 14, 210, 249 

MAU, Carl H. Jr. 4, 6, 14, 85, 94, 131, 207, 
212, 257, 266, 296, 333, 334, 346, 352, 
362, 446, 448-451, 454 

MAURY, Philippe 399 

MAURY, Pierre 384 

MEDICI (President) 334, 335 

MEISER, Hans 35, 309, 312, 428, 429 

MERZ, Georg 35 

MEUSER, Fred 286 

MEYER, Harding 14, 210, 218, 248, 249, 250 

MEYER, Heinrich 334 

MICHELFELDER, Sylvester 4, 6, 21, 24, 26, 
30, 32, 35, 42, 56, 57, 78, 86, 90, 91, 93, 
101, 136, 276, 303, 309, 426-432, 433, 
435, 436, 440, 444 

MICHELFELDER, Florence E. KIBLER 
427 

MIKLOS, Imre 355 

MILLER, Francis 384 

MOLL, Edwin 96, 98 

MOLLAND, Einar 453 

MOREHEAD, John 20, 23, 86, 308 

MORTENSEN, Viggo 4, 11, 12, 14, 183, 188, 
191, 275, 302 

MOSHI, Stephano 60, 61, 255, 326, 406 
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MUETZELFELDT, Bruno 88, 106-113, 126, 
128, 179 

MWAKABANA, Hance 185 

MWAKISUNGA, Amon A. 258 


NABABAN, Soritua 74, 365 

NELDNER, Brian W. 14, 107, 124, 126-128, 
131 

NELSON, E. Clifford 14, 21, 47, 201, 227, 
242, 309, 324, 329, 389, 392, 432 

NGEIYAMU, Joel 111, 257 

NIEMÖLLER, Martin 26, 32, 34, 43, 311, 
383, 384, 399 

NILES, D. T. 399 

NOKO, Ishmael 4, 5, 6, 8, 12, 14, 269, 288, 
457-460 

NOKO, Gladys 457 

NORDSTOKKE, Kjell 219 

NOSTBAKKEN, Roger 358 

NYERERE, Julius 105, 106, 346, 347 

NYGREN, Anders 6, 21, 22, 27, 34, 35, 36, 
37, 41, 44, 46, 47, 54, 94, 167, 169, 174, 
185, 191, 221, 303, 309, 310, 370-378, 
399, 407, 429, 431, 432, 436 

NYGREN, Irmgard BRANDIN 370, 377,378 





ORDASS, Lajos 38, 39, 42, 63, 74, 303, 309, 
313, 319, 321, 323, 354, 355, 359, 360, 
391,410, 411, 417, 437 

OTTE, Ha , 47,317 

OTTO, Rudolf 370 








PAUL, Julius 278, 282 

PECHMANN, Wilhelm VON 41 

PEHRSSON, Per 47 

PEIPONEN, Matti 278 

PIETRANTONIO, Ricardo 183 

PLANER-FRIEDRICH, Götz 188, 302 

PRENTER, Regin 46, 168, 169, 170, 185, 191, 
198 

PREUS, David W. 14, 352, 355, 358 

PREUS, J. A. O. 203 

PROSTREDNIK, Ondrej 279 

P'ENG FU 253, 306 


RAJARATNAM, Kunchala 14, 124, 275, 336 
RAJASHEKAR, J. Paul 184, 185, 191 
RASOLOFOSAONA, David 278 
REICHLE, Erika 269 

RENDTORFF, Trutz 112, 336 
RENDTORFF, Heinrich 317 

REUSS, Carl 112 











RIEGNER, Gerhart M. 79, 357 


RIES, Eugene 14, 107, 111, 119, 128, 131, 


294 
ROGESTAM, Christina 268, 365 
ROTHERMUNDT, Jörg 330 
RUSCH, William G. 14, 249, 250, 392 
RYMAN, Björn 14, 131, 132 


SAUTER, Gerhard 26, 47, 432 
SAVARIMUTHU, S. W. 253, 303 
SCHAEFFER, William D. 68 
SCHERER, James A. 14, 74, 162, 163 
SCHIEFFER, Elisabeth 250 
SCHIOTZ, Dagny AASEN 393 


SCHIOTZ, Fredrik A. 4, 6, 59, 98, 111, 
140, 163, 314, 324, 331, 332, 335, 336, 


395-396 


SCHJØRRING, Jens Holger 3, 11, 12, 13, 46, 
60, 84, 131, 275, 309, 345, 360, 378, 409, 


417, 432, 447 
SCHLIEPER, Ernesto 255, 333 
SCHLINK, Edmund 35, 43, 46 


SCHMIDT-CLAUSEN, Kurt 6, 47, 199, 219, 
255, 286, 309, 324, 385, 432, 439-442, 


444, 449 
SCHUH, Henry 102 
SCHUSTER, Kim 278 
SCHÜTTE, Hei 
SEIGEWASSER, 
SELAISSIE, Haile 60 

SEPTEMBER, Donald 256 
SILITONGA, Bernhard 255 

SIMOJOKI, Martti 334 

SITTLER, Joseph 112 

SKYDSGAARD, Kristen, Ejner 225, 229 
SÖDERBLOM, Nathan 22, 30, 41, 305 
SOLBERG, Richard W. 48, 132, 309, 369 





SOVIK, Arne 301 


STÅLSETT, Gunnar 4, 6, 14, 82, 144, 
213, 214, 215, 216, 219, 258, 267, 297, 
299, 301, 359, 361, 365, 367, 413, 449, 


451-456, 457 
STÄHLIN, Gustav 311 
STANGE, Carl 32-34, 370 
STAUFFER, S. Anita 14, 186, 187, 191 
STUMPF, Ludwig 99 
SUNDKLER, Bengt 106, 404, 405, 409 


TELEWODA, Susannah 266 
TERRAY, László 14, 323, 360, 438 
THIERFELDER, Jörg 432 





TÖDT, Heinz-Eduard 175, 176, 285, 287, 302, 
331, 336, 339, 340 

TORKELSON, Wilmar 438 

TORM, Frederik 33 

TORNQUIST, Guido 334 

TORUÑO, Quezada 301 

TRILLHAAS, Wolfgang 112, 385 

TROELTSCH, Ernst 370 

TUMSA, Gudina 150, 176 

TYRA, Ralf 432 


UCKO, Agneta 269 


VAJTA, Vilmos 14, 46, 47, 64, 169, 170, 185, 
191, 229, 250, 326, 417 





VISCHER, Lukas 249, 356 

VISSER’T HOOFT, Willem A. 41, 321, 384, 
390, 391, 399, 427, 432 

VOGEL, Heinrich 35 

VOLLNHALS, Clemens 432 

VOKSØ, Per 14, 345 

VOSS, Nikolaus 278 


WADENSJÖ, Bengt 48 

WALTER, Otto 108, 116 

WALTHER, Christian 112 

WARIS, Heikki 283, 324, 327 

WEE, Paul 297, 298, 301 

WEEBER, Rudolf 68 

WENTZ, Abdel Ross 5, 21, 133, 304, 307, 309 

WENTZ, Frederick 163, 435, 438 

WESTHELLE, Vítor 14, 173, 183, 189, 191, 
425 

WHITING, Henry 102 

WILKENS, Erwin 330 

WILLEBRANDS, Johannes Cardinal 229, 
230, 232, 331, 340, 341, 343, 356, 396 

WINGREN, Gustaf 174, 175, 310, 399, 453 

WÖLBER, Hans-Otto 317, 342 

WOLD, Margaret 265, 352 

WOLF, Emst 35 

WONG JONG JI 258 

WURM, Theophil 90, 428 


ZABOLAI-CSEKME, Eva 263, 265 
ZEDDIES, Helmut 219 














Nicht für alle. Aber für Sie. 


Lutherische 
Monatshefte 


... informieren. Sie darüber, was sich in der 
Ökumene tut und führen Dialoge mit 
Christen aller Bekenntnisse... 

... folgen den verschlungenen Pfaden natur- 
wissenschaftlichen Fortschritts in ethisches 
Neuland ... 

... sagen Ihnen, wie auf den Bühnen der 
Kultur Zukunft gemacht wird und erinnern 
an historische Horizonte ... 

... setzen sich für eine Politik in christlicher 
Verantwortung ein ... 

... spüren der Frage nach, was Zusammen- 
leben mit anderen Religionen in einer multi- 
kulturellen Gesellschaft bedeutet. 





Bestellen Sie ein kostenloses Exemplar! 
Einfach anrufen unter Telefon (0511) 1241-736 Absender: 
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Di: Neunte Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes in Hongkong ist 
gleichzeitig das 50. Gründungsjubiläum: Der Lutherische Weltbund blickt auf 
ein halbes Jahrhundert aktiv mitgestalteter Kirchen- und Geistesgeschichte zurück. 
1947 in Lund/Schweden mit damals 47 Kirchen aus 26 Ländern Europas und Nord- 
amerikas gegründet, hat er heute 122 Mitgliedskirchen auf allen Kontinenten und 
das Selbstverständnis einer »Gemeinschaft von Kirchen«. 

Die vorliegende Darstellung, die erste komplette und autorisierte, verfolgt die 
50jährige Entwicklung der Institution auf ihren so unterschiedlichen Tätigkeitsfel- 
dern wie Gottesdienst, Mission, Theologie, Ekklesiologie, Ökumene, politische 
und soziale Gerechtigkeit. Der Band enthält außerdem einen Nachschlageteil, in 
dem sämtliche Versammlungen des Lutherischen Weltbundes aufgelistet sind so- 
wie Kurzbiographien aller bisherigen Präsidenten und Generalsekretäre. Im An- 
hang finden sich über 50 dokumentarische Fotos. 

Die Texte wurden unter der Leitung des Department of Theology and Studies von 
einem internationalen Autoren- und Autorinnenteam geschrieben. Das Vorwort 
stammt vom gegenwärtigen Generalsekretär, Dr. Ishmael Noko, das Nachwort 
vom Präsidenten des Lutherischen Weltbundes, Dr. Gottfried Brakemeier. 


Die Herausgeber: 

Jens Holger Schjorring, Jg. 1942, ist Professor für Dogmatik und Kirchengeschichte an 
der Theologischen Fakultät der Universität Aarhus/Dänemark. 

Frühere Veröffentlichungen: Theologische Gewissensethik und politische Wirklich- 
keit. Das Beispiel Eduard Geismars und Emanuel Hirschs (1979); Ökumenische Per- 
spektiven des deutschen Kirchenkampfes (1985). 

Prasanna Kumari, Jg. 1950, Professorin für Neues Testament am Gurukul Theologi- 
cal College in Madras, ist Geschäftsführerin der Vereinigten Evangelisch-Lutheri- 
schen Kirchen in Indien. 

Norman A. Hjelm, Jg. 1931, war 1985-1991 beim Lutherischen Weltbund als Direk- 
tor des Department of Communication und lebt im Ruhestand. 
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